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Vorwort 


läne  Arbeit  wie  die  nachstehende  hätte,  auch  wenn  nicht 
eine  besondere  äussere  Veranlassung  sie  in's  Lebon  gerufen,  nicht 
liager  verzögert  werden  dürfen.  Schon  zu  lange  ist  die  Gesetz- 
gabm^,  WMUi  sie  das  Gebiet  des  Armenwesens  betrat,  ohne  hier 
mneiideii,  dort  weiaeiidai»  immor  die  Sohwierigkeiteo  der  Bahn 
in'i  iMhte  Lidife  steUeoden  und  die  Mittel  rar  Ueberwindimg  der- 
idlMii  la  die  Baad  gebenden  Fahrer  geireeen.  Bei  genanerar 
K«mitiuB8  dieses  Gebietes  wftren  sicherlich  manche  Fehlgriffe, 
welche  auch  die  neueittu,  dasselbe  behandelnden  gesetzgeberischen 
Arbeiten  kennzeichnen,  vermieden  worden.  Und  auch  der  rein 
thenetiflchen  Forschung  hat  es  schon  zu  lange  au  einem  zuvor- 
Itaigai  Bilde  der  ao  unendlich  mannigfaltigen  Entwickehug  und 
dar  aklit  nunder  maimigfidtigai  heutigen  Zustande  des  Annea- 
vflsens  hl  denjen^  Staaten  vnd  St&dten  Bnropa*8  gefbUt,  wdche 
^  dienr  Bendim^  beeoadere,  Idirreiehe  BigenthfiBdidhkeiteB  auf- 
nweisen  haben.  Vielleicht,  wenn  das  Material  schon  längst  ge- 
sichtet und  zu  vorsichti*,'  vergleichenden  Untersuciiuiigeu  bereit 
vorgelegen  hätte,  wäre  der  Zwiespalt  und  die  Unsicherheit  der 
Köauagen  über  das  Wesen  und  die  zweckmässige  Behandlung 
j«Mr  weitrerbnifteten  wirthachaAlichen  Krankheit,  welche  whr 
Anmth  nennen,  Uagafc  beseitigt  Yielleieht  hitte  man  sieb  auch 
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jenar  pessüniBÜsclMii  Ansdiaumig  entwöhnt,  welche  das  Uebel 
achleditweg  fär  nnheilbar  erklärt  Denn  —  so  mangeUiaft  anch 
sonst  die  Beweise  sind,  welche  man  heutzutage  anf  armenstatiati«' 
sehe  Erhebongen  zu  grflnden  vermag  —  das  leuchtet  do«^  aus 

einer  jeden  Zusammenstellung  der  Resultate  solcher  Erhebungen 
hervor,  dass  wir,  auch  da,  wo  die  (Tesctzgcbung  auf  unrichtige 
Bahnen  geratheu  ist,  Krall  der  gesamniten  wirthöchaftlichen  Kul- 
tureutwickelung,  des  Uebels  allmälig  im  Grossen  und  Ganzen  mehr 
und  mehr  Herr  werden. 

Einer  äusseren  Veranlassung  -  so  deutete  ich  an  —  Ter- 
dankt  die  nachfolgende  Arbeit  ihre  Entstehung.  Der  Kongress 
deutscher  Tolkswirthe  fasste  in  seiner  vorjährigen  Yersammlnng 
den  Ueschluss,  die  <hi.s  Arnienwesen  und  die  Arniengesetzgehung 
beireffenden  Fragen  bei  meiner  niulistrn  —  der  diesjährigen  — 

Zusammenkunft  zu  erörtern.  Ivs  schicu  dem  Herausgober  unerläss- 
licb,  daas  diese  wichtigen  und  von  vielen  Seiten  mit  Spannung 
erwarteten  Verhandlungen  einer  in  ihrem  Ansehoi  mehr  und  mehr 
befestigten  E&rperschait  rechtzeitig  vorbereitet,  und  dass  sie  untnr- 
statat  werden  durdi  eine  möglichst  weitgreilSsnde,  die  vorzugs- 
weise wichtigen  HTbmente  klar  und  [»r-aguant  zur  Erscheinung 
bringende  Dar^U'lk^llg  Ih.v.siuhlich  bestehender  Zustände. 

Diese  Aut'gal)e  aber  konuti',  weit  umfassend  wie  sie  gestellt 
war,  innerhali)  der  kurzen  Frist  von  etwa  einem  halben  Jahre 
durch  einen  Einzelnen,  selbst  wenn  er  ihr  seine  ganze  Kraft  hfltte 
widmen  kOnneo,  kaum  gelöet  werden.  Ihre  lOsoDg  forderte  eine 
TheQung  der  Arbeit 

Die  Arbeitstheilung,  welcher  es  hier  gelaug,  ein  solches  Werk 
in  verliallnissmässig  sehr  kurzer  Zeit  zu  bewältigen,  bat  dem 
letzteren  ihre  Spuren  unverkennbar  aufgeprägt.  Eine  unbefan- 
gene Beurtheilung  wird  su  dem  Schlüsse  kommen,  dass,  wenn  der 
persönlichen  Thdlnng  in  die  Angaben  das  Gebiei  der  Am^endimg 
auch  sorgftltiger  besohriiikt  werden  muss,  wo  ee  sich  mn  wisaen- 


▼ 

iduftüdie,  ab  wo  «8  rieh  um  techmadie  Probleme  handelt,  Om 
Anwendimg  im  Torliegenden  Falle  doch  niehi  nur  durch  einok 
ftnMerlicbett  Grand  gerechtfertigt  zu  werden  braucht. 

Mag  auch  der  aufmerksame  Leser  in  der  nachfolgenden  Dar- 
stelloDg  hiü  und  wieder  jene  Eiubeitlichkeit  de^  Tlaiies  und  jene 
Harmonie  der  Gruppirung  Termiasen,  welche  nur  der  Hand  eines  » 
Gozebien  ächer  gelingen  können:  so  wird  ihn  die  Unmittelbarkeit  , 
uad  &8t  dnrehweg  ermöglichte  Grflndlichkeit  der  DarsteUang 
entgehsdigen  —  Vorzflge,  die  nicht  föglich  anders  eneicht  war- 
den  kemiten,  als  indem  von  vielen  Mitarbeitern  Jeder  dae  Gebiet 
sich  aussuchte,  auf  dem  er  sieh  vermöge  langjähriger  lieobacU- 
tuDgen  und  eingehender  Spezialiorächungen  beäouderä  heimisch 
fiUüte. 

Dafls  das  vorliegende  Werk  nicht  ein  vollstfindiges  Bild  des 
«uoplucben  Aimenwesens  bietet,  dass  darin  wed^  von  Bnsslandf 
Spanian,  dem  Kirchenstaate,  der  Türkei,  Griedienland,  Ungarn 
mid  den  Donanfibstenthfimem,  noch  von  einer  ganzen  Reihe  dent- 

Bcher  Kleinstaaten  —  den  Thäringen'sehen  Staaten,  Waldeck, 
Lippe  —  die  Rede  ist,  hat  seinen  Grund  darin,  dass  für  einzelne 
dieser  Gebiete  in  der  kurzen  Frist,  in  welcher  der  Plan  in's  Werk 
gesetzt  werden  mnsste,  geeignete  Mitarbeiter  nicht  zu  finden 
«mo,  von  den  fOr  die  anderen  bereits  gewonnenen  Mitarbeitern 
ahn  emjge  ihren  Zusidiemngen  nicht  ent^rachen. 

So  sdir  dar  mfaige  Fortgang  der  Arbeit  hm  nnd  wiedor 
dm«h  Nicht-  oder  nicht  rechtzeitige  Idefemng  versprochener  Bei- 
träge gestört  worden  ist,  so  dringend  fühle  ich  ntiri»  andererseits 
den  sAmmtlichen  Herren  Mitarbeiti^rn .  durch  deren  eifrige  Mit- 
wirkung das  verhältnissmiissig  frühzeitige  Ersciieinen  dos  Werkes 
enoOghoht  worden  ist,  zu  Dank  verpflichtet  ich  zähle  ihrer 
Schaar  anch  Solche  bei,  die  sidi  nicht  als  Yerfosser  von  Auf- 
Mtzen,  floodeni  sonst  mit  Bath  nnd  That  an  der  vorliegenden 
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Arbeit  betheiligt  haben.  Ich  statte  ibnan,  und  nnter  Uumd  ba- 
mentlich  stich  denjenigen  Behfirden,  irdidie  das  Wok  dnrdi  ge- 
ftllige  Aaskunfberthelhing  und  Materialliefonuig  fteondlidi  ge- 
ordert haben,  an  dieser  SteUe  meinen  verbindlicSiaten  Dank  abw 


Karlsruhe,  im  Juli  1869. 


Der  Hefniwgeber» 
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Einloitiiii  g. 

Vom  Herausgeber. 


I.  Historischer  Rückblick. 

Eine  tief  oingehcndo  SchiMorung  der  in  vorschii'donon  Kpochon 
der  Weltgeschichte  in  den  Mittelpunkten  der  Kultur  berrschetulen 
Anschauungen  über  Armenwesen  und  Armenpflege  liegt  ausserhalb 
der  Aufgabe  dieses  Werkes.  Insbesondere  von  einer  Schilderung 
solcher  in  früheren  Epochen  herrschend  gewesener  Auffassungen, 
mit  denen  die  heut»^  geltenden  in  keinem  erkennbaren  inneren  Zu- 
sammenhang stehen,  muss  hier,  aus  naheliegenden  Gründen,  abge- 
sehen werden.  Die  der  Theokratie  entspreehende  komniunisti.'^chc 
Zwangsarmenpflege,  für  welche  der  Talmud  die  scharf  und  folge- 
richtig  ausgebildete  Schablone  giebt;  die  schon  zwischen  Zwang 
und  Freiwilligkeit  unterscheidende,  in  ihren  Forderungen  mehr 
das  Seelenheil  der  Geber,  als  die  Abhülfe  der  Noth  der  Kmplänger, 
in's  Auge  fa.s.sendc,  die  Armenpflege  als  ein,  theils  obligatorisches, 
theils  fakultatives.  HeilsmitUd  auffassende  Lehre  des  Koran;  die 
Staatsarmenpflege,  welche  in  Athen  nach  dem  pelojwnne.sischen 
Kriege  an  Stelle  der  früher  ausschliesslich  gesetzlichen  Familien- 
armenpflege herrschend  geworden  war;  der  Mangel  jeder  Arraen- 
gesetzgebung  im  alten  Kom;  das  dann  ujiter  den  ersten  Kaisem 
aufkommende  Largitionen- System  mit  g(!setzlicher  Bt  schrätikurig 
der  Zahl  der  Empfanger:  die  in  der  späteren  Kai.ser/eit  ans  kai- 
serlichen Stiftungen  gewährten  Alimentationen  und  die  zflntligen 
Armenanstalten  dieser  Zeit  —  dies  Alles  bietet  reiehluiltigen  und 
fruchtbaren  Stoff  für  die  kulturhistorische  Eorschung.  Aber  was 
wir  ans  den  Ergebnissen  dieser  Forschung,  auch  wenn  sie  ein  rei- 
cheres Detail,  als  bis  jetzt  sichtbar  ist.  unseren  Blick  enthüllen, 
werden  lernen  können,  ist  schwerlich  nach  irgend  einer  Richtung 
hin  verwerthbar  für  die  praktische  Ldsung  der  Aufgaben  unserer 
Zeit  Weit  besser  verwerthbar  für  diesen  Zweck  ist  die  Unter- 
suchung des  Bodens,  in  welchem  die  Wurzeln  unserer  Anschauungen 
und  Institutionen  noch  deutlich  erkennbar  sind.   Aber  auch,  was 
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dioson  Boden  anbelan^ ,  fordert  die  an  dieser  Stelle  zn  lösende  i^-  zw 

Aufgabe  nicht  die  Arbeit  selbständiger  historischer  Analyse.  Mehr  r^asiiäjf 

als  eine  gedrängte  Schilderung  der  verschiedenen  Stadien,  aus  denen  Trji  turf' 

sich  unsere  moderne  Auffassung  des  Armenwesens  herausentwickelt  atabt^ 

liat,  und  eine  Sebüderung  zwar,  die  sich  mit  dm  bereite  gelidi-  «iektaj 

teton  Ffertieen  begnügt,  irire  niTiel.  ii^Ahwi 

Im  Gänsen  trifft  es  fSi  Bnropa  zu,  was  jüngst  von  dem  Eni-  is««B£%r 

wickelungsgang  des  Armenswesens  in  einem  kleinen  deutschen  Ge-  ai  Kv  ^ 

meinwesen  behauptet  worden  ist.*)  Seit  flon  ersten  Anfängen  des  Ti^A(T?t^ii-iii 

Christenthums  bis  in  s  spätere  Mittelalter  war  die  Armenpflege  >.::;äe>3: 

lediglich  kirchliche  Funktion ;  dann  intcrv  enirte  die  Polizei,  freilich  zr.  Pjufl 

ranidist  nur  mit  Bepressinnittdn;  eodlidi  ertafo  die  bfliigtr-  u 

liehe  Oesdlschaft  als  aolehe  die  Aufgabe,  die  Arbeiten  der  Kirelw  ftUe,  d 

mid  der  Polizei  theils  zu  ersetzen,  theils  zu  ergftnien.   Nur  darf  ibMajn 

man  nicht  übersehen,  dass  nianolie  Staaten  de  jure,  manche  de  fact^>  ittl  Slv 

noch  he\ite  auf  der  Stufe  stehen,  wo  dio  Ueberschwenglichkeitcn  'OifHKt 

der  kirchlichen  Armonpflege  der  Heprcssiv  -  Polizei  noch  eine  un-  i^ä'lJiii]«^ 

erschöpflichc  Arbeits-i^uellc  bieten  (Kirchenstaat,  Sj[>anicn,  Italien);  %^ia$Cliii 
dan  in  anderen  —  Schweden  und  NorAvegen  —  die  Klicbe  we- 

nigsletts  in  den  fHlheeten  Zeiten  als  Voimmid  der  Atmen  ksmn  in  Be-  |^|^^,".^ 
bracht  kam  und  gleich  die  erste  Regelung  des  Armenweeens  lediglich 
der  bürgerlichen  Gesetzgebung  anheimfiel;  dass  auch  in  den  Staaten, 
welche  jene  Stufenleiter  ganz  durchzumachen  hatten ,  die  Fort- 
schritte nicht  in  den  gleichen  Zeitraum  fielen,  und  endlich,  dass 
überall  da  auch  in  der  neuesten  Zeit  sich  noch,  oft  sehr  starke, 

Spuren  der  früher  dnreUanftmen  Stadien  erhalten  haben.  So  in  k  • 

beeonders  snilUlender  Weise  in  den  Niederlanden,  wo  die  noch  in  x^f'^ 
Anfiittg  des  fünfzehnten  Jahrhunderte  dominirende  lördiliolie  Ar- 
menpflege  apftier  durch  die  bürgerliche  völlig  KQrfld^gedrftqgt  wmide, 

um  dann  im  siebzehnten  Jahrhundert,  freilich  in  ganz  anderer  )|  ■, 

Gestalt,  neu  auizuleben,  und  bis  in  unsere        herein  die  bür-  ^«iwi 

gerliche  zu  überbieten.  4!*^ 

Siebt  man  von  diesen  einzelnen  Ausnahmen  und  Abschwftehun-  iix:!^^ 

gen  ab,  80  ist,  wie  gesagt,  ala  allgemeiner  Batwiekatungsgang  der  . 

Tom  kindiliehen  Ahnosen  SU  den  Haasngein  der  poliieilich^  ^''^  '^  Gt 
wehr,  und,  nachdem  die  darin  li^ende  Kraftvergeudung  erkannt  , 

ward,  zu  der  auf  mehr  oder  -weniger  klarer  Diagnose  beruhenden,  ''BetHü 

mehr  oder  weniger  planmässigeu  Behandlung  des  Uebels  durch  die  ^  ^-t^triiTi 

Organe  der  bürgerlichen  Ge^jellschaft,  zu  betrachten.  ''«tt Ii 

Past  überall  eröffnet  die  Kirche  den  Keigen.  Es  würde  viel-  ^•Hast 

*)  H.  Baumolster.  Die  halböffentlichen  milden  ÖtiftuDgen  in  Hamborg. 


•'j  a.  AaiunQiBier.  uie  uaiooneniucnen  miiaen  sanongen  in  namoarg.  «q 
BiaAug,  BofiflUBa  nnd  Oaaip«i  1869.  8.  Ü6  ^ 
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Wdit  nidii  gau  komkt  sein,  die  GeschiclitB  dar  noch  lieiito  in 

Europa  eioflussreicben  Anschauungen,  wonn  nun  de  bis  auf  die 
Wurzel  verfolgen  will,  mit.  dem  ersten  Aufkommen  des  Christen- 
thums  zu  beginnen.  Denn  ein  unverkennbar  talraud istisches  Ele- 
ment steckt  in  jraen  christlichen  Lehren,  welche  die  Armuth  als 
nkhe,  gblehvlel,  am  weldien  TTnadu»  rie  entsprungen,  mit  einer 
Art  fOB  HeQigenseiMin  nmgeben  nnd  nik  einem  Traibriefe  »m- 
statten.  Nur  dass  der  Talmud  das  Almosen  als  ein  Mittel  zur 
Wiederherstellung  der  gestörten  göttlichen  Ordnung  in  der  Ver- 
theilung  des  dem  ganzen  auserwählten  Volke  gehöric^on  Eigenthums 
unter  die  einzelnen  zeitigen  Nutzniesser  auffasste,  während  das 
Ghristenthum  das  Almosengeben  ohne  Wahl  als  Bethätiguug  der 
NtobfltBBliebe,  die  xn  liben  sei  ohne  Anaehen  der  Penon  —  irie 
aadi  Oott  leine  Sonne  ad^oi  lasse  Aber  Gute  nnd  BOse  —  an- 
befahl. Nur  dass  der  Talmud,  als  zugleich  bürgerliches  und  Re- 
ligionsgpsetz ,  dem  Armrn  ein  gutfs  Kocht  auf  die  »Äckr^r'^rke," 
auf  die  Nachlese,  auf  den  Zehrnt,  auf  das  Wanderalmoseu  verlieh, 
während  das  Christenthum  das  Almosengeben  zur  religiösen  Pflicht, 
ZOT  Gewissenssache  machte. 

Sb  ÜBst  deh  mik  Beslfanmflieit  lonehmeDt  dass  die  Gebote 
dsr  Sohiilt  in  den  enten  Ghrislengeineisden,  und  aneh  in  den  spi- 
tesn  da  und  so  lange  als  diese  ernsten  Verfolgungen  ausgesetzt 
waren,  meist  in  ächt  apostolischom  Geist«»  und  mit  gutem  Erfolge 
geübt  worden  sind.  Die  allgemeine  Xoth  und  die  Gemeinschaft  des 
ängstlich  behüteten  Bekenntnisses  mussten  einen  starken  Gemein- 
gast eneagen.  Die  Kücksicht  auf  den  Empfanger  mosste  für  die 
Wahl  nnd  die  GxOsse  der  Gabe  maaagebeod  sein;  denn  bei  der 
NSbe  der  Berfihnmg  ward  der  Finch  einer  dem  Bedflrfliiflse  in 
Grösse  nnd  Art  nicht  csitsprechenden  Gabe  alsbald  augenscheinlich. 
Das  Almosen  wird  in  jenen  kleinen  innigen  Gemeinschaften  den 
Geber  und  den  Empfänger  gehoben  haben.  Aber,  als  der  Druck 
ailmälig  verschwand  —  und  vergleichsweise  rasch  schwang  sich  ja 
das  ChrislnilJinm  m  einer  «ettbehemehenden  Hadit  empor  — , 
sb  statt  des  Geistee  des  Erangelinrns  das  Dogma  das  Scbiboleth 
dpr  gewaltsam  sich  ausbreitenden  Herrschaft  ifurde,  als  sieh  die 
Zahl  der  Bekenner  stärker  zn  mehren  begann  in  Folge  gewalt- 
samer Bekehrung,  wie  kraft  innerer  Sinneswandlung,  als  sich  an 
das  von  dem  Mittelpunkte  Kom  aus  gewebt«  hierarchische  Netz 
Masche  um  Masche  anfügte :  da  ward  bald,  wie  mit  so  vielen  anderen, 
ü»  aneh  mit  den  der  Armen  gedenkenden  Lehren  des  BvaogeUums 
schnöder  Ißssbrauoh  getrieben.  Enthielten  sie  doch,  strikte  inter- 
pntirt,  in  lich  sslbfk  eine  starke  Yeranehnng  nm  Missbnneh. 


Wort*»,  wie:  ,was  ihr  dem  Geringsten  unter  euch  thut,  habt  ihr 
mir  getban*  und  ,e«!  ist  leichter,  dass  ein  Kamccl  durch  ein  Na- 
deli^hr  gehe,  denn  diiss  oiti  Reicher  in 's  Reich  Gottes  komme,'* 
waren  ja  leicht  zu  vti  kehreu  in  Gebote,  au  deren  bios  äuäserliche 
ErfBHosg  sieh  V«rheis8nng«n  knöpftn  liesaen.  Eb  w«r  bequem  für 
die  Rdchoi,  zur  Sfilme  und  sur  firwerbimg  dar  OoMfeflUligkaUi 
Almosen  zu  spenden,  sei  es  wem,  sei  es  wie,  und  es  war  ein  mäch- 
tiges Zuchtmittel  in  der  Hand  der  Hierarchie,  Almosen  aufzuer- 
legen. Ja  die  Vcrl^roitung  der  Anschaiiiintr,  d;iss.  was  dtin  (Or- 
ganen dor  Kircheiigtnvalt  gegeben  werde,  damit  sie  es  den  Armen 
zuwenden  können,  ein  gottwohlgefaUigus  Opfer  sei,  war  eben^io 
Iddit  irie  virksam.  Die  uu^  Horrsduft  streheiide  KIrelift  komte 
ihre  Herrsobaft  nicht  besser  befestigen,  als  indem  sie  die  Hiitei 
rar  Yerfagmig  ftber  Tausende,  die  Ten  ihren  Almoeen  abhängig 
vuideD,  an  mh  braiMit". 

Als  sicli  die  cluistliche  Armeupiiege  nach  Form  und  Inhalt 
jener  im  Islam  herrschenden  Auflassung  näherte,  derzufolge  das 
Almosen  an  sich  ein  gottwohlgelaUigcs  Werk  ist,  und,  ah  die 
Eirehe  diese  lukrative  Vermittlung  zwischen  Qeber  und  Empfanger 
libeniabm,  da  ward  auch  jene  unheÜTolle  Bahn  der  Armenpflege 
«rtfihet,  auf  welcher  fortschreitend  sie  Wohlstand  in  Elend  und 
Elend  in  zwiefaches  Elend  wandelte. 

Da  kam  es  denn  hi>?wt>i]en,  dass  die  von  blindem  Glaubens- 
eifer oder  bequemer  S^-heinheilitjkeit .  wie  reichlich  auch  immer 
gespendeten,  die  im  lleichtstuhle  oder  auf  dem  1  odteubette  erpress- 
ten  Mittd  doch  nicht  airmditen,  um  den  immer  weiter  sieb  Offnen- 
dtti  Schlund  zu  fUlen.  Das  Gmisilium  Turonenae  yom  Jahre  567 
zeigt  uns,  wie  sieh  in  solchem  Falle  z.  B.  im  fränkischen 
Reiche  die  Kirche  zu  hülfen  wusst«,  welche  dort  erst  den  dritten, 
dann  den  vierten  Theil  ihrer  Zehnteinnahmen  den  Annen  spendete, 
die  ihr  y.iilliessend<ni  Ahtioseu  und  die  Erträge  der  in  ihre)-  Ver- 
waltung behndlichen  Stiftungen  zu  gleichem  Zwecke  verwandt«, 
die  gesanmite  Priesterschaft  zu  eifriger  Armenförsorge  anhielt,  imd 
doch  mit  diesen  immer  steigendoi  Mitteln  den  in  stärkerem  Yer- 
htitniss  wachsenden  Ansprachen  nicht  goifigen  konnte.  Sie  strengte 
auch  noch  ihre  weltlidie  Gewalt  an.  Denn  eui  Beschlusa  jenes 
Konzils  befiehlt:  „ut  unaquaeque  civitas  pauperes  et  egenos  ali- 
menti?  congnientihus  pascat  secundnin  vires,  et  tarn  vicini  prea- 
byteri,  quam  civcs  unusquisque  suum  nutriat." 

In  eben  diesem  firftnkischen  Beicho  Irdlieh  tritt  vediftltaisB- 
mftssig  firflhe  neben  die  von  der  Euehe  kraft  ihrer  gefatiiehen  und 
weltlichea  Maohtmittfll  geQbte  oder  angeordnete  AnneDpfl^  amfa 


'dBA'HMits  staatsgesetzlich  gebotene,  theils  gewohnlieitnreclitlieh 
erwach3<>ne  bürgerliche.  Das  Capitiilarc  ad  Niumagam  a.  806. 
C.  IX.  (Pertz  leges  1.  144)  befiehlt  den  Unterthanen.  dem  Bettel 
durch  angemessene  Verpiiegiing  der  Bettler  zu  st-euern.  Die  Ooiiiites, 
die  Ministerialen  hatten  von  Amtswegen  eine  Art  Armeupllege  je 
in  flmm  KoDipetaoBlnrfiiM  zn  üben.  Die  SeBioren  der  Gefolgschaften 
pflegten  rieb  nient  yertngsmassig  zn  verpflichten,  for  ihre  Leute 
im  Xothfalle  einzustehen ;  siuiterhin  ward  dies  gcsetzlidi  fttr's  ganze 
Reich  angeordnet  (Capitulare  de  a.  850.  Cap.  V.:  ,un«3quisque 
honoratus  nostor  se  suosque  ex  sm  pascat  "  Pertz  leg.  1.  p.  40»).) 
Nachmals  wurden  auch  alle  Grundherren  ver|»llichtct,  ihre  üurigen 
im  Twamiuigsfalle  zu  verptiegen.  EndUdk  ward  in  den  Gilden 
Mkn  ftjUueitig  die  Aixnenunterstfltsnng  amigefaildet,  und  so  zwar, 
dan  tiieüs  die  Genossen  und  ihre  Angehörigen  unter  sich  unter- 
ste tzongsberecht  igt  und  beitragspflichtig  waren,  theils  auch  über 
den  Kreis  der  Gilde  hitiaiis  gewisse  r^elm&sBüge  oder  gel(^eut- 
Uche  Gaben  gesj^endct  wurden. 

Auch  in  England  lag,  nach  der  Vereinigung  der  sieben 
idgieMhe,  Jahrhunderte  lang  die  Armenpflege  wesentlich  in  der  Hand 
dar  Kirche.  Aber  beateichnender  Weise  hatte  sie  hier  diese  Verpflich- 
tung nicht  von  sich  aus  übernommen.  Zur  Zeit  der  atigelsächsi- 
»ciien  Hcrrscliaft  war  es  die  weltliche  Macht,  welche  dem  Bischof 
die  Fürsorge  für  die  Armen  zur  Pflicht  machte.  Der  Bi8«  !iof  solle, 
80  befahl  König  Egbert  im  J.  827,  den  Armen  und  Seliwaehon, 
die  sich  durch  üner  Hände  Arbeit  nicht  erhalten  kömicu,  (die  erste 
bekannte  Begrenzung  der  Empfangsbfffochtigten  in  der  christlichen 
Zeit!)  LebeDsnnterbalt  und  Kleidung  gewähren  soweit  es  die  Mit> 
td  gestatten.  Verwandte  im  fränkischen  Kciche  die  Kirche  ans 
eigener  EntSchliessung  einen  Thn)  der  kirchlichen  Zehnten  zur 
Armeapliege,  so  ward  in  Kuglaml  (Gesetz  VI.  a.  1014  König 
Aethekeds)  solche  Spende  dein  Bwciiof  durch  die  weltliche  Macht 
jE^dioten.  Daneben  freilich  war  auch  hier  die£irche  die  freiwillige 
Vennitilerin  swischen  Gebern  und  Empfilngein,  die  aUeaeil»  bereite 
Ahnosenspenderin ,  die  zu  Armenstiftungen  anregende  Kraft  und 
die  Verwalterin  des  gcstiftefeai  Guts. 

Und  so  in  allen  übrigen  christlichen  Staaten  des  Mittelalters 
—  mit  einer  einzigen,  bemerken.swerthen  und  .seliou  oben  ange- 
deuteteo,  Ausnahme.  In  den  Grougaus,  dem  ehrwürdigen  Kechts- 
bnehe  Islands,  Imdet  sich  ein  fest  and  deutlich  ausgeprägtes  System 
der  Annen^ege,  welches  dnrch  die  Annahme  des  Christenthume 
vSßht  erschüttert  wurde,  und  in  seinen  Grundzügen  auch  in  Nor- 
wegen und  Sohweden  Sängang  iuid.  Hiemach  tsk  jedo  kiroh- 
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lidie  Mitwirkung  bei  der  Armoipflege  ausgeschlossen.  Der  Bcfttehi 
und  dem  Afanosangeben  an  Bettier  tmd  Luidstnidicr  folgt  die 
Stnfe  der  Friedlosigkeit.  Die  Ünienfeatrangspfliolit  liegt  sunldttt 

den  Verwandten  ob.  Zn  Gunsten  der  so  hälflos  bleibenden  Armen 

steuern  die  Freien  einen  Armenzelint;  über  die  Dürftigkeit  und 
Würdigkeit  der  zu  Unterstützenden  entscheidet  die  Versammlung 
der  Freien.  Wer  auch  aus  dem  Annenzehnt,  weil  dieser  nicht 
ausreicht,  nicht  erhalten  werden  kann,  wird  in  der  Gemeinde  von 
Hof  n  Hof  natenlAtg^  aber  naeh  atranger  Vbnchrift,  und  unter 
Bichoer  Gewftbr  dafllr,  daaa  er  niefat  zum  Bettler  werde,  oder  sielit 
Noth  leide.  Man  irird  in  dem  beutigen  schwedischen  und  norwo" 
gischen  Arnienwesen  noch  deutliche  Spuren  jener  gesetzlichea 
Ordnung,'  linden,  welche,  so  viel  bekannt,  die  früheste  grundsätz- 
liche Orr'anisatiou  des  Armenwesens  in  den  christUchen  Staaten 
Eui'upaä  enthülL 

Nicbte  ist  erUflriicber,  als  daaa,  wo  die  Kirche  Jabrhnnderte 
lang  das  Organ  oder  die  Vermittterin  der  AimeBpflefs  gewesen 

war,  die  Zahl  der  Armen  in  um  so  rascherem  Tempo  wuchs,  je 
reichlicher  die  Alraosenquelle  floss.  Denn  die  Kirche  gab  oder 
hieäs  geben  nicht  um  der  Lindervmg  der  xVoth,  sondern  um  des 
Wadisthuma  in  der  (inade  Willen;  das  Erwünschteste  hat  ihr  zu 
aller  Zeil  geüchieuen,  dasä  alle  arm,  und  sie  allein  reich  wäre. 
IMe  Verbreltnag  der  Ansidit,  dass  das  Almoseqgeben  «in  Heile- 
nnd  Gnadenmittel  sei,  masste  das  Fordern  als  dn  Auffordern  nir 
Heiligung  erscheinen  lassen;  der  Bettler  ward  zum  willkommenen 
Mahner  an  eine  heilige  Verpflichtung;  der  Bettel  selbst  ward  so 
zum  verdienstlichen  Werk.  Was  Wunder,  dass  das  Gefühl  der 
wirthscji ältlichen  Selbstverantwortlichkeit  erst  den  von  Haus  aus 
Schwachen,  dauu  auch  Stärkeren,  diesen  wenigstens  bei  jeder  un- 
versdiuldeft  hereinbrechenden  Kalamttftt,  völlig  abhanden  kam? 

Die  Icritikloee  kiroUidte  Armenpflege  führte  flberaU  an  gera- 
dezu ätaatsgefährlichen  Zuständen ;  ihre  Eiiease  Idteten  die  zweite 
Periode  in  der  Entwickelung  des  Armenwesens  ein,  die  Periode 
der  polizeilichen  Nothwehr  gegen  den  Bettel.  Am  na- 
türlichsten war  der  Eintritt  dieses  Stadiums  da,  wo  die  Reforma-  < 
tion  am  frühesten  und  im  weitesten  Umfang  Boden  gewann.  Denn 
da  versiegten  die  Quellen  der  kircUicben  Axmeopflege.  Es  gab 
kein  PalÜaüf  mehr  gtgm  dae  tief  eingefressene  Uebel;  man  masste 
Tersuclien,  es  mit  der  Wnrzel  ausmrotten;  es  drohte  das  gesammte 
Staatswesen  zu  ruiniren.  Man  bot  die  Gewalt  auf,  um  den  Bettel 
zu  unterdrücken.  Aber  auch,  wo  der  Katholizismus  bei  vollen 
Ki&ften  blieb,  muaste  gegen  den  Bettel  Bath  geschafft  werden.  Und 


auch  hier  war  es  die  Sicherheitspolizei,  von  deren  Gewaltmitteln 
man  Alles  erwartete.  Nirgends  natürlich  beschränkte  man  sich 
auf  die  Unterdrückung  des  Bettels;  man  suchte  gleichzeitig  die 
arbeitsfähigen  Armen  zur  Arbeit  zu  zwingen;  den  arbeitsunfähigen 
ward  das  Betteln  weiter  gestattet,  oder  es  ward  in  mehr  oder  min- 
der eingehender,  mehr  oder  minder  zweckmässiger  Weise  für  ihre 
Unterbringung  gesorgt.  Aber  charakteristisch  für  dieses,  hier 
schneller,  dort  langsamer  durchlaufene,  in  manchen  europäischen 
Staaten  noch  heute  kaum  überwundene,  Stadium  der  Armengesetz- 
gebung ist  die  Fülle  von  Maasregeln  mit  rein  repressiver  Tendenz. 

Immer  abgesehen  von  dem  eigenthümlichen  Verlaufe,  den  die 
Dinge  in  den  skandinavischen  Staaten  genommen,  mischen  sich 
am  frühesten  Spuren  der  einem  späteren  Stadium  angehörigen  An-  * 
schauung  in  die  englische  Gesetzgebung.  Lange  vor  den  Zeiten 
Elisabeths  spielte  in  dieser  Gesetzgebung  die  Heimath  als  Unter- 
atützungswohnsitz  ihre  KoUe.  Aber  der  Arme  ward  an  seine  Hei- 
math gebunden,  und  hier  zu  landwirthschaftlicher  Arbeit,  um 
niedrige,  durch  einen  Tarif  geordnete,  Löhne,  gezwungen.  Schon 
ein  Statut  Richards  IL  von  1388  unterscheidet  zwischen  Arbeits- 
fähigen und  Arbeitsunfähigen.  Die  letzteren  dürfen,  aber  nur  in 
r&umlich  beschränktem  Kreise,  betteln;  die  ersteren  müssen,  aber 
ebenfalls  beschränkt  auf  das  Kirchspiel  ihrer  Heimath,  arbeiten. 
Anderthalb  Jahrhundert  später  —  Statut  27  Heinrichs  VUI.  1536. 
—  sehen  wir  schon  die  Pflege  der  arbeitsunfähigen  Armen  im 
Kirchspiel  organisiren;  das  Statut  verbietet  die  unmittelbaren  Al- 
mosen und  errichtet  Kirchspielskassen  unter  der  Verwaltung  der 
Kirchenaufseher.  Ueberschüsse  dieser  Kassen  fliessen  anderen  dürf- 
tigen Kirchspielen  des  Hunderts  zu ;  wo  die  Kirchspielskasse  nicht 
ausreicht,  wird  der  arbeitsunf^ige  Arme  durch  friedensrichter- 
lichea  Zeugniss  zum  Bettel  legitimirt. 

Die  Spenden  in  die  Kirchspielskasse  sind  noch  freiwillig.  Aber 
das  steigende  Bedürfhiss  fuhrt  erst  zu  gelinden,  dann  zu  strengeren 
Zwangsmitteln,  endlich  unter  Elisabeth  —  1572  —  zur  Einführung 
der  örtlichen  Armensteuer.  Dieser  Zwang  ist  nicht  die  Konsequenz 
eines  Mangels  an  Mitteln  zum  Unterhalt  der  Arbeitsunfähigen, 
sondern  eine  Folge  des  Umstandes,  dass  man  gegen  Arbeitsfähige 
nur  mit  Repressivraaasregeln  vorschritt,  so  ihre  Zahl  nicht  bewältigen 
konnte,  und  die  Kirchspielskasse  auch  zu  ihren  Gunsten  mit  an- 
strengen musste.  Es  galt,  die  Zahl  der  arbeitsfähigen  Armen  zu 
mindern.  Man  versuchte  zu  diesem  Zwecke  alle  Mittel  der  Er- 
mahnung und  der  Strafe.  Brandmarken,  Sklaverei,  ja  die  Todes- 
strafe wurde  Arbeitsscheuen  gegenüber  angewandt.    Endlich  im 
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Jahre  1001  durch  die  berühmte  Akte  Elisabeths  ward  dea  Kirch- 
spieleu die  Beschäftigung"  der  arbeitsfähigen  Armen  zur  Pflicht 
gemuclit.  Viel  iVfiher,  ala  andorwäi  ts,  wurd  in  England,  vielleicht, 
weil  die  W  iUkuiir  der  kirchlichen  Armeuptlege  hier  früher  gezügelt 
ward,  daa  dritte  Stadinm,  dasjenige,  wo  die  AtmenpUege  systematisch 
geregelt,  and  Sache  dar  hfirgerlichen  Gesdlschaft  ist,  erreicht 
Welche  Entwickelung  die  Gesetzgebung  von  diesem  Ponkte 
ab  genommen,  welche,  keineswegs  befriedigenden,  Erfolge  ihre  ver- 
schiedenen, auf  der  Grundlage  der  Verpflichtung  der  Kirchspiele 
zur  Unterhaltung  auch  der  arbeitsfähigen  Armen,  ruhenden  Vkte 
erlebt  haben,  darüber  linden  die  Leser  in  der  Spezialdaräteiluug 
das  Nälnre. 

Auch  in  Frankreich  tritt  die  Oesetatgelnuig  der  in  Folge 
der  kirchlichen  üeberschwcuglichkeiten  zur  Landplage  gesteigerten 
.  Arrauth  zunächst  nur  mit  Bettelverboten  und  Bestrafung  des  Bettels 

-  •  die  Strafij  der  Verbannung  spielt  hier  eine  wichtige  Rolle  — 
entgegen.  AUordiiiL's  wird  anch  hier  aclion  frühe  zwischen  arbeits- 
tähigen  unU  aii)eUiuiilahigen  Armen  unterschieden  (1350  Verbot 
des  Almoseugebeus  an  Arheitsffthige);  aber,  so  lange  man  dm 
letzteren  das  Betteln  gestattet,  den  ersteren  nichts  als  Bettelver- 
hote  entg^gODZusetzen  hat,  ist  die  Unterscheidung  wortiilos,  znmal 
bei  dem  wachsenden  Umfang  der  kirchlichen  Mittel,  aua  denen 
kritiklos  gespendet  wird .  und  bei  völligem  Mangel  der  Kontrole 
dieser  kircliliclien  Leistungen.  Allerdings  wird  auch  hier  schon 
frühe  (lööti  Iran/,  L)  die  Unterstützungsptlichl  der  Arbeitsuu- 
fiüiigen  «ten  Gemmodoi  tberwieaen.  Aber  das  ist  nur  ein  Noth- 
behelf  gegenüber  'dem  durch  die  Freigebigkeit  der  Kirche  mehr 
und  mehr  gesteigerU-n  Bedürfiiiss.  ünd  den  grOasten  Werth,  die 
durchgreifendste  Wirksamkeit  maas  man  doch  immer  noch  den 
gewaltsamen  Versuchen  zur  Unterdrückung  des  Bettele  hei;  Alles, 
was  stückweise  nehenhor  zur  Organisation  der  Arnie!i})tiege  geschah, 
geschah  im  Gefühle  der  Resignation.  Die  Orduunauz  von  Moulin 

—  1561  —  ermSditigt  die  Geineindfin  »ir  Bifaebung  von  Armm- 
«  steuern;  aber  auch  mit  diesen  Mitteln  kann  das  -wachsende  Uebel 

nicht  bewältigt  werden.  Immer  aufs  Neue  bedarf  es  repressiT- 
polizeilieher  Maasregeln.  Die  förmliche  und  grundsätzliche  Orga- 
nisation des  Armeuwesens  drittes  Stadium,  —  die  in  England 
schon  vom  Anlange  des  17.  Jahr)iiiiiderts,  eigentlich  aus  der  zweiten 
üälfie  des  16.  datirt,  erfolgt  iu  i-' raukreich  erst  in  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  durch  Ordonnanz  Ludwigs  XIV.  ?.  J. 
1662.  Die  schon  früher  aum  Grundsatz  erhobene  UnterstAtniogB- 
l^flifiht  der  Gemeinde  wird  beatfttigt;  die  HaUong  yoq  Anofln- 
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listen  angeordnet;  es  wird  gfeschieden  zwischen  Solchen,  die  im 
Hause  und  Solchen,  die  im  Hospiz  oder  Hospitale  unterhalten  wer- 
den müssen.  Die  Mittel  zur  Bestreitung  der  Ko-steu  der  Armen- 
pflege dürfen  nöthigenfalU  durch  lokale  Annensteueru  aufgebracht 
werden.  Die  Strafen  gegen  den  Bettel  werden  aufs  Neue  einge- 
schärft, das,  bekanntlich  überall  unhaltbare,  Verbot  des  Almosen- 
gebens  hinzugefügt;  für  die  Bettler  besondere  Asyle  errichtet. 

Der  Staat  hatte  sich  mit  Kepressiv-  und  Präventiv- Mitteln 
der  Aufgabe  bemächtigt.  Welche  Erfolge  den  ersten  und  den 
späteren  Versuchen  zur  Lösung  dieser  Aufgabe  zu  Theil  wurden 
—  darüber  giebt  die  Spezialdarstellung  für  Frankreich,  zum  Theil 
auch  die  für  Belgien,  näheren  .\ufschluss. 

Später,  als  in  England  und  Frankreich,  nämlich  erst  im  vori- 
gen Jahrhundert,  kam  man  in  den  meisten  deutschen  Staaten 
zu  einer  grundsätzlichen  Kegelung  des  Armenweseus.  langer,  als 
anderwärts,  währt«  hier  das  Stadium  lediglich  repressiv- polizei- 
lichen Einschreitens. 

Wie  im  fränkischen  Reiche,  lag  auch  hier  beinahe  da.s  ganze 
Mittelalter  hindurch  die  Arminptlege  in  der  Hand  der  Kirche, 
der  Comites  und  der  Ministerialen,  so  lauge  diese  bestanden,  der 
Gnindherreu  (gegenüber  den  Hörigen),  der  Gilden.  Aber  viel 
länger,  als  dort,  dauerte  hier  die  völlig  ungeregelte  Unterstützung 
fort;  länger,  als  dort  und  au<lerwärts,  beschränkte  sich  hier  die 
Gesetzgebung  auf  Verbote  des  Bettels.  Die  Ueichsgcsetzgebung 
leistete  in  diesem  Funkte  besonders  viel.  Es  sei  nur  an  einige 
der  bekanntesten  dieser  Verboti;  erinnert,  so  an  das  im  Abschied  des 
Reichstags  zu  Lindau  vom  Jahre  1497,  wo  die  Befugniss  zum 
Betteln  an  gewisse  Bedingungen  geknüpft  wird,  so  an  das  in  Ar- 
tikel 39  der  Peinl.  Ger.-Ordn.  Kaiser  Karls  V.  -  1^32  — ,  wo 
den  Obrigkeiten  aufgegeben  wird,  auf  die  , betler  und  landferer 
fleissig  aufsehens  zu  haben,"  ferner  au  das  in  Titel  27  («von  Bett- 
lern und  Müssiggängern")  der  Keichspulizeiordnung  v.  J.  1577, 
wo  auch  schon  von  der  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Erhal- 
tung ihrer  Armen  und  von  ihrer  Befugniss,  dii!  fremden  zu  ent- 
fernen, von  der  guten  Fürsorge  für  etwa  vorhandene  „Spitül"  etc. 
die  Rede  ist;  endlich  un  das  kaiserl.  Patent  vom  It).  Aug.  1731, 
wo  den  wandernden  Gesellen  das  Betteln  vor  den  Thüren  unter- 
sagt ist.  Die  Landesgesetze  Hessen  es  natürlic  h  au  Bettelverboten 
und  Strafbestimmungen  gegen  den  Bettel  (d)ensüwenig  fehlen.  Eine 
besondere  Virtuosität  entwickelte  die  Polizei  im  Verbringen  frem- 
der ~  auch  woKl  einheimischer  —  Bettler  über  die  Landesgreuze, 
was  bei  der  durchschnittlichen  Kleinheit  der  Territorien  übrigens 

Kmialagbiuii,  Arm«opfl(ge.  2 
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ebenio  wenig  «chwudg,  ab  wirksam  war.  Eine  fflkk  in  jed« 
qnelleiiinftsgige  Darstelliuig  der  wtrthacliaftUchen  Zust&nde  DeutsclK 
lands  im  vorigen  Jalirlnindert  helolirt  uns,  dass  diese  lejHraBnve  Viel- 
geschäftigkeit, des  üebelä  auch  in  so  Sipätor  Zeit  nie  und  nirgends 
Herr  geworden  ist.  ,Bis  in  das  hH/.te  Dritthefl  de??  Jahrlnindert''  hinein, 
ja  zum  Tlii'il  bis  nahe  an  dessen  äusscrste  ^ironze"  berichtet 
K.  lUedennauu*)  —  »bietet  die  scUanjloseste  und  ausgebreitetste 
Bettelei  sowohl  den  strengsten  olmgkeltlkb»  Yerboten,  als  den 
woUmeiDendsien  Anstrengungen  der  Gemnnden  und  der  Privaten 
Trotz."  (ranz  allmälig  zwingt  die  Nuth  hie  und  da ZB einer grund* 
siitzHrhen  und  sy-stematischen  Behandlung  des  Annenwesens,  wo- 
bei die  Vorpfliohtnng  zur  Armenunlerslützung  geregplt,  die  Unter- 
scheidung zwischen  urbritsfiihi^'f'n  und  arbfitsuni;iliiti»'n  Armen 
und  die  verschiedenartige  Bithaudluui:  dieser  verscluedenen  Gat- 
tungen geordnet,  wegen  der  Aufbringung  der  Kosten  das  N&here 
bestimmt  wird  —  freUich  in  so  mannigfaltiger  Wcosef  dass,  wie 
die  nachfolgende  Spezialdarstellung  zeigen  wird,  das  Studi\nn  des 
deutschem  Armenwesens  immer  aufs  Neue  das  Staunen  veckt  über 
die  Fähigkeit  des  mcnschlichrn  Geistes,  auf  ein  und  dip^clbp  Frage 
der  fiese tzwbuug  tausend  verschiedene  Aiitworten  zu  tinden.  Denn 
seit  überhaupt  in  Deutschland  Arniengeüctzgebungeu  iu  anderer 
Form,  als  in  der  der  fiettelordnungen,  eadatiren,  was  most  nidit 
früher,  ab  seit  Anfong  des  vorigen  Jahrhnnderie  (vergl.  unten 
Preussen  S.  41  ff.)  der  Fall,**)  sind  nicht  nur  gleichzeitig  die  mannig-  , 
faltigsten  solchen  Geset/.eslicstimraungen  in  Kraft  gewesen,  sondern 
es  \\a\  auch  in  jcdi'm  i'inzj'hipu  Staute  und  Rtä-ätb-in  im  Laufe 
der  Zeit  die  ( it'srtzi^'clmnLf  maiinitrfach  (jcwcchsolt ,  ohne  dass  es 
bei  diesen  Aenderungcu  im-hr,  als  in  soweit  die  wachsende  üeber- 
einstinuaung  der  dffbntlichen  Meinung  daza  zwang,  auf  eine  Aus- 
gleichung abgesehen  gewesen  wäre. 

WeuB  der  Reformation  in  Deutschland  nicht  Krieg  auf  Krieg 
gefolgt,  wenn  sie  nicht  begleitet  gewesen  wäre  von  einem  fort- 
sohrcHrntb'n  Vt<rf:ill  des  politiscli^'n  Sinnes  und  des  bürgerlichen 
Geraeingt'istes,  <ii  Mivdc  wenigstens  in  den  Ti-rriLurien ,  wo  sie 
sich  frühe  und  dauernd  festsetzte,  sicher  .schon  der  Mangel  an 
Mitteln  an  fibeFschwengUohen  und  verschwenderischen  Leistungen, 
es  wdrde  die  Noth  eine  gnte  Lehrmeisterin  gewes^  sein  und  zu 
rationellen  Einrichtungen  geführt  haben.  So  aber  ward  selbst  da, 
wo  reichliches  Kirohengut  Annengut  blieb,  damit  von  protestan^ 

*t  Deutschland  im  «dits^jiteii  Jabrliaiidert  Lidpsig,  J.  J«  Weber 
1864.   I.       S.  401  ir. 

*)  VergL  jedoch  auch  8  2ilä.  in  dem  Oldenburg  betreffeodeii  Abschuitte. 
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tischen  Händen  lanf^e  Zeit  iiii-lit  besser  gewirthschaftet,  als  früher 
von  katholischen,  und  auch  die  min  kirchliche  Armenpflege  unter- 
schied sich,  wo  sie  nach  der  Kefonnatiou  beibehalten  wurde,  meist 
in  iddilB  Anderem  von  der  fröheren,  als  daaa  sie  über  geringere 
Mittel  ni  Torliigen  hatte.  .Freilidi  schon  ein  erheblicher  Gewinn. 
Denn  die  Fülle  verfügbarer  Mittel  ist  fttr  die  Armenpflege  fBi^ 
wahr  die  allergrö3seste  Gefahr. 

E'*  handelt  sich  nun  darum,  dieser  flüchtigen  historischen 
ikkie  eine  übersichtlicije  Darstolluug  der  Grundzüge  folgen  zu 
lineQ,  treidle  für  das  heutige  europ&ische  Aimenweeen  maa^ie- 
beodsinl 

n.  Der  heutige  Zustand. 

In  den  nachfolgenden  8jjeziaMar^tHl]iing*'n  ist  nur  die  eigent- 
lich öffentliche  Armenpflege,  d,  h.  die  entweder  durch  Slaats- 
gesebce  augeurduete,  oder  anter  der  Aufsicht  des  Staates,  der  Kirche, 
oder  zum  Oiganisnras  der  StaatsTerirsltung  gehöriger  politischer 
Körperschaften  stehende  Annenptlcge,  nicht  aber  die  rein  privative 
dem  Arraeuwesen  gewidmete  Thätii/ki  it,  nicht  die  von  Privatver- 
einen ausgehende  berück-sichtigt,  die  letztere  u  cni^^stens  in  !<oweit 
üicht,  als  auf  sie  die  Stautsgesetzgebung  keinen  unmittelbaren  Ein- 
Onts  aosfiR  Es  ist  daselbst  andi  meistens  nicht  auf  solche  prä- 
ventivpolizeiliche  Institutionen  Rücksicht  genommen,  die,  wie 
häufig  Leihhäuser,  Sparinstitut^i .  von  der  Staatsgewalt  angeregt 
oder  errichtet,  dazu  dir  ncn  sollen,  noch  zur  Zeit  wohl  situirten  Pcr- 
sonen  in  Zeiten  vorübergeliender  Verlegenheit  einen  Anhalt  zu  bieten, 
oder  sie  immer  f&biger  zu  machen,  der  Verarm^ing  zu  widerstehen. 
Es  önd  wenigstens  häufig  von  der  Betrachtung  ausgeschlossen  die 
von  Staatswegen  errichteten  und  verwalteten  Landes-  oder  Pro- 
vinzial-Kranken-.  Inen-,  Biindcn-,  Taul)stiininii'n--\nstaltcn  u.  w. 
lud  ts  wird  t'iidlich  nur  gidcgentliih  nnf  das  Hestehen  von  In- 
■>iilutfn  der  vordorgeudeu  injlbatbülle,  wie  Privaisparvereinen,  Ver- 
sicbernngBanstalten  u.  s.  w.  hingewiesen. 

Auch  die  g^enwärtige  üebersicht  soll  sieh  auf  die  ö1f«Qtliche 
Armenpflege  beachränken. 

A.  S t a a te n  0 h  n  0  j  e d  e  a r m  e n  g e  s e t  z  1  i  c  h  e  R  e s  t i  m  m  u n- 
geu  sind  in  iler  naclifolt^euden  Darstellung  nicht  aut'LCcführt.  Es 
ist  mit  Bestimm tijeil  unzanehmen.  das»  kein  Staat  in  Europa  völlig 
jeder  solchen  Bestimmung  ermaugelt 

Dagegen  ist  die  Zahl  deijasigen  Staaten  nicht  gering,  in  denen 
es  an  eigentliclien  Eodiflkationen  der  das  Armenwesen  be- 
treffenden Bestimmungen  fehlt. 

Es  fehlt  hieran  beispielsweise  in  dem  vormaligen  Königreich 
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Hannover,  in  dem  vormaliiron  Kurfiirstcuthnm  Hessen,  in  der  vor- 
maligen freien  Stadt  Fraukliut  a.  M.,  in  Ueu  Grossherzogthümern 
MeeUenburg,  im  Herzogthum  Brani»6hweig,  in  den  drei  ftma 
Hansestädten  (wenigstens  för  die  landgebiete),  in  Wflrtemberg, 
in  Baden,  in  He.-;sen-Darinstadt,  in  Oesterreich,  in  Rnssland,  in  eini- 
gen Kantonen  der  Schweiz. 

B.  Keineswegs  alle  zur  Zeit  q-ülli^'on  t^osetzlielien  Bestimmun- 
gun,  welche  sich  auf  die  H»'.:t»lmii,'  di  s  ülTentliehen  Armenwesens 
bezieben,  eulbalteu  bestimmte  Angaben  über  den^wirtb- 
schaftlichen  Zustand,  in  welchem  sich  eine  Person  be- 
finden muss,  am  der  geordneten  (öffentlichen  Fürsorge 
theilhaftig  zn  werden.  Der  Mani^e]  fiinr  solchen  Definition 
beeinträchtigt  den  Werth  arnK-nstatisüscher  Mittbeilungon ;  er  ist 
aber  noch  viel  enipfindlitiicr  fiir  dio  Hai.dhabiing  des  Annenwesens. 
xMeisi  tritt  er  in  denjt'iiinY'n  Staali.n  1ihi  \«i|-,  denen  es  an  zusanmien- 
fasseuüen  Armenge.M-tzen  fehlt.  ergl.  die  Beisidele  sub  A  oben.) 
Hier  ergänzen  jedoch  biswdlen  Ortsstatute  wenigstens  thdlweise 
d^  Mangel  der  Ijandesgesetzgebung.  Aber  auch  wo  Kodifikationen 
bestehen,  fehlt  e.s  bisweilen  an  der  gehörigen  Umgränznng  des 
Armenbegrißes.  So  selbst  in  der  englischen  und  französischen 
Armenge.setzgeli  i  nig. 

C.  Schwierii:  ist  dif  Frage  zu  eiii>eiieiden,  in  welchen  lioseiz- 
gebungeu  den  Armen  ein  Kecbt  auf  Öffentliche  Unterstüt- 
zung verliehen  sei.  Denn  selbst  da,  wo  die  Geltendmachung 
des  Anspruches  auf  dem  Wege  der  Zivilklage  ausdrficUich  aus- 
geschlossen ist.  besteht  doch  wenigstens  in  der  Regel  eine  öffent- 
lich-rechtliche Ver]^ilichtung  gewisser  Organe  zur  Unterhaltung 
der  Annen.  t'nil  diest-r  VeriiHiclitung  steht  irdentalls  eine, 
gleichviel  uie  gehend  zu  uuieheude,  Berechtigung  gegeniiber. 
Die  wichtige  legislativpülitiscbe  Seite  dieser  Frage  zu  erörtern, 
ni9ge  dem  dritten  Abschnitte  dieser  einleitenden  Bemerkungen  vor- 
behalten bleiben.  Thats&chlich  verleiht  bekanntlich  die  englische 
und  ver.sagt  die  französische  Amiengesetzgel>ung  dem  Armen 
den  Ansiiruch  auf  Unterstützung  ausdrücklich.  Der  französischen 
ähnelt  hierin  die  neueste  norwegiseiie  Gesetzgebung.  (Gesetz 
von  1863.)  X\ir  Geisteskranken  und  Findelkindern  gegenüber 
statuirt  die  französische  eine  bestimmte  Verpflichtung.  Ganz  ciia- 
rakteristisch  treten  m  der  Msteren,  hingesehen  auf  die  Zahl  und 
auf  die  Detaillirung,  die  Bestimmungen,  welche  die  Handhabung 
der  Armenpflege  betreffen,  in  dar  englischen  dagegen  diejenigen, 
welche  sich  auf  die  Berechtigung  und  N'erptlichtung  beziehen,  augen- 
scheinlich in  den  Vordergrund,  lu  dieser  Beziehung  fthneln  die 
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Armenonlnungen  der  freien  Städte  in  Deutschland  mehr  der 
französischen,  die  Arniengesetze  der  mittleren  und  grösseren 
deutschen  Staaten  mehr  der  englischen  Gesetzgebung.  Aber 
einen  ausdrücklichen  Kechtsanspruch  auf  Unterstützung  statuiren 
doch  nur  wenige  deutsche  Gesetzgebungen.  Die  meisten  umgehen 
diesen  Punkt  mit  einer  gewissen  Jiehutsamkeit,  und  bei  ihrer  In- 
terpretation erklart  man  die  V'erptlichtung  z.  B.  der  Gemeinden, 
zur  Unterstützung  ihrer  Armen,  nicht  als  eine  Verpflichtung  gegen- 
über den  letzteren,  sondern  als  eine  .solche  gegenüber  der  Staats- 
verwaltung —  ohne  damit  natürlich  in  den  Anschauungen  leicht- 
sinniger Müssiggänger  von  der  Sache  irgend  Etwas  zu  ändern. 
In  gleich  kategorischer  "Weise,  wie  die  Mecklenburgische, 
(rergl.  S.  213)  verUnht  wohl  keine  andere  deutsche  Gesetzgebung 
dem  Annen  einen  Unterstützungs-Anspnich.  Gleich  bestiinM)t,  wie 
in  dem  S.  404  ff.  analysirten  Entwürfe  eines  Annengesftzes  für 
das  Grossherzogthum  [iaden  und  in  der,  S.  349  ff.  angeführten 
Bayrischen  Verordnung  v.  17.  Nov.  1816  ist  wohl  sonst  nirgends 
die  Zivilklage  auf  Unterstützung  ausgeschlossen.  In  der  Gesetz- 
gebung Schwedens  ist  nnr  gewissen  Kategorieen  Arbeitsunfähi- 
ger em,  übrigens  auch  wohl  schwerlich  im  Wege  der  Zivilklage 
geltend  zu  machender.  Anspruch  auf  Armenunterstützung  verliehen. 

D.  Vielleicht  die  schwierigste  Aufgabe  in  der  gesamniten 
Armengesetxgebung  besteht  in  der  Festsetzung  der  formalen 
Bedingungen,  unter  welchen  der  Anspruch  auf  Unter- 
stützung, oder,  wenn  ein  solcher  nicht  ausdrücklich  zuerkannt 
ist,  die  Verpflichtung  der  Organe  der  Armenpflege 
znr  Unterstützung  von  Armen  perfekt  wird,  also,  da 
diese  formalen  Bedingungen  sich  auf  den  St«»tus  des  vVrmen  be- 
ziehen, in  der  Entscheidung  der  Fragen:  Wer  ist  berechtigt? 
Wer  ist  verpflichtet?  In  diesem  Punkte  namentlich  hat  der 
rechtsschaffende  Geist  der  Jahrhunderte,  oder  hat  die  verschieden- 
artige Auffassung  der  Gesetzgeber  eine  grosse  Mannigfaltigkeit 
des  Rechtes  hervorgerufen.  Uehcreinstimmung  besteht  nur  in  we- 
nigen Einzelheiten.  Nirgends  z.  B.  ist  der  Aufenthalt  an  sich,  nir- 
gends sogar  der  dauernde  Aufenthalt,  nirgends  das  Staatsbürger- 
thura  ein  Rechtsgrund  für  die  Erhebung  des  Unterstützungsan- 
spruches. Nirgends  ferner  ist  die  Staatsgewalt  als  solche,  ist  die 
Staatskasse  in  erster  Linie  verpflichtet. 

Aber  bald  genügt  schon  die  Geburt,  bald  wenigstens  der 
feste  Wohnsitz,  bald  erst  das  Bürger-  oder  Einsassenrecht  zur  Be- 
gründung des  Anspruches.  Bald  ist  die  Geburts-,  bald  die  Wohn- 
sitz-, bald  die  Bürgergemeinde,  bald  die  Kirchspiels -Kasse  ver- 
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pfiiflitpl,  bald  iu  erster,  bald  in  einziger  Linie;  im  ersteren  Falle  hi 
bald  die  Kreis-  oder  rrovioz-,  bald  die  Staatskasse  subsidiarisch 
einzutreten  gehalten. 

In  den  meisten  Gesetzgebungen  —  um  dies  gleich  hier  su 
erledigen  —  tritt  die  Affimtlidie  Annenpfl^e  fibarhaiipt  erst  dann 
ein,  wenn  nicht  Tenrandto,  odeir  andere  nahestehende  Personen  — 
die  verpflichteten  Verwandschaftsgrade  sind  in  verschiedenen  Ge- 
setzgebiinfjen  rerschieden  nonnirt  -  vorhanden  sind,  welche  sich 
der  Aufgabe  entledigen  knnu.n.  In  MKiiicii»'ii  (icsetzgebiingen  ist 
das  NicUtvorhandenscin  solcher  Per>i»iien  ein  Mument  in  der  Be- 
stimmung des  Arraeubegriffes.  (Vergl.  z.  B.  Tit.  19.  Theil  VI. 
$.  1  des  Preass.  Landreehts.  —  8.  pag.  48  ff.  u.).  In  den  oi<»8tai 
Gesetzgebungen  sind  gewisse  Personen  primo  loco  und  zivilrechi- 
lich  verpflichtet,  für  den  Unterhalt  dürftiger  Individuen  zu  sorgen. 
Wo  diese  Verpflichtung  perftkt  wird,  und  in.soweit  .sie  ausreicht, 
kann  eben  von  öffentlicher  Armenpflege  nicht  die  Rede  .-ein. 

Nur  wenige  Cfe.sctzgebungen  beschäfiigen  sich  auidrücklicii, 
wie  die  englische,  die  belgische  —  Ges.  v.  18.  Febr.  1845  — 
und  die  sdüeswig-holsteinsche  Armenordnung  t.  29.Dez.1841  — 
mit  der  Begelung  der  Unterstfitztmg  nichtstaatsangehOriger 
Anner  in  anderen  als  Erkrankungsßllen.  Die  meisten  Gesetze 
also,  welche  den  Annen  ausdrücklieh  oder  implizite  einen  Anspruch 
auf  Unterstützung  zugestehen,  haben  dabei  nur  den  Staatsangehö- 
rigen Armen  im  Auge. 

Einige  besonders  auffallende  Unterschiede  in  den  den  Status 
des  Armen  betreffenden  Vorbedingungen  seines  üntent&tzungB- 
Anspruchs  mOgen  im  Folgende  rorgef&hrt  werden: 

Die  englische  Gesetzgebung  vorleiht  jedem  Staatsangehö- 
rigen (und  auch  Nichtstaat.sani:ehi'irigen)  im  Kalle  seiner  Hülfs- 
bedürfligkcit  Anspruch  auf  üutersti'itzung  durch  diejenige  Gemeinde 
(parish)  oder  denjenigen  Armenverbaud  (uuion),  in  welchem  der 
Arme  heimathberechtigt  ist,  bezüglich  den  Unterstütaungswohnsitz 
erlangt  hat.  Heimaths-  und  somit  Amenrecht  wird  erlangt  durch 
G«bQrt,  Eltemveilialtniss«  Heiratb,  Lehrlingschaft  mit  40tagigem 
Wohnsitz,  Grundbesitz,  Miethung  eine.-?  Grundstücks  mit  40tftgigem 
Aufenthalt  und  Zahlung  der  Annensteuer.  Kinschätzung  zu  den 
ordentlichen  Gemeindesteuern.  Unterstützungswohnsitz  ohne  Hei- 
mathsrecht  wird  aber  auch  schon  durch  3jährigeu  Aufenthalt  er- 
worben. Alme,  die  in  einem  Bezirk  verarmen,  wo  sie  nicht  hei- 
maths» noch  nntersttltzungsberechtigt  sind,  mfiasen  daselbst  doob 
unter  gewissen  Bedingungen  nnterstatzt  werden  (SetUed  poor  — 
IrramoTal  paupen  —  Oasoal  poor). 
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Nach  der  niederländischen  Gesetzgebung  begründet  in 
erster  Linie  die  Geburt  den  Unterstützungs-Auspruch ,  in  zweiter 
Linie  sechsjähriger  ununterbrochener  Aufenthalt.  Wer  an  einem 
anderen  Orte,  als  dem  seiner  Geburt,  verarmt,  ohne  dass  er  da- 
selbst durch  sechsjährigen  ununterbrochenen  Aufenthalt  unter- 
stützungsberechtigt geworden  wäre,  muss  im  Verurmungsfalle  von 
seiner  Geburtsgemeinde  erhalten  werden. 

In  Schweden  berechtigt  Angesessenheit  im  Kirchspiel  oder 
der  Stadt,  und  Eintrag  in  die  Steuerli-ten,  aber  aurh  Ucberschrei- 
tung  des  Alters  von  55  Jahren,  ohne  die  zweite  der  ebengenaniiten 
Vorbedingungen,  in  Norwegen  ein  sogenannter  Unterstützungs- 
wohnsitz (von  zwei  Jahren),  insoweit  hier  überhaupt  von  einem 
Rechtsanspruche  die  Rede  sein  kann,  zur  Armenunterstützung. 
Ebenso  verlangt  die  dünische  Gesetzgebung  die  Erwerbung  eines 
ünterstützungswohnsitzes,  wozu  dort  aber  fünf  Jahre  gehören. 

Nach  dem  preussischen  iVrmeugesetz  von  1812  ist  die 
Gemeinde  unterstützungspfli  htig,  als  deren  Mitglied  der  Arme 
ausdrücklich  aufgenommen  wurde,  oder  die,  in  welcher  er  einen 
ordentlichen  Wohnsitz  erworben,  und  diesen  während  eines  Jahres 
besessen  hat,  oder  die,  in  welcher  er  nach  erlangter  Grossjährig- 
keit  sich  bereits  vor  dem  Zeitpunkte  der  Verarmung  drei  volle 
Jahre  aufgehalten  hat. 

In  Schleswig-Holstein  hat  in  der  Regel  Jeder  an  dem 
Orte,  wo  er  geboren  ist,  Heimathsrecht,  und  die  Geburtsgemeinde 
ist  im  Verarmungsfalle  unterstützungspflichtig.  An  die  Stelle  der 
Geburtsheimath  tritt  jedoch  die  Ht-iniath  des  längeren  Aufent- 
haltes, wenn  Jemand  nach  vollendetem  18.  Jahre  15  Jahre  in  einer 
anderen  Armengemeinde  ordentlichen  Aufenthalt  gehabt  hat.  Auch 
Ausländer  können  so  das  ünterstützungsdomizil  ersitzen,  wenn 
sie  zuvor  das  Niederlassungsrecht  erworben  haben. 

Nach  Nassauischem  Recht  sind  nur  Bürger  und  Schutz- 
genossen, ebenso  nach  Badischem  nur  Bürger,  Solche,  die  das 
angeborene  Bürgerrecht  besitzen,  aber  noch  nicht  angetreten  haben, 
nnd  Einsassen,  unterstiitzungsbcrechtigt;  in  Hannover,  ausser 
Ostfriesland,  der  Gemeindeangehörige  und  sonst  in  der  Gemeinde 
Heimathberechtigte;  in  Ostfriesland  der  im  Kirchspiel  wohnende 
Gemeindeangehörige  oder  sonst  Heimathberechtigte;  in  Sachsen 
der  Heiraathsberechtigte  (Geburt,  Verleihung,  Hauserwerb  und 
fon^ähriger  Aufenthalt  begründen  das  Heiraathrecbt);  in  Olden- 
burg der  Gemeinde-Angehörige  (die  Geraeindeangchörigkeit  wird 
u.  A.  durch  dreijährigen  Aufenthalt,  nach  Erfüllung  anderer  Be- 
dingungen, erworben).   In  den  drei  freien  Städten  macht  nur 
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das  Bürtrorroc'ht.  dessen  Erinnerung'  bis  vor  Kurzem  (rrCMSSco  Schwie- 
rigkeiten miU-rworlen  war.  iintc'r.4iitzunfff;bereelitigt. 

In  Oesterreich  haben  alle  Geraein debürger  und  (iemeinde- 
angchörigen  Anspruch  auf  ünter^^tützung  im  Verarmungsfalle. 
Gemeindeangebörige  beiasen  aber  die  Kiditbfirger,  welche  durch 
Geburt  oder  Auihabme  in  den  GemeindeTerbaDd  zuständig  nnd. 

Armenpflegschafts-Verbände,  welche  ihre  Wirksamkeit 
über  eine  [jrössprr  Zalil  von  Armcn'^emeinden  od  ^  Kirohnidelpn 
erstrecken,  und  für  gewiss*^  Aufgiiin'ii  priiiio  locn.  in  audeien  Fällen 
nur  für  einzelne  überbürdete  llemeindeü  subsidiarisch,  eintreten, 
sind  besonders  scharf  ausgebildet  in  der  eugliächen,  französischen, 
bflügisdieD,  preussisdien,  bayerischen  und  sächsisch«!  Gesetagebong. 

Nadi  der  englischen  Gcsetegebung  kßnnen  statt  der  ein- 
zelnen Kirchspiele  auch  Verbftnde  mehrerer  Kirchspiele  (Poor  Law 
ünion^l  die  Leitung  di  s  Armenwesens  (iinter  einem  Visitor)  nher- 
nehmen,  was  stets  geschieht,  wenn  für  einzelne  Kirchspiele  die 
Last  —  z.  B.  die  Errichtung  und  Erhaltung  der  work-houses  — ' 
zu  gross  sein  würde.  Nach  der  französischen  und  belgischen 
Gesetzgebung  haben  die  Departements-  bezüglich  Provinz-Kassen 
den  Gemeinden  theils  gewisse  Kosten  und  Lasten  dann  abnindi- 
men,  wenn  die  Gemeindemittel  dazu  nicht  ausreichen,  theils  fallen 
gewisse  Aufgal>en  der  Armenptlego  jenen  Kassen  in  erster  Linie 
anbeim.  In  die  erstere  Itubrik  gi.hören  z.  B.  die  Kosten  der  Er- 
haltung iu  den  depöts  de  niendi(-ite.  Diese  haben  die  Departe- 
ments- oder  ProTinzkasseu  in  üubsidium  zu  tragen.  In  die  andere 
Bubrik  geboren  die  Kosten  der  Irren-  und  die  der  Verpflegung 
von  Findlingen  und  yedassenen  Kindern,  deren  HeimaÖi  nicht  er- 
mittelt werden  kann. 

Die  preiissischeii  Landarmenverbiinde  haben  ebenfalls  theils 
subsidiäre,  theils  ursprrniirliche  Veri^Hiclitungcu.  Von  vorneherein 
liegt  ihnen  die  Veriillegung  der  in  ihrem  Bezirk  befmdlichen, 
keinem  Ortsarmenverband  angehürigeu,  Armen  ob.  Ausserdem  haben 
sie  Yorlftufig  die  Kosten  zu  ersetzen,  welche  Ortsarmenverbftnde 
rar  Unterstatzung  ihnen  nicht  angehOriger  Armer  Tezausgabt 
haben.  Endlich  treten  sie  im  Allgemeinen  helfend  ein,  wenn  ein 
OrtsarDiiMuerb-inil  zur  Veqinegiing  seiner  Armen  unvermf^gend  ist. 

In  Bayern  stehen  über  und  bezüglich  neben  den  Gemeinde- 
verbänden sogar  zwei  weitere  Verbände,  die  der  Distrikte  und 
die  der  Kreise.  Die  Aufgaben  beider  bestehen  in  der  Errich- 
tung und  Erhaltung  von  nicht  nur  lokalen  Zwedcen  Reuenden 
und  für  klonere  Gemeinwesen  nicht  zu  ennOglicheaden  Biniieh- 
tnogen  (Kraakenbäueer,  Irrenhftnser,  ArbeitshAnseretc);  die  KreiBr 
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annenpflege  hat  überdiess  überbürdete  Distrikt^{:^en1einden  zu  un- 
terstützen. 

Nach  dem  Sächsischen  Gesetz  sind  Armenvereine  und  Ar- 
menbezirke für  jo  mehrere  Ortsoliaften  und  Heimath-sbezirke  zu 
errichten,  welche  lediglich  solche  Anstalten  der  Armenpflege  zu 
begründen  und  zu  verwalten  haben,  deren  Errichtung^  und  Unter- 
haltung die  Kräfte  einzelner  Gemeinden  überschreiten  würde. 

In  Ländern,  wo  es  an  solchen  Mittelstellen  für  die  Armen- 
pflege, entweder  wegen  der  Kleinheit  des  Gebietes,  und  also  man- 
gelnden Btdürfnisses,  oder,  weil  auch  in  diesem  Punkte  möglichste 
Zentralisation  angestrebt  wird,  fehlt,  steht  d^r  Staatsgewalt 
die  Errichtung  und  Verwaltung  nicht  nur  lokaler  Armenanstalten 
zu  und  liegt  ihr  die  subsidiäre  Hülfe  dann  ob,  wenn  die  Lokal- 
Orgaue  die  Aufgabe  nicht  bewältigen  können. 

Ueberau  aber  liegt  theils  das  Recht  der  Gesetzgebung  in 
Annensachen,  theils  das  der  Kontrolc  der  Handhabung  des  Armen- 
wesens in  den  Händen  des  Staates,  welcher  überdies  in  den 
meisten  Staaten  in  einzelnen  namhaft  gemachten  Fällen,  z.  B, 
gegenüber  Ausländern,  die  Unterstützung  primo  loco  zu  über- 
nehmen hat. 

Eine  auch  nur  soweit  gehende  Zentralisation  des  Armenwesens, 
wie  sie  in  England  durch  das  Vorhandensein  einer  mit  dem  Recht 
der  Verordnung  und  der  Inspektion  versehenen  Zentralbehörde  — 
Poor  law  comissioners  oder  Poor  law  board  —  bekundet  ist,  zeigt 
sich  in  keinem  anderen  europäischen  Staate. 

E.  In  vielen  Staaten  liegt  die  Armenpflege,  auch  die  ledig- 
lich durch  Staatsgesetz  geordnete,  in  der  Hand  kirchlicher 
Organe,  theils,  weil  diesen  dort  die  Verwaltung  der  wesentlich- 
sten Subsistenzmittel  der  Armonanstalten  thatsächlich  oder  von 
Rechtswegen  zusteht,  theils,  weil  sie  thatsächlich  oder  von  Rechts- 
wegen einen  bedeutenden  Antbeil  an  der  Exekutive  nclmien.  Diese 
Gründe  treffen  namentlich  zu  in  Frankreich,  Belgien,  Italien.  In 
anderen  Staaten  sind  de  facto  und  de  jure  kirchliche  Organe  zu- 
fällig noch  im  Besitz  der  Exekutive,  weil  die  heutige  Organisa- 
tion noch  aus  jenen  Zeiten  datirt,  wo  eine  andere,  als  kirchliche, 
Armenpflege  überhaupt  nicht  bekannt  war.  Es  kann  dann  die 
Verbindung  der  Armenpflege  mit  der  Kirche,  wie  sie  durch  jene 
Organe  vermittelt  wird,  eine  losere  oder  straffere  sein.  Lose  ist 
sie  in  Bremen  und  in  0.stfriesland.  In  noch  anderen  Staaten  ist 
die  kirchliche  Armenpflege  staatsgesetzlich  organisirt  und 
entweder  ausschliesslich,  oder  neben  der  bürgerlichen  thätig.  In 
Holland  z.  B.  fungiren  in  der  Mehrzahl  der  Gemeinden  nur  kireh- 
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liehe  Anstalten,  in  wenigen  Gemeindon  kirrhlirlie  und  bürgerliche 
nebeneinander,  dann  beide  mit  ziemlich  streng  abgegrenzten  Be- 
fiignisäen.  Im  Bernburgischen  (s.pag. 256)  besteht  eine  straff 
organisirte  kurchliche  nebtti  d«r  Ijfiigeiliclien  ArmeDpSege. 

In  den  meisten  Staaten  fibOTweisen  die  SirchenTerfas- 
snngen  ihren  Organen  u.  A.  auch  die  Pflicht  der  Sorge  för  die 
Armen,  und  <l:)Met  die  Staatsgewalt,  dass  neben  ihren  Veranstal- 
tungen auch  die  Kirrlie  dergleichen  treffe.  Aber  eine  straffe  Or- 
ganisation der  staatlichen  Armenpflege  lässt  dieser  kirchlichen 
Thätigkeit  meist  nicht  viel  mehr  übrig,  als  was  sich  unmittelbar 
mit  der  Seelsorge  Verbinden  läsat. 

F.  Kur  selten  findet  man  in  den  ArmengeBeteen  BeaÜnmran- 
gen,  welche  neben  der  staatlichen  die  private  Armen- 
pflegp  zu  beschränken  oder  anzuregen  oder  zu  regeln 
die  Tendenz  haben.  Der  S.  404  ff.  aüaly^^irte  Entwurf  eines 
badi. sehen  Arraengesetzes  geht  auf  diesen  Punkt  besonders  zweck- 
mässig ein.  Die  mehrerwälmte  bayrische  Verordnung  von 
1816  enthält  im  Art  24.  dm  bemerkenswertben  Satz:  .durch 
die  öffofttUche  Vorsorge  fttr  den  Stand  der  Armntb  wird  die  freie 
Wohlthfttigkeit  Einzelner  gegen  Einzelne  zwar  nicht  anegeschlossen ; 
jedoch  darf  dieselbe  weder  den  allgemeinen  Verbindlichkeiten  eines 
Jedeu  gegen  die  Armenpflegen  oder  Gemeinden  und  Bezirke  Ab- 
bruch thun,  noch  den  Verordnungen  über  die  Bettelei  wider- 
streben." 

Irgend  welche,  die  Errichtung  von  Stiftungen  ffir 
Armenzweeke  einschrftnkende,  oder  an  andere  Bedin- 
gungeUt  als  an  die  der  staatlichen  Genehmigung  (die 

lediglich  in'n  Ermessen  der  betr^Eendoi  staatlichen  Organe  gestellt 
ist)  knüpfende  Bestimmungen,  werden  schwerlich  in  irgend 
einer  europäischen  Gesetzgebung  zu  finden  sein. 

G.  Anlangend  die  Mute!  zur  Bestreitung  der  Kosten 
der  Armenpflege,  so  ist  selbstverstftndUch  nirgends  die  Ver- 
wendung der  ErtrSge  stiftongarnftss^  Fonds  ansgeschloeBai;  es 
fliesst  in  manchen  Ländern  und  Orten  diese  Quelle  reichlich  stark 
und  können  sieb  die  Organe  der  Armenpflege  auf  das  Nimmer- 
versiegen derselben  mehr  als  gut  ist  verlassen.  Im  Betreff  der 
Beschaffung  des  diese  Kräfte  übersteigenden  Hedarfa 
weichen  die  Gesetzgebungen  nicht  minder,  wie  in  fast  allen  ande- 
ren Punkten,  von  dnander  ab.  Folgende  Methoden  sind  hentzn- 
tage  in  Anwendung:  1.  Lokalisirte  Aimensteoer;  2.  Bestreikmg 
ans  besonderen,  für  Zwecke  des  Armenwesens  angewiesenen,  aber 
nicht  fiir  diese  Zwecke  unmittelbar  erhobenen  Abgaben;  3.  Bo- 
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ihritni^  aus  dem  allgerndnen  EiDnahine-Etat;  4.  halbfireiwiUig« 
Begtenenmg;  5.  ganzfreiwiUige  Bdsteaem*^.  Beispiele  RIt  dieee 

rmdiiedenen  Methoden  bieten: 
ad.  1.  England, 
ad.  3.   Bayern,  Hannover, 
ad.  4.  Bremen. 

ad.  5.  Die  Niedcdande,  Hamburg**),  Lflbeck. 

GemUobte  Systeme  besiehen  in  Prenssen  (2.  o.  3.),  Frank- 
reich (2.  V.  3.),  Belgien  {2.  u.  3.).  den  Elbherzoglhfunern,  Schwe- 
den, Norwegen,  DäntMnark  (l.  w.  2.),  Kiirhessen  (1.  u.  H.).  Nassau 
(2.  u.  3.),  Sachsen  (1.,  2.  u.  3  ),  Brannschweig  (2.  u.  3.),  Olden- 
burg (1.  u.  2.),  Hesöen-Darm>tadt  (1.,  2.,  3.  u.  5.). 

H.  Fast  allgetuein  feststehende  Regel  ist  es,  dass  die  Ar- 
meauDterstfitzungnarals  Vorscbuas  an  den  Empfänger 
betraebtet,  und  der  Letztere  zum  Ersatz  verpflichtet  wird,  fiUla 
er  wieder  zu  Kräften  kommen  sollte.  Wo  Arbeitsfähige  mit  Ar- 
beit imtwtützt  und  dafür  gelohnt  werden,  zieht  man  wohl  hie 
und  da  dif  Unterstüt/.unt,'  vom  Lohne  ab.  Hin  und  wieder  i?it 
dem  Armenwesen  ein  Erbrecht  an  der  Hiuterla^seuschaft  des  von 
ilim  unterstfttzten  Armen,  oder  wenigstens  ein  Becbt,  sieh  ans 
aeioer  Verlassenschaft  bezahlt  zu  machen,  zugestanden.  Das  neueste 
ArmeDge;fetz  —  das  Bayrische  vom  29.  April  1869  —  spricht 
ndl  über  diese  Punkte  besonders  eingehend  ans. 

J.  Die  Verwaltung  des  öffentlichen  Armonwesens 
ist  fast  überall  in  der  untersten  Instanz  bestellten 
oder  gewählten,  beäoldeteu  oder  unbesoldeten  Kom- 
missionen fibertragen.  In  den  meisten  Gesetzen  ist  der  Ge- 
scblflakreis  und  die  Zuständigkeit  dieser  Kommissionen  —  Annen- 
kemniiasionen,  Armenpfiegsobaft>ralhe ,  Diakonieen,  Armenverwal- 
tungen, Armendeputationen,  Bureaux,  Administrations  —  scharf 
begränzt;  in  vielen  •^ind  Lf<nvi^se  Personen  —  Konimunalbeamte, 
Geiiitlicbe,  Aerzte  —  nauihaii  gemacht,  welche  den  Kommissionen 
ugehüfen  missen;  in  mandien  ist  das  Wablvei&hren,  die  Amts- 
daaer,  die  Oeschaftsbehandlung  gman  geregdt.  Eine  in  fthnlioher 
Weise  hüreaukratische  Organisation,  wie  die  englische 
Qesetzgeboug  sie  allmälig  auagebildet  hat,  findet  sieh  sonst  nir- 

Als  sechbte  Methode  kunnte  allenfalls  noch  «mgeAUirt  werdeo:  Pritno 
Im»  frowOIige  Bettrtfe  und  Eintreten  der  Stantilmse  fiBr  iea  Bedarf, 
der  go  nicht  /rrdeckt  werden  kann.  Als  Beispiel  bierflar  könnte  Hunborg 
angefalui  werden. 

**)  Wm  wird  aber  inilieh  der  gefinwt  Theil  der  erforderUeben  Kesten 
SMS  der  Staatskasse  bestritten. 
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gends  weder.  Die  durch  Gesetz  von  1866  in  Norwegen  ge- 
schaffene Zentralbehörde  hat  mehr  beobachtende «  al8  verwaltende 
Fnnktioncn. 

K.  Bettel  verböte  bestehen  heutzutage  wohl  überall  in 
Europa.  Aber  die  Straf  beetimmungen  und  die  l^nifiEurten  dnd 
sehr  verschieden.  Natfirlich  ist  auch  dar  Erfolg  sehr  voracbiedeo, 

\  orsrlii»Ml.  II  nicht  je  nach  der  grösseren  oder  geringeren  Strenge 
in  der  Handhabung  der  Verbote,  sondern  verscliieden  je  nach  der 
molir  tMlir  miti'lor  zwccknülssit^n'n  Organisation  des  [.'•'"^asinnten 
Arnieiiue.>ens .  je  nach  nmi  mA\r  oder  minder  günstigen  uirth- 
äcbaftlichcu  und  Biidungs^u^jtande  dcä  Lande:«.  Einzig  in  ihrer 
Art  sind  die  fransdsisehen  und  belgischen  d^öta  de  meo- 
dicit^  und  die  niederUndiechen  BetUer-Kolonieen. 


Was  die  eigentliche  Praxis  der  Armenpflege,  die  zu 
diesem  Zwecke  bestehenden  Anstalten  und  Einrichtungen, 
die  Grundsätze,  von  denen  bei  dfv  Unterstützung  aus- 
gegangen wird,  anbelangt,  so  waltet  eine  so  grosse  Verschie- 
denheit, je  nach  im  Gange  der  historisdi«!  Entwi4A:elung,  je 
nach  dem  hervortretenden  spezifischen  lokalen  Bedarftaise,  dass  ea 
nnm0g]ich  ist,  ein  Durchschnittsbild  zu  entwerfen.  Strengster 
Formalismus  und  peinlichste  Klassifikation  der  Mittel  hier,  völlige 
Willkiilii-  und  freiestes  EnneHsen  doii.  Es  braucht  nur  an  die 
fraii/i --i.-elieii  und  belgi.scheji  Bureaus  de  bienfaisance,  hospices, 
höpitaux,  depöis  de  meudioite,  an  die  englische  in-door-  und 
out-door-rdief,  an  die  niederläudischen  Gotteshäuser,  Bettler-Kolo- 
nieen  nnd  BettnngslAiuer,  an  die  preusaisdie  geschloseene  und 
offene  AimeDpflege,  an  die  Bremischen  Rubriken  (dauernd,  vor- 
übergehend rntorstützte,  Bogenarme),  an  die  Sächsischen  Armen- 
häuser, an  den  Manijfel  bestimmter,  stalüler  Anstalten  in  den 
meisten  deutschen  Staati'n  und  S'chweizerisrlicn  Ivantonen,  erinnert 
zu  werden,  um  es  einleuditend  zu  niachin,  dass  hinsichtlich  der 
Handhabung  der  Armenpflege,  dieses  vielleicht  wichtigsten  Momen- 
tes im  gesammten  Armenwes«!,  von  allgemein  harriMhenden  An- 
aehauungeo  eigentlich  kaum  die  Bede  sein  kann.  Ifan  mttesie 
sieh  denn  auf  die  Kon-^tatiruncr  des  allgemein  gefühlten  Bedürf- 
nisses beschränken,  la  s  <]w  wirthschaftliche  Krankheit,  Armuth 
genannt,  nicht  als  ein  einfaches  und  gleichartiges,  sondern  als 
ein  sehr  komplizirtes  und  in  sehr  verschiedenartigen  Formen  auf- 
tretendes, nicht  mit  einem  üniversalmittel,  sondern  mit  sehr  ver- 
schiedenen spezifieehen  MitMn  behandelt  werda. 
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III.  Rationelle  Grundsätze. 

Noch  steht  uns  die  Statistik  nicht  zur  Seite,  wenn  wir  uns 
anschickeu,  die  Grundlinien  des  .\rmenwesens  wie  e.s  sein  soll,  zu 
zeiebnen.  Könnte  sie  aber  im  besten  Falle  auch  mehr  leisten,  als 
uns  zeigen,  welche  unter  den  bestehenden  Einrichtungen  die  beste 
ist?  Muss  die  beste  bestehende  Kinrichtuug  die  beste  mögliche 
sein?  Ich  vermuthe,  die  vollendetste  Armenstatistik  würde  uns 
mehr  nützen  durch  Das,  was  sie  als  unbedingt  verwerflich,  als 
durch  das,  was  sie  als  vergleichsweise  bewfihrt  erweiset. 

Wenn  ich  im  Nachfolgenden,  unter  nothgpdrnngener  Verzicht- 
leistung auf  die  negative  sowohl  wie  auf  die  positive  Argumen- 
tation der  Statistik,  versuche,  in  einigen  flüchtigen  Federstrichen 
meiner  Ueberzeugung  von  dem,  was  in  der  Einrichtung  des  Anuen- 
wesens  rationell  ist,  Ausdruck  zu  geben,  so  bescheide  ich  mich, 
Dicht  Unbestreitbares  zu  behaupten,  aber  es  beruhigt  mich,  dass 
ich  mir  der  Gründe  für  meine  Behauptungen  wohl  bewusst  bin. 

Die  Staatsgewalt  ist  nicht  befugt>  noch  verpflichtet,  Auf- 
gaben zu  übernehmen,  deren  Lösung,  obwohl  sie  im  öffentlicheu 
Interesse  erfolgen  muss,  erfahrungsmässig  anderen  Kräften  besser 
gelingt,  als  den  Organen  des  Staates.  Zu  diesen  Aufgaben 
gehört  die  Armenpflege,  welche  eine  durchaus  kasuistische 
Behandlung  verlangt,  und  um  so  günstigere  Erfolge  hat,  je  un- 
mittelbarer die  eigentlichen  Interessenten,  d.  h.  die  unter  der  Ar- 
muth  der  Anderen  zu  leiden  haben,  dabei  betheiligt  sind. 

Demohngeachlet  kann  sich  die  Staatsgewalt  der  Aufgabe  meist 
noch  nicht  entziehen,  das  A  rmeuwcsen  zu  einem  Gegenstand 
der  Gesetzgebung  zu  machen,  weniger  um  der  Armen  selbst, 
als  um  der  Gesammtheit  Willen.  Die  Tendenz  dieser  Gesetz- 
gebung muss  darauf  gerichtet  sein,  der  Ausbreitung  des 
Cebels,  welche  ebensowohl  Folge  der  Vernachlässigung,  wie 
Folge  der  übcrniässigen  und  iriationelleu  Küiksichtnahme  sein 
kann,  vorzubeugen.  Sie  muss  dafür  sorgen,  dass,  wo  die  Unter- 
stützung Nothleidender  von  der  spontanen  nachbarlichen  Fürsorge 
nicht  zu  erwarten  ist,  gesetzliche  Organe  zur  Erfüllung  dieser  Auf- 
gabe vorhanden  seien,  und  sie  muss  weiter  dagegen  Vorkehr  treffen, 
dass  die  völlig  freiwillige  Thütigkeit,  .sofern  sie  den  Kreis  der 
reinen  Privatwohlthätigkeit  überschreitet,  sich  nicht  in  Bahnen 
bewege,  welche  zu  einer  Verschlimmenmg  statt  zu  einer  allmäligeo 
Beseitigung  des  Uebels  führen.  Sie  kann  nicht  umhin,  Mittel 
zur  gewaltsamen  Unterdrückung  des  Bettels  zur  Ver- 
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fügung  zu  stollon*),  und  sie  nmm  auf  ilii'  SrluifiFung  (wenn  auch 
uicbt  auf  Staatäkosleu)  und  aul  die  zweckmiktsige  Verwaltung 
(wena  auch  nicht  durch  eigentlich  staatliche  Organe)  von  sol- 
chen Anstalten  Bedacht  nehmra,  welche,  wenn  auch  anf  Kosten 
derziinftchst  verpflichteten  Ereisef  diejenigen  Hälflosen  anf- 
nehmen,  die  einer  indi vidualiairenden  Armenpfloge 
nicht  bedürfen,  und  wirksamer  in  ausgodeliii  ter  Ge- 
rne insc  ha  fi  behandelt  werden  (Kreis-  oder  liezirks-Krauken-, 
Irren-,  iiebür-  ete.  Anstalten).  Sie  rau.<s  endlieh  dem  Stiltungs- 
wesen  für  Armeozwecke  ihre  Aufmerksamkeit  widmen,  und  darf 
weder  dulden,  dass  Stiftungen  mit  der  Verminderung 
der  NotH  entgegenwirkenden  Tendenzen  rechtebest&n- 
dig  werden,  noch  darf  sie  unterlassen,  die  Verwaltung 
von  Armenstiftungen  an  die  Beobachtung  von  Grund- 
sätzen zu  binden,  denen  niclit  zu  w  ider  geli  an  de  It  wer- 
den darf,  wenn  nicht  das  Uebel,  anstatt  gehemmt,  oder  beseitigt, 
vieiraehr  verschlimmert  werden  soll. 

Den  Armen  ein  auf  dem  Wege  der  Zivilklage  verfolgbares 
Recht,  oder  einen  Anspruch  anf  Ünterstfitzung  in  der 
Wdse  zu  geben,  dass  sie  densdben  irgendwie  verfassungsniftssig 
verfolgen  können,  ist  durchaus  vi>m  l'eljel.  Was  freiwillig, 
oder  nach  Maasgabe  der  Geriet/.gebimg  gesciüeht,  ist  stets  so  auf- 
zufassen, als  geschehe  es  nicht  zu  Gunsten  der  Annen,  üondera 
zu  Gunsten  der  Gesammtbeii 

Die,  wie  auch  immer,  organisirte  Privatthfttigkelt 
kann  nicht  fBr  genfigend  erachtet,  und  es  kann  das  Eintreten 
der  subsidiären,  nacli  Maasgahe  des  Oesetzes  einzufahrenden  Or> 
ganisation  nicht  nachgelnssen  werden,  wenn  die  erste re  sich 
niclit  mindestens  auf  einen  ganzen  Bezirk  von  dem 
Ilmfange,  wie  sie  der  letzteren  zu  Grunde  tw  legen 
sind  (Gemeinde,  Kirchsidel  etc.)  eistreckt,  und,  wenn  sie 
nicht  aller  in  diesem  Bereiche,  sei  es  dauernd,  sei  eszufiUlig, 
sei  es  mit  od«  ohne  HeimatbS'  oder  Niederlassungs-  odor  Wohn- 
sitz-Hedit  anwesender,  ohne  H&lfielastuug  von  aussen  voraussicht- 
verkommender Armen  sich  annehmen  würde. 

Aber  auch  die,  beim  Munzel  jeder,  uder  doch  eimn*  gehörig 
organisirten .  oder  ihre  Wirksamkeit  genügend  weit  ausdehnenden 
Ireiwiiligeu  Anncnpllegc,  nach  Maasgabe  des  Gesetzes  zu  or- 

*)  Wenn  aucli  diese  Mittel  weder  tlio  cinzi^t-u,  niM  )i  aui  h  Jio  wirk- 
saiDdteQ  Mittel  zur  Beseitigung  dieses  ücbelä  sind,  üruudlicti  licll'eo  bier 
aar  y»eme,  die  es  mehr  auf  die  Eniebaag  der  Geber,  als  auf  die  der 
Eaqftnger  abadiea. 
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ganisirende  Armenpfleije  muss  ihre  Thätigkeit  auf 
alle,  sei  es  daiierud,  sei  es  vorübergehentl,  sei  es  auf 
welchen  Titel  hin  in  ihrem  Bereiche  sich  aufhaltenden 
Armen  erstrecken.  Nur  die  Staatsangehörigkeit  ist  als 
Vorbedingung  zu  fordern,  so  lange  nicht  internationale  Gegenseitig- 
keitsvorträge  auch  von  <liej<er  Forderung  abzusehen  gestatten.  Das 
Absehen  von  anderen  Bedingungen,  wenn  es  allgemein  gültiger  Grund- 
satz für  ein  einigerraaas.sen  ausgedehntes  Staatsgebiet  ist,  verliert 
bei  näherer  Beleuchtung  den  Schein  des  Ungeheuerlichen.  That- 
sächlich  ist  dieser  Grundsatz  schon  jetzt  in  l'ebung,  und  man  hat 
nicht  bemerkt,  dass  sich  die  Menschen  irg«'iidwo  lediglich  wegen 
der  Aassicht  auf  Unterstützung  im  Verarmungsfalle  mit  besonderer 
Vorliebe  aufhalten,  sofern  nur  diese  Aussicht  nicht  eine  Aussicht 
auf  ein  Scblarafienleben  ist  Thatsächlich  konnte  man  bisher  Er- 
satz der  Unterstützungskost^n  fordern.  Aber  niusste  man  nicht 
seinerseits  auch  solchen  leisten?  Ueber  die  Uiunöglichkeit  der 
zweckmässigen  Bemessung  einer  Frist  zur  Ersitzung  des  Unter- 
stützongsdomizils ,  über  die  Gefahren  einer  zu  kurzen,  über  die 
Bedenken  gegen  eine  zu  lange  solche  Frist  ist  alle  Welt  im  Klaren. 
Die  Schreibereien,  Prozesse  und  Kosten,  welche  aus  der  Statuirung 
eines  Anspruches  auf  Ersatz  der  gewährten  Unterstützung  von 
Seiten  einer  anderen  verpflichteten  Stelle  erwachsen,  stehen  meist 
in  gar  keinem  Verhältnisse  zu  dem  Objekt. 

Der  politische  Gemeindebezirk  ist  wohl  überall  der 
geeignetste  Bezirk  für  die  nach  Maasgabo  des  Gesetzes,  welches 
jedoch  auch  die  Verbindung  mehrerer  Gemeinden  zu  solchem  Zwecke 
eher  begünstigen,  als  erschweren  sollte,  einzurichtende  Armenpflege. 
Die  Kosten  der  letzteren  sollten  nirgends  durch  beson- 
dere Armensteuern  aufgebracht,  .sondern,  insoweit  nicht  be- 
sondere stiflungsmäs^ige  Mittel  hierzu  vorhanden  sind ,  nur  durch 
Sammlungen,  von  freiwilligen  Gebern,  aufgebracht  werden,  sofern 
es  sich  um  vorübergehende  Hülfe  handelt,  während  Anstalten  für 
dauernd  erwerbsunfähige  Arme,  für  unheilbar  Kranke  u.  8.  w.  aus 
den  allgemeinen  kommunalen  Mitteln  mit  erhallen  werden  sollten. 
Zu  diesen  letzteren  Einnahmen  beizutragen  müsste  dann  nur  Jeder, 
insoweit  möglich  vom  ersten  Beginne  seines  Aufenthaltes  ab.  ver- 
pflichtet werden.  Die  Arniensteuer  ist  die  nothwendige 
Konsec^uenz  des  Unterstützungsanspruches.  Wo  ein 
solcher  nicht  besteht,  heisst  dies  eben  so  viel,  als  dasa  Niemand 
fordern  kann,  unterstützt  zu  werden,  ausser  soweit  die  vorhandenen 
freiwillig  gespendeten  Mittel  reichen. 

Im  Gesetz  ist  der  Legal-Begriff  der  Armuth  fest- 
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zustellen.  Selhstvprstfmdlich  ist  nicht  arm,  wer  dmeh  zivil- 
rechtlicli  dazu  verpllichtete  Persoueu  noch  erhalten  wewleii  kaun. 
Mit  arb.eitäfahigou  Armtio  hat  sich  das  Armengesetz  eines 
Staates,  welcher  keine  NiednlasBangs-  nad  Brwerbsbesehrftnkim- 
gen  mehr  kennt,  nicht  m  betoen.  Ein  Theil  dersdl)ea  wird 
den  Polizoistrafgesetzen  anheimfallen,  die  anderen*)  niö^^en  d^r 
freiwillij/'  !!  Fürsnri^e  di  r  Organe  der  freiwilligen,  oder  der  gesetz- 
lichen Arnienpilegi'  ülicrlassrn  bleiben:  die  einen  wie  die  aiulereu 
haben  das  Interesse,  auth  dafür  zu  sorgen,  dass  durch  rechtzeitig, 
gegenüber  noch  Arbeitsfähigeu,  denen  nur  augenblicklich  die  Ar- 
beitsgelegenheit mangeltt  angewandte  Mittel  einer  von  dieser  Seite 
her  drohenden  Üeberlastung  des  Budgets  vorgebeugt  werdft.  Ancb 
dem  Organen  der  gesetzlichen  Armenpflege  mnss  in  dieser  Bezie- 
hung möglichst  freier  ypielrauni  gehi'^yen  werden. 

Anlangend  d i e  Handhabung  der  gese t  / 1  i  e hen  und  der 
freiwilligen  .\  rnieniiflege,  der  letzteren,  iiisulern  sie  die  er- 
stere  zu  ersetzen  genügend  erachtet  werden  soll,  so  ist  zwar 
den  Organen  der  freieste  Spielraum  zu  lassen;  aber  es 
mues  dafttr  gesorgt  sein,  dass  die  Würdigkeit  und  Dürftig- 
keit von  Fall  zn  Fall  genau  und  gewissenhaft  unter- 
sucht, und  mit  grOsster  Gewissenhaftigkeit  in  der 
Wahl  de.s  für  jeden  ei nzelnen  Fall  geeignetsieu  Mittels 
verfahren  werde.  Bei  der  gesetzlichen,  wie  der  orgauisirten 
freiwilligen  Armenpflege  ist  die  Vereinigung  mehrerer  un- 
terster Bezirke  (Gemeinden,  Kirchspiele  u.  s.  w.)  nachzu- 
lassen; allein  zu  verhüten,  dass  diese  Kreise  für  die 
Wahrnehmung  der  gewöhnlichen  Obliegenheiten  der 
Armenpflege  zu  gross  werden.  Einzel  vereine  mit  Ten- 
denzen, welche  denen  der  be>teljetMl«)i  ifesei/lirbeii  dder  der  voll- 
ständig auf  gesetzlicher  ürundhige  urgaiiisiiU-'U  freiwilligen  Armen- 
pflege völlig  gldehkommen,  ist  ihre  fernere  Wirksamkeit  nur  im 
Einvernehmen  mit  jenen  Organen  zu  gestatten.  Die 
Kirche,  wenn  sie  Armenpflege  übt,  aber  nicht  in  dem 
Umfange,  dass  sie  eine  gesetzliche  Organisation  naeh 
Maasgabe  de.>  Gesetzes  überflüssig  macht  (al?o  z.  H. 
auch  nicht,  ohne  auf  die  Konfession  Rücksicht  Jtu  nehmen),  ist 
Jenen  Kinzel vereinen  gleichzuackteii. 

*)  ArUeitsscheut'ii  (leptnQbcr,  go  lange  sie  nicht  dem  Bettel  sich  er- 
geben, ddcr  atif  die  Bahn  des  V«rbrecii«iis  gerathen,  «Are  doch  jede  Oe* 
seUigebung  tnacbtlos. 
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KSnigreieh  Prenssen  (die  icehs  Ssflichen, 
atten,  Proviiuen  nnd  Rheinland  nnd  Westphalen). 

Von 

Ernst  Broch, 

RciHk'nMdtr  t.D.  aad  Bcurtar  4ei  ■lUthehm  MHiMiMbm  Borcam  ia  B«rlla» 

l  ^mhiokid  der  ol^zielieü  StatiäUk  dea  Ameawesens. 

a.  Die  allgemeinen  BevGlkernngssufnabmeD.  So 
xaUr^h  die  Werke  sind,  veldie  sich  mit  der  Theorie  nnd 
Pnuds  der  PreusaiBChen  Armmgesot/gcbun^'  brscbüfti^'-eii,  oxii^tirt 
doch  bisher  kein?  7.usaminenfa>-'<"nfli'  D.ir.stclliin«!:  ib-r  Nacbricbton, 
Welche  über  die  thatsäohliclit'  AusJchnuii<,'  (k-r  Armutb  ;,'csaiii- 
melt  und  vorhamb  i»  ^iuJ.  Die  Ursache  dieser  beuierkenswertlieii 
Erscheinung  mag  darin  gebucht  werden,  dass  diese  Nachrichten 
io  so  ansserofdenttich  dürftiger  nnd  zusammenhangsloser  Weise 
vorliegen  nnd  in  noch  zerstreuteren,  von  den  verscbiedenstra 
Gesichtiipünkten  aas  Teranlassten  Publikationen  verüffentlicbt  sind. 
Die  ersten  und  ein2ii,'''n.  äu^serlicb  <hivr\i  d» n  Itt-ii  litliuiii  dt-s  In- 
halts etwas  weiter  gehi-nden  Ansiiruchtu  an  ciiif  Arnienstati.-itilv 
eotciprecbeoden  Zahlenangaben  linden  wir  für  das  Jahr  lö4i>  in 
don  IV.  Baad  der  vom  KOngl.  Prenss.  statistischen  Bnreaa  unter 
Dieteriers  Lätnng  herausgegebenen  »Siatistiscben  Tabellen  und 
amtlichen  Xadurichten  lÖr  den  Preus^ischtii  Stauf.  In  den  fol- 
genden Jahrgängen  dieser  sogen.  IMaubande  sind  nur  die  aul  d»'iii 
Wege  der  nrdfntlichen  Volkszähliniut-n  in  d'-n  .Tulirt-n  \<>7>  und 
18')8  erhubtiien  Angaben  über  den  rer-soiiallje-iand  d(,'r  Aruani 
«iederg^eben.  Unter  En  gel' ä  Direktion  des  Kgl.  btati^tUeiieu 
BoKaos  ist  in  dem  Heft  Y.  der  «Statistik  des  FreussiMhen  Staats*, 
wddies  die  VolkszaUnngsergebnisse  des  Jahres  1861  enthiUt,  eine 
Fortsetning  der  Angaben  über  di*'  Zahl  der  Armen  m  einer  Ko- 
lonne für  die  Jiegierungöbfzirkc  und  Provinzen  geirel)en  worden. 
Weitere  gedruckte  Nachrichten  über  die  Statistik  de»  FreuüsiKchen 
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Armenweseus  exif^tiren  nicht.  Namontlich  ist  weder  in  den  von 
Dieterici  herausgegebenen  .Mittheilungen  des  Kgl.  Preussischen 
statiätischeuBureauä",  noch  in  der  Engel  sehen  Zeitschrift,  trotz 
ihres  so  reichhaltigeii,  fiist  alle  Zweige  statistifldier  Foisdnuig 
mit  Brfolg  iMthandelnden  Inhalts  irgend  ein  Anfaatas  über  nnso-en 
Gegenstand  enthalten. 

Da  63  aber  auch  an  privaten  Forschungen  über  die  Aus- 
dehnung des  Arnienwesens  im  Preussischen  Staate  vollständig 
mangelt,  wenl  n  «lie  folgenden  Angaben  über  diesen  Gegenstand 
wohl  eines  besouderu  Interesses  werth  sein.  Dank  der  Libera- 
Utllt,  mit  welcher  der  Direlrtor  des  Kgl  Preussischeii  statistischen 
BoxeauB,  Geh.  Oherregierungsrath  Dr.  Engel,  dem  Ver&sser  die  im- 
beschränkte Benutzung  der  Akten  des  Bureaus  gestattete,  brauchte 
sich  die  Barstellung  nicht  auf  die  vorn  erwtimten,  über  den  Ge- 
genstand publizirten  Materialien  zu  Ix'-chranken,  sondern  konnte 
vielmehr  der  Verrauch  angestellt  werden,  alle  ühprliaiipi  \orliuu- 
denen  Angabeu,  soweit  sie  der  Erwähnung  und  l)ar.>i"llung  werth 
schienen,  zu  sammeln  und  zum  ersten  Male  in  einiger  YoUstftn- 
d^k^t  an  dieser  Stelle  zu  publiziren. 

Um  die  VorfUhrnng  der  Zahlen  und  ihre  Vergleidiang  nicht 
zu  unterbrechen,  muss  eine  kurze  Geschichte  der  offiziellen  Preus- 
sischcu  Armenstati^tik  voransgeschickt  werden. 

Wie  die  «n'schidite  der  offiziellen  Preussischon  Staatsstatistik 
überhaupt  noch  sehr  Jungen  Datums  ist,  so  schreiben  sich  die 
ersteu  ciuigerroaasett  zurerl&ssigeu  Nachrichten  über  das  Preus- 
sische  Annenwesen  auch  erst  von  dem  Anlknge  dieses  Jahrhun- 
derte her.  Die  erste,  höchst  bedeutsame  ESrscheinung  auf  diesem 
Ctobiete  ist  die  von  dem  erstra  Direktor  des  Kgl.  statistischen 
Bureaus,  Staatsrath  Hoffmann,  aufgestellte  slatistisclip  Tabelle 
vom  Jahre  1810.  Unter  ihren  02.")  Spalten  sind  die  »unter  be- 
sonderer Aufsicht  der  Regierung*  stehenden  Personen,  zuniichst 
„wegen  Hülfslosigkeit''  in  einer  so  vollständigen  Weise  zur  Dar- 
steliung  gelangt,  wie  es  später  niemals  wieder  vwsncht  worden 
ist.  Die  Bnbriken,  welehe  auch  in  dem  Eng  eV  sehen  Heft  »Die 
Metboden  der  Volkszählung"  im  ersten  Jahrgang  der  statistischen 
Zeitschrift  vollständig  abgedruckt  sind,  lauten: 

I,  Verlassene  Arme  und  Kranke,  dit^  in  Privatwohnang  von 
öffentlicher  Unterstützung  leben. 

1.  Kinder  bis  zum  vollendeten  14.  Jahre: 

a«  Knaben,  b.  Mfldehen. 

2.  Personen  zwischen  14  nnd  60  Jahren: 

a.  lOnnisr.  b.  Franen. 
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3.  Alte  über  60  Jahre: 

a.  M-lnnor.    b.  Frauen. 
IL  Verlassene,  Arme  und  Kranke,  die  in  öffeutlicheu  Auataltea 

untergebracht  sind. 
(Die  UaterabtbeiluDgea  sind  genau  dieselben,  wie  mh  1.) 
ni.  Wshnsiimigd  in  Öffentlichen  und  FriTatanstato. 
a.  Männer,  b.  Frauen. 
IV.  Anzahl  aller  Personen,  die  vegen  Hülflosigkeit  unter 

Aufeicht  der  lit'^iernng  stehen. 
Unter  den  „Polizeian-slalten"  an  einer  spätfMvii  .Sleüe  treten 
sodann  die  «Armeuaustalteu"  selbst  auf.    Ks  wird  hier  uuter- 
aohieden: 

!.  Ans  den  Eommunalannenfonds  ist  zu  Unteratfitzaugen 
Tenrendet  worden. 

2,  Andere  öffentliche  Institute  und  Korp'  r  i^^  nen  habeOi  so- 
viel bekannt  worden  ist.  zur  Unterstützung^  der  Arni'^n  venvandt. 

l>!f'>e  Aiii'aben  tTstrecken  sieh  natürlich  nur  auf  den  daiua- 
iigeu  sehr  geringen  Umfang  der  Monarcliii',  und  zwni  auf  10 
noBerer  jetzigen  Regierungsbezirke,  nSmlich  die  Provinzen  Prensseu 
(eiel.  Beg.-Bez.  Danzig),  Brandenburg,  Pommern  (exci.  B^.-Bez. 
Stralsund)  und  Selilesien,  nach  der  alten  Bezeichnung:  Ostpreussen, 
^\'estpreu.^sen,  Litthauen,  Kurmark,  Keumark,  Pommern,  Depar- 
tßment  Breslau  und  Lio'^mt/.. 

Nachdem  in  den  Krie<.,'sjaiiren  die  stalisti.-ihen  Talt'  ücii  theils 
sehr  unregebnässig,  tlioils  gar  nicht  eingegangen  waren,  wurde 
ent  von  1816  ab  wieder  eine  straffere  Organisation  der  offiziellen 
Erheboogen  veranlasst.  Die  genannte  speziellen  Fragen  über 
das  Amienwesen  wurden  indessen  in  dieser  VolLstfiiuligkoit  nur 
bis  zum  .Tal?re  18JiJ  aufgi-noninien.  Für  1814  und  lyiiJ  wurden 
noch  die  in  öffentlichen  An^taltnn  v^rplifoteu  Armen  erhobi  ii,  um 
von  da  ab  (■lienlail.s  zu  \<  r^rhwiudeu.  Der  gn'indliciie  Kemier 
der  Arbeiten  des  ntatisthiclien  Dureau's  aus  allen  Zeiten,  lu'gie- 
nmgarath  BOekh,  sagt  in  seiner  „Geschichtlichen  Entwickelung 
der  offiziellen  Statistik  des  Preussischen  Staates*  fOr  die  Periode 
von  1816  bis  1844,  dass  e.^  ,fnr  jene  Zeiten  an  Nachrichten  über 
^\\c  .Vrni>'n[>f!efjf<^  und  W'obltliätigkeit  fast  gäu/.lii  h  fthlt*  (nur  aus? 
d*;ni  Regierungsbezirk  Aachen  scheinen  Nachrichten  iilter  das 
Armenweseu  und  andere  KommunalverhiUtuisse  vorbanden  /.u  sein.)' 
Hoff  mann' B  Ermitteinngen  anf  diesem  Gebiete  bescbtankteu  äicb 
auf  Ztmunmenstellangaii,  wdehe  in  Folge  des  Gesetzes  vom  13.  Md 
über  die  Zuwendungen  an  Kirchen,  Schalen  und  Wohlth&tig- 
keitsanstalten  von  den  Oberprikaidenten  eingezogen  und  dann  aU'^ 
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jShrlidi  fortgesetzt  imTden.  Diese  Kschrichten  entbebren  Ar 
unsere  Zwecke  jeden  Interesses. 

Die  Zeit  dos  absoluten  Mangels  an  allen  auf  dem  Wege 
selbständiger  oder  in  Verbindung  mit  den  allgemeinen  Erhebun- 
gen ül)er  die  BevölkeiMin'^r  zu  «rewiimendon  Nachrichten  über  das 
Arnit'iiwi'soii  diitu-rle  /.\iiu  Julirc  1849.  Für  dieses  Jahr  wur- 
den nach  einem  sehr  umfassenden  Formular  von  17  Kolonnen  die 
Zftbl  der  Almosen-Empfänger  nnd  die  erhaltene  Unteistfftzuug 
(baar  nnd  in  Natundieii),  beides  mit  Unterseheidttng  der  offenen 
Armenpflege  und  der  Ann^pflege  in  geschlossenen  Instituten, 
ferner  die  Mittel,  aus  denen  die  Unterstützung  gewährt  worden 
(Stiftungen,  Kommunalfonds,  Wohlthütigkeit)  für  den  ganzen  Staat 
iTiuittelt.  Die  Fublikatiouswei^e  dieser  Erhebung  iät  obeu  er- 
wähnt worden. 

Seit  dem  Jahre  1849  sind  besondere  Aufnahmen  einer  allge- 
meinen Annenstatistik  in  der  angedeuteten  Wwse  für  den  ganzen 
Staat  nicht  mehr  veranlasst  worden.  Aus  dem  Bereich  der  all- 
gemeinen Revülkerungsstati>tik  sind  jedoch  seitdem  wieder  bis  in 
dif  u>'uest(!  '/t'it  rogt'lniä.ssi'^e  Nachrichten  über  die  Zahl  der 
Armen  hei  (]<'n  dreijährigen  allgemeinen  Bevülkerungsaufnahmen 
vorhanden,  welche  der  Anregung  jener  ersten  besonderen  Auf- 
nahme im  Wesentlichen  ihren  Ursprung  zu  verdanken  scheinen. 
Dieselben  haben  von  1855  bis  1858  in  den  sogen.  .Gewerbe- 
tabellen',  18G1  in  dem  deren  Stelle  vertretenden  «Anhang*  zur 
grossen  statisti.«ichen  Tabelle  über  den  Stand  der  Bevölkerung 
ihren  J'latz  gi'futKh'u.  Die  cr^tcrcii  sind  in  den  vom  Kgl.  stutisti- 
scIh'U  Hurcau  l!orauÄg«'g<'lK-m'n  »Statisti^rlion  Tabellen  und  anit- 
liciiL'u  Narlirichtcn*,  den  sogen.  ^Blaubiinden",  wie  schon  erwaiiut, 
zum  Theil  veröffentlicht  worden,  während  die  Zahlen  (&r  1861  in 
dem  Heft  Y.  der  Preuss.  Statistik  nur  anszGglich  wiedergegeben 
sind.  Die  au  dieser  St^Ie  gegebenen  Zahlen  sind  direkt  aus  den 
dem  Verfasser  h«  rritwilligst  zur  Dispositicm  gestellten  Akten  des 
Kgl.  statistischt^n  iiureaus  entnomnioii  worden. 

Die  aus  diesem  JOjahrigeu  Zeitraum  vorliegenden  Daten  er- 
niriglichen  aber  leider  keine  oinlieitliche,  nach  denselben  l'riny.i- 
pien  zur  Beobachtung  gelangte  L'obersicht  über  die  Verhältnisse 
des  Preussischen  Armenwesens,  indem  fttr  die  Jahre  1852  und 
18&&  nur  die  «lediglich .  von  Almosen  lebenden  Personen",  in 
crsterem  Jahre  geschieden  nach  den  Städten  und  dem  platten 
Laude,  zur  Kognition  gelangt  sind,  und  Hir  IS.'jH  und  1801  erst 
eine  Unterscheidung  für  ,ganz*  und  «tbeilweise"  von  Almosen 
exiatireude  l'ersonen  gemacht  ist. 
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Eine  Schcidunj^  nach  dem  Gesdilccht  ist  in  den  {benann- 
ten früheren  Jahren  gar  nicht,  sondern  nach  den  vorhin  i-r- 
ffähnten  Anfängen  der  Armonstatistik  aus  dein  Anfang  doü 
Jahrhunderts  zum  ersten  ]^Iale  wieder  im  Jahre  1861  gemacht 
worden. 

Dagegen  ist  der  andere  für  die  Kenntni.ss  dos  Arnicn- 
wesens  noch  wichtigere  Gesichtspunkt,  ob  nämlich  die  Armen- 
pflege in  geschlossenen  Instituten  oder  lediglich  d\irch  CJ «Wäh- 
rung von  Unterstützungen  ausgeübt  wird,  abgesehen  von  den 
ersten  Hoff  mann' sehen  Erhebungen,  nur  bei  der  Aufnahme  des 
gesammten  Armenwesens  im  Jahre  184!»  berücksichtigt  worden. 
Seitdem  fehlt  es  durchaus  an  jedem  Mittel,  für  die  vorhandenen 
Angaben  die  so  wünschenswerthc  nähere  Erläuterung  in  der  ange- 
deuteten Weise  zu  liefern.  Engel  hatte  allerdings  nach  dem 
ßoeckh' sehen  Bericht  über  die  „Geschichtliche  Entwicklung  der 
Anitlichen  Statistik  des  Preussischen  Staats*  (pag.  104)  die  sehr 
dankenswerthe  Absicht,  schon  bei  der  mit  dem  Antritt  seiner 
neuen  Stellung  in  s  Werk  gesetzten  Umgestaltung  dos  Preussischen 
Tabcllenwesens  eine  St^itistik  der  Armenpflege  in  den  geschlosse- 
nen Instituten  durch  zweckmässige  Einrichtung  von  Extralist<>n 
für  die  betreffenden  Anstalten  bei  Gelegeniioit  der  Ynlks/äldung 
mit  aufzunehmen.  ,Die  statistische  Zentral- Kommission  leimte 
jedoch  die  Erhebungen  ab,  ,um  nicht  die  Bemühungen  der  Behör- 
den bei  der  Volkszählung  in  höherem  Maasse  in  Anspruch  zu 
nehmen.* 

Im  Jahre  1864  wurden  diese  Bedenken  gehoben,  und  so  haben 
wir  denn  für  dieses  Jahr  wieder  eine  Statistik  der  geschlossenen 
Armen-Institute.  Der  Unstern,  der  offenbar  über  der  Preussischen 
Armenstatistik  waltet,  wollte  es  aber,  dass  für  dieses  Jahr  die 
sehr  umfangreichen  und  umständlichen  Erhebungen,  welche  zur 
Aufstellung  der  Gewerbetabelle  nöthig  waren,  ausgesetzt  wurden, 
und  wir  daher,  weil,  wie  gesagt,  die  Armenstatistik  bisher  einen 
Tlieil  der  .Gewerbestatistik"  (im  weiteren  Sinne)  bildete,  die  bis- 
her darin  gegebenen  Daten  für  die  ^Vimenpflege  im  Allgemeinen, 
oder,  was  ja  nahe  gelegen  hätte,  eine  Statistik  der  offenen  Armen- 
pflege, neben  der  erwähnten  für  die  geschlossenen  Institute,  ent- 
behren mussten. 

Im  Jahre  1867  sind  dagegen  wieder  mit  der  allgemeinen 
Volkszählung  Erhebungen  über  Stand,  Beruf  und  Erwerbsverhält- 
nisse, gleichzeitig  auch  über  die  wieder  als  Extrahaushaltungen 
behandelten  Armeninstitute  veranlasst  worden.  Wir  sind  aber 
doch  noch  weit  davon  entfernt,  wieder,  wie  im  Jahre  1849,  eine 
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'  I  Statistik  der  oireiicii  und  gcschlö.s^eneu  Armenpflege  zn  besitzen. 

'  Dean  einmal  ist  die  Krhebuug  nicht  von  vorne  herein  nach  die- 

sen beiden,  einander  ausschliessenden  und  ergänzenden  Gesichts- 
punkten in*s  Werk  gesetzt,  sondern  wir  haben  jetzt  ausser  den  nach 
dem  GescUedit  geschiedenen  »Insassen  der  Armentaftuser',  zu  de- 
nen die  der  Invaliden-,  Alt.'rversortjungs-  und  WoWthütigkeits-Än- 
stalten  hinzugetreten  sind,  nur  die  ganze  Summe  derjenigen  Per- 
son»'n.  welche  „aus  fremden,  resp.  OfTentliehen  Mitteln  lebon,  (als 
Almosenenii'fanger,  Insassen  von  Heil-  pp.  Anstalten,  Detinirten 
t  in  Gefängnissen  aller  Art) "  und  zwar  wiederum  geacliieden  nach  den 

\  «Personen  dieser  Art*,  was  sonst  «Selbstthiltige*  sind,  und  «deren 

I  Angehörigen'  und  hier  wieder  in  beiden  Fällen  nach  dem  Ge- 

(  sehlecht. 

Man  könnte  nun  zwar  dureh  eine  Sul)trakti<iii  der  .Insassen 
der  Arnienhänsor*  und  der  üiiri^-en.  in  anderen  Kxtrahaushaltungen 
anf  <jtlVniiiv:h"  Ku-li  ii  vcrplle;;!«.'!!  ri  rsonou  von  diesen,  in  öflfent- 
lieher  Pflege  uufiiiuupi  behndlichcn  l'ursuüen,  die  der  offenen  Armen- 
pflege zur  Last  Fallenden  sich  konstrairm.  Diese  Operation  wflrde 
')  aber  'doch  immer  sehr  bedenklich  sein,  weil  die  beidra  in  Bezie- 

i  hung  gcj^etzton  Zahlenreihen  von  ganz  verschiedenen  Gcsichtspnnk- 

'[  ten,  nämlich  der  .Art  des  Zusammenlebens"  und  den  ,Erwerhs- 

'i-  Verhältnissen'"  aii-,  b<liaiulelt  und  entütantb-ri  sind,  und  in  denje- 

^  nigen  Kxtrahausbiiltinigen.  uelrlie  mm  grossen  Tliei!  .Arme"  be- 

T  herbergen,  <loch  immer  noch  ein  audei>'r  grosser  Theil  behndlich 

•i  ist,  wekher  keineswegs  unter  diesen  15egriiT  ftttt.  Dies  gilt  na- 

1  mentUch  Ton  den  Heilanstalten  im  Allgemeinen,  bei  denen  ikst 

regelmässig  eine  Vermischung  der  ans  eigenen  Mitteln  lebenden 
I  ,|  und  der  auf  öflentli'^Iie  Kosten  verpflegten  Personen  eintritt. 

'  Man  k'.rnnü  dalier  auf  diesem  Woge  nicht  weiter,  muss  auf 

alle  Kttnilnnatiioirn  dieser  Art  verzichten  und  kann  nur  konstati- 
rcn,  dass  die  ol'tiziellc  Preus-sische  Statistik  seit  dem  Jahre  1849 
keine  Kcnntni^is  von  der  offenen  und  geschlossenen  Aimenpflege 
mehr  besitzt 

Welchen  Werth  die  Zahlen  an  und  für  sidi  beanspruchen 
kOnnffli,  wird  aus  ihrer  Vorführung  und  den  sie  begleitenden  Be- 

mfflrkimgen  von  selbst  liervorgohen. 

b.  Die  K'reisstatistikeu.  Auch  iiu>  den  KrHissiatis- 
tiken,  welche  jct/i  nahezu  vollütiindig  aus  allen  Kn-isen  des 
Pieuääischen  Staat««  in  seiner  alten  Zusammensetzung  vorliegen, 
ist  fl&r  eine  Statistik  der  Armenpflege  nur  eine  geringe  Ausbeute 
zn  «rwarten,  welche  daher,  abgesehen  Yon  den  bedeutenden  Schwie- 
rigkeiten ihrer  AnsteUung,  auch  nicht  versucht  ist   Da  die  An- 
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gaben  über  das  Ärmenwesen  in  denselben  von  gans  Terscbiedraen 
Grsichlfpankten  aiis  gemacht  sind,  und  all[fpmpino  Prinzipion, 
wie  5.ie  bei  einer  einheitlichen  Krhehung  aulgesiellt  werden  kön- 
nen, nicht  beobachtet  sind,  so  spielen  hier  die  verschiedenen  An- 
sdiaaungen  mid  lokal  so  RQaaerofdeaÜidi  feondiiedeBeii  Ynhtit- 
tSm  iSm  grone  Bolle.  JedendBUs  mtiBBte  erst  die  Oiganisation 
jm  TSnsBlam  genau  berfickäicbtigt  werden,  ehe  man  überhaupt 
aar  toq  den  Leistungen  reden  könnte. 

Thatsächlich  finden  sich  Nachrichten  über  die  öilVntliche 
Armenpflege  hauptsächlich  nur  in  den  Kreifistasiiken  der  weltli- 
chen Provinzen.  Aus  den  östlichen  rrovinzen  sind  die  Nachrich- 
tia  aettmer.  So  sehwierig  es  auch  ist,  eine  iimenstatiitik  auf- 
zostelloD,  80  kann  doch  nicht  bezweifelt  werden,  dass  gerade  die 
Landräthe,  welche  sich  mit  der  Aiifritellung  der  Kreisstatistiken 
befassen  haben,  die  einzigen  Organe  sind,  bei  denen  eine  gründ- 
liche Kenntnisd  des  Arnienwcsi'iis  ihrer  Kreise  vorausgesetzt  wor- 
(itD  kann.  Von  ihrer  lurigcr^flzten  Thätigkeit  scheint  daher  allein  • 
eine  gründlichere  Keuntniss  dieses  wichtigen  Zweiges  des  dffentli- 
eben  Wohles  erwartet  wearden  zu  können. 

e.  Die  Klassensteoerbefreiungen  wegen  Armnth. 
Wenn  aus  der  Torhergehenden  Geschichte  der  Armenstatistik 
bei  den  allgemeinen  Bevölkerun^aufnahmen  ein  günstiges  Prog- 
nostiken für  die  Vollständigkeit  und  Zuverlässigkeit  der  Zah- 
len selbst  nicht  gestellt  werden  kann,  verdient  eine  andere  Reihe 
m  ofBnellen  Erhebungen  Über  die  Zahl  der  Preussischen  Armen 
eue  um  so  giüssere  Aufinerhsamkdt,  als  dieselbe  ununterbrochai 
fSr  beinahe  em  halbes  Jahrhundert  vorliegt.  Es  muss  aber  gleich 
darauf  hingewiesen  werden,  dass  die  Klassensteuerbd'reiungen  we- 
gen Amiutii,  welche  wir  meinen,  von  einem  ganz  andern  Maa«- 
stabe  der  Beurtheilung  aus  ang-  schrii  werden  müssen.  Wenn  für 
eine  allgemeine  Bevöikerungs-  und  Krwerbsstiiiistik  die  grösste 
UafoiteOiehkeit  Torausgeeetzt  werden  muss,  wird  bei  der  Aus- 
idieidang  der  Unvermögenden  aus  der  aügMneinen  Stsnerpflicbt 
ünmer  ein  Widerstand  der  Steuerbehörde  zu  überwinden  sein,  der, 
nach  den  zeitigen  Intentionen  der  Staatsbehörden  wechselnd,  leidit 
zu  milderer  r'raxi?  in  gnt^n  Zf^iten  und  zu  schärferer  Heranzie- 
hung veranlasst  werden  kann,  wenn  sich  aus  allgemeinen  Ciründen 
eine  besonders  grosse  Anspannung  der  Steuerkräfte  nothwendig 
ervoiBt  So  Iftsst  sidi  theoretisch  nioht  läugneu,  dass  bd  den 
Stenorbefrdnngen  wegen  Armnth  sehr  hftafig  in  guten  Zeitoi  eine 
Tendenz  zur  Vermehrung,  in  schlechten  Zeiten  eine  Tendenz  zur 
Vwminderung  der  Zahl  der  Armen  hervortreten  wird.  £ine  Regel 
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in  dieser  Beziobung  Ifisst  sich  natürlich  nicht  aiincliinon.  Das 
erste  Klassensteuergeseiz  (vom  30.  Mai  1820)  lie.ss  iiiiii  im  §,  2 
steuerfrei  e.  Arme,  die  von  Almoaen  aua  Staats-  oder  Gemeinde- 
kassen  leben,  f.  diejenigen,  die  in  öffentiieben  Anstalten  auf  ffifeDt- 
liche  Kosten  vorpfl^  werden. 

Das  an  die  Stelle  jenes  tretende  Gesetz,  betreffend  die  Ein- 
führung einer  Klasson-  und  Einkommensteuer  vom  1.  Mui  1851 
setzt  im  §  13  das  rriviiegiuni  der  Steuerfreiheit  für  Arme  fest. 
Derselbe  lautet,  soweit  er  liier  iuteiessirt: 

§  13. 

a.  Anne,  die  In  Wege  Offantlicher  AnDenpfl^  eine  fordanftade 

T'ntcr^tntzuug  beziehen,  oder  in  4}fleDtikliea  Anitaltcn  auf  Cffentlklie Kosten 

vcrpilcgt  werden,  sind  steuerfrei. 

Nur  gedachte  Pereonen  darfen  steuerfrei  bleiben,  nicht  aber  solche, 
welche  sich  überhaupt  in  einer  darftigen  Lage  befinden;  ebensowenig  die 
in  Gefängnissen  dctinirtcn  Züchtlingc  als  solche.  Ks  kommt  alao  daiaof 
an,  dass  featgestcUt  wird,  ob  die  betreffende  Person  arm  ist. 

hw  Ab  ann  rind  aber  oor  solche  Personen  aazuieben,  welAe  weder 
aus  ihrem  eigenen  Vermögen,  oder  aus  dem  Vermögen  oder  durcli  den 
Krwerh  dritter  Personen  die  Mittel  zu  ihrem  nothdürftigen  Unterhalte  er- 
halten, noch  im  Stande  sind,  auch  bei  gutem  Willen  durch  eigene  Thätig- 
kett  sich  den  nothdOrftigien  Unterhalt  m  enrerhaa. 

Erhalten  solche  Personen  im  Wege  der  ( fft- nilichen  Armenpflege  eine 
fortlaufende  Unterstützung,  so  sind  dieselben  nicht  zur  Klassenstener  zu 
Teraalagen. 

c.  Personen  dagegen,  welche  sich  durch  eigene  Kriftc  zu  erhalten  in 
Stande  sind,  alier  wegen  kärgli'  h'  r.  Verdienstes  zeitweise  Beihülfe  von  den 
Gemeiodeu  —  z.  B.  Breunholi^  —  ompfaDgen,  oder  zu  Kommun&labgabcu, 
Sdralgeld  ete.  nidit  beraageiogett  irerden,  dnd  geaetdicb  von  dar  Klasaen» 
itcucr  nicht  befreit. 

d.  Ist  ein  Armer  steuerfrei«  so  sind  es  auch  die  Angeliorigcu  seiner 
HandudtODg.  Hierin  werden  aber  aotche  Penimen  nicht  gerechnet,  welche 
mit  dm  Amen  zwar  eine  gemeinschaftliche  Wirthschaft  führen,  von  ihm 
aber  nicht  Wohnung  oder  Unterhalt  erhalten,  sondern  durch  Tagelohn 
oder  iu  sonstiger  Weise  ein  selbständiges  Einkommen  beziehen.  Derglei* 
ehen  Pexsonea  sind  stenetpffiehtig. 

Es  gebt  ans  der  QegenaberateUung  der  beiden  Gesetze  ber- 

vor,  dass  ein  wesentlicher,  durchgreifender  Unterschied  far  die 
Kriterien  der  Armuth  mit  der  neuen  Gesetzgebung  nicht  einge- 
treten ist.  In  der  letzteren  ist  nur  oinc  gonauero  Prazisirnng  den 
Begriffs  vorgenommen.  Naraentlieli  ist  auch  für  die  ältere  Uesetz- 
gebuug  die  vollständige  Fristuug  der  Existenz  durch  öffentliche 
Mittel  als  Bedingung  der  Stenerfireibeit  vorhanden. 

Abgesehen  von  dieser  bmenm  Natur,  ist  aneb  die  ftuasere 
Form,  in  welcher  die  Zahlen  überliefert  sind,  ganz  konfonn  geblie- 
ben. Seit  der  £infilbrung  der  Klassenstener  ubencbiekte  nflmlidi 
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früher  der  General -Direktor  der  Steuern,  später  die  betreffende 
Abtheilung  des  Finanzministeriums  die  Uebcrsicliten  über  die  Kc- 
sultate  der  Erhebung,  nach  Regierungsbezirken  geordnet,  alljiilir- 
lich  an  das  Kgl.  Statistische  Bureau.  Im  Jahre  1829  wurden 
zuerst  die  Zahlen  für  die  Steuerfreien,  darunter  auch  die  wegen 
Armuth,  aufgenommen.  Bis  zum  Jalire  1867,  wo  diese  Angaben 
vorliegen,  ist  die  Unterscheidung  nach  dem  Alter,  nämlich  ob 
»unter  oder  über  16  Jahre*,  gleichfalls  dieselbe  geblieben.  Sie 
schreibt  sich  her  aus  der  gesetzlichen  BestiDimung  über  den  Ein- 
tritt der  allgemeinen  Steuerpflicht,  und  ist  glücklicherweise  auch 
für  die  Steuerbefreiungen,  obgleich  sie  hier  kein  unmittelbares 
Interesse  für  die  Steuererhebung  hat,  beibehalten  worden. 


II.   Die  Zahl  der  Armen. 

a.  Nach  den  allgemeinen  Bevölkerungsaufnahmen. 
Die  hauptsächlichen  Zahlen  aus  der  ersten  Periode  der  statisti- 
schen Krhebungen  über  das  Armenwcscn,  nämlich  vom  Jahre  1810 
ab,  sind  in  folgender  Tabelle  zusamniengestellt.  (s.  pag.  34.) 

Obwohl  für  das  Jahr  1810,  wie  schon  bemerkt,  die  Nach- 
richten über  die  in  den  öffentlichen  Anstalten  verpflegten  Perso- 
nen in  derselben  Weise  wie  1814  eingezogen  sind,  so  ist  es  doch 
leider  nicht  möglich,  die  Gesammtzahl  für  den  Preussischen  Staat 
in  seinen  neuen,  bedeutend  erweiterten  Grenzen  anzugeben,  weil 
mehrere  der  neuen  Regierungsbezirke,  Münster  tmd  Köln,  mit  den 
Angaben  über  das  Armenwesen  im  Rückstand  geblieben  sind.  Wir 
haben  uns  daher  zur  Vervollständigung  der  obigen  Tabelle  darauf 
beschränken  müssen,  die  den  alten  Landostheilen  entsprechenden 
neuen  Regierungsbezirke  für  sich  zu  summiren  und  den  früheren 
Resultaten  gegenüber  zu  stellen,  wie  es  in  der  Tabelle  geschehen 
ist.  Es  muss  allerdings  hierbei  in  Berücksichtigimg  gezogen  wer- 
den, dass  eine  Translozirung  der  In.Hassen  der  Armenhäuser  in  die 
jedenfalls  im  Allgemeinen  weniger  in  Anspruch  genommenen  An- 
stalten der  neuen  Landestheile  vorgekommen  sein  mag.  Dies 
scheint,  wegen  des  nicht  unerheblichen  Rückgangs  der  Bevölke- 
rung der  Armenliäuser  trotz  der  schweren  Leiden  der  Kriegsjahre 
wahrscheinlich  zu  sein.  Besonders  hervorzuheben  ist  uocii  die 
kolossale  Vermehrung  der  der  ößentlichen  Unterstützung  zur  Last 
fallenden  Personen  von  1810  bis  1811  um  über  GO  wonach 
wieder  eine  geringe  Ermässigung  eingetreten   ist.     Im  Jahre 


Es  l«ble&  von  <tlfeiiiffidier 
Uvtentfttsa&g 

1 Q1A 

lolU 

1813 

1  Qt  1 

1 

1  Ql  C 

1.  in  Privatwohnungen  .... 

34829 

41724  1  86M8 



Kinder  ha  zum  Tolleode- 

ten  14.  Jahn  ...... 

7S31 

11389 

9466 



j 

4702 

8819 

5630 

4764 

PerBonen  zwischen  14  und 

7407 

15789 

13999 

_ 

Männer 

2096 

4783 

4375 

— 

5311 

11006 

9624 

— 

— 

Alte  über  60  Jttlire  .  .  . 

9071 

14546 

12917 

— 



2810 

4814 

4057 

— 

— 

6261 

9732 

8860 

— 



Alle  männlichen  Personen 

19856 

13134 

— 



Alle  weiblichen  Fer^uueu 

loasi 

26368 

23248 

— 

— 

2.  in  BfTentlichen  Anstalten  • 

7702 

10488 

27355 

21404 

Kinder  bis  2uiii  ToUendfr» 

2785 

2280 

4882 

6880 

4408 

1435 

1348 

2369 

3358 

2426 

13:"iO 

882 

2013 

3522 

2042 

Personeu  zwiadienHand 

249tt 

44äl 

KI59 

12262 

10623 

05t) 

1772 

2550 

4489 

4604 

1537 

26:>9 

3609 

7773 

6019 

AJte  über  00  Jahre  .  .  . 

3822 

4681 

8213 

6403 

7T') 

1  t  i 

1340 

1785 

2311 

im 

2482 

2896 

ä417 

4092 

Alle  männlichrn  Personen 

4460 

6704 

10648 

9841 

Alle  weiblichtMi  PerEoneii 

OOS» 

8918 

10712 

1215» 

8.  in   Prlvatwohnungen  und 

52207 

OefTentiichen  AnstaHen .  ■ 

;i-2uyi 

Alle  xDämUicheii  Persooeji 

12104 

10818 

19838 

ABe  miUiehen  Penooea 

190S7 

9S891 

n7M 

^.    1  — 

1814  ist  gleichfalls  eine  erheblieh  atftrkere  JnaiisprucbnaiiiDe  der 

öfliBotlicben  Anstalten  eingetreten,  welche  sich  ganz  besonders  bei 
den  weiblichen  Personen  geltend  macht.  Die  tiefere  Begründung 
aller  dieser  Erscboinnngen  findet  sich  bricht  in  der  Geschichte 
dieser  .Taliic.  Im  AUgeiiieiiie»  wollen  wir  noch  hervorheben,  dass 
die  Zuiil  Uer  in  ußcntlichen  Anstalten  untergebrachten  Personen 
sich  in  den  4  Jahren  von  1810  bis  1814  nahezu  Tcmerfadii  hai 
Trotasdem  ist  die  Zahl  der  Annen  im  Vefgleieb  sn  den  spSr 
teren  Verhältnissen  ansscrordentlich  gering  in  nennen.  Denn  es 
berechnet  sich  erst  auf  je  90  bis  15(>  Mensdien  ein  Anner;  der 
Prozentsatz  derselben  zur  BevOlk^nng  steUi  sich  daher  auf  nur 

0,6  —  1,0  "/o. 

Der  Zeitraum  von  Jahren,  nach  welchem  wir  erst,  wie 
obm  aosgef^rtf  wieder  Naehrichten  fiber  die  Zahl  der  Atmen 
besitzen,  hat  darin  viel  geftnderfc.  Wir  geben  znn&cbst  die  nach 
Begierungsbezirken  aufgestellte  und  nach  ProTinzen  von  nns  rer- 
vollsifindigte  Uebersicht  fiber  die  Alroosea-ESmiillInger  und  Atwm 
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b  gescblofflenen  lostitaten  ond  die  Berechnting  ihns  VerfatitnuiiM 
nr  BerOHnrniig. 

1849. 


1 

ijimiimipbesrke.  | 
ProTlmen. 

Almosen- 

Ai*niP  in  0P* 
uiSt  1  ABB  AH  nn 

iDititatn. 

Summii. 

1 

Kin 
Ai  mrr 
kommtauf 
Eimr. 

KönigsbOiB  •  •  •  •  • 

1G.S49 

11082 

27931 

10813 

3862 

14765 

Ii** 

10616 

6769  1 

17875 

9S^ 

MaripnwerJpr  .... 

(II  16 

218s 

K",.'U 

73,0 

23981 

081US 

35,9 

Posen  

1'224'J 

mG 

16335 

52,( 

Bromberg  

27(j(J 

1104 

i{8Gl 

116,1 

1SÜ09 

5190 

20199 

StMit  Berluu  .... 

SliK» 

29571  1 

61476 

25189 

1S8M  ; 

3808S 

ir»r.06 

5356  ' 

,  20862 

40,9 

7^530 

47821 

120371 

17,1 

13212 

H078 

21290 

26,1 

4827 

2469 

7296 

61,0 

10r»<"'9 

46i;:{ 

ir.!72 

12,2 

S8548 

15210 

43758 

27,1 

66211 

37928 

94139 

1*2,9 

20015 

7656 

27670 

34y6 

30:jo4 

7655 

37959 

24  0 

W  CnklA.lan 

i<  ocniesien  

10  n 

19801 

12710 

32511 

20.9 

15667 

loo:«) 

25697 

28,1 

15897 

4095 

19492 

17,6 

80865 

S6885 

77700 

16061 

8214 

18275 

22,» 

25239 

9869 

29108 

15,R 

13635 

945 

1451-0 

39,7 

83035 

8028 

61963 

4:U74 

i:i:i7;j 

565-17 

8.6 

DQsseldorf  

5;'.253 

17H4jO 

71113 

12,7 

.$4722 

3702 

3H424 

12,» 

32001 

2811 

i  34812 

14(0 

32648 

1S28 

8387S 

i  12/) 

VMi  MrtipiwAR  ... 

19ft79S 

88974 

1  984779 

IM 

567669 

900228 

1  776889 

90^ 

IHe  Zostinde  in  den  einieliiea  Landestheilen  smd  bienach 
80  answierdentlich  Tersehiedeii,  dan  nmSdiBt  eine  voUatflndig 

l^ciehniäi^siL'f  Behandlung  diosor  Frage  bezweifelt  werden  muss, 
Ein  ganz  bestinnntes  Prinzip  ist  aWr  in  (iie>'t'n  Zalilen  entschiodcn 
nicht  zu  MTkennen.  Denn  es  zeigt  sich  zunächst,  dass  die  we- 
niger entwickelten  Landestheile  die  geringste,  die  si^zial  am 
bOebsten  siebenden  dagegen  die  grOssie  Zahl  der  Armen  auf- 
wann.  Bangiren  wir  die  Froruuen  nacb  dem  genannten  Vcr- 
blltiin  überhaupt  ond  fQgen  wir  die  entsprechenden,  berecbneten 
Zahlen  fiir  die  BerOlIi^vnng  in  den  Städten  and  anf  dem  platten 
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Lande  liuuii,  so  eiiiuluu  wir  die  fulgendu  Zu.<<uiunienäleUuüg, 
«elcbe  fost  genau  eine  soziale  Siufeiileiiüsr  der  Pieuflsischen  Pro- 
vinzen darstellt 


Ein  Armer  kommt  auf  Jiiiiw. 


1.  BheinpTovinz 


inpr 

2.  BfftndVnburg 

3.  S'  hlnsion.  .  . 

4.  Sachsen  .  .  . 
6.  Wcstphalcn  . 

6.  Pommera.  .  . 

7.  Preunen .  . . 

8.  Posen   .  .  .  . 


Im  Ganzen. 


In 

den  Städteo. 


11. Hl 

17, :n 

22^4 

23,:-, 
27^ 
36,w 
6-i,iü 


11,17 
12.4-i 

27,10 


Auf  dem 
platten  Lude. 


17,M 

72,711 

r)i,26 

H2,16 
72,26 
125,;« 


Sie  beginnt  mit  der  Khcinprovinz,  wo  s(^!ir>n  der  12,  ^f^nsch 
überhaupt  und  der  ti.  in  den  Städten  ein  Armer  i:5t,  und  schliesst 
mit  Posen,  wo  im  Ganzen  die  Zustände  Gmal,  in  den  Städten 
4— 5  mal  und  auf  dem  platten  Laude  8  mal  günstiger  erscheinen, 
als  in  der  Bheinproyinz.  Danach  scheint  die  Zahl  der  Armen 
im  Torhaltniss  zur  Bevölkerung,  und  die  Wohlhabenhat  geradezu 
in  einem  umgekehrten  Verhältniss  zu  stehen. 

Die  natürlidie  Ursache  für  jene  flrschcinunf^  ist  einerseits 
die  mit  der  "Wohlhabenheit  fortschreitende  Humanität,  der/ufolpe 
die  Armutli  mehr  aut'gesucht  und  besser  versorgt  wird,  anderer- 
seits aber  auch  die  mit  der,  die  Wohlhabenheit  erzeugenden,  In- 
dusbie-  und  Fahrikthfttigk«t  unzertromlich  verbundene  Venneh- 
rnng  des  Proletariats.  Wenn  so  die  indusiriereichsten,  am  dich» 
testen  bevölkerten  Landestheile  die  meisten  Armen  zu  versorgen 
haben,  ist  ferner  auch  zu  bL-rücksichtigen,  daas  sich  hier  die 
meisleii  drittel  zur  Unterhaltung  eines  freregelten  Aimenwesens 
duiliu'trn,  weiche  den  weniger  wuhlhabenden  Gegenden  fehlen. 
Und  endlich  hängt  der  BegrilV  Armuth  sehr  wesentlich  mit  den 
Gewdmhdtni  und  der  Lebensweise  äier  Bevölkerung  xosanunen, 
80  dass  man  annehmen  kann,  dass  der  Anspruch  auf  Unterstfltznng 
und  die  Neigung,  sie  zu  gewfthren,  immer  da  eher  vorhandoi  ist, 
wo  die  allgemeine  Sitte  einen  grösseren  Aufwand  fnr  die  Fristung 
der  Existenz  erfordert.  Hieran<  ist  and\  zn  erklären,  da.ss  die 
Verhältnisse  in  den  Städten  gei^ciuilier  dt-ni  platten  Lande  so  un- 
günstig erscheinen,  und  dass  innerhalb  der  Städte  wieder  eine 
Stogerong  der  Armuth  mit  der  Bevölkerungszahl  walimmehmen 
ist.  Bangirt  man  nftmlich  die  preussisehm  Städte  in  3  Ktassen: 
mit  über  10,000  10,000  bis  3.000  und  unter  3500  Seelen,  80  er- 
hält man  für  die  absoluten  Zahlen  und  das  Yerhältniss  zur  Be- 
völkerung folgende  Zusammenstellung: 
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Arme  Oberhaupt  in 

••/o  zur  Bevölkerung 

offener  peschlos- 
Armen-  sencn  In- 
pflege.  stituten. 

Summa. 

offene  geschl. 

Armen.;  In- 
pflege.|8liUite. 

Summa 

In  den  60  prössten  Städten 
a  B  238  mittleren  „ 
«  „  G72  kleineren  « 

62532 
53399 

143375 
32594 
11727 

311963 
95126 
6512«J 

9,-1 

4,Hä 
4,03 

8,38 

2,.« 

0,H8 

18,1» 

7,38 

In  den  »TOStidten  überhaupt 
Auf  d.gesammt.  platt  Lande 

28tr>19 

28;n4<j 

187696 
21527 

472216 
304667 

6.&& 

2,4i 

4,31 
0,IH 

10,87 
2,60 

Im  ganzen  Staate  Oberhaupt 

572742 

212108 

784850 

3,57 

l^ts 

4,89 

Wenn  auch  die  hier  hervortretenden  grossen  Differenzen  zum 
grossen  Theil  durch  die  obigen  Bemerkungen  ihre  P>klärung  fin- 
den, 80  rauss  mau  doch  namentlicli  hier  berücksichtigen,  dass,  je 
grösser  die  Stadt  selbst  ist,  um  so  eher  Doppelzilhlungen  vorge- 
kommen sein  müssen.  Denn  so  oft  einer  und  derselben  Person 
die  bei  jeder  geregelten  Verwaltung  nothwendigen  verschiedenen 
Arten  von  Unterstützungen,  entweder  in  Geld  oder  in  Naturalien, 
oder  in  ärztlicher  Behandlung  gewährt  sind,  so  oft  wird  dieselbe 
da,  wo  Personenkonntniss  aufliOrt  und  wo  keine  besonderen  Ver- 
an.staltungen  zur  Kliminirung  getroffen  sind,  bei  den  Krhebungen 
über  die  Zahl  der  Unterstützten  gezählt  werden  müssen. 

Eine  für  die  damalige  Zeit  angestellte  Vergleichnng  zeigte, 
dass  die  Zaid  der  Armen  in  Preusson  gegenüber  anderen  Ländern 
verhältnissmässig  gering  war,  was  daher  nach  dem  früher  Gesagten 
nicht  unbedingt  als  ein  günstiges  Zeichen  angesehen  werden  kann. 

Die  Zahlen,  welche  für  das  Preussische  Armenwesen  bei  Ge- 
legenheit der  allgemeinen  Bevölkerungsaufnahmen  von  1852  bis 
18l>7  erhoben  sind,  erscheinen,  wie  schon  hervorgehoben,  inner- 
lich so  verschieden,  dass  auf  eine  nach  Kegierungsbczirken  und 
Provinzen  vollständige  Wiedergabe  um  so  eher  verzichtet  werden 
kann,  als  die  andere  schon  genannte  Weise  periodischer  Beob- 
achtungen zuverlässigeres  und  gleichmässigeres  Material,  wenn 
auch  von  einem  andern  Gesichtspunkte  aus,  darbietet.  Wir  be- 
schränken uns  daher  auf  folgende,  die  Hauptsummen  und  deren 
Faktoren  wiedergebende  Rekapitulation,  wobei  wir  die  überhaupt 
möglichen  Summirungen  vornehmen,  um  wenigstens  theilweiso  auch 
in  dieser  Beziehung  kommensurable  Grössen  zu  gewinnen,  (s.  pag.38.) 

Diese  Uebcrsicht  über  den  ganzen  Reichthuni  der  ofliziellen  An- 
gaben neueren  Datums,  welche  vom  Preussischen  Armenwesen  exi.sti- 
ren,  dilrfte  in  nur  geringem  Grade  den  Wunsch  rege  machen,  auch 
die  für  die  Kegieriingsbezirke  und  Provinzen  ermittelten  Zahlen  an 
dieser  Stelle  zu  veröffentlichen.  Es  nmss  nun  allerdings  noch  bemerkt 
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Et  kben  von  öffendidier 
UntersUUsaag.  t 


1852  ,  18ÖÜ  IST* 


i 


1861     186:1  i  1867 


1.  UifBHch  

in  den  Städten  •  •  • 
auf  dem  i)):ittpn  Lande, 
m&imliche  Pertoneii  ■ 
weiUielie  Penooen . 

2.  IMhMise  

m  den  Stidten  .  . .  . ' 
auf  dem  platten  Lande  • 

männlicbc  IVrsonPii ,  .j 
weibliche  Personen .  . 

8.  LMÜilMi  Iii  Mirali«' 

in  den  Städten  .... 
auf  dem  platten  Lande 
männliche  Personen .  . 

weibliche  Personen  .  . 

1  tnsaaaen  von  Armenhäu-j 

»ern  etc  

m&QDliche  Personen .  ., 
veiblidie  Penonen . . 


290070  288225;  I4S004 


111848  - 


102251 
187810. 


61976 
86628 


39760, 
7S0M 


290855  2181117 
91W31     -  I 
1589121  — 

—  i  78061 

—  I  140096 

8904S9I880M8' 

153919'  - 
24Ö510  — 

-  117821 

-  i  212182 

I 


50170'41590 
196701  14646 
aOGOOi  96944 

werd«ii,  dass  fOr  das  leiste  Zablongsjahr,  1867,  wie  in  der  Ge- 
schichte der  Ärnieiisldti.stik  erwäliut,  die  ans  fremden,  resp.  öEfent- 
liehen  Mitteln  Lebenden,  nach  den  IN  r-nii  n  dieser  Art  uml  ilfren 
Angehörigen,  beide  nach  deiti  Ge-i-lilecht  gL"<.oudert,  t-riDilti'U  ^ind. 
Die  bezüjjliciien  Angaben  waren  aber  7,ur  Zeit  der  AbtUs:sun?  die- 
ser Abhaudluug  noch  von  vielen  Hegierungsliexirkcu  lüdvüLaiidig, 
80  dass  die  Gesammtzahl  nicht  gegeben  werden  kann.  Was  die 
Zahl  der  Annenliänser  angeht,  so  sind  für  die  Jahre  1864  und 
1867,  wo  die  Insassen  im  voi-stehendcra  Tableau  angegeben  sind, 
auch  diese  .selbst  gezählt  wonl-  n.  Für  18(j4  ist  in  den  Engel'. sehen 
Blaubänden  deren  Zahl  auf  piiblizirt  worden.    Die  Zählung 

von  18(57,  welche  ja  'lieseni  Thfilc  zur  Zeit  noch  nicht  kritisch 
bearbeitet  ist,  gibt  eine  sü  sehr  davon  abweichende  Summe  an, 
und  differirt  aadi  in  den  meisten  Terwaltuugsbt^irken  so  eriieblioJi, 
dass  wir  mit  deren  Wiedergabe  nur  irre  zn  f&hren  befürchten  müssen. 

Sehen  wir  uns  nun  die  obigen  Zahlen  etwas  nfther  an,  so 
bemerken  wir  sofort  die  auffallendsten  Sprünge  und  Unregelmäs- 
sigkeiten. So  sank  nämlich,  nachdem  in  den  Jahren  1852  und 
1855  nur  die  lediglich  von  Almo.sen  lebenden  Persoin  n  gezählt 
waren  und  nun  1öü8  auch  die  theilweise  davon  lebenden  hinzu- 
traten, die  ZaU  der  ersteren  sofort  in  einer  Weise,  dass  entweder 
hier  oder  da  ein  fUsches  Verstflndniss  angenommen  werden  muss. 
Sodann  erscheint  es  auch  hOchst  unwahrscheinlich,  dass  wirUieh 
die  theilweise  und  lediglich  d»^r  öffimtlichen  Armenpflege  anheim 
allenden  Persraen  im  Jahre  146  L  gegen  1858  so  bedeutend  sich 
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vermindert  haben  sollten.  Ob  eine  bessere  und  genauere  Zählung 
durch  Ausscheidung  von  Doppelzählungen  hiernach  im  Jahre 
1861  vorgenommen  ist,  kann  man  wieder  absolut  nicht  beurthei- 
len,  da  eine  weit^?re  Verfolgung  dieser  Zahlen  nicht  möglich  ist. 
Ebenso  unwahrscheinlich  an  sich  erscheint  das  Sinken  der  Insassen 
der  Armenhäuser  von  18G4  bis  18()7,  zumal  da  das  letztere  Jahr 
an  den  Nachwehen  des  Krieges  und  theilweiser  Theuerung  schwer 
zu  leiden  hatte. 

b.  Nach  den  Klassensteuerbefreiungen  wegen  Ar- 
muth.  Wir  halten  die  Klassensteuerbefreiungen  wegen  Armuth 
unbedingt  für  das  zuverlässigste  Material  zur  Beurtheilung  der  Aus- 
dehnung des  Preussischen  Armenwesens.  Die  umstehende  Tabelle 
gibt  zunächst  für  jedes  Jahr  von  der  ersten  Aufstellung  dieser 
üebersichten,  nämlich  vom  Jabre  1829  ab,  die  Hauptzahlen  für 
den  Staat,  unterschieden  nach  dem  für  die  Steuer  entschei- 
denden Alter  von  16  Jahren.  Die  Bevölkerungszahl,  nach  welcher 
der  Prozentsatz  berechnet  ist,  findet  sich  gleichfalls  in  den  Steuer- 
listen; sie  scbliesst  sich  im  Allgemeinen  an  die  Zähluugsresultate 
an  unter  Berücksichtigung  der  nachweisbaren,  in  den  Zwischen- 
pausen eingetretenen  Veränderungen;  jedoch  sind  die  Städte,  in 
denen  die  Schlacht-  und  Jlalilsteucr  an  Stelle  der  Klassensteuer 
tritt,  in  dieser  Bevölkerungszahl  nicht  enthalten,  wesshalb  wir 
sie  auch  nicht  besonders  angefiihrt  haben.  Natürlich  i.st  da^j 
räumliche  Gebiet  der  alten  Provinzen  auch  nach  180Ü  festge- 
halten. Eine  üebereinstimnumg  zwischen  dieser  und  der  vor- 
hergehenden Zahlenreihe  ist  nur  für  das  Jahr  1841>  vorhanden 
und  überhaupt  möglich,  da  in  den  letzten  Jahren  wesentliith  an- 
dere Gesichtspunkte  bei  den  Volkszäiilimgen  beobachtet  wurden, 
als  in  den  Steuerlisten,  Für  1840  geben  die  ersteren  einen  Amien- 
bestand  von  77r)882,  die  letzteren  einen  solchen  von  67})521  an. 
Die  Differenz  würde  demnach  unter  Voraussetzung  der  Kichtigkeit 
beider  Erhebungen  die  Zahl  der  Armen  in  den  mahl-  und  schlacht- 
steuerpflichtigen Städten  anzeigen.  Der  nach  diesen  verschiedenen 
Richtungen  berechnete  Prozcnt.^atz  stellt  sich  ungefähr  gleich  auf 
i^if «  der  Bevölkenmg.  Verfolgt  man  die  Prozentsätze  vom  An- 
fang bis  zum  Ende,  so  ist  eine  gewisse  Kegelmässigkoit  in  der 
Entwickelung  nicht  zu  verkennen.  Es  ist  ein  konstantes  Steigen 
des  Verhältnisses  bis  zum  Jahre  1851  und  von  da  ab  bis  in  die 
neueste  Zeit  ein  ebenso  regelmässiges  Sinken,  so  dass  sich  am 
Anfang  und  Ende  der  beinahe  40jährigen  Periode  der  Prozentsatz 
noch  unter  3  stellt,  während  er  im  Jahre  1851  die  bedeutendste 
Höhe  mit  über  5  erreicht.    Diese  Erscheinung  dürfte  in  der 
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Jahr. 
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schon  berülirten  Mangelhaftigkeit  aller  derartigen  Steuererraitte- 
lungen,  wenn  daraus  auf  die  Ausdehnung  der  Arnuith  gesililossen 
werden  soll,  ilirf  Krklärung  (Inden,  ihiss  näiiilich  in  ruliigeii  Zeiten, 
wo  die  SteutTU  reitlilicli  eingehen,  ciin'  mildere  Praxis  beobaditet 
wird,  ala  da,  wo  eine  stärkere  Anspannung  der  SteiiHrkraft^»  noth» 
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wendig  erscheint.  Trotzdem  .sind  diea«  ZalJen  wichtig  genug,  um 
sie  auch  für  längere  Perioden  in  ihren  einzelnen  Theilen  zu  ver- 
folgen. Die  folgende  Tabelle  gibt  demnach  für  ö  nahezu  gleich 
weit  von  einander  liegende  Jahre  die  bezüglichen  Nachrichten 
nach  Regierungsbezirken  und  Provinzen,  (s.  pag.  42.) 


in.   OescMchte  der  Armengesetzgebung. 

a.  Die  vorlandrechtliche  Gesetzgebung.  So  lange 
das  Lehnäverhaltniss  die  Grundlage  des  Staats  bildete,  war 
in  Deutschland  von  einer  Armenpflege  im  modernen  Sinuc  keine 
Rede.  Es  lag  in  dem  Begriff  der  Hörigkeit,  dass  der  Hof- 
und  Lehnsherr  für  seine  verarmten  Angehörigen  zu  sorgen 
hatte.  Da  dieses  System  erst  .Anfangs  dieses  Jahrhunderts  deti- 
nitiv  verlassen  wurde,  bewegen  sich  die  älteren  Verordnungen  und 
Kdikte  durchaus  auf  jenem  Boden.  Es  ist  aber  interessant,  lauge 
vor  dieser  Zeit  schon  Andeutungen  einer  geregelteren  Armenpflege 
in  der  Preussischen  Gesetzgebung  zu  finden. 

Nachdem  noch  eine  Verordnung  vom  18.  November  1684  nur 
im  Allgemeinen  angeordnet  hatte,  dass  jede  Gemeinde,  so  viel 
immer  möglich,  für  ihre  Armen  sorgen  solle,  bestinmitc  schon 
unter  Kurfürst  Friedrich  III.  ein  Edict  vom  lU.  April  1696,  des- 
sen Hauptinhalt  die  uiibedingto  Zulassung  refugirter  Franzosen, 
Plillzer  und  aller  durch  den  Krieg  oder  ihrer  licligiou  halber  Ver- 
triebenen, aber  die  Zurückweisung  von  Zigeuneni  und  BettleiTi  von 
der  Landcjgrenze  bildete,  dass  jeder  Gerichtsobrigkeit  die  Versorgung 
der  iu  ihrem  Bezirke  gebornen  Bettler  obliege.  Für  den  Fall,  dass 
einem  Orte  die  hierdurch  entstehenden  Lasten  zu  schwer  sein  sollten, 
wird  die  Bildung  von  Verbänden  anbefohlen,  so  dass  mehrere 
Ortscbafteu  gemeinschaftlich  unter  sich  für  ihre  Armen  zu  sor- 
gen hätten.  Die  Armen-  und  Bettlerordnungen  vom  lö.  März  1701 
und  19.  September  1708  erweitern  und  präzisiren  die  Verpflich- 
tung und  den  Modus  der  Armenpflege.  Den  ArbeitsfUhigen  soll 
Beschäftigung,  den  weniger  Arbeitsfähigen,  welche  nur  theil weise 
für  ihr  eigenes  Fortkommen  sorgen  können,  sollen  Almosen  gege- 
ben, den  unbedingt  Arbeitsunfähigen  soll  Wohnung  und  Verpfle- 
gung in  Armen-,  Waisen-  und  Krankenhäusern  gewährt  werden. 
Namentlich  für  diese  Armen-Institute  wird  im  Fall  des  Bedürf- 
nisses Vereinbarung  mehrerer  selbständiger  Ortschaften  und  Be- 
zirke vorgeschrieben.    Für  die  Städte  sjoll  die  Erwerbtmg  des 
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Bfligemdits,  die  Anfeahme  in  eine  Innung  oder  zelinjslirigw 
Anftnüialt  die  Unterstützunfrspflicht  hedingen.    Wenn  freiwillige 

Beiträge  der  Wohlhabenden  nicht  auäreicheu,  wird  den  Magit^tra- 
ten  unter  gewissen  Modifikationen  sogur  schon  das  J{echt  verlie- 
hen, die  Armen]  »ei träge  nach  VerhäUuiss  dos  Vermügenä  festzu- 
setzen und  ein/cuziolien. 

Unter  Friedrieh  d«n  Grossen  wurde  eine  spezieUere  Organi* 
ntk»  der  Offentliclien  Armoipfflege  durcbgeföbrt  Das  Edikt  vom 
28.  April  1748,  ,,wic  die  wirklichen  Armen  versorgt  und  ver- 
pflegt, die  ranthwilligen  Uettler  bestraft  und  zur  Arbeit  angehal- 
ten, auch  überhaupt  keine  Bettler  geduldet  werden  sollen",  ordnete 
überall  die  Errichtung  besonderer  Armenkiisseii  au.  \  ei  scliiirfte  die 
Maassregeüi  gegen  Ai'beitsscheue  und  Vagabunden  und  beiahl  die 
Terweiaang  der  flramden  Bettler  ans  dem  Lande  und  die  der  dn- 
Immiachen  in  phre  Heimatb,  wo  sie  gebärtig  oder  die  letzten 
drei  Jahre  wohnhaft  gewesen  wären,  oder  sich  sonst  ernährt  hätten. 

Am  Ende  de^  vorigen  Jahrhunderts  wurden  die  grO.-seren 
provinzialen  und  ständischen  Arnioiiverbände  jnit  subsidiärer,  die 
Lasten  der  einzelnen  Koinniunen  erloicliLernder  und  eiguii/ender 
Verpflichtung  zur  Sorge  für  die  Ariueu  ihres  Bezirks  eingerichtet. 
2m  grossen  Tbeil  sind  dieselben  mit  ihrer  damaligen  Begren- 
mng  uod  Organisation,  unter  gewissen  Beformen,  in  die  noch  heute 
bestehenden  sogen.  „Landarmenverbände*  übergegangen.  Eins  der 
ültpsten  und  wichtigsten  Keglements  dieser  Art  ist  das  LandaniU'n- 
uud  Invaliden-Reglement  für  <lie  Kurniark  (mit  .Vusschlus^  (I  r 
Städte  Berlin  und  Potsdam)  vom  Ki.  Juni  17l»7.  l)ie  \vitLtii;Me 
Verpflichtung,  welche  diesem  und  den  übrigen  Laudarmenverbän- 
den  an&rlegt  wurde,  war  die  Annenptlege  in  geschlossenen  Insti^ 
tuten  und  die  Einrichtung  von  Zwanga-Arbeits-  und  Korrektion»- 
lastilten,  was  aus  der  richtigen  Erwägung  henroigii^,  dass  der 
Zweck  derartiger  Anstalten  am  besten  bei  einer  grösseren  Aus- 
dehnung zu  erreichen  .^ei,  auch  die  Kosten  derselbe  sich  hier- 
durch wesentlich  verringerten. 

AiBsar  dem  genannten  Keglcmcut  ist  noch  heute  von  den 
diouüs  erlassenen  in  Kraft  dasjenige  Air  die  Provinz  Pommern 
and  Westpreuflsen.  Die  fibrigen  sind  durch  neuere  Beglonents 
Ogftnzt  und  aufgehoben. 

b.  Die  Grundsätze  des  Land  rechts.  Abgesehen  von 
diesen  Landarmen -Keglements,  auf  welche  wir  bei  der  Darstel- 
lung der  jetzigen  Zustände  zurückkommen  müssen,  wuido  die 
gesaounte  ältere  Gesetzgebung  über  das  Armenwesen,  nauientlieh 
mch  das  Edikt  vom  28.  April  1748,  durch  das  Allgemeine  Land- 
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recht  aufgehoben,  wok'he?  die  privatrechtliolie  und  öffentliche  Ver- 
pliiclitung  zur  Ver^ürgun^'  <ltr  ArunMi  fzenau  le.slsctzte. 

Da  dio  privatreditlichL'n  BesiuiuuuDgeu  im  Allgemeinen  heute 
noch  gültig,  müssea  wir  deroi  Darstellung  noch  vorhehalien.  Dio 
wichtigsten  Anordnungen  ftber  die  Öffentliche  Armenfiege,  die 
«Gruiidsutze",  finden  taxAk  im  Titel  19.  Theil  VI.  nnd  lauk-n: 

§.  1.  Dem  Staate  Vomiut  es  zu,  für  die  Ernährung  und  Vt-rpflfgung 
derjeoigea  bQrger  xu  sorgeu,  die  »ich  ibren  Unterliali  uicbt  reibst  verscb»!'- 
fen  und  dcntwIlMD  aveh  tod  udmi  Priva^rwni«D,  velelie  n*eb  beMo- 
dem  Gesetzen  dazu  verpflichtet  sind,  nicht  trhaUrn  ktinaen. 

§.  2.  Denjenigen,  welchen  nur  an  Mitteln  und  Gcirgeuhcit,  ihren 
und  der  Ihrigen  Unterhalt  selbst  zu  verdienen,  ermangelt,  sollen  Arbeiteo, 
die  ihren  Kräften  und  FAUgkeitcn  gemäss  sind,  angewiesen  irerdcn. 

§.  3.  Diejenigen,  die  nur  ans  Tiilj.'heit,  Liebe  zum  Miissif^^'anir  oder 
andern  unordentlichen  l(eiguugca  die  Mittel,  sich  ibren  Unterhalt  »elbst 
in  Terdienen  nidit  amrendcB  «olleti,  «oUen  durdi  Zvuig  und  Strafen  lu 
nützlichen  Arbeiten  unter  gehöriger  Aufsicht  angehalten  werden. 

§.  4.  Fremde  Bettler  sollen  in  das  Land  nicht  gelassen  oder  daiin 
geduldet,  und,  wenn  sie  sich  gleichwohl  einschleichen,  sofort  Uber  die  Greue 
rarflckgeKchaflt  werden. 

§.  5.  Auch  einheimischen  Annen  Boll  da»  Betteln  nicht  gestitt-t.  son- 
dern dieselben  an  den  Ort,  wohin  sie  gehören  und  wo  für  sie  nach  den 
TondtriAeit  des  gegenwärtigen  TIteh  gesorgt  werden  musr,  znrOelcgescIuifR 
werden. 

§.  6.  Der  Staat  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  Anstalten  zu  treffen, 
wodurch  der  NaUrlosigkeit  seiner  Bürger  vorgebeugt  und  der  übertriebe- 
nen Tenehwendnng  geiteueit  werde. 

§.  7.  Veranlassungen.  M-oJutch  ein  schiidliclier  Mflssiggang,  besonders 
unter  den  niederen  Yolkskl&sseu  gen&hrt,  und  der  Trieb  2ur  Arbeitsam- 
keit geiebwteht  wird,  soUen  im  Staate  nicht  geduldet  werden  werden. 

§.  8.  Stiftungen,  welche  anf  die  Beförderung  und  Begünstigung  sol- 
cher schädlichen  Neigungen  abzielen,  ist  der  Staat  aufzuheben  und  die 
Einkünfte  derselben  zum  Besten  der  Armen  zu  verwenden  berechtigt 

§.  10.  Audi  Stadtp  nnd  DoifgenieiDden  mflsaen  Ar  die  Emllintng 
ihrer  verarmten  Mitglieder  und  Ein-wohner  sorgen. 

§.  Ii.  Die  Vorsteher  der  Korporationen  und  Gemeinen  sind  schuldig, 
lieb  naeb  den  Ursachen  des  Terfotts  ihrer  Mitn^eder  an  erkundigen  nad 
dieselben  der  Obrigkeit,  zur  Abhelfang,  in  Zeiten  anzuzeigen. 

j.  l.">.  Allen  Annen  und  Unverrni-Mend^'n,  denen  ihr  Unterliult  auf  an- 
dere Art  nicht  verbchatl't  werden  kann,  muäs  die  Folizeiobrigkiit  rinea 
jeden  Orti,  ohne  üntersehied  des  Ranges  niid  sonstigen  Gerichtsstandes 
defselben,  sich  annehmen. 

Diese  »Sätze,  welche  den  humanen  und  aufgeklärten  (leist  der 
landrechtlichen  iicsetzgeber  deutlich  erkennen  lassen,  bilden  noch 
heule  die  Grundlage  des  Freuäüiächeu  Arnienwesens,  wessbalb  auch 
die  sp&teren  Armengeaetse  eine  Aufhebung  dieser  oder  der  fol- 
genden Paragraphen  nidit  ausgebrochen  haben.  Sie  scfaeineQ 
freilich  tbeüweiae  veralteten  und  unmOgliclien  wirthadiaftlioben 
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Tkeoriew  anzngebdreD,  wie  der  §  2,  ans  dessen  wdtn-en  Eonse- 

(pienxen  ein  sozialistisches  Recht  des  ilinzelnen  auf  Arbeit  gegen 
den  Staat  gefolgert  werden  ki^unte,  theils  scheinen  diese  Sätze 
eine  priiizi[)ielle  subsidiäre  Verpflichtung  der  oborsteu  Staaisge- 
walt  zur  Gewährung  von  Arnien-ünterstützungen  iiuszusprechon, 
wie  namentlich  der  §  1  und  15.  Wie  weoig  daran  gedacht  wurde, 
gebt  aas  der  Handhabnng  des  Armenwesens  selbst  hervor,  woraus 
ni  ksiiier  Zeit  auf  eine  direkte  materielle  Betheilignng  des  Staats 
gefolgert  werden  kann.  Es  soll  in  jenen  Gnuidsatzcn  nur  aiwi;*- 
sprochen  sein,  ilass  der  Stiiut  beim  Armenwesen  und  sein  r  Aii.-fuli- 
rung  oineYermiltluug  im  W  ege  der  Gesetzgebung  zu  übernehmen  und 
die  Oberaufsicht  zu  führen  hat.  Wenn  sich  die  Polizei-Obrigkeit 
dsr  Annen  „aunchmeu"  soll,  so  ist  damit  nur  angeordnet,  dass  sie 
i&r  die  Unterlialtung  deraetben  durdi  die  dazu  Ywpflichteten  sor- 
goiiind  die  geeignetoi  Zwangsmaasregdn  dazu  anwendra  soll. 

Beror  aaf  die  nenere,  f&r  den  ganzem  Staat  gegebene  Armen- 
gesetzgehiing  eingegangen  werden  kann,  muss  noch  kurz  der  Zu- 
stand der  (Jesetzgebung  in  der  Rheinischen ,  der  französischen 
licihtssphärc  angehörigen,  i'iovuiz  dargelegt  werden.  Das  wich- 
tigste, vor  der  Okknpation  eilasMne  und  nachtraglich  eingeführte 
G«seti  ist  das  vom  27  VendAmaire  n.  (15.  Oktober  1793).  Hier- 
BSch  sollte  diejenige  Gemeinde  als  pflichtig  v.m  Leistung  <ler  Armen- 
pflege angesehen  werden,  in  welcher  Jemand  geboren  ist  oder  sich 
verheirathet  und  H  Monate  aufgolialtei)  hat.  «der  als  einregistrir- 
t«r  Einwohner  zwölf  Monate  wohnsassig  oder  2  Jahre  hindurch 
im  Dienst  gewesen  ist.  Nach  späteren  Gesetzen  soll  die  Armen- 
pflege in  jeder  Gemeinde  von  einem  ans  5  Qemeindemitgliedeni 
testeliendsn  Wohlthlltigkeitsamte  verwaltet  werden.  Die  Kosten 
sind,  soweit  sie  nicht  durch  freiwillige  Beiträge  und  Stiftungen 
gedeckt  wer<len,  allgemeine  Komraunallast.  Nach  einem  Dekrete 
vom  5.  Juli  1808  wurde  in  jedem  Departement  auf  Kosten  des 
.Staats  und  der  Kommunen  die  Einrichtung  eines  Arbeitshauses 
zur  Aufnahme  der  düri'tigen  Personen  und  nach  einem  Dekj-et  vom 
19.  Jannar  1811  in  jedem  Bezirke  die  Einrichtung  eines  Findel- 
haoses  ntr  Anfhahme  nnd  Endehong  der  verlassenen  Kinder  und 
armoi  Waisen  auf  alleinige  Kosten  des  Staats  anbefohlen.  Der- 
artige Anstalten,  welche  nur  theilweise  in  der  Rheinprovinz  znr 
Ausführung  kamen,  wurden  haui)tsrichlich  wegen  ihrer  grossen 
Kostspieligkeit  sehr  bald  wieder  aufgegeben. 

Der  Code  Napoleon  hat  als  reines  Zivilgesetzbuch  keine  Be- 
aÜDunungen  Über  das  Armenwesen. 

In  den  unbedeutenden  Distrikten  der  Uonarehie  in  ihrem  Ute- 
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ren  Bcstai)'1<\  in  v.tIcIk'ii  weder  das  Laiulrccht,  noch  das  Fran?^- 
sisrho  IxiT'lit  iT'/ipirt  worden  ist,  al!<o  namontTudi  in  Neuvorponi- 
mc.m  und  Rügen  und  dem  reclitj!rheini;iclien  Theüo  des  Kegienmgs- 
besdrks  Kobleaz  blieben  naxsh  der  Erwerbung  im  Jahre  1815  die 
älteren  provinzieUen  Bestimmmigen  über  die  Armenpflege,  welche 
sieh  nur  unwesenäich  Ton  denen  der  benachbarten  alÜSndiachoi  Oe* 
bietsllieil»'  unterschieden,  l)e^telien. 

c.  Dio  rjosotz»>  vom  31.  Dezbr.  1842  nnd  21.  Mai  1855. 
Das  ersto  all-'  iiirine,  lür  die  i?;in/.e  Monarchie  erlassene  Gesetz 
über  die  Anncnpiiego  erging  untHrm  ol.  Dezember  1842.  Das- 
selbe wurde  hauptsächlich  dadurch  nOthig,  dass  die  landredifii- 
chcn  Bestimmungen  Zweifel  Hessen,  wem  die  Fürsorge  für  einen 
Armen  obliegt,  der  vor  dem  Eintritt  seinw  HfilfebedÖrfUgkät  an 
verschiedenen  ("»rten  sich  befunden  hat.  Die  wesentlichen,  noch 
heute  gültitren  Ht'stinHnnniren  dieses  Gesetzes  werden  in  einem 
folgenden  Abschnitte  angegeben  werden.  Bald  nacli  Erlass  der- 
sellien  wurden  ilKk'^sen  schon  vielfache  Klagen  über  deren  Aus- 
führung im  Publikum  und  in  der  Fresse  laut,  welche  sich  zuuächst 
haupt»3chlidi  dagegen  richteten,  dass  dem  Andränge  und  der 
Belästigung  von  Seiten  solcher  Personen,  die  der 
Verarmung  nahe  stehen,  Ton  den  Gemeinden  nicht  ge- 
nügend entgf'tren  getreten  werden  T<nnnte.  Diese  Kla- 
gen waren  allerdings  darin  vollkommen  begründet,  dass  nach  §  1. 
.sub  2  dif  Vfriitlirlitung  zur  Armenpflege  durch  bl(»s.se  Niederlas- 
sung entsland,  und,  nach  dem  Gesetz  über  die  Aufnahme  neu  an- 
ziehende Personen  von  demselben  Datom,  nur  wirUidie  Armuth 
ein  Hindemiss  der  Niederlassung  ist,  zeitige  ErwerbsfiUiigfceit  dar 
gegen,  wenn  auch  die  Hesorirnivs  künftiger  Verarmung  vorliegt, 
zur  Niederlassung  in  jeder  (ieraeinde  herechtigt.  Wenn  diesem 
Uebelstande  auch  durch  |^  n  des  genannten  Gesetzes  entgegenge- 
wirkt werden  sollte,  welcher  bestimmt,  da.s.s  wenn  sich  binnen 
Jahresfrist  nach  dem  Anzüge  die  Jsothweudigkeit  einer  öffentüchen 
TJnterstfitzung  offenbare,  und  die  Gemeinde  nachweise,  dass 
die  Verarmung  schön  Tor  dem  Anzüge  vorhanden  ge- 
wesen sei,  der  Verarmte  an  die  Goneinde  des  frfiheren  Aufent- 
haltsorts zuriickgcwiesen  werden  könne;  so  war  es  doch  klar,  dass 
diese  Vorschrift  gegen  die  r<'berlastung  solcher  <  Irte.  wi  lrlu'  dem 
der  Verannung  Verl;illenden  besondere  HolVnu]i.:i'n  »  rwecken,  keinen 
zureichenden  Schutz  bieten  konnte.  Denn  die  Führung  des  ge- 
nannten Nachwdses  fÜKS  das  Vorfaai^eDS^  der  Verarmung  vor 
dem  Anzüge  musste  dem  Anzugsorte  in  den  meisten  FftUen  un- 
möglich sein. 
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Die  Abhülfe  wurde  in  dein  flesot/  vom  21.  Mai  1855; 
zur  Ergänzung  des  Gesetzes  über  die  Verfiichtunf^  zur  Annon- 
pflep:?  vom  31.  Dezember  1842,  ohne  Verlct/nnf,'  <los  ri  iir/,ips  dor 
Freizügigkeit,  welche  in  der  konservativen  Presse  und  autli  von 
der  extremsten  Richtung  der  beiden  Häuser  dea  Landtags  lebhaft 
gewOnadit  und  gefordert  wurde,  dadurch  gewährt»  dass  als  allge- 
meiner Gnmdsatz  für  die  Oesetcgebuog  die  Fortdauer  des 
l'ntersützangswohnsitzcs  am  Abzugsorte,  80  lange, 
Iis  durch  einjährigen  Aufi  nthalt  am  Aiizugsortc  ein 
neuer  kon.stit  uirt  sei,  angeiioninieu  wur<lo.  Hieraus  folgte, 
dass  die  Zurückweisung  des  Verarmten  im  dem  Abzugsort  unbe- 
dingt  nzulanen  id,  wean  ein  iß»  öffeoüidie  tlnteratfltzung  noth- 
weadig  madiendffir  Zustand  der  Yerarmong  innerhalb  Jahresfrist 
nach  dem  Anzuge  sich  ergäbe,  gleichvid  an  welchem  der  beiden 
Orte  die  Verarmung  eingetreten  seL 

Da  bei  dem  An-  und  \hv,\\<i.  wripher  innerhalb  des  Landes 
stattfindet,  die  Stadtgemeindcn  wesentlich  an  dem  crsteren,  dio 
Landgemeinden  an  dem  letzteren  betheiligt  sind,  wie  sich  aus  der 
nd  sttateren,  bauptsfteblich  durch  Zuzug  entstehenden  Vermeh- 
nng  aller,  namentlich  aber  der  grosseren,  Städte,  deutlich  zeigt, 
10  war  mit  diesem  neuen  Prinzip  eine  Begünstigung  für  die 
grossen  Städte,  zimi  Behuf  der  Steuenujg  des  in  ilinen  überhand 
nehmenden  Pauperisnnis  ausgo>jirocben.  Dass  Wi  dieser  neuen 
Bestimmung  hauptsäehlirh  auf  die  Städte  KdeksielUi  genommen 
wurde,  geht  unter  Anderem  auch  daraus  hervor,  dass  die  Frist  von 
einem  Jahre  ans  der  Stadtgemeinde -Gesetzgebung  fibemonunen 
iat,  wonach  das  Recht  zu  den  Wahlen,  das  BOrgerreeht,  auch  nicht 
eher  erworben  wird,  als  nach  Ablauf  eines  Jahres,  nach  welchem 
Derjenige,  welcher  zuzieht,  als  zu  der  Gemeinde  gehörig  betrach- 
tet wird. 

Abgesehen  von  einigen  Unklarheiten  und  Zweifeln  im  Uesctz 
m  1842,  welche  dujch  das  von  1855  gehoben  wurden,  richtete 
neb  eine  zweite  Banptbeschwerdc  gegen  die  früheren  Armengeaetze 
dsmi^  dais  den  Gemeinden  kein  ausreichender  Schutz, 
den  Ansprächen  der  Yerarmteu  gegenüber,  gewahrt 
werde.  Wenn  auch  die  Fundaraentalgrundsätze  des  Preussischen 
Annenwesens,  dass  ein  Rechtsanspruch  des  Armen  auf  nftentlichrt 
Fürsorge,  eine  Befugniss,  solche  zu  fordern,  nicht  existirt  und 
daSB  die  Unterstützungspflicht  der  Gemeinden  und  Verbünde 
ikit  den  Annen  gegenüber,  sondern  allein  dem  Staate  gegenüber 
vorhanden  ist,  schon  in  den  Oesetzen  Ton  1842  ansdräcklich  und 
(Isotlidi  vasgmjptoclm  sind,  so  waren  doch  gogenflber  der  sofort 
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durch  die  Vprwal  tungsbohörden  oxerjuirbaren  Verpflichtung 
der  Gemeinden,  dir»  Maasregeln  g»'gpu  d'w  zur  Alimentation  gesetz- 
lich verpflichteten  Verwandten,  sowie  die  Maasregeln  7Air  Verhin- 
denmg  der  Aimiifh,  z.  R  BecAnfluig  der  eine  Wc^uug  Ertrotzen- 
dm,  Ärbeiisschetieo  und  laederlidieDf  m  die  Hand  der  Justiz 
gelegt,  miiluii  Tim  einem,  mit  Kosten  verknöpften.  :<c\mr  Natur 
nach  weitlSnfigoren  nnd  wegen  der  Schwierigkoit  des  juridischen 
Beweises  weniger  leicht  zum  Ziele  führenden  Verfahren  abhängig 
gemacht. 

Deäshalb  wurde  einerseits  den  Verwaltungsbehörden  mehr 
liAehtroUkommenheit  gegen  die  privaiareelitlieh  zur  Alimentalion 
Yerpfliditeten  gewahrt,  und  den  Ooneinden  nnd  Verwaltungsbe- 
hörden die  Befngnies  beigelegt,  Arbeitscheue  durch  Uebttrweisung 
in  Zwangsnrbeitshäuser  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  gegen  ibre 
alimeniationsberecbUgten  Angehdrigen  anzuhalten. 


IV.  Sjetematische  Darstellung  des  heutigen  Zostanda 

der  Armenpflege. 

a.  Privatrochtliche  VerpflirlitunfT.  T>iis  L;jndrorht 
.sta<niit  pjnc  unbedingt''  Fnterstüt/.uugf;-  und  Alimentationspriicht 
für  die  nächsten  Verwandten  bis  zu  dem  Grade  der  Ge- 
schwister. Die  einzelnen  Klassen  dieser  Verwandten  rangiren  in 
dieser  Bedehtmg  unter  sieh  in  folgender  Mlienfolge: 

1.  EOiegatten, 

2.  Kinder  nnd  weitere  Deszendenten, 

3.  Eltern, 

4.  Geschwister, 

und  zwar  so,  dass,  wie  auch  beim  Intestaterbrecht,  jeder  folgende 
Verwandte  durch  den  vorhergehenden  in  der  üuterstütÄungsptlicht 
«netzt  wird.  Die  ftUasehe  Möglichkeit  dw  Untentfitzniig  wird 
in  streitigen  EftUen  dm^di  richterliches  Erkenntniss  ftstgesetsi 

Die  Veri)flichtung  der  Ehegatten  ist  eine  ganz  unbeschränkte, 
und  t  t  sich  auch  nach  der  Scheidung  der  Ehe  in  gewissen  Fäl- 
len fort.  j]tn  uneln^liohfn  Roliwangerschaften  hat  der  Schwängerer 
die  Unterstützungsvcrptiichtung  während  der  Zeit  der  Niederkunft. 

Kinder  haben  ihren  Eltern  bei  unverschuldeter  Verarmung 
einen  ansttndigen,  bei  Terseknldeter  einen  nothdOrfUgeo  Unterhalt 
zu  gewähren.  Uneheliche  Kinder  haben  diese  Yeipflicfatang  unbe- 
dingt nur  g^gen  die  Mutter,  in  dorch  ihr  eventuelles  Erbreobt 
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bedingter  Weise  auch  gegen  den  Vater.  Adoptiv-  oder  Pflege- 
kinder sind  zur  Unterstützung  der  Adoptiv-  oder  Pflege-Eltern 
pbensowenig  verpflichtet  wie  Schwiegcrkinder  zu  der  der  Schwieger- 
Eltcm.  Auch  die  Deszendenten  der  weiteren  Grade  gehen  in  die- 
ser Verpflichtung  den  Eltern  vor. 

Beide  Eltern  haben  für  stand csgemlssen  Unterhalt  und 
Erziehung  der  Kinder  zu  sorgen,  hauptsächlich  jedoch  der  Vater. 
IMeses  Verhältniss  bleibt  auch  bei  geschiedener  Ehe  bestehen. 
Nach  aufgehobener  väterlicher  Gewalt  ist  die  Verpflichtung  der 
Eltern  gegen  ihre  Kinder  wie  umgekehrt.  Uneheliche  Kinder  muss 
zunächst  der  Vater  unterhalten,  eventuell  die  Mutter,  nach  zurück- 
gelegtem 14.  Lebensjahre  derselben  jedoch  in  erster  Linie  die 
Mutter.  Adoptivkinder  müssen  von  Demjenigen,  der  sie  angenom- 
men hat,  Pflegekinder  von  den  Pflegeeltern  unterstützt  werden,  woge- 
gen für  die  Schwiegereltern  gegen  die  Schwiegerkinder  ebensowenig 
eine  Verpflichtung  existirt,  wie  umgekehrt.  Die  Grosseltern  haben 
dieselben  Verpflichtungen,  wie  die  Eltern,  mit  Ausnahme  der  väter- 
lichen Grosseltern  eines  unehelichen  Kindes  und  der  Eltern  der 
•Adoptiveltern. 

Vollbflrtige  und  halbbürtige  Geschwister  haben  gegensei- 
tige Unterstützungspflicht. 

Entferntere  Seitenverwandte,  als  Geschwister,  sind  zur  Unter- 
stützung eines  Hülfsbedürftigen  nicht  verpflichtet.  Unterlassen  sie 
es  al)er,  nachdem  sie  ausdrücklich  dazu  aufgefordert  sind,  so  ver- 
lieren sie  ihr  Erbrecht,  welches  auf  Denjenigen  übergeht,  der  die 
Unterstützung  gewährt  hat. 

Nach  dem  in  einigen  Theilen  der  Monarchie  gültigen  ge- 
meinen Rechte  hört  die  Unterstützungspflicht  schon  für  die 
Geschwister  auf  Das  Rheinisch-Französische  Recht  dehnt 
dagegen  diese  Pflicht  auch  auf  die  Schwiegereltern  und  Schwieger- 
kinder gegenseitig  aus. 

Die  Dieustherrschaft  ist  zur  Unterstützung  des  Gesindes 
nur  in  Krankheitsfullen  verpflichtet.  Es  wird  hierbei  jedoch  unter- 
schieden, ob  die  Erkrankung  bei  Ausführung  eines  mit  Gefahren 
verbundenen  oder  unter  einem  Versehen  der  Herrschaft  ertheilten 
Auftrags  oder  sonst  eingetreten  ist.  Im  ersteren  Falle  geht  die 
volle  Unterstützungspflicht  auch  über  die  Kontraktszeit  hinaus,  im 
letzteren  schlicsst  sie  mit  derselben.  Ein  Ersatz  aus  dem  Lohn 
oder  dem  anderweitigen  Vermögen  des  Gesindes  oder  von  ver- 
pflichteten Verwandten  kann  nur  dann  gefordert  werden,  wenn  die 
Krankheit  nicht  hei  Gelegenheit  des  Dienstes  eingetreten  ist. 

Das  Maas  der  eventuellen  Unterstützungsverpflichtung  von 
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Stif tu  Ilgen  iiiul  Korporatioueu  wird  durch  die  besondern 
Statuten  festgesetzt 

Vereljuelt  ist  noch  die  Fffiebt  genugsam  dotirter  KiFeliffli» 
Terarmten  Patronen  aus  dem  KiTChenediatB  notiidfirftigen 

Unterhalt  zu  gewähren. 

b.  Verpflichtung  der  Gemeinden.  Der  allgemeine 
Grundsatz  für  die  Verpflichtung  der  Geraciiulen  zur  Armenpflpt(o 
wird  in  dem  §  1.  des  Gesetzes  vom  Sl.  Diizembdr  1842  ausge- 
sprochen.  Derselbe  lautet: 

1.  Die  Fürsorge  fOr  einen  Amen  hat,  wenn  dazu  kein  Anderer 
(VerwaDdtor,  Dienithemdiaft,  StiftnBg  tu  s.  w.)  veipllidilet  nod  vermflgond 

diejenige  Gemeinde  zu  libcrnchmcn,  in  welcher  derselbe 

1.  als  Mitglied  ausdrucklich  aufgenommen  worden  ist,  oder 

2.  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  heutigen  Tage 
fiber  die  Anftaalune  nen  aasidieiider  Penonoi,  §  8.  einen  Woimaite  «rver* 
beo, oder 

3.  nach  erlangter  Grosejahrigkett  iriihrend  der  drei  letzten  Jahre  vor 
dem  Z<il]innkte,  «o  Mhw  H<ttbbcderfli|^eit  henntiitt,  «eiaen  geiridinU- 
eben  Anfentbalt  gebabt  bat 

Die  meisten  Schriften,  welche  sidi  mit  der  Darstellung^ 
der  Freussiächen  Armengesetze  beecbftft^gen,  legen  hierbei  ledig- 
lich fleii  Wortlaut  und  die  Ookononiie  des  f^enannten  Gesetzes 
zum  Grunde  und  beschränken  sich  darauf,  -m  «b  n  einzelnen  Para- 
graphen desselben  die  ergangenen  cutspiLcbctulen  Jliuisterial-Ke- 
skripte,  fintscbeidongen  and  Verorduungeu  hinzuzusetzen. 

Wenn  diesen  kompilatorisehen  AriMiten  von  Maaeher, 
Doehl,  Stellter,  Heekert  und  Anderen  ihr  Verdienet  auch 
nicht  abgeeprochen  werden  soll,  so  mvea  doch  hervorgehoben  wer- 
den, dass  von  einer  Systematisirung  der  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen darin  wenig  zu  merken  ist.  Die  einzige  umfassendere  Dar- 
stellung des  geltenden  Rechtszustandes  iu  dieser  Beziehung,  welche 
ein  selbständiges  System  zum  Grunde  legt,  ist  in  den  verdienst- 
lichen von  HOUersehen  Schriften  fiber  das  Prensnache  Stadt- 
nnd  Gemeindereeht  nnd  das  Becht  der  Krei»-  nnd  Froviulaher- 
bftnde  enthatten.  Bei  der  Einfachheit  und  Natürlichkeit  desselben 
empfiphlt  OS  sich  auch,  um  der  folgenden  kmrzen  Rekapitulation  im 
Allgemeinen  als  Anhalt  zu  dienen. 

1.  Die  Verpflichtung  zur  Fürsorge  für  den  Armen 
beginnt  in  den  oben  angegebenen  Fällen 

ad  1.  mit  dem  Tag«  der  Aufnahme^ 

ad  8.  bd  KeoangeEogenen  mit  dem  Ablauf  eines  Jahree  nadt 
Erwerbung  des  Wohnsitzes.  Tritt  die  Verarmung  vor  diesem  Zei^ 
punkt  ein,  so  ist  die  Gemeinde,  in  welcher  der  Arme  wohnt,  von 
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der  Verpflichtung  befreit  und  wird  (liesflbe  lediglich  nach  den  son- 
stigen Grundsätzen  beurthcilt.  (Oes.  v  .21.  Mai  185;"),  vgl.  pag.  47.) 

ad.  3.  Liegt  weder  eine  ausdrückliche  Aufnahme,  noch  ein 
ordentlicher  Wohnsitz  vor,  so  niuss  der  gewöhnliche  Aufenthalt 
volle  drei  Jahre  in  der  zu  verpflichtenden  Gemeinde  fortgesetzt  sein. 

Wenn  hiernach  gegen  mehrere  Gemeinden  ein  Anspruch  auf 
Armenpflege  vorhanden  ist,  entscheidet  der  gewöhnliche  Aufent- 
halt, den  der  Arme  in  einer  derselben  genommen  hat,  für  die  Ver- 
pflichtung. 

2.  Die  Verpflichtung  der  Gemeinde  zur  Fürsorge 
für  den  ihr  Angehörigen  erlischt  demnach 

ad  1.  u.  2.,  wenn  derselbe  nach  Verzug  in  eine  andere  Ge- 
meinde daselbst  entweder  ausdrücklich  als  Mitglied  aufgenommen 
worden  ist,  oder  einen  erworbenen  Wohnsitz  1  Jahr  lang  fortgetzt 
hat,  ohne  in  einen  Zustand  der  Hfllf:*bedürftigkeit  gerathen  zu  sein. 

ad.  3.  wenn  derselbe  nach  erreichter  Grossjährigkeit  drei 
Jahre  lang  nicht  im  Genieindebezirk  anwesend  gewesen  ist.  Kine 
durch  bloss  vorübergehende  Verhältnisse  (wie  z.  B.  bei  Hausi- 
rem,  Schiffern,  durch  Kifüllung  der  allgemeinen  Militairpflicht 
oder  durch  Abbüssung  einer  Freiheitsstrafe)  veranlasste  Abwesen- 
heit hebt  diese  Verpflichtung  nicht  auf,  wohl  aber  ein  durch  ein 
Dienstverhältniss  begründeter  anderweitiger  Aufenthalt. 

3.  Ausnahmen  von  den  obigen  Grundsätzen  für  die 
Begründung  und  Beendigung  eines  Armcndomizils 
finden  statt  bei  der  Fürsorge  für  die  Ehefrau  und  die  ehelichen 
und  adoptirten  Kinder  eines  Verarmten.  Dieselbe  richtet  sich  im 
Allgemeinen,  auch  bei  Wittwen  unfl  Separirten,  nach  dem  Armen- 
domizil  des  Ehemannes  oder  des  Vaters.  Erwirbt  aber  eine  Wittwo 
oder  Separirte  ein  neues  Armendomizil,  so  folgen  demselben  auch 
die  Kinder.  Uneheliche  Kinder  folgen  gleichfalls  dem  Armen- 
domizil der  Mutter. 

4.  Unabhängig  von  dem  gesetzlichen  Armendo- 
mizil ist  ein  ausserordentlicher  Anspruch  auf  Armen- 
pflege dadurch  vorhanden,  dass  eine  Gemeinde  einen  in 
ihrem  Bezirk  vorhandenen  Armen  niemals  ohne  vorläufige  Hülfe 
lassen  darf.  Die  dadurch  entstehenden  Kosten  kann  die  Gemeinde 
von  den  Verwandten  oder  dem  verpfl  ich  toten  Armen  verbände  zu- 
rückfordern. Die  Polizeibehörde  muss  aber  sofort  die  Ueberwei- 
sung  des  Armen  dahin  veranlassen,  widrigenfalls  eventuelle  Mehr- 
kosten nicht  ersetzt  zu  werden  brauchen.  Dasselbe  gilt  von  Per- 
sonen, welche  nur  durch  eine  Erkrankung  auf  der  Reise  in  einen 
vorübergehend  hülfsbcdürftigen  Zustand  gerathen  sind.  In  diesem 
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Falle  können  nur  die  reiuea  Kur-  uüd  Verpflegungskosten  zurück^ 
gefordert  werden. 

IMe  Verpfiegung  der  Armen  soll  inoglichst  durch  Unterbrin- 
gung in  Öffentliche  Annenhftuaer  bewirkt  werden.  Die  grosseren 
städtischen  QrtBanneDTorbftnde  beatsen  dergldito  Anstalten  ge- 
wi^hnlich  solbst,  die  landliclicn  sind  in  der  Regel  a'if  flie  Ißt- 
benut/Aiiij;  !'  i  Austalten  der  subsidiär  verpflichteten  aLandarmen- 
verbäDde"  angewiesen. 

c.    Verpflichtung  der  Landarmen verbän de. 

1.  Definitiv  hat  er  die  Fürsorge  zu  übernehmen 
ffir  aDe  keinem  Ortsarmenverbande  angehorigen  Armen,  bei  denen 
die  HfilftbedQrftigkeit  innerhalb  seines  Benrks  horrotgvbreten  ist. 
Daher  &llen  auch  ehemalige  Militärpersonell,  welotie  nicht  ledig- 
lich zur  Erfiillung  der  allgemeinen  Militärpflicht  im  Heere  ge- 
dient haben,  sowie  deren  Wittwen  und  Kinder,  wenn  nie  kein 
Armeudomizil  erworben  haben  und  unzulängliche  Unterstützung 
aus  der  Staatskasse  beziehen,  sowie  Findelkinder,  dem  Landarmen- 
verbande  zur  Last  Eine  SpezialVerpflichtung  desselben  tritt  für 
den  Fan  ein,  dass,  wenn  Dienstboten  und  GewerbsgehAlfen  iSnger 
als  drei  Monate  erkranken,  der  zunächst  znr  Verpflegmig  ver- 
pflichtete Ortsarmenverband  in  Ermangelung  von  Privatverpflich- 
teten  die  Ko.sten  der  Kur  und  Verpflegtmg  tiir  die  über  diese 
Fridt  hinausgehende  Zeit  Ton  dem  Landarmenverbande  erstattet 
fordern  kann. 

2.  Zur  einstweiligen  Verpflegung  eines  Armen  ist 
der  Landarmenrerband  dadurch  Terpfliehtet,  dass  er 

die  Kurkosten  für  einen  auf  der  Eeise  erkrankten  Armen  dem 
zunächst  provisorisch  HriliüUV'  leistenden  OrtsamicTivprlhTndc.  ilcr 
zu  seinem  Bezirke  gehört,  erstatten  mus.s.  Der  Landarmen  verband 
kann  sodann  an  den  detiuitiv  verpflichteteu  Verband  oder  Ver- 
wandten seinen  Regress  nehmen.  Wenn  die  L'nterstützuug  eines 
nicht  auf  der  Beise  befindlichen,  aber  auch  nicht  an  sdnem  Untere 
stfltsungswohnsitz  sidi  aufhaltendeD  Armen  nOthig  wird,  imd  die 
Ueberweisnng  desselben  an  das  Landarmenhans  vom  Lmidrath  ver- 
fügt wird,  mu>s  gleichfalls  der  Landarmenverband  die  vorläufige 
Verpflegung  übfrnelirnen,  bis  die  Herauuebung  des  definitiv  ver- 
pflichteten Verbands  eintreten  kann. 

3.  Ausserdem  liegt  dem  Landarmenverbande  die  allge- 
meine YerpfUchtung  ob,  die  erforderliche  Beihilfe  zu  ge- 
wlhren,  wenn  ein  OrtsarmeuTerband  zur  Verpflegung  seiner  Armen 
unvermögend  ist. 

Zur  Erfüllung  von  besonderen  Verpflichtungen  kann  -sich  der 
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Landarmenverband  gegen  Entschädigung  wieder  der  Ortsarmen- 
verbände  bedienen,  in  deren  Bezirk  die  Hülfsbedürftigkeit  des  zu 
Unterstützenden  hervorgetreten  ist.  Umgekehrt  rnuss  er  aber 
auch  die  von  einem  Ortsarmenverbandc  zu  Verpllogenden,  soweit 
es  der  Raum  zulässt,  in  seinem  Landarmeuhause  gegen  Vergütung 
au&ehmeu. 

Die  Landarraenhäuser,  welche  die  Landarmenverbände  zur 
Unterbringung  der  ihnen  zur  Last  fallenden  und  der  von  kleineren 
ländlichen  Ortarmenverbänden  ihnen  überwieseneu  Amien  besitzen, 
^ind  auch  zur  polizeilichen  Detentiou  der  Landstreicher,  Bettler 
und  Arbeitsscheuen,  sowie  der  zur  Einsperrung  in  Arbeitshäuser 
wegen  gewerbsmässig  betriebener  Unzucht  verurtheilten  Weibsper- 
wnen  bestimmt.  Ausserdem  besitzen  die  meisten  Landarnjen- 
verbände  für  sich  gemeinschaftliche  Anstalten  zur  Heilung  von 
Geisteskranken,  Taubstumnien  etc.  und  zur  Besserung  namentlich 
jugendlicher  Personen,  die  wegen  ihres  Alters  noch  nicht  mit  den 
ordentlichen  Strafen  für  Vergehen  und  Verbrechen  belegt  werden 
können. 

d.  Betheiligung  des  Staates  an  der  Armenpflege. 
Das  Prinzip  der  Betheiligung  des  Staates  ist  schon  in  der 
(teschichte  der  Arraengesetzgebung  dargestellt  worden.  Es  be- 
steht m  dem  ilangel  jeder  direkten  Unterstützungsverpflichtung, 
dafür  aber  in  einer  sehr  ausgedehnten  Oberaufsicht  und  Kontrolle. 
Aligesehen  von  der  allgemeinen  gesetzgebenden  Gewalt  und  regle- 
raentirenden  Befugniss,  welche  sich  die  Staatsgewalt  im  Betreff 
des  Armenwesens  vorbehalten  hat,  entscheidet  die  Landespolizei- 
behörde,  d.  i.  die  Provinzialregierung,  über  alle  Streitigkeiten 
zwischen  Armenverbänden,  ohne  Unterschied,  ob  sie  über  den  An- 
spruch eines  Laudarmenverbandcs  an  einen  Ortsarmen  verband,  oder 
umgekehrt,  oder  über  gleichgestellte  Verbände  unt^r  sich  erhoben 
wei-den.  Handelt  es  sich  hierbei  um  die  Frage,  welcher  Verband 
die  Verpflichtung  zur  Unter.-^tützung  zu  übernehmen  hat,  so  ist 
gegen  die  Entscheidung  der  Regierung  der  Bechtsvveg  zulässig, 
bis  zu  dessen  Erledigung  jene  befolgt  werden  muss.  Dagegen  ist 
über  die  Frage,  ob  Jemand  einen  Anspruch  auf  öffentliche  Armen- 
pflege zu  haben  glaubt  und  daher  als  arm  zu  betrachten  ist, 
sowie  über  die  Höhe  der  Verpflegungskosten,  der  Rechtsweg  aus- 
geschlossen. Eine  Verpflichtung  der  Gemeinde  dem  Armen 
gegenüber  existirt  daher  nicht,  dieselbe  ist  nur  im  Verhältniss 
derselben  zum  Staat  vorhanden.  Der  Zeitpunkt  des  Eintritts 
und  die  Ursache  des  Unterstützungsbedürfnisses  gehört  aber  wohl 
zur  richterlichen  Kompetenz,  ebenso  auch  natürlich  die  Ansprüche, 
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welche  sich  auf  jode  privatrechtliche  Verpflichtung  zur  ArmenpflegQ 
beziehen,  wenn  die  durcii  die  Verwaltungsbehörde  zu  veraulassende 
Heninziehung  der  zun&cJist  Verpflichteten  Widerspruch  gefluiden 
hat  Ah  am  und  nntentfilKUDgabedarAig  gilt  hierbei  nur  D«r- 
jomget  dem  das  physische  Vermögen  fehlt,  sich  durch  Arbeit  den 
nothdfirftigrn  Unti  ihalt  zu  verschaffen. 

Namentlich  beruht  auch  alle  Disziplinar-  und  Strafgewalt 
gegen  die  in  öffentlicher  Pflege  befindlichen  I'orsouen,  oder  die 
Armenzucht  im  Allgemeinen,  auf  der  Staatsgewalt,  welche  ge- 
setsdidi  gvn'tm  Berechtigungen  den  Gemeinden  übertragen  hat 
In  dieser  Beziehung  hat  namenUicli  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1861^ 
dadureh  sehr  wohlthätig  gewirkt,  dass  die  Einsperrung  in  ein 
Arbeitshaus  gegen  Obdachlose,  widerspenstige  Insassen  von  Armen- 
anstalttu  sowie  Ehemänner  und  Väter,  welche  ihre  Frauen  und 
Kinder  schuldiger  Weise  der  öffentlichen  Armenpflege  anheimlallen 
lassen,  sscliuu  auf  dem  Verwaltungswege  zugelassen  wurde. 

Gesetzliche  Strafen  gegen  Bettler,  Spieler,  Trunkenbolde, 
MGssigg&nger  und  Wohnungsloae  sind  im  Strafgesetzbuch  vom 
14.  April  1851  flsstgeaetzt.  Danach  wird  gewöhnliche  Bettelei 
mit  Gefängniss  bis  zu  6  AVochen,  wiederholte  und  quallfizirte, 
d.  h.  unter  Drohungen,  Gebrauch  eine)*  falschen  Namens  oder 
unter  falsch  in  Vorspiegelungen,  vorübte  BfUebi  mit  Gefungiiiss 
bis  zu  3  Munuien  bestraft.  Mit  derselben  .Strafe  wird  Landstrei- 
cherei, femer  die  durdi  Spiel,  Trunk  oder  Müssiggang  verschul- 
dete Yeisftumung  der  Unterstützungspflicht  gegen  Angehörige, 
WMgening  der  Offenilidi  Unterstfitzten,  die  von  dar  Behörde  an- 
gewiesenen Arbeiten  zu  verrichten,  belegt.  Die  ausserdem  in  allen 
diesen  Fällen  von  der  liandes]>olizeibebörde  zu  verfügende  Einsper- 
rung' in  ein  Arbeitshaus,  welcher  die  Vt  rucndmig  derselben  zu 
gemeinnützigen  Arbeiten  gleich  gestellt  »vird,  darf  einen  Zeitraum 
von  3  Monaten  nicht  fibersteigen. 


V.  Die  KoBteo  der  Armenpflege. 

a.  In  den  Gemeinden.  Die  Art  und  Weise  der  Bestrei- 
tung der  Kosten  des  Ortlichen  Armenwedeus  in  den  Gemeinden 
wird  durch  das  Landrecht  in  den  §§.  25  his  80  Theil  II.  Titel  19 
bestimmt 

Hiemach  sollen  die  Mittel  zur  ünt^^rbaltung  der  Armen,  soviel 
als  mOglichf  aus  den  Zinsen  der  dazu  bereits  vorhandenen  Kapita- 
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lim  und  Stiftniig«n  oitiioiiimen  werden.  Aueli  kOimeii  so  solcbeui 
Zwecke,  nntear  Erlaobnias  des  Staates,  besondere  Kirchen-  und  Haus- 
kollekten veranstaltet  werden.  Hierzu  gestattete  eine  spätere  Kgl. 
Verordnuiu^'  «lio  Auf:^telluni(  ndh  gcschlosttenea  Armenbüctuen  in 
allen  Gastliuteu  und  SiieisfliiiusiTn. 

Bei  der  Unzulängliciikeit  dieser  freiwilligen  Leibtuugeu  sind 
üe  Gemeindeo,  anter  Oeoelimigung  des  Staates  boecbtigt,  den 
LsxiHf  die  Ostentation  nnd  die  Öffentlichen  Belustigungen  ihrer 
wohlhabenden  ELnwobner  mit  gemässigten  Taxen  zu  belegen. 
Diese  landrecbtliche  Bestiinmung,  welche  in  früheren  Ministerial- 
ßeskripten  (vom  2  Mai  1823  und  12.  Aug.  1825)  als  .wegen 
der  Gewerbesteuer  nieht  zulässig  und  an  sich  zweckwidrig" 
bezeichnet  worden  ist,  ist  neuerdings  nach  dem  Heskript  vom 
18.  November  1851  wieder  allgemein,  unter  Vorbehalt  der  Qen^ 
migung  durdi  die  Begi«ning,  zugelassen.  Es  kOnnen  sogar  Theater, 
öffentliche  Vorstellungen  und  Lustbarkeiten  mit  bestimmten  Ab- 
gaben zum  Besten  der  Ort.sarnieiikassen  belegt  werden.  Auch  die 
Zulassung  von  Wildpretsteuern  in  Städten,  wo  die  Mahl-  und 
Schlachtäteuer  besteht,  geschieht  nur  zum  .Besten  der  Armen- 
ksflien*  nnd  hat.  in  jener  landreehtlidien  Bestnmnung  ihre  gesetz- 
liche fiegrflindnng  (Brkss  vom  24.  April  1848).  Aehnlich  ver- 
hielt es  sich  ursprünglich  mit  dem  den  Kommunen  durch  Ver- 
*^'r<1ining  vom  4.  April  1848  ,  behufs  N'crbesserung  der  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  durch  Ausfülirung  «'iflVntliehcr  .Arbeiten *  ülM^r- 
wiesenen  Drittel  des  Staats-Antheils  am  lioherlnige  der  Mabi- 
Bteoer,  welches  erst  durch  Ges.  vom  1.  Mai  1801  für  .allge- 
meine Kommnnalzwecke*  verwendbar  wurde. 

Feaer  sollen  alle  Strafgelder,  welche  durch  gesetdiehe 
Bestunmungen  den  Armenkassen  ausdrücklich  überwiesen  wordm 
fin»],  nur  zu  di»sein  Zwecke  verwi  n  l  't  werden.  Hierher  gehören 
'lie  polizeilichen  Strafi^elder,  welclie  in  die  betreffende  Uemeiude- 
kasse  flieasen,  üeberschüsse  aus  dem  Verkaufe  von  Pfandatücken 
bd  Ghaassee-Kontraventionen ,  sowie  einige  mit  nur  proviii/ieller 
Ofiltiigkdt,  wie  z.  B.  Fisehereikontraventionen  in  der  Provinz 
Pesen  und  Strafen  gegen  Gemeindebeamte  in  der  Bhcinprovinz. 

Nachdem  die  Verpflichtung  zur  Armenpflege  in  erster  Linie 
prinzipiell  eine  den  Ort^armenverbänden  obliegende  Kommunal- 
la^t  geworden  ist,  diircb  welche  einzelne  Gemeinde-Angehörige 
nicht  prägravirt  werden  sollen  und  welche  auch  nicht  durch  V^er- 
tiig  auf  einzelne  Gemdnd^lieder  abgewalzt  werden  kann,  hat 
eine  Uten  LandreditUche  Bestimmung,  dass  für  den  Fall  der 
insDfflzienz  jener  genannten  Ifittel,  Diejenigen  »welch»  von  der 
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Abstellung  der  Strassenbettelei  Vortlieil  ziehen'"  verhältnissmäasige 
Beiträge  zur  Aroien- Verpflegung  zahlen  sollen,  ihro  Bedeutung 
verloren.  Die  Last  der  Armenpflge  ist  geineinschaltiich  für  alle 
Augeäc^seneu  und  Nichtaiigeäeäseneu,  sofern  sie  überhaupt  steuer- 
pfliehtig  taaiü.  Die  geflammten  Kosten  der  Armenpflege  mOssen 
in  dem  GaneindehandiaU  ansgebrodit  werden.  In  der  WixUieh- 
kett  stellt  sich  das  Verhältniss  s(»,  dass  sich  jene  prinzipiellen 
Mittel  und  Wego  zu  ihrer  Aufbringung  nur  als  eine  geringe  Er- 
leichterung' dieser  Last  darstellen.  Besondere  Annensteuern  sind 
bei  der  Organisation  der  Preussischeu  Staats-  und  Gemeiadesteuern 
unzulässig  und  auch  durch  Kabinetsordre  vom  22.  Januar  1826 
ausdrficklieli  verboten.  FOr  unentwiekfltere  GemeiBdererhiltniase 
m  noch  erwflhnt,  da»  ebenfiills  die  Versorgung  d«r  Ortsarmen 
durch  Gestattung  des  Umgangs  derselben  behufs  Eiu^jammluug 
von  Alniosf'ii  zu  f.'-ewi.ssen  Zeilen  (als  Bettelei)  unzulässig  ist. 
Wenn  tVi  in  r  /m  örtlichen  UnteH>rint(ung  wirklicher  Armen  weder 
ein  üeniL'iiulegruudstück  vorbaiulcn  ist,  noch  durch  freie  Ueber- 
einkuuft  eine  Wohnung  zu  beschallen  ist,  so  sind  die  Gemeinde- 
gUeder  sur  Aiifinbme  der  Annen  nach  der  Reihe  anzuhalten. 
Diese  Last  darf  keinenftUs  Demjenigen  auferlegt  werden,  die  einen 
zur  eigenen  Benutzung  nicht  gerade  erforderlichen  Wohnungsranm 
haben.    (Min.-Ueskr.  vom  29.  Jan.  1826.) 

Mag  nun  in  den  Stüdteu  der  Betrag  der  gesammten  Unter- 
stützung auf  den  Etat  gebracht  werden,  oder  in  <lon  Landgemein- 
den eine  mehr  patriarchalische  Art  und  Weise  ihrer  Aufbringung 
gebräuchlich  sein,  jedenfalls  steht  der  vorgesettteii  Staatsbehörde 
das  Recht  der  Festsetzung  und  Genehmigung  zu. 

Soweit  überhaupt  statistisch  fassbare  Daten  über  den  Betrag 
der  von  den  Gemeinden  zusammen  aufgewendeten  Kosten  für  die 
Armenpflege  vorliegen,  Werzlen  sie  bei  der  Betrachtung  der  gd- 
sanimtcn  Ausgaben  für  die  oHeutliche  Armenpflege  mit  l'lrwäh- 
uung  finden.  An  dieser  Stelle  sei  nur  erwähnt,  dass  Erhebungen 
fiber  den  Haushalt  der  Gemeinden  nach  den  einseinen  Zweeken  der 
Verwaltung,  welchen  er  dient,  überhanpt  noch  nie  veranlaBSt  sind. 

Spendl  SU  noch  erwfthnt,  dass  von  jenen  gesetilich  zugelas- 
senen Luxussteuern  zur  Erleichterung  der  Armenlasten  in  den 
grossere  Gemeinden  nur  ein  sparsamer  Gebrauch  gemacht  ist. 

So  giebt  es  z.  B.  eine  Wildpretäteuer,  s-ivid  wir  haben  er- 
mittehi  können,  nur  in  Berlin,  Breslau,  Königsberg,  Potsdam, 
Frankfurt  a.  0.,  wdifte  in  des  drei  ers^^uumten  Stftdten  nur 
leep.  ca.  2500,  7000  und  8000  Thlr.  einbringt  Auch  Tanz- 
Btenem  und  andere  Lnzasabgaben  sind  selten. 
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b.  In  den  Landarmen- Verbänden.  Die  Geldmittel 
zur  Aiisiilnint,'  der  Landa rmonpf  1  etjo  worden  in  au^ser- 
ordentlidi  v.'i-schiedener  Weise,  den  alten  provinzielleu  und 
stäüdidclieu  Gewohnheiten  entsprechend,  erhüben.  Geaetzlich  und 
natargemSsa  bildet  die  erste  Qndle  des  Binkommens  der  Ver- 
dieut  d«r  Insassen  der  Landannenhättser,  das  denselben  ge- 
bührende Erbrt'clit,  die  Beitrüge  der  Ortsverbände  für  die  diesen 
zur  Last  fallciideii,  dfu  Landarnienhäusern  nberwieisenen  Armen 
und  die  Zinsen  der  Kapitalien.  Die  hierdurch  nicht  gedeckten 
Kosten  werden  im  Allgemeinen  durch  Zuschläge  zu  den  direkten 
Slaatä&teueru  aufgebracbt.  Hierfür  i^t  in  Osipreussen  die  Klaasen- 
nnd  Binkommensteuer  vorgeschrieben,  in  der  Frovinz  Saebsen 
tretan  noch  Znsddl^e  zur  Grundsteuer  hinzu,  vabr^d  von  der 
Klassensieoer  die  beiden  untersten  Stufen  freigelassen  werden;  in 
der  Rheinprovinz  werden  ausser  der  vollen  Klassen-  und  Einkom- 
inensti  iior  und  «irr  (Inunlstener  auch  noch  von  der  Gewerbesteuer 
Zuschlage  lui'  Landarmenzwecke  erhoben.  In  den  neueren  Laud- 
umenreglemants  fttr  die  Ober-  und  Niederlausits  von  1864  ist 
dem  KommunaUandtage  in  dies«:  Beziebung,  vorbehaltlich  der 
Genehmigung  der  Kegierung  resp.  des  Oberpräsidenten,  freie  Hand 
gek^sen.  Diese  Erhebungen  werden  theils  direkt,  tlieiLs  nach  vor- 
heriger Repartition  nach  d-'v  Siclenzalil  der  Kreise,  wobei  wie- 
derum häufig  die  Städte  ausgeschieden  und  besonders  behandelt 
werden,  vorgenonmieu. 

b  Betr^  der  allgemeinen  Natur  des  gewfthrten  Armen • 
geldes  ist  scbliesdich  noch  hervorzuheben,  dass  dasselbe  nie- 
mals als  gr  -c henkt  angesehen  werden  soll.  Hieraus  folgt  die 
Uerochtigung  der  Armenanstalt,  «Iii«  gewährten  Unterstützungen, 
Wenn  d  r  Arme  in  bessere  Verhältnisse  frek'^mmen  ist,  wieder  zu- 
ruckzulordern.  Namentlich  tritt  dic-or  Fall  bei  den  in  Folge 
vorfibergehendcr  besonderer  Umstände,  wie  Krankheiten  etc.  gege- 
bouB  Verpflegungsgeldem  ein.  Auch  fOr  Erlass  der  firmSssigung 
des  Schulgeldes  in  Armenschnlen  ist  dn  Rfickforderungsrecht  zu- 
gdaasen.  Aus  jenem  allgemein  n  G'nindsatz  folgt  auch  das  ge- 
setzliche Erbrecht  jeder  Öffentlichen  Armenanstalt  auf  den  pigen- 
tliümlichen  freien  Nachlass  der  Personen ,  die  zAir  unentgeltlichen 
Verpfl(^Qg  darin  aufgenommen  worden  und  darin  gestorben  sind. 
Nur  dielicÄeo  Nachkmnmeii  oder  der  Ehefrau  v«rbMbt  ihr  Püichl- 
UieQ.  Der  Berliner  Armendirektion  ist  ausnahmswdse  auf  Orund 
des  an  das  damalige  Kgl.  Armen-Direktorium  ergangeneu  Uof- 
Kscripta  vom  2.  Juli  1801,  ein  gesetzliches  Erbrecht  an  dem  Nach- 
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h=!3  aufli  solcher  Porsonon,  welche,  ohne  in  eine  Annenanstalt 
auri,'i'ni*iiiniMi  zu  sein,  ans  deni  Arnx'iifonds  eine  tArtlaiiftnrle 
Untcrstiil/niii;  bis  an  ihren  Tod  empfanir-'n  haben,  zut,'(.'si>rochen, 
wenn  dem  Alniosi-nempCiingor  vor  Bewilliguuy;  der  fortlaufenden 
Untergtütsniiig  jene«  Becfat  der  Annendirektion  zum  difentlieben 
Protokoll  bekannt  gemadit  ist  und  derselbe  die  Unin^tzung 
dennodi  anc^enommen  hat. 

e.  Die  Staatsarmenfonds.  Die  ZiHihüsse,  welche  der 
Staat  für  die  Ausübung  der  ötrentliehen  AniK  iipilege.  abgesehen 
von  <lenjenigen  leistet,  die  ov  aus  allgoincineiii  Keelitstitel,  als 
Domiuialgutsberr,  zu  geben  bat  und  die  in  eiueiu  etwauigeu  Ho- 
trage von  30,000  Thlr.  in  dem  Etat  der  Dom&nen-Verwaltung 
vmdcbnet  sind,  finden  sieh  im  Etat  des  Ministeriums  des 
Innern  unter  Tit.  TX.  ,Für  Wohlthatigkeitszwocke."  Die 
einzelnen  regelmässig  wiederkehrenden  Positionen  dieses  Fonds 
sind  fidgende: 

1.  Zu  Alniii>en  und  rntiM>tiiLzinigeii,  sowie  an  Zn.'^cbü.ssen 
zur  ünterh;dUuig  mui  Anui'u-  und  WohUhätigkeit.sanstalten. 

2.  Fonds  zur  Veritlb  gung  verarmter  ebomaliger  MUit&rper- 
sonen  und  do'en  Familien. 

3.  Allgeni'jiuer  riiier.stützungsfonds. 

4.  rensions-  und  Unterstfitzungsfonds  für  Wittven  und  rer- 
waislo  'J'üeliler. 

f).  F>iinl<  zur  t ii i;uiliuiij  und  Herätellunij  von  Dameniitift^n. 

Au  dwM'v  Slclle  habi'u  wir  lediglich  auf  den  unier  1  rubri- 
zirten  Zuschuss  m  Öffentlichen  polizeülcben  Armeuptlege  Qewicbt 
zn  legen,  der  auch  materiell  die  Gesammtsumme  der  fibrigen, 
ausschliesslich  der  Ausübung  einer  freien  WohUhätigkeit  dienenden 
Aufwendungen  bei  \Veiteni  überragt.  Nachrichtlioli  sei  nur  be- 
merkl,  dav<  .bu-  Foiid<  ad  l>.)  ;-]()0()_400()  Thlr.,  ad  3.)  lOW  Thlr., 
ad  4.)  4(>.(i0ii  ~r»u,(i(K)  Tlilr.,  ad  5.)  10— 20,or)0  Tblr.  jülirlich  l>e- 
Iriigt.  Die  unter  l  genannte  Stuatshülle  zur  Be^treilullg  der 
Kosten  des  Armenwesens,  im  Betrage  von  über  150,000  Tblr. 
jährlich,  setzt  sieh  nun  wieder  zusammen  aus: 

a.  Fonds  zu  Almuscn  und  Unterstützungen. 

b.  Fonds  zur  Unterstützung  httlfsbedürftiger  ehemaliger  Krie- 
ger aus  den  .Tahren  IS/M",/!;'). 

e.  Zuschüsse  zu  Annen-  uud  Wohlthatigkeit.sanstalten. 

Von  diesen  3  Unteral)theiluugen  können  wir  bei  Verfolgung 
unserer  Zwecke  zunftcbsi  gänzlich  absehen  von  der  sub  b.  aui^ 
führten,  deren  natorgemilss  immer  kleiner  weidenden  Summen  im 
Betrage  von  ca.  50,000  TUr.  mehr  als  besondere,  Uber  allge- 


mm»  Terpflichtnngen  hinaus  gehende  Aufwendungen  aus  Fietäta- 
rücksicbten  betra«  ht  1  werden  kömiPii.  Auch  hat  die  Vcrtlieilunsf 
Snmnipn  auf  die  einzelnen  Staatsiliril.-,  w*'lrlt.'  durch  die 
Ziilil  ili  i"  dol  i  wohnenden  Invaliden  und  VcUiraucü  beeintlusat  wird, 
kein  aligenieines  luteredse. 

Wichtiger  ist  schon  der  aub  a.  genannte  Fonds  zu  Ahnoaen 
und  üntwsttttznngenf  welcher  znr  Disposition  der  Begiemngsprfisi- 
dratei  (reap.  in  di-r  Stadt  Berlin  des  Kg].  Polizeiprrisidenten) 
steht  und  von  denselben  für  drin,ü[ende,  zu  ihrer  unmittelbaren 
Kognition  gelangende  Fälle  der  Xotb  verwciidt  t  wird.  l'j*>i  di  r 
Bemessung  der  Höhe  der  .Summen  für  den  ein/tdut-n  IvegieruuL,'^- 
bezirk  wareu  theils  die  GrOsse  und  Einwohnerzahl,  theils  die  wirth- 
aebaflilidie  Lage  des  Bezirks  masgebend.  Wir  rangiren  die  Begie- 
mqgsbearke  nach  der  Hohe  dieser  in  den  letzten  Jahren  gleich 
gebfiebenen  lyispositionsfonda : 


1.  Pfisspldorf,  .  . 

.   2100  Thir. 

2000 

n 
• 

Ifi.  Broiiilicru'  .  .  . 

.  .  800 

»1 
w 

4.  Kf'tnigsbei  i(  .  . 

.  .  1100 

H).  MiiRtlchurg  .  . 

.  .  800 

ff 

6w  Giunbioaen  .  - 

. .  1800 

fi 
« 

18.  Kuln  

.  .  800 

« 
s 

.  .  800 

IfiOO 

« 

2<>.  StJidt  Berlin  . 

.  .  750 

» 

9.  Marienwerder 

. .  \m\ 

r 

.  .  710 

10  Merseburg  .  . 

.  .  IIHI» 

« 

»« 

n 

m 

Zieht  man  diese  Summen  nach  Provinzen  zusammen,  so  erscheinen 

bedacht;  Die  Provinz  Preussen      mit  4700  Tblr. 

,       „      Posen           „  KjOO  „ 

,       „      Pommern       „  2<i;«i  „ 

^        „      Brandenburg  «  üTiO  ^ 

„        „      Schlesien        ,  iitVA  ^ 

,        „      Hachsen          „  ölOO  „ 

^       „      Wostphalcn     „  2-J(Kl  , 

„        „      Rheinprovinz   -  lo  „ 

Der  Preiissische  Staat  al>(>  im  Gau^t.'a  mit  JOIl':}  l  lilr. 

Da  diese  Simuneii  iu  den  let/.teu  Jahrzehuten  keim«  Veräin- 
denmg  erlitten  haben,  so  ist  mit  dem  Wachsthum  der  Bevölke- 
mitg  eine  veihsltnissmassige  Verringenmg  dieser  Betrage  verbun- 
den gewesen.  Wenn  dieselben  gleiehfalk  ausschliesslich  als  reine 
W(jlilt}iatigkeit.süu.sserungen  ohne  jede  ^'er^d^ichtllng  anzusehen 
sind,  .so  müssen  die  oben  snb  c.  *,^iii.iiinti'n  .Zusrliüssf'  zu  .\rni<Mi- 
uud  Wohlthätigkcitsanstalten'^  als  theilwelse  Ireiwiüig  üliL-niuiti- 
nume,  th^lweise  durch  Tradition  oder  ältere  privatrechtliche  Ver- 
htttDtsae  oitstandene  Verpflichtungen  des  Staats  mr  Mitnnterhal- 
tong  des  poliseilichm  Armenwesens  betrachtet  werden. 

Man  muss  sich  indessm  vor  d«:  nahe  Hegenden  Annahme 

fi» 


00 


In'Uoii,  aU  oV>  diosr  •^inniti  Mi  -Mv  a  AuRflüs^;»^  oiner  in  dritter  Linie 
jiiib.sitliarisi-lh'U  Vorfilliclituiii^'  »Ics  Staats  aus  allgcmcineu  «^esetz- 
licheu  Gründen  darstellen.  i)ie  Speiifiziruug  der  einzelueii  Fosi- 
tiooen,  wio  sie  z.  B.  zu  dem  Staatehait^alts-Eiat  von  1860  gege- 
ben ist,  gibt  die  nfthere  Erklärung  fOr  die  Entstehung  der  «inzel- 
ueu  Ansfttze,  welche  sich,  vis  schon  hervorgehoben,  in  den  meisten 
Fällen  auf  die  schon  genannten  Motive  zurückführen  liisst.  Von 
diT  «(anzon  im  Jahre  IWO  ca.  S."),(X)Ö  Thlr.  hetragende  Summe 
iiiiiiiiit  dl»'  Stadl  H.  rlin  über  die  Hiillte  ein.  welche  Sumine  haupt- 
sächlich durch  eiueu,  ^'eniäss  der  Audeinauderseizuug  zwischen  Fis- 
Ictts  und  Kommune,  (welche  nach  den  Freiheitskriegen  etattgefim- 
den  hat)  an  letztere  zn  zahlenden  festen  Zuschuss  von  30,000  Thlr. 
entstanden  ist 

d.  Gesannnthetrag  der  öffentlichen  Armen-Unter- 
stütznn«T(»n.  Da  r'üfelmiiv-;!^  wiidiTk^dirende  Nacliricliten  über 
die  Ilüho  der  zu  Arnienzwecken  autj;v>'.v«'nd''tt'U  drittel  von  einer  ZfU- 
tralstolle  aus  nicht  erhoben  werden,  die  Verhältnisse  in  den  einzc  1- 
ueu  Gemeinden  und  Verbänden  aber  so  mannigfaltiger  Natur  sind, 
dass  eine  Eenntniss  derselben  im  Einzehien  noch  nicht  eine  Ueber- 
sicht  flbor  den  Gesammtbetrag  der  5flaitilicihen  Armm-Ünterstützun- 
gen  gewährt,  so  mfisscn  wir  bei  dem  Versuch,  von  dem  letzteren  euie 
Anschauung,'  zu  gelM'u.  uns  lediglich  auf  die  allgemeinen  Erhebun- 
gen h-'schränken,  welche  in  der  Absicht,  eine  solche  zu  gewinnen, 
theils  in  Verbindung  mit  dei  allgemeinen  \  olkszahlung  und  Volks- 
buächrcibung,  tbeils  selbständig  unternommen  sind.  In  erstearer 
Beziehung  ist  die  grosse  Hoffmannsche  Statistische  Tabelle  von 
1810  das  erste  offizielle  Dokument,  weldies  Aber  den  angeregten 
Punkt  Mittheilungen  enthält.  Obwohl  dieselben  natfirlich  auf  Zuver- 
lässigkeit keint'ii  grossen  Anspruch  machen  können,  so  verdienen 
sie  doch  um  su  nu  hr  hier  wiedergegeben  zu  werden,  als  dieselben 
überhaupt  noch  niemals  publizirt  sind,   (s.  pag.  61.) 

Es  gebt  daraus  das  nicht  uninteressante  Faktum  hervor,  dass 
in  dem  ganzen  Freussischen  Staat  mit  seiner  damaligen  Bevölke- 
rung von  4,108,410  Seelen  nicht  mehr  als  ca.  eine  Viertel  Mtt» 
lion  Thaler  Öffentliche  Armen-TTntersfitzuDgen  nachgewiesen  werden 
konnten. 

Der  W  erth  die^^er  ersten  Nachrichten  wird  einerseits  geschwächt, 
andrerseits  aber  auch  erhöht  durch  den  Umstand,  dass  von 
1810  im  1849  an  offiziellen  Erbebungen  fiber  die  Kosten  der 
ArmenpHege  durchaus  mangelt.  Die  beinahe  vierzigjährige  Zwi- 
schenpoiode  lässt  Vei^eicfae  der  Angaben  im  Einzehien  und  Gan- 
zen nicht  zn.   Wir  beschränken  nns  daher  auf  die  Wiedergabe 
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Arnienananbt.ilten. 


Alte  Landestheile 

Aus  den 
Konniutial-Artnrn- 
Konds  lai  xnr  Untfr- 
stntiung  T<>rw«ndt 
«Orden. 

Thir.  Sgr. 

Aiidtr«"  öifcullicho 
luslllut«  und  Korpi- 
ratimirn  bttjtn,  »o- 

im  Jahre  1810. 

Tirl  brkaorii.  lur 
Untrr»tiil>uiig  drr 
Armfa  verwandt. 

ThIr.  S^f. 

Littbauen  (Gumliinnen)   

Westpreussen  (Marienwerder)  . 

30334 
11110 
15078 

88 

52  1 

!  7375 

1717 
2156 

15 
27 
74 

1.  PreusMn  (excl.  Danzig)  

Neumark  (Frankfurt)  

5«524 
40G82 
7389 

12 
8 
20 

Iii 

16 
23 
9 

48071 

28 

,H431 

2 

III.  Pommern  (excl.  Stralsund)  .  .  . 

30381 
48470 
40189 

10 

9 
5 

6411 
11206  i 
4675  1 

9 
13 
20 

IV.  Sohlesien  

'88(09 

14  1 

ir.882  ; 

3 

Staat  

22363,5 

3  1 

41974  1 

eines  Auszugs  aus  den  positiven  und  relativen  Zahlen  für  das  ge- 
nannte Jahr,  wie  sie  im  Heft  IV.  der  Dietericischcn  Tabellen 
für  den  Preusaischen  Staat  pro  1849  enthalten  sind.  Dieselben 
sind  an  dieser  Stelle  wesentlich  vervollständigt  durch  die  Sumnii- 
rungen  und  Berechnungen  für  die  Provinzen,  während  in  der 
Quelle  nur  die  Regierungsbezirke  berücksichtigt  sind.  (s.  pag.  ß2.) 

Es  wfirde  zu  weit  führen,  auf  die  bedeutsamen  lokalen  Ver- 
schiedenheiten, welche  durch  obige  Zahlen  angedeutet  sind,  und 
welche,  zum  grossen  Theil  mit  den  wirthschaftlichen  Zuständen  der 
betrelTenden  Landestheile  im  Allgenieinon  zusammenhüngon,  an  die- 
ser Stelle  näher  einzugehen.  Wir  gehen  daher  zu  einer  andern,  gleich- 
falls an  der  gedachten  Stelle  angegebenen  Betrachtungsweise  über, 
welche,  unter  der  freilich  nicht  ganz  zutreffenden  Voraussetzung 
der  unbedingten  Richtigkeit,  das  Interesse  nocli  mehr  in  Anspruch 
zu  nehmen  geeignet  ist.  Dies  ist  die  Betrachtung  der  Kost<?n  des 
Armenwesens  nach  Stadt  und  Land  und  iimerhalb  der  Städte  nach 
deren  Grösse,  (s.  pag.  03.) 

Die  hiemach  sofort  in's  Auge  fallende  Kr.<cheinung,  dass  in 
den  Städten  die  Kosten  der  Armenpflege  grösser,  als  auf  dem 
Lande  sind  und  innerhalb  derselben  wiedci"  mit  der  Einwohner- 
zahl wachsen,  wird  nur  zu  einem  geringem  Theile  mit  dadurch 
herbeigeführt  sein,  dass  die  Abschätzung  der  gewährten  Natura- 
lien in  Golde  zu  gering  ausgefallen  sein  mag.  Was  die  Art  der 
Deckung  dieser  Kosten  angeht,  ist  noch  als  charakteristiseli  hervor- 
zuheben, dass  in  den  Städten  die  Stiftungen,  auf  dem  platten  Lande 
die  Privat- Wohlthätigkeitstbnds  überwiegen.  Neuere  Nachrichten 
über  die  Kosten  der  Armentlege  in  Preussen  sind  nicht  vorhanden. 
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VL  Orgsnisatioii  d«r  AniMiiverbiiide  und  BehSiden. 

a.  Der  Gemeinden.  Die  Zusammensetzung  und  Kom- 
petenz der  Orisannenbehurden  ist  in  den  verschiedenen  Stadt-  und 
Landgemeinde-Ordnung«!  enthalten.  Fflr  die  6  daüliobea  Pro- 
Tinnen  ist  es  die  Stüdteordnnng  vom  80.  Hai  18&3  und  die 

Landgemdnde-Ordnung  vom  14.  April  1856«  welche  letztere  je- 
doch kein  orj^anisches  Gesetz,  sondern  nur  eine  an  die  Alteren 
Gosel/c  ül)er  die  Verfassunj,'  der  Landgemoindon  sioli  aiischlies- 
üonde  Novelle  i.-tt.  Für  Wcstiihalon  ist  in  der  Städte-  nnd  Land- 
gemeinde-Ordnung vom  19.  März  18oü,  für  die  ilheinprovinz  in 
der  Tom  15.  Mai  deas.  J.  eine  Reform  ihrer  Verfosrang  gegeben. 
Hienach  übt  in  den  Städten  der  östlicben  Provinzen  nnd  West- 
phalens  der  Magistrat,  resp.  eine  demselben  untergeordnete  aus 
Magistratsmitgliedcrn.  Stadtverordnt'S'n  nnd  I5fir[,'er'lr-p!it!rten  ge- 
mischte Dpputation,  die  Armen-Direktion,  in  dem-n  der  Rheinpro- 
vinz der  Uurgoimeistir,  in  allen  Landgemeinden  der  Ortsvorstaud 
die  erste  Armenpflege  aus.  Die  Beziehung  und  Stellung  dersel- 
ben, theils  zu  den  staatlidien  AuJsiditsbehdrden,  thdls  zu  den 
Landarmenrerbftnden,  ist  in  der  iqrstematischen  Darstellnng  d«r 
jetzt  gültigen  Bestimmungen  wiedergegeben. 

Die  faktische  Organisatinii  dir  Ortsarmenverbände  ist  iden- 
tisch mit  der  der  politischen  Gemeinden.  Um  eine  Uebersicht 
über  dieselben  geben  zu  können,  sind  in  der  nebenstehenden  Tabelle 
aus  den  au  verachiedeaen  Stellen  im  I.  Jahrgang  des  offiziellen  sta- 
tistischen Jabrbttchs  enthaltenen  Angaben  die  Zahlen  für  die  zur 
selbstHndigen  ersten  Ansflbnng  der  Armenpflege  berufenen  Gemein- 
sebaften  nach  RegienrngsbeziTken  nnd  Provinzen  zusammengestellt 
(8.  pag.  65.) 

Wenn  die  Zahlen  sich  aueh  am  das  .lahr  IH.o.S  beziehen,  so 
dürften  dieselben  sich  doch  bis  heute  nicht  wesentlich  geändert 
haben.  Wir  müssen  uns  dessbalb  urosomehr  auf  deren  alleinige 
Wiedergabe  beschrftnken,  als,  abgesehen  von  den  Ermittdungen 
befand  der  VeranUigui^  der  Grundsteuer,  wehshe  aber  nicht  alle 
oben  angeführten  Oe^htspnnkte  berücksichtigen,  neuere  Angaben 
nicht  vorliegen. 

Den  Gemeinden,  als  ersten  VerwaUungs-Einheilen,  sind  die 
nächsten  staatlichen  Aufsichtsinslanzen  zur  bej-seren  Uebersicht 
gleich  hinzugefügt,  so  dass  in  obigen  Zahlen  eine  ziemlich  voll- 
ständige Darstellung  der  allgemeinen  politischen  Yerwaltungs-Ein- 
theilnngm  gegeben  ist.  Auf  den  ersten  Blick  macht  sich  eine 
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bedeutsame  Verschiedenheit  zwischen  den  östlichen  und  westlichen 
alten  Pronmoi  darin  geltend,  dass  in  diwen  rieh  ziriadieii  die 
Gflmaiide  uod  die  loodrfttUiche  KreiBTerwaltiing  noch  ein  Mittel- 
l^ied,  die  «Aemter*  in  Westphalen,  uiul  die  .Bürgermeistereien' 
in  der  Klieinprovinz.  einschiebt,  welches  in  jenen  f,'änzlioh  fehlt. 
Hinsichtlich  dieser  Orpini-ation  bemerkt  Max  Wirth  in  seinen 
«Gnmdzügen  der  Nationalökonomie*: 

«Da  in  den  dsUichen  Provinzen  jedee  Dorf  und  lellMtftBdqio 
Btttergnt  einen  eigenen  Bcsirk  bildet,  deeBen  Vemitongabehftrde 
Bur  der  AoiUcht  des  Landratbe  als  Vorsteher  des  Kreises  unter- 
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Wofft.  und  dit'  gi'ns-:e  Aiisdcbnvingf  der  Kn'i.-<e,  wt-lclip  durchschnitt- 
lich 15  bis  30  (^uadnitiui'ih'n  umt'asxt,  .*-owif  die  sonstigen  zalil- 
reicheu  Geschütte  des  Liindiaths  eine  1'elier.sicliL  sehr  erschweren, 
80  erscheiiit  die  Einrichtung  in  den  wcatlidien  Provinzen  zweck- 
mässiger, wo  immer  eine  AnziAl  von  Dörfern  oder  Ritteigätem 
zu  einem  Amt  oder  zu  einer  BQigermci^terei  Yeroini<?t  ist,  in 
denen  der  Amtmann  oder  Bürgermeister  die  Aufsicht  über  die  ein- 
/olncn  Gemeiudeverwaltinii^en  führt.'  Die  I\ichtigkeit  dier^cr  Beiner- 
Icuug  ist  niclit  /u  vcrkt  nacn,  da  die  letzteren  15eii(>rdi'U  den  Geniein- 
den näher  stehen  und  eine  wirksamere  Beaufsichligung  der  ^li'meu- 
l>tlege  eintreten  lassen  kansen.  £in  Yortheil  für  die  andererseits 
immer  mehr  anzustrebende  Selbstverwaltung  der  Gemeinden  geht 
aber  aus  dieser  Unmittdbarkett  der  S'faatsauf.-icht  niclit  liorvor. 

b.  Der  Landarnienverbäude.  Eine  kontrollirende  In- 
stanz bilden  demnächst  die  Landarmen vt-rbfinde  in  keiner  Weise; 
sie  sind  nur  subsidiär  vcr|>llicliictf  gru.ssere  Gemeinschaften. 
Ihr  Lrsiuiuig  ist  auf  dem  stüudi.schen  Gebiete  zu  suchen,  wes- 
halb sie  mit  der  Organisation  und  gescbiditlichen  Entwiekelnng 
der  Kommunalstftnde  eng  zusammenhängen.  Da  dieselben  auf  dem 
historischen  Boden  der  alten,  den  Preussiachm  Staat  bildenden 
I-andestbeile  in  ihrem  früheren  Zusammenhanfre  beruhen,  so 
gewiihren  die  stiindischen  Kintbeilunuen ,  insl)esoudere  aber  die 
Landarmenverbiuide  ein  sehr  Imiiics  Bild.  Kach  den  für  die 
einzelueu  ergangenen  Keglemeuts  und  lustruküuueu  ist  die  Stel- 
lung und  Beziehung  der  einzelnen  Landarmenverb&nde  zu  ein- 
ander ebenfiills  ausserordentlich  verschieden.  Die  beiden  ein- 
zigen Provinzen,  welche  für  sicli  einen  eigenen  Verband  bilden, 
sind  Posen  und  Wi'^tphalcn.  Die-^r-lbi'n  haben  auch  lediglich 
gemeinschaftliche  liistituti'.  In  ronmiern  sind  Vor-  und  Hinter- 
l»oinnieni  oder  die  l{eirierung.>bczirke  .Stcttiü  und  Koslin  dem 
Kegierungsbezirke  Stralsund  oder  Xeuvorpommeru  selbständig  ge- 
grafibei^estellt;  jedoch  bestehen  gemeinscliaftliche  Anstalten.  Dies 
ist  gleichfalls  der  Fall  in  der  Bheinprovinz,  wo  jeder  der  5  Be- 
gieruusbczirke  «neu  eageuen  I.andarmenverband  bildet,  und  in  der 
Provinz  Preiissen,  wo  allerdings  einerseits  West}»reussen  oder  die 
Regierungsbezirke  Dan/ in'  und  Marienwerder  selbstständig  als  Land- 
armenverband für  sich  Injsiehen,  andererseits  aber  für  die  35  üst- 
preussischcii  Land-  und  Stadt-Kreise,  deren  jeder  einen  eigenen 
Landarmenverband  bilden  soll,  ausschliesslich  gemeinschaftlidie 
Institute  vorhanden  sind.  Auch  in  Sdilesien  ist  wenigstens  tbeil- 
weise  ein  Zusammenhang  der  Landarmenverbands-  und  der  Pro- 
vinzlal-  und  R^erungsbezirksgTenien  nachznweisen.  Hier  ist  für 
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dtß  ,HenEogihiim  Sdilesien  und  die  Grafscbaft  Glatz*  ein  gemein- 

siluirilirlies  R^lement  ergangen,  wonach  für  diesen  GobioUthoil 
\  Laiularmenverbände  gebildet  sind:  die  Stadt  Breslau  fiir  sich, 
ilcr  HoffitTim^r^^bezirk  Breslau  (cxcl.  dor  Stadt),  dor  IJcjjiorungs- 
luv.irk  i>pj>t.'ln  liud  Lipi^iiitz  (cxcl.  d-'r  nl>erluusit/,).  Di-'.sc  vii  r  hnhon 
gemeinschaftliche  Ariui-naustaltcii,  während  das  Markgrafeulhum 
Oberlauaitc,  welches  ans  Theilea  der  Kreise  Lanban,  Bmuku  und 
Sagan  besteht,  gans  separat  ffir  sich  dasteht. 

ünabhiln<,'ig  von  der  allgonicinon  Vorw^tongs-Eintheiliing 
ist  die  Gliederung  der  Provinzen  l?riuidenl)urg  und  Sachst'n  in 
Laiulannenverbände.  Die  erstero  Provinz  hat  im  Uanzen  8  der- 
artige Verbände,  nämlich  die  Städte  Berlin,  Potsdam  und  Frank- 
fiirt  a./0.,  die  Uckermark,  Kurmark,  Neiuiiark,  den  Kreis  Kottbus 
ond  das  Markgrafenthwn  Kiederlansitz  (Kreis  Soran  mit  umlie- 
geoden  Qrtsehaften).  Diese  sämmtlichen  Brandenbuj^iischen  Ver- 
bände sind  gotreimt  von  einander  und  besitzen  meistens  eigene 
Institute.  Nur  die  Nicdorlaiisitz  hängt  mit  der  zur  Provinz 
Schlesien  gehörigen  <  »licrhiiisit/  niflir  zusammen.  In  der  Provinz 
Sailiseu  Ijestehen  im  Ganzen  Ii  Lauu.iinien verbände,  welche  jedoch 
gemeinscbafliliche  Institute  haben.  Es  sind  1.  die  Altmark,  2.  die 
bddflo  Jerichow'schen  Kreise,  3.  das  Herzogthum  Magdeburg  links 
der  Elbe,  Fürstenthum  Halberstadt,  Stift  (^utMllinburg,  Grafschaft 
Wernigerode,  4.  di*-  lifidon  Mansfelder  Kreise,  Saalkreis,  Stadt 
Halle,  .').  Krnis  Ihfurt  und  die  vurmals  s;iolisischen  Kreise  der 
Regierungsbezirke  Merseburg  und  Hrlurt,  (i.  die  drei  Eichsfeld'.sehen 
Krnse  und  Kreis  Xordhausen.  Hiernach  giebt  es  folgende  zur 
Babsidiftren  Armenunterstnizung  verpflichtete  Landarmenverbftnde: 


1.  Provinz  Pn  u^E.c■n .    .  'M> 

Ostpreussen  35 
WestpreoflseD  1 

2.  ,     Posen  ...  1 

3.  „     Brandenbiirg .  8 


4.  Provinz  Pcmmcnt .  .  2 

5.  ,       Schlesien  .   .  5 

6.  „      Sachsen   .   .  6 

7.  «     Westpbalen  .  1 

8.  »     BheinproTins  5 


Was  die  Bevölkerungszahl  dieser  64  Landarmenvert^ände  an- 
geht, ^o  variirt  sie  also  zw  ischen  der  der  grössten  und  kleinsten 
staatlichen  YenraltungseinthciluDg,  der  einer  Provinz  und  der 
eiücä  Kanses. 


na. 

Stadt  Berlin. 

V'.n 

Dr.  jur.  H.  Schwabe,  YursUiid  des  städtiscben  ht  iti  l.  Bureaas. 

L  Organuatios  der  Berliner  öffeBtliclieii  Armenpfleg«. 
!•  OflteMeMNeiw  Sktne  Niraf  Eitulolilliiiif. 

Die  ersten  Anfänge  einer  C)rganirfation  der  Armenpflege  in 
Berlin  von  Seiten  staatlicher  Behörden  fallen,  soweit  unsere 
Nachnebten  zniüekrdehea  in  die  Itegieningvceit  des  Kttifftrstea 
FHedricih  III.  (nachhetigen  Ktaigs  Friedrieh  L)  Denn  unter  ihm 
wurde  der  Grund  gelegt  zur  Bildung  einer  Armenka>ise  und  sur 
Einsetzung  einer  besonderen  Verwaltungsbehörde,  welche  das  ge- 
sammte  Annenwesen  zu  iiberwaclien  und  die  Unterstützung  der 
Bedürftigen  zu  leiten  berufen  war. 

Die  Verordnungen  seiner  Vorgänger,  welche  auf  das  Armen- 
wesen  in  der  Kunnark  und  spesietl  in  der  Beridenzstadt  Berlin 
Besng  haben,  veifdlgni  grOsateniheOs  nnr  den  Zwedc,  die  stark 
grassirende  Strassen-  und  Hausbett€lei  und  die  in  ilut  iii  Gefolge 
befindlichen  TJebelstände  zu  beseitigen  und  ferner  die  UnterstötznngS- 
pBicht  der  (remeinden  als  gesetzlich  zu  norrairen. 

Während  der  Kurfürst  in  den  übrigen  Städten  und  Dörfern 
die  Veinnraltung  der  Arroenpßege  den  Ortsbcbörden,  Magistraten 
und  GntsheRachaften  äbenriee,  behaaddte  er  das  Armenwesen  in 
Berlin  be«nid«r8  nnd  getrennt  von  dem  der  übrigen  Monarchie. 

Zunächst  ernannte  er  unter  dem  19.  Aug.  1693  eine  Kom- 
mission aus  höheren  weltlichen  und  geistlichen  Beamten  ,zur 
Untersuchung  der  Berliner  Amienanstalt-en*.  D\p<o  Kommi-jsion, 
welche  bis  1699  das  Armenwesen  provisorisch  geleitet  zu  haben 
scheint,  regelte  dasselbe  durch  eine  Verordnung  vom  16.  Aug.  1695. 
Hiamadi  soDien  sftmmtliche  Anne  nnd  Notblddende  w<ldientU<A 
2  mal  auf  dem  Bathhanae  maammenkommen,  damit  .Jedem  nach 
Befinden  seiner  dürftigen  Umstände  geholfen  werde*.  Dagegen 
soll  alle  Bettelei  anf  den  Strassen  und  in  den  Hftusem  verboten 
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sein.  Zor  Bettreatimg  der  Kosten  flir  das  ArmMiweseii  ordnete 

die  EommUsion  die  wöchentliche  (später  in  eine  monaiJiclie  Tor- 
wandt'ltt')  Zirkulation  einer  besonderen  Tvollektenbüobse  an;  dies 
ist  der  Ursprung  der  meh  bosti-henden  Haiiptarnienkasse.  Weitere 
Einnahmen  dieser  Kas.He  bestanden  in  kircblicheu  Opfern  und  staat- 
liohea  Zuweadungen  verschiedcDer  Art:  eiazeluen  Abgaben  und 
Stn^eldera;  mcb  QrondstAeken;  bald  folgten  PriTa^sehenke  und 
Yeimflchtnisse. 

Dem  Institut  dieser  Hauptarmeokasse  folgte  schon  1699  die 
Griindunc^  von  Armen-Freischulen,  welche  im  Laufe  der  Zeit  viel- 
facli  vermehrt  und  erweitert  bis  in  die  neueste  Zeit  unter  Ver- 
waltuiig  und  Aul'äicht  der  AnuenUehördeu  geütauden  haben. 

Endlieli  fiUlt  in  jene  Zeit  der  Ban  dnes  grossen  Aimenlianses, 
des  grossen  Ftiedrichs-Hospitals,  dessen  Bestimmung  dahin  an- 
gegeben war,  ans  der  Zahl  dor  Herlinor  Armen  Wusen  an  er- 
ziehen, Kranke  und  Wahnsinnige  zu  heilen,  Bettler  zur  Arbeit 
anzuhalten  und  alte  ArbeitsunfiUiif^'e  dauernd  zu  verpfleL^'n :  das- 
selbe urafassste  hiernach  sämiutliche  Zwecke  der  gedchlosseueu 
Armenpflege, 

Die  Verwaltung,  AuMcht  und  Direktion  dieser  silmmtliehen 
Amuninstitute,  dw  Armenkasse,  der  Armenfireischulent  des  Arm«i- 
hauses  wurde  von  Kurfürst  Friedrich  III.  endgültig  geordnet  dunsh 
, Fundation  einer  be-^tündi^en  und  immerwubrenden  Annenkoni- 
miäsion*  (Patent  vom  3.  April  lü9'J).  Dieselbe  sollte  unter  Vor- 
sitz eiues  Geheimen  Uaths  aus  höheren,  weltlichen  und  geiätlicben 
Beamten  besteben,  und  «alles  wasTder  Armutb  zu  gut  oder  sonst 
n  verbessern  die  Nof^durfb  erfordert,  anordnen* ;  auch  worde  ihr 
das  jus  patrouatui^  beim  Armenwesen  beigelegt. 

Durch  diese  Einrichtungen  war  für  Organisation  der  Berliner 
Armenpflege  nach  ihren  versrliiedenen  Zweiffon  eine  Grundlage 
gegeben,  auf  welcher  die  Nachfolger  Friedrichs  nur  ergänzend 
md  veiterbildeud  fort^^ubaueu  hattcu. 

Diese  Ei^ftnzungen  bestanden  im  Wesentlichen  darin,  dass 
für  die  Terscbiedenen  Zweeke  der  geschlossenen  Armenpflege, 
welche  .sämmtlich  zu  erfüllen,  ursprünglich  das  gimse  Friedrichs^ 
Hos|i!t;!!  bestimmt  war,  eicme  ge^»onderte  Institute  ins  Leben  ge- 
rufen wurden.  Die  Kommune  war  .seit  Gründung  der  öffentlichen 
Armenpflege,  von  1695—1820,  zu  keiueu  Beitr^eu  verpflichtet; 
sie  leistete,  wie  Private,  milde  freiwillige  Beiträge.  Dieses  Yer- 
hlltoiss  änderte  sieh  dnrebgreifond  durch  die  Kabinetsordre  vom 
.  S.  Mai  1H19.  Damit  kommen  wir  cur 
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2>  8cfelM6nim  dir  QiQSMriMif  bMlibMitai  EhHMMwmtii» 

Seit  dem  1,  Januar  1820  ist  daa  Annenwesen  der  Stadt 
Berlin  mit  den  dasu  geh5ri^n  Anstalten  nnd  milden  Stiftungen 

nebst  deren  Verinöf^cnsstüoken  und  Einkünflfn,  mit  Ausnahme  der 
Cbarite,  der  Verwaltung  der  Komnume  ül)erla}?sen  worden. 

Zu  jonon  AnstalttMi.  die  der  Konuuuiic  am  1.  Januar  1820 
übergeben  wurden,  gehörten  iu.sl>i»öundt'rt* : 
Das  grosse  Friedrichs- WaLjenbaus. 
Das  Arbeitehaus. 

Das  Neue  Hospital  mit  3  kleineren  dazu  gehörigen  Hos- 
pitälern, seit  ihrer  Vweinigung  Friedrieh -'Wilhäms^ 

Hospital  genannt. 
Die  Krwerbs-  und  übrigen  Kreiscbulon. 

Die  Cliaritt»  dagegen  mit  ihrem  Vcmiöt^en  i-<t  als  Staat:?- 
Eigeuthuiu  voui  Armenweseu  getrennt  und  die  N  erwaluing  der- 
selben  einer  besonderen  ZiyilbebOrde  fibertragen  worden. 

HinsichtUoh  dieser  Auflsebeidong  der  Charit^  aus  den  der 
Kommune  überwiesenen  Armeuanstaltcn  sowie  in  Betreif  der  bis 
zum  Jahre  1820  \o\\  Seiten  des  Staates  geleisteten  sehr  bedeu- 
tenden Zuschüsse  /ur  Bistreitnng  der  öflentlieln-n  Armenpflege  in 
•Jierlin  wurden  /wisrlien  den  stadtisehen  und  staallielion  iJehurdeu 
jahrelange  \  eviiandluugen  geführt,  die  endlich  mit  den  übrigen 
zwischen  Staat  und  Kommune  schwebenden  finanziellen  Streitfragen 
ihre  Erledigung  fanden: 

1.  In  Betreff  der  Charitö  durch  die  Kabinetsordre  vom  C.  Jani 
1835,  wonach  die  IJerechtigung  der  Stadt  zur  Benutzung  des 
Charite-Krankenhauses  daliiii  festgestellt  wurde,  dass  derselben 
fortan  nur  lOUUJö  freie  \  er|itiegun<,'stage  lMn\illigl  wurden,  alle 
darüber  hiuaus  geleistete  KraukcupHege  aber  von  ihr  bezahlt 
werden  sollte. 

2.  In  Betreif  des  staatlichen  Znschnsses  durch  die  KOnigl. 
Kabinetsordre  vom  31.  Dezbr.  1838.  In  derselben  wurde  der  Zu- 
schuss  des  Staats  zur  Bestreitung  der  Armenkosten  auf  55000  Thlr. 

jÄhrlich  nomnirt. 

Von  den  am  1.  Januar  1820  der  Stadl  iilieigelienen  Arnien- 
iustltuten  wurden  die  Armenschuleu  im  Jalxre  lt>37  von  der  Ver- 
waltung des  Armenwesens  losgelöst  und  mit  dem  übrigen  städti- 
schen Schulwesen  verbunden.  Aus  diesem  Grunde,  und  weil  femer 
nadi  dem  in  Art  25  der  preu.sslsohen  Verfassung  niedergelegten 
Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit  des  Unterrichts  in  iler  üifentlichen 
Yolkssehule,  welches  lVin/ij>  sehen  früher  im  .Mli^eMi.  Landrceht 
Aufnahme  gefunden  hatte,  die  Befreiung  vom  Schulgelde  uicbt 
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ab  dgentliche  AnoeniinterstfitKiing  anzusehen  ist,  ist  in  dem  fol- 
genden  Abschnitte:  , Statistik  der  öffentlichen  Annenpfl^*  das 

AnDenschnlwosen  nicht  herücksicliti«,^  worden. 

Ffir  die  Organisation  der  öftVntliilum  Annenpllege  unter 
sUülisiiier  Verwaltung  ist  in  erster  Linie  die  ^Änueu-Ordnung 
fät  die  Residenz  Berlin"  vom  3.  Oktbr.  1826  und  sodann  die  bei 
den  Anufinkonunissioneii  der  Residenz  Berlin  bestehende  Geschftfts- 
flümmg«  vom  33.  M&rz  1836  nonnirend: 

Die  gedämmte  ölTentliehe  Armenpflege  der  Stadt  Berlin  steht 
unter  Leitung  \ind  Aulsicht  der  Annen direktion,  einer  besonderen 
städtischen  Dejiutation,  die,  wie  allf  übrigen,  dem  Magistrat  imter- 
georduet  ist.  Das  Pleuuni  dcrisclbeu  ist  gegenwärtig  zusaiunieu- 
gi^Qtzt  aus: 

11  Hagtstratsmifigliedem  inkl.  des  Torsitzenden, 
11  Stadtrerordneten, 

3  Assessoren  (Bezirks-Dezernenten)  und 
7  Bfirgcr-Deputirten,  unter  denen  sieh  2  medizinisehe 
Sachverständige  und  1  (u  l-silielier.  sowie  der  jedi'^inalige 
Vorsitzende  der  Versaniniliing   dei  Arnienkomniis.sious- 
Torsteher  befinden. 
Die  Bftrger-Depntirten  werden  nach  §.  59  der  Städte-Ordnung 
Tom  30.  Mai  18r)3  aus  der  Zalil  der  stininifahigeii  Hfirgt  r  in  die 
ständigen  Verwallung^-Deputationeii  (hin  Ii  die  Stadtverordiieten- 
Vmamndung  gewühlt;  ebenso  die  ^litglieder  der  letzteren,  wäh- 
rtjud  die  Magistnitsmitglieder  durch  den  Oberbürgermeister  er- 
Dsmit  werden. 

Das  liistitat  der  Assessoren  der  Armendirefction,  d.  h.  besol- 
deter Mitglieder  des  Kollegiums,  denm  die  Bearbeitung  des  Be- 
zirks-Dezernats ausschliesslich  ül)ertraL,'i  n  besteht  erst  seit 
"kliiher  IHfj.'i  und  wurde  hervorgernfen  ■lureti  lii.'  rebelstände  <les 
liäiifi;:en  Wechsels  in  dem  mit  drr  l)i'arbeitinig  der  IJezirksdezer- 
uaic,  der  Kontrolle  der  Annen- Kommissionen  betrauten  Personale 
des  Kollegiums,  Uebelstilnde,  welche  besonders  vftbrend  der  Yor- 
jshre  in  laxeren  Verwaltungsgrundsfttsen  und  bedeutender  An- 
schwellung des  Armenbudgets  hervortraten.  Das  neue  Institut 
bat  sich  als  zweckmässig  bewrdirt;  denn  die  damit  gewonnene 
grössere  Garantie  für  die  Anwendung  bestiinniter  und  gleich- 
artiger Normen,  die  gleidimässigere,  sciiärtere  Kontrolli'  (h^r  von 
den  Armenkoramissionen  befoIgU:n  l'raxis  und  die  aulnu^rksaroe 
Wahrnehmung  aller  Regress-Ansprflche  der  Kommune  gegen  Pri- 
vate oder  andere  ArmenTerhAnde  ergab  in  der  Folgezeit  sehr 
gAostige  finanzielle  Resultate. 
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Von  dem  Plenum  der  Arraendin-ktion  sind  2  A!>thpilungen 
abgezweigt,  welche  speziell  der  WaLsonverwaltuug  uud  der  Ver- 
waltung des  Arbeitshauses  mit  dm  damifc  verbondenen  Anstalten 
votj^tst  und  direkt  dem  Magistrat  ontergeorduet  sind,  tat  Anf- 
rechtlialtung  glcicho-  VerwaltuDg^iraiidsatze  aber  mit  dem  Plenum 
durch  die  Deputir  uiLr  mehrerer  Mitjglieder  in  dasselbe  und  durch 
das  dem  Vorsitztüdeii  des  letzteren  verliehene  Redit  der  Ueber- 
war  hiiug^  der  (jeächäfttifübruQg  der  Abtheiluugeu  iu  eoger  Ver- 
bindung ätehen. 

Armenkommisslonen. 
Die  unmittelbare  Ausübung  der  offenen  ArmeupHege  liegt  in 
den  H&nden  der  flbw  die  ganze  Stadt  rertbdlteii  Armenkommis- 

sionen,  welche  der  Leitun«::  und  Oberaufsicht  der  Armen-DirAtien 
als  deren  Organa  Hntergeordnet  sind. 

Jede  der  ;,'fgen\v;irtig  bestehenden  üht-r  einen  oder  mehrere 
Stadtbezirke  sieb  erstreckenden  109  Arnieukonuuissionen  besteht  aus 
einer  dem  Bedörfuisa  entsprechenden  Zahl  \ron  Mitgliedern  (6—22) 
die  auf  Yorscfalag  der  Kommission  von  der  Armendirektion  dem 
Hagistrat  prSsentirt  und  ▼on  der  Stadtverordnetenversammlung 
auf  G  Jahre  gewählt  werden.  Die  Bezirksvorsteher  derjenigen 
Stadtbezirke,  welche  von  der  Arnienkommission  umfasst  werden, 
resp.  ihre  Stellvertreter,  sind  eo  ipso  Mitglieder  derselben;  ebenso 
haben  die  Stadtverordneten,  welchen  die  Ueeherehen  in  den  be- 
Lieti'enden  Stadtbezirken  fibertragcu  sind,  Sitz  uud  Stimme  iu  der 
Annenkommtssion.  Die  Mitglieder  wählen  unter  sich  einen  Vor- 
steher, der  von  der  Armen-Direktion  auf  die  Dauer  von  2  Jahren 
bestätigt  wird. 

Jede  Arnienkommission  versammelt  sich  regelmässig  gegen 
den  Schluss  des  .Monats  zu  einer  Konferenz,  in  weleher  die  Aus- 
gaben festgestellt  und  die  sonstigen  Aufträge  der  Armendirektion 
uud  anderer  städtischer  und  königlicher  Behörden  erledigt  werden. 
Alhnonatlich  findet  eine  Yersammlung  slmmtUcher  Armenkoni- 
missioDfl-Vonteher  sur  Beralhung  gemeinsamer  Angelegenheiten 
in  Gegenwart  eines  Kommissarius  der  Armendirektion  statt. 

Zu  den  Geschäften  einer  Armenkonunissi<»i  gebdrt  insbeson- 
dere Folgendes : 

1.  Ermiitelung,  Beaufsiciiüguug  und  l'nterstützung  der  Armen. 

2.  Bewilligung  freier  Kur  uud  Arzuei. 

3.  Vermittelung  der  Hoepital-Aufiiahme  für  geeignete  Arme. 

4.  Vermittdung  der  Aufliahme  hfllfloser  Kinder  in  das  Waisen- 
haus und  Beaufsichtigung  der  Pflegekinder.  Die  früher  den  Ar- 
menkommissionen  obliegende  BeauÜsicbtigung  der  in  ihrem  Bezirk 
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«toiK()»nieiUai  Waiwnhanitottriii^  jsk  ttat  1867  auf  die  nen- 
geinUieten  Waisenämtar,  deren  Organiaatio«  eiiie  der  der  Annea- 
kommifldoaen  analoge  ist,  ftbergegaogen. 
&  Anvcisnng  auf  freies  Begräbnif^s. 

6.  Verfahren  beim  Absterben  unterstützter  Armen  in  Be- 
inluiDg  auf  deren  NadUassif  da  au  diesem  der  Kommune  ein 
vtM»  libndit  nuleiii 

7.  TSmammlimg  und  Bexechaung  der  Hau»-  und  Eireben- 

Eollekteo. 

8.  Ausfertigung  von  Armnths- Attesten. 

9.  Prüfung  und  Begutachtung  dt-r  von  dem  Kiingl.  Gewerbe- 
steueramte,  von  der  Scrvis-  und  Einquartierungs-Deputation  nnd 
der  Saiaiiänkabs»  de^i  Stadtgerichts  eiugelieudeu  Stuadungs-  uder 
HiedasGhlagungs-Qesuche. 

BS»  Mitglieder  daer  Annenkommigsioa  fheUen  sich  in  den 
Bezirk  so,  dass  jedes  von  ihnen  die  spezielle  Aufsicht  über  eine 
ge\risse  Zahl  Häuner  erliiilt.  Ausser  der  denselben  obliegenden 
Lokal-Kc'chorclie  und  einer  jährlich  mindestens  einnnil  alizühal- 
teiule  Generul-Kevision  über  süramtliehe  in  ihrem  Juezuke  woh- 
nenden Almoseu-  und  Pllegegeld-Ewpfilnger,  wobei  zu  untersuchen 
ut,  ob  die  TJntost&tsnng  ganz  oder  theOwdae  anftohOren  resp. 
foHzodaaem  habe,  finden  auch  noch  Snperrerisumen  Ton  Seiten 
be8(»dn«r  Depntirter  der  Armen-Direktion  statt 


II.  Statistik  des  Berliner  Armenwesens. 

1.   Offene  Armenpflege. 

Dieselbe  wird,  wie  oben  erwähnt,  durch  die  über  die  ganze 

Stadt  vertheilten  109  Armenkoniniissionen   unter  Leitung  und 

Oberaufsicht  des  Pleuum's  der  Arinendirektion  verwallet.  Die  Uuter- 

sUUsaugeu,  welche  unmittelbar  durch  sie  oder  durch  ihre  Yennit- 

telong  den  Armeii  ihrer  Bezirke  gewfthrt  werden,  bestehen  in  Qeld, 

NaturaUiefemngen  und  nnmlgeltticher  Krankenpflege.  Im  Jahre 

1868  cnsttrten  im  Durchschnitt: 

7884  AlmoBeneinpiäoger,  lu  >  der  ZiYi2*BevMkenoMr. 
#084  FÄegeHnder        0^*  'o  „         „  ' 
•WMrdem  im  Ganzen  417;>H  arme  Hauskrankp,  6,iü'*  o   „  ^ 
Der  jährliche  Durchschaittsbetrag  der  Kuälea  für 

einen  Almosencmpfüoger  betrag  M  TMr.  15  Sgr. 

Fftr  ein  Päcgekiod  17    »     &  « 

Tftr  daea  annen  Bsnskrankea  —        99,g  , 
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Im  Betreff  der  veneldeämm  Arten  der  TJnteratAtcniig  ist 
lügendes  hervorzuheben: 

A.  Geld-Unterstützungen. 

Dieselben  zerfallen  in  laufende  und  in  vorübergehende  oder 
einmalige.  Erstere  werdoi  Almosen  genannt,  wenn  sie  an  alte, 
kranlw,  oder  sonst  dauernd  erwerbBunfiUage  Personen  Terabnielit 
werden,  Fflegegeld  dagegen,  wenn  sie  an  Mütter  behufii  Yerpie- 
gQDg  ihrer  Kinder  bis  tum  Tollendeteu  14.  Lebensjahre  gegeben 
werden.  Beide  Arten  dieser  laufenden  üuter.-itützung  sind  all- 
jährlich einer  erneuten  Prüfung  und  Kontrolle  unterworfen.  Die 
Extraunterstützungen  werden  theils  an  Aliuosenempfilnger,  theila 
an  Pflegegeldemp^ger,  grödätentheils  aber  an  Personen,  welche 
von  den  Armenbrnunissionen  noch  nicht  fortianfend  nntefsbfltat 
werden,  gewährt 

a.  Almosengelder.  Die  folgende  Tabelle  (1.)  enthält  die  an 
die  Alniosenempf^nger  jährlich  verthoilten  laufenden  und  Eitra- 
portioneu.  den  Ciosammtbetrao;  derselben,  sowie  den  Darciiadmitts- 
betrag  einer  Portion  für  die  Jahre  1.^07  und  18G8. 


Tab.  1.   Unterstützungen  an  Almosen-Empfänger. 


Gesammtsahl  der 
jfthrlieb  Tertheilten 

Oetammtbetras  d«r  jährlich 
geväbTtai 

Durchscbnitta- 
betrag  einer 

Jihre 

lau-  laufenden 
-   ,  und 
fenden  K^^ra- 

\^^.    I  lanftedeu 
.   ,       EslrA-  und 
fenden  |  ^^^ra- 

lau- 

-    .     ;de;i  una 
fenden  j  i^^tra- 

Monato-Portionen. 

Ünteretatsangen 

Thlr. 

Monate-Portioia 

TU.   8fcr.  ThI  8|r. 

1867 
1868 

89247   '  93020 
91613  9D003 

2.'>1888  '    G8'.H    |  25S786 

271978      TJU)    :  279yi8 

1  1 

2    24,7  2 
2  |26,s^  2 

23^ 
24,8 

Tab.  2.  Laufende  Unterstützung  an  Almosen- 
Empfänger. 


Betrag  der  im  Der.  jedes 
Jahres  gewährten  lau- 
fendcB  UntenUUiaiig. 

Zahl  der  mit  nebenstehender  monatlichen 
UnterstützuDg  bedachten  Almosenempfunger. 

1865  ! 

1866  1 

1867  \ 

1868 

Bit  n     1  TUr. 

18  1 

456  i 

655 

484 

üeber  1—2 

1320 

1523 

2121 

2ii61 

n 

2—3 

2137 

214«  1 

2183 

2-276 

n 

3—4 

» 

1854 

lim  1 

1842 

1933 

» 

4—5 

n 

1166 

935 

805 

1098 

m 

5-6 

n 

297 

S19 

86 

188 

tt 

6-7 

n 

24 

16 

12 

18 

» 

7-8 

n 

1 

10 

10 

9 

w 

8-9 

» 

9 

6 

2 

1 

'  n 

9-10 

2 

2 

2 

m 

1 

1 

hrnma 

7ioa 

7668 

808O 

76 


üabflr  Ifinimom  und  Maxiiinim  der  Imfenden  UnterstätzuDgeo 
gkbt  TM).  2.  (8.  pag.  74.)  für  die  letxtea  4  Jahre  Anakmift. 

Um  Zahl  der  för  jedes  der  4  Jahre  angegebenen  Almosen- 

empfänger  ist  die  je  im  Dezember  vorhanden  gewesene  und  weicht 
dessbalb  v  n  ler  oben  (fl.  pog.  73.)  mitgetheiiten  j&hrlichen  Dnrch- 

ächnittäzalil  ab. 

Hinsichtlich  des  Alters  der  Almoseii-Empiauger  sind 
mt  leit  woiigeD  Jabren  ZmammenateDungen  gemacht  worden. 
Dio  Beniltate  derselben  sind  in  Tab.  8.  snsammengeBidli. 

Tab.  3.   Alter  der  Almüien-Erapfänger. 


Alter  der  im  Dezember 

jertes  Jahre» 
vorhandenen  Almosen- 
Empftnger. 


Zahl  der  iu  nebeiibezeichnetem  Alter 
steheuden  Almosen-Empf&oger. 


in  absoluten  Ziffern, 
l^flfj   ism   Ibf'ü  18<iH 


in  Proienten  der 

Gesaramt^sahl. 

I  1806  1867  18» 


Duer  bis  mit  2U  Jahren 
UebcraObiiinitaO 
»    30  „   „  40 
»    40  .  ,  W 
.    W  .  .  60 


Ahv  aidit  aniqceben  bei 


31 
99 

214 

535 
1156 
4520 

6555 
271 


34 
IIU 
2141 
515 


35 
113 
2Ö5 
615 


1194  1370 
46d»  4785 


0,<; 

0,51) 

0,w 

,  1.51 

1,1» 

3,.5 

3,* 

3,ui 

!  «,1B 
i  17,Gl 
i  68,86 

1/a 

19.10 

69,46 

66,71 

llOO,oolOQ,«)100,oojlOO,(w 


676617173 
386|  495 

6^|7168|7668|80ao|| 

üebci  Stand,  Beraf  und  Qesehlecht  derselben  gibt 

Tab.  4.  Auskunft,  (s.  pag.  16.) 

Die  seitens  der  Arrncnkoniinissionen  l)i^her  ermittelten  An- 
gaben über  die  Ursachen  der  Verarmung  >tmd  noch  sehr 
iiüYollständig.  Für  das  Jahr  1865  waren  die.selbeu  iu  etwa 
8360  Fmen  ?eneichnet,  Uerron  kamen  etmi  1900  anf  ^ankbeit 
und  1460  aaf  Alter.  Fie  1866  sind  die  Angaben  etwas  präziser; 
Ursache  der  Verarmung  war  hiernach:  In  1327  Ffi]]. n  hohes 
Alter,  in  1009  Fallen  Krankheit,  in  23r>  Falb  n  Gebrochen,  iu 
51  Fällen  Geisteskrankheit,  in  528  Füllen  Arbcitsunlabigkeit ;  bei 
2399  Wittwen  und  in  1603  sonstigen  Fällen  war  die  Ursache  der 
Tenunnong  nicht  angegeben. 

b.  Pflegegelder.  Der  jfthrlidie  Durchaohnittsbetrag  des 
für  €in  P0egekind  bewilligten  laufenden  Pflegegeldes  ist  oben 
ttgegeben  worden.  Der  gewöhnliche  Satz  pro  Monat  beträgt 
1  Thlr.  7  Sgr.  (1  Pf'.;  zur  Abweichung  von  demselben  müssen  in 
jedem  Falle  besondere  Motive  vorliegen,  z,  B,  Kränklichkeit  der 
Kmder,  germge  £rwerbsfähigkeit  der  Mutter  etc. 

e.  Bxtransterstützungen.  Soldie  werden  in  Fällen  aus* 
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Tab.  4.  Stftnd,  B^ruf,  CUschleohji  d^r  Almpaeu- 

Empfänger. 


Stand ,  Beruf  und 

Zahl  der 

dem  nebcnbezeicbneten 

Stand  und 

Geschlecht 
der  im  Monat  Dezember 
iedefl  Jubrei  vorliftiidfiiiAii 
AlinoWB  •  EmDÜtaucr'« 

Beruf  angebörigen  Almoscn-£mpfao£er 

in  absoluten  Ziffern 

1       in  Prozenten  deF 
1  Ges.inimtzahl 

i8(;6 

1867 

1868 

1  I.S65 

1 18G6 

18Ü7 

1868 

A.  Männer. 

Beamte  nnd  Lehrer 

Künstler,  Gelehrte»  Li- 
teraten   

Handeltreibende  .   .  . 

OewerbtreibenJp .    .  . 
Arbeiter ,  Tagelöhner, 
Dienstboten  .... 

921 
676 

13 

8 

26 
940 

673 

IQ 
39 

39 
'  1731 

1 

1 

0,19 
0,50 

13,w} 

9,!*T 

0,u 

0,37 

13,«7 

0,51 
0,51 

22,80 

OMolillllllCJl 

16441660 

1828 

24,<!i 

23,43 

24,<rt 

B.  Frauen. 

Unverehelichte  inclus. 
Dienstboten.  .  .  . 

Ehefrauen  

Separirte  od.  verlassene 

774 

1  4373 

815 

4:} 

4312 

800 
72 

j  m\A 

1  64,:i9 

0,G1 

3,01 
Ü0,>v^ 

10,53 

0,S6 

[  64,15 

Zusammeit 

bim 

75,79 

76,57 

75,93 

1.  '■" 

Siumiri.  A.  nnd  B,  ,  . 
Angaben  fehlen  bei 

ru9l  70SC) 

7594 
74 

100,00 

100,00 

100,00 

lOM 

Oosammt-Summe.  .  .  { 

1  6826|7152|  7668^8020 

1 

"Uli  u 

sorordenUicher  Bedrüngni^s  theils  an  Almosen-  und  Pfiegegeld- 
empiänger,  theilfl  und  zwar  vorzugsweise  an  Personen  durch  die 
Armenkommisfflooen  Tertheilt,  welche  noch  nicht  einer  forfcdanem- 
den  Unterstfitsung  bedürftig  sind. 

Im  Jahr  1868  wurden  im  Ganzen  an  AJmosengeldeni,  Fflege- 
geldem  und  EIxtraunterstfitzungen  396945  TMr.  ia  1169208 
Portionen  Tertbcilt,  so  dass  der  Durchschnittsbetirag  einer  Qio- 
naUichen  Qddportion  2  Thlr.  10  Sgr.  betil^. 

B.  Natural*ünterst1itzangen. 

a.  Der  Eartoffelbau  durch  Arme.  Diese  Mgenaieieha, 
seit  1833  eingefiihrte  Einrichtung,  weiche  sich  in  hohem  Maase 
bew&hrt  bat,  gehOrt  Gebieten  an,  wo  die  Gemdnde,  Über  die  Otenzen 
der  gesetaUidi  ihr  aUdn  obliegenden  polizeilichen  Annenpflege 
hinans,  eine  prophylaktische  FQrsorge  auafibt  nnd  arbeitsfibigen 
Annen  Gelegenheit  bietet,  ein  noentbehrliohes  Nahrnngsnittel  sicli 
selbst  zu  bauen.  In  jedem  Jahre  wird  eine  Anzahl  Morgen  gut 
gedüngten  Landes  durch  die  Armen-Direktion  gepachtet  und  an 
solche  Familien  durch  das  Ijoos  Überwiesent  «el^e  durch  die  be- 
trefiWen  Armeokoipmissio&en  besonden  wj^ge»  reiehen  JKinder- 
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wgens  empfohlen  werden.  Der  Beitrag,  den  dieselben  für  die  ihnen 
öherwiesene  Parzelle  von  30  DKth.  entrichten  müssen,  beträgt 
2^  Thlr.  Die  Kosten  des  Unternehmens,  soweit  sie  nicht  durch 
die  genannten  Parht-Beitrüge  gedeckt  werden,  so  für  Packt,  Saatr 
kartoffeln,  Aufseher  etc.  bestreitet  die  Kommune. 

Im  Jahre  1868  wurden  301  Morgen  gepachtet,  an  1735  Per- 
sonen iiarzellirt  verpachtet,  21239  Scheflel  Kartoffeln,  jjro  Parzelle 
etwa  12  Scheffel,  geerntet  und  von  der  Kommune  3740  Thlr., 
oder  pro  Parzelle  2  Thlr.  2  Sgr.,  zugeschossen. 

b.  Armensuppen  im  Winter.  Ffir  diese  Naturaluuter* 
sUttiung  der  Armen  steht  die  Amieiidirektioii  mit  einem  Privat-i 
twan,  dtt  «DiTektioii  der  ArmeiiBpeis&'Aiistalt''  in  Yerl^indinig, 
midie  den  grösetea  Tfaeil  der  in  10  Tenscidedeaeii  Küchen  wfth- 
Mnd  der  8  Wintermonate  (15.  Dezbr.  bie  15.  H&n)  zalwreiteteD 
Sappen  dtirdi  die  Armendirektien  an  Mfirftige  Familien  onent- 
gldtlieh  awtheilen  Iftest.  Soweit  die  Mittel  des  Vereins  nicbt  xn- 
rdehen,  leistet  die  Gemeinde  einen  Zusdrass,  der  in  den  einzelnen 
JahreQ  sehr  verschieden  ist  und  zwischen  300  und  10,000  Thlr. 
schwankt.  Die  Zahl  der  täglich  ausgegebenen  Suppenmarken  be* 
tng  in  den  letzten  Jahren  durchschnittUch  4—5000. 

Bekleidung  armer  Konfirmanden  und  armer  Schul- 
kinder. Auf  Empfehlung  der  Armenkommissionen  werden  im  Früh- 
jahr und  Herbst  jedes  Jahres  arme  Konfirmanden,  Waisenkostkinder, 
Pflegeknider,  Kinder  von  Almosenempfängerü  und  von  extraordinär 
ontersützten  Familien  durch  eine  von  der  jVrniendirektion  nieder- 
gesetzte Kommission  mit  dpn  noihwendigsten  Kleidungsstücken 
versehen.  Dio  Zahl  d^r  Kinder  beträgt  800—900  pro  Jahr.  Die 
gesammtcn  Kosten  der  Bekleidung  5102  Thlr.,  so  dass  sifh  pro 
Kind  durchschnittlich  5  Thh-.  5  Sgr.  BekleidungskosUn  ergeben. 

Ausserdem  werden  in  dringenden  Fällen,  gleichfalls  durch 
Vermittelung  der  Arnienkommissioncn,  armen  Schulkindern  ßeklei- 
dungsgegenstände  verabfolgt;  jedoch  sind  die  Ausgaben  hierfür 
nrhUtahnmäsaig  nur  unbedeutend;  sie  betrugen  1867  799  Thlr., 
1868  441  TUr.,  1865  283  TUr. 

d.  Brennmaterialien-Ünterstfltznng  vird  zar  Befrie» 
digimg  der  in  den  Wintermonaten  gesteigerten  Bedftrfhisse  den 
AlmöseiH  vnd  Fflegegeldempffaigem,  sowie  anderen,  nieht  hiofend 
ulwstatsten  Familien,  theils  in  Natnra  gewfthrt,  theib  wird  statt 
^essm  baaree  Qeld  gegeben.  Srsteree  bestebi  in  je  ^  Klafter 
Kiefern-Holz,  letzteres,  das  Hol?geld,  betiftgt  1  Thlr.  10  Sgr.  bis 
1  XUr.  30  9gr. 
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In  den  letEten  Jahten  sind  17^18000  TUr.  pro  Jalir  in  dieBor 
Weise  Terwendet  worden  nnd  zwar  2600  Thlr.  etwa  in  Holz  und 
15000  Tblr.  in  Holzgeld. 

e.  Die  leihweise  Gewährung  von  Haushaltungs- 
Gegenstftnden,  Betten,  Möbeln,  Spulrftdern  etc.  Dieselben 
werden  meistens  den  Nachlässen  von  Almosen-Empfängern  ent- 
nonuneDf  in  deren  Erbschaft  die  Kommone  eingetreten  ist 

C.    Offene  Armenkrank >mi uflege. 

So  lange  nicht  für  alle  Schichten  der  Bevölkerung  die  Selbst- 
hülfe Krankenkassen  orriclitet  liat,  kann  die  polizeiliche  Armen- 
pflege sich  der  Aufgahe  nicht  entziehen,  aurli  für  solche  Familien 
helfend  einzutreten,  die  sonst  auf  eigenen  Füssen  stehen,  aber  in 
Ermangelung  eines  anderen  Einkoninieus,  als  des  durch  tagliche 
Arbeit  zu  verdienenden  und  nur  für  die  noth'.v'  iidigsteu  Bedürf- 
nisse ausreichenden  Erwerbes,  den  aussergewöhulichen  Anforderun- 
gen nicht  gewachsen  sind,  welche  mit  der  Erkrankung  des  Fa- 
milieuliauptes  oder  auch  nur  einzelner  Glieder  der  Familie  an  aie 
heranti'eten. 

Der  grössere  Theil  der  sogen.  Extra-Unterstützungen,  von 
denen  oben  die  Rede  war,  besteht  in  der  lliilfe,  welche  solchen 
Familien  in  Krankheitsfällen  gewährt  wird. 

Die  Kranken  settrat  werden  entweder  in  ihren  Wohnungen, 
sofern  dies  die  Natur  der  Eranidieit  resp.  die  häuslichen  Verhält- 
nisse, gestatten,  durch  den  Armenarzt  ihres  Bezirln  unentgeltlich 
behandelt,  oder  sie  werden  durch  denselben  auf  Kosten  der  Kom- 
mune einem  Krankenbause  uberwiesen.  An  dieser  Stelle  haben 
wir  es  nur  mit  der  ersten  Kategorie,  den  Hauskranken,  zu  thun. 

Zur  AusQbung  der  offenen  Armenkrankenpflege  sind  in  den 
gegenwärtig  bestehenden  44  Armenmedizinslb^ken  ebenso  viele 
Armeaiärzte  angestellt;  ausserdem  sind  für  die  Armen  der  ganzen 
Stadt  bestimmte  Spezialärzte:  Augenärzte,  Aerzte  für  Frauenkrank- 
heiten, für  Gehörkranke,  für  orthopädische  Kranke,  vorhanden. 
Ausser  der  unentgeltlichen  ärztlichen  Behandlung  ist  den  Armen- 
kranken  auch  freie  Arzenei  gewährt.  Behufs  Erlangung  di^er 
Unterstütsung  müssen  die  Armen  bei  dem  Vorsteher  ihrer  Armen- 
kommission einen  Krankenschein  nachsuchen.  Um  jedoch  der  miss- 
bräuchlichen  Erlangung  der  Krankenscheine  entgegenzutreten,  ist 
seit  dem  Jahre  1855  die  Einrichtung  getroflfen,  dass  über  jeden 
Fall,  in  welchem  für  Rechnung  des  Armenfonds  Arzenei  gewährt 
worden  ir-t,  seitens  der  Armen-Direktion  spezielle  Kontrolle  geübt 
und  die  VV  it^dereinziehung  der  Kosten  als  Kegel  auIgeateUt  wird. 
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Die  7aM  dflr  von  dftn  Armenärzten  im  Jahre  1868  behandelten 
Haiiskranken,  sowie  die  Kosten,  welche  durchschnittlich  pro  Kopf 
aaf  dieselben  verwendet  worden  sind,  sind  oben  (s.  pag.  73)  mit- 
getheüt  worden. 

Die  bedeutende  Abnahme  in  der  Zahl  der  armen  Hauskranken 
smt  1854  hat  ihren  hauptsächlichsten  Grund  darin,  dass  seit  jener 
Zeit  das  segensreiche  Institut  des  Gewerks-Krankenvereins  einen 
grossen  Znwadis  an  solcfaien  Mltg^liedem  erhalten  hat,  die  bis  da- 
hin wenigsteiis  znm  Thefl  der  Annen-Krankenpflege  anheimgefidlen 
fwen.  In  dar  ffir  jedes  Jähr  angegebenen  Zahl  der  armen  Hans- 
katäm  kommen  unzweifelhaft  h&ufig  dieselben  Personen  mehr- 
ImIi  vor;  wie  oft  dies  aber  der  IViU  ist,  und  ebenso  wie  viele 
Ahmsen-  mid  PflefegeLd-Enqifiüiger  sieh  darunter  befinden,  Usst 
neb  nicht  feststellen. 

In  Tab.  5.  sind  die  durch  die  offene  Armenkrankenpflege  vemr- 
aachten  Kosten  f&r  den  ganzen  Zeitraum  von  1859 — 1868  susam- 
BM^estelli 


Tab.  5.  Kurkosten  der  armen  Hauskranken. 


Jikre. 

Bemmieni- 

tion  der 
Armenärzte. 

Thlr. 

Arznei- 
Eüsten. 

Thlr. 

Kosten  für 
Bäder,  Ban- 
dagen, 
Brillen  etc. 

Thlr. 

dßr 
Kurkosten. 

Thlr. 

1868 

7779 

15603 

2270 

25661 

1860 

8162 

14786 

1926 

24874 

1861 

8677 

15551 

2738 

26966 

1862 

8763 

14344 

2899 

26006 

IMS 

8462 

16464 

2504 

27430 

1864 

11542 

18055 

2114 

31711 

1865 

12638 

16522 

2453 

31613 

1866 

11906 

19648 

8620 

84868 

1867 

11854 

22020 

3273 

37147 

1868 

12469 

284S0 

3593 

44542 

Als  besondere  Art  der  durch  die  Armenkommissionen  ver- 
mittelten Unterstützungen  ist  endlich 


D.  Das  den  Armen  gewährte  freie  Begr&bniss 
aufiuführen.    Die  der  Armen  Verwaltung  hieraus  entstehenden 
Kosten  betragen  im  Durchschnitt  pro  Jahr  2700—3000  Thhr. 

2.  Geschlossene  Armenpflege. 

Die  Anstalten,  welche  den  Zwecken  der  geschlossenen  Armen- 
pflege dienen,  sind  theils  städtische,  unter  Verwaltung  und  Auf- 
sicht fler  Armeudirektion  stehende,  theils  sind  es  staatliche  oder 
Vereins-  und  JE'^vat-Anstalten,  welche  von  der  Armenverwaltung 
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auf  Um  KoistoiL  hiettn  mit  benutzt  v«rd«iL  Wir  führai  die  ein- 
zfilneii  Oljekte  der  geseUosBenen  Amexplkge  naehstehend  auf. 

A.    Erziehung  von  Kindern. 

a.  Waisen pflog(^.  T)ie  gesaramte  Waisenpflege  der  Stadl 
Berlin  gehört  zum  Gescluiftsbereich  des  Grossen  Friodi  irlis-AVaisen- 
hanses.  Die  Anstalt  hat  den  Zweck,  für  die  Unterltringiinj:;-,  Ver- 
pflegung und  Erziehung  nicht  nur  vater-  und  niiittfrlo^ier  Waisen, 
sondern  auch  solcher  Kinder  Sorge  zu  tragen,  deren  Eltern  zwar 
noch  am  Leben,  aber  wegen  Krankheit  oder  sittlicher  Vernunken- 
tidt  oder  ak  Terlialtete  nur  Erziehung  und  Erhaltung  ihrer  Kinder 
QD&lug  sind,  ausaardem  aber  in  allen  dringenden  Fallen,  die  Auf- 
nabme  hfil&bedfirftiger  Kinder  sogldch  za  venuüaaseii.  Als  Mittel 
znr  Erreichung  dieses  Zweckes  dient  theüs  die  Verpflegnng  und 
Erziehung  in  den  Gebäuden  der  Anstalt,  theils  die  Untnbfingung 
der  Kinder  hei  Pflege-Kltern  gegen  Zahlung  eines  Kostgeldes. 
Beide  Arten  der  Pflege  l)ilden  ein  organir^dies  Ganzes,  stehen  unter 
derselben  leitenden  Bcliorde,  der  ,Anncndirektion,  Abtheilung 
für  die  Waisen  Verwaltung",  und  bestreiten  ilire  Ausgaben  aud 
demselben  Etat. 

Seit  dem  1.  Juli  1859  ist  dif  bis  dabin  in  der  Stadt  gele- 
gene Woisen-Erziehungs-AnstuH  nach  Kumniol.sburg  in  nciir,  zweck- 
mässig eingerichtete  Gebände  verlegt  worden.  Der  Bau  dieser 
neuen  Anstalt  kostete  306969  Thlr.  Die  Beschaffung  des  Inven- 
tars venirsacbte  «inen  Aufwand  von  27040  Thlr.  Das  ursprüng- 
liche Oebättde  in  Berlin  sdbst  dient  seitdem,  al^resehen  von  ander- 
weitiger Verwendung,  als  Waisendepdt,  wo  die  Kinder  blos  vor^ 
fibeigefaend,  entweder  auf  dem  Wege  zam  WaSsenhause,  oder,  von 
dort  zurückkommend,  Aufnahrae  finden.  Die  Waisenkostkindfr 
werden  th^s  in  Berlin,  theils  in  den  kleinen  Städten  und  Dörfern 
der  Umgegend  bei  geeigneten  Familien  untergebracht. 

Die  Aufsicht  über  Erziehung  und  Verpfletfiing  der  in  Berliner 
Kostpflege  befindlichen  Waisen  übte  die  Verwaltungsbehörde,  wie 
oben  erwaliul,  früher  durch  die  Arineiikoiiiinissioneu  aus;  seit 
1867  aber  hai  sie  zu  diesem  Zwecke  eigene,  selbständige  Organe, 
die  Waiseuämtcr.  Die  Aufsiclit  nber  die  in  auswärtiger  Kost- 
pflege befindlichen  Waisen  wird  von  den  betrefi"enden  Ortsgeist- 
licheo  ausgeübt,  wozu  noch  jahrlidie  Superrevisionen  durch  De- 
ffotiiie  der  Anaendirektion  hinzukoamen.  Im  ^ahre  1867  %e&a- 
den  sieh  dmxAisdhnittlicii  496  Waisenldnder  in  der  HauE^fleg^ 
1804  in  der  Kostpfl^ge.  Bei  jenen  betragen  die  Kosten  "pro  Kopf 
134  TUr.  11  3gr.,  bei  dim  49  Thlr.  ^  £lgr. . 
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b.  Unterbringung  von  sittlich  verwahrlosten  Kin- 
dern in  Erziehungsanstalten.  Für  diesmi  Zweck  hat  die 
Arnifn- Direktion  mit  mehreren  Vorehien  Vorträge  abgesrhlossen, 
wonach  dieeelbon  sich  veriitiichten,  für  ein  bestimmtes  jährliches 
Kostgeld  eine  gewisse  Zahl  von  Kommunalzöglingen  aufzimehmen : 
nämhch  die  Vereinsanstalt  für  sittlich  verwahrloste  Kinder  minde- 
stens 48  Zöglinge  zn  einem  Kostgeld  von  je  60  Thlr.;  ferner  die 
Erziehungsanstalt  ,das  grüne  Haus'  30  Zöglinge  ä  48  Thlr.  jähr- 
lichen Beitrag,  endlich  die  Gossner *sche  Erziehungsanstalt  füir  M&d- 
ehn  9  städtische  Pfleglinge  )i  48  TUr.  Uebrigens  kfiimtti  vcr- 
wilirloBte  Kinder  unter  Umständen  auch  in  dem  Arbeitehans 
(s.  dieses)  nntevgebracht  werden. 

c  Ueberweisnng  von  mit  körperlichen  oder  geisti* 
gen  Mängeln  behafteten  Kindern  an  Heilanstalten.  In 
2  instalten  ftr  idiotische  Sinder  werden  je  10  Kinder  auf  Kom- 
nranalkesten  veipflegi  Ebenso  werden  der  Kflnigfiehen  Ttäb- 
ebunmenanstalt  fttr  den  Ustearricht  der  KommnnabOglinge  be» 
rtDDUte  Beiträge  entrichtet. 

B.  Die  zeitweilige  Unterbringung  und  Beschäftigung 
von  arbeit^jscheuen,  vagirenden  Personen,  sowie  pro- 
visorische Gewährung  eines  Asyls  für  Obdacihlose. 

Diesem  Zwecke  di-'nt  »las  Arbeitshaus,  das  im  Jahre  1742 
von  Friedrich  TT.  croslifiet  wunle,  um  zunächst  der  Haus-  und 
Strassenbettelei  zu  steuern ;  später  diente  es  als  Striifanstalt  für  die 
wegen  Betteins,  obdachlosen  Herumtreibens  imd  wegen  Arbeitsscheu 
a^ifffegrrilTenen  Personen.  Sodann  wurden  scliwächliche,  sieche  und 
Hrbt'ilsuiirdhige  Personen,  sofern  sie  bescholten  waren,  ferner  auch 
imht'ilbare  Geisteskranke  durin  verpHegt;  eiullich  wurden  obdach- 
toee  Personen  und  Pauiilien  bis  zu  ihrer  weiteren  Unterbringung 
^Sria  ufgenomnien.  Diese  3  verschiedenen  Kategorien,  1.  Häus- 
lioge  und  Obdachlose,  2.  Hospitanten,  8.  Irre,  welche  früher  sämmt- 
ÜA  ii  der  Anstalt  vereinigt  waren,  sind  neneidu^  örtlich  ge- 
tNBAt,  dagegen  ist  die  Verwaltung  sämmtUch^  3  Institute  nodi 
etee  ehdiflltliche. 

An  dieser  l^ielle  ist  jedodi  nur  Ton  der  ersten  Zweckbestim- 
mmg  des  Arbeitshauses  zu  handeln.  IHe  Zahl  der  dorohsehniit- 
fieh  täj^ch  im  Arbeitshanse  verpflegten  Häusllnge  beträgt  40O, 
ier  jährliche  Dnrchschnittsbetrag  der  Kosten  pro  Kopf  der  Hftus» 
linge  betriigt  82 Thlr.  1  Sgr.  und,  nach  Abzug  des  Arbeitsverdienstes 
der  HäusÜDge  53  Thlr.  12  Sgr. 

Eise  UebeiBieht  über  die  durch  die  Arbeit  der  Häustinge  er- 


Digitizec  v^oogle 


zielten  Notto-Eionahmen  ist  in  Tab.  6  {s.  p.  83) enthalten.  Zu  beachten 
ist,  dass  auf  die  Grösse  dieser  Einnahme  eine  Menge  von  Ursachen 
einwirken,  vor  allem  die  längere  oder  kürzere  Anwesenheit  der 
einseinen  arbeitsfähigen  Personen  in  der  Anstalt,  häufigere  oder 
geringere  Gelegenheit  zur  Arbeit  ausserhalb  der  Anstalt  etc. 

In  Tab.  7  ist  die  Zahl  der  jährlich  eingelieferten  obdachlosen 
Familien  und  ihrer  ]\fitglieder,  sowie  die  Zahl  der  mit  Unter- 
stützung jährlich  eutlassenen,  Familien  sowohl  als  auch  Einzel- 
personen, und  der  Betrag  dieser  Unterstützung  für  eine  längere 
Beihe  von  Jahren  zusammengestellt  (s.  pag.  83.) 

C.  Die  Verpflegung  altersschwacher  oder  sonst 
erwerbsnnf&higer  Personen. 

Das  mit  dem  Arbeitshans  Tcorbundene  Filialhoepital  ist,  wiA 
erwfthnt,  flir  bescholtene,  alte  und  kranke  FenoDjea  bestiiiimt.  Ho»* 
pitaliten  ohne  die  Inen  waren  es  durchschnittlich 

'  Die  Durchschnitts-  Gesammtkostea 


j  Aniahl 

kosteil  pro  Kopf 
betragea 

Thir.  SgT. 

des  ArbeiU- 
haus-Hospitali 

Tbir. 

Im  Jahre 

18G2 

219 

76 

29,2 

? 

»  1» 

1868 

913 

80 

16,4 

1TW6 

»  n 

186i 

232 

76 

28,0 

17848 

•  « 

1866 

226 

82 

26^ 

18649 

w  « 

1866 

280 

8a 

18462 

1867 

aao 

96 

26^1 

21084 

Das  zu  einem  Zufluchtsorte  IBr  anno,  alte,  erwerhsunfthige, 
gleichzeitig  aber  unbesdioltene  Leute  baderlei  Geschlechts  be- 
sfebnute  FriedrichrWilhelms-Ho^tal,  dessen  Bau  im  Jahre  1848 

▼ollendet  wurde,  ist  als  Fortsetzung  des  Keuen  Hospitals,  mit  dem 
3  Ideinere  unter  der  Armenverwaltung  stehende  Hospitäler  verbun- 
den wurden,  zu  betrachten.  Im  Jahre  1868  wurden  durchschnitt- 
lich täglicli  455  Personen  daselbst  Terpflegb.  Die  Kosten  betrugen 
pro  Kopf  109  Thlr.  21  Sgr. 

Die  Fürsorge  für  unheilbar  kranke  (sieche)  Per- 
sonen. Als  Sipchenhaus  für  weibliche  Personen  dient  das  ursprüng- 
lich zu  einem  » Jbolcralazareth  bestimmte  städtische  Krankenhaus 
seit  1857.  Die  Zahl  der  in  jedem  Jahre  durchschnittlich  darin 
verpflegten  weiblichen  Siechen  beträgt  d'6  mit  133  Thlr.  2ö  Sgr. 
pro  Kopf  verwendete  Kosten. 

Ausserdem  werden  mehrere  Privat-  und  Parochial- Siechen- 
anstalten von  der  Armenverwaltung  zur  Aufnahme  sia-her  Personen 
benutzt,  und  zwar  befanden  sich  ult.  1867  in  7  derartigen  An- 
stalten zuäammeu  gegen  100  Personen  auf  Kosten  der  Kommune. 
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Tab.  6. 


Jahn. 


MtBflhlgett 

HftoBlinge  im 

täglichen 
DvditchDitt. 


Ketto^ArbeilBverdienai 


m 
Summa. 

Thlr. 


pro  Jahr  und  KopL 
Thlr.  I  Sgr. 


1851 
1852 
18Ö3 
1854 
1855 
1856 
1857 

im 

1859 
1860 
1861 
l«ß2 
1863 
1864 
1866 
1866 
18e7 


486 
543 
428 

363 
891 
453 
439 
426 
43^) 
407 
808 
270 
238 
235 
265 
S78 


7R42 
7616 
7852 
6391 
8367 
10184 
11924 
10264 
118JX) 
12719 
10134 
0444 
8727 

Sias 

9133 
87514 
10S52 


16 
14 
18 

17 
21 
22 
27 
24 
27 
31 
33 
34 
36 
34 
35 
31 
80 


4,1 
0^ 
16^ 

18,9 
11,9 

14,1 
4^ 

2,8 
19,15 

16,7 

29,8 
20^ 

24,5 
14,4 
16^ 


Tab.  7.    Arbeitshaus:    Einlieferiinc^  obdachloser 
Familien;  Entlassung  mit  Unterstützung. 


Jahre. 


Zahl  der 
im  Laufe  des  Jahres 


ein 


mit  Unter- 


geUeferten  .«^i^""!^^ 


Bilicn 


fvi-   I  Pa-   I  Per- 


1851 

82 

377 

1852 

IMO 

1015 

im 

274 

1093 

1854 

407 

1560 

1855 

262 

1013 

1856 

313 

1195 

1857 

990 

821 

1858 

148 

547 

1859 

87 

280 

1860 

58 

177 

1861 

59 

201 

1862 

55 

173 

1863 

56 

161 

1861 

48 

152 

1865 

30 

III 

1866 

38 

129 

1867 

114 

346 

71 
280 

!  220 
312  I 
181  I 
I  235  i 
!  166 
121 
78 
48 
43 
M 
33 
24 
24 
25 
67 


309 
1003 
829 
1140 
614 
871 
627 
429 
246 
131 
134 
156 
99 
74 
73 
91 
199 


Betrag  der 
UnterBtQtausg 


in    I  pro 
Sumüa;  Familie 


I 

Thlr.  'Thl 


418 
1014 

734 
698 
371 
487 

328 


ö 
4 

3 
2 
2 
2 
1 


8«r. 


'm  '  2 


206 
110 

88 
107 
58 
50 
51 
37 
137 


2 
2 

2 
2 
1 
2 
2 
1 
2 


26,6 

12,3 

10,1 
7,1 

2,2 

29,3 

5,3 

19,1 
16,1 

1,5 

13,0 
22,G 

1,8 
4,3 
13,8 
1,8 


Zahl  der 
mit  Unter 

Stützung 
entlasse- 
nen 

Einzel- 
Personen 


719 
780 
734 
306 
226 
345 
279 
318 
221 
168 

92 
H7 
146 

94 
114 
140 
144 


Betrag  der 
UnterstQtzung 
durch- 
schnittl. 
pr-Person 


in 
SumiM 


Thlr.    Thl.  SgT. 


980 
876 

913 
258 
230 
428 
342 
274 
178 
188 
116 
142 
147 
93 
93 
99 
115 


1  10,8 

1  6,0 

1  I  7,3 

—  !  27,0 

Ii  7,3 
1  6,8 

—  25,8 

l!  3,6 
1  7,« 

I  6,1 

II  0,3 

—  29,H 

—  24,6 
-!21,5 

—  24ä 
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D.  Armen- Krankenpflege  in  Anstalten. 

Da  die  Kommune  bis  jetzt  kein  eigenes  Krankeniiaus  besitzt, 
so  ist  sie  darauf  angewiesen,  ihr^  armen  Kranken,  soweit  diesel- 
bpn  nicht  in  ihren  Wohnungen  iirztlich  behandplt  winden  können, 
in  einem  der  versohiedenen  Königliclien  und  Vereins-Krankenhäuser 
auf  ihre  Kosten  unterzubringen. 

In  Botreff  Verbilltuisses  der  Arnicnverwaltung  zur  Kgl. 
Charit«'  ist  schon  oben  er^v;ihnt,  dass  ihr  im  Ganzen  nur  lOOOÜO 
freie  Yerptiegungstage  für  ihre  armen  Kranken  bewUligt  sind. 
Jede  weitergehende  VerpHegimg  rauss  von  ihr  bezahlt  werden. 

Zu  diesem  Behufe  steht  die  Armendirektion  mit  den  Verwal- 
tungen der  von  ihr  benutzten  Krankenhäuser  in  kontraktlichem 
Verh&ltniss. 

Die  Kur-  und  V»  i}itk'gungskosteusaLzu  für  einen  Komniunal- 
kranken  betragen  gegenwärtig  pro  Tag  in  der  Kgl.  Charit^,  dem 
Kgl.  ÜQiferaitftis-Klinikam,  dem  Diakonissenhause  Bethanien,  dem 
Si  Hedwigs -Krankenhanse  und  der  r.  Grftfe*8Chen  Augenklinik 
l^  Sgr.;  f&r  Kinder,  für  welche  anaserdem  noch  das  Elisabeih- 
Kmder-Hbspital  und  EUsabeth-Krankenhans  benntat  werden«  sind 
die  Sfttze  noch  etwas  niedriger  (6—8  Sgr.).  Die  Zahl  der  in  den 
genannten  Krankenanstalten  jährlich  verpflegten  Komraunalkranken 
beträgt  etwa  11700  mit  einem  Dorchschnitishctrag  der  Kosten 
pro  Kopf  von  11  TMr.  18  Sgr. 

E.  Irrenpflege. 

Für  dieselbe  hat  die  kommunale  Armenverwaltung  nur  in  be- 
schrSnktem  Umfiinge  zu  sorgen.  Sflmmtliehe  in  Berlin  ivtsaage- 
hftrige  Inen  müssen,  sofern  sie  heilbar  sind,  nach  der  das  Yer- 
haltniss  zwischen  Kommune  und  Charit^  regnlirenden  Kabinetsoidre 
von  1835  von  letzterer  auf  eigene  Kosten  in  der  Abthdlung 
lue  verpflegt  werden.  Nicht  ortsangehdrige  Irren,  für  welche  die 
Komnume  vorläufig  zu  sorgen  hat,  weiden  von  der  Charit^  nur 
g^gen  einen  tfiglichen  Yerpflegungssats  von  20  Sgr.  aufgenommen. 

UnheÜbaie  Ine  endlich  werden  von  der  Kommune  in  der 
mit  dem  Arbutshaus  verbundenen  Inenverpflq^gs  -  Anstalt 
untergebracht*  —  Im  Jahresdurchsdmitt  wurden  dasdfaet  ver- 
pflegt: 
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Anzahl. 


Die  Kosten 

pro  Kopf  betnipen 


Thlr. 


Die  üesainmtkosten 
f.  d.  Irreoverpfiflgung»- 

iinH'alt  betrugen. 


itilr. 


Im  Jahre  1863 
1S64 
1866 

1866 
1867 


310 

m 
m 

370 
405 


91 
97 
lOS 

99 
lüö 


8,7 

9,6 

14,H 

22^ 


28299 
32988 
8G058 

36.S13 
44037 


Nur  soweit  dieselbe  vou  der  Armeudirektioii  ressorsirt,  kann 
hier  von  ihr  gehandelt  wefden.  Von  der  gesammten  kirchlichen, 
Vo^nis-  vnd  noch  mehr  Ftivat-WolilflAlai^to-AnneQpfiege  muss 
bei  ta  gSmilifibfiD  Mangel  zuverlftssigen  statutisdieii  Materials 
al^^hen  werden. 

Neuerdings  ist  sowohl  im  Schoosse  der  städtischen  Behörden, 
als  auch  in  eiuzeluen  Kreisen  der  Bflrgerscliaft  die  Frage  der  Or- 
ganisation einer  besonderen  Pflege  freier  Wohlthätigkeit  in  Angriff 
genommen  worden.  Bis  jetzt  sind  jedoch  diese  Bestrebungen  fast 
ausschliesslich  Entwurf  geblieben,  so  dass  sie  in  einer  Darstellung 
der  thatsächlich  bestehenden  Verhältnisse,  worauf  unsere  Aufgabe 
besdiiSnkt  ist,  keine  IMrterungen  finden  kdnnen. 

Eb  Ueiben  hier  nnr  die  der  Armendirektion  fttr  die  Ausfibung 
«ioer  nicbt  an  die  gesetzliehen  Beachränknngen  der  polizeflicben 
Anoeupflege  gebundenen  Wr  hlthätigkdts-Armenpflege  zur  unmittel- 
baren YerfBgnng  stehenden  Mittel  zu  erwähnen.  Dieselben  sind 
theils  Stiftungen  und  fjcgate,  tlicils  sind  ea  regelmäseige  Beiträge 
der  Mitglieder  der  Konigliclioii  Farailic. 

Von  dienen  Mitteln  \v erden  theil^i  laufende  Unterstützungen 
bewilligt  (Legate),  theils  einmalige  Beihülfea  zur  Abwehr  der  Ver- 
armung oder  Bettung  aus  besonderem  Kotbstande  gewährt  Diese 
UntentlltEongen  besehrftnken  sieb  auf  sog.  Terscbftmte  Arme,  die 
der  poliieiliÄen  Ameopflege  sich  noeb  nicht.  Ahenrelsen  lassen 
wollen.  In  Fällen,  wo  laufende  Unterstützungen  gezahlt  werden, 
^'ird  bei  den  Empfängern  gleicbfal?  fil  er  ihre  Würdigkeit  nnd 
Bedürftigkeit  vou  Zeit  zu  Zeit  recherchirt. 

Ueber  Zahl  und  Betrag  dieser,  theils  laufenden,  theils  Extra- 
Unterstützungen,  welche  theils  aus  dem  der  Hauptarmenkasse  zur 
Disposition  stehenden  Wohlthätigkeitsfonds,  theils  aus  der  Haupt- 
stiftoogskasäe  gewährt  werden,  enthält  Tab.  8  eine  Nachweisong 
Ar  die  litat«»  Jabre.  (s.  pg.  86.) 
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Die  EiDBabmeii  der  Berliner  ArmeiiTerwaltang  bestehen  in 
4ffsm  Einnabmen  und  Kommunalzasehfieaen;  ersfeere  betragen  im 
Jahre  1867  196698  TUr.,  letztere  804621  TUr.,  also  die  Ge- 
sumiit-Biiuiabinen  1,001814  Thlr.  Die  eigenen  Einmüimen  be» 
itaadeii  in; 

f»'20ß5  Thlr.  an  Zinsen,  Berechügtingen  iinJ  «staatlichem  Zuschuss. 
26430  M     an  UntentQtzungabeilrtkgen,  Kollektesgeldern,  (seacbenk«ii, 

Yermächtni&sen. 
41065  »    an  «iedaretstatteton  Unimtatsitiigeii. 
166  n     an  Besten  nad  Extraordinarien.    Hierzu  kommen  die 

eigenen  Einnabmen  dw  BellNrt&ndigen  ittdtildien  Innen« 

Institute  n&mlich: 
34602  K     des  grossen  Friedricbs-WaisenliaaieB, 
isns  «    des  ArbeitakameB  und  Miaer  beiden  FQinlaaitilteii. 
1S606  «  desFdedrieli-irabcInia'Ho^talB.aoiifiadetSiMbenhaaief. 

Der  Eeminiinal-Ziischius  betrag  in  dem  genannten  Jabre: 

61082  TUr.  xa  der  BM^Armenkasse. 

190704  H     *tt  dem  grossen  Friedrichs-Waiaenlianse. 

„    sa  dem  Axbeitsbause  und  den  damit  ?erbaiidenen  An- 
Btalten. 

40896  «    BB  dem  Friedrieb-Wnhelflifr-HbBpital  u,  dem  SieehenhABs. 

Die  Qesammt-Ansgaben  der  stftdtischen  Armen?erwaltnng 
bdrqgen  1,001314  TUr.  nnd  zwar  538858  TUr.  (ttr  oflSme  Armen- 
pflege, and  462456  Tblr.  för  gescUossene  Armenpfl^.  Die  Ans* 
SBliea  fitr  offene  Armenpflege  beeteben  naeh  dem  BechnnagaabschlQss 
pro  1867  in: 

366052  Thlr.  für  Unterstützung  durch  die  Armenkommissionen. 
37057  „     für  Unterstützungen  direkt  durch  die  Armendirektion. 
26660  „     für  besondere  Arten  der  UnteritüUuog. 
86814  «    fiDr  die  armen  OHiikiaaken. 
101  ,  EzbMrdiBSr. 


Im  Gebiet  der  geaeUoesenen  Armenpflege  wurden  aosgegeben: 

135954  TUr.  fbr  Armenkrankenpflege  in  Anstalten. 


6148 

• 

für  Pflege,  Järsiebtug  etc.  spenieller  Arten  von  HalAp 

bedOrftigen. 

1G6806 

* 

für  das  Waiinhaai. 

mm 

• 

für  daa  Aibeitshaas  nnd  Fmde. 

68904 

■ 

fiBr  daa  Friedricb-Wilbelms-Hoipttal  nnd  Siechenbaai. 

Hierzu  kommen  : 

70504 

• 

VerwaltoDgskosten  incL  personelle  Kosten. 

8870 

u 
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^09         V         ^^^^^^^^^  ^^^^^^^^^^^^^^^^PW 


Hierüber  l^t  in  Tab.  9  eine  Zusamnieustelliing  enthalten, 
weklie  den  jtnvfilicrpn  v^taiul  dos  VenuögeiLs  airi  Schlüsse  der 
Jahre  1863/67  iiadiweist.  Dasselbe  hat  sich  seit  1830  um  513''  o 
vermehrt,  während  t-s  im  Jahre  1830  223,789  Thir.  betrug, 
steht  jetzt  (ult.  18G7)  den  sämmtlichen  Armenka.sson  und  An- 
ätalteu  ein  Kapital  von  1,374,046  Tlilr.  zur  Voriüguug. 

Tab.  9.  VermOgensstaiid  sftmratlicber  das  stftdtisebe 
Ameuwesen  betreffender  Kassen  und  Anstalten 
am  letzten  jedea  Jabres.  ' 


Name 
der  Kassen  und  Anstalten. 


1868 


1884 


1.  Hauptarmonk-Aftse     Thlr. ;  78147 

2.  HaupUtiftuugskasse  .  .  .  952320 
S.  Gr.  Friedr.-W«iseii]wu  U%'>W 

4.  Arboitshans  I  G57 

5.  Friedr.-Wilhelmä'Hospital  138529 

6.  städtisches  KrankenbAM 
(Siecbcnhaus)   140r> 

Gesammt- Summa  ....  12H3G57 

Prozentale  Vermehrung  ;  bldfio 
(?ergl.  mit  dem  Stande  vom  i 
ÄSüre  1880.)  ^ 


77650 
9Ü0U(il 
1413*i:5 

139529 


1866 


77481 

962931 
141493 
657 
139529 


1866 


1867 


77491 
978615 
142254; 

Gr>7 
ia%iö 


77164 
1012079 
142.^24 
657 
139618 


1505  I  1015 
1320735  1323719 
590,17  I  5195,0 


1027  1701 
1340262 . 1374046 
598,9(1  613,M 


I 


1^ 


*  >■ 


■5! 


I 


Hb. 
Stadt  Biberfeld. 

Tob 

A.  Lammers  in  Bremen. 

Vk  Annenpflege  der  Stadt  Elberfeld,  wie  sie  seit  sechszehn 
Jahien  besteht,  bat  durch  ihre  Eigenartigkeit  und  durch  rasche, 
gnese,  nachhaltige  Erfolge  viel  Aufinerksamkeit  auf  sich  gezogen. 
In  andern  FabrikstAdteo,  wie  Barmen  und  Krefeld,  ist  sie  nachgeahmt 
worden.  Wo  immer  in  einer  deutschen  Stadt  der  Gedanke  einer 
Reform  der  überlieferten  Armenpflege  um  sich  greift,  pflegt  sich 
alsbald  auch  der  Hinweis  auf  Elberleld  einzustellen.  Daher  wird 
die  Elberfelder  Armenpflege  hier  in  Kür/o  besonders  dargestellt. 

Obwohl  Elberfeld  eine  ganz  moderne  Stadt  ist,  ein  Geschöpf, 
kann  man  sagen,  der  neuTieitlichen  Fabrikindustrie,  hat  die  mittel- 
alterliche Idee,  dass  die  Armenpflege  eine  Saelie  der  Kirche  sei, 
dort  noch  lange  das  Uebergewicht  gehabt,  dem  Gedanken  rein- 
bürgerlicher Armenpflege  das  Feld  bis  in  unsere  Tage  herein  heftig 
bestritten,  und  es  auch  heute  noch  nicht  ohne  alle  HotTmuii^r  des 
Bfldawerbs  geräumt.  Zum  ersten  Male  ausser  Besitz  gesetzt 
winde  sie  rar  französiacben  Zdt,  im  Jahre  1800.  Nach  der  Be- 
fteinng  des  Yaterlandea  kehrte  äe  mit  so  manchen  andern  über- 
Übten  ISnrichtimgen  1816  znrack.  Aber  schon  1817  sah  man 
■ich  g«n9thigt,  wieder  xnr  weltlichen  Armenpflege  zu  greifen. 
IMeie  jedoch  wurksam  zn  gestalten  wollte  anch  nicht  gleich  ge* 
lingen.  Ein  Befermyersnch  Ton  1840  heilte  die  wahrgenommenen 
Gebrechen  mchi  Erst  ein  Tolles  Menachenalter  nach  dem  Siege 
des  zeitgenössischen  Gedankens,  dass  die  Armenpfl^e  eine  Ai^-> 
gäbe  des  weltlichen  Gemeinwesens  sei,  lH.->2,  fiindman  die  rechte, 
heute  noch  geltende  Form  seiner  Verwirklichung;  nnd  damit  wnrde 
denn  auch  selbst  in  dem  stark  religiösen,  Ton  einem  sehr  aus- 
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gebüdetea  kircbengcmeiadlicben  Bewnsstaein  dudidrDngeiLen  Wnp- 
perilial  der  Protest  der  fiberwundeiieii  Idee  auf  du  halMantee 
Murren  imd  Grollen  zurfickgedrfingt. 

Denn  der  Erfolg  begann  nun,  die  anf  bfirgerlidhe  Temltmig 
gesetzten  EoffnuDgen  ztt  bestätigen.  Selbst  im  Wnppertbal  Ist 
das  kirchliche  Bekenntniss  keine  alles  umfassende,  ausschliessliche 
Leben^eineiüschaft ;  das  Bewusstsein  der  kommunalen  Solidarität, 
welche  auf  der  politischen  Solidarität  in  Staat  und  Nation  ruht, 
ist  mächtiger.  Es  kostet  daher  den  städtischen  Armenpflegern 
nichts,  Angehörige  anderer  Konfessionen  oder  Genossen  der  g^en- 
übpv'^tohenden  kirchlich -rolitriösen  Partei  genau  ebenso  zu  behan- 
dehi,  wie  ihre  ci^nirii  Tiirteigenossen  und  Religionsverwandten. 
Das  Gefühl  der  gemeinsamen  Bedrohung  durch  steigendes  Massen- 
elend hat  liinlängliche  Kraft,  \m  eine  c:osetzlich  erheischte  und 
(>brig]%i'itlich  angeordnete  Amieiiiitlogt'  mit  der  nothAvendigen 
personlichen  Hingebung  zu  erfüllen,  während  das  kirchliche  Ge- 
meinschaftsgefühl nicht  auf  dieselbe  Weise  in  Allen  lebt,  und  auch 
da  wo  es  am  lebendigsten  pulsirt,  schwerlich  gleich  frische  und 
ausdauernde  Antriebe  gewahren  würde.  Ueberliesse  man  ihm  die 
Aufgabe,  so  wurde  immer  ein  liest  von  Ansprüchen  für  die  bürger- 
liche Gemeinde  übrig  bleiben;  unter  den  Audeieu  aber  würden  end- 
lose Verschiedenheiten  ia  der  Art,  dem  Betrage  und  der  Dauer 
der  Unterstfitzuug,  in  der  Untersuchung  der  Zolftssigkeit  des  er- 
bobenen  Anspmcbs  n.  s.  w.  entstehen.  Das  Letztere  widerstrebt 
den  Grandansehauungen  der  Gegenwart,  —  das  Erstere  Terletct 
eine  der  ersten  Bedingungen  wirksamer  Armenpflege,  ihre  ge- 
schlossene Örtliche  Einheit,  Soriel  zur  Gharakterisirong  des  all- 
gemeinen Uniersdhieds  swisehen  kirchlicher  md  weltlicher  Annen- 
pflege in  unseren  hent^en  VerhUtnissen. 

Ffir  den  ünteisohied  in  dar  Wirksamkeit  dem  Alteren  vnlgiren 
und  dem  neuen  eigenthfimlichen  Zuschoitt  der  weltlichen  Armen- 
pflege in  Elberfeld  giebt  es  sprechende  statistische  Zahlen.  Ich 
entnehme  dieselben  theils  den  Vortragen,  mit  welchen  der  Vor- 
sitzende dtf  städtischen  Armenverwaltung,  Geb.  Kommerzirarath 
Daniel  von  der  Heydt,  alljährlich  die  Sitzungen  der  von  ihm 
geleiteten  Behörde  zu  eröffnen  pflegt,  theils  den  Jahresberichten 
des  Oberbürgermeisters  Lischke  über  die  städtische  Verwaltung. 

Im  Jahre  1822,  das  bei  einem  blühenden  Zustand  der  im 
Wupporthal  betriebenen  Massengewerbo  zugleich  nahezu  die  niedrig- 
sten Getreidepreise  des  Jahrhunderts  baLto.  betrug  die  JMUWohuer- 
zahl  Elberfeld's  23000;  es  wurden  unterstützt  1050  Personen,  oder 
7  von  je  100.  In  deu  ebenifalls  normal  günstigen  Jahren  18^8 — 45 
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betrug  die  Einwohnerzahl  durchschnittlich  etwa  40000,  die  der 
Unterstützten  2— 250O,  oder  5—6  von  je  100.  In  den  Theuerunga- 
jahren  wnrtlen  allein  als  anssenarm,  d.  h.  in  ihren  Wohnungen, 
nicht  in  den  verschiedonen  städtischen  Anstalten,  14  unter  je 
10(J  Einwohueru  unterstützt;  in  1852,  dem  Jahr  vor  der  letzten  Ke- 
form  8,  von  je  1(X).  Im  Jahre  1807  hinffeEfen  war  die  Verhält- 
nisszahl der  Ausserarnieu  auf  2J  von  je  Uß)  gesunken,  und  die 
Gesammtzahl  der  unterstützten  Annen  hat  seit  zehn  Jahren,  also 
seit  die  KeRntn  von  18r)2  ihre  volle  Wirksanikfit  hat  entfalten 
kuimeu,  das  Verhiiltniss  von  je  4  zu  je  1(H)  nicht  überstiegen. 
Innerhalb  dieses  Zeitramnes  zeigen  die  einzelnen  Jahre  natürlich, 
je  aiehdem  der  Erwerb  gut  oder  schlecht,  das  Leben  billig  oder 
theoor  mar,  Sebwanknngen  anf  und  nieder.  1865  war  die  Ziffer 
nur  S|,  1866  und  67  hingegen  3^.  Aber  die  ISosduAnkang 
diMer  Sehwanbtngei^  nach  oben,  und  der  üntersdiied  dieser  oberen 
Sefacanke  (4  Proient)  von  den  angegebenen  Proaentsfttawn  Tor  der 
fieform  enthfillt  deren  hohe  Bedeutang. 

DttYennindenmg  der  nnterstätrongsfordemden  Armuth  ging 
natürlich  eine  Abnahme  der  anf  der  Stadt  ruhenden  Laat  nr 
Seite.  Die  Summe  der  Bewilligungen  an  Annaenarme  in  Geld, 
Snppe,  Elddimg  nnd  Bettwerk  hatte  betragen: 

1828  bei  29255  Einwohnern  17546  Thbr. 
1817  «  46104       ,         51829  . 
1868  ^  60064       »        47149  , 

Dagegen  betrug  sie 

1857  bei  52590  Eimhnem  174B7  TUr. 
und  mi  ^  64732       „  27182  „ 

Nächst  dein  Sprunge  abwärts  von  1852  zu  1857  wird  hier 
die,  wenn  aiuh  geringere,  Zunahme  von  1857  auf  1867  vielleicht 
auffallen.  Sie  erklärt  sich  durch  die  Erhöhung  der  durchschnitt- 
lichen Gabe,  die  überhaupt  seit  1828  oder  noch  Ifmger  schon  vor 
sich  geht,  und  die  Abnahme  der  städtischen  Gesammtiiusgabe  in 
ein  desto  glänzenderes  Licht  stellt,  während  die  gleichzeitige  Ab- 
nahiiii-  der  VerhältnissziÜern  der  Unterstützten  verbürgt,  das»  sie 
üiclit  auf  Kosten  der  heilsame]!  und  nothwondigen  Strenge  gegen 
Öbertriebene  Ansprüche  geschehen  ist.  UurchschnitÜich  empfing 
nimlieh  jeder  Aussenarme: 

Im  Jahn  1888  4TUr.  5  Sgr.  4  PH 

,     ,     1847  7    „     29  ,  2  ^ 

,     ,     1852  11    „    23  „  7  , 

„     ,     1857  11     „     13   „  4  „ 

„      „     1867  18    „      4   ,  9  „ 

Zur  Beurtheilung  der  Zeit,  für  welche  diese  Durchschnitts- 
gabe g^enwftrtig  im  Doichschnitt  gereicht  wird,  sei  aogeföhrt» 
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daas  im  Jithre  1867  von  je  100  BewiUigungen  der  TienehniBglg 

stattfindeiidflii  BenrlnsiiEiiiigeii,  46  sebon  naeh  neradm  Tagen  «> 

und  57  nadi  ?ier  Wochen  wieder  hatten  au^gehohen  werden  kOunen.  öi 

Nalieni  die  H&lfke  der  Unierstfitningen  erfolgte  aleo  nur  filir  einen  tai 

halben  Monat,  mehr  ab  die  Hüfte  fBr  nicht  langer  ab  emen  ki 

Monai  Das  ist  indessen  nicht  blos  wiehiag  zor  BenrtheUnng  der  in 

H6he  der  UnterstütEangen;  es  verräth  schon  zum  TheQ  andi,  M 

worin  das  Geheimniss  der  Wirksamkeit  der  Elberfelder  Armen-  j^» 

pflege  liegt  j«^ 

Eine  letite  statistische  Vergleicbong  mag  die  guten  Folgen  |(^t 
der  noncn  l)os3eren  Almenpflege  über  ihren  nftdisten  nnd  eigent- 

liehen  Zweck  hinaus  andeuten.   An  sieb  sollte  man  erwarten,  die  ^ 

Verminderung  der  Unterstützten-Zahl  durch  strengere  und  knap-  I 

pere  Bewilligungs-Grundsiltze  hätte  zu  einer  Vermehrung  der  Menge  'i 
der  uneinbringlichen  Steuerrückstände  führen  mü?sen;  aber  grade 

das  üegentheil  ist  der  Fall.    Von  184.Ö-     und  1849-52  (1847  «, 

und  48  bleiben  wegen  ihrer  abnormeu  Zustünde  ausser  Acht)  be-  *M 

trug  die  fragliche  Summe  durchschnittlich  im  Jahre  5ul0  Tblr.,  ^ 

1854—58  nach  der  Einfuhrung  der  Keforin  1277  und  1859—04,  j[ 
nach  ihrer  vollen  Wirkung,  1052  Thlr. 

So  darf  Elberfeld's  Armenpflege  seit  1853  wohl  von  sich  jq- 

sagen,  dass  sie  hebend  auf  die  wirtlischaftliche  und  sittliche  Kraft  i|. 

der  Stadtbevölkerung  eingewirkt  hat.  iqi 


Das  unterscheidende  Kennzeichen  und  der  entscheidende  Vor- 
zug der  Biberfelder  Einrichtungen  liegt  in  dem  Aufgebot  einer  ^ 
grossen  Zahl  Freiwilliger  fflr  die  ausserhalb  [der  gesdilossenen 
Axmenanstalten  zu  betreibende  Armenpflege.  Die  gesehlossenen  U 
Armenanstalten,  Armenhans,  Waisenhans,  Krankenhaus,  Hans  fBr  ^ 
Terhissene  Kinder,  Obdach  fikr  Wohnungslose,  zeitweilig  ausserdem  i 
Pockenhaus,  Cholerahans  u.  s.  f.  befinden  sidt  in  gutem  Zustande,  ^ 
zeichnen  sidi  aber  vor  Ihresgleichen  in  anderen  Orten  nicht  we«  !i 
sentlieh  ans.  Dagegen  trfigt  die  sogenannte  Aussenarmenpflegs  .\ 
oder  Hausannenpflege,  die  ünterstHtsung  der  in  ihrer  Wohnung  \ 
bleibenden  Armen,  einen  ganz  eigen thümlicfaen  Charakter.  Es  ist  ^ 
kurz  gesagt  die  individuuli  in  nde  Metliode,  was  diesen  Charakter  ^ 
ausmacht,  und  was  nur  durch  die  verhältuissmässig  grosse  Zahl  ( 
und  das  freiwillige  Eintreten  der  Armenpflege  erst  möglich  wird.  . 
Wie  iji  der  leiblichen  Heilkunst,  so  bedeutet  auch  in  der  wirth-  ^ 
schaftlichen  Heilkunst  die  Möglichkeit  des  Individualisirens,  des  ^ 
liebevollen  Eingehens  auf  den  einzelnen  konkreten  Fall,  den  gross-  , 
ten  Fortschritt.  Nicht  allein  wird  durch  diese  Mehranwenduog  ; 
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TOTi  Verstand  und  Theilnahme  eine  Menge  Geld  erspart;  sondern, 
was  noch  unendlich  wichtiger  ist,  die  Hülfe  des  Augenblicks  ver- 
duniielt  nicht,  wie  bei  plumper  nackter  Almosenwirthschaft,  die 
Aussichten  in  die  Zukunft.  Hunger  und  Durst  werden  gestillt, 
Blössen  bedeckt,  ohne  dass  die  unschätzbare  Fähigkeit  des  Sich- 
selbstaufrichtens  in  dem  Ge.-iiük*Mipn  geknickt  würde.  Die  Noth 
arbeitsfähiger  Leute  wird  nicht  als  ein  unheilbares  Ucbel  behan- 
delt, so  das.s  e»  nur  darauf  ankäme,  den  Patienten  von  Tag  zu 
Tag  hinzuhalten,  gleichgültig  mit  was  für  IMitteln,  sondern  sie 
wild  als  ein  Auanahmezustatid  angesahen,  deaaea  Kur  sorgfältig 
und  gewiasenliaft  auf  die  Wiederkabr  dar  Begel  das  Sidiaalbalr 
«rlulinB  berachnat  wardan  nniss. 

Dia  Stadt  Elberfald  ist  zum  Behuf  dar  AussenanBanpflege  in 
nicht  wariigar  als  252  Qaartiare  gathaQt,  daran  jadaa,  nach  Haus- 
mmmiani  9rilich  abgegreiat,  seina  aigena  Annenpfloga  hat  So 
Usst  es  sieh  eimichtaii,  dass  jadar  diasar  MwiUig  caugatretauan 
öfentUah  ünterstfititan  nur  ainige  wenige  Familian  oder  Indin- 
daen  zu  versorgan  hat.  ,Der  einzelne  Armenpflegar",  heisst  es 
in  §.  15  der  neuen  Instruktion  vom  4.  Januar  1861,  „soll  in  dar 
Regel  nicht  mehr  als  vier  Armen  (Einzelstehenden  oder  Familien- 
häoptem)  seine  Fürsorge  widmen."  Im  tbatsächlichen  Durchschnitt 
sind  es  nicht  viel  mehr,  als  zwei,  denen  der  einzelne  Armenpfleger 
seine  Fürsorge  zu  widmen  hat.  Das  kann  einerseits  auch  ein  stark 
beschäftigter  Geschäftsmann  neben  seinen  Berufs-  und  Familien- 
pflichten  leisten,  so  dass  man  nicht  zu  dem  Nothbebelf  besoldeter 
Pfleger  zu  greifen  braucht;  und  andererseits  ist  dabei,  was  bei 
einer  Armenpflege  durch  Beamte  weder  durchführbar,  noch  auch 
nur  zulässig  wäre,  ein  genaues  Eingehen  auf  die  Verhältnisse  der 
Hilfsbedürftigen  möglich.  ,Um  diesen  wichtigen  Grundsatz',  heisst 
es  weiter  in  dem  zitirten  Paragraphen,  „möglichst  aufrecht  zu 
aibalteo,  sollen  einzelne  Quartiere,  in  welchen  sich  eine  grössere 
Zahl  Ton  HSfihedärftigen  bflden  mOehta,  durch  Zuwaisung  eines 
Thaib  der  latstaran  an  waniger  besehwarta  Qnartiara  das  glaichan 
fiezirb  arleichtart  werden.  Dia  Baarksrorsteher  werden  solche 
üdwrweisangan  in  den  Bezirks Yarsammlungan  ▼ermitteln,  es  sei 
ans  dgenar  Bew^gong  oder  anf  Aniufen  ainea  Armenpfiagars. 
ADweicbonsan  von  diasar  allgamainan  Bestimmung  sind  zulässig 
in  Znten  aussergawObnliaheD,  allgemeinen  Kotbslandas;  farner 
such,  weon  der  BeBurksrorsteher  und  der  Armenpfleger  das  stftrker 
mit  Armen  versehenen  Quartiars  einverstanden  sind;  namentlich, 
wenn  es  sich  um  Fälle  von  nur  vorübergehender  Natur  handelt) 
oder  w«m  die  UabaifäUaug  das  Quartiers  durch  alta,  ganz,  oder 
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beinahe  arbeitsonfUilga  Arne  entsteht,  deren  einrieben  Verhilt- 
nissen  durch  eine  in  gleicher  oder  wenig  weehsdnder  H6he  an- 
dauernde Oshe  genügt  irird.' 

Bei  dem  Amenpfleger  dee  Quartiers  muss  nun  (g.  9  der 

Armenordnung  vom  9.  Juli  1852,  revidirt  am  4.  Januar  1861) 
«ein  jedes  Gesuch  um  Armenhüfe  aus  städtischon  Kitteln  ange- 
bracht", bez.  an  ihn  verwiesen  werden.  „Der  Armenpfleger  hat 
sich  dann  sofort*i  schreibt  der  folgende  Paragraph  vor,  „durch 
eine  sorgföltige  persönliche  Untersuchung  Kenntniss  von  den  Ver- 
hältnissen des  Bittstellers  zu  vcrschaflfen.  Gewinnt  er  dabei  die 
Uebcrzeugung,  dass  der  Fall  eines  gesetzlichen  Anspruches  auf 
Armenhilfe  vorlieofo;  finilet  er  forner  die  Noth  so  dringend,  dass 
die  Hilfe  uiiverzügHch  gewährt  werden  müsse,  —  so  steht  es  ihm 
zu,  dieselbe  sofort  und  ohne  weitere  Kückfrage  eintreten  zu  lassen. 
Diese  TTnterstützungen  dürfen  in  einem  sokiien  Falle  jedoch  nur 
ausnahmsweise  und  in  ganz  geringen  Betragen  gewährt  werden. 
In  allen  anderen  Fällen  hat  der  Armenpfleger  in  der  nächsten 
Bezirksversammlung  das  Gesucli  vorzutragen  und  seine  Anträge 
zu  stellen.  Gleiches  gilt  auch  in  Betreff  der  Fortdauer  der  in 
dringenden  Fallen  vorläufig  bewilligten  Unterstützungen.  Eine 
Bewilligung  vun  Almosen  ohne  weitere  Garantien  soll  also  nur 
erfolgen,  wo  QeCahr  im  Verzuge  ist;  und  dann  auch  nur  in  einem 
Minimum  und  auf  die  IcArzeste  Frist.  Das  ist  die  wlditigsfce 
Schranke  gegen  eine  WiUkOr  der  Gleichgültigkeit  oder  der  ge- 
dankenlosen Weichmflthigkeit,  welche  das  Elend  grossfüttert,  an- 
statt es  zn  bekämpfen  und  mit  der  Wurzel  auszurotten.  ÜeberaU 
da,  wo  nicht  geradezu  Ge&hr  im  Verzuge  ist  und  wo  eine  Unter- 
stützung über  eine  Fdst  von  hOehstena  yierzehn  Tagen  hmaus- 
dauern  soll,  tritt  an  die  Stelle  des  einzelnen  Armenpflegeis  als 
bewilligende  Instanz  die  BezirksTersammlung.  Auch  diese  aber 
bewilligt  stets  nur  und  in  allen  FftUen  von  zwei  zu  zwä  Wochen. 

Ein  Bezirk  besteht  aus  je  vierzehn  Quartieren;  es  giebt  ihrer 
folglich  überhaupt  achtEehUf  deren  jeden  ein  auf  drei  Jahre 
wie  die  Armcnpfleger  —  von  der  Stadtverordneten- Versammlung 
gewählter  Bezirksvoieteber  leitet.  Alle  vierzehn  Tage  beruft  er 
die  Bezirksversammlung,  in  welcher  die  UnterstützungsantrÜge 
der  vierzehn  Armenpfleger  vorgebracht  und  entschieden  werden. 
Die  Grundsätze,  nach  welchen  hierbei  zu  verfahren,  und  der  Um- 
fang, in  welchem  überhaupt  Unterstützung  zu  gewähren  ist,  wer- 
den von  der  astiultischen  Armen  Verwaltung"  aufgestellt,  sei  es 
selbständig,  sei  es  mit  Genehmigung  der  J:;tudtverordneten-Ver- 
sammluug.    Die  städtische  Armenverwaltung  besteht  (Aimen- 


Ordnung  §.  2)  ausser  dem  Vorsitzenden  aus  vier  Stadtverordneten 
üüd  vier  stimmfähigen  Bürgern,  welche  von  der  Stadtverordneten- 
Versammlimg  auf  drei  Jahre  gewählt  werden.  ,Deu  Vorsitz  führt 
der  Oberbürgermeister,  oder  ein  von  demselben  damit  beauftragter 
Beigeordneter  oder  ein  Mitglied  der  Armenverwaltung,  welches 
durch  Beschluss  der  Stadtverordneten -Versammlung  und  unter 
Zustimmung  des  Oberbürgermeisters  ausdrücklich  diizu  berul'eu 
worden  ist*.  Gegenwärtig  findet,  wie  schon  angedeutet,  der  dritte 
der  hier  bezeiehnetea  Ffllle  statt,  indem  schon  seit  der  lünfohrong 
der  neaen  Ordnnng  weder  der  Oberblligenneister,  noch  einer  der 
Beigeoidneten,  sondern  der  Geh.  Eonunerzienraih  Daniel  von 
der  Hejdt  den  Vorsitz  führt.  Auch  diese  ZentralhehQrde  — 
der  die  ganse  stftdtiscbe  Ajmenpflege,  also  die  gesdüossenen  An- 
itiiUea  gldchlUls,  nnteigeordnot  nnd  versammelt  sich  alle 
vierzehn  Tage.«  In  ihren  Sitaongen  erscheinen  die  achtsehn  Be- 
niksTOisteher,  mn  ans  ihrem  Bezirk  Bericht  zn  erstatten,  Aof- 
leUfisse  zn  gehen,  von  ihnen  beanstandete  Beschlüsse  der  Bezirks- 
vanammlung  zur  Entscheidung  vonulegen,  Geld  und  Naturalien 
je  nach  dem  anerkannten  Bedarf  ihrer  Bezirke  in  Empfang  zu 
nehmen.  So  bat  die  oberste  Annenverwaltung  Gelegenheit,  durch 
das  vermittelnde  Organ  des  Bezirksvorstehers  die  Thätigkeit  der 
einzelnen  Armenpfleger  zu  zügeln  oder  zu  t^pornen.  Er  trägt  ihr 
zweimal  in  jedem  Monat  die  thatsächliche  Lage  vor;  und  ebenso 
oft  wird  er  durch  sie  nicht  allein  mit  Geld  und  anderen  Almosen- 
stoffen, sondern  auch  mit  dem  Geiste  ausgestattet,  der  die  Be- 
handlung der  Noth  regeln  soll. 

Die  grundsätzliche  Behandlung  der  Aufgabe  hängt  natürlich 
in  Elberfeld  zunächst  gegebenermaassen  von  der  Staatsgeseta:gebimg 
ab.  Durch  diese  ist  auf  der  einen  Seite  die  Unterstützung  aller 
hilftbedfirftigenHeimathsberechtigten  von  Stadt  wegen  vorgezeich- 
let;  aif  der  anderen  Seite  nöthigt  sie  die  Stadt  erst  einzutreten, 
WCBB  nähere  Yerpfliolitete,  wie  Verwandte  n.  s.  w.,  nicht  da,  oder 
ebeoftUs  nnvennOgend  sind.  Die  Untersochong  dieser  Lagen  ist 
iIm»  des  Erste,  was  hei  nenen  ffil^esuchen  zu  geschehen  hai 
Dann  folgt  die  Ermittelnng  der  in  Frage  kommenden  Zahl  von 
der  Ffthigkeit  oder  Unfthigkeit  zur  Arbeit^  des  mehr  oder 
Baader  noimeidiendai  Emkommens  der  Familie  oder  des  Indivi- 
duums. Die  Unterstflftzmig  kann  geschehen  entweder  durch  Auf- 
nahme in  eine  der  geschlossenen  Armenanstalten  der  Stadt,  oder 
ia  der  Wohnung.  Jm  letzteren  Falle  besteht  sie  entweder  in 
Suppe,  Bekleidungs-  und  Bettwerks-Gegenständen,  unentbehrlich- 
itonHaoflgeritb,  anentigeltlichem  Scholunterncht,  ärztlicher  Hilfe, 
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Anseneieii  imd  koBteDfirdem  Begrftbmss,  —  oder  In  Qeld.  IHe 
6ezirks?eraaiiinilimg  hat  Ewiaeheii  Geld  imd  Naturalien  zu  wfthlen, 
je  nachdem  im  eomtelnen  Falle  dieses  oder  jenes  angemessener  ond 
sicherer  erschdnt  Wird  lediglich  Geld  gew&hrt,  so  gelten  fol- 
gende S&tse  als  der  Ilegel  nach  höchste: 

%  8gr.  filr  das  Familienhaupt, 

19  „  «  die  bei  dem  Manne  lebende  Ehefrau, 

17  n  M  «in  Kind  too  15  Jahren  oder  mehr, 

15  „  „  „      „      n    W  bis  15  Jahren, 

11  »  »  »      f>      w     5    „    10  „ 

^  m  m  n      n      »     1«5  „ 

6  «  „  „      „      „     weniger  als  1  Jahr. 

3  Thlr.  12  Sgr.  beträgt  abo  das  Nornialmaxiraum  für  eine 
die  obigen  Glieder  umfassende  Familie,  2.')  ^^gr.  für  eine  einzel- 
atehende  Pers<)ii.  Dieses  Maximum  darf  in  einem  einzelnen  Falle 
wiederholt  überschritten  werden  nur  mit  Zustimmung  der  städti- 
schen ArniPii Verwaltung,  Dass  es  eher  zu  hoch,  als  zu  niedrig, 
gegriffen  ist,  geht  aus  dem  §.  36  der  Instruktion  von  ISdl  her- 
vor: ,Wenn  das  Einkommen  des  Hülfesuchenden  die  Sätze  des 
§.  3  nicht  erreicht,  so  ist  zwar  eine  Unterstützung  aus  öffentlichen 
Armenmitteln  bis  zur  Ergänzung  jener  Sätze  nnter  UmstÄnden 
zulässig;  aber  es  folgt  daraus  allan  noch  nicht  deren  genügende 
Beditfortigung.  *Eine  solche  Folgening  wird  schon  durch  die 
Tbatsache  ausgeschlossen,  dass,  wie  die  tägliche  Erfahrung  be- 
zeugt, far  eine  sehr  grosse  Anzdil  hiesiger  ehrenwerther  Fnmilien 
ein  die  Sfttze  des  §.  3  nicht  erreidiendes  Einkommen  ans  redlicher 
Arbeit  hinreicht,  um  die  Bedürfnisse  des  Haushalts  zu  befriedigen 
und  zu  den  Gemandesteuem  beizutcagen.*  Es  muss  hier  dahin- 
gestellt bleiben,  ob  es  nicht  richtiger  wSre,  das  Normalmaifanum 
der  Armenpflege  möglichst  genau  auf  das  (oder  selbst  ein  HIBrchen 
unter  das)  Normalminimum  der  am  Orte  beobachteten  selbst- 
stftndigen  Lebenserhaltung  festzustellen.  Man  weiss  ja  in  Elberfeld, 
wieviel  darauf  ankommt,  dass  das  Öffentlich  dargereichte  Brod 
nicht  reicblicher  ausflUle  und  süsser  schmecke,  als  das  seibster- 
worbene. 

Die  Wahl  zum  Armenpfleger  oder  Bezirksvorsteher  anzu- 
nehmen, ist  jeder  stimmfähige  Bürger  verfechtet.  Es  herrscht 
aber  ein  solrher  '/iidrang  zu  diesem  öffentlichen  Beruf,  dass  die 
gesetzliche  \  erpHichtung  kaum  in  Kraft  zu  treten  braucht.  Das 
beruht  in  der  besonderen  Lag*^  einer  Fabrikstadt,  deren  Wohl  und 
Wehe  sich  ganz  um  den  Flor  einiger  grossen  Tndustrieen  dreht, 
die  daher  jeden  Augenblick  von  irgend  einem  Kriege  auf  noch  so 
entlegenem  Schauplatz,  von  einer  Zollmaassregel  dieses  oder  jenes 
Staates,  von  einer  neuen  Entdeckung,  in  ihrer  wirthscbaftlicheu 
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Existenz  f'fitroffen  werden  kann,  und  nicht  aus  alter  Zeit  die  Mittel 
reicher  Stiftungen  mitbringt,  um  dem  Massenf lond  Dämme  zu 
ziehen.  Hier  gilt  es  gleichsam,  im  entschlossenen  (  lenieinsinn  die 
eigene  Liebe  der  drohenden  Fluth  entgegenzustenimeu,  und  Jeder- 
mann fühlt  das.  So  ist  die  Noth  auch  hier  die  Mutter  der  Er- 
findung gewesen,  und  ohne  ein  annäherungsweise  gleich  starkes 
und  verbreitetes  Bewusstsein  der  Nothwendigkeit  wird  sich  an- 
denwo  das  Elberfelder  Muster  nicht  leicht  in  gleichem  Maasstabe 
nadiahmen  luaen;  womit  natürlich  nicht  gesagt  ist,  dass  es 
nicht  ffir  jcdan  irfe  andi  hcsefaaffenen  Ort  eine  Lehre  enthelte! 

Denn  die  Heranziehung  80  Tieler  fireiirilliger  Erftfle  als  mOg- 
üdi  ist  ja  nicht  allein  durdi  die  direkten  Dienste,  welche  sie 
lebten,  durch  die  Ermöglichnng  einer  ins  Detail  gehenden,  indi- 
vidoaliarenden,  die  Prfifnng  des  BedfliMsses  unaufhörlich  wieder- 
holflodm  Öffentlichen  Annenpflege  ersprieaslich.  Sie  hat  noch  den 
anderen  bedeutsamen  Vortheil,  dass  sie  das  ganze  besitzende  Pu* 
blikum  allmälig  mit  dem  Sinn  für  wahre  Armenpflege  durch- 
dringt. Auf  diese  Weise  wird  die  Bettelei  dorch  das  einzige 
souveräne  Mittel,  das  es  gibt,  unbedingte  Verringerung  der  Oaböi, 
er>t  eingc-!chr;lnkt ,  dann  ausgerottet.  Elberfeld  ist,  wenn  man 
den  Masstab  des  ^Vohlstands-  und  Dürftigkeits-Verhältnisses  an- 
legt, vielleicht  die  bettelfreiesto  Stadt  im  Lande.  Auf  diese  "Weise 
^ird  selbst  die  Hand,  welche  im  Verborgenen  Wohlthaten  spen- 
det, jene  Hechte,  welche  nach  der  Vorschrift  des  Evangeliums 
sogar  die  Linke  nicht  wissen  lässt  was  sie  thut,  von  der  Erwä- 
gung der  späteren  Folfrpn  und  der  Wirkung  auf  das  Allgemeine 
geleitet,  welche  die  cinzelDo  Gabe  hat. 

Schwierig  zu  untersuchen,  und  jedenfalls  nicht  dieses  Ortes 
ist  der  Antheil,  welchen  einzelne  Persönlichkeiten  an  den  Erfolgen 
dar  StberÜBlder  Aiueupflege  haben.  Die  EMOssung  und  Erhal- 
tmg  dsB  rechten  Geistes  hängt  natOrlich  in  hohem  Grade  ab  Ton 
der  Smeicht,  Unbefangenheit  und  Willensstärke  des  an  die  Spitse 
gestellten  Mannes.  So  lange  die  Grfinder  der  Institution  auf  ihrem 
Flab»  stehen,  ist  vielleicht  nicht  mit  aller  IScberhett  zu  unter- 
Bdieiden,  was  dem  fiberall  hin  übertragbaren  Wesen  der  Einrieb- 
timg,  was  hingegen  ihrem  individuellen  Verdienst  angehört  Aber 
soviel  ist  doch  gewiss:  die  Hauptsache  haben  sie  in  die  Einrichtung 
selbst  gelegti  und  bei  mftssigem  Glück  in  der  Wahl  ihrer  Nach- 
folger musB  diese  sie  unerschüttert  Aberleben. 
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Provinz  Hannover. 

Von 

Bftrgemeiater  Grambrecht  za  Hurbuig. 

A.   Was  ist  für  die  Armen  zu  leisten? 

In  dem  ehemaligen  Königreiche  Hannover  hat  es  nie  allge- 
meine Gesetze,  weder  für  den  ganzen  Staat,  noch  für  einzelne 
Provinzen  über  das  Armenwesen  (die  Armenunterstützungspflicht 
und  die  Armenpflege)  gegeben.  Solche  sind  auch  unter  der  Preussi- 
schen  Herrschaft  seit  dem  Jahre  1866  nicht  erlassen  und  daher 
nur  zwei  Gesetze  zu  erwähnen,  in  welchen  derartige  Vorschriften 
gelegentlich  und  resp.  für  einen  besonderen  Fall  getroffen  sind. 

I.  In  der  Verordnung  über  die  Bestimmung  des  Wohnorts 
in  polizeilicher  Hinsicht  vom  6.  Juli  1827  (als  Gesetz  nach  der 
damaligen  nur  eine  Yorherige  Berathung  mit  den  Ständen  erfor- 
dernden ymSusoDg  wo.  befaraehiiE)  findet  flieh  im  §.  10,  der  ftber 
die  Befugniss  na  BfieUnlir  naGh  dem  früheren  Wabnerte  (soll 
heiBsen  oadi  dem  Orte,  an  welchem  die  betreffende  Pereen  ihr 
polizeiliehee  Domizil  behalten)  handett»  uid  diese  Btiagfa»  aner- 
kennti  folgende  Yorsehrift: 

ySoUte  ein  mit  den  Beebten  eines  Domizfla  vevsehenee 
IndiTidttom  bei  keinem  länwohner  des  Orts  eine  freiwillig 
ihm  eingerftmnte  Wohnung  finden,  so  ist  die  Kommnne 
von  Seiten  der  Obriglnit  zwar  anzohalten,  f&r  dessen  einst- 
weiliges Uhter][ommen  auf  ihre  Kosten  anf  irgend  eine 
Wf  ise  zu  sorgen,  jedoch  keinem  Einzelnen  wider  seinen 
Willen  die  Aufiiabme  desselben  in  sein  Aivathans  amni- 
sinnen.  • 

II.  In  dem  Gesetze  wegen  der  Behandlung  erkrankter,  der 
Gemeinde,  worin  sie  erkrankt  sind,  nicht  angehöriger  Armer  vom 
9.  August  1838,  sind  folgende  wesentliche  Vorschriften  enthalten: 

1,  Arme  und  sonst  hülflose  In-  oder  Ausländer  sind  von  der 
fremden  Gemeinde,  in  welcher  sie  krank  ankommen  oder  erkranken 
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a.  wenn  sie  nach  ärztlichem  Zeugnisse  transportabel  sindi 
durch  freie  Fuhr  weiter  zu  schaffen; 

b.  wenn  dies  nicht  möglich,  auf  Kosten  des  beireffenden 
Ännenverbandes  in  einem  Krankenhause  oder  auch  in  den  Wirths- 
häusern  (deren  Inhaber  zur  Aufnahme  der  Kranken  verpflichtet 
werden)  zu  verpflegen  und  nach  ihrer  Heilung  nöthigenialls  durch 
freie  Fuhi-  fortzuschaffen; 

c.  wenn  sie  aber  sterben,  auf  Kosten  des  ArmenTerbandes 
n  beenUgeiL 

2.  Die  dem  ArmenTerbande  der  .Gemeinde,  weldier  ne  nidit 
ugehiyien,  entstuideneii  Kosten  und 

a.  80  weit  sie  mehr  als  einen  Tbaler  betragen,  also 
nach  Abaats  TOn  1  Thaler,  von  der  inländischen  Heiinaths- 
gminde,  wenn  der  arme  Kranke  oder  Verstorbene  einer  solchen 
angehArt  nnd 

b.  wenn  er  em  Anslftnder  mid  die  Erstattung  von  sdner 
Ganeiiide  n.  s.  w.  nicht  an  erhalten  ist,  Ton  der  Staatskasse 
zu  voll  an  erstatten. 

Hiemach  ist  von  vielen  der  jL&adesreGhte  sehr  Kundigen  wohl 
fiicht  mit  Unrecht  behauptet: 

Dass  die  Armen  in  dem  ehemalitren  Königreiche 
Hannover  —  al)gesehen  von  deren  Erkrankung  in  einer 
fremden  Gemeinde  —  nur  die  Verschairuug  eines  Unter- 
kommens, also  einer  Wohnung,  verlangen  können. 
Trotzdem  sind  die  Rechte  und  Ansprüche  der  Armen,  zuerst 
wohl  in  den  Städten  (den  sog.  selbstständigen,  welche  in  Gemäss- 
heit  der  Hannoverschen  Städteordnuug  einen  besonderen  obrig- 
keitlichen Bezirk  bilden)  und  dann  auch  in  den  Landgemeinden 
im  Iiaafe  der  Zeit  grösser  geworden,  so  dass  eine  vollständige  Erhal- 
tung erwerbsunfthiger  Personen,  namentlich  der  armen,  eltemlosfln 
und  unehelichen  Kinder,  herkömmlich  fiberall  stattgefbnden.  Hieran 
and  aneh  die  zmr  Aimenerhaltung  Verpflichteten  von  den  Obrig- 
keiten geradezu  angehalten  nnd  ist  mir  kein  Fall  bekannt  gewor* 
den,  in  welcbem  die  ErfSllnng  der  fraglichen  Yerpflichtong  mit 
Mlg  Terwelgert  wftre.  In  den  StAdten,  in  welchen  die  Armen- 
erhaltong  nicht  TollstSndig  durch  Stiftungen,  Armenhäuser  u.  s.  w. 
stattgefimden ,  hat  sich  eine  Armenpflege  entwickelt,  welche  er- 
wachsenen Personen  regelmässig  nur  im  Falle  der  Krankheit  voll- 
ständige Unterhaltung  und  sonst  nur  mehr  oder  weniger  erheb- 
liche Unterstützungen  gewährt  hat. 

In  den  Landgemeinden  ist  in  dieser  Beziehung  —  abgesehen 
]ron  Ost&iealand  —  viel  weniger  geschehen  und  hat  man  die 
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eigenÜichd  Ernährung  ganz  erwerbsunfähiger  Armen,  weldie 
in  der  neueren  Zeit  oft  in  beaonderen  Gemeindeannenhäusern 
untergebracht  worden  (abgesehen  von  Irren  und  Kindern  unter 
14  Jahren),  meistens  der  PrivatmüdUi&tigkeit  der  Gemeinde- 
mitglieder  überla??pn. 

Nur  in  r)stfrie.sland  ist,  auf  dem  Lande  wie  in  den  Städten, 
eine  geordnete  Armenpfiego  geübt,  welche  um  deswillon  aber  auch 
ganz  erhe!)liche  Ausgaben  veranlasst  hat.  Die  Arnienla:it  in  Ost- 
frieslani]  ültersteigt  die  in  den  anderen  Provinzen  des  ehemaligen 
Königreichs  Hannover  um  mehr  als  100  Prozent,  worüber  weiter 
unten  noch  gesprochen  werden  soll. 

In  den  anderen  Provinzen,  namentlich  auf  dem  Lande,  hat 
anscheinend  das  Fehlen  einer  gesetzlichen  Verpflichtung  zur 
Ernährung  erwachsener  Armen  deren  Anspriiche  niedergehalten 
und  die  Leistungen  vermindert,  deren  Umfang  sich  mehr  nach 
dem  Gebote  der  Barmherzigkeit,  als  nach  einer  podtiTen  bfiiger- 
iicben  Yerpfliehtong  reguürt  hat  Eine  frfiher  mehr  als  jetxt 
Toigekommene  Einrichtnug,  die  wofanungs-  und  unteratttzungs- 
bedfiiftigeii  Personen  und  Familien  hei  den  Onrndbesitzem,  aus 
welchen  regeimftssig  die  Gemeinde  allein  bestanden,  der  Beihe 
nach  ffir  öne  lAngere  oder  kürzere  Zeit  untenubringen,  diesdheD 
also  fortwfthrend  hennsmeheo  m  lassen,  hat  meistens  sehr  bald 
dahin  geführt,  dass  die  betreffenden  Personen  sieb  selbst  ein  an- 
deres Untei-komnmi  verschaffi.  Selbst  sehr  herunter  gekommene 
und  arbdtsscheue  Individuen  haben  selten  diese  Art  der  Aimen- 
nnterstützung,  mit  wddier  sich  Ton  sdbst  ein  Zwangsdieostrep- 
hftltniss  gebildet,  lange  ertragen. 

Die  zwdte  Frage: 

B.    Wer  ist  zur  Erhaltung  der  Armen  in  dem  vor- 
maligen Königreiche  Hannover  verpflichtet? 

ist  ebenso  wenig,  wie  die  erste  Frage,  für  alle  Theile  desselben 
auf  gleiche  Weise  zu  beantworten.  Nur  das  steht  allgemein  fest, 
dass  die  Pflicht  zur  Arniennntprstützung  durch  das  Heimathsrocht 
(polizeiliches  Domizil)  des  Armen  und  durch  die  Gemeindeange- 
hörigkeit, mit  welcher  jenes  zusammenfällt,  bedingt  wird. 

In  den  nn  iston  Provinzen  des  Königsreichs  (d.  h.  abgesehen 
von  Ostfriesland)  ist  daher,  wie  auch  aus  den  sub.  A  angezogenen 
Gesetzen  hervorgeht,  die  politische  Gemeinde  das  verpflichtete 
Subjekt,  welchem  nur  auf  dem  Lande  (im  Gegensatz  wider  die 
selbstständigen  Städte)  für  einzelne  Fälle  die  Last  von  einer 
grösseren  Körperschaft,  dem  sogen.  Amtsnebenanlageverbande, 
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abgenommen  wird.  Dieser  schliesst  sich  meistens  den  Bezirken  der 
Aerater,  der  ländlichon  Verwaltungsbehörden  erster  Instanz  (10  big 
20  Tausend  Seelen  umfassend),  an  und  ist  berec  htif^t,  schwachen 
Gemeinden  im  Falle  grosser  Belastung  zu  helfen,  verpflichtet 
aber,  alle  Irrsinnigen  auf  seine  Kosten  zu  erhalten  und  zu  verpflegen. 

In  einigen  kleineren  Distrikten,  z.  B.  denen  des  sogen,  alten 
Landes  {Marschdistrikt  zwischen  Harburg  und  Stade),  ist  das 
Domanium  verpflichtet,  alle  unehelichen  Kinder  bis  zum 
vollendeten  14.  Lebensjahre  zu  erhalten,  wenn  dieselben  sonst  den 
Gemeinden  zur  Last  fallen  würden.  Gutsbezirke,  welche  keiner 
Ooneiikde  angehören^  werden  nacih  der  hannovevsohen  Gesetzge- 
Inng  als  midie  behandeli  und  gilt  Ten  üuea  daher  dasselbei 
«ai  m  den  politiaehen  Oemeindeii  gesagt  ist. 

Nur  in  Ostfriealand  tritt  an  die  Stelle  der  politiaoheii  Ge- 
meinde die  kirchlielie,  das  sogen.  Eiidispiei,  und,  da  dessen 
ümfiag  erhebtieh  grOsser  ist,  wie  der  der  polilasoihen  Gemeinden, 
nut  Ausnahme  der  selbstftndigen  Stftdte^  so  hat  sieh  die  Armen- 
pflege in  ganz  OsüHeeUnd,  also  aneh  auf  dem  sogen,  platten 
Lande  ganz  so  gestaltet,  wie  in  den  grosseren  Stftdten  der  ä>rigen 
Provinzen.  Sie  ist  aber  fast  eine  noch  weniger  unmittelbare  und 
direkte,  als  in  den  letzteren,  weil  die  lokale  Ausdehnung  der 
Kirchspiele  den  Verwaltern  der  Armenpflege  die  Prüfung  der  Be- 
dürfnissfrage  erschwert.  Die  ostfrieaische  Armenpflege  ist  natür- 
lich konfessionell,  während  in  den  anderen  Theilen  Hannover's 
nur  die  Juden  besondere  Armenverbände  haben,  oline  dass  deren 
Anschluss  an  die  christlichen  Aimenverbände  verboten  wäre. 

Fragt  man  nun: 

C  Wie  werden  die  Kosten  der  Armenpflege  in  dem 
Tormaligen  EOnigreiehe  Hannover  aufgebracht? 

flo  geschieht  dies 

I.  m  den  Stftdten,  welche  nicht  ans  Stiftungen  und  ahn- 
liehen  Fonds  (wie  z.  B.  die  Stadt  Hildesbeim)  genügende  Mittel 
ohahen,  nnd  in  Ostfiriesland,  dnreh  regelmftssige  von  den  Be- 
wohnern frfiher  halb  frdwillig,  jetzt  meistens  statnteiigemisa 
~*  in  zahlende  Abgaben,  wenn  dieselben  auch  nicht  nbenll  als 
hsMDdefe  Armensteaern  aasgeschrieben  weiden; 

n.  in  den  meisten  Lan^emeinden  aber  dnrch  Katnrallei- 
ätung  oder  durch  Beiträge,  welche  —  namentlich  in  den  grosseren 
Landgemeinden  —  als  Gemeindeabgaben  und  mit  denselben,  oder 
für  den  einzelnen  BedäiihissfaU  nach  dem  bestehenden  Beitraga- 
im^i  erhoben  werden. 
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Das  Letztere  Ist  besonden  in  dm  sehr  zaUreichen  kleinen 
GeniAiiiden  des  Landes,  welche  oft  manche  Jahre  hindurch  keine 
Amenunterstützang  zn  leisteu  haben,  noch  jetzt  die  liegel, 
wfthrend  die  grösseren  Landgeineinden  die  entstehenden  Kosten 

MBf  ihren  Gemeindekassen  bestreiten. 

Letzteres  ist  im  Laufe  der  Zeit  immer  allgemeiner  geworden 
und  hat  sich  die  fast  bis  mr  Mitte  dieses  Jahrhunderts  in  den 
meisten  Landgemeinden  der  Provinz  Hannover  üblich  ü^ewesene 
Armenpflege,  durch  Naturalleistung  der  (lemeindeuiitglieder  und 
durch  besondere  Beiträge  für  jeden  einzelnen  Armen  nach  der 
Grösse  des  Bedürfnisses,  immer  mohr  verloren. 

Ueberhaupt  ist  während  der  letzten  Jahrzehnte  in  der  Pro- 
vinz Hannover  die  in  Ostfrie^laud  sihon  seit  lauger  Zeit  übliche 
Erhebung  besonderer  Armensteuern  an  vielen  Orten  neu  eingeführt 
und  an  die  Stelle  freiwilliger,  von  Haus  zu  Haus  wöchenUich  gesam- 
melter Beiträge  getreten,  weil  durch  diese  Sammlungen  nicht  mehr 
die  genügenden  Mittel  geschafft  werden  konnten.  Auch  in  Osnabrück, 
wo  man  allein,  so  Tiel  ich  weiss,  die  letsteren  bis  jetzt  noch  beirobe- 
haltan  versnclit,  will  man  dem  VeroahiiMi  mMäi  im  Interesse  der 
Qerechtigkeit,  und,  weil  die  durah  Sammlungen  gewonnenen  Ifittel 
mcfat  hinreiehen,  zur  Erhebung  einer  Armensteoer  flbei^hen. 

Was  endlich  die  letitea  su  beantwortenden  Fragen  : 

D,  Was  wird  für  die  Armen  in  der  Provinz  Hannover 
geleistet  und  wie  gross  ist  die  Last  für  die 
Verpflichteten? 

betrifft,  80  lässt  sich  bei  dem  Mangel  aller  aUgemeinen  ond 
Yergleichenden  statistischen  Angaben  nur  Folgendes  sagen: 

1.  Arme  uneheliche  und  elternlose  Kinder,  ab  und  zu  auch 
Kinder  Terarmter  Eltern,  werden  fiberall  von  den  dazu  Terpflich- 
teten  (immer  seltener  in  sogen.  Waisenhäusern)  Tollständig  bis 
dahin  erhalten,  dass  sie  sich  selbst  ernähren  kOnnen,  regelmässig 
also  bis  zur  Entlassung  aus  der  Schule. 

2.  Eben  so  verbillt  es  sich  mit  den  armen  Geisteskranken, 
welche  regelmässig  auf  Kosten  der  Heimathsgemeindon,  resp.  der 
Kirchspiele,  resp.  der  Amtsnebenanlageverb&nde,  in  den  öffentlichen 
Irrenanstalten  verpüegt  werden. 

3.  Sonstige  arme  Kranke  werden  während  ihrer  Krankheit 
auf  Kosten  der  Verpflichteten  in  den  städtischen  Krankenhäusern 
verpflegt  oder  sonst  imterstützt,  resp.  vollständig  erhalten. 

4.  Mehr  oder  weniger  erwerbsunfähige  Personen  werden 
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ow  a.  in  den  Städten,  welche  sogen.  Armenhäuser  oder  Versor- 

kÖK  gODgsanstalten  haben,  in  diesen  unterhalten, 

Segi  b.  in  den  anderen  Städten  und  in  den  Landgemeinden  durch 

nhl  Gewährung  freier  Wohnung  oder  Miethsentschädigunjr,  sowie  durch 

GeldzuschOsse,  zuweilen  auch  durch  Lieferung  von  Naturalien 
tda  (Brot,  Feuerung  u,  s.  w.)  mehr  oder  weniger  unterstützt,  am 

da  bedeutendsten  da,  wo  Stiftungen  die  Mittel  bieten,  sowie  iu  den 

sne  Städten  überhaupt  und  in  Ostfriesland. 

vi  In  lAtrterear  FrOTinz  des  ehemaligen  Königreichs  Hannoyer  ist 

ig  die  AmenUit  «n  grOMten;  sie  betrSgt  in  maiieheB  SUdiea  und 

KixdiapiAlai  etwa  1  Thlr.,  bisweilen  auch  mehr  aof  den  Kopf  der  Be- 
flo-  Tdlkemng.  Allgemein  inrd  der  Grand  davcm  weniger  in  der  grOs- 

Itehf  Men  Zahl  der  Äzmoi,  als  in  dem  grosseren  Umfange  der  Armen- 

M  wlMade,  welcher  die  Entscheidung  der  Uiterstfttnmgsfrage  in 

die  Hand  Ton  Anoenkommissarien  (den  EirchsplelsvorBt&nden)  sn 
odir  logen  zwingt,  gefunden.  Diese  stehen  den  Armen  ferner  nnd  rer- 

fld;,  fügen  tber  Gelder,  die  ihnen  aus  weiten  Kreisen  zur  Disposition 

übt*  gestellt  werden.   Die  Folge  ist  eine  mehr  oder  weniger  ver* 

ig  schweodeiiache  Armenpflege  gewesen,  welche  die  Ansprüche  der 

Itid  Armen  in  quanto  et  qoali  fortwfthrend  gesteigert. 

In  geringerem  Maasse  hat  sich  dies  auch  in  den  anderen 

Theilen  des  Landes  gezeigt,  am  wenigsten  in  den  Landgemeinden, 

deren  Armenlast  im  AUgemeinen  sehr  gering  ist. 

Die  der  Städte  läsat  sich  schwer  angeben  und  vergleichen^ 

Weil  genaue  statistische  Ermittelungen,  wie  schon  gesagt,  fehlen 

und  fast  überall  neben  den  Verwendungen  aus  Beiträgen  der  Be- 
jjj  wohnor  sonstige  Leistungen  aus  Stiftungen  u.  s.  w,  vorkommen. 

Iii  der  Stadt  Harburg  fehlen  diese  —  abge^iehen  von  einem 
^  Kapitale  der  .tUTnenkasse  im  Betrage  von  gegen  2(XXX)  Thlr.  — 

^  ganz,  und  theile  ich  daher  über  deren  Armenwesen  folgende 

1^  ZaUfltt  mit: 

^  I.  Im  Jahre      sind  bd  einer  Seelenzahl  von  7899,  ansser  den 

in  der  brenanstalt  untechaHenen,  nnterstfitat  worden:  15  IfSnner, 
^  lOWäma  und  Terheirathete  Franen,  20  miTerheirathete  Frauens- 

^  pcnonen,  in  Somma  105  erwachsene  Personen,  nnd  13  eheliche 

^  sowie  20  nnehelifihe  Kinder,  in  Smnma  88. 

a.  Bordi  rwdmlssife  ZflUnngea  von   SBBO  TUr, 

•L  b.  AusBerordeBUicb  mit   129  „ 

^  c.  Durch  Zahlung  von  Kurkosten  und  Kosten  der 

%  Uedizin  mit  .   443  ^ 

(1.  Durch  Beerdigung  auf  Koston  d'  r  Armenltasse  mit      39  „ 

e.  Durch  Lieferung  ron  Feuerung  iur    ,  .  ,  «  .  104  , 

«  8088  TUr:, 
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welche  Ausgaben,  da  die  Verwaltuiigskosten  u«  s.  w.  von  sonstigen 

Einnahmen  (darunter  damals  615ThIr.  Zinsen,  jetzt  pptr.  dOO TÜr.) 

bestritten  sind,  durcb  Beiträge  von  Seiten  der  Bewotmer,  resp. 

durch  Armensteuern,  haben  gedeckt  werden  müssen. 

II.  Im  Jahre  1858  betrug: 

1.  Die  SeeleoMhl   10744 

9.  Die  Zalü  der  «ntenttttzteii  Anneik: 

a>  Der  Erwachsenen  (davon  14  Männer,  70  Wilt- 
wen  tt.  i.  w.  und  21  unverh.  FraaenAperg.) .  lOb 
Der  Binder  (davoii  eheliche  14  onehel.  1^.  28 
&  INe  Aflsgabc: 

e.  Die  regelmässige  2342  Thlr. 

b.  Die  maserordentliche    64  , 

c.  An  Kurkosten  und  für  Medizin   .     493  „ 

d.  FOr  Beerdigungen  Armer   IB  n 

e.  Fftr  gelieCuie  Fenenuig  ♦  .  »  .    114  , 

Summa  8091  Tbir. 

III.  Im  Jahre  1861: 

1.  Die  Seelcnzahl  11971 

2.  Die  Zahl  der  unterstatzten  Armeo: 

a.  Der  Erw  achseneu  (davon  15  Männer,  50  Witt- 
weii  u.  s.      22  unverbeiratbete  Frauen) .   .  Ö7 

b.  Der  Kinder  (daTOa  19  eheliche  «.  95  unebel.)  44 

3.  Die  Ausgabe: 

&  Die  regelmässige   2530  TUr. 

h.  Die  auBscrordentliclio  810  i, 

c.  An  Karkosten  und  Medizin   742  , 

d.  Tfir  Beerdigungen    91„ 

e.  Fttr  geUeferte  Feaening  102  ^ 

Semma  370&  Thlr. 

IV.  Im  Jahre  1864: 

1.  Die  Seelensahl  18179 

%  Die  Zahl  der  unterstQtzten  Armen 

a.  Der  iiirwachsenen  (davon  10  M&uner,  bO  Witt- 
iren  n.  s.      15  nnverheiratliete  Frauen).  .  81 

b.  Der  Kinder  (davon  29  eheliche  n.  15  aneheL)  44 
3.  Die  Ausgabe: 

a.  Die  regelmässige    .  .  .  :   2500  TUr. 

b.  Die  ausserordentliche   385  „ 

c.  An  Kurkosten  und  Medixin   539  « 

d.  Für  Beerdigungen   77» 

e.  Für  gelieferte  Fenenug  •  —   n  _ 

äumma  4201  TUr. 

V.  Jm  Jahre  1867: 

L  Die  Beelensahl  (exci.  372  Militairs,  die  hin- 
cngekommen ,  drt  Harburg  bis  dahin  keine 

Garnison  gehabij  13790 

8.  Die  Zahl  der  unterstQtzten  Armen: 

a.  Der  Erwachsenen  (davon  19  Männer,  72  Witt- 

wen  u.  8  w.  nnd  14  unverbeiratbete  Frauen)  105 
h.  Der  Kinder  (davon  23  ehcliclie  u.  19  unehel.)  43 
liB.  Ausserdem  6  in  Besserungs-Aiistalten. 
db  Die  Ausgabe : 

a.  Die  rrgelmüsi^ige   3294  TUr. 

b.  Die  ausserordentliche   769  » 

c.  An  Kurkostea  und  Medisin   928  w 

d.  Für  Beerdigungen   .  .  ^  47  „ 

SomiDa  60S3XJi)r. 
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*  Diese  Zahlen  geben  zu  folgenden  Bemerkungen  Anlass: 

)  1.  Trotz  der  von  ISoö  bis  1867  nicht  unerheblich  gestie- 

genen Bevölkerung  (von  10744  auf  1379G  Seelen)  hat  sich  die 
Zahl  der  Unterstützten  nicht  sehr  vermehrt,  die  Ausgabe  aber, 
Damentlich  in  dem  letzten  Dezennium,  um  mehr  als  ein  Drittel 
erhöht. 

Die  erstere  Thatsache  (welche  bedeutend  auffallender  hervor- 
treten würde,  vveun  man  noch  weiter,  etwa  bi.s  1844,  zurückginge, 
da  bei  einer  Bevölkenmg  von  nicht  ganz  6000  Seeleu  schon 
nahezu  30W  Tlilr.  für  fast  eben  so  viele  Hülfsbedürftige  ausge- 
geben sind)  erklärt  sich  wohl  daraus,  dass  eine  stark  durch  Zuzug 
sich  vergrösserude  Siadt  lueistens  nur  jüngere  und  kräftigere  neue 
Einwohner  erhält,  während  die  bedeutendste  Erhöhung  der  Auf- 
gaben dureh  die  Termehrien  BedQrftaisse  aller  Elasaeo,  also  auch 
der  Armen,  und  dnrdi  die  gestiegenen  Preise  aller  Lebensmittel 
horroigenifen  wird. 

2.  Zur  Zeit  bedarf  nnd  erbftlt  in  Harburg  etwa  von  90  Per- 
sonen eine  regelmässige  Armenunterstütsung  (wenn  man  Ton  der 
BeKahlnng  von  Enrkosten  im  Krankenhause  und  der  gebrauchten 
Medizin  absidit)  nod  kostet  jede  regelmfissig  naterstHtzte  Person 
etwa  20  Thlr.  im  Jahr.  Der  Masiuial^atz  ist  —  abgesehen  ?on 
Jhi  Irren  und  den  im  Krankenhause  Verpflegten,  für  welche  etwa 
120  Thlr.  jährlich  aufgewendet  werden  —  für  eine  Person  50  Thlr. 
Vis  60  Thlr.  jährlicb.  Für  die  Kinder  werden  je  nach  dem  Älter 
und  den  Verhältnissen  von  48  Thlr.  bis  12  Thlr.  bezahlt. 

3,  Für  die  eigentliche  Armenpflege  müssen  die  Bewohner  der 
Stadt,  da  die  Kosten  der  Verwaltung  und  die  durch  Irrsinnige 
veranhi-steu,  so  wie  einige  andere  Ausgaben,  z.  B.  die  der  Armen- 
schule, durch  sonstige  Einnalinien  der  Arnienka>se  fast  ge- 
deckt werden,  etwa  12j  8gr.  pro  Kopf  aull»riugen,  während 
ausserdem  au  Konimunalabgaben  vom  Grund  und  Bodeu  etwa 
1  Thlr.  und  an  Kiukommeusleuer  pptr.  1^  Thlr.  pro  Kopf  er- 
hoben werden. 

Die  Kosten  der  Armenpflege  werden  in  den  Städten  der 
Ph>viD2  Hannover  —  abgesehen  von  den  Stftdten  in  Osttries- 
laod  —  so  siemlich  gleich  sein«  wenn  «sie  anch  hftnfig  dnreb 
andere  Ifittel  als  Stenern,  z.  B.  ans  Stiftungen  u.  s.  w.,  ge- 
deckt werden. 

Zum  Schlüsse  kann  ich  wohl  hinznf&gen,  dass  man  in  der 
Provinz  l^mnorer  mit  der  Ordnung  der  Armenpflege  wohl  zu- 
frieden ist  und  dass  nur  in  Ostfiriesland  über  die  Höhe  der  Ar- 
menlasten  geklagt  wird. 

Snalafkk«*,  AriMapll*Be.  8 
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Die  Bestimmung,  dass  die  GemeindeitDgeh5ngkeit,  .welche 
mit  dem  Heimathsrechte  zusammenfiUlti,  über  die  Verpfliefatung  si. 
zur  Ännenunterdtötzang  so  gat  wie  mibedingt  enteeheidet,  hat,  in  ilü 
Verbindung  mit  der  subsidiären  Verpflichtung  grosserer  Yer- 
b&nde  der  Landgemeinden,  und  dem  eventoellen  Ansprüche  an  die  sit 
Staatskasse  in  Bezug  auf  erkrankte  Ausländer,  eine  zu  grosse  fi^ 
Belastung  einzelner  Gemein  ]  ]],  z.  B,  der  an  den  Staatsgrenzen  iiaj 
liegenden,  gehindert  und  in  der  Ausfülirung  wenig  Schwierigkeiten  jim 
gemacht,  weil  die  Gemeindeangehörigkeit  eines  Hannoveraners  bi3 
dahin  sehr  selten  zweifelhaft  war  und  werden  konnte.  Heimathsrecht 
und  Gemeindeangehörigkeit  (unzertrennlich  verbunden,  wie  schon 
früher  angeführt  worden)  Hess  sich  —  abgesehen  von  den  Ange- 
stellten und  den  Erwerbern  ei^ier  Keiiiestelle  auf  dem  Lande  — 
in  einer  fremden  Gemeinde  nur  durch  einen  Aufnahmeakt  er- 
werben, oder  durch  fünfjährigen  ununterbrochenen  Aufenthalt 
mit  selbstundiger  Jrfaut>haltsführung  ersitzen,  und,  da  jeder 
neu  Anziehende,  einer  fremden  Gemeinde  Angehörige  sich  durch 
einen  Heimathsschein  seiner  Gemeinde,  welche  ihm  solchen  nicht 
verweigern  durfte,  legilimiren,  ausserdem  bei  der  Verheirathung 
der  meisten  rersonen.  deren  Domizil  festgestellt  werden  musste, 
dies  auch  nur  durch  den  I  jwerb  eines  anderen  Domizils  verloren 
gehen  konnte,  so  gab  es  in  der  Provinz  Hannover  sugeu.  Hei- 
raathslose  oder  solche,  deren  Domizil  schwer  zu  ermitteln  war,  so 
gut  wie  gar  nicht.  In  den  altprenssischen  Provinzen  liegen  die 
Yerhlltnisse  ganz  anders.  Da  hier  polizeiliches  nnd  juristisches 
Domizil  gleich  bedeutend  sind,  d.  b.,  da  jeder  Altpreusse  duieh 
die  Niederlassung  in  einer  Gemeinde  Heimathsrecht  dasdbst  er- 
wirbt, das  sogen,  ünterstützungsdomizil  aber,  wdches  allein 
von  praktischer  Wichtigkeit  ist,  erst  nach  Ablauf  dnes  Jahres 
unter  bestinmiten  Voraussetzungen,  so  entsteht  in  sehr  vielea 
FAUen  über  dessen  Vorhandensein  und  Erwarb  unter  den  Ge- 
meinden Streit,  welcher  dann  schliesslich  in  einem  Rechtsstreite 
oder  dadurch  seine  Erledigung  findet,  dass  der  sogen.  Landarmen' 
verband  des  letzten  Aufenthaltsorts  die  Armenunterstützung  prästi- 
ren muss.  Die  Kosten,  welche  durch  die  desfallsigen  Verhand- 
lungen, die  sogen.  Resolute  der  Regierungen,  und  die  Prozesse, 
hervorgerufen  werden,  dürften  grösser  sein,  als  die  Last,  über 
deren  Tragung  gestritten  wird.  8eit  dem  Anschlüsse  Hannovers 
an  Preussen  haben  sich,  abgesehen  von  den  auch  schon  vorge- 
kommenen Prozessen,  die  Schreibereien  vieler  an  den  Grenzen  des 
Staats  gelegenen  Gemeinden  in  Bezug  auf  die  Erstattung  von 
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Kur-  und  Verpflegungskosten  armer  Kranker  30  vermehrt,  dass 
man  in  Hannover  der  Zeit  mit  Sorge  entgegensieht,  wo  in  Folge 
des  Einllusses  der  Annexion  und  der  neueren  Gesetzgebung  die 
bisher  sehr  gut  geordneten  Domizil verbältöisae  eben  so  unzuver- 
lässig geworden  sein  werden. 

Ergänzende  Vorschriften,  welche  die  Entachildiguug  über  die 
Unterstützungäp  flicht  klar  stellen,  sind  daher  eindringendes 
Bedürfüiss. 


IV. 


±ik 

Elbhensogtilfiliier«  '^^ 

To« 

Prof.  Dr.  Wilh.  Seelig  in  Kiel.  'P'^ 
L  StaUstiBohes. 

Die  Bevolkeningsstatistik,  welche  im  Kunigieich  Däiieiuark 
und  in  den  damit  \m  18li3  politisch  verhundenen  deutschen  Her-  vi 
zogthümern  schon  seit  Ifingerer  Zeit  mit  einer  gewissen  Vorliebe  .^s^. 
gopflesct  worden,  hatte  gleich  beim  Beginn  ihrer  Wirksamkeit  den  ^  ' 

VerhvlUnissen  des  Armenweseus  besondere  Aufmerksamkeit  ge-  ' 
schenkt.    Die  erste,  im  Jahre  1709,  vorgenommene  allgemeine  , 
Volkszählung  ergab  die  Zahl  der  .Unvermögenden*'  im  ganzen 
damab  unter  dftniacbem  Szepter  vereinigten,  also  auch  Norwegen  ' 
noch  einsdüiessenden,  Gebiete  zn  2^«/^  der  Gesammt-Bevölke- 
rung.  In  den  dentschen  Provinzen,  welche  die  gOnstigsten  Ter- 
haltoisse  zeigten,  betrag  dieselbe  2^0/^  Damals  lebende  Schrift- 
steller  hielten  diese  Quote  schon  für  eine  sehr  hohe,  suchten  ^ 


die  Ursachen  einer  so  starken  Armenzahl  zn  erforschen,  und 


Mittel  mr  Ahkfilfe  vorzuschlagen.  Die  folgende,  im  Jahre  1803 

in  den  Herzogthnmem  vorgenommene  Yolkszfthlung  ergab  für 

den  hier  vorliegenden  Zweck  keine  brauchbaren  Materialien;  da-  '^^ 

gegen  liefern  die  seit  dem  Jahre  1835  regelmässig  alle  5  .lahrd  ^ 

vorgenommenen  allgemeinen  Volks-Zählungen  Daten,  die  wenig- 

stens  nach  gewissen  Beziehungen  die  Verhältnisse  des  Armen-  ^ 

Wesens  in  den  Hcr/ogthümem  vollständig  7,u  überschauen  gestatten. 

Die  ganze  Tabelle,  welclie  die  Vertheilimg  der  Bevölkerung  S^^ 
nach  Xahrungszweigen  darstidU,  eutliült  eine  Spalte  für  „Vom  'K 
Almosen  Lebende".  Es  entspricht  freilich  diese  Kategorie 
nidit  ganz  Dem,  was  man  sonst  unter  .Armen''  versteht:  denn  »• 
es  sind  einerseits  auch  Alumnen  der  Spituler  und  jährlichen  mil-  'y^* 
den  Stiftungen  hier  mitgezählt  worden,  die  doch  nur  in  einem 
weiteren  Sinne  zu  den  Aimen  gehören,  andererseits  sind  dagegen  Jiks^ 
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nur  Diejenigen  in  dieiO Klasse  aufgenonuneD, welche  ausschliesa-  \ 
lieh,  oder  doch  wesentlich  von  Almosen  (d.  h.  öffenÜieher 
Unterstützung)  lobeo,  nicht  aber  Die,  welche  daraus  blos  einen 
Zuschiiss  zu  ihrem  hauptsächlich  aus  einem  anderen  Enverbe  zu 
ziehenden  Unterhalte  genies^on.  Der  erstere  Umstand  ist  von 
keiner  grossen  Bedeutung,  da  die  Zulil  dor  Alumnen  von  milden 
Stiftungen  z.  B.  im  Jahre  1840  nur  etwas  über  2'/ü  der  Gesaiimit- 
heit  der  ,von  Almosen  Lf'beuden"  betrug.  Wichtiger  dagegen 
ist  der  zweite  Umstand:  denn  die  Zahl  Derer,  welche  überhaupt 
vom  Armenwesen  eine  fortlaufende  Unterstützung  erhalten,  ist  in 
manchen  Bezirken,  uameutlich  in  den  Städten,  um  ein  Bedeuten- 
des grösser,  als  die  Zahl  Derer,  welche  von  der  offizielleu  Statistik 
ds  Ton  Almosen  Lebende  angesehen  werden.  Dessen  nngeaielitefc 
bieten  diese  bei  den  allgemeinen  Volkszahlangen  ermittelten  Zahlen 
das  bnuiehbarste  Material  zur  Beurtbeilung  des  Armenwesens  im 
Angemeinen  nnd  zur  Vergleichnng  der  einzelnen  Distrikte  und 
Perioden  miteinander,  indem  ae  den  wichtigen  Verarg  haben, 
dasB  die  Au&ahmen  in  die  betreffenden  Kateigoiien  für  das  ganze 
Gebiet  und  während  eines  vollen  Menadienalters  nach  gleichen 
Grund:<ritzen  erfolgt  ist*) 

Zur  Erläuterung  der  nachfolgenden  Uebersichten  machten 
Boch  einige  Vorbemerkungen  dienlich  sein. 

Von  der  Volkszählung  m  1835  blieb  das  Herzogthum  Lauen- 
borg  noch  ausgeschlossen;  seit  dem  Jahre  1840  wurde  dort  ebenso 
wie  in  Schleswig-Holstein  gezählt. 

Im  Jahre  1850  musste  wegen  des  Krieges  und  der  schwan- 
kenden politischen  Zustände  von  der  Vornahme  einer  Volkszäh- 
lung in  den  deutschen  Her/.ogthümeru  ülieriiaupt  abgesehen  werden. 
Durch  diese  Unterbrechung  wird  der  gauze  hier  in  Betracht  kom- 
meüiie  Zeitraum  in  zwei  l'erioden  zerlegt,  welche,  wie  später  g&- 


*)  In  einem  in  den  JahrbQcbcru  für  schlcsw.-bolst.  Landeskunde  Bd.  II. 
enfbaHeoen  Anftatse:  „üebeniebt  ftber  dio  BeTölkonuiKiverlAttDisae  der 
BenogtbQmer  ScbleswigoHoIetein  und  Lauenburg  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts" von  Cand.  jnr.  Martens  wird  die  .\nwendurip  glriclier  Grund- 
sätze für  den  tranzpn  Zeitr.nun  bezweifelt,  weil  eben  in  di  r  zweiten  Periode 
die  Prozentsätze  der  Armen  soviel  niedriger  seien.  Aucii  in  dem  „Bericht 
•B  dieOeielhebaft  fireiwflliger  Aroenfreuiide  in  Kiel,  erstattet  den  14.  Nov. 
1866"  Kiel  bei  C.  F.  Mobr  1866,  der,  wie  ein  Aufsatz  im  Bd.  VI.  der  Jalur. 
bücher,  „die  Kieler  Armenverwaltmi'^^  uni  1833",  von  einem  mit  dem  Armen- 
wesen Kiel's  sehr  vortrauten  Maniu;  herrührt,  und  hier  vielf  u  h  hpimtzt 
H  Würd  dieser  Zweifel  ohne  weitere  Begründung  ausgesprochen.  Ein- 
fdwnde  Untersnehoiigeii  haben  aber  dargethan,  dass  diese  Annahme  aiolik 
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zeigt  werden  wird,  aucli  durch  andere  Unterschiede  hinlänglich 
chaniklerisirt  sind.  Die  vermehrte  Sorgfalt,  welche  der  offiziellen 
Statistik  in  der  neueren  Zeit  ül>erall  zugewendet  wurde,  findet  in 
unseren  TabeUen  aueb  dadurch  einen  Auadnid[,  daas  es  vom  Jabre 
18&5  an  mOgUch  wird,  die  von  öffentlicher  Unterstfiizung  Lebenden 
nadi  dem  Gesehlechte  zu  unterscheiden.  Dagegen  fehlt  leider  die 
80  wichtige  Trennung  nach  AltersUaasen,  die  ja  f&r  die  Ärmen- 
frage  Tonttgsweise  von  Bedeutung  sein  würde. 

Nach  der  Lostrennung  der  deutschen  Henogthfimer  Ton 
Dänemark  wurde  in  ihnen  noch  einmal  nach  der  früheren  Weise 
ges&hlt:  am  3.  Dezember  1864.  Es  war  dieses  3  Monate  vor 
dem  Zeitpunkt,  an  welchem  sonst  die  Zahlung  h&tte  stattfinden 
sollen  (1.  Febr.  1865);  man  wählte  aber  diesen  fräheren  Tennin, 
um  wenigstens  in  Betreff  der  Zählungszeit  Uebereinstimmung  mit 
der  Melirzahl  der  übrigen  deutsclien  Staaten  herbeizuführen. 

Die  Zählung  ?on  1867,  die  erste,  nachdem  die  Herzogthümer 
preussische  Provinz  geworden,  hat  in  der  Tabelle  für  Stand  und 
Beruf  eine  Klasse  , Personen  ohne  Berufsausübung%  die 
zweite  L'nterabtheilung:  ,aiis  fremden,  resp.  öffentlichen 
Mitteln  Lebende",  weldir'  einigermaaasen  mit  der  früher  hier 
üblichen  Kategorie  übereinstimmt.  Indessen  sind  in  derselben 
aucä.'^er  den  „Almosen-Empfängern"  auch  noch  «Insas-sen  von  Heil-, 
Verptiegimgs-  und  Versorgung.sanstalten"  aufgenommen,  die  hier 
wenigstens  seit  1855  ausgeschieden  waren,  und  „Detinirte  in  Ge- 
fängnissen aller  Art",  die  hier  immer  in  einer  besonderen  liubrik 
gezählt  wurden. 

Gleichwohl  mögen  auch  die  1867  in  dieser  Benifsklasse  T.II, 
gezählten  Personen  zur  Vcrgleichung  hier  aufgeführt  werden. 

Die  Eintheilung  der  TabeUen  folgt  den  ehedem  hi<^  beste- 
henden politischen  und  JnrisdiUionsverbiUtnissen,  nach  welidien 
das  Land,  abgesehen  von  ^en  Stftdten,  in  die  sogen.  Königlichen 
Aemter  und  Landschaften  einerseits  und  in  die  sogen.  Adligen 
Distrikte  andererseits  zerfiel.  Die  ersteren,  von  unmittelbaren 
Staatsbeamten  verwalteti  umfossen  di^enigen  Distrikte,  in  welchen 
der  bftuerliche  Grondbesitz  Torwiegend  ist;  in  den  letzteren  finden 
steh  vorzugsweise  die  grossen  Gfiterkompleie  vertreten.  Bei  dem 
nahen  Zusammenbange,  welcher  zwischen  der  Tertfaeflung  des 
Grundbesitzes  und  den  Armenverhältnissen  besteht,  dfirfl»  es  von 
Interesse  sein,  diese  beiden  Arten  von  Distrikten,  soweit  es  angeht, 
gesondert  aufzufülnen.  Im  Herzogthum  Schleswig  war  indessen 
dieses  nach  dem  Jahre  1854  überall  nicht  mehr  möglich,  und 
auch  für  das  Herzogthum  Holstein  bietet  die  Zählung  von  1860 


T 


III 


nicht  mehr  alle  Momente  dar,  welche  erforderlich  sind,  um  die 
Xrennung  streng  aufrecht  zu  erhalten. 

Eine  eic:*  iithüralicbe  Stellung  nahmen  in  Schleswig-Holstein 
Tor  Jahren  'lie  Flecki'n  oin.  die  in  politisdior  Beziehung  den  Land- 
distrikten 7Ai:j;"/^riliU  wurden.  W'ahrpinl  viele  derselben  in  der 
That  auch  nichl,-^  Anderes  sind,  \  iflleieiit  etwas  grössere  Land- 
gemeinden mit  weit  überwic^n'ndeni  .\ekt'rl)iiubetriehe,  giebt  es  da- 
gegen andere,  A'elche  sowohl  nach  ihrer  Volkszahl,  als  nach  den 
Nahrungsverhältnissen  ihrer  Bewohner,  einen  durelnuis  .städtischen 
Charakter  haben,  und  denen  eben  nur  die  8iädte-Verfassung  fehlt. 
Seit  dem  Jahre  1840  nahm  daher  die  Statistik  auf  diese  Verhält- 
une  Sfleloicht,  indem  sie  den  Flecken  ^e  besondere  Stellung 
einrftomie. 

Das  Armenweeen  im  HoTzogthum  Lanenburg  ist  völlig  ver- 
schieden Ton  den  in  Schleswig-Holstein  bestehenden  Einriehtangen; 
desshalb  bedaxf  dasselbe  einer  besonderen  Darstellung. 

Von  Almosen 
Volkssahl.  Lei^^ 

Herzogthum  Schleswig. 

Städte  57310       MRt    -    ii^ü  "/o  der  VollcM^hl. 

Aemter  und  Landsehafken  220564  UiUlt  -  6,79  „1,  , 
Adlige  Distrikte ....     cmiS        2.SH7    z:^    4,70  „    ^  , 

Das  ganze  Herzogthum  .   U3öiy2      23;J7i    =    6^  ^'  ^  ^ 

Herzogthum  Holstein, 

Städte   79057       4937    -   e,»!«^/©  „  „ 

Aemter  and  Landsdiaften  223614  11012  —  4^i  „  «  • 
Adlige  Distrikte  .    .    .    .132925        6457    =    4,w  ,    „  » 

Das  ganze  Herzogthum  .  436506      22^tiJ6  =  b,u  »    »  » 

Herzogtham  Schlesvif. 

StMte   57452  4167  =  7, 20«.,  „ 

Fteckeu   11105  455  =  4,m  ^  „  » 

Aemter  und  Landadisften  218133  11M24  =  5,46  ,  •  » 

Adlige  Distrikte  ....  61836  _  2;M2  =  4.Tr,  „  „ 

Das  ganze  Herzogihuru   ,   340526      VJitm   =   5,73  „    .  „ 
H«rzogtham  Holstein. 

fitldte   82549  8752  =  i^^^  o  . 

Flecken   42931  2032  -  4,7o  n  m  » 

Acuter  and  Landecbaften  191)421  8097  =  4,u6  „  „ 

Adlige  Distrikte .  .  .  ,  180198  468S  =  3^ä  ,  „ 

Dar  gtutt  Hersogthimi  .  400093  18467  =  n  » 
Bersogtham  Linenbarg. 

Stidte   6612        146    =   2,^,1"/,  ,  , 

Aemter   96288        463   =   l,7u  ,    ^  ^ 

Adlige  Dirtrikte .  .  .  .    12492        164  =  1^1    l  l 

Dm  luse  BeKOgOiiin  .  .    45643       773       1^ ,   .  « 
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YoDcBnbL  Von  Aimonn  LelMnde. 

Herzogthum  Schleswig. 

Städte   59650       4166  =  6,.w"  o  der  Volkszahl. 

Flecken  .....     12730         475  -  3,-3  „    ,  « 

Aemter  und  Landschaften  227429      11540  =  5,(i:  ^    n  r 

Adlige  Distrikte  .  .  .       68891      8991  =  4,7i  ^    „  „ 

Das  ganze  Hersogtham  .  862900     19172  =  5^  ,    »  „ 
HersogtlmiiL  Holstein. 

St&dte  mv2      82S2  ^  3,*o7o  ,  « 

Flecken   46650       1690  =  4,(i6  „  „ 

Aemter  und  Landschaften  209723      8370  =  3,  )i)  „    „  „ 

Adlige  Distrikte ....   133079       4420  -  B,:»  ^  „  > 

Das  ganze  Herzogthum  .  479364      17962  =  3,74  «    n  „ 

Ilerzogthum  Lauenburg. 

Städte   6926         161  =  2,:a"/o 

Aemter  26958        812  =  l,]5  „    „  „ 

Adlige  Digtrikte  .   .   .   .     12(J(t7         177  =  1,40^^  „  » 

Das  ganxe  Herzogthim  V   46486        650  =  1,»  «    »  „ 

t     Zahl  der  von  Almosen  Lebenden,  gesondert  nach  Qescblecht 
und  verglkhen  mit  der  Volkszahl: 

18M. 

VoDcasaU.  Von  Almosen  Lebende. 

Herzogtham  Schleswig. 


U.  35955 
W.  34756 

671 

1039 

1,80 'V'ü 

der  hetr. 
[vOlkem 

Znaanmien 

70711 

1710 

* 

n 

M.  6833 
W.  7041 

100 
184 

1|91  n 

r» 
fi 

« 
n 

Zmammen 

13874 

234 

'»89  n 

m 

w 

Landdistrikte .... 

M.  155191 
W.  156084 

3069 
4102 

1,I>V  „ 
2,62  „ 

m 

n 
1» 

Zusammen 

811175 

7171 

2,30  „ 

» 

• 

Das  ganze  Herzogtham 

M.  i:>7!)79 
W.  IftTHSI 

3840" 
.0275 

1,94  » 

9 

• 

n 

9 

Zusammen 

395860 

9115 

2,30  n 

n 

Herzogthum  Holstein. 

Städte  

M.  53884 

W.  53011 

785 

1388 

1,15  O/O 

2,61  w 

» 

m 
ff 

Zusammen 

10GHrt5 

2178 

2,(ta  ^ 

n 

n 

M.  27068 
W.  26600 

588 
758 

2,ia  p 
9»  m 

m 
m 

II 
ff 

Zusammen 

54268 

1347 

2,«  • 

H 

« 

Aemter  a.  Landsehaften 

M.  113144 
W.  110817 

2049 
2771 

2,^0 

n 
tt 

r, 
1* 

Znsuimen 

22^1 

4820 

m 

ff 

Adlige  Distrikte .  .  . 

M.  68929 
W.  69175 

1293 

2150 

l,«i 

3,10  „ 

m 

rt 

ff 
ff 

Zusammen 

138104 

3443 

2,10  « 

r 

ff 

Das  ganse  Herzogthum 

M.  263925 

W.  259603 

4715 

7068 

1|78  „ 

2,71  n 

n 

m 

ff 
ff 

Zusammen 

523528 

11788 

» 

ff 
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VolkszahL  Yon  Almosen  Lebende. 
Herzogtbum  Lauenburg. 


M. 
W. 

4194 
3978 

23 
32 

0,5ö"o 

0,so  „ 

der  betr. 

ZmaniiDen 

S172 

0,67  » 

M 

M. 
W. 

14341 
13997 

86 
136 

O/X)  „ 
0,97  „ 

« 

Zottmmen 

28388 

222 

0,79  , 

» 

AdUge  Distrikte .  .  . 

M. 
W. 

(",475 
6490 

IG 
40 

0,a«  , 

0,R1  „ 

»» 

« 

Zusammen 

129G5 

n 

n 

Das  ganze  Herzogthum 

M. 

W. 

25010 
244<K) 

125 
'^08 

0.si  , 

n 
« 

» 

Zusammen 

49475 

333 

0,67  n 

n 

Hersogthttm  Schleswig. 


gjljj,   M.    .^'.923  «vis    =  1,80% 


\V.    315151  _   1092    -„  «2»  » 

Zusammen         72374  174Ö   =  2,io  «  .  w 

Flecken                      ''^^      '  ''"^  ^^'^    ^  »  •  * 

^^^^^'^  W.     745.H  121  _=  1,61  „  „  „ 

Zusammen        M7»V)          233_=  l.o:  „  „  „ 

luiddUtriktc              '  M.  161092  "  2792"  =  „  „ 

MnOdUtriktc.   .   .  .  VT.  161675  „  J585   =  2,«  „  , 

Zusammen      322767  6377   =  1,.*t  „  „  „ 


Um         ir».wi.«M   M.  204323  3002  =  1,73 

DtsganseHeriogÜram       206684  4798  =  2!» 

Zuflaromea      409907  83S0  =  2',o3 
H«rzogthiim  Holstein. 


n  n  n 
».    1»  M 

MW  » 


StÄdte  ...... 

M.  .".t;49S 
W.    5t;'.  114 

KS7 
1549 

1,^7  •/<» 
2,72  - 

n 

W 

n 

Zusammen 

li:i442 

2436 

2,14  . 

m 

iL  30211 
W.  2«S32 

826 

697 

» 
M 

n 
m 

ZusanuEoen 

59(>4-l 

1223 

2,f>7  , 

M 

N 

*)  Laaddistrikt«  .  . . 

M.  187279 
W.  184654 

3Üo0 
429H 

l,ea  „ 

n 

n 

«1 
W 

ZnsaiUBen 
Ost  ganze  HcnogUiam 

37193.3 
M.  27S9.S9 
W,  270430 

7:;2K 

4443 
6544 

1  ,(P2  - 
2,14  - 

n 

n 

« 

n 

Zusammen 

544419 

10967 

2,W 

tt 

*)  Die  Tabenen  aber  die  Yolkssiltlnng  von  1860  gewihren  für  das 

Berzogthum  Holstein  nicht  die  Möglichkeit,  die  I/mddi&trikte  für  sich, 
(ohne  die  dazu  gehörigen  Flecken),  ehenso,  wie  os  hei  den  vorher  gehen- 
den Zahlungen  geschehen,  in  die  Aemter  und  die  adligen  Distrikt«  zu  zer- 
legen. Doch  ist  dieses  thnnlidi  ftir  die  ganaen  Verwaltungsbezirke  d.  h. 
ako  nni  Cünfeehnnng  der  sn  ihnen  gehörigen  Flecken,  die  aber  in  der 
oben  stehenden  Tabelle  bereits  Itcsonders  anfgefohrt  sind.  FÄr  die  ao  be- 
greosten  Besirke  ergeben  sich  die  umstehenden  Zahlen: 
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yolkscaU.  Tön  Almoieii  Lebende. 
HeTfogtbom  Lauenburg. 

»     fiM^te                        M.  4232          13  =    0,31 7o  der  betr.  Be- 

™^  W.  4230          31        0,80  ^  [völkeroDg. 

Zusammen        84fö  ^^s«  •    »  • 

A*in«M>                    "M.  14496"         65  -~0^rZ  ,  - 

 w.  i4i4i_  _  114  =  0.«,^  ;  ; 

Zusammen  2bt>37         169  ='  0,59 


Adlige  BWr.k.e  .         x'?!  J^'t   g  S  oS'. 

Zusammen        J3048  52   =  0,4© 


M  * 
*  « 


Zuiammen  '  60147       268  s  Qi»9 »   »  » 
1964. 

Herzogtbum  Schleswiiu 

 w: 

Zamnmen   70401 

vliM.lrM.  M.  6027 
 W.  6411 

Zusamnen  12438 


590 

1,71  % 

2,75  n 

» 

1579 

2,24  » 

87 

1.4»  » 

110 

IfW  » 

197 

Ii»  » 

2285 

1««»  » 

Zttsammen     828647  6440  =  1,68  .  , 

1W«  M«.»A  R«r^An^>i,.Tr,  M.  201482  2962  "  I.47  ,  . 

DMgMiieHerzoffthuni       205004  4254  =  2,07^^  * 

Zusammen      406486  7216  =:  1,77  ,  , 
Hersogtbura  lioisteiu. 

 Wi  61287 


Zueaiamen  120234 
Bleekeil  ^  ^2322 

Zusammen"  64Ö22 
A«iiilerQ.LeB«bebaft«n  ^; 


« 


Zasammen  232751 
Adlige  Distrikte  •   ■   •  ^'  •  • 

Zusammen^  137503 
Daa  ganze  Herzogthuin  277366 

S5i5iö  '^~i;ir 

VellncaU.  Ten  Almown  Lebende. 


lad.  Flaekra  .... 

1  N.  lOTlT 

1  w.  taseis 

M8» 

S079 

a  1,67«„  dtr  batr.  BmSlkMUi^ 
=  a,«3  ,           ,  , 

Zusammen 

179730" 

=    1,95  .            ,  , 

A4Ufa  Dlauiki«  Tod. 
n««kMl  *  .  . 

■:5774 
)  W.  75473 

1196 
1920 

3U«~ 
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BtnbVkwxng.  AlmoBtiieiiipftiigir  ete. 
Heisogthiim  Schleivig. 

^  w      -»u       M.  204798       3186   =    l^"/o  der  betr.  Be- 

Dai  gute  HenogtDiiiD  ^  209084      3870  =  1^  ,  (vWkerang. 

ZoBMumen  ~  418883      70ö(>  =  l,w »    .  « 

Hcrsogtliuni  Holstein. 


M.  7.^601 

o"™*  W.  69268 

964 
1Ü69 

1,V7"0 
1^5«  „ 

1» 

ZnummeD  144869 

im 

IrM  f, 

P 

m 

Landgeioeinäen  fiber  i  M.  o38;}8 
aOOO  Seelen.  .  ■  .  1 W.  32986 

47» 
471 

1,U  • 

1,«,^  - 

« 

m 

m 

Ztisanimen  66819 

950 

l)i?  IT 

rt 

Aemter  a.  Landschaften  yj*  \\^^ 

1366 

1486 

1,(1  • 

, 

■ 

9 

n 

Zusammen  -22f)729 

2S22 

1  2C,  m 

m 

SfllbtttndigeGatBbefirke  ^;  l^f^^ 

Ii 

0,»2  , 

n 

Zmammen  130419 

1477 

m 

Dm  gaaM  Henogthnm 

3403 
3879 

1,1»  w 
1.37  n 

n 
m 

Ztuammea  567886 

7S82 

1*»  » 

n 

E  Die  ältere  Armen-eeselxgbuiig  in  SeUeBwlg-HolsteiiL 

Wenn  im  Jahre  183').  beim  Beginn  der  regelmässigen  Volks- 
zähliiDgen  in  Schleswig-Holstein,  die  von  Almosen  lebende  Bevöl- 
kerung zwischen  5  und  9;  Prozent  der  gesamniten  Volksmenge 
ausmachte,  so  wird  man  diese  Ziftern,  für  ein  im  Ganzen  frucht- 
bares Land  mit  dünner  Bevölkerung,  zumeist  gewiss  als  sehr holie  be- 
zeichnen dürfen,  hu  llerzogthum  Schleswig  lebten  im  Jahre  1835 
nur  2039,  in  Holstein  2il4  Menseben  anf  der  Quadrat-Meile. 
Amaer  der  Landwirtbechaft,  die  sdion  damals  grosse  Ertrftge  Ue- 
ferte,  standen  noch  manche  andere  Erwerbsquellen  offen:  die  In- 
dustrie arbeitete  freilich  fast  nur  fOr  den  lokalen  Bedarf,  aber 
das  Meer,  welches  das  Land  von  zwei  Seiten  umspfllt,  bietet  Ge- 
legenheit zu  Arbelt  und  Verdienst,  welche  die  Binnenlfinder  ent- 
bdirau  Noeh  anflhUender  wird  die  Erscheinung,  wenn  man  die 
damaligea  Yerhftltnisse  mit  den  Zuständen  vergleicht,  wie  sie  bei 
der  im  Jahre  1769  vorgenoninnenen  ersten  Volkszählung  sieh 
zeigten.  Die  Bevölkerung  Schleswigs  war  in  diesem  Zeitraum  von 
66  Jahren  um  35,40/o,  die  Holsteins  um  .56,1%  gewachsen,  in 
beides  fienogthfimem  hatte  also  nur  eine  mää;)ige  Volkszonahme 
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stattgefunden ;  inzwüeheB  aber  war  die  Zabl  der  Armen  um  2^V9 
auf  die  oben  genannten  Ziffern  gestiegen,  ünd  dabei  umfassten 
die  bei  den  Voikszftblnngen  ermittelten  Zablen  nur  die  anBcbliess- 
lieh,  oder  doeh  hanptsflcblich  von  Almosen  lebenden  Personen, 
neben  diesen  erhielt  noch  eine  Menge  Anderer  Unterstfltzung  aus 
öffentlicben  Mitteln,  wdche  nicht  in  jene  Ziffern  aufgenommen  sind. 

Es  liegt  also  wobl  die  Aufforderung  nahe,  den  Orfinden  nach- 
znforschen,  welche  diese  starke  Quote  von  Almosen  Lebender  in 
einem  sonst  wohlhabenden  Lande,  namentlich  die  so  bedeutende 
Steigerung  derselben,  in  den  letzten  (ii)  Jahren  verursacht  hatten. 

Die  ökonomische  Lage  des  Landes  hatte  sich  allerdings  in 
der  der  Zähhing^  von  1835  vorhergehenden  letzten  Zeit  verschlech- 
tert. Die  Periode  der  niedrigen  Getreide-Preise,  welche  bekannt- 
lich im  dritten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  so  tief  sanken,  dass 
sie  in  vielen  rJecfcnden  die  Erzeiig-iini^skoHten  nicht  mehr  deckten, 
niuriste  für  ein  Land,  dessen  Ausliihr  fast  nur  in  Ackerbau -Pro- 
dukten be-steht,  nothwendig  manclieriei  Uebelstiinde  in  Wwvm  Ge- 
folge haben.  Ein  nicht  unbetrüchtlichor  Theil  der  Grundbesitzer 
und  Landwirthü  war  zum  Konkurse,  (ukv  wenigstens  in  die  aller- 
drückendste Lage  gekoninu'n;  die  Stiiilte,  welche  mit  ihrem  Erwerb 
meist  ausschliesslich  auf  die  Konsumtion  der  Laiiilbi.'woliner  an- 
gewiesen waren,  litten  nicht  minder  dadurch,  da>s  jene  in  Be- 
dränguiss  geriethen.  So  erklär L  sich  leicht  die  auf  den  ersten 
Blick  vielleicht  etwas  auilallende  Erscheinung,  dass  die  Zabl  der 
Armen  sunahm,  w&brend  doch  die  Preise  der  ersten  Lebensbedfiif- 
nissa  immer  niedrigor  wurden. 

Doch  diese  Umstände  allen  reichen  nicht  aus,  um  die  starke 
Quote  der  von  Almosen  lebenden  BeTOlkerung,  wie  sie  sich  in 
Schleswig-Holstein  im  Jahre  1835  zeigte,  zu  erklären.  Die  er- 
wähnten Kalamitäten  trafen  ja  dieses  Land  nicht  allein;  der  grös- 
sere Theil  der  deutschen  Kord-  und  Ostsee -EfistenlAnder  hatte 
unter  dem  Stocken  der  Ausfuhr  und  dem  ungewöhnlich  niedrigen 
preise  des  Getreides  zu  leiden,  ohne  &us  sidi  deshalb  dieselben 
Ersdiemungen  in  gleichem  Grade  gezeigt  biitten.  Ln  Herzogthum 
Lauenburg  z.  B.  betrug  im  Jahre  1840,  wo  dort  die  erste  Volks- 
zählung gleichzeitig  mit  der  in  Schleswig-Holstein  stattfand,  die 
Zahl  der  vnn  Almosen  Lebenden  nicht  einmal  1^%,  während  sie 
im  Herzogthum  ^Schleswig  in  diesem  Jahre  5|^/o  und  in  Holstein 
4'Vo  ausmachte. 

Vielmehr  muss  man  die  über  das  Armcmvp^rn  erlassenen 
gesetzlichen  Bestimmungen  unzweifelhaft  als  eine  der  we- 
sentlichsten Ursachen  ansehen,  dass  in  einem  von  der  Natur  be- 
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gfinstigfcen  Lande  ein  so  beträchtlicher  Theil  der  gar  nicht  sehr 
starken  Bevölkerung  als  von  Almosen  lebend  erscheint. 

In  Schleswig-Holstein  war  schon  früh  neben  die  freiwillige 
und  kirchliche  Armenpflege  die  Fürsorge  des  Staates  getreten. 
Bereits  im  Jahre  1646  erschien  z.  B.  ein  Edikt,  welches  anord- 
nete, dass  beim  Gottesdienste  der  Klingelbeutel  heriiingetraeen 
werden  solle,  um  Geld  für  die  Annen  zu  .saiiinieln.  Im  .labre 
1736  aber  wurde  für  den  damaligen  sogen.  Königlichen  An  theil  in 
Schleswig-Holstein  eine  Verordnung  erlassen,  welche  eine  regel- 
miss^  UntfintQtaning  der  Armen  organigirt,  und  die  als  die 
Gnmdlage  der  noch  gegenwftrtig  hestebenden  Armen-Ordnnng  an- 
zusehen isi 

Dieser  kGnigliche  Erlass  (betitelt:  «Verordnung  vom  7.  Sepi 
1736  wider  das  henim  sehweifende  herrenlose  Gesindd^  wie  anch 
wegen  gftozlicher  Einstellung  des  Betteins  und  damit  Terknfipfter 
Versorgung  wahrer  Almosenswürdiger  Armer")  will  das  Betteln 

überhaupt  abschaffen,  fremde  Bettler  aus  dem  Lande  weisen,  na- 
mentlich die  Zigeuner  austreiben.  Im  §.  1'6  aber  ordnet  er  dann 

folgendes  an: 

, Wahre  und  des  Almosens  würdige  einlieimi.sche  Arme  sind, 
die  alt,  krank,  gebrechlich,  mit  vielen  Kindern  beladen  und  ent- 
weder gar  nicht,  oder  nicht  so  viel,  dass  sie  davon  lel)en  können, 
zu  verdienen  vermögen;  dcsswcgon  konstituiron  und  verordnen  wir, 
dass  künftig  eine  jede  Stadt.  Kommune,  oder  Kirchspiel  .sotliane 
seine  eigenen  Armen  selbst  verpflegen  und  versorgen  soll,  soweit 
zum  nothdürftigrn  Unterhalt  erforderlich." 

In  jedem  Bezirk*?  soll  eine  eigene  Armeiikussf  bestehen,  welcber 
die  iur  solche  Zwecke  verfügbaren  EinküulLe  milder  Stiftungen, 
die  Erträgnisse  der  Klingelbeutel-  und  Becken-Sammlungen,  der 
Aimenbächsen  und  der  monailieh  von  Hans  zu  Haus  rorzuneh- 
menden  allgemeinen  Kollekten  zugewiesen  werden.  Beiehen  alle 
diese  Mittel  nicht  aus,  so  soll  eine  Armensteuer  Aber  alle  Ein- 
gesessenen  des  betreffenden  Bezirks  durch  Setzung  derselben  nach 
Veroggen  und  Einkommen  umgelegt  werden. 

Wo  aber  bereits  wohl  eingerichtete  Armen-Anstalten  sich  be^ 
finden,  wie  dieses  in  verschiedenen  Bezirken  und  Gemeinden  der 
Fall  war,  soll  es  bei  diesen  sein  Bewenden  haben. 

Diese  Verordnung,  welche  zuerst  bestimmt  den  Grundsata 
feststellt:  .jede  Gemeinde  ist  verpflichtet,  die  ihr  angehörigeu 
Armen  zu  unterhalten,"  war  bis  zum  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
die  hauptsäcblichste  Norm,  nach  welcher  sich  die  Armenpflege 
richtete.  Eine  Beihe  einzelner  Verordnungen,  die  nach  und  nach 
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ersdüeneii ,  aielU  meiat  nur  nftbere  Bestimmungen  auf,  nach 
welchen  in  einzelnen  zweifelhaften  f  ftllen  die  OemeindenngehOrig- 
k«t  und  üntentatzQDgspfficbt  entschieden  werden  sollte. 

Erst  am  28.  Dez.  1808  erschien  ein  neues  Oesetz,  welches 
die  bei  der  Armenpflege  maasgebenden  Grunds&tEe  einheitlich  nnd 
ausFabrlicber  feststellte,  theils  um  dafür  zu  sorgen,  dass  die  nöthige 
Hülfe  in  jedem  Fall  sofort  erfolge,  theih  um  Abhülfe  zu  gewähren 
g^gen  mancherlei  Missbräuche,  die,  wie  es  scheint,  in  weitem  Um- 
fange dabei  Platz  gegriffen  hatten.  Ks  Avar  begreiflich,  dass  die 
Gemände- Vertretungen,  welchen  die  stets  wachsende  Last  der 
Armen -Unterstützung  oblag,  dem  weiteren  Zunehmen  des  üebels 
möglichst  Y0V7Aibeugen  .suchten.  Mancherlei  ]\Iaasregeln  wuiden 
insbesondere  ergriden,  um  zu  verhüten,  dass  nicht  auch  Fremde 
im  Verarmungsfalle  der  Gemeinde  zur  Last  fielen.  Bei  diesem 
Bestreben  mag  oft  rücksielitslos  genug  verfahren  sein.  Darum 
ordnet  §.  1  und  §.  2  dieses  neuen  Gesetzes  an:  ,Die  liefugniss, 
Jemandem  aus  einem  Distrikte  zu  verlreiben,  um  ihn  nicht  ver- 
sorgen zu  müssen,  hört  ganz  auf.  Kein  Distrikt  darf  Jemanden, 
so  lange  er  sich  und  die  Seinen  ehrlicli  nährt.  nOthigen,  seinen 
Wohnort  zu  verlassen  oder  Bürgsohait  /u  stellen,  dass  er  im  Ver- 
armnngsfalle  den  Distrikten  nicht  zur  Last  falle." 

Im  Weiteren  wurde  angeordnet,  dass  jedem  Hülfsbedürffcigen 
sofort  ünterstfitzung  zu  gewähren  ist  von  demjenigen  Bezirk, 
in  welchem  er  sich  gerade  anfhfilt.  Die  Kosten  dieser  Unter- 
stfttznng  mnss  derjenige  Distrikt  tragen,  in  welchem  sich  der 
Hftlfsbedürftige  zuletzt  3  Jahre  ununterbrochen  aufgehalten  hat. 
Hat  derselbe  sich  aber  nirgends  3  Jahre  lang  aufgehalten,  so  ist 
die  Gebiuissheimath  zu  seiner  Unterstfitzung  verpflichtet  Die  einem 
iremden  Hfllfsbedfirftigen  einstweUen  gereichte  ünterstätzung  wird 
von  dem  zur  Unterhaltung  verpflichteten  Distrikte  veigQtet.  Doch 
eifolgt  der  Transport  in  denselben,  sobald  dieses  möglich.  Aus- 
Iftader,  die  mit  guten  Pässen  versehen  sind,  können  sich  an  jedem 
Orte,  unter  denselben  Bedingungen  wie  Einheimische,  aufhalten 
und  erwerben  ebenfalls  nach  Sjährigem  Aufenthalt  das  Hecht  auf 
Unterstützung.  Die  Frau  erwirbt  durch  die  Ehe  die  in  dieser 
Beziehung  dem  Manne  zustehenden  Rechte.  Für  das  erkrankte 
Gesinde  ist  bis  zum  Ablauf  der  Dienstzeit  die  Dienstherrschaft  zu 
sorgen  verpflichtet  u.  s.  \v. 

Ein  Zug  der  Humanität  spricht  sieli  unverkennbar  in  diesem 
Gesetze  aus.  welches  ausserdem  bemüht  ist,  in  liberaler  Weise 
Freiheit  der  Bewegung  für  Mitglieder  des  eigenen  Staats,  wie  für 
Fremde  zu  schaüen. 


119 

i  Mit  diesen  Zugeständni^isen  stand  es  denn  firilich  irn  Wider- 

sprach, wenu  in  den  Städten  strenge  Zunftverfassung,  auf  dem 
Lande  meistentlieils  Geschlossenheit  des  Grundbesitzes  herrschend 
I  war,  somit  aU<)  die  Bo.sit/.losen  im  Ganzen  wenig  Aussicht  hatten, 

sich  eine  selbstätidige  Stelhing  und  Besitz  zu  erwerben. 

Kechüet  man  nun  hinzu,  dass  die  Verpflegung  der  Armen, 
trotz  der  dadurch  hervorgerufenen,  immer  höher  werdenden  Last, 
in  Idmdessitte  entsprechend,  dnrehscbnittlieli  eher  eine  reicblicbe 
n  nennen  wer,  ao  darf  man  sich  gewiss  nicht  wundem,  wenn  die 
ZiU  Derer,  welche  die  Ofltentliche  UnterstütEung  in  Anspruch 
oelunen,  eine  TerhUtnissmässig  so  hohe  ist.  Den  Leichtsinnigen 
hielli,  da  Shehindeniisee  für  Besitdose  nicht,  wie  in  andern  Lftndem, 
bestanden,  nichts  ab,  eine  Familie  zu  begründen,  ehe  er  einiger- 
uumn  gesicherte  Anssichi  anf  Versorgung  dai&r  hatte.  Wurde 
er  aber  unföhig,  sich  und  die  Seinen  zu  wnftbren,  so  hatte  er  einen 
begründete  Rechtsanspruch  darauf,  von  seinem  Armenbezirke  die 
nOtiugen  ünterhaltsmittel  zu  erhalten.  Und  selbst  für  den  fleissi- 
gen  und  vorsichtigen  Arbeiter  fehlte  ein  wichtiger  Sporn  zur  Spar- 
samkeit, und  die  Aussieht,  vermittelst  seiner  Ersparnisse  ein  Besitz- 
thum erlangen  zu  können,  welches  ihm  und  den  Seinen  innerhalb 
ihrer  gewohnten  Lebenssphäre  eine  gesieliei  lc  Stellung  dargeboten. 

So  ist  es  leicht  erklärlich,  wenn  die  grosse  Masse  der  Besitz- 
losen sorglos  in  den  Tag  hineinlebte,  unbekümmert  um  die  Zu- 
kunft den  jeweiligen  Verdienst  aufzehrte,  selten  darauf  bedaclit  war, 
lüi  tilltretende  Unglüeksfälk',  oder  für  das  Alter  Ersparnisse  zurück- 
mlegeu.  Fehlt-en  die  eigenen  Mittel  zur  Ernährung,  so  wurde  ohue 
jede  Scheu  die  öfi'entliche  Unterstützung  in  Anspruch  genommen, 
auf  die  jedem  Hülfsbedürfügen  ein  Becht  eingerämnt  war. 

Kamen  nun  noeb  Ümstftnde  hinzu,  welche  die  ökonomische 
Lage  des  ganzen  Landes  verschlechterten,  wie  dieses  durch  den 
Dsogefaiden  Absatz  und  die  niedrigen  Preise  der  Ackerbau-Pro- 
dukt» wahrend  jener  Periode  der  Fall  war,  so  ist  es  wohl  erUftrlicb, 
wenn  die  Zahl  der  yon  der  OffentUcben  Unterstatzong  lebenden 
P^nen  eine  so  bedeutende  Höhe  erreicfate. 


m.  Die  gegenwärtig  gültige  Armen  Urdüung  in 
Bchleswig-Holsteiü.  Die  Zwangsarbeitsanstalten  und  die 

Armenh&user. 

Die  Unhaltbarkeit  dieser  Zustände  war  allmälig  zur  allge- 
meinen üeberzeugung  gelangt.  So  kam  denn  auf  Grund  ausführ- 
licher und  sorgfältiger  ständischer  Verhandlungen  und  Unter- 
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Buchungen  die  neue  Annen -Ordnung  am  29.  December  1841  za 

Stande,  welche  gegeEwSrtig  noch  för  Schleswig -Holatdn  gflltiges  ^ 

Gesetz  ist. 

Die  k'itrnden  Grundsatee  für  die  Armenpflege  sind  im  Wesoii- 
lichen  diesrlljen  geblieben,  wie  sie  schon  in  der  Verurdnuiitr  von 
173(5  aufgestellt  waren.  Im  Einzelnen  suchte  man  aber  jetzt  die 
Art  und  AVeise  der  Unterstützung,  sowie  die  Aun)ringung  der  da- 
für erforderliclien  Kosten  zweckmässiger  und  bestimmter  zu  regeln, 
die  Verwaltung  des  Armenwesens  fester  zu  orgnnisiren  und  gauz 
besonders  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  öttVntliehe  Unterstützung 
nicht  ohne  Noth  und  von  blos  Arbeitsselieiii-n  in  Anspruch  genom- 
men werde.  Zu  diesem  letzten  Zwecke  eracliiet  man  es  für  noth- 
wendig,  denjenigen  Personen,  welche  ofl'eutliche  Armenuntersiützuug 
erhalten,  gewisse  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  aulzuerlegen, 
welche  sie  in  eine  Au^nahnisstellung  versetzen. 

Die  wichtigsten  hierher  gehörigen  ßestinimuugeu  dieser  Ar- 
men-Ordnung von  1841  sind  folgende: 

($.  IB.)  Ein  AoBpnich  auf  öffiBotUcbe  UntentAtisuiig  ist  nur  f^r  Die* 
jenigen  begrandet,  welche  nicht  im  Stande  sind,  a]ch  durch  eigene  Mittel 
oder  Arbeit  den  nothdüiTtigen  I'iit*  rli:i]t  zu  veraohaffeii.  Als  arbeitsunfähig 
können  in  der  Regel  nur  Kiuili  r  oder  ald  rssihwat hf  Pfrsüiien,  sowie  solche 
Personen,  welche  an  k« Jipt'rilcbeu  oder  geistiijcn  Krankheiten  und  Gebrechen 
leiden,  angesehen  werden.  Dm  Vorgeben,  keine  Arbeit  finden  su  kOnnen, 
begründet  im  Allgemeinen  keinen  Anspruch  auf  üiTontliche  Unterstützung; 
vielmehr  muss  Jeder  sich  selbst  Arbeit  verschatTen.  Nur  wenn  besondere 
persünliche  oder  Ertliche  Verhältnisse  dies  in  einzelnen  Fällen  als  be- 
gründet erscheiucu  iasseu  stillteu,  ist  das  Armenwescu  vcrptiichtet,  einzu- 
Bckreiten  und,  eoweft  thnnlidif  Arbeit  sa  verschaffen. 

(§.  26.)  Wer  UiiterKtiii/ung  aus  der  Armenkasse  erb&lt,  steht,  SO  lange 
dieselbe  dauert,  hinsichtlich  seiner  Person  und  seines  Eigenthums,  unter 
der  Aufsicht  um!  Vormuiulseliaft  der  Arnienkollegien. 

(§.  27 )  Kr  hat  daher  den  Anordnungen  des  ArmenkoUegs  hinsichtlich 
seiner  Lebensweise  ond  seines  gannen  Verhaltens  Folge  au  leisten,  muss 
die  ihm  Übertragenen  Arbeiten  Terrichten,  auch  wenn  dieses  eine  zeitweilige 
Entfernung  und  Trennung  von  seiner  Familie  erfordei  t,  und  darf  ^ich  ohne 
Genehmigung  des  Armenkollegs  nirht  ausserhalb  des  Distrikts  autfialten. 
Das  Armenkolleg  ist  befugt,  Die,  welche  öffentliche  (Jnterisluizung  uacb- 
Buchen  und  sieh  Vi^bondiren,  Betteln,  TronkOlligkeit  oder  sonstiges 
ichlechtes  Betragen  haben  zu  Schttlden  kommen  lassen,  mit  Genehmigung 
der  Oltrigliiit  in  Zwangsarbeitsanstaltcn  zu  versetzen.  Wer  in  anderen 
Kommunen  wiederholt  die  Unterstützung  in  AiiHprnrb  p»  nommeu,  und  da- 
durch seiner  Ueimathskommuue  Kosten  verursaclit,  muss  zur  Yenneiduog 
solcher  auf  Verlangen  sich  dorthin  begeben. 

(§.  30.)  Wer  nach  zurückgelegtem  18.  Lebenijahra  oder  nach  beende- 
ter Lehrzeit  aus  einer  Armenkasse  of!entliche  Unterstützung  irennsson  und 
nicht  zurückerstattet  hat,  ist  nur  mit  Einwilligung  seiner  Ueimathskoiumune 
zur  Eingehung  einer  Ehe  berechtigt. 
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(§.  37.)  Die  Sachen  Derer,  welche  fortwährend  öffentliche  TTnter- 
«Mtniif  geniMMii,  ftUcn  unter  Yurbebalt  der  Rechte  Uterer  Oliubiger  der 
AmenkasM  enheim.  Dieselben  verden  daher,  wenn  es  nMhig  und  zweck- 
mässig befunden  wird,  Tcrzeichnet,  und  dM  ArmenkoUeg  kMio  nack  seinem 
Ermessen  über  selbige  verfiigrn 

(§.  39.)  Wird  nur  in  Krankheitsfällen  oder  sonst  vorübergehend  ein^ 
Uitttitfltsniig  gereiekt,  so  steht  der  Armenkuee  gidckfalls  ein  Ersatz- 
•sspniek  gegen  den  Untersttktsten  zu.  Vcräusserung  der  dem  Unter- 
stützten von  der  Armenkoflunnae  verabreichten  Gegenstinde  vird  auch  in 
diesen  Fällen  lieslraft 

(§.  40.)  Für  die  Unterstiitzuug,  welche  ein  Distrikt  einem  Halfdbedürf- 
tigen  gdeistet  hat^  kann  derselbe  die  Hechte  des  Unteratfltzten  gegen  An- 
iere  aodi  ohne  dessen  Znstimniniig  bis  aar  vollen  Schadloshsltung  gdtend 
■Mieo.  — 

Ueber  die  der  Verpflichtang  der  Kommune  vorausgehfindeii 

Verbindlichkeiten  wird  bestimmt,  dass  Eltern  und  Kinder,  Aszen- 
denten und  Deszendenten  zu  gegenseitiger  ünierstütz\iiif^  verpflich- 
tet sind,  nach  dem  Verbältnisäe  der  gesetzlichen  Erbfolge.  Adop- 
tion begründet  diese  Verpflichtung  nur  zwischen  Adoptiveltern  und 
Adoptivkindern.  Stiefeltern  haben  für  die  Stiefkinder  bis  zum 
18.  Jahre  zu  sorcren .  aber  auch,  wenn  dieses  geschehen  ist,  von 
diesen  wieder,  erforderlichen  Ealls,  Unterstützung  zu  beanspruchen. 
Uneheliche  Kinder  sind  bis  zum  18.  Jahre  vom  Vater  zu  ali- 
mentiren. 

In  Betreff  diT  vom  Armenwesen  zu  reichenden  Unterstützung 
wird  bestimmt,  dass  dieselbe  wo  möglich  nicht  in  baarem 
Gelde  zu  leisten  sei. 

Es  darf  Unterstützung  aber  auch  gegeben  werden,  um  gänz- 
lidisr  Vffsrmung  Torzubeugen. 

Sine  wesendiche  Aenderung  trat  jetzt  ein  binsichtUcb  der  Be- 
stimmung, welcher  Distrikt  zur  Versorgung  eines  Armen  verpflich- 
tet sei,  indem  nunmehr  §.  58  des  Gesetzes  bestimmt:  ,In  der 
Bogel  hat  Jeder  an  dem  Orte  Heimathsrecht,  wo  er  geboren  ist, 
und  ist  im  TerarmungafaU  von  der  Gebnrtskommnne  zu  Teisorgen. 
An  die  Stelle  der  Gebartsheimath  tritt  jedoch  die  Heimath  des 
längeren  Aufenthaltes,  wenn  Jemand  nach  vollendetem  18.  Jahi« 
15  Jalire  in  einer  anderen  Armenkonmrone  ordentlichen  Aufenthalt 
gehabt  hat. 

Für  die  auf  Reisen  Geborenen  tritt  die  Heiraath  der  Eltern 
ein;  nur,  wenn  diese  nicht  zu  ermitteln,  oder  im  Auslande  belegen 
nod  die  Aufnahme  des  Kindes  dort  nicht  zu  erlangen  ist,  gilt  der 
Geburtsort  als  Geburtsheiniath.  Für  uneheliche  Kinder  gilt  der 
Ort,  wo  die  Mutter  10  Monat  vor  der  Geburt  ihren  ordentlichen 
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Aufenthalt  hatte,  oder  heimathsberecbtitrt  war.  nur  eventuell  als 
Geburtsort.  Der  Aufentlialt  gewährt  jedoch  keinen  Anspruch  auf 
Versorguntj  bei  den  Militärpersonen  an  Garniaonsortcn,  bei  den 
Insassen  von  Taubstummen-,  Irren-.  Pflege-Anstalten,  den  Sträf- 
lingen lind  (lefanp^enon.  Auch  I)ie)eni£,^en,  welche  aus  der  Armen- 
kasse eiiiei'  anderen  Koniniune  ruterstützuug  erhalteu,  erwerben  au 
ihrem  Aufentiialtsorte  keinen  solchen  Anspruch. 

In  Uetreff  der  Freizügigkeit  heisst  es  jetzt:  „Das  Einziehen 
und  der  Aufenthalt  in  einer  Kommune  kauu  keinem  Inländer, 
welcher  ^ich  uud  die  Seinen  ohne  Unterstützung  der  Arnienkaäsje 
nährt  und  gehörig  legitimirt  ist,  versagt  werden". 

Die  früher  auch  Ausländern  gewährte  Belugniss,  beliebig 
ihren  Aufenthalt  unter  denselben  Bedingungen,  wie  die  Inländer, 
nehmen  zu  dürfen,  war  bereits  durch  ein  kurz  vorher  erlassenes 
besonderes  Gesetz  (Patent  vom  5.  Nov.  1841)  aufgehoben.  Dieses 
verfügt:  »Ausländem  ist  die  Niederlassung  in  einer  Kommune  nicht 
ohne  ausdräeklicbe  obrigkeitliche  Genehmigung  zu  gestatten." 
IHese  wird  geknüpft  an  die  Erbringung  des  Naehweises,  dass  der 
Fremde  bisher  ehrlichen  Broderwerb  betrieben,  keine  schwere  Strafe 
erlitten,  im  Stande  ist,  sich  und  die  Seinen  redlich  zu  ernfthien, 
sowie  dass  seine  Heimathskommune  ihn  erforderlichen  Falk  wieder 
aufnimmt. 

Sind  diese  Bedingungen  erfüllt,  so  erwerben  aber  auch  Aos- 
l&nder  nacli  15 jährigem  ununterbrochenem  Aufenthalte  in  einer 
T\  rnmune  daselbst  Heimaths-  und  Unterstütsungsrechtt  ebenso  wie 

Inländer. 

Auch  über  die  Bildung  der  Armendistrikte,  die  Zusammen- 
setzung der  Armenkollegien,  sowie  über  die  Aufbringung  der  er- 
forderlichen Geldmittel  wurden  ausfuhrlichere  Bestimmungen  ge* 
troffen. 

Jede  wStadt  bildet  jetzt  eine  besondere  Armenkommune ;  auf 
dem  Lande  bleibt  es  bei  der  bestehenden  Kintlieilung,  die  schon 
in  alter  Zeit  zum  Theil  nach  ziemlich  zufälligen  Normen  entstan- 
den war.  Im  Allgemeinen  lässt  sich  dafür  angeben,  dass  die 
Armeiiilistriktsbildung  im  Herzogthum  Schleswig  ganz  überwiegend 
aus  dem  kirchlichen  Nexus  hervorgegangen,  während  sie  im  Herzog- 
thum Hidsteiii  mehr  auf  dem  Jurisdiktionsverbande  beruht.  Meisten- 
theils  bilden  die  Kirehspiele  die  Armendistrikte.  In  administrativer 
Hinsicht  ist  es  gestattet,  die  einzelnen  Distrikte  in  Unterabtheilun- 
gen  zu  zerlegen;  doch  gelten  diese  nach  Aussen  (besonders  ift 
Fragen  der  H^matfasberechtigung)  nur  als  eine  gemeinsame  Kern* 
mmie. 
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^  >b  Die  Armenkollegien,  welchen  die  Verwaltun«:,'  der  Armenpflege 

obliegt,  werden  auf  dem  Lande  gebildet  aus  einer  obrigkeitlichen 
i  ^  Person,  einem  oäor  mehreren  Predigern,  und  mindestens  3  Mit- 

5blt  gliedern  der  Kornriiune.    In  den  Städten  sit/en  darin  der  Polizei- 

aill*  nieister,  ein  oder  mehrere  Prediger,  ein  oder  zwei  Mitglieder  des 

SU  Magistrats,  einige  depiitirte  Bürger,  sowie  eine  oder  einige  von 

der  städtischen  Gerichtsbarkeit  exiniirte  Personen.    Die  spezielle 
iita  Kürsorge  für  die  Armen  liegt  besonders  bestellten  Armenpflegern 

iih  ob,  die  ebenso,  wie  die  übrigen  gewählten  Mitglieder,  immer  drei 

1^  Jüan  fongiren.    Alle  diese  Geschäfte  werden  unentgeltlich  ge- 

kistet 

ieliig  Die  Kosten  der  Amenpllege  werden  beslaitten  im  Weeent- 

nder.  SdieD  ans  denselben  Qaellen,  welche  schon  im  Jshre  1736  fOr 

joH  diesen  Zweck  bestimmt  warden.   Zu  den  damals  schon  aufge- 

<iess  iBbrien  Intraden  der  Armenkasse  kommen  im  AUgemeinen  jetzt 

lickt  Boch  hinza  die  ErtrSge  ans  den  Erlaubnissscheinen  ffir  B&Ile, 

n.*  Öffentliche  Sebaustellnngen  u.  s.  w.,  der  Eilös  aus  den  Sachen  der 

iia  Uatentatzten,  von  denen  aber  wenigstens  die  letztere  Einnahme 

bitfr  80  gat  wie  gar  nicht  in  Anschlag  kommen  kann.  Wichtiger  sind 

liti,  die  mancbeo  Bezirken  bewilligten  besonderen  Einnalmien,  wie  z.  B. 

die  Abgabe  von  l"/o  vom  Ertrage  öffentlicher  Auktionen,  V'  «  von 
dem  Kaufpreise  veräusserter  Grundstücke,  die  in  der  Stadt  Kiel  in 
Iis«  einzelnen  Jahren  einen  Ertrag  von  -1  -  öOOO  Thaler  lieferte. 

i0  Den  grössten  Theil  der  Kosten  ninss  indessen  in  den  meisten 

fje  Distrikten  die  „nach.  Vermögen  und  Eiukonuneu*  der  JEIiuwohner 

umgelegte  Armensteuer  aufbringen, 
lei*  Da  dieser  KommunalauHaf?e  alle  Einwohner  des  Distrikts  (mit 

jf.  Ausnahme  der  für  ihre  Gagca  davon  befreiten  Militärpersuneu) 

gg.  unterworfen  sind,  und  die  gerechte  Vertheilung  der  oft  sehr  be- 

deutenden Beiträge  von  Wichtigkeit  ist,  so  wurde  eine  besondere 
jif  Ssfeuugskomiuissiou  für  jeden  Arraendistrikt  angeordnet,  welche 

^  ans  dem  Annenkollegium  und  mehreren  besonders  dazu  gewählten 

^  Gemeindemitgliedern  zu  bilden  ist. 

^  Wdehe  bedeutenden  Ausgaben  das  Armenwesen  den  Gemein- 

^  denTerorsacht^  geht  aus  einer  Zusammenstellung  über  die  Armen- 

^  laaten  in  den  Herzogthfimem  hervor «  welche  Bergsoe  in  seinem 

^  Buche:  den  Danske  Stats  Statistik,  Bl  4.  S.  301  mittii^i  Da- 

^  nach  betrugen  dieselben  um  die  Mitte  der  40er  Jahre,  im  Yer- 

uj.  bältniss  zur  Bevölkerung  berechnet,  in  8  von  den  Schleswigschen 

jj  Städten  über  1  Thaler  pro  Kopf  der  Einwohnerzahl,  erreichten 

^  sogar  in  Flensburg  (bei  61^..  Armen)  die  Höhe  von  2  Tlilr. 

ä  Sgr.,  und  sanken  nur  in  dm  übrigen  4  Städten  unter  1  Thlr. 
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und  Kw«r  aneb  mir  bis  21|  Sgr.  (HaderslebeD  mit  4{y«  Armen)  kkn 
herab.  sei 

In  Holstein  hatten  6  Städte  zwischen  I  und  Thlr.  pro  tu 
Kopf,  3  Stfultc  von  |  bis  1  Thlr.  and  4  Stftdte  ron  i  bis  |  Thlr. 

pro  Kopf  zu  tragen. 

In  den  Landdistrikten  wechselt  der  Betrag  in  weit  stärker«!  V5.1 
Verhältnissen;  selbst  in  ilorselben  Propstei  hatten  die  einzelnen 
Kirchspiele  sehr  verschiedene  Armenlasten.    Dabei  tritt  die  auf 
den  ersten  Blick  befreradliclie  Erscheinung  hervor,  dass  gerade  in 
den  alleii'rueiit^arsten  Landstrichen  die  Armenlasten  am  höchsten 
sind.    So  betnii^eii  diosi  lbi'ii  in  einzelnen  Kirchspielen  der  durch  ^t- 
ihren  fetten  ]\yars(  }!b'iden  berühmten  Landschaft  Eiderstedt,  aller-  .555 
dings  nur  ausnahmsweise,  bis  zu  4  Thlr.  3|  Sgr.  pro  Kopf  der  fjy 
Bevölkerung. 

Auch  in  Holstein  /eigen  die  Marschdistrikte  die  höchsten  j^^j 
Armenlasten,  iinlein  dieselben  in  einzelnen  Distrikten  von  Dith-  ijg 
marschen  bis  zu  1  Thlr.  14  Sgr.,  in  der  Kremper  Alarsch  bis  zu  ijjj. 
1^  Thlr.  steigen. 

Andererseits  sanken  dieselben  in  einzelnen  schleswig'achen  ;  • 

Kirchspielen  bis  auf  2  oder  3  Sgr.,  in  einzelnen  holsteinischen  bis 
auf  4  mid  5  Sgr.  pro  Kopf  herab.  ^ 

Das  Armen-Gesetz  von  1841 ,  welches  die  Versorgung  eines  ^ 
Verarmten,  man  darf  wohl  sagen  meist  bis  an  sein  Lebensende,  .  ]^ 

der  Oebnrtskommnne  zuweist,  verhinderte  es,  dass  die  grosse  Ver- 
sehiedenheit,  welche  sich  in  der  Belastung  der  einzelnen  Armen- 
distrikte zeigt,  sich  einigermaasen  ausgleichen  konnte.  Da  jedes 
Herzogthnm  in  mehrere  hundert  Heimathsdisirikte  zerfftUt,  so  sind 
dieselben  so  klein,  dass  dem  Zufall  bei  den  in  ihnen  hemchenden 
Zahlenverhältnissen  ein  weiter  Spielraum  fiberlassen  ist.  \^ 

Bemerkenswerth  durfte  es  sein,  dass  die  sogenannten  adligen 
Distrikte,  trotz  der  oben  angedeuteten  Verschiedenheit  in  den  Besitz- 
verhältnissen, nur  ungefähr  dieselbe  Quote  von  Annen  haben,  wie  .^^^ 
die  bäuerlichen  Distrikte.   Im  Einzelnen  zeigt  sich  in  den  ersteren  ^ 
gewöhnlich  die  Zahl  dpr  männlichen  Armen  etwas  kleiner,  die  ^ 
Zahl  der  weiblichen  Armen  dagegen  etwas  grösser,  als  in  den 
letzteren.    Es  dürfte  dieses  wohl  darin  seinen  Grund  haben,  dass 
die  Grundbesitzer,  welche  doch  hauptsächlich  die  Armenlast  zu 
tragen  haben,  sehr  häufig  alte  oder  gebrechliche  Männer,  die 
anderwärts  ausschliesslich  der  Armenunterstützung  anheimfallen, 
noch  als  Tagelöhner  zu  beschäftigen  suchen,  wenn  sie  auch  nicht 
mehr  volle  Arbeit  zu  leisten  vermögen.    Wenn  dagegen  die  Zahl 
der  weibliclien  Armen  wiederum  eine  grössere  ist,  so  kann  dies 
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als  Beweis  dafür  gelten,  dass  die  Versorgung  der  Armen  m  den 
sogenannten  adligen  Distrikten  wenigstens  nicht  mit  mehrBigOiO- 
sität  verfahrt,  als  anderwärts. 

Das  Gesetz  von  l.'-!41  suchte  eine  Verminderung  der  Armen- 
lasten im  Wesentlichen  dadurch  zu  erreichen,  das3  es  die  Zahl 
Derer,  welche  die  öffentliche  Unterstützung  beanspruchen  konnten, 
zu  mindern  suchte.  In  erster  Linie  sind  zur  Unterstützung  Hülfg- 
bedürfti^er  die  Angehörigen  im  weiteren  Sinne  verpflichtet.  Wer 
aber  öffentliche  Hülfe  suclit,  iiiuss  sich  persönlich  melden  und 
einer  genauen  Untersuchung  seiner  Lage  und  Verhältnisse  sich 
nnteniehen,  nnd  die  vm  dem  Annenwesen  dauernd  Ünterstötzten 
kommen  in  eine  Vormundschaft,  welche  ihnen  nicht  allein  die  Ver- 
flgong  über  die  ihnen  vielleicht  noch  gebliebene  Habe  entadefat, 
Müdem  sie  auch  wichtiger  persönlicher  Bechte  beraubt.  Es  mag 
fraglich  sein,  ob  diese  weitgehenden  Beschränkungen  der  persOn- 
lidwa  und  sachlichen  Dispositionsbefngniss  den  gegenwärtigen 
Rechtsverhältnissen  noch  völlig  entsprechend  sind;  zur  Zat  des 
Erla.sscs  jener  Verordnungen  erschienen  sie  als  nothwendig  und  es 
ist  Yon  ihnen  auch  im  Allgemeinen  stets  ein  so  humaner  Gebrauch 
gemacht  worden,  dass  nur  sehr  selten  begründete  Klagen  über 
Härten  vorgekommen  sind,  welche  durch  die  den  ArmenkoU^en 
eingeräumten  weitgehenden  Hefugnisse  hervors-crufen  waren. 

Die  grösste  Platte  fitr  das  Armenwesen  sind  wohl  überall  die 
arbeitsscheuen  oder  sonst  durch  eigene  Schuld  in  Arniuth  gerathene 
Personen,  die  schon  aus  Gründen  der  öffentlii  hcn  Sicherlieit  nicht 
ihrem  wohlverdienten  Schicksalo  lÜH  ilassen  werden  können.  Diese 
erheischen  eine  andere  Behandlung,  wie  die  unverschuldeten  Armen, 
und  doch  sind  sie  oft  nur  schwierig  von  ihuon  zu  unterscheiden. 
Dabei  bilden  diti  \'erschärfun;^eu,  welche  die  Armenverordnung  von 
1841  einführte,  gerade  ihnen  gegenüber  nur  eine  wenig  wirksame 
Sdmtiwehr.  Als  Mittel  zur  Abhülfe  in  dieser  Bicbtung  erschien 
die  Bnichtnug  von  Zwangsarbeitsanstalten,  die  auch  schon  in  dem 
obengenannten  Gesetze  vorgesehen  war,  und  auf  die  sich  jetzt  die 
Öffentliche  Aufmerksamkdt  richtete.  Die  Versammlung  der  schles- 
wig-holstein'schen  Prftlaten  und  Gutsbesitzer  setzte  im  Jahre  1844 
m  dem  den  adligen  Gütern  und  KlOstern  gehörigen  Fond  die 
Summe  von  800  Spezies  (1200  Thlr.  preuss.)  aus  zum  Preise  f&r 
die  beiden  besten  Abhandlungen  über  Anlegung  von  Zwangs- 
arbeitsanstalten  in  den  Herzogthümern.  Es  liefen  denn  auch  eine 
Anzahl  Konkurrenzschriften  ein,  und  die  ausgesetzten  Preise  wur- 
den vertheilt;  allein  man  stiess  sehr  bald  auf  ein  anfänglich  viel- 
leicht nicht  genug  gewürdigtes  Hinderniss.  Die  grosse  ZerspUtte- 
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inDg  der  ArmenTerwaltung  machte  die  Herstellung  von  Anstalten, 

welche  für  ein  umfangreiches  Gebiet  berechnet  sein  müssen,  ausser- 
ordentlich ächwierig.  Desshalb  liess  man  denn  auch  bald  die 
eigentlichen  /n  aagsanstalten  mehr  ansser  Acht  und  richtete  sein 
Augenmerk  vielmehr  auf  die  Erriclitung  von  gewöhnlichen  Armen- 
und  Arbeitshäusern,  in  welchen  nöthigenfalls  auch  Vorkehrungen 
getroffen  wurden,  um  gegen  die  etwa  vorhandenen  Arbeitsscheuen, 
Vagabunden  u.  s.  w.  den  erforderlichen  Zwang  ausüben  zu  können. 
Immerhin  bleibt  die  Nähe  derselben .  namentlich  für  die  Kinder, 
welche  in  den  Anstalten  m\i  verpliegt  werden,  ein  Uebebtand. 

Diese  Armen-  und  Arbeitshäuser  hissen  sich  auch  von  ein- 
zelnen grösseren  Armenkommunen  allein,  oder  von  einigen  benach- 
barten gemeinsam  errichten.  Es  bedarf  dazu  einer  besonderen 
Erlaubniss  der  Provinzialregierung,  welcbc  das  zu  erlassende  Re- 
gulativ prult  und  genehmigt.  Der  Zweck  solcher  Anstalten  wird 
in  den  Regulativen  gewöhnlich  dahin  featgedtellt: 

.IHe  Aimemmieratfitzung  auf  eine  bessere  Weise,  als  seither, 
zu  leisten,  den  Andrang  solcher  Personen,  welehe  nicht  wirkHeh 
lifilfshedflrftig  sind,  von  der  Annenlcasse  abzuhalten,  den  noch 
ArbdtsfiUiigen  Gelegenheit  zu  geben,  nach  Maas  ihrer  Er&fte  sich 
nfitzlich  zu  machen,  Arbeltsschene  aber  durch  Zwang  zur  Arbeit 
anzuhalten,  den  Kindern  bei  gehöriger  An&icht  und  Leitung  zor 
Thfttigkdt  eine  beasere  Erziehung  zu  gewähren  und  dem  Betteln 
derselben  gänzlich  Einhalt  zu  thun.* 

In  den  beiden  letzten  Dezennien  sind  dieser  Anstalten  eine 
grosse  Anzahl  en-ichtet  worden  und  sie  haben  entschieden  zur 
Besserung  der  vorhandenen  Uebelstände  selir  viel  beigetragen. 
Allerdings  beliefen  sich  in  der  Kegel  die  Kosten  für  die  in  den 
neu  errichteten  Armen-  und  Arbeitshäusern  verpflegten  Personen, 
auf  den  Kopf  vovtheiU.  nicht  unbeträchtlich  höher,  als  früher  da- 
für aufgewendet  wurde.  Allein  bnld  trat  eine  Abnahme  der  Unter- 
stützung Begehrenden  ein,  da  Viele  sich  scheuten,  in  das  Armen- 
haus zu  gehen,  die  sonst  unfehlbar  die  öffentliche  Hülfe  in  Anspruch 
genommen  lintten.  Und  diese  Minderung  wurde  in  vielen  Distrik- 
ten bald  so  bedeutend,  dass  die  üesammtkosten  absolut  geringer 
wurden.  Damit  war  denn  aber  offenbar  ein  doppelter  Vortheü 
erreicht. 

Dass  die  Abneigung  vor  dem  Eintritt  in  ein  Armenhaus 
nicht  etwa  durch  die  übergrosse  in  ihnen  geübte  Härte,  dürftige 
Verpflegung  u.  s.  w.  hervorgerufen,  bedarf  kaum  besonderer  Er- 
wähnung.   Die  günstigen  Wirkungen  der  kommunalen  Selbst- 
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Terwalhing  haben  dcb  gerade  bei  diesen  Anstalten  im  besten 
Lidite  gezeigt. 

Die  Armen -Ordnung  von  1841  sollte  zwar  schon  im  folgen- 
den Jahre  in  Kraft  traten;  in  einzelnen  Distrikten,  wolehc  aus 
früher  getrennten  BestanfUheilen  erst  neu  zu  bilden  waren,  ver- 
?iiig  damit  indessen  noch  ]Lii)L':t'ie  Zrit.  Bei  der  Zählung  von 
I84.'i  zeigt  sich  der  Einfluss  derselben  nur  erst  sehr  wenig.  Aber 
ganz  anders  werden  dann  die  Zahlen,  welche  die  Zählung  von 
1855  darstellt,  wo  auch  die  Wirkung  der  Erriclitnng  von  Armen- 
Arbeitshäusern  bereits  zum  Vorschein  kommt.  Seitdem  wird  die 
Ziffer  der  von  Almosen  Lebenden  mit  jeder  folgenden  Zählung 
geringer,  so  dass  also  diese  Besiiltate  wenigstens  für  die  Zweck- 
ndasigkeit  der  gescbilderten  Einrichtungen  za  sprechen  scheinen. 


IV.  Das  Armenwesen  der  Stadt  Kiel. 

Das  Annenwesen  der  Stadt  Kiel  ist  dazn  geeignet,  die  Art 
uodWäse,  wie  in  Schleswig-Holstein  die  Armenpflege  geübt  wird, 
etwas  näh^r  zu  illustriren,  obwohl  gerade  die  in  Kiel  bestehenden 
£iDricbtiU)gen  nicht  unbedeutende  Abweichungen  zeigen  von  den 
Normen,  welche  die  Armenordnnng  von  1841  aufstellt.  Aber  es 
ist  hier  ?chon  seit  langer  Zeit  ein  Prinzip  zur  durchgreifenden 
praktischen  Anwendung  gekommen,  welches  sich  für  die  Armen- 
pflege überhaupt  als  sehr  förderlich  erwiesen  und  dem  gegenwärtig 
sich  iillg^eniein  die  Aufmerksamkeit  zuwendet  —  das  Heranziehen 
freiwilhger  Privatthätigkeit  in  weitem  Umfange. 

Die  Armenpflege  wird  in  der  Stadt  Kiel  ausgeübt  durch  die 
im  Juni  des  Jahres  1793,  besonders  auf  Anregung  des  bekannten, 
um  das  Land  vielfach  verdienten  vStatistikers  Professor  Niemanu, 
gegründete  Gesellschaft  freiwilliger  Armenfreunde.  Den 
Namen  bat  dieser  Terein  yon  der  freiwilligen  Dienstleistung  seiner 
Hüjglieder,  nidit,  wie  Tiel&ch  geglaubt  worden,  von  den  freiwilli- 
ge Betträgeu,  mit  denen  derselbe  allerdings  dn  halbes  Jahrhun- 
dert lang  (bis  1848)  im  WesenÜichen  seine  Aufgabe  zu  bestreiten 
Tennocht  bat 

Zorn  Eintritt  in  den  Verein  sind  alle  zu  den  KommonaUaaten 
beitragenden  Personen  befiUiigt;  ein  fiber  die  Aufbabme  abzuhalten- 
des Ballotement  ist  mehr  nur  Formsache.  Die  Gesellschaft  hftlt  in 
jedem  Monat,  zur  Erledigung  der  laufenden  Geschäfte,  eine  ordent- 
liche Versammlung,  in  welcher  Jed^  Mitglied  •stiiiiinb^eohl^gt^'iälp 
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Tagesordnung  und  Beschlüsse  der  Yersammlungen  werden  durch 
fiffenüiche  Bl&tter  bekannt  gemacht;  ebenso  wird  ein  Geeanun^ 
bericht  und  die  Bechnungsablegung  veröffentlicht. 

Beau&ichtigt  wird  die  Gesettsehaft  durch  das  sogen.  Armen- 
diielctorium,  welches  dem  in  dem  Gesetz  von  1841  angeordneten 
Armenkollegium  entspricht,  und  in  Kiel  durch  den  jedesmaligen 
Bürgermeister,  den  PolizeimcisttT,  den  Hau[)tprediger,  ein  Mitr 
glied  der  Universität,  ein  Mitglied  für  die  elicdera  kanzlcisässigen 
Einwohner  und  zwei  von  der  Gescllschatt  freiwilliger  Armenfreunde 
aus  ihrer  Mitte  gewählte  Doputirte  gebildet  wird.  Dieses  Armen- 
direktoriura,  verstärkt  durch  ein  Mitglied  des  Magistrats  und  4  Mit- 
glieder des  Depuiirtonkollegiums,  bildet  /nf^l«''ich  dio  Satzungs- 
kommission, welcher  die  Einschätzung  zur  Armensteuer  obliegt. 

Die  Geschäftsführung  nach  Aussen  vermittelt  theils  das 
Armendirektoviuui,  theils  das  Annenpolizeigericlit,  welches  letztere 
durch  die  Mitglieder  des  l'olizt'lgerichts  und  die  beiden  Deputirten 
der  Gesellschaft  gebildet  wird. 

Die  innere  Verwaltung  tülirt  die  Gesellschaft  durch  eine 
Anzahl  ständiger  Konmiissiouea,  welche  sie  aus  der  Zahl  ihrer 
Mitglieder  erwählt. 

1.  Die  wichtigste  darunter  ist  die  V ersorgungs-Kommis- 
sion,  der  die  eigentliche  Armenpflege  obliegt,  und  die  aus  dem 
Vorsitzenden,  dem  ProtokoUfQhr»',  dem  Vorsteher  der  Zwangs- 
arbeitsanstalt,  dem  Eassirer  und  6  Besirksvontehem  zusammen- 
gesetKt  ist.  Die  Stadt  ist  in  ane  Anzahl  Pflegedisirikte  getfaeilt, 
(36)  deren  jedem  ein  Pfleger  vorsteht;  etwa  6  Pflcgedistrikto  bil- 
den onen  Versorgungsbezirk  unter  einem  Beairksvorsteher.  Die 
Pfleger  werden  von  der  Kommission  gewühlt  und  von  der  Gesell- 
schaft in  Pflicht  genommen.  Ihnen  liegt  die  Vertheflung  der 
unter  ihrem  Beirathe  bis  zu  einem  gewissen  Betrage  von  dem 
BezirksTorsteher,  darfiber  hinaus  von  der  Veraorgungskommission, 
bewilligten  Unterstutzungen  ob,  sowie  die  spezielle  Beaufeichtigung 
der  Unterstützten.  Zu  Pflegern  werden  nur  solche  Männer  er- 
wählt, die  in  dem  betreffenden  Distrikte  genaue  Lokal  bekannt- 
schafb  haben;  und  einem  jeden  sind  nur  etwa  12  Arme  im  Durch- 
schnitt zugewiesen.  Von  Zeit  zu  Zeit  wird  von  der  gesammten 
VersorgungskomiTiission  eine  allgemeine  Prüfung  aller  Unter- 
stützungen vorgenommen.  Durch  diese  Einrichtung  wird  einer- 
seits die  genaue  rcborwacluiug  und  Sortrfdlt  im  Einzelnen,  an- 
dererseits die  erforderliche  |>rinzipielle  Einheit  im  ünterstfitzungs- 
wesen  erreicht.  Natürlich  geschehen  alle  diese  zum  Theü  sehr 
mühevollen  Funktionen  unentgeltlich. 
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^  2.  Der  aus  einem  Prediger  und  8  anderen  Mitgliedern  ge- 

•BUrt*  bildeten  Schul-  und  Arbeitskommission  ist  die  Aufsicht 

über  da3  Schulwesen,  soweit  die  Arnit-riverwaltung  noch  dabei  be- 
im* tbfilip^t  ist.  sowie  über  die  Arinen-Aibeitsanstalt  übertragen.  Bis 
tahl            auf  die  neuere  Zeit  hatte  die  Ariiienverwaltung  auch  den  grös- 
iI|t|Bi           seren  Theil  der  städtischen  iSch ulanstalten  aus  ihren  Mitteln  zu 
Hit-  unterhalteu. 

»gBi  3.   Die  aus  14  Mitgli»Mlerii   bestehende  Aulsichtiskoni- 

«nk  missiou  hat  die  voniiimdscliuliliciie  Aufsicht  und  Fürsorge  für 

flUdB*  die  auf  Kosten  des  Armenweseus  erzogenen  Kinder  nach  dereu 

tUt^  Eonfin&ation  auszuüben. 

uDgs*  4.  Die  BeYisionskommissioii  hat  die  Aufgabe,  noima- 

>li^  ÜTefiestimimmgeu,  oder  sonstige  vicbtagere  Fragen  zn  begutachten. 

^  5.D.6.  Hoch  zwei  andere  Kommissionen  sind  bestellt  för 

tzteR  die  Yerwaltong  von  2  besonderen  Instituten,  welche  durch  die 

OMIsehaft  begründet  und  Eigenthum  derselben  sind.  Das  eine 
denelben,  das  Kieler  Wochenblatt,  hat  bis  auf  die  neuere  Zeit 
eve  nicht  unbetrSehtUdie  TIeberschnsse  in  die  GesellscbafiBkasse  ge- 

j]iRr  liefert.  Zu  Zeiten  hatte  dasselbe  auch  eine  journalistische  Bedeutung, 

Viel  mächtiger  aber  ist  die  Spar-  und  Leihkasse,  welche 
Hl»-  gegenwärtig  zu  einem  so  bedeutenden  (Jeschäfts-Umfang  heran- 

joii  gewachsen  ist,  dass  die  jährliche  Einnahme  und  Ausgabe  etwa 

6(JO,000  Thaler  beträgt,  die  au^*geliehenen  Kapitalien  sich  auf 
mehr  als  l  Million  Thaler  belaufen.   In  der  langen  Zeit  ihres  ße- 
jjjll.  Stehens  bat  diese  Anstalt  einen  eigenen  Fond  von  etwa  200000  Thlr. 

Ilj.  ans  ihren  r<4)erschü?sen  anger^aiumelt.    Da  es  jetzt  nicht  mehr 

angeraesäen  erscheint,  diesen  Heservefond  noch  in  gleichem  fort- 
^  schreitenden  Maase  zu  erhöhen,  so  weiden  seit  180;]  zwei  Drittel 

^  der  jährlichen  üeberschüsse  der  Gesellschaft  zur  Verwendung  für 

Zwecke  der  Mildthätigkeit  im  weiteren  l  inlange  übergeben.  Und 
iwar  beschränken  sich  diese  Verwendungen  keineswegs  blos  auf 
die  Stadt  Kiel;  doch  sollen  sie  nicht  dazu  dienen,  die  regelmäs- 
ngen  Aimenkosten  damit  zn  bestreiten,  vielmehr  hauptsächlich 
^  zur  Unterstützung  oder  Begründung  von  Anstalten,  die  die  Be- 

^  Bchrtakung  der  Aimuth  bezwecken.  So  ist  z.  B.  auch  das  neue 

Armen-Arbatshaus  aus  diesen  Rütteln  hergerichtet  worden. 

In  solcher  Weise  hat  die  Gesellschaft  freiwilliger  Armen- 
freunde  nun  bereits  seit  75  Jahren  die  Armenpflege  der  Stadt 
Kiel  venfaltet;  sie  hat  im  Wesentlichen  dieselbe  Grundlage  und 
Verfassung  behalten,  die  ihr  bei  ihrem  ersten  Entstehen  gegeben. 
^  Während  der  langen  Zeit  ihres  Bestehens  hat  sie  natürlich  maa- 

cherlei  Phasen  zu  durchlaufen  gehabt;  allein  nie  hat  es  ihr  an 
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der  erforderlichen  TheOnahme»  nie  an  der  genügenden  Zahl  von 
Mftnnem  gefehlt^  welche  die  zum  Theil  möberoUen  Pflichten  der 
verschiedenen  Funktionen  zu  übernehmen  bereit  waren.  Ihre  Ein- 
licUmigen  Bind  nicht  ohne  Einflnss  in  weiten  Kreisen  geblieben ; 
selbst  in  der  allgemeinen  Armenordnung  Ton  1841  dürfte  man 
den  EintUis?  des  von  ilir  gegebenen  Beispiels  verspüren,  und  für 
die  Pflege  des  kommunalen  Lebens  der  Stadt  Kiel  überhaupt  ist 
ihr  Bestehen  von  grösster  Wichtigkeit  gewesen.  In  nea^r  Zeit 
drohte  die  Gesellschaft,  zufoli^c  Kegierungsbeschlusses,  zur  Auf- 
lösung oder  grinzlichen  Umgestaltung  genötliigt  zu  werden.  Gegen- 
wärtig .scheinen  die  gpf;;en  ihre  Kinrichtung  vorhanden  gewesenen 
Bedenken  zurückgetreten  zu  sein ;  doch  dürfte  manche  Reform 
durch  den  Einflu:?s  der  neuen  \'erhiUtüisse,  welche  in  Kid  ein- 
getreten, wohl  erforderlich  werden. 

Zum  Schlüsse  mögen  nocii  einige  Mittheilungeu  über  die  Re- 
sultate der  Armenpflege  in  Kiel  uns  den  letzten  ö  Jahren  hier 
angereiht  werden.  Die  dnrclisclinittliche  Jahres-Kinnahme  des 
Armenweseus  in  der  am  .">.  Dezember  18(j4  eine  Zivil-Bevölke- 
rung von  18770  Einwohnern  /.iiiilenden  Stadt  betrug  wahrend  dieser 
Zeil  22211  Thlr.,  wovon  13952  Thk.  durch  die  Armensteuer  er- 
hoben werden  mussten,  8259  Thlr.  aber  aus  anderen  Einnahme* 
quellen  flössen.  Die  Armensteuer  ist  der  Hauptsache  nach  eine» 
jetzt  in  sehr  schwacher  Pn^ession  steigende  EinkommenstenoTf 
welche  durchschnittlich  ungefähr  Vfo  des  abgeschätzten  Emkom- 
mens  ausmacht  Die  durehscbnittliehe  Jabres-Ausgabe  während 
dieser  Zeit  belief  mch  auf  22100  Thlr.,  wovon  20500  TUr.  auf 
die  Annenversorgung  im  engeren  Sinne,  1600  Thlr.  fOr  andere 
Zwecke  verwendet  wurden.  Je  nachdem  die  Armen  zur  dauernden 
Unterstützung  aufgenommen  sind,  oder  nur  zur  vorübergehenden 
Aushülfe,  werden  sie  in  eingezeichnete  und  nichteingezeich- 
nete  uuterschieden.  Die  ersteren  erheischten  während  jener  Zeit 
einen  durch.schuittlichfu  Aufwiiud  von  106S2  Thlr.,  die  letzteren 
von  llOK)  Thlr.  In  den  einzelnen  Jahren  zerfielen  sie  in  fol- 
gende Kategorien. 

Eingezeichuete  Arme. 


Jahr. 

Gc- 
saramt- 
saU. 

Kin- 1 
der.  1 

UQ- 

ehe- 
licbe.j 

nimlich 

Män- 
ner. (Fraueu 

Alter  der  Erwachsenen 

unter  5()-6()  (10-70 '70-80 '  über 
50  J.  Jabr.  Jabr.lJahr.  80  J. 

1863,4 

426 

14.'. 

ef) 

281 

59 

'222 

G9 

53 

GS 

66 

25 

1864/5 

403 

130 

Ö6 

273 

57 

216 

1  48 

62 

71 

29 

1865/6 

378 

109 

50 

2G9 

56: 

213 

49 

56 

63 

75 

26 

imn 

3t2 

19 

24 

43 

2m 

51 

42 

56 

70 

27 

m 

ya 

1« 

m 

WJ 

49 

|.45j 

57 

2»!  ^ 

lai 


Nicht  eingezeichnete  xVrme. 


Jahr. 

Gesammtzahl. 

Gemriniie- 
Angohörige. 

Auswärtige.  ^ 

Ausländer. 

186;^  '&4 

467 

30()  ■ 

142  ! 

25 

1864  65 

444 

149 

21 

1865  66 

339 

208 

112 

19 

1666  67 

453 

286 

122 

46 

1867/68 

508 

S91 

158 

59 

V.  Das  Armenweseii  im  Herzo^um  Lauenborg. 

Im  Herzogthiun  Lanenbuig  hat  die  Amenpflege  bis  auf  die 
Gegenwart  einen  höchst  dnfiushen  Charakter  behalten,  nnd  ist  in 
oeaerar  Zeit  überhaupt  nicht  G^enstand  der  Gesetigehung  ge- 
woiden.  Aodi  nachdem  Lauenborg  unter  dänische  Herrschaft, 

und  somit  in  Verbindung  mit  Schleswig-Holstein,  gekommen  war, 
haben  doch  weder  die  dänischen  noch  die  schlesirig-holstein'schen 
Armengesetze  dort  Eingang  gefunden. 

Unter  Grossbrittanisch- hannoverscher  Herrschaft  war  am 
24  Febr.  1724  eine  Armen-Ordnung  für  Lauenburg  erlassen, 
welche,  tlurch  eine  spätere  Verordnung  vom  10.  Miirz  17.35  neu 
eingeschärft  und  erweitert,  noch  heutigen  Tage.s  als  die  rechtliche 
Basis  des  Armenwesens  ange^-lH-n  werden  muss. 

Diese  Arnien-Ordnnng  su*  la.  'Ai>>  es  zu  jeuer  Zeit  überhaupt 
üblich  war,  zunächst  mit  allen  zu  (iebote  stehenden  Mitteln  die 
fremden  Bettler  aus  dem  Lande  zu  schaffen.  Nicht  blns  welt- 
liche und  geistliche  Behörden  werden  zu  der  Aufsuchung  und  Ver- 
treibung requirirt,  auch  die  einheimischen  Armen  werden  ,befeh- 
Ügt^  l[eme  ansviurtigea  imd  fremden  Bettler  neben  sich  zu  dulden,  * 
vielmehr  dieselben,  wo  sie  sie  gewahr  werden,  den  Behörden  an- 
aizeigen  bei  Strafe  des  Yerlnstes  ihrer  eigenen  Almosen-Pertion. 

Gleich  den  Einheimischen  sollen  audi  Die  gehalten  werden, 
welche  zwar  aueserhalb  Landes  geboren,  aber  sich  3 — 4  Jahre  in 
demselben  aufgehalten  haben.  Fflr  die  einzelnen  Gemeinden  gilt 
noch  gegenwärtig  der  Grundsatz,  dass  das  bedingungslose  Wohnen 
in  der  Gemeinde  Heimathsrecht  gewährt.  Aber  Fremden,  von 
denen  irgend  wie  ein  Verarmen  zu  befürchten  ist,  gestatten  des- 
halb die  Gemeinden  das  Einziehen  und  Wohnen  nur,  wenn  sie 
im  Besitz  eines  Heimathscheines  sind,  auf  Grund  deasen  hin  sie 
eintretenden  Falls  in  ihre  Mfaere  Heimath  verwiesen  werden 
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Die  Armenpflege  wird  nnn  doreh  jene  VerordniiDg  ?on  1785 
folgendermaasen  angeordnet.  Das  Betteln  wird  den  einheimischen 
Armen  ebenfUls  verboten;  dagegen  sollen'  sie  ans  Offentliehen 
Mitteln,  soweit  es  erforderlich,  ihren  nothdfirfdgen  Unterhalt  er- 
halten. Alle  Quartale  sollen  Armen -Köllen  iu  jeder  Gemeinde 
entworfen,  und  die  angemeldeten  Armen  einer  genauen  Präfnng 
ihrer  Verhältnisäe  nnd  etwaigen  T^eislung^nihigkeit  unterzogen 
werden.  Die  Unterstützungen  sollen  wöchentlich,  wo  es  nOthig 
erscheint,  auch  täglich  gereicht  werden. 

Als  Mittel  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  Armeinvegens 
sollen  dienen:  1)  die  Zin?en  der  dafür  bestehenden  Stiftungen. 
2"^  ilt'j^  Ertrn'^rps  der  Klingelbeutel-  und  JJeckensamralungcn  in 
den  Kirchen.  3)  die  Kollekleu,  welche  l>ei  Hochzeiten,  Kindtaufen 
und  sonstigen  FestlichkHjteii.  sowie  hei  den  Krämern  auf  Jahr- 
märkten Vorgenommen  werden  sollen.  4)  der  Inhalt  der  Armen- 
Stöcke  und  Büchsen  an  Kirchthiiren,  Stadtthoren,  in  Wirthshäu- 
sern  u.  w.  5)  endlich  sollen  wöchentlich  allgemeine  Sammlungen 
bei  allen  Einwoiinern  veranstaltet  werden. 

Die  Direktion  den  Armeuwesens  steht  der  Ortsobrigkeit  zu, 
die  Administration  desselben  kann  iu  der  Studt  dem  Bürgermeister, 
Mitgliedern  des  Baths  oder  der-Bfirgerschaft,  auf  dem  Lande  m 
den  KirchdOifem  dem  Prediger,  oder  einem  Kirdien-Juraten,  in 
anderen  Orten  dem  Banervogt,  oder  Schulmeister  übertragen  werden. 

Diese  ein&chen  Bestimmungen  sind,  wie  gesagt,  noch  henti- 
gen  Tages  die  geeeUliche  Norm  fUr  das  Armenwesen  in  Lauenburg; 
nur  bot  die  Praiis  dieselben  den  Bedürfhissen  gemftss  modifizui 

In  der  Stadt  Batzeburg  e.  B.  liegt  die  Armenverwaltung  in 
den  Hftnden  des  Magistrats  und  Hauptpredigers.  Diese  bestellen 
flir  jeden  der  6  Stadtbezirke  einen  Armenvorsteher,  denen  es  ob- 
liegt, über  die  thats&chlichen  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Untere 
stützungsfällen  zu  referiren  und  über  Art  und  Maas  der  Unter- 
stutzung  Vorschläge  sn  machen.  Zweimal  jährlich  findet  die  all- 
gemeine Untersuchung  und  Beschlussfassuug  über  die  zu  reichende 
Unterstützung  in  gemeinsamer  Versammlung  des  Armenkollegs 
statt;  kommen  in  der  Zwischenzeit  eilige  Fälle  vor.  so  entschei- 
det darüber  der  Vorstand  allein.  Die  Unterstützung  besteht  theils 
in  Geld,  theils  in  Brodlieferuncr  und  sonstigen  Naturalien. 

Die  Sammlung  unter  den  Kinwohnern  erfolgt  vierteljahrlich 
durch  die  Bezirksvorsteher,  und  die  in  ihrer  Höhe  freiwilligen 
Beiträge  sind  nur  niedrig  zu  nennen,  wenn  man  sie  mit  den  z.  B. 
in  Schleswig -Holstein  üblichen  vergleicht.  Der  jetzt  für  das 
Armenwesen  erforderliche  Aufwand  betragt  für  die  Stadl  Katzeburg 
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mit  etwa  4000  Einw.  nur  (^egew  12 — 1300  Thir.,  wovon  etwa 
650  Thlr.  durch  die  regelmääsigen  JBeitr&ge  der  Einwohner  auf- 
gebracht werden. 

In  den  Städten  Lauenburg  und  Mölle  sind  ähnliche  Einrich- 
tungen und  Verhältnisse.  * 

Auf  <lein  Lande  sind  die  Zu^^tände  uocli  viel  einfaclier,  und 
es  fehlt  meist  eine  geregelte  Armenpflege  giiuzlicb.  Die  Unter- 
haltong  der  heiinaihsbereehtigten  Armen  liegt  in  den  adligen 
Gatem  der  Gutsherrschaft,  in  den  Aemtem  der  Gemeinde  ob. 
Zur  ADfiiahme  der  Armes  sind  meist  sogenannte  Armenkatlien  Tor- 
buiden;  es  werden  Brodlieferung  und  sonstige  NatoralTerpflegung 
renbreieht  Kinder  nnd  alte  gebrechliche  Personen  werden  meist 
m  Kost  gegeben.  Die  bierffir  notbwendigen  Geldmittel  werden 
dmcb  sogenannte  nacfabargleiche  Bepartition,  d.  h.  nach  Yerbftlt- 
Bin  der  Staatsstenem,  von  den  Gemeindemitgliedem  angebracht. 

Diese  Verhftltnisse  sind  wohl  dazu  geeignet,  die  so  geringe 
Quote  von  Armen  zu  erklären,  welche  die  offizielle  Statistik  im 
Henogthnm  Lanenbnrg  anfweisi 


V. 


YovBuhges  Karfürsteuthiim  Hessen.*) 

Regierangsrntii  W.  Lötz  in  Gasael. 

Für  das  vormalige  Kurförstenthum  Hessen  ist  kein  Gesetz 
ei-gangeD,  welches  umfassend  das  Armenwesen  behandelt  und  regelt: 
es  sind  hierüber  vielmehr  nur  verdnzelte  Yorschriften  vorhanden. 
Zwar  hatten  die  Landstfinde  nach  den  Landtagsabsehieden  vom 
9.  Mfirz  1831,  §  6,  No.  13  nnd  vom  31.  Oktober  1835,  §  5, 
No.  13  den  Erlass  eines  Gesetzes  über  die  Armenpflege  in  An- 
regni^  gebracht,  und  es  wurde  ihnen  auch  1836  ein  deshalbiger 
Entwurf  —  welcher  übrigens  nnr  fiBr  die  Städte,  eventuell  nach 
dem  Ermessen  der  Regierung  auch  für  die  grüsseren  Landgemein- 
den Anwendung  fimlen  sollte  —  von  der  Staatsregierung  vorgelegt; 
allein  derselbe  ist  nicht  zur  Ausführung  gelangt, 

Landgraf  Pliilipp  der  Grossraüthi •  stellte  för  seine 
Lande  d«'n  Satz  fi-st,  dass  jede  Gemeinde  ihre  Armen  zu  unter- 
halten habe,  indem  er  in  dem  Fürstlichen  Ausschreiben  vom 

*)  Genaue  statistische  Angaben  über  die  Armenunterstutzung  m  Kur- 
henea  m  machen,  ist  leidor  nicht  mOglidi.  da  es  an  genügeadeii  Grand' 
lagen  anr  Zeit  noch  fehlt  Nor  soviel  sei  bemeikt,  daas  in  den  Jahren 
1850  bis  1867  in  den  Landgemeinden  Eurhesseos  (a^t  Ausnahme  jedoch 
dpr  Kreise  Kassel,  ScbmalkuKien  und  Hofgeismar)  zwsammon,  theils  durch 
die  Landgemeinden,  theils  durch  die  für  das  Land  bestehenden  Armen- 
insfilirte  77717  Personen,  daiehschnitdidi  also  4817  Personen  im  Jahr,  oder 
annihemd  IVo  der  betreflienden  IXadliehen  Bevölkerung,  matentfltatiniidett, 
dass  aber  unter  jener  Zahl  die  durch  Naturalverpflegung  bei  den  Einwoh- 
nern Unterstiitzten  nicht  begriffen  sind,  und  femer,  dass  in  den  Stedten, 
(ausschliesslich  jedoch  der  Städte  Melsungen,  Lichtenau  und  Gelnhausen) 
im  Darehidinitt  der  Jahn  1860  bis  1867:  10,817  Personen,  oder  etwas 
aber  5P/o  der  BevAIkerang  der  fragliehen  Stldte,  ünterstQtsnng,  theils  von 
Seiten  der  Stadtgemeiade,  theilt  dnieh  hi  den  Sttdlen  bestehende  Institiite, 
erhielten. 
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18.  Juli  1524  and  in  der  Beformationsordnung  vom  Jahre  1526 

§  2  sagt: 

, Sannst  sol  man  mitt  emstlicheDi  vleyss  daran  seya,  das 
eyne  jede  Stat.  Fleck  oder  Dorff  ihre  aiiiu'  dürfftige  Lewthe  ums 
Gots  willen  selbst  unterhalt,  soviel  ymmcr  möglich  ist,  keyii  not 
lejden  lasse  und  aUo  eyuer  des  acdeu  Bürden  luildigklich  tragen 
kiffe.« 

Zngleieh  gebot  er«  dass  fremde  Bettler  ausgewiesea  und  nieht 
geduldet  werden  aoUten,  Jedoch  «So  eyner  mit  Schwachheyt 
oikTeneheDtlich  beladen  wfirde,  den  aoU  man  leyden  nnd  ym  Hilff 
tbim,  bis  er  anifkonmien  und  weither  wandern  mag.' 

Biese  S&tze  bilden  die  Grundlage  ffir  die  sp&tere  Gesetsgebm^. 
wdehe  dieselben  nfther  prSzisirt  und  die  für  die  Armenpflege  nö- 
tbigen  Mittel  nnd  Organe  bestimmi  So  soll  nach  der  fiettel- 
ordnuQg  vom  27.  September  1^51 ,  nach  den  Edikten  gegen 
Bettler  etc.  vom  24.  April  1710  und  18.  Februar  1763  und  der 
Konastorialordnung  vom  1.  Februar  172G,  §  II«  einem  jeden  Orte 
obliegen,  die  Armen  allda  selbst  zu  unterhalten;  die  inländischen 
sollen  an  den  Ort,  da  sie  daheim  sind,  verwiesen  werden,  sich 
dahin  begeben,  bei  den  Pfarrern  und  Senioren  ihrer  Kirche  sieh 
melden,  einzeichnen  lassen  und  ihre  Versorgung  aus  den  dazu 
üwiilraeten  Spenden,  dfii  OiifiM-jiddern  bei  Hauskopulatiouen,  den 
Sonntagsopferu,  den  lialn  ii  ln  i  Li  ichenbestattuuj^n'n.  au.s  dem  Oottes- 
kasten  und  aus  der  Cienieindc  erwarten;  die  auserlialb  Landes 
daheim  sind,  jjollen  aus  dem  Lande  vorwiesen  werden.  Die  Pre- 
diger haben  mit  Kath  und  Vorwissen  der  Senioren  die  Verhält- 
nisse der  Armen  /.u  ermitteln,  die  Listen  über  sie  zu  führen  und 
die  Vertheilung  der  Almosen  zu  notiren. 

BImiao  ist  in  den  Bettel-  nnd  Armenordnungeu  vom  28.  Juni 
1737  und  12.  Juli  1752  die  Vorschrift  enthalten  über  die  Weg- 
wflisang  der  ortsfremden  Armen  und  Aber  die  Pflicht  der  G»- 
mnodent  die  am  Orte  geborenen  nnd  erzogenen  Armen  und 
Kothleideaden  aus  Almosen,  den  piü  eorporibu«  und  milden 
Stiftungen^  die  auf  das  Genaueste  zu  beobachten  sind,  zn  unter- 
tnlten;  sie  fiberlassen  es  weiter  jedes  Orts  Obrigkeit,  wie  auch 
BSrgermeisteni  und  Bath  in  den  Städten,  sodann  Greben  und 
Fürstehern  in  den  Dörfern  mit  Zuziehung  jedes  Ortä  Frediger  die 
Art  und  Weise,  wie  es  mit  Einsammlung  und  Ausspendung  der 
Almosen  nach  eines  jeden  Ortes  besonderen  Lokalumständen  am 
füghcbsten  einzurichten.  Weiter  sollen  die  Superintendenten  und. 
Inspertoren  bei  den  Kirchenvisitationen  das  Armenwesen  genau 
unterättcJiea,  Missstände  abstellen,  die  säumigen  ObrigkAitea,  Pseh 
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digeTf  Kirchen^  und  Armenvorsteber  ihres  Amtes  fiberaQ  «rmoan 

und  dem  Konsifliorium  Eflatina  f-rstatteu. 

Auch  (.las  zweite  Gebot  cli^s  Landgrafeu  Philipp  findet  sich 
wiederholt  für  Hanau  in  der  Verordnung  vom  16.  April  1772  imd 
für  8«immtliehe  Provinzen  in  d<*ni  Kegierungsausschreiben  vom 
25.  Februar  1815,  wonach  kranke  Reisende  bis  zu  wieder  erlang- 
ter Fähigkeit,  die  Reise  fortsetzen  zu  können,  in  den  Gemeinde 
verpflegt  werden  s^oUen.  und  dit^jenige  Gemeinde,  welche  ordnungs- 
widrig den  Kranken  einer  anrlenu  zuführt,  an  diese  die  Verpfie- 
gungskosten  zu  ersetzen  hat.  Die  Ueberwuchung  dieses  Ans- 
scbreibens  i;!it  den  Beamten  ülii  rinitifn. 

Ausserdem  sind  noch  t'iir  einzeiue  iJe/irkc  und  Städte  An- 
ordnungen über  das  Armenwesen  getroffen,  wolelie  itidess  in  den 
Grundzügen  mit  den  augct'ührU'n  Postimmungen  übereinstimmen, 
und  CS  .sind  hier  nur  die  Hiuiauer  Verordnungen  vom  IG.  April 
1772  und  vom  IH.  Juni  ir^Ol,  die  Armen-  und  Bettelordnung  für 
Schmalkalden  vom  29.  Mai  17G7  und  die  Verorihiung  für  Kassel 
vom  6.  August  1773  insofern  zu  erwähnen,  als  danach  die  Orts- 
einwohner,  welche  freiwillige  Gaben  verweigern,  mit  einer  Armen- 
steuer  belegt  werden  sollen.  Im  Uebrigen  bestand  und  bestdit 
keine  tendesgcsetzUche  Yerpflichtang  der  ünteithanen  rar  Stener- 
xablung  für  Arme. 

Unter  den  Quellen  sodann,  welche  die  Mittel  fOr  die  Armen-  • 
pflege  liefern,  sind  besonders  die  bierfllr  bestimmten  milden  Stif* 
tnngen,  besonderen  Fonds,  Hospitiller,  Armenhfttiser,  Waisenbftnser 
und  Ihnlicbe  Woblthfttigkeitsanstalten  bervorznheben.  Sie  erhielten 
ihre  Dotation  dnrch  Zuwendungen  ihrer  Stijfter,  vorzugsweise  jedoch 
ans  eingezogenem  Elostergni  Sie  sind  im  Allgemeinen  dazu  be- 
stimmt, die  Armnth  zu  unterstützen,  und  sie  erflUlen  diese  Be- 
stimmung, indem  sie  entweder  für  die  Armen  überhaupt  ihre 
Einkünfte  verwenden,  oder  füi-  gewisse  Klassen  derselben,  wie 
arme  Waisen,  erwejbsunfähige  alte  Leute,  körperlich  und  geistig 
Kranke  etc.  Ihr  Wirkungskreis  ist  meist  auf  einen  beistimmten 
Ort  beschränkt,  umfasst  jedoch  auch  häutig  einen  grösseren  Bezirk, 
während  nur  die  Landeshospiläler  Haina  und  Merxhausen  für  ganz 
Kurhessen  bestimmt  sind.  Hierfür,  sowie  für  die  Verwaltung  ihrer 
Angelegenheiten,  sind  die  Fundatiunsurkuudun,  in  deren  Ermange- 
lung Hebung  und  Observanz  oder  din  Anordnungen  der  Aufsichts- 
behörde, so  namentlich  für  die  Hospitäler  und  Armenhäuser  die 
Verordnung  vom  8.  November  1735,  für  die  Landeshospitaler 
Haina  und  Merxhausen  die  Verordnung  vom  10.  April  1781  und 
daä  Regulativ  vom  3.  März  18X5,  maasgebend.   Ihre  Anzahl  ist 
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rinDBi  seil!"  gros-;  nii*]  ihr  Vermöt^on  sdir  liedeuteud.  Dio  Aufsicht  über 
sie  stanil  nach  der  KirchiMiorduuug  vom  12.  Juli  li>57  Kap.  19 

.i'tji(i  gkiclitlills  dpii)  Kuii.^isturiuin  zu  und  uur  die  Lando>lio.spitiiler 

72  Dn^  Haina  und  ,Mei\h:ui3t;u  machten  hiervon  eine  AuMuihm«',  indem 

n  Wi  über  sie  die  Landesherreu  sidhst  durch  Spezial- Kommissare  die 

eiiuf  olieie  Leitung  uud  Aufsicht  führten. 

laiiiiR  Nach  Yorstehendem  war  die  Sorge  (ur  die  Anneupüege  und 

buuy»'  die  Beanftiehtigung  derselben  Torzugswdse  den  Idrchlicben  Dienern 

und  Behörden  zugetheilt.  ^ 
i  ie-  Dieses  Yerhältniss  änderte  sich  in  der  ersten  H&lfte  des  lan- 

i^den  Jahrhunderts.  Zunächst  vollzog  das  Haus-  und  Staatsgesetz 

yiit  Tom  17.  Mftrz  1817  die  Vereinigung  der  sämmtlicben  Landestheüe 

in  da  m  einem  Ganzen  mit  gemeinsamer  Gesetzgebung  und  hiernach 

joioeL  ordnete  das  Organisationsedikt  Tom  29.  Juni  1821  dessen  Ver- 

kfA  iraltnng. 

DgSr  Dieses  Edikt  übertrug  die  Aufsicht  über  das  Armeuwesen  von 

^  den  kirchliclii'u  Behörden  auf  die  Administrativbehörden.  Nach 

Oit^  §  88  No.  4  sollen  die  Kreisräthe  die  Quellen  der  Arnmtli  erforschen, 

jagr  ihnen  entgegenwirken,  den  unterstüt/.unc,'sbcdürfli,y:en  Armen  die 

i(0  Aufnahme  in  die  dazu  vorhandenen  Anstalten  oder  die  nüthige 

«t««f"  Beihilfe  der  betreffenden  Gemeinden  verschallen,  die  Kinrichtungcn 
zur  Verhütung  der  Armuth  odiM*  zur  Unterstützung  in  Fäll-n  des 

^  Bedürfnisses  begünstigen,  und  nach  No.  i;!  über  die  miMru  Siil- 

3tif>  tiiiigen  und  aiidctin  im     51)  No.  9  bezeichneti'n  gemehuiüizigeu 

^  .\nstalten  die  allirfUii.'ine  Aufsicht  und  L-ituni:  haben,  auch  ihre 

ieltd  Uechnungen  ulihtircu,  sofern  die  jährlichen  Linuahincn  in  der  liegel 

^  300  fl.  nicht  übersteigen. 

glie.  Nach  §  59  No.  5  ist  den  Kogierungen  die  Handhabung  der 

,  ^  ArmeDpolizei  durch  ihre  Organe  und  femer  nach  No.  d  ist  ihnen 

jlit  ZQdfewiesen  die  Leitung  der  zweckmässigen  Verwaltung  der  Öffcnt- 

lie  liehen  und  Gesellschaftsanstalten  zu  gemeinnätzigen  Zwecken,  welche 

01^  zwar  dem  Ministerium  des  Innern,  jedoch  nicht  unmittelbar,  auch 

0  nidit  den  geistlichen  Behörden  oder  durch  die  Stifbimgsurkunden  ge- 

^  wissen  besonderen  Vorstehern  ausschliesslich  untergeordnet  sind. 
^  Das  Ifinisterium  des  Innern  endlich  führt  die  Oberaufsicht 

^  nach  §  23  No.  6  und  9. 


Ünmittelbar  unter  dem  Ministerium  sollten  auch  die  Landea- 
hospiUiler  Haina  und  Merxhausen  nach  §  24  stehen;  sie  wurden 
jj(  jedoch  schon  in  1822  durch  laudesherrlicho  Entscbliessung  den 

jjjjf  Äegierungen  zu  Marburg  resp.  Kassel  unterstellt, 

gll  Eine  materielle  Aenderung  enthält  sodann  das  Staatsministerial- 

|jjt  Ausschreiben  vom  15.  October  1822  insofern,  als  danach  die  Kosten 

Snmiaghau»,  Armenpasgt.  10 
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des  Unterhaltes  der  uQTermögenden  elternlosen  Kinder  zu  ^  aas 
dem  Kirchenkasten  oder  nach  Befinden  aus  mflden  Stiftungen  oder 
Armenkassen  m  bestreiten  sind. 

Die  hlernächst  für  sämmtliche  knrhessische  Provinzen  er- 
gangene Verordnung  vom  29.  November  1823,  die  sog.  Bettel- 
oidnung,  bestimmt  im 

§  1.  Eine  jede  Stadt-  oder  Landgemeinde  ist  verbunden, 
diejenigen  Armen,  welche  wegen  Alter,  Gt^brechen  oder  Krankheit 
ausser  Stande  sind,  ihren  Lebensunterhalt  zu  verdienen,  nud  in 
derselben  ihren  Wohnsitz  haben  oder  daselbst  zu  nehmen  berech* 
tigt  sind  (vergl.  §  8),  mit  dem  nöthigen  Unterhalte  zu  versehen, 
wozu  aus  den  Kassen,  welchen  diese  La^it  gesetzlich  obliegt,  der 
verh;lltnissmäs.sige  Zuschuss  gelei.>tet  werden  muss; 

und  im  ^  8:  Allr>n  einheimischen  Landstreichern  soll  ein 
festiT  Wolmsitz  aiigewic.sL'U  weiden. 

Hieran  reiht  sich  nun,  nachdem  in  der  A't'rfa^sungs-l'rkuiide 
Vinn  r>.  Januar  1831  die  für  die  Wohlthätigkcit  heslimniteii 
Stit'tuii.L'"Ha  mit  ihrem  Yermrioen,  ihrem  Einkommi-a  und  iliren 
/wecken  unter  den  besonderen  Schutz  des  Staates  gestellt  waren, 
die  Gemeinde  iriinung  vom  23.  Oetober  1S34  n.h  das  letzte  kur- 
hessi<elie  Gesetz,  welches  v.n  dem  Armenwesen  in  Beziehung  steht. 

Xaeh  !'  rnuss  Jeder  Staatsangehörige  (mit  den  wenigen  an- 
geführten Ausnahmen)  zugleich  einer  Gemeinde  angehören,  d.  h.  fnr 
seiue  Person  und  Familie  in  irgeud  einer  Gemeinde  ein  üeimaths- 
recht  (bleibendes  Wohnrecht)  mit  dem  Ansprudie  auf  Benutzung 
der  Gemeindeanstalten  haben. 

Diese  6emeindeangeh5rigkeit  wird,  aosser  durch  Aufnahme, 
Geburt,  Heirath,  territoriale  Zutheilung  und  Anstellung,  nach 
§  10  noch  durch  persönliche  Zuweisung  für  Diejenigen  erworben, 
welche,  als  heimathslos  oder  mit  zweifelhaftem  Heimathsrechte, 
einer  Gemeinde  zufolge  des  zit.  §  8  der  Verordnung  vom  29.  No- 
vember 1823  zugewiesen  werden. 

Dagegen  kennt  die  Gemeindeordnung  wedw  einen  Erwerb  der 
Angehörigkeit  durch  Aufenthalt,  noch  einen  Verlust  derselben 
durch  Abwesenheit. 

Die  ^Mittel  zur  Bestreitung  der  Armenpflege  müssen,  soweit 
sie  durch  die  den  Ort  betreffenden  Stiftungen,  besonderen  Armen- 
fonds und  anderen  Anstalten,  auch  wo  solche  zulässig  sind  (z.  B. 
bei  Hanau,  Kassel  und  Schmalkalden)  durch  Armensteueru  nicht 
ausreichend  gewährt  werden  können,  nach  71  un<l  77  aus  den 
Genieindekasseu  gegeben,  eventuell  durch  die  allgemeinen  Umlagen 
beschafft  werden. 
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iij  Die  Verwaltung  der  örtlichen  Armenpflege  und  der  dafür  be- 

ll stimmten  Anstalten  bildet  einen  Theil  der  Ciemeindeban^baltungs- 

vprwaltung  überhaupt,  und  es  i?it  bezüglirh  der  Anstalten  nur  die 
im  die  Verwaltung  der  örtlicben  Einricbtungea  im  §  71  der 
^  Geraeindeordnung  aligenitiu  vorgeselirieliene  Besoiiderlieit  hervor- 

zuheben, dass  deren  Verwaltung  dem  Ortsvorstande  in  der  Regel 
,n.  äelbai-slandig  zugestanden  ist. 

jji  Ausgenommen  von  dieser  Gemeindehaushaltungsverwaltuug 

io  sind  jedoch  diejenigen  Anstalten  und  Fandationen  för  die  WoM- 

V         thätigkeit,  velehe  bereits  Tor  der  Gemeindeordnung  mit  selbst- 
stftndiger  Persönlichkeit  bestanden.  Sie  werden  als  Idrchlicbe 
g         Institate  angesehen,  welche  diesen  Charakter  weder  durch  das 
lldiglicfa  die  obere  Aufsicht  und  Leitung  betreffende  Organisations- 
j,         edikt  Ton  1821,  noch  durch  den  §  71  der  Gemeindeordnung, 
welche  nur  die  vom  Ortsvorstande  etc.  für  die  Gemeinde  m 
?eiwa]tenden  Einrichtnngen  cum  Gegenstande  hat,  veiioren  haben. 
I  Es  ist  ihnen  vielmehr  i^e  selbständige  Stellung  und  Persönlich- 

y  keit,  die  eigene  Verwaltung  ihres  Vermögens  und  ihrer  Einkünfte 

^  unter  besonderen  Vorstebern  nach  Maasgabe  der  Fuudations- 

1^  Urkunden,  gesetzlichen  Vorsrhrirteii  oder  Am  rdnungen  der  Auf- 

^  äichtsbehörden  verblieben  (cf.  Strippelmann,  Eutscbeidungen  des 

^,  Überappellationsgerichts,  13d.  V.  S.  477  ff.), 

j  Ahir  auch  für  die  sunstigeu  *»rtliehen  Armeneinriebtuugen, 

'.vtldii'  jiach  !^  71  der  ({eraeindenrdnung  im  erjiten  Satze  dem  Orts- 
j  vyisiande  zur  Verwaltung  zugewiesen  sind,  liisst  der  zweite  Satz 

eine  von  der  üemeindi'Vi'rwaUuug  abge- iiulcite  Verwaltung  zu. 
Kine  solche  kann  nacli  Vorschrift  und  Cienehmigung  der  Aufsichts- 
I  behörde  eintreten,  wenn  der  Zweck  der  AnstaU  von  dem  des 

eigentlichen  Gemeindeliaushaltes  vi-rsehieden  ist  (z.  B.  bei  Ho- 
spitälern), wenn  dazu  besondere  Beiträge  nur  von  gewissen  Ein- 
VQlnMrklasäeu  erhoben,  oder  die  Eckten  aus  besonderen,  nur  zu 
diesem  Zwecke  angeordneten  Einnahmen  bestritten  werden;  und 
ne  muss  eintreten,  wenn  rechtliche  Gründe,  namentlich  der  Wille 
dfls  Stifters,  solches  erheischen. 

Hat  ein  Stifter  nichts  Anderes  angeordnet,  so  ist  regelnmäsig 
der  Ortsvorstand  Mitglied  der  besonderen  Verwaltungsbehörde  und 
es  viid  auf  diese  Weise  der  Zusammenhang  der  Anstalt  mit  der 
Gememde  erhalten. 

Uebrigens  hat  sich  in  Berücksichtigung  der  hohen  Wichtig- 
keit der  Armenpflege  und  der  damit  verbundenen  umfangreichen 
und  mühevollen  Arbeit  fast  in  allen  Gemeinden  von  einiger  Be- 
deutung die  Sache  dahin  gestaltet,  dass  die  Armenpflege  für  die 

10» 
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Gemeinde  durch  besondere  Armenkommissionen  besorgt  wird.  Es 
sind  faiefOr  die  vor  der  Qemeindeordnnng  bereits  regelmSssig  Tor- 
handenen  Kommissionen,  welche  meist  auf  Anordming  der  Auf- 
sichtsbehörden gegen  Ende  der  1820er  JiSm  eingenchtet  waten, 
beibehalten  oder  späterhin  nene  gebildet  worden.  Neben  den  Orts- 
▼OTständcn  und  Mitgliedern  aus  den  Gemeindebehörden  und  der 
Gemeinde  fungiren  dabei  fast  überall  anch  dio  Geistlichen.  Sie 
fuhren  imter  verschiedener  Bezeichnung,  wie  Armcnkomniission, 
Armenpflege -Deputation  oder  -Kommission,  Zentral- Annenkom- 
mission, Kamens  der  Gemeinde  eine  besondere  Verwaltung,  erhalten 
aus  der  Gemeindekasse  die  iiöthigen  Zuscliüsse  und  worden  durch 
die  Gemeindebehörden  nacli  Aussen  vertreten.  An  manchen  Oi-ten, 
z.  B.  in  >Iarl)ing,  Fulda,  Hersfeld,  ist  in  der  Hand  dieser  Kom- 
missionen <:(lei('h/.eitit,'  die  Verwaltung  der  säramtUchen  milden 
Stiltun<3f^funds  und  AVoblthätiijkeitsanstaUen  gelejjt. 

Es  hat  sieli  die^^  Alles  ,nach  eines  jeden  Ortes  besonderen 
Lokalumstiindeu "  ausgebildet. 

In  Vorstchondeiii  sind  die  wesentlichen  l)e.>Liiiimungen  der 
kurhessischen  Gi  setzgebiiiii^  über  das  Arnienwesen  ai)i,M.'fübrt  und  die 
danach  jetzt  bestehenden  Kinriclilungen,  näiiilK  Ii  du- Stiftungen  für 
Wohlthätigkeitszwecke  und  die  örtlichen  Armcuverbiiudi-.  geschildert. 

Kinc  VerpOiehtong  der  Gotsherrschafteu  zur  Fürsorge  f&r 
Arme,  sowie  LandarmenYerbSnde  kennt  das  loirhessische  Recht 
nicht,  nach  welchem  es  übrigens  niemals  an  einer  Gemeinde  fehlte, 
die  zur  Sorge  fOr  Verarmte  Terpflichtet  war.  (Die  Ansnahmen  des 
§  9  der  Gemeindeordnnng  k&nnen  füglich  hier  unbeachtet  bleiben.) 

Schliesslich  sind  noch  einige  Punkte  zu  erwähnen,  welche  durch 
konstante  Praxis  und  gerichtliche  Erkenntnisse  sich  festgestellt  haben: 

1.  Die  Pflicht  der  Gemeinde  erstreckt  sich  nicht  über  ihr 
Gebiet  hinaus.  Es  ist  stets  davon  ausgegangen,  dass  einer  Ge- 
meinde die  Aufwendungen,  welche  sie  etwa  für  Arme  aus  einer 
anderen  Gemeinde  gehabt  hat,  von  di<^scr  nicht  ersetzt  werden, 
wie  namentlich  für  kranke  Beisende  und  bei  der  einstweiligen 
Fürsorge  für  Arme  aus  anderen  Armenverbäuden. 

2.  Der  Arme  hat  kein  klagbares  Recht  auf  Gewährung  der 
Unterstützimg,  sondern  nur  den  Weg  der  Beschwerde  bei  der 
AufsicliisbehOrde  (konf  Oberappellationsgerichts -Erkeuntniss  in 
Heuser's  Annab  n.  Bd.  1,  .S.  37ö). 

Die  liriu  inde  hat  ein  klagbares  Recht  darauf,  dass  das 
Einkommen  einer  für  ihre  Armen  be.->tiiiimten  Stiftimtj  nach  dieser 
Bestimmung  verwendet  werde  (Oberappellationsgeiiclits-Krkeüutniss 
bei  Strippelmann,  Bd.  V,  S.  488). 
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Herzogthum  Nassau. 

^  Ton 

"  ^  C.  Scholz,  Rechtsanwalt  in  Wiesbaden. 

lOltO. 

rKoB- 

niUtii  Da<;  ehemalige  Herzogthiim  Nassau  ist  trots  des  hohen  Alter 

der  nach  ihm  benannten  Fürstenfamilie  eine  neiio  Schöpfung;  es 
ist  in  den  Jahren  seit  Zerstörung  dos  dcutsdji'n  l?eichos\  seit  dem 
Reichsdcputationshauptscbluss,  durch  die  Zeiten  des  Kheiiil  uiides 
|ig  jff  bis  zum  zweiten  Pariser  Frieden  und  darüber  hinaus  durch  »Seku- 

j^fy:  larisation,  Annexion,  Friedens-sclilüsse,  Erb-  und  Tauschverträge 

aus  emer  Menire    einzelner   Gebietstheile  zusammengewachsen. 
*;i|,,rf_  Neben  den  Stanmihmden  des  alten,  öfters  in  3,  4  uml  mehr  Li- 

|j{  ninn  zt'i  fallenden  Fürsteuhauses  treten  in  den  AnfauGrs  rein  geo- 

B^tt  graphischen  Verband  des  Herzogthums  Nassau  GelMetstheile  der 

01.  geistlichen  Fürstenthünier,  ehemals  reich3unmittell)arei-  mcdiuiisirter 

Fürsten,  lieichsdOrfer  (wie  Süden  und  Siil/.bach  bei  Tiankfurt  a/M.) 
^  Güter  der  freien  Kitterschaft.  Das  Haupt  der  Linie  Nassau- 
Wflilburg  einigt,  nachdem  die  anderen  Linien  im  Hanuesütamme 
«tsgestorbeii  siad,  im  Jahre  1816  die  Herrschaitsreebte  über  die 
^  lr  Tendiiede&ea  lA&destheile  in  eich. 

Die  wirkliche  Yerschmelziuig  dieser  heterogenen  £leiD6nte 
' ^0  gagudit  ohne  Gewaltthfitigkeit  ab;  eine  fleissige,  aufgeklarte 

Bmeankratie  arbeitete  in  Gesetzen,  Yerordnimgen,  Organisationen 
auf  eine  Gleichförmigkeit  aller  Verhältnisse,  welche,  nachdem  de 
erreicht  war,  dem  Lande  den  Stempel  einer  besonderen  Individna* 
lität  aufdrückte.  Aber  diese  Individualität  ist  neu,  und  es  kann 
:  daher  nicht  die  Kede  sein,  von  einer  weit  zurückreichenden  ge- 

^  ji  schichtlichen  Entwickelung  irgend  einer  Einrichtung  in  Nassau. 

Man  kann  das  Annenwesen  und  seine  Geschichte  in  einem  Städt- 
^       ^     eben  oder  in  einem  länger  ungetheilt  gewesenen  Amtsbezirke  ver- 
j0  folgen:  es  würde  aber  eine  kleine  derartis^e  Skizze  ohne  den  ent- 

^  sprechenden  Nutzen  sein  mid  grosse  Arbeil  erfordern. 

Im  ehemaligen  üerzogthum  l^assau  schliesst  sich  das  ganze 
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Annenwesen  eng  an  die  Organisation  der  VerwallnngsbeMrdeo. 
Das  ganze  HerzDgthnm,  alle  Güter  eingeschlesseDf  Ist  seit  1816 

in  Gemoindebezirke  getbeüt;  eine  Änzalil  solcher  bildet  einen  Amts- 
bezirk; die  Amtsbezirke,  unter  der  Leitung  eines  Verwaltungsbeam- 
ten  mit  dem  Titel  , Amtmann",  welcher  bin  zur  Neuzeit  gleich- 
zeitig Einzelrichter  in  Zivil- und  Kriminalsaehen  war,  unterstanden 
der  Herzoglichen  Lando.sregi''rnng.  Deren  Kessort  wai-  das  des 
, Innern".  Dieser  Verwaltungsoii^aiiiHation  ent.sprecliend,  gab  es 
ein  Oeineindt'armenwesen,  ein  Ai7i{^;irmenwe.-;f'n  und  ein  Lande.^- 
armenwesen.  In  wie  weit  die  ganze  Kinrichtnn«:  eine  g\ite  war, 
lässt  sich  ans  ihren  Wirkungen  erkennen;  wo  sie  den  Verhält- 
ni??*'!!,  die  7,ur  Zeit  ihrer  Einführuivi  sich  vorfanden,  entsprach, 
kuuu  rie  al^  nui^terhaft  gelten.  Das  Herzogthum  Na^-sau  galt 
bi.s  auf  die  ^s'eiizeit  als  ein  ackerbautreibende.^  Land,  obwohl  es 
gewis.^  >t  liou  seit  langer  Zeit  die  Bevölkerung  nidil  auH.schliesslich 
ernähren  konnte.  Ein  grosser  Tlieil  der  Bevrdkerung  sucht  seit 
undenklicher  Zeit  .seinen  Erwerb  au.swartn,  aber  doch  ist  immerhin 
die  kleine  Ackerwirthschaffc  der  regolmässige  Erwerbszweig  der 
ziemlich  dichten  Bevölkerung.  Die  Gemeinden,  in  der  Begel  eine 
örtliehe  Ansiedelung,  oft  Ton  20,  30,  40  Fftmilien,  ja  darunter, 
selten  bis  zn  100  und  2C.K)  Familien  z&hlend,  sind  &st  ausschliess- 
lich von  Kleinbauem  bewohnt,  welche  das  in  fr&nkisßher  Flur- 
ordnung stark  pamllirte  Land  intensiv,  wenn  anch  vidfach  mit 
mangelhaften  Gerftthen  und  bei  geringem  Yiehstand  bebauen. 
Bei  Weitem  die  Mehrxahl  dieser  Eleinbauem  fuhr  und  fthrt  heute 
noch  mit  einer  oder  zwei  Kfihen;  ein  Besitzstand  von  mehr  als 
20—30  Morgen  knltivirten  Landes  in  einer  Hand  ist  selten.  Der 
Gewerbebetrieb  ist  in  den  kleinen  StSdten  selten,  selbst  in  den 
grösseren  nicht  immer  ganz  von  der  Ackerwirthschaft  lo.sgelösst. 
Es  giebt  auch  da  fast  keinen  Hausstand  ohne  einen  kleinen  Grund- 
besitz, der  fast  immer  den  grOssten  Theil  der  Lebensmittel,  selbst 
bei  den  Aermsten,  zu  produziren  gestattet.  Das  reiche  Vermögen 
vieler  Gemeinden,  „Almcnde",  gestattet  die  Vertheilung  von  Hol/, 
und  Nutzungen  an  Streulaub.  Weide,  Mast,  woran  alle  Gemeinde- 
biirger  [.^kichheitlich  partizipireu.  Tin  Ganzen  waren  die  Anfor- 
derungen an  die  Armenpflege  gering,  und  meistens  reichte  also 
selbst  der  kleine  Kreis  aus,  um  diese  Belastung  zu  ertragen. 

Dieser  Zustand  hat  ^icli  geändert  in  den  Badeorten,  welche 
erfreulicli  aufblühten,  und  in  deren  Nähe,  in  einzelnen  Gemeinden, 
welche  die  Nachbarschaft  grosser  gewerbtliiitiger  Städte  fühlen, 
wie  in  der  Nähe  von  Frankfurt  aM.,  in  der  einzigen  grösseren 
Stadt  des  Landes,  m  Wiesbaden  selbst,  und  endlich  in  einzelnen 
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i'rj^t  Orten,  welch?  eine  eigeiithuiiilidu'  Industrie  pflegieu,  deren  Reu- 

;  Igjj  tabilität  durch  Fabrik- und  Musi  iiiueuarbcitNoth  gelitten  bat.  Solche 

Amt>-  Gewerbszweige  sind  bei  uns  die  Handwebereien  und  Strumpf wir- 

kereien. 

,r],ii^.  Die  Aenderung,  wie  ersichtiich  ofi  bezüglich  der  Zahl  und 

kk  BedOrftigkeit  der  Armen,  isi  aber,  weil  die  Grundlage  des  ganzen 

^  Anneuweaens  rnivolndert  blieb,  nur  von  lokaler  Wirkung  gewesen 

g  und  die  berrorgerofenen  UebelstAnde  nnd  &st  überall  durch  lo- 

^gjg,  kile  Kittel  gehoben  worden. 

^  Leider  ist  es  nicht  möglich  gewesen,  zahlenstatistiscbe  An- 

^  gaben  über  die  Resultate  der  nassauischen  Armenpflege  aus  alteren 

fvi  ^'^^     beschaffen:  das  Material  dazu,  die  jährlichen  Berichte 

g  der  Lokalarmenanstalten,  sind  theilweise  ganz  unbenutzt  geblieben, 

tkolweise  verkommen.    Erst  seit  185('>  liegen  eingelit  iidert'  Zu- 
sammenstellungen  vor,  welche  1H63  bei  Qelcgenheit  ciiu  r  in  Wies- 
jljj  baden  ausgeführten  , Nassauischen  Kunst-  und  Gewerbe-Ausstel- 

lung*  in  den  ^ßpitriigen  zur  Statistik  des  Herzoiiftluinis  Nassau" 
_  Hg  von  Otto  Siirtorius  (jetzt  Kegierungsrath  an  der  König].  Ite- 

Ijjjj  gifruDg  zu  Wiesbaden)  zugänglich  gemacht  wurden.    Aber  auch 

^  selbst  dieses  Material  entbehrt  der  nötbigen  Vollständigkeit :  es 

Ijjyj.  ist  fast  nichts,  als  das  Resultat  der  Kasseuverwaltungen  der  ein- 

pij.^.  zelnen  Lokalarmenfonds. 

^  Eine  genügende  Statistik  nassauischer  Armenpflege  kann  man 

^  erst  in  der  Zeitschrift  des  Königlich  Prcussisebon  Statistischen 

|,^,  Bureaua  VI.  Jahrgang  Nr.  l(j  12  finden.    Es  i.st  darin  zuerst  die 

1^^.  Zahl  der  Armen  nach  den  beiden  Klassen  , ständig''  oder  „unstan- 

^  dig  ünterstfitzte",  ihr  Verhftlinisfl  zur  OeaammtbeTölkerung  u.  s.  w., 

^  angegeben.  Auch  in  den  Begierungsakten  sind  die  noch  vorhan- 

deaen  Zusammenstellungen  lediglich  solche  der  Mittel  und  ihrer 
im^  Verwendung.  Das  Material  reicht  überhaupt  nur  bis  1865.  Diese 

Ünisttnde  scfamen  aber  in  Wirklichkeit  von  grosserer  Bedeutung, 
als  sie  es  sind;  denn  schon  die  vorhandenen  Zahlen,  nicht  minder 
aber  die  Mahrnng  der  Gemdnden,  beweist,  dass  grosse  Aende- 
^  rangen  u  der  Zahl  der  Armen,  in  der  Bedürftigkeit  derselben, 

^  in  den  paraten  Mitteln,  nicht  vorgekommen  sind,  und  dann  im 

^  Durchschnitt  nur  eine  Wendung  zum  Besseren  bezeichneten. 

Während  Ende  des  jedesmal  vorgehenden  Jahres  die  Bevöl- 
'  ^  kerong  des  üenogtbums  betrug: 

'^^  1856.     1860.  18C5. 

i"**  432039   4490r»0   Hi2m  Seelen, 

ih^>  betru|  der  Qesammt-UntentatrongBbetrftg 

\1  in  Gulden   .  260562   229170  237396 

^  öder  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  Kreuzern  36,5       30,6  30,5 

itDüP 
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Welche  VorhSiltnisse  bei  solch  günstiger  Gestaltung  mitge- 
wirkt haben,  wird  bei  der  ParsteUnng  der  einschlagenden  Gesetz- 

gebuD"^  erörtert  v/frilfU  tnfis^en. 

Nach  dem  Effekt  der  Bericlite  aus  dem  Jahr  1865  gah  es 
in  diesem  Jahre  .unlerslät/.ie  Arme*^  9657,  d.  i.  auf  hundert  Seelen 
2,06  oder  auf  1<X>  Familien  8.-,. 

Eine  vSeheidll^^'  iiaeh  den  AVolinorton,  Städten  oder  Hachom 
Laude,  ist  audi  zuerst  in  der  erwähnten  Zeitselirift  enthalten;  die 
sonstigen  vorrindlieh'Mi  Noti/en  ,<reben  aber  auch  in  dieser  iiich- 
tung  einen  erfreulielien  Auf-chhiss. 

Die  (»rie  über  2000  Seelen  pllcj^le  man  als  Stärlte  zu  be- 
zeiehnen,  und  es  hat  nach  den  Bericliten,  welche  die  frühere  nas- 
«auisehe  l'e<iieruni(  reLrelmässicr  jährlieh  an  das  Staatsminislerium 
über  den  Fort^Mug  der  Armeni>ileLre.  frrilieh  fast  aussehli«  s>licli 
nur  über  die  finanzielle  Seite  dieses  ZneiLjes  der  etfeutUchen  Für- 
sorge, zu  er.-tatten  pHe<^'le.  in  den  Städten  die  riiterstütziiDgs- 
summe  ab^.'en(immeu,  während  die  Bevölkerung  zuiuijm. 

Ks  kamen 

1862  in  den  Städten  fl.  83315  zur  Verwcuiiuug  bei  1007oU  Seelen, 
dagegen  1863  „    «      ,     fl.  79061  „        „  »  101053  « 

oder  1862  pro  K<ii>f  der  städtischen  Bevölkerung  49,2  Kreuzer 
gegen  45,8  Kreuzer  in  1863.  Im  Jahre  1865  bedurfte  die  städtische 
Armenpflege  immerhin  erst  fl.  82038,  während  die  Bevölkerung 
der  Städte  und  Städtehen  auf  UOOOO  Seelen  gestiegen  ist.  Es 
hat  sich  somit  die  Unterstfitznngsquote  pro  Kopf  der  städtischen 
Bevölkerung  auf  44,8  herabgemindert  Im  Ganzen  ist  aber  doch 
nur  von  einer  grossen  Stabilität  zu  berichten  nnd  so  möchten 
denn  die  zuverlässigen  Angaben  des  statistischen  Bureaus  den 
Zustand  der  !•     n  2;')— 30  Jahre  ziemlich  richtig  schildern. 

Eine  Unterscheidung  der  Unterstützen  nach  Alter  und  Ge- 
schlecht ist  überall  niclit  vorfindlich,  selbst  nicht  in  den  Berichten 
der  Lokalverwaltungsbeamten;  nur  bezüirlich  der  unterstützungs- 
bedürfiigen  A\  aisenkinder  ist  ein  Aufschluss  gegeben,  weil  die 
ganze  AVai>enpneLfe  des  Landes  in  einer  Anslalt  konzentrirt  ist. 

"Welche  Ungenauigkeit  überhaupt  den  statistischen  Erhebungen 
noch  ankb>bt.  g»dit  daraus  h'»rv'ir.  da<s  es  nicht  m«>glich  ist,  die 
Zahl  der  uuier.-lül/iingslti'duifti'jfii  Individuen  festzustellfn,  weil 
nur  die  Almosenempfanm'r  ver/.ce  hui'i  und  trt>7ählt  zu  werden 
pllegen,  während  oft  dieselben  gleich/eilig  die  L'nlerslülzuug  für 
Frau  und  Kind»  r.  d.  i.  eine  ganze  Familie,  bezielien.  Auf  der  an- 
deren Seite  wiederum  erscheinen  ohne  Zweifel  unständig  Unter- 
stütze so  oft  als  ihnen  eine  Zuwendung  geworden  ist.   Es  ist 
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nicht  ihuulich.  s'i]ch  iinsiclioros  Mntorial  zur  Vr'i!Tl*'i(  lninL;'  mit 
'It  n  Erfrebnissen  mul  Autiiahinoii  in  anderen  Ländern  zu  gebrauchen, 
ulmc  wichtige  Vorbehalte  zu  machen. 

Statistik  der  Armenpflege  in  Nassau  1865. 

SeeleDzahl  Ende  1864:  4623S4. 

In  den  Auf  dem  Im  ganzen 
St&dtfttt.  flAcbenl4uide.  Herzogtb. 

Einnahmen  der  Atmenfonds  .  .  .  .  fl.  8r»r5(>:{  fl.  l.-  j.-,?')  fl.  237878 
Auagaben  „  b2(>aa     „  UJotii    ^  231395 

Zahl  der  ünterstQtzten   2568  7089  9667 

davon  stiindigc-   Mi::  arrjo  4933 

n     unständige   lli>5  3äO'J  4724 

Die  Unterstützungen  waicQ: 

ständige  fl.  4s310  fl.  93401  fl.  141711 

unständi t'P  ,  33723  ,  ööödl  „  89684 

KblvOin;iien  ;uil  eim  ii  Untcrsliit/teu  diirch- 

gchaittlich  ^    31.si  «  21^«  «  26,M 

und  zwar  auf  einen  sUindig  Unterstützten  ^    34,iü  „  '^^  ^^  n  2(^,7t 

einen  unständig  Unterstützten  .   .   ,^   29^  „  lö^w  » 

Auf  100  Einwohner  kommen: 

ständig:  unterstfltste  Arme   1,»  0,i«  l,<i> 

uAStändig      «         «   1|W 

Zasammen  ünteratOtzte   2,st  1,>7  2,«; 

Da<  frühere  Hfi/^'uthiuii  eiitiiielt  Ii2  Städte  (ott  mir  vuii 
1000  Eiuwohnein)  35  Flfckcti  und  817  Dorler,  zusammen  884  Ge- 
meinden, und  liatti'ii  \nü  di»'.-*'n 

^  weder  KinniiljUK  ii  noch  Ausgaben  tiir  <leu  Lukalarnieniond, 
CG  keine  Au^fjaben  l'iir  das  Arinenweseu, 
75  keine  Ausgaben  für  ständige  Unterstützungen, 
90  keine  Ausgaben  für  unständige  Unterstützungen. 
Der  Werth  dieser  Angaben  ist  aber  sehr  unbedeutend,  wenn 
man  bedenkt,  dass  es  1865  —  162  Gemeinden  gab,  welche  nicht 
50  Familien  zfthlten,  darunter  welche  von  20,  15  und  selbst 
10  FamiUen.  Die  übrigen  statistischen  Angaben  bedürfen  der 
Vorausscfaickung  einer  Darstellung  der  einzelnen  Grundsätze  und 
VerBDBtaltungen,  welche  das  ganze  Armenwesen  leiten  und  schlies- 
Ben  sich  am  besten  dortsdbst  an. 

Die  Grundlage  des  ganzen  Arnienwesens  ist  das  Recht  auf 
Armennnterstützung,  welches  thatsächlich  in  den  ersten  Konstltu- 
tionsedikten  des  neu  s(  halTeiii n  Uerzogtbums  als  ein  Hecht  der 
Gemeindcbürger  anerkannt  wird. 

Das  landesherrliche  Kdikt  vom  .'>.  Juni  Ks  IG,  unmittelbar 
n;uli  der  Vereinigung  der  verseiiirdi'neii  Linii'u  initer  einem 
Herrscher  erlassen,  theilt  das  ganze  Land  örtlich  in  Gemeinde- 
bezirke  ein  und  bestimmt,  dasä  jeder  Einwohner  mit  Ausnahme 
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der  Standes-  und  (Tnuidh»'i'reri,  Adclif?on,  Staatsdiener,  Pensionäre, 
Kapitalisten,  Fremden  und  Juden,  Ortsbirger  in  der  Gemeiade 
seines  ständigen  Wohnsitzes  sein  müsse.  Von  dem  Ortsbürger- 
recht häiifft  aber  das  Aufenthaltsrerht .  das  Kocht  dos  stehenden 
Gewerbebetriobo^ .  der  Vereheliehung  und  dor  TJntoi>tüt7Jinijsbo- 
recbtigung  ab.  Dio  Aufnahme  in  den  (Jemi  iiKbntrbard  gosciiieht 
nachher  durch  doli  ( irtsvorstand  und  bei  Fri  indon  durch  die  Lokal- 
ver\val(iini;sstello.  .la-  Auit.  Selbst  Sohn  und  Tochter  des  Orts- 
büri^oit;  bedürfen  ziuii  >u(:rn.  .Antritt  des  angeborenen  Bürger- 
rechtes" der  Zustininiuiig  dos  Ortsvorstun<b's.  aber  auch  sie  dürfen 
nicht  heirathen  und  ein  stehendes  Gewerbe  treiben  ohne  das  Bür- 
gerrecht; sie  haben  nur  das  Kecht  auf  Armeuunterstützung  an 
dem  Orte,  wo  ihre  Eltern  Bürger  waren  und  werden  dahin  im 
Verarmuugsfall  zurückgeschickt.  Abgesehen  von  diesem  Falle  des 
sogen,  angeborenen  Bfirgerrecbta  wird  die  Berechtigung  zur  Annen- 
nnterstOtzung  nur  erworben  durch  besonderen  Beschluss  der  Yer- 
waltnngdbehOrde,  welche  ihrerseits  alle  möglichen  Kautelen  da- 
gegen sucht,  dass  der  Anziehende  nicht  der  ArmennnterstotKiing 
zur  Last  fölli  Sie  verlangt  Yermdgensnachweis,  Leumnndsxeag- 
nisse,  Nachweis  eines  den  Unterhalt  einer  Familie  sichern- 
den Erwerbszweiges.  In  der  Praxis  war  es  nicht  selten,  dass 
Gemeinden,  besonders  solche,  welche  ein  rentables  Vermögen 
hesassen,  von  welchem  Nutzungen  an  die  Gemeindebfbrger  vwtheilt 
werden  konnten,  allen  Zuzug  abzuwehren  suchten.  Dag^n 
nahmen  sie  es  nicht  so  genau,  den  Ortsbürgorn,  welche  zu  ver- 
armen drohten,  den  Abzug  und  anderweite  Aufnahme  durch  gute 
Zeugnisse  und  .selbst  durch  haare  Mittel  zu  erleichtern.  Seit  den 
1840er  Jahren  bet(jrderte  man  nicht  nur  von  Gemeinde  wegen, 
sondern  sogar  v  »n  Staatswegen  die  Auswanderung  der  ärmeren 
Ortsbürger,  ja  ganzer  Gemeinden  nach  Amerika.  Man  hatte  sich 
gewöhnt,  von  oiiu-r  ['cltorvölkerung  zu  n-don. 

In  WuhrlioiL  nahm  man  <!on  nnvorniogeudeu  Bürgern  das 
Kecht,  iliron  Aufontbalt  da  zu  surlioii.  \v<>  sich  Aussiebton  auf 
lohnenden  Erworb  boton,  denn  riuiu  verlangte  bei  jeder  Aufnahme 
Kachweis  dessen,  was  der  Anziehende  erst  suchen  wollte,  Erwerb 
und  Vermögen. 

Die  "\Viri<ungon  dieses  Zustandos,  wonach  selbst  die  Einwohner 
eines  und  de.><selbon  Staates  üiohl  aus  einer  Gemeinde  in  die  an- 
dere ziehen  konnten,  wenn  sie  dorteu  ein  GeAverbe  treiben  wollten, 
ohne  eine  Untersuchung  ihrer  Vermögens-  und  ErwerhsverluUtnisse, 
hat  hei  den  Ebgangs  erwähnten  agrarischen  nnd  sozialeai  Gestal* 
tnngen  keine  unheilvolle  sein  können,  wenn  auch  Hunderte  nnd 
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^  Tausende  gelitten  haben,  um  mit  grossen  persönlichen  (Hier  sach- 

^  liehen  Opfern  den  enirlierzigen  Schranken  der  Gesetzj^olnin'j  zu 

5"*  entfohfn.   Dieser  Zustand  der  Gesetzgebung  bei  im  I  fbrigen 

^  uicbt  sehr  be>fhränktpr  Gewerbefreiheit,  welche  bereits  durch  das 

Edikt  vom  lö.  iiai  1809  eingelulirt  war,  dauerte  fast  nuvt-rändert 
bis  1860.   Im  Jahre  1848  war  sogar  hier,  wie  auch  vielfach 
^  anderwUrtSt  ein  Rückschlag  eingetreten,  insofern,  als  man  für  die 

^         meisten  Handwerke  dtirch  Gesetz  vom  3.  April  1849  Prüfungen 

und  Konzessionen  einführte. 
^  Durch  Gesetz  vom  9.  Juni  1860  ist  das  damalige  Herzogthum 

^  Nassau  den  meisten  deutschen  Staaten  in  der  Eänfubrung  der 

"  rollen  Oewerhefi*eiheit  vorangegangen  und  in  der  Einführung  we- 
'  nigstens  innerer  Freizügigkeit  nachgehinkt. 

^  Wenn  es  erlanht  ist,  die  Wirkung  eines  solchen  iegislatori- 

*  sehen  Aktes  an  vereinzelten  Erscheinungen  nachzuweisen,  so  dürfte 

^'  darauf  aufmerksam  gemacht  \\er<h'n,  dass  nacli  den  gegebenen 

^  statistischen  Nachweisi'u  in  den  Jahren  18(»n  und  1801  bis  1865 

"  eine  erhebliche  Abnahme  der  Armenunterstüt/.ungen,  insbesondere 

r*  in  den  städtischen  Gemeinden,  stattgefuntlen  hat. 

'■  Wahrend  nach  der  <  Ipmeindeordnung  l)is  zum  Jabrc  18<)  l 

jeder  Fremde  (mit  Ausnahmo  der  l^aderei-^end«'n)  für  einen  Auf- 
ontbalt  von  8  Tagen  die  Genidiinigung  des  ()rtsschultb<^iss<ii .  für 
fiii'  ij  solchen  bi<;  zu  G  Wochen  die  Krlauhniss  des  Amtes  und  für 
t  einen  längertin  die  fienelimigung  der  Landesregierung  erw:'rben 

>  musste,  hat  das  (ie^>:tz  von»  9.  .luni  I8()i)  volle  Xiederlassungs- 

'  freiheit,  mit  dem  Hechte,  jedes  (lewcrbe  zu  betreiben,  den  Inlün- 

<  dem  gewährt,  auch  für  Nichtangehörige  des  Staates  die  Nieder- 

t  lassnng  sehr  erleichtert. 

1  Durch  diesen  kurzen  ExlniTS  über  Gemeindebürgerrecht,  Nie- 

)  derlassuDgarecht,  Gewerbebetrieb  wird  das  Recht  auf  Armenunier- 

stützong  bestimmt  erscheinen  und  es  bleibt  uns  noch  übrig,  dar- 
znihun^  wie  dieses  Recht  sich  verwirklicht. 

Durch  das  Edikt  vom  19.  Oktober  1816  werden  öffentliche 
Armenanstalten,  und  zwar  für  jede  Gemeinde  ein  Lokalarmenfond, 
für  das  ganze  Land  ein  Landarmenfond,  ein  allgemeiner  Waisen- 
versorgungsfond,  Zentralwaisenfond ,  errichtet  und  daneben  das 
Fortbestehen  aller  Stiftungen  und  Hospitäler  mit  fundationsmässiger 
Bestimmung  garantirt.  Dem  Zentralwaisenfond  werden  die  Ver- 
mögen bestimmter  Stiftungen,  welche  sich  auf  die  Waisenpflege 
bezogen,  zugewiesen  und  derselbe  weiter  durch  Ueberweisung  der 
GtralJe  aus  einigpu  Mon  opolen  und  Gestattung  einer  jährlichen 
öffenUichen  Kollekte  dotirt 
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Die  Oberaufsicht  über  das  ganze  Armenwesen,  die  Armen- 
polizei,  die  Maasregeln  i\xr  VerhütuDg  der  Annntli  !in<l  znr  Beschäfti- 
gnng  der  Dürftigen,  die  VenNTndung  dw  Landanuenfonds,  des 
Zentralwaisenfondd,  der  üeberschüsso  milder  Stiftungen  behält  aicb 
die  Landesregierung  vor.  Alle  bisher  bestehenden  Behörden  u.s.w., 
welche  zum  Zwecke  der  Armenpflege  in  Thfitigkeit  waren,  werden 
aufgehoben  und  neue  in  einheitlicher  Verbindung  gegründet. 

Es  soll  als  Zweck  der  Armeu{»(icge  angesehen  worden:  l.  Weg- 
niuMUing  <hn'  Ursucbfn  der  VcrurtiiunLr.  2.  Beschäftigung  und 
Unter>tiil7iiiig  (b  r  Armen,  nach  dem  Grude  ihrer  Arbeitsfähigkeit 
und  Bedürftiekiit, 

Dass  dt'i  zuerst  genaimte  Zweck  eigentlich  nicht  recht  hierher 
gphort.  weil  die  ganze  AVohIfahrts]MjIi/ei  .Soitt  us  des  Staates  eben 
diiliiii  arbeiten  soll,  crgicbt  sich  schon  uns  dem  3  des  (lesetzes, 
welcher  Alles  über  iS'r.  1  zu  sagende  enthält,  während  die  übrigen 
26  §§.  nur  über  ArmenpHegu  sprechen. 

Von  positiven  YafanstaltQngen  zur  Verhütung  von  Ammth 
erwähnt  das  Edikt  von  1816:  Aibeitsstuben,  Sparlcaseen,  Kranken- 
kassen, Sterbekassen,  Brüderschalten  nnd  überhaupt  Privat-Asse - 
kuranzen  (^e  staatliche  Assekuanz  zur  Yersichenuig  von  Im- 
mobilien bestand  schon)  und  empfiehlt  den  Behörden  deren  Be- 
günstigung. 

WoUthuend  sticht  die  Aufklftrung,  die  durch  diese  Verord- 
nung weht,  ab  von  dem  beschränkten  Geiste,  in  welcfaem  in  q)ft- 
terer  Zeit  gerade  diese  Anstalten  bebandelt  wurden. 
Die  Armen  werden  in  vier  Klassen  getheilt. 

1.  Diejenigen,  welche  durch  Kindheit,  hohes  Alter  oder  kör- 
perliche (Jebrechen  zu  irgend  einem  Erwerb  ganz  unvermögend  sind; 

2.  Schwächliche  Teraonen,  welche  bei  voller  Anstrengung 
ihrer  Kräfte  nicht  soviel  zu  erwerben  im  Stande  sind,  als  zum 

noth wendigen  Lebensunterhalte  erforderlich  ist; 

B.  Diejenigen,  welche  nur  vorübergehend  in  Noth  gerathen  sind; 

4.  Die  ArbeitsfähiL:en .  welche  hei  gutem  Willen  zur  Arbeit 
gar  keinen,  oder  keinen  hinreiclicndeji  Verdienst  haben. 

Die  Unlcrj^lützung  soll,  soviel  als  möglich,  nur  in  der  Form 
von  Arbeitslohn  verabreicht  werden  und  soll  niemals  5  des  ge- 
ringsten \Vo(  henlohns  eines  eiafacheu  Tagelöhners  nach  Ortsüblich- 
keit übersteigen. 

Die  Armenunterstützung  soll  sich  in  der  Regel  nur  auf  In- 
länder erstrecken,  d.  h.  in  jedem  Orte  auf  die  Bürger  und  Schutz- 
verwandte, d.  b.  diejenigen,  welche  in  der  Gemeinde  wohnen, 
aber  nicht  das  Bürgerrecht  nach  den  oben  angeiührten  Besiim- 


p 

149 

A^Il•>^  mungen  des  Gemeiudeedikts  erlangen  können,  insbesondere  die 

tiiWr  Juden. 

h  Doch  sollen  für  die  Li_'LzlL'it'ii  in  eistor  Linie  die  betreft'eiideu 

iaiL«4  Kultusgemoiudeu  einstehen.    Eine  Ausnahme   für  Fremde  und 

n.if,  Ausländer  begründen  Krankheit  nnd  Unglücksfälle, 

«da  Die  Subsidiarität  des  ünterstütznng.sansprnchs  wird  ausdrück- 

et '  lieh  hervorgehoben  und  die  Alimentationspliicht  der  nächsten  Ver- 
LW^  wandten  fixirt;  die  gemeinrechtliche  Alimentationspflicht  wird 

Dg  uj  aasgedehnt  bis  auf  die  Halbgeschwister  und  als  Singularität  tritt 

ililgfait         binni  die  des  unehelichen  Vaters. 

Den  Annenfonds  bl^bt  unter  allen  Umständen  der  Begress 
liialff  gegen  Teim^^ende  Alimentationspflichtige.  Die  Terwendungen  er- 

es dm  sehemen  somit  nur  als  Yorschässe  und  konsequent  wird  den  Armen- 

eselsfL  aostalten  ein  Erbrecht  an  dem  freien  Nachlass  der  von  ihnen 

ntni^  T(dktAndig  verpflegten  Armen  zugestanden. 

Die  gebildeten  Armenanstalten  erhalten  ihre  Mittel  und  zwar: 
^maA  1.  Der  Lokalarmen fond,  aus  den  Erträgnissen  ihres  eigenen 

ulsgt  Vermögens  und  den  fundationsmus^iigen  (jefäUen,  aus  Kollekten, 

.^sjj-  welche  ihnen  generell  gestattet  sind,  Abgaben  von  Lustbarkeiten, 

Dulli'  gewissen  Polizeistrafgefällen  und  schliesslich  aus  den  Gemeinde- 

st Be*  kassen.   Die  Genieiudekassen  selbst  beziehen  aber  ihre  Einnahmen 

aus  Kapital-  und  Grundvermögen,  aus  direkten  und  indirekten 

Sleuern,  wie  ich  dies  in   ^Fnueher   und   Michaelis  Vierteljahrs- 
jl^.  Schrift",  Vierter  Jahrgang,  Hil.  I.  in  einer  für  den  IX.  volk.^wirth- 

schaftlichen  Kongresa  bestimmten  besoudereu  Abhandlung  näher 

beschrieben  habe. 

2.  Der  LauJarnienfond  besteht  nur  in  einem  Kredit  uul'  die 
jjjji;  Staatskasse,  bewilligt  nach  Maasgabc  des  Bedürfiiisses ;  er  ist  be- 

^  stimmt  zur  Ausgleichung  der  etwa  diese  oder  jene  Gemeinde, 

^  0  deren  WM  ohnedem  stark  in  Anspruch  genommen  sind,  drficken- 

den  Armenhisi  Weiter  hat  aber  auch  der  Landarmenfond  die 
10.  Verpflichtnng,  för  diejenigen  Armen  zu  sorgen,  denen  gegenüber 

^^l^t  ^  bestimmte  Gemeinde  nicht  verpflichtet  erscheint,  wie  z.  B. 

wegnnfertige  Fremde,  soweit  dafür  Ersatz  nicht  andersher  zu  er- 

^  p.  3.  Der  Zentralwaisenfond  hat  sein  eigenes  Vermögen,  bezieht 

^  ^  Parlit  von  gewissen  Mono]iol.'n  und  darf  kollektiren. 

Zur  Verwaltung  der  Lokalarmenfonds  wird  in  jedem  Amte 
eme  Ortsarmenkommission  gebildet;  sie  ist  freilich  ihrer  Zusani- 
mensetzung  nach  nur  ein  "Werkzeug  der  Verwaltung  des  Staates. 

Sie  soll  bestehen  aus  dem  Lokal  Verwaltungsbeamten,  der  zu- 
gleich  £inzelrichter  ist,  und  seinem  Stellvertreter  oder  Sekretär, 
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dem  Beamten  der  freiwilligen  Geriehtsbarkeit,  hier  Landobersehulir 
lieis  genannt,  dem  Amtsphysikus  oder  Medizinalbeamten,  dem 
Lokalfinanzbeamten,  oder  Kentmeister,  einigen  Geietliehen,  wobei 
jede  Konfession  zu  berücksiehtigen  ist,  nnd  soviel  Abgeordneten 
der  Amtaortschafben,  als  Geistlicbe  zu  Mitgliedern  designirt  wer- 
den. Diese  Abgeordneten  ernennt  jedoch  die  Begierung  auf  An- 
trag der  Kommission. 

Die  Amtsarmenkommiasion  hat  einen  Bechner  nnd  Easairer 
und  verwaltet  da^  ^»^sammte  Vprmö<T-en  und  Einkommen  der  ein- 
zelnen Lokalarmenfonds,  fülirt  aber  über  joden  besondere  Rechnung. 

Die  eigentliche  Wirksamkeit  der  Armenpflege  vermitteln  die 
in  jedem  Orte  an^^estellten  Armenpfleger,  welche  regelmä^^sig  ihr 
Amt  unentgeltlicli  verwalten:  sie  stellen  nach  der  Ermittelung 
der  Verhältnisse  die  Ortsarmenlisten  auf,  welche  die  Aratskom- 
mission  prül'i.  indem  sie  die  Armen  klassilizirt  und  die  (""nterstützuu- 
gen  bestimmt,  welche  durch  den  Armenpfleger  zur  Austheilung 
gelangen,  der  gleichzeitig  angewiesen  ist.  i]i  Fallen  (l»>v  Arbeits- 
losigkeit. Arbeit  auszumittelii,  Sparkassenbi  iträge  zu  erheben  u.s.  w. 
Nicht  durch  Gesetz  oder  Instniktion,  aber  durch  (jewohuheii 
ihnen  im  Laufe  der  Zeit  ein  gewisses  Hecht  geworden,  in  drin- 
genden Fällen  und  bei  geringfügigen  liedürfnissen  selbst  und  so- 
fort das  Xnthige  anzuordnen.  Ihie  Ernennung  geschieht  durch 
die  Amtsai  uitiukomniissioii  ininuT  auf  ein  Jalir.  Das  Edikt  ruft 
schliesslich  die  Beihülfe  aller  Staats-  und  Gemeiudebeaniten,  Geist- 
lichen und  Lehrer  an. 

Ffir  die  in  der  1.  Klasse  der  Armen  unterzutheilenden  armen 
Kinder  sorgt  der  Zentralwaisenfond ,  wenn  ihr  Vermögen  nicht 
die  fliüfte  des  Bedarfs  zu  ihrer  Elemeutarerziehnng  deckt. 

Kann  aus  dem  Vermögen  des  ganz  oder  halb  vervraisten 
Kindes,  resp.  aus  dessen  Ertrag,  die  Hälfte  des  Pflegegeldes  ge- 
deckt werden,  so  hat  der  betreffende  Lokalarmenfond  den  Znschnss 
zu  leisten. 

Der  Zentralwaisenfond  übernimmt  zuerst  die  Kosten  der  Ele- 
mentarerziehung der  armen  Waisen,  welche  Vater  nnd  Mutter 

verloren  haben,  in  zweiter  Linie  der  unehelichen  mutterlosen ;  dann 
aber  in  driitt  r  Linie  der  vaterlosen  und  zuletzt  der  mutterlosen, 
wenn  die  Eltern  unfähig  sind  zur  Erziehung  und  Verpflegung. 
Soweit  seine  Mittel  nicht  reichen,  treten  überall  die  aUgememen 

Versorgungsanstalten  ein. 

Ueb(M-  die  Thätigkeit  von  Armenstiftungen,  Armenkranken- 
anstalteu,  l'lYimdenhausern.  Irrenanstalten  ist  nichts  Besondere-  zu 
sagen.   Die  Idee,  die  ihnen  zu  Grunde  liegt,  bei  Stiftungen  der 
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Wille  (l('>i  Gründors ,  lassen  hier  kaviin  erhebliclic  Bf'sonderheiten 
zum  VorscUeia  kommen,  welche  uiclit  auch  auderavt^o  aozutref- 
feu  sind. 

Dip  Einrichtung  der  ^V•cüs^'nall^talt  bat  sehr  frühziniig  von 
der  Errichiunir  von  eij^enen  Waisenhäusern  abgesehen  und  statt 
deräelben  die  Unterbringung  in  gut  eniplolilenen  Fauiiheu  vurge- 
zogen.  Das  Resultat  dieser  Praxis  hat  sich  allgemein  bewährt, 
und  «8  haben  sich  gegen  verhältnissmässig  geringe  Ptlegekosten 
(sBllist  heute  werden  nnr  40— 60fl.  pro  Kind  bezahlt),  stets  redliche 
leehtaehiffeDe  Pflegeeltern  gefunden.  Die  Waisen  werden  bis  zum 
TeUeadeten  15.,  resp.  bei  Mädchen  bis  zum  14.  Lebensjahre,  verpflegt 
ond  Dir  talentvolle  Knaben  auch  noch  ein  Lehrgeld  gezahlt 

Das  £dikt  von  1816  ist  von  grosser  Wirkung  gewesen:  die  darin 
aufgestellten  leitenden  Prinzipien  sind  bis  zum  Tage  in  mehr  als 
SOjihriger  Wirksamkeit  erprobt  worden  und  haben  sich  bewahrt, 
ond  wenn  auch  nicht  verhehlt  werden  soll,  dass  Natur  und  Lage 
unseres  Landes  das  Meiste  dar.u  beigetragen  haben,  eine  wirk- 
liche Verarmung  einzelner  Geirenden  oder  Gesellschaftsklassen  zu 
verhiodern,  so  muss  doch  mindestens  ein  Theil  dieser  Wirkung 
auch  der  trefllichen  Gesetzgebung  belassen  werden. 

Es  kann  gewiss  als  eine  Härte  erscheinen,  das  Ticeht  auf 
Armeüuoterstütziing  von  dem  politischen  Gorneindebürgerrecht 
o«ii-r  der  Geburt  abhüngig  zw  machen:  aber  <las  (iute,  weleiies 
darin  liegt,  dass  eine  Armenunterstützung  in  der  \\>'-j;<A  nur  dort 
gewährt  werden  kann,  wo  der  Unterstützungsbedürftige  hinlänglich 
bekannt  ist  und  richtig  beurtbeilt  wird,  sowie  der  Zwang,  aus- 
wilrts  auf  eigenen  Füssen  stehen  zu  bleiben .  weil  sonst  die  Aus* 
weiBung  in  die  alte  Heimath  erfolgen  musste,  haben  ersielitlich 
wobltbätig  gev^irkt  Bei  der  geringen  Entwickelnng  des  Hand- 
werks hat  unter  allen  Umstanden  die  gehemmte  Zugfreiheit  ge- 
ringeres Bedenken  gehabt. 

Nachdem  aber  das  Armeanedikt  von  1816  die  Armenpflege 
geordnet  hatte,  tritt  es  mit  Entschiedenheit  gegen  das  Betteln 
und  isomit  gegen  die  ungeordnete  Frivatwohltli&lagkeit  auf. 

Es  wird  bestimmt,  dass  das  Betteln  strafbar  sei,  und  im 
ersten  Betretnngsfalle  eii^e  Gefängnisstrafe  von  1— S  Tagen,  im 
zweiten  eine  solche  von  doppelter  Lftnge  und  im  wiederholten 
Rückfall  eine  Korrektionshausstrafe  augedroht.  Eltern  werden  fÖr 
die  in  ihrer  Gewalt  stehenden  Kinder  strafbar  erkhiit.  Ja  sogar 
(jf'meinden  und  deren  Vorsteher  raussten  für  diese  büs^en.  Der 
Bettel  scheint  überhaupt  danuils  eine  enorme  Ausdehnung  gehabt 
2u  haben.  Schaaren  von  Bettlern  wurden  täglich  aufgegriffen  und 
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in  giinzea  Fuhren  an  die  Grenze  gefahren,  um  dort  hinfiber  ge- 
jätet y.n  werden;  die  Bepressalien  von  der  benachbarteii  Polizei- 
behörde l)lieben  nicht  aus,  Man  hob  die  Bettelfuhren  auf  und 
sachte  durch  freundnaelibarliche  Veranstaltungen  diese  Yerhalt- 
iiisse  zu  rec'eln.  Sdiaaren  iusbesoDdere  von  bettehiden  Juden, 
techniscli  ,Bettcljud«nl^  erschienen  von  Zeit  zu  Zeit  und  wurdi^n 
Landpla«(en.  Ein  Edikt  vom  24  28.  März  18<>'J  verliitti  t.  dtii- 
selben  Herberge  zu  geben,  botii'hlt  sie  körperlich  zu  züchiigeu 
und  schliesslich  im  dritten  Bctretiingsfalle  in\s  Zuchthaus  zu  werfen. 
Die  -luden  waren  ja  keine  (Jenieindi-lHiiLfer  und  mussten,  um  über- 
haupt einif^ermaasen  existircn  zu  k«tniien,  den  , Schutz"  nach- 
suclien,  der  nur  einer  beschrankten  Zahl  ertlieilt  wurde,  während 
die  antiercn,  an  die  Wohtistrittc  ihrer  im  ^Schutz"  betindliclieu 
Eltern  gebannt ,  niciit  heiratiieii  durften,  kein  eigentliches  Han- 
delsgeschäft treiben  konnten,  luid  verkommen  mussten.  Mit  eini- 
ger Protektion  soll  es  übrigens  nicht  schwer  gewesen  sein,  den 
Sehutzbrief  zu  erhalten;  es  kostete  nur  einige  Erkenntlichkeit. 
Der  Zustand  dauerte  bis  1848;  erst  das  Gemeindegesek  Tom 
12,  Dezember  dieses  Jahres  gab  den  Juden  alle  börgerlichen 
Rechte  und  es  giobt  seitdem  keine  .Betteljuden*  mehr;  man  triifi 
selbst  wenig  Arme  unter  den  Israeliten. 

Die  Organisation  der  Armenpflege  durch  das  Edikt  vom 
19.  Oktober  1816  hat  bis  zum  Jahre  1848  fast  keine  Aenderung 
erfahren.  Mit  der  Aenderung  des  Gemeindegesotzes  freilich,  welche 
2u  der  Zeit  sich  vollzog  und  die  Prinzipien  der  Selbstverwaltung 
znr  Geltung  brachte,  liess  sich  die  bureaukratische  vom  Staate 
ganz  abhängige  Armenpflege  nicht  vereinbaren.  Wir  werden  aus 
den  statistischen  Erhebungen  sehen,  dass  die  Gemeinden  aus  eige- 
nen Mitteln  durchschnittlich  70%  des  ganzen  Aufwandes  für  Ar* 
menpflege  aufbringen  mussten;  es  war  nur  gerecht,  ihnen  also 
auch  eine  weitgehende  Mitwirkung  bei  der  Verwendung  einzu- 
T&umen.  Es  fielen  also  die  Amtsarnienkomraissionen  und  ging 
deren  ßcfngniss  zur  Verwaltung  des  Lokalarmenfonds  auf  die  Ge- 
meindebehürden  über. 

Bürgermeister  ujid  <  Jemeinderath  bescbliessen  selbständig  über 
die  Ausgaben  des  Armenl^iids ,  sie  mögen  herrühren,  woher  sie 
wollen.  <*»fern  nicht  stifUingsmässige  Obliegeniieiten  zu  erfüllen 
sind;  die  Verwaltung  des  Vermögens  des  Lokaliirmenfouds  und 
die  Kerhriungsfuhrung  sind  Theile  der  Gemeindevei  wallung  und 
des  Gemeindereehnuiigswesens.  Das  Oberaufsiehisreclit  des  Staates 
macht  sich  hier  wie  überall  geltend;  bezüglich  der  Vermogens- 
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^  verwaltuDg  bezweckt  es  zunächst,  eine  Verringerung  des  Vermögens 

-o  uttthuulich  zu  machen. 

d  Da  Bürgermeister  uud  Geiuoinderätbe,  uacli  dem  184^8erGe- 

i!>  setz  durch  ein  liberales  Wahl  Vorfall  ren  trewühlt,  von  dt'n  Staats- 

i^i  behörden  in  richtiger  Unabhängigkeit  slaiiilen,  erscheint  nunmehr 

k  die  Armenpflege  ausschliesslich  lokalisirt,  und  sie  musstc  sich  na- 

*  turlich  nach  der  Einsicht  der  (fenieiudebürger  und  den  Mitteln 

p»  der  Gemeinde  verschiedentlich  gestalten.  Freilich  stand  den  ver- 
h  neiiiiiich  ünteistfitzimgsberodhtigten  gegen  eine  Weigerung  des 
KT'         Gemdadecaths  der  KekinB  an  den  Verwaltungsbeamten  und  den 

ihm  nr  Seite  siehenden  Kreisbeorksrath  zo,  nnd  es  konnte  weiter 
31^  gflgu  dessen  Beschluss  Seitens  des  Berechtigten  wie  des  Ter- 
)s  pffiehteteii  Befcots  an  die  Landesregierung  ergriffen  werden.  Im 
0*  Qsoien  aber  haben  die  Gemeinden  ihre  Aulje^abe  begriffen,  und 
oi-  dm  virUieh  liberiasteten  Gemeinden  kam  der  sogen.  Landaimen- 
ta  find  lu  Hälfe.  Eine  solche  UeberUstnng  hat  sich  aber  nicht 
3t  heraomestellt  in  grösseren  Gemeinden  durch  aussergewöhnlichen  Zu- 

iD  zng,  sondern  in  kleineren  und  kleinsten  dadurch,  dass  vorübergehende 

et  &i£Uligkeiten  sich  nicht  ausgleichen  konnten,  wie  ja  natürlich  bei 

t  einer  Gemeinde  von  10— lö  Familien  die  nothwendige  Unterhaltung 

eines  emzigen  Geraeindcgliedes,  wenn  es  z.  B.  Krankheitshalber  be- 

0  sondere  Ansprüche  machen  muss,  eine  drückende  Last  werden  kann. 
]i  In  den  grösseren  Orten  hat  der  Zuzug  von  Aussen,  weil  er 
i;  meist  nicht  das  Bürgerrecht  erwirkt,  keinen  Anspruch  auf  Armen- 
Ii  Unterstützung:  es  sei  denn,  dass  dur  Verarmte  sicli  bequemt, 
k  wieder  nach  seiner  Heimath  zu  ziehen.  Dieser  Zwang  hat  nach 
j!  aller  Erfahrung  wohlthätig  gewirkt  und  es  dürfte  desshalb  nicht 
}•  von  der  Hand  zu  weisen  sein,  die  Erwerlmng  des  Unterstützungs- 
t-           Wohnsitzes  nicht  allzusehr  zu  erleichtern. 

1  Alt  den  Bestimmungen  des  Armengesetzes  von  1816  hat  das 
i-  CMs  Tom  18.  Deiember  1848,  die  Verwaltung  der  dffentliohen 
i          Anneapflege  betr^  in  Bezug  anf  UnterstÖtzungsrecht  und  ünter- 

skfitzungspflicht,  in  Besug  auf  Unterstfltzungsmittel  und  Chter- 
stttBongsDiodus,  auf  ElasseneintheOung  und  Bemessung  der  nö- 
t  fhigsn  was»  wesentlicfa  nidits  gdlndert:  es  stellt  Mehreres  in  das 

i  Bemessen  der  Gemeindebehörden  und  hebt  unter  öderem  das 

]  Erbrecht  des  Armenfonds  an  dem  Vermögen  der  von  ihm  gänz- 

i  lieh  Unterhaltenen  auf.   Die  rationelle  Aenderung  in  Bezug  anf 

1  die  Körperschaft,  welcher  die  Armenpflege  primo  loco  überwiesen 

wurde,  hat  sich  bewährt  und  wird  sich  bewähren,  so  lange  das 
Unterstützungsrecht  an  das  Ortsbürgerrecht  geknüpft  ist  und  leta- 
teres  nur  durch  Geburt  oder  Au&ahme  begründet  wird. 
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Es  wird  fast  natürliche  Folge  einer  Erwerbung  des  Bürger^ 
recbtä  und  des  Unterstützungsrechtes  durch  Zeitabkuif  sein .  da?? 
die  Armenverbände  grössere  Territorien  umfassen,  um  die  Last, 
welche  sodann  den  einzelnen  üoterferbänden  zu  grosa  werden 
könnte,  besser  zu  vertbeileii. 

Seit  1848  ist  in  unserer  Arnienf^esetz^ebung  keine  Aende- 
nmg  eingetreten.  An  Stelle  des  liberalen  (lemeindefifesetzes  von 
184S  trat  das  Gesetz  vom  26.  Juli  IsfM,  ein*'  Gemtindeordnung, 
in  welcber  insbesondere  die  'W'ab]  und  ßestütiguufi:  der  Geineinde- 
beamten,  sowie  die  Bestimmungen  über  das  AufsiohLtrecht  des 
Staates  im  Sinne  der  Keaktion  missliebige  Aenderungeu  erfuhren. 
Die  Behörden  der  Gemeinde  und  der  Armenpflege  blieben  die- 
lEtelbcu  und  es  änderte  sieh  auch  nichts  im  Instanzenzug. 

Nachdem  wir  mit  der  historischen  Entwiokelung  unserer  heute 
bestehenden  Einrichtungen  auf  die  Gegenwart  gekommen,  wild  es 
zunächst  nöthig  sein,  einmal  die  gesetzlichen  Mittel  nod  deren 
Herbmft,  anderentheils  die  Ansprüche  und  deren  Befiiedigung  bei 
der  OJTentllcben  Arm^pflege,  des  Näheren  nachzuweisen.  Auch 
hier  lässt  sich  ans  den  kargen  statistischen  Ermittelungen  das 
Eine  darthun,  dass  erhebliche  Aenderungen  in  der  Zeit  der  letzten 
Jahre  nicht  eingetreten  sind. 

An  Einnahmen  der  LokalarnienfiMü]  s  entfielen  in 


In  Orten  (Iber 
2000  Seeleu. 


In  Dörfern. 


Im  ganzen 
Herzogtbum. 


1.  Aus  Kapitalzinsen  .   .  . 

2.  Fnndatfonsu&ssig«!!  Ge- 

fällen (Stiltiingeii)     .  . 
d.  Aus  der  Armen  bücbse 
4k  Qescbeoke  nnd  ireiwÖUge 

Beiträge  

b.  Taxen  von  Lustbarkeiten 

6.  Zqicbflsse  aas  dem  Land- 

armcnfond  

7.  Zuschüsse  aus  der  Ge- 

mcindekasse  

8.  'Veracluedene  Einnahmen 


fl.  X.  pCt. 
20S70|16^  24,17 

32a7  36  3,-9 

72819  O.s.'i 

1  1 

4966  15  r>^2 

1960,28  2pi 


48909  2  57,34 
4623-  ö,<.i 


tt.  X.  pCt 
17382,58.11,39 


2133  27 

1061  j34|  0,70 

3540  3  2,3s 

4r)ö2  ;  — ,  2,9k 

5541291  d,«3 

I  I 

U.V.)79  53  76^02 

2ab3  57  1,56 


fl.  ,  X.  pCt. 
38253  14, 16,« 


MTli  3  2,45 

17yO  23  0,76 

8506  18  3,:8 

6520  2^  2,74 

5541  j29|  2,» 

164888'55  69,3* 

7006  56  2,96 


äumma  |8öa03|26|100voQ|16257uj21ilO(^p7878|47p[2S^ 

Vier  Jahre  YOrher  stellten  sich  die  Einnahmen,  welche  ins- 
gesammt  fl.  248545  betragen  hatten,  fast  gleich  in  Bezug  auf 
das  YerhSltnlss  der  emzelnen  Quellen  zu  einander: 


Die  Bbnwhniepoeteii  1.  —  15  5.  — 

exsahen        2.  —  4  6.  — 

ö.  _  2,6  7.  — 

4.  -  2  8.  - 


1 

1 

6^,5 

ä^y«  der  QemnmfeiiiiMifnf. 
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Zuschüsse  aus  dem  sogen.  Landarmenfond  hatten  erhalten: 
1861  nur  35  Gemeindeu  von  ca.  884,  im  Jahre  1805  aber  5ö, 
ohne  dass  dadurch  irgend  wie  nachtheilige  Schlussfolgerungen  ge- 
rechtfertigt wären.  Es  kann,  wie  gesagt,  ein  einziger  Unglück- 
Hoher  eine  kleine  Gemeinde  in  die  Lage  versetzen,  Staa^szuschuss 
in  Anspniflh  nehmeii  xu  müssen.  Nach  der  Klassifikation  der 
Aimen,  wie  ^  das  Edikt  von  1816  und  das  Gesetz  yom  18.  Dezbr. 
1848  TorseluwibeD,  hat  man  wiedenim  die  erste  nnd  zweite  Klasse 
ab  «siAodig  nnterstfitzte  Arme*  Ton  den  drei  anderen  Klassen, 
die  nsii  «nnst&ndig  nnterstfttzte  Arme*  nannte,  getrennt  und 
diese  Unterscheidung  ist  durchweg  anerlnnnt. 

Es  verhielten  sieh  1865  die  «ständig  unteistatzten"  zu  den 
tUDStBadig  unterstützten  Armen"  fast  wie  1:1.   Es  gab: 

In  den  Städten.  Auf  dem  Lande.  Im  ganzen  Ilenogth. 

bUQdige  Arme  1413  3520  4'm 

UnMftiuUge  1156  3569   4724 

Zusammen  '   25(58  7(»9  9657 

In  beiden,  die  ArmenpHege  ordnenden  Gesetzen  ist  gleich- 
mässig  der  Kranken-Anstalten,  Hospitäler.  Pfrüiidenhäuser  gedacht, 
welche  in  ihrem  stiftungsgemässen  Wirken  erhalten  blpibcn  sollten. 
Es  bestehen  solche  Anstalten  in  20  Städtobfii  und  iStäuieii ;  es  be- 
suLcii  a\isserdem  in  48  Orten  Privatuntei^liitznngsvereine.  Die 
"Wirkung  aller  die.-^er  Anstalten  ist  nicht  immer  »müc  lokaliairte, 
sekön  aber  auch  eine  allgemeine;  nirgends  jedoch  linden  sich  ori- 
ginelle mit  der  öffentlichen  Anneiipflcge  in  /iK^aniiutjiliang  ste- 
hende Einrichtungen,  welche  einer  Erwähnung  werth  wären. 

Die  Einnabmeu  und  Ausgaben  der  Zentralwaisenaastalt  be- 
fiefen  sieh  1861  auf  36406  iL  nnd  wurdai  daraus  1153  Waisen, 
^d  zwsr  nur  der  hddoi  ersten  im  Edikt  Yon  1816  erwähnten 
Klassen,  rerpflegt,  solehe,  welche  beiderseits  rerwaist  sind  und 
flobhe  unebeüeh  geborene,  doren  Mutter  gestorben.  Das  Pflege 
gdd  emes  Kindes  stellte  sich  auf  ca.  fl.  31.  Die  Einnahmen  des 
Zentnlwaisenfonds  bestanden  zu  etwa  |  aus  eigenen  TOnlpiTnftffq 
incl.  der  EoUektengelder  und  zu  i  aus  Staatszuschüssen  nnd  es  ist 
dies  Verhältniss  noch  in  dem  Budget  pro  1865  und  1866  fest- 
gehalten. Die  Königliche  Kogierung  beabsichtigt  nunmehr,  das 
ganze  Vermögen  des  Zentralwaisenfonds  nebst  dorn  Staatszuschuss 
künftig  dem  kommunalständischen  Verbände  des  Regierungsbezirks 
Wiesbaden  zuzuweisen  und  somit  den  Staat  von  zukünftigen  er- 
höhten Anforderungen  zu  entlasten.  Die  Höhe  des  für  immer  zu 
gewährenden  Zuschusses  unterliegt  in  diesem  wie  in  allen  anderen 
i^ällen  noch  der  Verhandlung  zwischen  Regierung  und  Standen. 
Wenn  es  erwünscht  ist  die  öffentliche  ArmenpHege  detaiUirt 
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damuielleii,  so  darf  man  Tiell^cht  zn  diesem  Zweck  ein  Beispiel 
beransgreiftni  und  hier  die  Besaitete  d«r  Armenpflege  m  einem 
eng  begrenzten  Bezirk  vorführen.  Wir  nehmen  an,  dass  die  Yer- 
bftltnisse  in  diesem  einzelnen  Bezirk  die'durcbschnittlicb  im  ganzen 
ehemaligen  Herzogthum  obwaltenden  sind  und  dass  weder  der  be- 
sondere W  ^1  land  oder  besondere  Annuth  des  Gebietes,  noch  die 
getroffenen  Kiuricbtungen  auffallende  Erscheinungen  motiviren. 

Die  Verhältnisse  des  gewählten  Amtes  N.  können  so  ziemlich 
als  normale  bezeichnet  werden  und  wir  entnehmen  der  amtlichen 
Zusammenstellung  folgende  Daien  über  die  Armenpflege  des  Jahres 
1866:  Das  bezeichnete  Amt  hatte  Ende  1865  in  1  Stadt,  1  Flecken 
und  16  Ortschaften,  welche  auch  18  Gemeindebezirke  bildeten, 
und  zuBammen  18002  Einwohner. 


Ortoehaftra, 

resp. 
Gemeinde- 
Bezirke. 

üifiwoh- 

nerzahl 
Ende 
1865. 

Zahl 
der 

L  luer- 
stütz- 
ten. 

Unter- 
stützungs- 
betrag. 

fl.  X. 

Un- 

Unter- 
8tützte 

ünter- 

stütznngs- 
betrag. 

fl.  X. 

■v- 

Stadt  L. 
Flecken  K. 
Dmtt  DI. 

D^ 

:  E.- 

a  H. 

n  M'. 

"  M». 

l  0'. 

:  w. 

4269 
1229 
1354 
1049 
6<J7 
605 
721 
1228 
334 
1132 
233 
614 
497 
1420 
1181 
500 
543 
48G 

52 
8 
10 
15 
20 
11 
3 

12 

o 

10 
1 

1 

19 

4 
1 
2 

1212 
355 
254 
147 
128 
382 
60 
551 
30 
•25 
270 
80 
24 
585 
:i31 
10 
48 
98 

17 

30 
24 
46 

27 

5 

44 
46 

20 

51 
6 

20 
20 
10 

2 
11 

9 

6 

2 

1 

2 

5 

2 
2 
3 

3804 
455 
498 

rm 

447 
640 
97 
664 
43 
181 
362 
134 
32 
667 
509 
75 
98 
98 

30 
17 
34 
18 
10 
47 
10 
20 
4S 
27 
19 
46 
52 
54 
1 
41 
18 
20 

Bedarf  keines 
Zuschusses 
ausGemeiode 
oder  StMta* 
mitliia, 

Sn.  18  Gem. 

18002    1   173  |4604 

9 
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4716  1  18 

Die  ganze  Unterstützungssumrae  von  fl.  9320.  27  x.  auf  zu- 
sammen 325  Unterstützte  vertheilt,  macht  einen  Uuterstützungs- 
betrag  von  fl.  28,06  oder  von  ziemlich  genau  16  Thlr.  1  Sgr.  pr. 
Kopf  der  Unterstützten  und  von  31  x.  pr.  Kopf  der  Bevölkerung, 
nahezu  dem  im  ganzen  Herzogthum  enuittdlteu  Durchschnitts- 
betrage,  wie  er  oben  angegeben  worden  ist. 

Dass  das  Jahr  1866  und  seine  Ergebnisse  an^j;t\£:,'^fiben  wurde, 
erklärt  sieh  daraus,  dass  dieses  eins  der  letzten  Jahre  gewesen  und 
keineswegs  ein  besonderes  günstiges,  sowohl  wegen  der  nicht  guten 
£mdte>  als  auch  wegen  des  gi-oasen  deutschen  Krieges.  Es  muss 
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freilich  dabei  zugegeben  werden,  dass  politische  Krisen  und  krie- 
Ji  eisia  gerische  Ereignisse  auf  die  ländlichen  und  kleinstädtischen  Nah- 

dieVff-  rungszweige,  welcho  hier  vorzugsweise  in  Betracht  kommen,  imnier- 

Oi^iHis  hifl  nur  f,'erin<jen  Kintlus.s  zu  haben  pHegen,  wenigsten?  in  der 

^  ersten  Zeit  und  ausserhalb  des  Bereichs  der  wirklichen  Aktion. 

Nicht  besonders  hohe  Ansprüche  an  die  Mittel  der  öfffut- 
nr*  liehen  Armeuplli  ^'t'  .sind  unstreitig  als  Kesulial  dieser  statistischen 

nwl'^  Zusammenstellung  anzuerkennun ;  aber  auch  in  der  einzigen  grös- 

wüSAä  seren  Stadl  des  ehemaligen  Herzogthums  Nassau,  Wiesbaden,  nach 

sJtlii  der  Zahlung  vom  3.  Dezbr.  1867  mit  30000  Einwohnern,  ist  ein 

^         Indens  Yerldltiitss  nädii  vorhanden. 

Der  ganze  kn  stftdtiachen  Budget  pro  1868  Torgeseheno  Be> 
dazf  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  dffenüichen  Armenpflege  be- 
^         trigtnnr  10642  TUr.  oder  nicht  viel  mehr,  als  ^  TUr.oder  10  Sgr. 
mf  den  Kopf  der  BerOlkening. 

Bs  kann  dabei  aber  nidit  unerwähnt  bleiben,  dass  die  Wohl- 
tblkigkeitBanstalten  der  verschiedenen  Vereine  und  andere  Stiftun- 
gen mehr  privater  Natur  weit  grOesere  Beiträge  zu  den  Zwecken 
der  Armenpflege  liefern ;  wie  beispielsweise  die  Rechnungou  dieser 
Anstalten  1861  mehr  als  fl.  33000  in  Ausgabe  nachgewiesen 
fgoA  haben,  welche  Summe  sich  durch  Erhöhung  des  Bedarfs  und  Grün- 

sai»  düng  neuer  Anstalten  in  diesem  Jahre  auf  mindestens  fl.  50000 

tttl»  erhöhen  dürfte. 


rftate 


Oll 
0 


vn. 


Stadt  Frankfart  a/M. 

To» 

Dr.  Adolph  Varrentrftpp  ia  Frftnkfnrt  a/H. 


Die  Nachrichteu,  die  uns  über  das  Frankfurter  Armeiiwesen 
erhalten  sind,  erstrecken  sich  bis  in's  13.  Jalu hundert.  Damals 
zuerst  /.eigen  sich  neben  iltT  kiiehlichen  Armenpflege,  über  welche 
uns  alle  Angaben  fehlen,  die  AnHinge  einer  bürgerlichen  Armen- 
versorguüg.  Sie  wurde  zu  jener  Zeit  hauptsächlich  von  den  Hospi- 
tälern geübt,  die  sich  nicht  dcivaiit'  beschränkten.  Kranke  zu  ver- 
pflegen, sondern  daneben  Geld  und  Brod  an  Bedürftige  austheilten, 
arme  Reisende  beherbergten  u.  s.  w.  Sow^t  4i0S6  Spitäler  Ton 
Ftimiea  odor  der  Stadtbeh9rde  erriefatet  und  eiiuQteD  wurden, 
lag  ihre  Verwaltung  in  der  Hand  des  Bafhs  der  Stadt  und  anoh 
b^  dem  Hospital  zum  heiligen  Geist  (gegründet  zu  Anfiwg 
des  13.  Jahrhunderts),  das  anfangs  ron  dem  Orden  des  heiligen 
Geistes  geleitet  wurde,  wusste  der  Rath  wenig  Jahre  nach  dessen 
Gründung  Antheil  an  der  Verwaltung  zu  erlangen  und  bald,  spA- 
testens  1815,  sich  der  alleinigen  Leitung  zu  bernftchtigen.  üeber- 
haupt  ist  schioi  frSher  das  Bestreben  des  Baths  unverkennbar, 
die  Einmischung  äer  Geistlichkeit  in  die  Verwaltung  der  Hospi- 
tftler,  Blendenherbergen  u,  s.  w.  möglichst  ferne  zu  halten. 

Immerhin  blieb  bis  gegen  Ende  des  Mittelalter:^  die  Annen- 
pflege und  besonders  die  Almosenspende  vorwiegend  in  den  Händen 
der  Geistlichkeit.  Zwar  gewährte  die  Stadtgemeindo  in  einzelnen 
Fällen  Unterstützung,  z.  B.  für  Waisenkinder;  auch  standen  unter 
der  Verwaltung  des  Kaths  mancherlei  Le!:mte  zu  wohlthätigen 
Zwecken,  namentlich  zur  Austht'ilung  \<m  Hrod.  Eine  regelmässige 
und  ^rei'nliipte  bürgerliche  Armenpflege  wurde  jedoch  erst  in  Folge 
der  Ketoiiuation  eini^frichtet.  Schon  im  Jahr  142^^  war  durch 
die  Schenkung  des  Johann  Wisebeder  von  Itzstein  eine  bürgerliche 
Almoseukasäe  mit  einem  Kapital  von  fl.  3200  errichtet,  die  in 


den  folgenden  Jahren  durch  Vermächtnisse  namhafte  Zuschüsse 
erhielt.  Allein  erst  Ib-M^  wurde,  zunächst  in  Folrro  oinea  Auf- 
stmds  (1525),  bei  welcbeni  die  Errichtung  ciiK-H  biirL,''orlifhen 
, gemeinen  Kastens"  eine  der  Hauptforderungen  l)ildyte,  der  , Al- 
mosen-Kasten"  als  Zentral-Armen- Anstalt  gegründet  und  demselben 
ausser  den  bereits  in  der  Vui ualLung  des  Kaths  gewesenen  Lega- 
ten eine  Keibe  von  Kirchen-  und  Klostcrgütcrn,  Zehenden,  Grund- 
zinsen und  Gefölien  zugewiesen.  Seine  Aufgabe  war,  die  einhei- 
mischen christlichen  Hausarmen,  insbesondere  alte  und  gebrechliche, 
ohne  üntevBdiiod  der  Konfession,  durdi  wOchentlidt  ausxiitlLeüeii- 
des  Brod  und  Geld,  wie  aucK  mit  Kladern  zu  nnteratötzen,  für 
Waisen,  Qeisteskranke,  ffir  Behandlung  der  nicht  in  den  Hospi- 
ttlem  befindliohen  Kranken  (Haaskranken),  ffir  Beerdigung  der 
Armen  o.  s.  w.  za  sorgen. 


iofflo  Die  Afanosen  bestanden  in  der  Bogel  in  Brod,  auch  Kleidern, 

Ml  selten  in  Geld;  für  die  Kranken  wurde  die  Arznei  und  die  ftizt* 

RdAt  liehe  Behandlung  bezahlt. 

Ainfr  Allmälig  entstanden  noch  andere  milde  Stiftungen,  so  1595 

HMfi'  die  katholische  Armenanstalt,  1679  das  Armen- Ar- 
beits-  und  Waisenhaus.   T)\o  im  13.  und  14.  Jahrhundert 

laKa  gegründeten  Katharinen-  und  Weissfrauen-Klöster,  zum 

1^111  Bwten  von  Jungfrauen  aus  df*n  Frankfurter  Patriziergosthlecbtprn, 

(onlei  dienten  nach  der  Reformation  zur  Aufnahme  bedürftiger  Jungfrauen 

j  nd  oder  Witt  wen  lutherischer  Religion. 

Arfwf  Alle  diese  Anstalten  beruhten  wesentlich  auf  privaten  Stif- 

ifiüeöi  timgen,  oder  waren  doch  in  ihrem  Bestand  auf  freiwillige  Beiträge 

^sö  angewiesen.    Die  Stadtgemeiude  gewährte  ihnen  keinen  regel- 

^sjl-  massigen  Zuschuss;  der  Rath  schenkte  nur  zuweilen  einen  Wagen 

JUh  aus  dem  Stadtwald  und  überliess  ihnen  die  wegen  i>elrau- 

ggkR  <Iaäon  oder  Betrug  weggenommenen  Qegenstftnde.   Durch  Yer* 

jDgp-  oid&ung  vom  24.  August  1724  worden  die  Ertr&gidsse  des  Thor- 

qengddes  dem  Almosenkasten  zugewendet.  Seit  dem  An&ng  des 

jgt-  18.  Jahrhunderts  wurde  dem  Almosenkasten  und  dem  Armen- 

giJs  Waisen-  und  Arbeitshaus  wiederholt  die  Veranstaltung  von  Iiott»- 

^  nen  gestattet,  1791  iilr  beide  Anstalten  gemeinschaftlich  eine 

gils  tPrivil^girte  StiftungslotteTie*'  gegründet ,  welch«  bis  zu  Anfiug 

jUgn  unseres  Jahrhunderts,  wo  die  Stadt  wegen  der  Kriegslasten  die 

^  Lotterie  an  sich  nahm,  fortbestand.  Bemerkenswerth  ist  auch  eine 

Verordnung  von  1583,  welche  bestimmte,  dass  kein  Testament  in 

^  der  Kanzlei  bestätigt  werden  soU,  wenn  nicht  dem  Almosenkasten, 

0  Spital  oder  Stadtbau  etwas  vermacht  sei. 

u  II  '  So  beeehrSnkte  sich  der  Bath  darauf,  die  bestehenden  mihlen 
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Süftungen  tu  unterstfitzen,  und  nahm  nicht  selbständig  die  Armen- 
pAege  in  seine  Hand.   Nur  ausnahmsweise  und  in  NothfUlen 

unterzog  die  Stadtgemeiiide  sich  direkt  der  Armenversorgung ;  sie 
thoiltp  in  harten  Wintern  Brennholz  aus,  gab  den  AbgelffsnnteD 
Bauholz  aus  dein  8tadt>vald,  speiste  die  Armen  bei  TheueniDgeD} 
80  besonders  bei  der  furchtbaren  Hungersnoth  von  1636. 

Da  sich  die  bestehenden  Armenanstalten  nur  der  einheimischen 
Armen  und  von  den  fremden  nur  der  Kranken,  pMs.santen  und 
Pilger  annahmen,  ho  hatte  der  Kiith  mit  den  fremden  Bettlern 
viel  Noth.  Die  Schaarun  von  Armen,  die  besonders  während  der 
Messen  und  bei  den  Kaiserwablen,  :^()wie  in  Folge  von  Krieg  und 
Hungersnoth,  vom  Lande  hereiuzogeu,  waren  eine  unerträgliche 
Plage.  Vergebens  suchte  man  durch  wiederholte  Austreibungen 
der  fremden  Bettler  zu  helfen.  Die  Kinheimischen  glaubte  mau 
nicht  bindern  zu  können;  nacli  der  BetUdordnung  vi/U  1488  soll- 
ten sie  durch  Blechschildchen  von  den  fremden  untorsrhledeu,  diese 
aber  von  den  „Bettlermeistern"  aus  der  8tadi  getrieben  werden. 
Erst  um  1620  scheint  der  Bettel  überhaupt  verboten  worden  ni 
sein.  Durch  xahlreidie  Edikte,  hes.  vom  4.  Sept.  1679,  1.  Juli 
1717,  12.  April  1729,  18.  Jan.  1753,  20.  Dez.  1781,  suchte  man 
dem  Unfug  zu  steuern;  den  Wachen  an  den  Thoren  wurde  ein- 
gesdkftrft»  keinen  Vagabunden  einzulassen;  jeder,  der  h&m  Betteln 
betreten  wurde,  sollte  zum  Gassenkehren  Tcrwoidet  und  «auf  die 
Schanta  gebracht",  oder  an  die  Herren  Werb-OfiBners  fibearlassen 
werden.  Aber  gerade  die  grosse  Zahl  jener  Terordnungan  beweist, 
dass  sie  wenig  fruchteten. 

Was  die  Au&icbt  der  Gemeinde  über  die  Armenanstalten 
betrifft,  90  waren  derselben  nur  das  Hoe^tal  zum  heil  Geist,  der 
aügemeuie  Almosenkasten,  das  Armen-,  Arbeits-  und  Waisenhaus, 
und  die  weiblichen  Versorgungsanstalten  im  Katharinen-  und  Weiss- 
frauen-Kloster unterworfen.  Es  war  n&mlich  die  Verwaltung  jener 
Stiftungen  in  die  Hände  von  eigens  dazu  gewühlten  Bürgern,  sog« 
«Pflegern*,  gelegt.  Sc]ion  im  Jahre  1437  besteUte  der  Kath  zur 
Verwaltung  der  Wisebeder'schen  Stiftung  vier  sogenannte  Almoaen- 
herrn,  drei  Kathsmitglieder  und  einen  aus  der  Bürgerschaft;  bei 
Gründung  des  allfremeinen  Alniosi^nkastens,  1530,  ernannte  er  die 
Bathsherrn  und  drei  J^nri^ei liehe  zu  Pflegern;  bei  Stiftung  des 
Armen-,  Arbeits-  und  W  aisenhauses,  i67i>,  sechs  Kathsglieder  und 
zwölf  büi-gerliche  Flieger.  Aehnlich  bei  den  anderen  Stiftungen. 
Zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts  hatten  das  Hospital  zum  heil. 
Geist,  der  Almosenkasten  und  das  Waisenhaus  je  zwölf  Pfleger, 
nämlich  sechs  Kathsglieder,  je  ein  Mitglied  aus  den  beiden  adligen 
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Annai-  Ganerbschaften  Liraburg  und  Frauenstein.  einen  Advokaten,  einen 

tlißü«  Arzt  und  zwei  Kaulleute.  Die  aus  dem  Senat  gewählten  Mitglie- 

ng;  äi  der  verblieben  bei  der  Pflegerstelle ,  so  lancre  sie  ihre  Senatsstelle 

ranflt«  bekleideten;  die  übrigen  Pfleerer  wurden  nadi  einer  Dienstzeit  von 

niDga,  resp.  3  und  4  Jahren  durch  andere  ersetzt.  —  Die  beiden  weib- 

lichen Versorgungsanstalten  des  Katharinen-  und  Weissfrauen- 
wAä  Klosters  hatten  zu  Pflegern  drei  Mitglieder  des  Senats.  Die  Pfleger 

cmi  «n  dem  Senat  erhielten  keinerln  Honorar  neben  ihrem  Seoatoren- 

Wbh  gehatt;  die  hfitgerlicben  Pfleger  meist  einen  kleinen  Betragt  s.  B. 

bei  dem  Almosenlcasten  je  50  Beichsfhaler. 
(gij  Den  »Pflegftmtem*  lag  die  gesammte  Verwaltung  der  ilmen 

iglkk  aarertranten  Stiftungen  ob;  doch  bedniften  sie  m  nianehen  Maas- 

iKifn  legdn,  a.  B.  zum  Ankauf  und  mr  Yer&usserong  von  Grundstflcken, 

tm  Genehmigung  des  Raths. 

Ssill-  Was  die  Konfession  anbelangt,  so  waren  die  meisten 

,(iMr  Äzmenansklten  den  Anhängeni  der  drei  christlichen  Konfessionen 

rflda  lugängig,  so  das  lieil.  Geist-Hospital,  Armen-,  Arbeits-  und  Waisen- 

1(1 0  haus  und  der  allgemeine  Almosenkasten.    Das  Katharinen-  und 

iM  das  Weissfraoen-Kloster  sind  seit  der  Keformaüon  ausschliesslich 

lutherisch. 

(«it  WAhreutl  im  ^littelalter  nur  die  in  Frankfurt  Kinheimischen 

1^  auf  Untpnstütziinfr  durch  die  ArnuMi- Anstalten  Anspruch  hatten, 

offt  wurden  später  m  manchen  Stiftungen  auch  die  Nichtheimaths- 

ligo  berechtigten  wenigstens  nicht  ausgeschlossen,  in  manchen  sogar 

fnjjti  ausschliesslich  znc:elas.>!eii.    Der  allgemeine  Aimosenkasten  freilich 

sorgte  nur  für  die  Armen  unter  den  Frankfurter  Ortsangehörigen ; 
^  allein  zu  seiner  Ergänzung  wurde  1679  das  Armen-,  Arbeits-  und 

^  ig  Waisenhana  fOr  die  Fremden  gegrUndet.  Bis  znm  Jahr  1810  war 

l0g;  MDie  Toroehmate  Aufgabe  die  ünterstfitzung  verarmter  Fremden. 

Sdt  1810,  wo  durch  die  Stiftongsoidnung  vom  28.  Juli  die  Waisen* 

Enielnuig  zam  Hauptzweck  dieser  Anstalt  gemacht  wurde,  waren 
^  die  Kinder  von  Beisassen,  seit  1815  audi  die  von  Bärgeni,  zur 

Aufitthme  berechtigt.  —  Das  Hospital  zum  heiL  Geist  widmete 
^  sich  im  allndUigen  üebergang  und  jedenfiüls  seit  17^  aus- 

li^  schliesslich  der  Verpflegung  von  „armen,  kranken,  fremden  und 

jjjj  auch  reisenden  Personen,  die  keine  Freundschaft  hier  haben* 

^  (Hospitalordnung  vom  5.  Dez.  1725).  Auch  die  .Stiftungsordnung 

^  vom  28.  Juli  1810  bestimmte  in  dieser  Weise  die  Au^^abe  des 

^  Spitals. 

Während  der  napoleonischen  Zeit  widmete  der  Fürst  Primas, 
^  üroäsherzog  von  Frankfurt,  dem  Armenwesen  Frankfurts  seine 

ei&ige  Fürsorge.   £r  liess  durch  eine  Kommission  die  gerade 
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damals  sehr  in  Ansprach  genommoien  und  in  TTncrdniing  ge- 
rathenen  Stiftongten  imtersoohen.  Er  erkannte  die  Sohwftche»  die 
in  dem  Mangel  an  Zusammenhang  unter  den  rerschiedenen  An- 
stalten und  in  der  übermässig  zersplitterten  Thfttigkeit  der  ein- 
zelnen derselben  lag.  In  der  Stift iin<,'.<ordnui)g  vom  28.  Juli  1810 
(welche  für  das  Armen-  und  Wai.senluuis,  das  heil.  Geist-Hospital, 
den  allgem.  Almosenkastfn  und  die  Weisslrauen-  und  Kall! ','hipn- 
Klöster  galt)  suchte  er  durch  eine  angemessene  Beschränkung  der 
Aufgaben  dor  verschiedenen  Stiftungen  ihre  intensive  Thätigkeit 
zu  erhöhen.  Durch  Gründung  einer  „allgemeinen  Armen- Kom- 
mission zusammeni,'e.sot7.t  ans  Pflegern  der  genannten  Anstalten, 
suchte  er  die  Arnionittl«^!^»'  mdir  zu  zentralisiren.  Diese  Kommis- 
sion sollte  die  Gescliäftsl'uhi  iaig  jeupr  ö  Anstalten  kontroUii'en  und 
die  Ueberschüsse ,  welciie  .sieli  bei  dem  Armen-,  Arbeits-  und 
Waisenhaus,  dem  Hospital  v.wm  heil.  Geist  und  dem  Almoseu- 
kasten  ergaben,  in  Emjtlang  nehmen  und  7,ur  Unterstützung  der 
Armen  verwenden.  Die  steigende  Noth  und  die  offenbare  Unzu- 
länglichkeit der  Armenaiistalten  veranlasste?  1814  und  181ö  den 
Rath,  durch  besondere  Kommissionen  das  Arnienwe.sen  untersuchen 
zu  lassen.  Durch  Senatsheschlnss  vom  30.  Dezember  1848  wurden 
verschiedene  Veiheaserungen  getn^en:  die  ron  dem  Orossberzog 
eingesetzte  allgemeine  Armen -Kommission  wieder  aufgehoben, 
hauptsächlich  weil  es  fflr  die  unbesoldeten  Pfleger  eine  zu  grosse 
Last  war,  neben  ihrer  speziellen  Anstalt  auch  von  der  SSentfal- 
stelle  aus  die  allgemeine  Armenpflege  zu  leiten,  und  weil  neben 
den  in  der  Armen  «Kommission  vertretenen  Stiftungen  noch  eine 
Fülle  privater  Anstalten,  die  mit  jener  Kommission  in  kemer  Ver- 
bindung standen,  für  die  Armenpflege  soigten,  so  dass  eine  wahfe 
Zentralisation  doch  nicht  erreicht  wurde.  Im  fibrigen  bestimmte 
jener  Senaiebesehluss  eine  angemessene  Vertheilung  der  Aufgaben 
des  allgem.  Almosenkastens,  des  Waisenhauses  und  des  1816  ge- 
gründeten Versorgnngshauses. 

Auch  gegenwärtig  ruht  die  Armenpflege  nahezu  ausschliess- 
lich auf  Stiftmigen  oder  wohlthätigen  Vereinen,  die  in  ihren  Ein- 
nahmen wesentlich  auf  die  Zin-:pn  ilires  Kapitalvermögens  und 
freiwillige  Beiträire  ancrewip^cn  sind.  Die  Theilnahrae  der  Stadt- 
gemeinde als  solrbt'  an  der  Armouversorgung  beschränkt  sich  dar- 
auf, dass  sie  einigen  jener  Anstalten  Deitrage  zahlt,  die  übrigens 
nur  bei  dem  allgemeinen  Almosenkasten,  dtiii  Irrenhaus  und  dem 
K<K'hus)iospital  bedeutend  sind.  Direkt  vevausu:abt  die  Stadt  für 
Armenptiege  —  wenn  wir  hier  von  dem  tiii-  arme  Kiuder  gezabl- 
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QDg  g^  ben  Schulgeld  absehen  —  jährlich  nur  wenige  hundert  Gulden  für 

.(k.k  Blödsinnige,  arme  Passanten,  Findlinge  und  Auswanderer. 

m  i^  Während  die  meisten  der  Frankfurter  milden  Stiftungen  gesetz- 

der  em-  M  in  keiner  Weise  der  Verwaltung  oder  Aufsicht  der  städtischen 

]li  |s]<i         Behörde  unterworfen  sind,  nimmt  ein  Theil  der  bedeutendsten  An- 
i^idi         stalten  eine  andere  SMlung  «in.  Dordi  die  StiftungsoiidnQng  yom 
3.  Desember  1833  sowohl,  als  durch  sp&tere  Spezialgeeetse  sind 
mg  der  äUgemeine  Abnosenkasten,  das  Hospital  zum  heil.  Oeist,  das 

Utihit         Waiaenhaos,  die  weibliohen  Versorgungsanstalten  im  Katharinen- 
].£tD.         mid  WeissfiranenUoster,  das  Versorgongshans,  die  Irrenanstalt,  die 
HliMasse,  das  Boohnshospital  und  die  Taubstummenanstalt  als 
mm  öffentliche  Stiftungen  bsEeichnet.  Das  gerade  diese  Stiftungen 

der  Aufsicht  der  städtischen  Behörde  unterworfen  sind,  erklftrt 
j.  Iii  ach  daraus,  dass  dieselben  entweder  einen  Theil  ihrer  Substanz 

jggjd.  der  Stadtgemeinde  verdanken,  wie  der  allgemeine  AImosenkast«n, 

Bg  dr  ^^^^      grössten  Theil  der  Unterhaltungskosten  ans  dem  Stadt- 

Pjjj.  Säckel  beziehen  (IrreuhauH,  KochuHsiiital),  oder  auf  Anregun^j  der 

15  Behörde  gegründet  sind  (VersorguiigHhaus,  Waisenhaus).  Für  diese 

^gjjd  öffentlichen  Stiftimgen  gilt  nacli  der  iStiftung.sorduiing  das  Fol- 

jjjjj  gende:  Ihr  Vermögen  ist  Eigenthum  der  ehristlichen  Ge- 

meinden Frankfurts;  die  Irrenanstalt,  die  Taubstummenanstalt 
und  das  Kochusliöspital  sind  „(iemeingnt  siimmtliober  jt^weils  die 
freie  Stadt  Fraukl'urt  bildenden  Gemeinden*'.  Die  Oberaufsicht 
üb«r  alle  fliese  .öftentlichen  Stiftungen''  stand  dem  Senat  zu,  der 
^  sie  durch  eine  Konnnissiun  aus  seiner  Mitte,  die  sogen.  Stiftungs- 

^  dqjotation  ausübte.    Seit  dem  Gemoindeverfassungs*  Gesetz  vom 

y-^.  S&Hln  1867  ist  das  Beeht  des  Senats  auf  d^  Hagistrat  über- 

^  tragen,  die  Stiftungsdeputation  ist  eingegangen.   Die  stftndige 

^  Bfl^er- Repräsentation  (jetat  die  Stadtverordneten -Versammlung) 

^  wftUt  aas  den  Bürgern  für  jede  der  dffentlicfaen  Stiftungen  resp. 

;  3,  5,  7  oder  9  «Fileger*.  Diese  sind  unbesoldet,  erhalten  jedoeh 

*  bei  einten  Anstalten  eine  kleine  Vorgfitung,  z.  B.  fl.  50,  die  sie 

^  gewöhoUeh  zu  Qunsten  der  betreffenden  Anstalt  verwenden.  Bei 

^  denjenigen  der  genannten  Stiftungen,  welche  keiner  der  christlichen 


l&»nfes8ionen  ansschliesslii     an^^ehören,  müssen  jederzeit  Männer 
aus  allen  drei  christlichen  Konfessionen  unter  den  Mitgliedern  der 
^  Verwaltung  sein.    Die  Pfleger  leiten  die  Verwaltung  der  ihnen 

anvertrauten  Stiftung,  stellen  Beamte  an  u.  s.  w.  Zu  Kauf,  Ver- 
kauf, Tausch  von  Immobilien,  zu  Bauten  über  H.  öÜO,  zu  Kapital- 
aufnahmen, die  nicht  in  demselben  Jahr  ziirüekgezahlt  werden 
können,  zur  Erhöhung  von  Beamtengehalten  und  /.u  jeder  wesent- 
Hcheo  Veränderung  der  bestehenden  Biurichtung  iät  die  Geuehmi- 
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gu&g  des  Senats  and  der  stftndigen  BfirgerreprSsentsti«»!  eiimbolni, 
zom  Erwerb  von  Immobilien  in  Öffentlicher  Versteigenmg  und  cor 
ProzessffihmDg  genügt  die  Zastimmang  der  Stiftnngsdepiitatton. 
Alljährlich  sind  die  Bfiofaer  durch  das  aus  9  Mitgliedern  bestehende 
RechnmigsreTisionslEoUeg,  welchem  die  Kontrolle  des  stftdtisdien 
Bechnungswesens  obliegt,  zu  revidiren. 

Neben  den  der  Aufsiebt  der  Behörde  unterworfenen  Öffent- 
lichen Stiftungen,  besteht  eine  Fülle  ron  privaten  Stiftungen  und 
von  wohlthätigen  Vereinen,  deren  Verwaltung  von  unbesoldeten 
Vorständen  geleitet  wird.  Die  Wahl  derselben  geschieht  nach  den 
i^o^titnmutigeii  des  Stifters,  bez.  den  Statuten  des  Vereins,  auf  fer- 
schiedene  Weise. 

Es  verdient  alle  Anerkennung,  dass  niemals  ein  Mangel  an 
Männern  ist,  die  sicii  diesen  oft  mühevollen  Aenitern  unterziehen, 
und  dass  die  Verwaltung  der  Anstalten,  wie  die  Gewähning  der 
nöthigen  Geldmittel  m\-  Armenpflege  beinahe  ausschliesislich  auf 
der  freiwilligen  Tliätigkeit  der  Bilrgerschaft  beruht.  Allein  diese 
Gestaltung  hat  doeii  auch  ihre  unverkennbaren  Nachthcile.  In 
Folge  des  Mangels  einer  Zentralstelle,  von  welcher  aus  sich  das 
Ganze  der  Arnien])Hege  übersehen  liesse,  fehlt  das  unumgängliche 
Zusammenwirken  und  gegenseitige  Ergänzen  jener  zahlreichen  Stif- 
tungen, die  oft  den  gleichen  Zwedc  verfolgen.  Es  Hesse  sich  die 
Wirfcsaadi^t  jeder  einzelnen  jSiÜtnng  wes^tlich  erhöhen,  wenn 
sie  von  den  llaistungen  der  anderen  genaue  Kenntniss  hätte  und 
daraus  ersähe,  wo  eine  Lteke  der  Armenpflege  ausznfUllsn  ist 
Mit  den  großartigen  Mitteln  der  Frankfürter  Wohlihätigkeits^ 
aofltalten  Hesse  sich  dann  mehr  erreichen,  als  gegenwärtig  mOg> 
lieh  ist. 

Was  die  Berechtigung  aur  ünterstätzung  betrifft,  so  sieht 
solche  bei  den  meisten  der  Öffentlichen  Stiftungen  nur  den 
Frsnkforter  Stadtbfirgero,  bei  dem  Irrenhaus,  Bochusspital  und  der 

Taubstummenanstalt  allen  Angehörigen  des  Frankfurter  Staats- 
gebiets 2u;  bei  dem  Hochushospital  sind  jedoch  auch  Fremde  zn- 
gelassen  und  das  heU.  Geist-Hospital  dient  ausschliesslich  zur  Auf» 
nähme  von  Fremden,  welche  bei  den  christlicheu  Bärgem  in  Dienst 
stehen.  Die  privaten  Stiftimgen  und  die  Vereine  unterstützen 
freilich  in  erster  Linie  die  hiesigen  Burger,  pflegten  aber  bisher 
Fremde  nicht  auszuschliessen. 

In  Bezug  auf  die  Konfession  ist  zu  bemerken,  dass  die  Juden 
an  den  öffentlichen  milden  Stiftungen,  mit  Ausnahme  des  Irren- 
hauses, Rochusspitals  und  der  Taubstummenanstalt,  kein  ^Vnrecht 
auf  Unteiätutzung  haben,  da  Jene  AuBtalteo,  wie  oben  erwähnt, 
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Eigenthum  der  christlichen  (remeiiiden  sind.  Dagegen  sind  von 
den  privaten  Stiftungen  und  besonders  von  den  Vereinen  die  iin-i- 
3ten  konfessionslos.  Die  israelitische  Genieiude  besitzt  dafür  eine 
wahre  Fülle  eigener  Anstalteü,  die  der  Armenversorgung  in  aus- 
reichender Weise  Genüge  leisten.  Ein  Theil  derselben,  wie  vor 
iSlen  die  groesaj^tige  Stiftung  des  Freiherrn  Amschel  Hayer  von 
Botlischfld  ?<m  1,300,000  Golden,  besehrftnkt  ihre  Hälfeleistong 
Hiebt  auf  Einheinüsche  und  nicht  auf  Franhfort,  sondern  spendet 
ihre  ünterstAtzongen  in  einem  Umkreise  von  10  Meilen. 

ÜB  würde  zn  weit  fahren,  die  Einriditungen  nnd  Leistungen 
aneh  nur  der  bedeutenderen  milden  Stiftongen  anKufShren.  Wir 
bflBßhrtakeD  uns  auf  die  Älmosenkasten,  denen  die  Aimeopfl^ 
im  engerai  Sinn,  die  ünterstfltKung  durch  Geld  nnd  KaturaHen, 

Der  allgemeine  Almosenkasten  (gestiftet  1530)  hat  in- 
folge §.  1  seiner  Verwaltungsordnuug  von  1833  .die  Armen  und 
Nothleidenden  unter  den  hiesigen  Bürgern,  Beisassen  und  sonstigen 
Angehörig-en  der  drei  christlichen  Konfessionen  aus  der  Stadt,  so- 
weit sitlche  nicht  von  anderen  Stiftungen  versorgt  werden  niüsseu, 
oder  wirklirli  versorgt  werden,  auf  den  Fall  dass  sie  arbeitsunfähig 
sind',  zu  unterstützen.  Sein  Vorstand  (Pflegamt)  l>psiehl  aus  9 
durch  die  ständige  Bürgerrei»räsenlatiou ,  jetzt  Studlverordneteu, 
ms  der  Bürgerscliaft  gewählten  Mitgliedern,  von  weklien  6  speziell 
mit  der  Vertheilung  der  Spenden  betraut  sind  (Sitende- Sektion), 
während  die  übrigen  3  die  Verwaltung  führen  und  die  ganze  reine 
Einnahme  in  monatlichen  Raten  au  die  Spendesektion  abliefern. 
Zur  Besorgung  der  Armenpflege  werden  fOr  jedes  der  14  Quar- 
tiere der  Stadt  6—9  Armenpfleger  gewählt  (nnd  swar  durch  den 
Seoat,  jetzt  Magistrat,  auf  doppelten  Vorschlag  der  Spendesektion), 
«0  dass  jedem  Annenpfleger  30—40  Hansnummem  zugewiesen 
sind.  Die  Armenpfl^  jedes  einzelnen  Quartiers  versammeln  sich 
einmsl  in  der  Woche  und  beraihen  gemeinschafOi^  fiber  die  bei 
der  Spendesektion  zu  beantragenden  CTnterstfttznngen.  üm  eine 
gewisse  GleichmSssigkeit  in  der  Försotge  for  die  Armen  in  den 
verschiedenen  Quartieren  zu  erzielen,  und,  um  zu  verhüten,  dass 
die  Einnahmen  nicht  üli  r  •  h;  itten  werden,  treifen  sodann  die  sechs 
Mitglieder  der  Spendeeeküon  die  endgültige  Bestimmung. 

Die  von  dem  allgemeinen  Almosenkasten  vertheilten  Spenden 
er hflUen  aus  nachstehender  Tabelle. 
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Ansgabon  des  allgemeineD  AlmosenkaBiens. 
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Ueber  die  Zahl  der  Uiitovstützteii  oxistireii  leider  nur  sehr 
mangelhafte  statistische  Veröffentlichuiigeii.  Wie  aus  der  uuteu- 
steheiiden  Aufstellvmg  ersichtlich,  gab  man  sich  bis  7A\m  Jahre  1834 
\Neiiicrstens  die  ^fühe,  die  Zahl  der  imterstützten  Familieu  und 
iiuple  genau  anzugeben;  jetzt  hält  uiau  dieä  für  überflüssig. 


Zahl  der  von  dem  allgemeinen  Almosenkasten 


ÜnterstfltzteB. 

Jahr. 

Familien. 

Köpfe. 

18t» 

1068 

8162 

1821 

1115 

3511 

1829 

1166 

3716 
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1901 
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7500 

1865 

«1 

8600 

1866 

88f)0 

1867 

» 

8950 

1868 

9900 

Neben  diesem  den  christlichen  Konfessionen  gemeinschaftlißliflii 
Almosenkastf'ii  bestehen  noch  besondere  konfessionelle  Almosen' 
kästen.  In  der  hchügen  Erkenntoiss,  dass  die  ZerspUiteniDg  auf 


*)  EiußchJiessJich  des  Werths  des  vertheilten  Broda. 
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die  Armenpflege  nachtheilig  wirke,  wurden  mehrfach  Vorschläge 
einer  Verschmelzung  der  iionfessionellen  mit  dem  ullgemeineii  Al- 
mosenkasten gemacht,  ohne  jedoch  zu  ( inem  Ziel  zu  führen.  Frei- 
lich sollen  die  konfessiionelh-n  Aiiiieuuiistalten  dem  allgemeinen 
Älmosenkasten  und  dieser  jenen  die  Namen  des  Unterstützten  an- 
geben. Allein,  abgesehen  davon,  da^s  dies  nur  in  maiigelhatl;er 
Weise  geschieht,  ao  ersetzt  es  such  nicht  eine  wahrhaft  einheit- 
liche Leitung. 

Der  Älteste  der  allgemeinen  Älmosenkasten  ist  die  katho- 
lische Armenanstalt.  Sie  wnrde  im  Jahre  1593  Ton  dem. 
Pechanten  des  Bartholornftosstifts  gegründet,  weil  der  kurz  mor 
entstandene,  ohnedies  nur  unbedeutende  allgemeine  Almosenkasten 
beinahe  ausschliesslich  lutherische  Arme  unterstützte.  Sie  steht 
gegeniflrtig  unter  einer  aus  dem  katholischen  Stadtpfarrer  und 
7  weltlichen  Mitgliedern  zusammeugesetzton  Administration.  Sie 
baschifinki  ihre  Unterstützung  nicht  auf  die  Einheimischen. 

Katholische  Armeuanstalt. 
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IMe  AmMDpilege  der  deutechreformirtra  wie  der  fraozösisch- 
lefoimirten  Gemeinde  liegt  je  sechs  von  der  Oemdnde  gewählten 
Diakonen  oh.  Die  franzüeich-refomiirte  Gemeinde  ist  nur  wenige 
hundert  Seelen  stark,  ihre  lIQtglieder  meist  vermQglich,  es  werden 
dülier  namentlich  die  benachharten  französisch-reformirten  Gran- 
den Friedrichsdorf,  Domholzhausen,  Walldorf  und  Tsenhurg  unter- 
stützt. 

Im  Jahre  1828  wurde  auch  von  Seiten  der  lutherischen  Ge- 
meinde ein  eigener  Almosenkasten  begründet.  Er  steht  unter  der 
Leitung  eines  aus  sechs  Mitgliedern  dos  lutherii?chen  Gemeinde- 
Toistaodes  und  aus  sechs  Gemeindegliedern  gebildeten,  Yon  dem 
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Oemänderorstand  gewählten  Pfloi^panits.  Zum  Behuf  der  Spenden- 
vertheilung  ist  die  Stadt  in  sechs  Bezirke  (die  sechs  Kirchspiele) 
getheilt,  deren  einer,  in  welchem  sehr  viele  Arme  wohnen,  wie- 
derum in  zwei  Unterbezirke  zerfallt.  Jeder  dieser  Bezirke  hat 
6 — 12  Annenptieger,  welche  von  dem  Pflege-Amt  ernannt  werden. 
Die  Armenpüeger  jedes  Bezirks  unter  einem  von  und  aus  ihnen 
gewählten  Vorsteher  verlheiicu  dir  Armen  ihres  Bezirks  unter 
sich.  Allmonatlich  koumien  sie  zii>iiiiimen  um  über  die  zu  ge- 
währenden Unterstützungen  zu  beniiben.  Eine  endgültige  Be- 
schlusstassiuig  darüber  erfolgt  durch  das  Tflegeamt  des  lutberiscbeu 
Almosenkasteus.  Die  Thätigkeit  dieser  Anstalt  erhellt  aus  nach- 
stehender Aufstellung. 


Jahr. 
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Da  neben  diesen  Almosentaisteii  isalilreielie  Stifkongen  imd 
Vereine  sich  der  Annenversorgung  widmen,  so  konnie  sieh  die 
Stadtgem^de  darauf  beschrftnken,  einzelnen  jener  Anstalten,  die 
einer  solchen  HtÜfe  besonders  bedürftig  waren,  Znschtlsse  zu  gebe&r 
ohne*  sich  im  tJebrigen  mit  der  Armenpflege  zu  be^wneiL  Bs 
wird  das  ersichtlich  aus  der  nebenstehenden  Tabelle,  welche  die 
für  milde  Zwecke  Yerausgabten  Betrftge  aufireist.    (s.  pag.  169.) 

An  einer  Gesetzgebung  Aber  die  Yerpflicbtung  zur  Annen* 
TCErsorgong  fehlt  es  gflnzUch.  Es  wurde  nie  in  Zweifel  gezogen, 
dass  die  Stadt^emcinde  zur  Unterstützung  der  hier  Terbfirgerteu 
Armen  verpflichtet  sei.  Die  Stiftungen  und  Vereine  gewährten 
auch  immer  bereitwillig  diese  Unterstützung.  Es  schien  darmn 
einer  ausdrücklichen  gesetzlichen  Bestimmung  nicht  zu  bedürfen. 


i 

t 


1)  Seit  1851/52  wird  in  den  Berichten  des  lutherischen  Almosenkastens 
statt  dar  ZtU  der  UaleiitMstin  die  ZaU  der  ünterstatinngen  mitgetheUti 


Digitizeo  v^oogle 


169 


irkf  Im 
ts  ukr 


I» 
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Bi^  /um  Jahre  1866  war  in  Fiaiikl'urt  die  Erlangung  des 
Riii  i: -rrLrlits  an  mancherlei  Bedin<j;iini:i'n ,  Hesitz  eines  '^^nvis.sen 
VenKugcns.  Zahhiny-  bedeutender  BürgerreeliLsjjreldvr.  q-cknii]»!'!.  So 
kam  es,  duss  die  Zald  der  Bürger  nur  gering  war;  /..  Ji.  befand.  n  sirh 
im  Jülire  1S(J4  unter  77,372  Einwohnern  nur  37.68S  BürL"'r  und 
deren  Angehörige.  Ueberdies  war  der  Zuzug  von  Frt'md.wi  nicht 
freigegeben.  Es  reichten  dalier  die  Fraukturier  Arnienanstalten 
nicht  nur  aus,  die  verarmteu  Bürger  zu  unterstützen,  sondern  .sie 
gewährten  auch  häufig,  seibat  wenn  sie  den  Statuten  uacii  nur 
den  Bürgern  zugänglich  waren,  zahlreichen  Fremden  ihre  Beihfilfe. 
DQxefa  das  GtmeindeTer&ssuugägesetz  rom  25.  M&rz  1867,  in  Ver- 
bindnng  mit  dem  Bundesgesetz  über  die  Freizfigigkeit  vom  1.  No- 
vember 1867,  haben  diese  Verhältnisse  eine  wesentliche  Aeoderung 
erUtten.  Die  erschwerenden  Vorausset/ungen  der  Erlangung  des 
BOrgerrechts  sind  aufgehoben;  jeder  Preusse  erwirbt  dasselbe  wenn 
er  seit  einem  Jahre 

1.  Einwohner  des  Stadtbezirkes  ist 

2.  keine  Armenunterstützung  aus  öffentlichen  Mitteln  em- 


3.  die  ihn  •  betreffenden  üemeiudeabgabeu  bezahlt  hat  und 

ausserdem 

4.  entweder 

a)  ein  Wohnliaus  im  Stadtbezirk  be.^itzt,  oder 

h)  ein  btehemie^  Gewerbe  selböliiiidig  al.w  Haujderwerbs- 

quelle  luil  wenigstens  zwei  Gehullen  betreibt,  oder 
c)  ein  Jaltreseiükonimen  von  luiudeatens  700  Ü.  bezieht^ 


Digitizec  v^oogle 


170 


Die  Zabl  der  Bürger  wird  in  Folge  dieser  Bestimmoogen 
raseh  waebsen;  die  Yerpflicbtang  der  Stadtig«m^de  zur  Versor- 
gung ilurer  Armen  wird  eine  bedeutende  Ausdehnung  erlangen. 
Die  Stiftungen  aber  werden  diese  Verpflicbiung  nicht  mehr,  wie 
bisher,  der  Stadtgemeindo  abnehmen  und  auf  ihre  eigenen  Schal- 
tern laden.  Denn  ohne  Zahlung  eines  besonderen  Einkau^ddes 
können  die  neuen  Bürger  nicht  berechtigt  sein,  aus  den  öffent- 
lichen Stiftungen  Unterstfitzong  zu  verlangen;  haben  doch  auch 
fröher  die  neuaufgenommenen  Bürger  je  fl.  100  für  den  Almosen- 
kasten zahlen  mflssen.  Und,  wenn  die  Stiftungen  auch  wollten, 
sie  werden  den  vermehrten  Ansprüchen  nicht  gewachsen  sein.  Es 
wird  also  die  Stadtgomeindo  selbst  für  die  Armenpflege  zu  sorgen 
haben  und  über  kurz  oder  lang  zur  Bildung  einer  stftdtiscben 
Armenkasse  schreiten  messen. 
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Literatur.  Gosetz-  und  Verorduungsblatt  von  1840  (Nr.  90.)  Armen- 
ordnung vom  22,  Oktbr.  1840.  —  AUgem.  Städteordnu/jg  vom  2.  Febr. 
1882.  —  Dr.  LehmaDD,  sor  Frage  des  sächa.  ArmenweseDS  (Dresden 
1858).  —  V. Schönberg.  Armengesetacgebimg des  Et^nigreichs  Sachsen 
(Leipzig  1864.)  —  E.  Lehmann,  ArmenvcnvaUnng  (Lrijizi?  l^G^.)  — 
Hellbauer,  zur  Frage  des  Eüchsischen  Armcnwcsens  iMeisst  n  1808.) 
—  Fr.  Bitser,  Bczirks-Armenarbeit^bäuser  in  Sachsen  (ätuttgan  l&ö^O 
~  Rissmann,  Armenordaang  (Leipsig  186&.)  —  Friedrieh,  Briefe 
über  das  Armenwesen  (Chemnitz  1858 )  —  Zeitschrift  des  statistischen 
Boreans  in  Sachsen.  Jahrg.  1863.  Nr.  1  u.  2.  1866.  Nr.  12. 

J.  Allgemeine  Prinzipien  des  Armengesetzes. 

Nach  dor  Annenordnunsf  vom  22.  (^ktnber  1840  sowie  nach 
den  Gesetznovf'lleii  vom  18.  Scptemhor  18f)ö  und  .">.  Mai  ht 
die  öffentliche  Armenpflege  Gegenstand  der  Genleindev(.r'^^  Llllllug, 
über  welche  den  Kegierung-sbehörden  (Gerioht.samter,  Kreisdirek- 
tienen,  Ministerium  des  Innern)  die  Oberaufsicht  zusieht.  AI3 
Banplziele  der  Armenpflege  werden  hingestellt  1)  der  Verarmung 
der  einzelnen  Ihdividnen  ToxzulteageD,  2)  die  Unterstätzung  der 
»hon  Yerarmten,  3)  die  Anfeiebt  über  die  nnterstötzten  Annen. 

Nicht  jeder  Arme  bat  deshalb,  weil  er  arm  ist,  Ansprucb 
auf  Olfontlidie  Versorgung  oder  Unterstützung,  sondern  nur  der* 
jnige  Dflrftige,  welcher  sieh  ausser  Stande  befindet,  durch  eigene 
Kraft  und  Th&tigkeit  die  zum  leben  unentbehrlichen  Bedürfnisse 
sieb  selbst  zu  TerachafFen,  und  nur  insoweit,  als  letzteres  der 
Fall  ist.  Die  öffentliche  Annenpflege  tritt  feiner  nur  erst  dann 
ein,  sobald  der  Unterstfitzungdbedfirftige  den  notbdiirfttgen  Lebens* 
oDterhalt  von  anderen  dazu  verpflichteten  Priva^iwrsonen  (Ve^- 
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wandten)  oder  Korporationen,  die  gesetzlich  zn  gegenseitiger  Unter- 
stützung und  Versoi^ng  verpflichtet  sind,  nicht  erlangen  kann. 

Die  Öffentliche  Annenpflege  soll  daher  darauf  sehen,  1)  dass 
der  arheitsHlhige  Arme,  soweit  er  es  vermag,  zur  Thätigkdt  und 
zu  möglichst  eigenem  Erwerbe  der  unentbehrlichsten  Lebensbedfirf- 
nisse  genöthigi,  oder  mit  den  dazu  erforderlichen  Mitteln  versehen 
werde,  2)  dass  dem  Armen  nur  das  schlechterdings  Unentbehr- 
liche gewährt  werde. 

Dagegen  sind  diejenigen  Armen,  welche  die  ihnen  dargebo- 
tene, ihren  Kräften  und  sonstigen  Verhältnissen  angenie-  n--  Ge- 
legenheit zur  Ailieit  verachmäben,  wenn  nicht  ihre  wirkliche  Un- 
fähigkeit zur  Arht'it  erwiesen  ist,  jeder  öffentlichen  Unterstützung 
als  unbedingt  unwürdifj  /u  erkennen,  fallen  aber  dann,  als  der 
Arheits.sche\i  und  «L'r  viiuth willigen  Bettelei  verdächtig,  der  poli- 
zeilichen Aufsicht  anheim. 

Ebenso  *,'ilt  jede  gewährte  Unterstüt/mi^^  nur  als  Vorschuss, 
der  Im  eintretenden  besseren  VerniöL,''*'iis\  erluiltuis;jeu  zurückzuzahlen 
ist.  (Kijie  <olclie  Zurü»  kzahhinL,--  freilich  niag,  selbst  wo  sie  aus- 
führbar gewesen  wäre,  wtihl  Jiur  ganz  vereinzelt  vorgekoinnieii 

AIh  Unterstützungsmittel  bi  z  iclinet  das  Ges,  1/  1)  die  Ver- 
abreichung von  Almosen.  2)  KrankenpHege.  '^)  Kiuderer/.iehung, 
4)  Verschattung  von  Unti-rki>iiinien,  ."))  gänzlielif  Versorgung.  Al- 
mosen sollen  nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  es  sich  um 
lieschafl'ung  der  fehlenden  unentliehrlichsteu  L- bensniittel  liuu- 
delt,  und  giebt  das  Gesetz  hierbei  der  Verabreichung  von  Natu- 
ralien vor  den  Geldspenden  den  Vorzug.  —  Erkrankte  Arme  sind, 
wenn  sie  fremder  Pflege  und  Aufsicht  bedürfen,  und  diese  bei 
ihren  eigenen  Angehörigen  nicht  finden  können,  entweder  in  den 
Oifenüichen  Krankenhäusern,  oder  auf  eine  andere  entspre(^de 
Weise  unterzubringen,  jeden&lls  aber  mit  ärztlicher  Hilfe  nnd 
Arznei  zu  versehen.  Im  Todesfalle  ist  der  unentbehrliche  Beer- 
digungsaufwand aus  der  Armenkasse  zu  bestreiten. 

In  Betreff  der  Kindererziehnng  bestimmt  das  Gesetz,  dass 
Waisen  entweder  in  ehrbaren  Familien  unterzubringen  oder  in  die 
Waisenhäuser  aufzunehmen  sind.  Für  die  Kinder  armer  Eltern 
wird,  wo  besondere  Armenschulen  nicht  bestehen,  die  Hälfte  des 
gewöhnlichen  Schulgeldes  aus  der  Annenkasse  gezahlt;  für  In- 
dustriebearke  ist  die  Errichtung  von  Kindeigärten  fär  noch  nicht 
schulfähige  Kinder  voi gesehen. 

Gebricht  es  dem  Armen  an  der  nöthigen  Wohnung,  so  hat 
4ie  Armeubehörde,  entweder  durch  Ermietfaen  einer  Wohnung, 
•oder  durch  Unterbringung  im  Armen-  oder  Gemeindebause,  im 
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rTritHr-  äiissersten  Nothfallc  durch  Anordmm;::  «Ics  Kpüipziifjps,  für  Cnter- 

'D  bssL  komrriMii  Si)rgo  zu  tra/jfcn.    Wer  dugog-cti  '»bdachlos  geworden  ist» 

It'fe  sich  ulx'f  sonst  selb:*t  zu  ernähren  vernnii,',  liat  den  lietra'jf  dorj 

ic  li  MitUi"<ziii^e3  an  die  Armenkasse  zu  entrichten,  oder  für  Kechuuug 
?yii>  der  letzt<»ren  abznurbeit^in. 

vrrAi  Was  endlicli  die  Versorgung  in  öffentlichen  Ho.si>ilak'rn,  Ge- 

iUiW  nit'iiide-  und  Armenhäusern  mit  Wohnung,  Kost  und  den  sonsti- 

gen unentbelniichen  Lebensmitteln  betrift't,  so  soll  dieselbe  nur  auf 
jaigefe"  solche  Personen  ausgedehnt  werden,  die  iieh  selbst  zu  erhallen 

ewO«-  nicht  vermögen  und  um  ihrer  eigenen  und  Anderer  .SieherheiL 

U'         wfllai  sich  selbst  nicht  überlassen  bleiben  können.   Für  angemes- 
iiiwii         «oe  Bescfaftftigung,  deren  Ertrag  der  Anstalt  TerMt,  ffir  Fest- 
iljdK         bitten  an  einer  bestimmten  Hausordnung,  für  Hausandachten  und 
lerpJi-         sonstige  geistige  und  kdrperliche  PiQege  soll  soweit  als  möglich 
Sorge  getragen  werden. 

Wie  bereits  erw&hnt,  fUlt  die  Pflicht  der  ArmenTersorgung 
^  der  Gemeinde  zu.  Die  Verbindlichkeit  der  Letzteren  wird  nach 
jjfjf.         der  Hehnathsaiijgfehörigkeit  bestimmt,  und  ist  es  nothwendig,  die 

Iiieiflir  gSltigen  Bestimmungen  kennen  zu  lernen. 
;^  \g>  Jeder  sächsische  Staatsangehörige  ist  an  demjenigen  Orte  hei- 

iflioK.  mathsberechtigt,  an  welchem  a)  er  zuletzt  die  Hi  iuiathangehörig- 

,  jj.  iieit  1.,  durch  ausdrücklielie  Ertheilung,  oder  2.,  durch  Ansussig- 

]s  keit  mit  einem  Wohngebäude  erlangt  hat.    In  diesem  Falle  wird 

I  bi-  jedoch  die  Heimathsangehörigkeit  erst  nach  Ablauf  eines  5jährigen 

ifj^  Zeitraums,  wahrend  dessen  Jemand  nach  Erlangung  der  Ansässig- 

keit keit  mit  einem  Wohnhause  am  Orte  gewohnt  hat  und  ansässig 

geblieben  ist,  gewonnen;  ausserdem  aber    b)  an  dem  Orte,  wo 
jj,}*.  er  geboren  ist,  vorausgesetzt,  dass  die  Geburt  während  eines  we- 

senthchen  Aufenthaltes  der  Mutter  stattgefunden  hat.  —  Ehe- 
frauen  theilen  hierbei  die  Heimath  ihrer  Ehemänner.  Wittwen 
behalten  die  Heimath  iiires  letzten  Ehemannes  bei.  während  bei 
völlig  geschiedenen  Frauen  die  vor  der  Ehe  besesstne  Heimath 
wieder  eintritt.  üei  Kindern  noch  lebender  Eltern,  bi  ziehentlich 
jjjj  Grosseltern,  tritt  die  eigene  Heimathangehörigkeit  der.selben  in  der 

jj^fl  Regel  erst  mit  dem  11.  Lebensjahre  in  Wirksamkeit;  bis  daiiiu 

iheilen  sie  die  Heimath  des  Vaters,  uneheliche  die  Heimath  der 
Mutter,  im  Falle  des  Todei  der  Elt^n  aber  die  Heimath  der 
0  OroBseltem. 

Seit  dem  Jahre  1862  begründet  der  Antritt  des  Bürgerrechts 
^  ^  die  Heimathsangehörigkeit  nicht  mehr,  ebensowenig  der  Gewerbe- 

^  betrieb.  —  Nach  dem  HeimathsgesetKO  muss  ferner  1.,  jeder 

Staatsangeihdrige  zu  irgend  einem  Heimathsbezirk  des  Königreichs 
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in  dem  Verhfiltnias  der  HeunathsangehDrigkeit  stehen  und  2.,  jedes 
Grundstück  hinsichtlich  des  ArmenTersorgnngBrerbandee  gleichiSdIs  '^^ 
zu  emem  solchen  gehören,  wie  femer  jeder  Gemeindebesirk  in  der  | 
Begel  zugleich  einen  Hdmatbsbezirk  bildet 

Organisation  der  Armenpflege:  Die  Leitung  des  Ar« 
menwesens  im  Heimathsbezirke  liegt  in  den  Städten  den  Stadt- 
rätheu,  beziebeutlicli  den  Armendepntatiouen ,  auf  dem  Lande  der  -^^ 
Gemeindoobrigkeit  und,  wenn  mebrere  Gemeinden  in  Einera  Hei- 
matll^bez:rke  vereinigt  sind,  derjenigen  Ortsobrigkeit  ob,  welche 
bei  Bildung  des  Heimathsbezirke.s  entweder  durch  freie  Wahl  oder 
durch  die  Kreisdirektion  damit  beauftragt  wird.    Nach  der  letz-  ^ 
teren  Richtung  hin  unterscheidet  das  sachsische  Gesetz  ausser  der  *i 
Armenpflege  der  einen  für  sich  bestehenden  Geraeinde  durch  die 
Gemeindt2obrigkeit  (Stadtrath,  Gemeinderath)  zwischen  der  gemein- 
schaftlichen Wirksamkeit  mehrerer  Gemeinden  mittels  des  Armeii- 
Y  er  ein  3  und  der  Bildung  grösserer  Armenbezirke,    üeber  ]^ 
letztere  sagt  das  Gesetz:  ,Ura  dii'  Ausführung  von  Maasreceln 
zu  lohnender  Beschäftigung  arbeitsf;ihiger  Armen  aurli  für  kleinere 
und  ärmere  Ortschaften  und  Heimathsbezirke,  denen  es  für  sich 
allein  an  den  iuer/u  erforderlichen  Mitteln  fehlt,  für  welclie  aber 
zur  möglichsten  Verminderung  der  Armuth  und  Unterdrückung 
der  nicht  nur  ihnen  selbst,  sondern  vornehmlich  aucli  den  benach- 
barten Orten  lästigen  Bettelei,  solche  Veranstaltungen  am  aller- 
nöthigsten  sind,  zu  erleichtern,  ist  zu  diesem  Zwecke,  nicht  aber 
zur  Verabreichung  von  Almosen,  von  den  Uegierungsbehörden,  unter 
Vermittlung  der  Amtshauptleute,  die  Assoziation  mehrerer  Heimaths- 
bezirke, inshescndere  der  St&dte  und  im  Umkreise  derselben  gele- 
gener Dorfsehaflen,  zu  grosseren  Amtsbezirken  und  die  Konstitai-  4 
nmg  gemeinsehaflilicber  Annenkommissionen  zu  befördern.  Letz-  \ 
tere  haben  sich  mit  den  Annenbehdrden  der  einzelnen  Hebnaths- 
bezurke  in  fortwfthrendem  gegenseitigen  Vernehmen  zu  erhalteD,  '^^ 
und  es  sind  die  erforderlichen  Geldmittel  von  den  Armenkassen  der  ^. 
einzelnen  vereinigten  Heimathsbezirke  zu  beschaffen.  Die  weiteren 
Bestimmungen  sind  Gegenstand  der  jedesmaligen  Verehugung.* 

Die  Verwaltung  des  Armenwesens  erfolgt  unter  Mit- 
wirkung der  Angehörigen  des  Heimathsbezirks,  in  den  Stidten 
durch  von  dem  Rath  besonders  zu  ernennende  Deputationen,  auf 
dem  platten  Laude  durch  die  Ortsvorstände  unter  Hinzuziehung 
der  Rittergutsbesitzer,  der  Geistlichen,  SchuUehrer,  Aerzte  und 
sonstiger  besonders  qualitizirter  Persönlichkeiten.  —  Die  übertra- 
genen Aemter  sind  unentgeltlich  zu  verwalten;  doch  kann  in  grös-  ^ 
seren  Ortschaften,  wo  die  Umfibiglichkeit  der  Armenpflege  für 
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gewisse  Geschäfte,  z.  B.  da.s  Ka^>^ellwt'^en,  die  Anstellung  von  he- 
soldetuii  Beamten  erheischt,  eine  Ausnahme  stattfinden.  Hiuulelt 
PS  sich  dagegen  um  die  Bezirksarmenpflege,  so  ist  die  Bildung 
von  Bezirksarmenkommissionen  den  Amtshauptleuten  aufgetragen. 
Die  Kommissionen  sollen  bestelu-u  aus  1.,  einem  Mitgliede  des 
Stadtraths  der  zu  dem  Bezirke  gehörigen  Stadt,  2.,  dem  Dirigenten 
der  in  den  Heimathsbezirken  mit  Leitaug  des  Lokalarmenwesens 
bekleideten  Qeriditsstdlen,  3.,  aus  den  Depatirten  der  einzelnen 
LoblarmenTereiDe.  Die  Miiiglieder  dieser  Kommission  versammeln 
rieh  uHfcer  Yonitz  des  Amtshanptmanns  oder  eines  von  ihm  zu 
beanftrageDdeD  Delegirten,  vm  über  die  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten des  Bezirks  zu  berathen  und  zu  beschliessen.  An  dem  Orte, 
vo  sich  die  für  den  Bezirh  errichtete  ArmenbeschSitigungsanstalt 
befindet,  ist  ein  Ausschoss  unter  der  Direktion  eines  Yoratandes 
m  bestellen,  dessen  Mitglieder  ron  der  Gesammtheit  der  Eom- 
missioD  durch  rehtiTe  Stimmenmchrlieit ,  bei  Stinimengleichheit 
dorch  das  Loos  gewählt  werden.  Uebrigens  erfolgt  die  Bildung 
grösserer  Armendistrikte  zuerst  nur  versuchsweise  auf  eine  gewisse 
Anzahl  Jahre  mit  Vorbehalt  der  Aufkündigung  und  Verlängerung 
auf  anderweite  Fristen. 

Den  Arm«  uvereinen  wie  den  Armendeputationen  liegt  ob, 
1.,  da?  Kassen-  und  Keclinungswesen,  wie  die  Verwaltung  vor- 
handener Stiftuni^a'ü  und  Anstalten,  2.,  die  Aufbringung  der  er- 
forderlichen Mittel,  3.,  die  Maasregeln  gegen  Arbeitslosigkeit  und 
Verarmung,  4.,  die  Armenpflege  im  engeren  Sinne,  d.  h.  die  Er- 
örterung über  Hilfsbedürftigkeit  der  einzelnen  Armen,  wie  die  Be- 
stimmung und  Gewährung  der  für  den  speziellen  Fall  zu  berech- 
nenden Unterstützung. 

Armenpolizei.  Das  Gesetz  stellt  die  Verschiedenheiten  in 
den  Funktionen  der  Polizei-  und  Armenbehörden  durch  folgende 
FssBung  fest:  Der  Zwang  der  arbeitsscheuen  Armen  zur  Arbeit 
gehört  zum  Beruf  der  PolizeibehSrdoi,  mit  denen  sich  deshalb  die 
AiDenbehl^rden,  wo  sie  von  ersteren  Teiscbieden  sind,  zu  ver- 
nehnten  haben.  Die  Beschaffung  lohnender  Axlmi  für  arbeits- 
willige und  fthige,  aber  arbeitslose  Arme  bleibt  den  ArmenbehOr- 
dea  überlassen.  Hierbei  soll  die  hauptsflchlichste  Sorgfalt  darauf 
gerichtet  sein,  die  noch  arbütsfilhigen  Armen  bei  ihrem  gewohnten 
Erwerbszweige  zu  erhalten  oder  ihnen  Gelegenheit  zu  lohnender 
BeBchftftigung  zu  yerschaffen,  um  die  gänzliche  Verarmung  so  lange 
als  möglich  zu  Terhindeni.  Die  zu  wählenden  Mittel  sollen 
sieh  im  Bbzelnen  allenthalben  naeh  den  Ortliehen  Yerhflltnissen 
riehten. 
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Jeder  Arme,  welcher  OfTentliehe  UnterstötzunDg  irgend  einer 
Art  empfängt,  steht  unter  Aufsicht  der  Arinenbeb(^rde  und  ist  da- 
her verbunden,  zu  joder  Zeit  Ton  seinem  Thun  und  Lassen,  seinem 
b&uslichen  Leben,  von  dem  was  er  erwirbt  und  was  er  verbraucht, 
soweit  eine  solche  Eenntniss  für  die  Armenpflt  ge  nöthig  ist,  auf 
Verlangen  Becbenschaft  zu  geben,  bat  auch  den  hierauf  sich  be- 
ziehenden Anordnungen  und  Erinnerungen  Folge  zu  leisten. 

Wie  bereits  erwfthnt,  fallen  Arme,  welche  die  ihnen  darge- 
botene, sonst  ihren  Kräften  und  Verhftltnissen  angemessene  Arbdt 
verschmfthen,  als  der  Arbeitsscheu  und  mutbwilligen  Bettelei  ver- 
dächtig, der  polizeilichen  Aufsicht  anheim,  und  sind  im  Verhält- 
ni.ss  der  Gradation  als  Strafen  des  Betteins  angeföhrt:  1.,  Ge- 
tängniss  bei  Wasser  und  ßrod  bis  zu  3  Tagen,  2.,  Zwangsarbeit 
bis  zu  8  Tagen  und  sobald  sie  nicht  ausführbar  ist,  GefUngnias 
bei  Wasser  und  Brod  bis  zu  14  Tagen  j  3.,  körperliche  Züchtigung; 
4.,  Einliefening  in  die  Landes-Korrektionshäuser  auf  bestimmte  oder 
nach  Befinden  unbestinimte  Zeit.  —  Wo  zur  Anwendung  von 
Zwangsarbeit  bestimmte  öffentliche  Anstalten  fehlen,  sind  Bettler 
zu  öfft^ntliclien  Arbeiten  aller  Art,  bei  Kommun-  und  Strassen- 
baui(  II,  Holz-  und  Wiesenkultur-,  Ackerarbeiten,  Keiniguntr  der 
öflen Iiichen  Plätze  und  Strassen,  zu  gebrauchen,  oder  für  Kcchnuug 
der  Armenkasse  an  Privatpersonen  zu  vordingen,  ebenso  bei  fiska- 
lischen Arbeiten  für  Rechnung  der  Armenkasse  mit  zu  verwenden. 
Per  Strafarbeiter  erhält  von  der  Annpnka-se  während  der  Arbeit 
die  unentbehrlichste  Nalirung  odt  r  einen  Tagelolm.  weU-her  nach 
den  Ortspreisen  zur  Deckung  der  noth\ven(li;^^-^lcn  Bedürfnisse  ge- 
rade ausreicht.  —  Für  das  Betteln  iiner«aciiseuer  Kinder  werden, 
Avenn  es  auf  Geheiss  der  Eltern  geschieht,  die  letzteren  so  ge- 
straft, als  ob  sie  selbst  betteln  gegangen  waren. 

Beschaffung  der  Mittel.  In  jedem  Heimallisbezirk  be- 
steht eine  Armenkasse,  deren  Einnahmen  theils  ordeutlicbe,  theils 
ausserordentliche  sind.  Als  die  wesentlichsten  sind  von  den  durch 
das  Gesetz  vorgeschriebenen  Erhebungen  zu  nennen:  1)  die  Samm- 
lungen f&r  die  Armenkaase  bei  Hochzeiten,  Eindtaufen,  Kommu- 
nionen und  Begräbnissen;  2)  Abgaben  von  geriehldich  einzu- 
tragenden Besitzveränderungen  (gegenwärtig  mindestens  Vi^A 
Kauf-  oder  sonst  ermittelten  Werthsumme);  3)  Vermächtnisse  und 
Schenkungen  zu  Gunsten  der  Armenkasse;  4)  Abgaben  von  Öffent- 
lichen KunstvorateBungen,  SchaostelluDgen  und  Belustigungen  aller 
Art  (Theatern,  Konzerten,  Bällen);  5)  gewisse  gesetzlieh  bestimmte 
Stra^elder,  ebenso  der  Erlös  der  polizeilich  konfiszirten  Naturalien; 
6}  Beiträge,  welche  nach  den  Lokalstatuten  von  den  Neneinwer- 
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henden,  z.  B.  in  den  Städton  l>oi  ncwinniing  des  Bnrp:^')  rechts,  an 

liifit  die  Armfnkasse  zu  /.vhlcu  sind;  7)  Sanirnlnn^en  und  I3eiträ^'o  wäh- 

imfi  rend  und  nach  dem  kirtdilichen  Gottesdionsk',  ebenso  Erlrair  <lt'r 

brjitiiL  in  Gasthäusern  und  öffeutUchcn  Verkehrsanstalten  (z.  B.  in  Post- 

ist.ai  ämtoni)  ausgehän^'tp!)  Arnienbüchson:  8)  R'Mträi:e  dr-r  Tiimni'^en; 

^Ah^  0)  Priv:itsanimlungeu  z.u  l)osoiideren  Zwecken  (z.  B.  Weihnachts- 

i.  l)Oscliecriin,^en  für  arme  Kinder);  10')  ;i!w/.iisi-lin'ilM'!idr  Stenern, 

'kj^  die  nach  neuern  Bestimninnuen  auf  alle  l>it'ienii;eii  innerhalb  des 

.Ii;;  Heimathbezirks  auszudehnen  sind,  welche  üljerhauj»t  iStaatsst'Mi»^rn 

IdW-  zu  entrichten  haben.    Die  \  .'ranlagun<^'  erfnliit  in  der  Kegel  nai  h 

'flfcfr  dem  Verhältniss  dor  von  .Ted-'m  an  die  .^Staatskasse  zu  zahlendeji 

L  fie«  Abgaben,  i'r>el;eint  aber  in  den  Städten  niei.->t  nicht  als  bewundere 

Njrl«  Armcnsteuer,  sondern  i:^t  in  den  ausgeschriebenen  Kummunal- 

iEja?  anlagen  mit  inbegriffen.  —  Privatwohlthäiigkeitsvereiue  und  An- 
stalten  sind  verpflichtet,  den  Annenbehördeii  auf  Verlangen  dar- 

teiiüf  tiber  Auskunft  vn  geben,  welche  Personen  unterstützt  worden  sind 

I  Tis  und  wie  hoch  sich  der  Betrag  der  Unterstfitzungen  beläuft 

^  II.  Wenn  dies  die  Grundlagen  des  aachsiscben  Annengesetzes 

^  sind,  80  soll  in  Folgendem,  soweit  es  der  zugemessene  Raum 

i^ifcr  Teistattot,  versucht  werden,  zunächst  an  einigen  Stftdten 

Igmi  von  verschiedener  Grosse,  sodann  an  mehreren  Bezirken  des 
platten  Landes  wenigstens  in  allgemeinen  Umrissen  zu  schil- 

^  dem,  wie  sich  die  öffentliche  Armenpflege  unter  der  Ein- 

^  Wirkung  des  vorerwähnten  Gesetzes  gegenwärtig  praktisch  gestal- 

giidi  l»at. 

^  Bresden  (163,000  Einwohner). 

°  Aktives  städtisches  *VeraiOgen  -l,876,r>4:^  Thir. 

Passives      „  »       2,754,626  , 

:  ^  Die  Armenpflege  ist  der  ArmenversorgangsbebOrde  ttbertragen,  deren 

lieit'  Borafhnngrn  und  Boschlflsse  fndicr  unter  Assistenz  eines  Kunigl.  Kom- 

IqI^  inis-si:«  erfolgten.    Oegcnwürtitf  winl  das  Direktorat  von  eitiom  Mitglied 

des  .Siadiraths  verwaltet  das  iu  Enaucht  u  Punkten  eine  gauz  cxemie  Siel- 

Inng  eiDnioimt,  für  gewisse  Funktionen  dem  Rath,  fer  andere  nur  der 
0"  Knisili)  cktion  itod  dem  Ministerium  Tcrantwortlich  ist  —  Die  Gesehäfts- 

0r  filLrunp  ht  theih  eine  kollcsialisclic ,  theils  wird  sie  bflreaumüssig  durch 

jg[  den  Vorstand  od'f  einzelne  duinit  zu  beauftragende  Mitglieder  besorgt. 

^  "Vier  ständige  DejputatioDf'i.  uial  zwar  Ij  für  milde  Siiftungeo,  2)  für  Ver- 

fusunpfragen  nnd  Haushalt |i hin,  B)  eine  ftrstlicbc  und  4)  eiuc  ftkonomisohe 
*  Deputation  fnr  die  Arbeitsanstalten  en  rtem  die  auftuichcnden  Beratbniigs- 

2ttf  gpl^enstrinde  und  nind  in  dringlichen  Fragen  regulativmUssig  su  8el1)8tindi> 

g«r  Entscheidung  ermächtigt, 
gj:  Dfrgesamrale  Armen- Versorgungs-Verbaiid  livr  Stadt  ist  in  ^6  Aimon- 

^  IKitrikte  und  jeder  von  diesen  in  mehrere  Pflegen,  unter  BeraekBichtigung 
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der  Lokalverbiltnisse,  abgethdlt.  Die  Armen-Tonteher  imcl  Pfleger  war* 

den  auf  drei  Jahre  gewühlt  und  können  vor  deren  Ablauf  ihr  Amt  nur 
aus  besonders  crhoWichon  Gründen  nifd^rlegen.  Die  Er-feren  sind  Mit- 
glieder der  Armen- Verborgungs-Behürdc  und  berechtigt,  au  den  Uerathau' 
gen  iiad  TeriiAiidluugen  Ja  äoa  Fleiumittmigeii  Tfaeil  zu  nehmeii.  Stiiaii- 
redit  stellt  ihnen  nur  durch  eine  eelbstgeirfthUe  Deputetion  so 

Pi^  wichtigsten  Anstalten  der  öffentlichen  Amienpilege,  ihre  Einrichtaag 
und  Wirksamkeit  sind  folgende: 

1.  Im  Veraorghaus  (Armenhaus)  fanden  im  Jahre  1868  2itl>  Krwcrbs- 
unfähige  vollstftudigc  Verpflegung  und  verbliebeu  am  Jahres8chlu6se  209 
Personen  (92  Männer  und  117  Frauen).  Verpflegt  worden  Qberhanpt  nach 
KOflfen  und  Tagen  81,184  Köpfe,  durchschnittlich  221  Personen  täglich 
(gegen  1SG7  2,ii>"  o  mehr).  Der  IJeköstigungsaufwand  betrug  11,361  Thlr., 
pro  Kopf  jährlich  50  Thlr.  ^  Ngr.  'i  Pfg.,  täglich  4  Ngr.  1  Pfg ;  der  Ge- 
Bammtaufwand  mit  EinscLluss  von  Kleidung,  Wäsche,  Beleuchtung,  Heizung, 
Wohnung  nod  Verwaitungskosten  17710  Thlr.  17  Kgr.,  pro  Kopf  79  TUr. 
16  Ngr.  9  Pfg.  jährlich,  pro  Tag  6  Kgr.  5,ä  Pfg. 

2.  Die  Arbcitsanst;tlt  diciit  als  Asyl  für  vorübergoLeud  Obdachlose, 
hauptsachlich  aber  als  Koi rcktinn^austalt  für  arbeittscheue  und  vagabon- 
dirende  Individuen,  die  zu  Zwangsarbeiten  (Stra^scureinigen,  Erdarbeiten, 
Sandpochen,  Datenfabrikation,  Haarznpfen,  Schneiderei,  Schmiede-  and 
Böttchcrarbeiten^  Holzzerkleinem  u.  s.  w.)  aogebalten  werden.  Je  nach 
den  Rückfällen  und  dem  Verhalten  bestehen  Klassen  mit  schärferer 
Disziplin,  abwcchscliulcr  Kost  und  sonstigen  dift'crircnden  Korrektionsmit- 
teln. Der  strengeren  Disziplin  sind  die  nur  vorübergehend  Obdachlosen 
nicht  unterworfen.  Bei  einem  Personalbestand  von  209  Personen  (1S3 
männliche  nud  66  weibliche)  for  Anflug  1868  wurden  In  demselben  Jahre 
846  männliche,  incl.  125  von  der  Kunigl.  Polizeidirektion  detinirier,  und 
322  weibliche,  incl.  267  von  der  genannten  Direktion  detinirter,  in  Summa 
668  Personen,  aufgenommen  und  648  (324  männliche  und  oti4  weibliche) 
wieder  entlassen,  so  dass  Ende  1868  229  Personen  (175  männliche  und  M 
weibliche)  verblieben.  Pro  Kopf  und  Tag  wurden  71746  Köpfe  (dardi> 
Rchnittlich  196,7)  mit  einem  Gesammtaufwand  von  81900  Thlr.  (pro  Kopl 
laglich  i't  Sgr.  1 '  Pfg.)  verpflegt.  Die  Zahl  der  nur  wegen  Ob<lachlo8ig* 
keit  aufgenommenen  Personen  betrug  in  den  letzten  3  Jahren  604  mäDO' 
liehe  und  157  weibliche  Personen.  Der  von  der  Stadikasse  zu  gewährende 
ZnschusB  stellt  sich  im  Baushaltplan  filr  1869  auf  lOBSa!  Thlr.,  der  Arbeits^ 
verdienst  auf  !I89G  Thlr.  heraus. 

Besondere  Schwierigkeiten  bildet  für  die  Ilandhabung  der  Armenpolizei 
der  Umstand,  dass  in  den  Jahren  der  politischen  Reaktion  unter  dem  Re- 
gime des  Herrn  von  Beust  der  Stadtgemeinde  zu  Drcbden,  wie  den  meisten 
Städten  des  Landes,  die  Ausfibung  der  PoHzeibefngnisse  abgenommen  und 
bliis  die  Funktionen  der  wohlfahrtspolizeilichen  Fürsorge  überlassen  wurdeo. 
In  Folge  dieser  Dopp;'lstellung  lüsst  dies^cr  Zweig  der  Armenpflege  an  vie- 
l<>n  Orten  die  einheitliche  Leitung  vermissen,  und  es  hat  die  keinesfalls 
zu  rechtfertigende  Beschrünkung  der  Gcmeiudi rechte,  obgleich  der  Ge- 
meinde dadurch  nicht  nnarbebliebe  Geldopfer  erqiart  werden,  auch  hier 
m  mancherlei  Cnzmrftglicbkeiten  Veranlassung  gi'gebeu. 

In  dem  Asyl  für  Sieehe  finden  arme  unheilbare  t;ml  geistes- 
schwache Personen,  die  in  den  Laude^irreoanstalten  nicht  aufgenommen 
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äegfrw-  werden  können,  Unterkommen  und  I'Hoge.  Im  Jabre  1808  wurden  mit  einem 

•  Mu  Aufwand  von  7948  Thlr.  5i8382  Köpfe  (durchscbiiittlich  77  I'ersouen)  ver- 

^  ^  pflegt  Die  Kotten  stellten  sieh  demnadi  pro  Kopf  j&hrlich  auf  Thlr., 

tigiicb  auf  8  Ngr.  4  P^.  Im  Hanihaltplan  fflr  1869  ist  der  Zutehnss  der 
«.So»         ,    Stadlka8^e  auf  8(>f>7  Thlr.  berochnft. 

4.  UrkraTiktc  Aimo  erhalten  durcli  die  Armcn.ir/.tc  troie  Kur,  in 
jukiwif  besonderen  i-ällen  auf  Verorduung  des  Arztes  sjiezielle  Krankenkost  gegen 

Aiveisong  uf  Speisemarken. 
)FiT<7?^  Zar  Aofiuhme  in  das  Stadt k rank enl.ans  bedarf  (s  der  Anxeige 

ib'^v.^  pines  Armenrorsfehers,  warum  der  Kranke  nicht  in  seiner  Wohnung  iirzt- 

iituia  lieb  behandelt  und  ver[iriegt  werden  kann.  Im  Hausbulipl.m  sind  fttr  186«! 

eil  i^lis  in  Betreff  der  Armifiikruukeopdege  folgende  Posten  ausgeworfen: 

)61  Vih  11,000  Thlr.  Verpflegnogskoaten  der  Armenkasse  an  das  Stadtkran* 

.;d(rft-  kenhaus, 

,HrrJt  4,640    »     i^lcdiziiuilpfle^c  der  Ilaii^kiankcn    ArmenUrzfe,  Medika* 

ffSIÜ'-  mentc,  Biider.  Spei^unjr  der  Kranken,  Ürillen  etc.) 

9,080    »    I'tiegegeldcr  tur  in  Dresden  licimuthsberechtigte,  aber  in 
IhIicU«i  andern  JLandesanstalten  versorgte  gcistesknaike,  sieehe 

nphr  und  blinde  Arme, 

ixtbie-  500    ,    Beitrag  an  die  Kinderheilunstali. 

,tde-vi  10<i    ^       N      f»  den  AugenkraukenheÜ verein 

Je  ad  lö,32U  Thlr. 

tfüifiRt  Im  Uebrigea  flberaimmt  da»  Stadtkrankenbaas  die  Pflege  nicbt  unter- 

^j0ik  stfltiangsbedürftiger  Personen  gegen  EntK-l.iiüiriing,  bedarf  aber  aosser 

j0((a  jenen  ll.ifui  Thlr.  filr  verpflegte  Arme  noch  uh  r  1(),<KX)  Thlr.  Zuschuss 

aus  der  Stadtkasse.   Dienstle  ten  verptlegt  das  Krankenhatis  im  Krankhcits- 
Jjift  fall  gegen  einen  ubiigaturischcn  Beitrag  von  jährlich  1  Thlr.  zu  der  be- 

4  ffdieaden  Dienstbotenkrankenkasse,  Gewerbsgebilfen  gegen  fest  vereinbarte 

glfpl  Sitze,  die  von  der  betreöenden  Gesellet:-  und  Fabrikkrankenkasse  (tftglidi 

jjjyiihl  10  Ngr.  für  die  crkraukti!  Person)  zu  zahlen  sind. 

jjjiJj  5.  Können  für  N'erstorbene  die  Begrabnissk'-sten  vnn  dou  Ange- 

jjord-  hörigen  nicbt  aufgebracht  werdeu,  und  erweist  sicli  der  Nachlass  als  un- 

nrsiekend,  so  erfolgt  das  Begrtbniss  auf  Kosten  der  Amenkaese.  FOr 
I^^H^  1869  sind  1100  Thlr.  Beerdigungsgeldcr  ausgeworfen  worden. 

^jiiB-  6-  Das  Maternihospital  gewahrt  alten  Piirperswittwcn  und  deren 

Töchtern  für  ein  Kinkaut'sgeld  vou  lOü  'l'lilr.  freie  Station,  ebenso 
0^  H.  Das  ilohcntharsche  Yersorghaus  für  alte  in  Dresden  hci< 

usthsbereditigtB  Personen. 

8.  Far  das  Bürgerhospital  (Aufnalime  alter  arbeitsunfähiger  Bflr^ 
^er),  i«.t  zur  Gnindung  eines  eignen  Gebäudes  ein  separater  Fond  von 

gej0  j'^^^*  1U),UÜU  Thlr.  angesammelt  worden. 

9.  Filr  die  Waisen  Versorgung  besteht  das  gemischte  Systeni  der 
^            ünterbringnng  elternloser  Kinder  in  Anstalten  nnd  in  Familien.  In  dem 

sfidtiBchen  Waisenhaus,  einer  echon  1687  bestätigten  Stiftung  mit 
t|  eigener  Kirche  und  Schule  wie  mit  bedeutenden  Scparatfnnds,  befanden 

6ich  Anfang  lb*iü      Knahen  und  4:J  Madeheu,  in  Summa  '.»9  Waisen.  Für 


1869  wurden  im  llausbultplan  ll,3ö4  Thlr.  luit  einem  siädUsclieu  Zuschuss 
von  8184  Thlr.  ausgeworfen.  Nicbt  nnerwUint  mag  bleiben,  dass,  um  den 
Eindruck  der  Exklasivittt  su  mindern,  die  Waisenbautschulc  auch  nicht 
▼«rvaisten  Kindern  ge(kfiiet  ist     Awier  den  writer  vorhandenen  beiden 
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Pflegeanstalten  ffir  Knaben  und  Mäilchen,  zur  Unterbringung  so> 
wohl  von  Waispn  wie  zur  vonilH'rpj.'liendrn  Aufnahme  s.^lrhcr  Kinder,  die 
v\rc<  n  Krniikhcit,  Haft,  unordni.tlichoii  Lrben'iwandels  ihrer  Kitern,  z  i  Hans 
Buh  nichi  überlassen  bleiben  künueu,  sind  die  Kindcrkolooien  nonncos- 
werth,  um  deren  GrOadiing  Pastor  Frftnze)  in  Maxen  sich  ein  ganz  nn-'  « 
xweifelhafteB  Verdienet  erwerben  hat-  Die  vennusten,  Ober  6  Jalir  alten 
KindfT  werden  in  gut  beleumundeten  Familien  auf  dem  Lande  untergebracht 
und  zahlt  die  Armenkasse  pro  Kiud  monatlich  2'  •>  Thlr.,  ausserdem  ßegen- 
vartig  noch       Tblr.  als  n.oQailicbe  Tbeuerungszulage.  Untergebracht 


waren  im  Jahre  1B68             '  Knaben.     Mädchen.  Snmnuu 

in  einzelnen  F.nnilien  11  25  36 

WaiBenkolonie  M  ixon  27  19  46 

„         Kotzscheubrodii  5  4  9 

Dohna  17  16  % 

Pflcgeaustalten  68  56  124 

Waisenhaus  56  43   99 

"  184  163  '  847. 


10.  Im  Stadtfindclhaosc,  einer  uralten  Stiftung,  welche  die  Auf- 
nahme armer  Kinder  bis  /inn  0.  Lebensjahre  luzwrckt  und  gegenwärtig 
noch  l^eberschiiss  befcrt,  wurdeu  in  löiiä  101  Kinder  ('>:)  Knabtn,  51  Mid* 
chen)  verpflegt,  von  denen  40  Kinder  den  Eltern  zurückgegeben,  U  in  an- 
dere Anstalten  versettt  wurden,  S8  starben  und  am  Jabresschlues  27  ver- 
blieben.  Die  Kosten  belie fen  sich  pro  Kopf  auf  jährlich  92  Thlr.  13  Hgr. 
8  Pfg.,  oder  7  Ngr.  6'  ,  Pfg.  tiiglich. 

11.  Der  Aufwand  für  Unterbringung  armer  konfirniirier 
Knaben  als  Lehrlinge  bei  Handwerker u  wird  gleiibfails  von  der  Armen- 
kasse getragen  nnd  beliefen  sieh  die  Kosten  in  1868  anf  2Sö  Tblr.  1  Hgr. 

12.  Der  Schulunterricht  fflr  Kinder  armer  Eltern  wird  ent- 
weder ganz  unentgeltlich  oder  gepen  sehr  cni\ässigtes  Schulgeld  erlhcilt. 
Ausser  andern  Armenschulcn,  w<  lcli('  durch  Stiftungen  begründet  und  durch 
l'rivatvcieiue  uuterüalteu  werden,  bestehen  5  Gemeinde-  (Anntu-)  Schuleu 
die  bei  einer  Einnahme  von  9149  Thlr.  einen  städtischen  Zusehuss  von 
38210  Thlr.  erfordern. 

13.  Was  die  direkten  Unterstützungen  betrifft,  so  werden  Almosen 
an  baarem  Gelde  nur  auf  das  laufende  Jahr  und  zwar  in  der  Regel  nur 
für  die  Wiutermonate  bewilligt.  Ausnahmen  tinden  Statt,  wenn  der  betref- 
fende Anne  gteslieh  erwerbsunfiUiig  i^t,  oder  wenn  das  Almosen  flberhaupt 
nur  auf  eine  kttrzere  Zeit,  z.  B.  nnr  anf  Dauer  der  Krankheit,  bewilligt 
worden  ist. 

In  der  Ktgel  tritt  bei  jedem  Almo;i<  n  (jedoch  nicht  bei  Erziebuugs- 
bcibiilfe»  und  Pfleggeld}  wahrend  der  S<  mmermonate  «von  der  18.  bis  mit 
der  43.  Woche  des  laufenden  Jahre«)  eine  Verringerung  dergestalt  ein,  dass 
in  dieser  Zeit  von  jedem  wöchentlichen  Ahnoseu  von  11  bis  mit  14  Groschen 
1  Ngr,,  Ton  15  bis  mit  20  Groschen  2  Ngr.,  von  21  bis  mit  25  Groschen 
3  Ngr.  nnd  darüher  4  Xgr.  geknrzt  werden  Jeder  Alm  tSpnemi>fingor. 
welcher  auszugeben  vermag,  muss  persönlich,  bei  Verlust  dt;s  wöchentlichen 
Almosens,  an  den  bestimmten  Stunden  bei  seinem  Armenpfleger  sidi  ein- 
finden, und  diesen  um  die  Auszahlung  des  AlmosHis  gegen  Eintragung 
des£<  Hk  n  in  das  Almosenbuch  ersuchen. 

In  Betreff  der Erzitbun,:?sbeihaifen  für  Kinder  wird  angenommen, 
dass  in  der  Regel  zwei  gesunde  Eltern  4,  ein  gesunder  Vater  3  und  eine 
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pj^j^  gc-'inde  Muttor  'J  Kinder  diirt-li  ihre  eigene  Thätiük  it  erlialten  k  uinrn, 

■j^j,  oliue  eiüe  fortlauteude  ünterstüUung  ;ius  di-r  Armenkasse  erwartuii  zu 

iiB»  Mrren.  Als  Betrag  einer  far  1  Eiod  su  gewfthreBden  iröchentiiicbeni  Er- 

E  ^-t»  ziebuDgs-Beibiilfe  sind  6  Ngr.  festgestellt;  doch  werden  ansnahmsweise 

lUdMre  Sätze  bewilligt. 

An  Almosrn  wurden  in  is^s  i!"»,;j47  TUr.  22  Ngr.,  au  ausserorUeuÜicaen 
Uoterätutzangeo  ti(>3d  Tblr.  gezahlt. 

Zar  BestreHvng  aasserordentlicher  Unterstatzungen  in  dringenden  Fil- 
^  leo  erhilt  jeder  Armenpfleger  20  Tblr.  Berechnungsgeld. 

'  14.  Die  rutcrstötziuigrn  in  Naturalien  erstrorkcn  sich  in  dor  Haupt- 

^  sacbe  auf  Brod,  Speiseportionon  gegen  Marken,  Brennniate- 

^  rialien  und  die  Beschaffung  von  K  lei duugsstQckcn  imd  Lagcr- 

4)  it&tten.  In  Folge  von  Stiftnngen  werden  wdchentKch  an  100  Arme  je 

0  Pfd.  Brod  nnd  an  108  Anne  fQr  je  27^  Ngr  Brod  vei  theilt.  Andere 
2i  brodspondfn  richten  sich  jo  nach  der  Jahre  zeit,  d^n  Lebensinitte)[>reisf'ii 

—  und  den  vorhandenen  Arbeitsgelegenheiten,    ."^owohl  hierzu,  wie  für  die 

.  vurgeoaonteu  Anstalten  pflegt  die  Armeuver»orguugsbcliurdü  Brodlieferungs- 

^'^]  kootrakte  auf  je  8  Jalure  und  xwar,  der  besseren  Kontrole  wegen ,  mit 

'f*^^  2  konkurrirenden  Lieferanten  abzuscbliesscn.  Der  Preis  richtet  sich  aacb 

dein  Hoggenwertbe,  und  beträgt  hei  3  Tblr.  pro  Sibeffel  7'  y  Pf-,  für  das 
Wund,  fdr  je ''i  Thlr.  rieN  Imheren  üetreidepr.  ises  um  je  '  2  Pfg.  steigend. 

Gleiche,  grosse  Absihliisse  bestebeu  für  die  Ik^ch.itiung  des  Feuerungs- 
materlsls  an  Hobt  and  Koblen.  Frdber  wurden  Anweisungen  auf  40--50 
Holz- und  Kohlenhändler  der  Stadt  aitsgcgehcn;  da  a\ier  ausser  den  leiobtr 
riMf'**  möglichen  Uchervortheilnnqen  mancherlei  Unznträgliclikoiteii  vorkamen  und 

di''  I.icfi  ranten  sieh  nicht  selten  dazu  verblandi  n,  anstatt  des  Urennmate- 
tm>  l.aarta  Geld,  auch  wuhi  ganz  andere  Lebensmittel  auf  Wunsch 
titi  f^  ies  K.iii  fangers  an  verabfolgen,  hat  die  Armenversorgungsbehörde  die  Be« 

sibatfung  und  Vertheilnng  selbst  in  die  Hand  genommen  und,  indem-  gleich* 
Ji''*  zeitig  der  Arl'eifsanstalt  ausreirhetidL»  Beschäftigung  zugeführt  wird,  damit 

Stkifc*  anst'bnlirlie  Ve;bc.S;erungen  eingef.ihrt.    Ausser  einigen  I. erretten  für  Umer- 

«Ö"*  wutzußgeu  au  Holz  u::d  St' inkohlcu  wird  Brennmaterial  ia  der  Regel,  und 

KrankheitsnUlc  aufgeschlossen,  nur  bei  Eintritt  von  mUtdestens  4  Qrad 
lux»''  K  dte  gewährt.  Ausserdem  werden  jährlich  eine  bestimmte  Ansahl  Lesohols- 

Zelte!  mit  der  Erlauh:ii>s,  in  deu  benachbarten  Stasitswaldttogou  zur  Som- 
•btW^  iDerszeit  dnrres  II' Iz  zti  saniiii(  ln.  au-^n  L-elien. 

fW*  Der  genannte  Dedarf  an  Bicuumuienaliou  belastet  die  Armenkasse  mit 

Kt^  jihrlirh  8900  Tblr. 

In  Fillrn  des  dringendsten  BedQrfuisses  werden  ferner  1)  kranke  und 
t\^^  g'  npsende  Arme,  naeh  .Anordnung  des  Arnii  n-Ar/.tes,  2)  elternlose  Waisen, 

Iiis'*  oder  s' nst  verlassene  Kindt  r  bis  zu  ihrem  .\Ubtritl  aus  der  Schul  ',  und 

'3,^  3j  altersschwache  uod  crwerbsunf ihige  Arme,  mit  deu  unentbehrlichsleu 

niickcK  BeUeidungs  GegeKtlnden  versoiigt;  doch  bleiben  alle  derartige  Effekten  im 

10!^  £igenthume  der  Armen« Versorgnngc-Behürde«  werden,  so  weit  dies  thnn- 

lieh  ist,  abgestempelt  und  den  Armen  nur  zur  Benutzung,  nicht  eigenthOm- 
ilSiyi  lieh,  aberlasseo.   l^er  biergeuannte  Aufwand  betrug  in  1868  3626  Tblr. 

rf«»*  28  Ngr. 

nf"*^  Der  t&t  das  Annenwesen  flberbanpt  aas  der  Gemcindekatse  an  sah- 

leode  Gesammtzasehitss  wird  mit  Einscbluss  <ler  Gemeindescbulen  für  1869 
iiü»"'  tnf  116,349  Tblr.  Tcranschlagt;  mit  Hinanrechnung  der  Qbrigen  Einnahmen 

ieisf 
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an  Stiftangigeldeni  mit  den  Bpexiell  fBae  das  Armenwesen  bettannitea  Ab- 

gabon,  den  Beiträgen  des  K.  Hoft,  der  Staatakasse  u.  s.  w.  bdtaft  sich  die 
jährlich  von  der  öffentlicheD  Annenpflege  v^endete  Samme  auf  circa 

222,000  Thlr. 

Wie  hoch  der  Betrag  der  privaten  Armenunterstfitzuug  jährlich  an- 
steigt, iit  nach  Ziffern  nicht  an  ermitteln  gewesen ;  doch  dftrfte  nach  fßmOh 

würdigen  Schätzungen  mit  circa  120,000  TUr.  die  H&lfte  der  Summe  flir 
offizielle  Armenpflege  sicher  Ober.schn'ttcn  werden.  So  wirken  für  pri- 
vate Ar men  -  Kran kenpfl  ege:  dio  Diakouissenanstalt,  das  Zentral- 
impfinetitut ,  die  Kinderheilanstalt ,  der  Augeukrankenheilverein ,  der 
SrankenhalftTerein,  mehrere  Armenkliniicen  u  a.  m.;  Iftr  körperliche 
Pflege  überhaupt:  die  Anstalten  (!•  >  Frauenvereins  mit  seiner  Speise- 
anstalt,  iltT  Kiiidt-rbcwahranstalt,  Wüchneriunenpflogo  und  der  SätiErlings- 
BewaliiaiiKtalt  (Kripiicj,  ebenso  die  i  flcntlichen  Speiseanstalton-,  für  Ar- 
beits be ächaff uug  :  der  Kiuderbescbuftiguugsverein  ,  die  Anstalt  für 
ArbeitinachireisaRg  und  das  Arbeit8nachwei8ungd>ftreaa  des  Gewerbvereins; 
fflr  TorwiegeDd  sittliche  und  intellektuelle  Zwecke:  der  Verein 
zur  Verbreitung^  wnlilfciler  Volksbücher,  die  Marienstiftung,  das  Asyl  für 
taubstumme  Madrlu  n ,  die  Bibelgesellschaft  u.  A.  -  -  Ihrer  allgemeinfu 
Tendenzen  wegen,  namentlich  bei  der  Versorgung  verschämter  Armen,  sind 
eodlidi  au  enr&hnen  1)  der  mit  bedeutenden  Vennftchtnissen  ansgestMtete 
Verein  au  Bath  und  Tbat  (Gewftbmng  nnTertinsKeher  YorsdiflssB  an 
unverschuldet  heruntergekommene  Ilandw erkor  und  Künstler;  Unterhaltung 
einer  F'roischule  für  jetzt  450  Kinder,  Gewährung  ausserordcntlichtr  Unter- 
stützungen an  verschämte  Arme);  2)  der  liüifs verein  (materielle  Unter- 
stataungen  verschftmter  DOrftiger  mit  Lebensmitteln »  nie  mit  baarem 
Geld;  Berathung  der  hftnslichen  Angdegenheiten,  hanpts&chUeh  Einwirkung 
auf  Betriebsamkeit  und  Erwerb,  Kinderenriehnng  und  geordneten  Haus- 
halt; Arbeitsbeschaffung;  Erweckung  und  Bt-festigung  von  Religion  und 
Sittlichkeit).  —  Ausser  den  geuanntcn  Vcrctuen  enthalten  die  Statuten 
einer  grossen  Ansahl  von  Oesdtechaf ten ,  Korporationen  (Innungen)  und 
sonstigen  Vertandeo  (a.  B.  Freimaurer)  die  Verpflichtung,  woblthfttig  gegen 
verarmte  Mitglieder  und  KiehtmitgHedor  einzutreten,  wie  schliesslich  die 
Armenunterstiitzungen  seitens  der  Privaten  auf  eigene  Hand  und  im  Stillen, 
so  wenig  angebracht  sie  in  manchen  Fallen  sein  mögen,  in  ihrer  Summe 
sicher  sehr  ansehnliche  Beträge  erreichen. 

Chemnitz  (58,573  Einwohner). 

Hervorragende  i'abiikstadt    -  Maschinenbau,  Weberei. 
Gemeinde-ßcsitzthum  625,^85  Thlr. 
Gemeinde'SehuIden     455,801  « 
Das  Armenversorguugsanit  besteht  aus  einem  ersten  und  xweiten  Vor* 
steiler,  je  drei  Mitgliedern  des  Stadtraths  und  der  Stadtverordneten,  je 
einem  üeistliclu^n  dt-r  3  Parochien.  den  mit  der  arztlichen  Behandlung  der 
Armen  beauftragten  Aerzten,  aus  den  Haupiarmtiupflcgern  der  HA  Armeu- 
besirke,  einem  Kassirer  und  einem  Sekretftr.  Die  "Wahl  der  Vorsteher,  des 
Eassirers,  des  Sekretirs  und  der  Armenärzte  steht  dem  Stadtrathe  su> 
Das  Annenversorgungsamt  kann  jedoch  zu  jeder  dieser  Stellen  3  Person^-n 
vorschlagen,  aus  welchen  dann  der  Stadtrath  seine  Wahl  au  treffen  bat. 
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''-"^i'  Dem  Arrornrersorgunpsamt  liegen  in  der  Haujttsachc  folgende  Geschäfte 

i^ii^^  ob:  1)  die  Armenkasse  zu  verwalten;  2}  jedes  Jahr  bis  Ende  August  einen 

nfÖR  Bwibaltplan  ra  entwerfea;  3)  alljidirUch  Aber  seine  Tenraltung  Kecbnung 

abwlegeD;  *^  bei  Bedarf  aunerordeDtlicber  Mittel  in  Zeiten  besondere  An- 
irBd»  träge  an  den  Stadtrath  zu  stellen;  5)  n  u  h  vorgängiger  Kognition  und 

icklfes-  Dekretsertheilung  durch  den  Stailttafli  die  der  Armenkasse  gehörigen  Ka- 

)iiDiiKi'  pitalien  auszuleihen-,  6)  Maai^regeiu  gegen  Arbeitslosigkeit  und  Verarmung 

.  fttpo'  rncuticbUgeD  and  7)  flberliaupt  alle  in  das  Armenwesen  einschlagende 

s  Zfitn.  Angelegeniieiten  sa  begutacbten. 

reiü,  Ausserdem  liegt  dem  ArmenTersorgnogsamte  ob:  S)  die  HalbbedUrl» 

fctl  :i'  tigkeit  der  Armen  ?;u  erurtern  und,  soweit  nüthig,  Uutorstützuntj  zu  go- 

tf  währen.  9)  Verptiegungskontrakte  mit  Privaten,  denen  Arme  zur  VerpHe- 

Siäjjjir  gang  resp.  Erziehnog  flbergeben  werden  sollen,  ebenso  nrit  answärtigcu 

GenelDden,  vegen  gegenseitiger  Verpflegung  der  lieimathsberecbtigten 
.id'.  ^'  aber  sa  aadetn  Orten  wohnhaften,  Armen,  abzuschliessen. 

ri'serri-  Ausser  den  in  der  Arnienordnung  von  1840  gedachten  allgemeinen 

i/\\&si  EionahmeD  fliessen  der  Armeukasbe  noch  iusbesoudere  zu:  I)  von  der  Kauf- 

iiijlie  sder  dureh  Sachverständige  ausgemittelten  Werthsomme  aller  städtischen 

IlgeHiB  GnudstOeke  bei  Besitsrenadernngen  jeder  Art  Vs  Prozent;  2)  von  Jedenii 

iueD,s>^  welcher  als  Schutzverwandter  Linfu-  nommen  wird,  soweit  es  gesetzlich  einer 

^trUii:  ausdrücklichen  Anfunbme  bedarf,  bis  5  Thir.  nnch  Ermepson  drs  Rathes; 

;(tij,st^  3)  die  Seitens  des  Stadtraths  erbobcneo,  nach  verfassungsmässigen  Grund- 

attsen  festgestellten  ArmenaDlagen;  endlidi  4)  di«  sonst  nacb  Vorschrift 
j^lli»  der  Lambsgesetset  ansser  der  Armeoordnung,  den  Orts-Armenkassen  sttsu* 

^10-  Vdiendeu  Einnahmen,  z.  B.  der  antheiligc  Erlus  aus  den  Jagdkarten, 

jt  iiit^i  Es  bestehen  folgende»  der  öffentlichen  Annennntersttttiong  gewidmete 

i^jjikoj  Ansulten: 

^idi*  l*Das  Armenversorgungsamt  bftlt  allwöebentlicb  eine  Sitzung. 

lj,jgo  d  Bei  demselben  sind  5  Armenärzte,  1  Augen-  nnd  Ohrenarat  (mit  einem 

'Sai#l  jUirlichcn  Ilunorar  von  je  80  Thlr.)  ein  Armen impfersl,  ein  Armen-Wund- 

t;^  und  Gc'burtslii!fs;irzt  angestellt.  Der  Sekretär  ist  gegenwärtig  besoldet  und 

jjggtfS  juristisch  befähigt.   Da^  Armenversorgungsamt  zahlt  das  Schulgeld  fur 

lik  anse  Schulkinder  an  die  kiesige  BOrgerschule ,  da  abgesonderte  Armea- 

Ig5s]|t(  schulen  nicht  ezistiren}  es  gewfthrt  Unteretfitxuogen  an  Oeld)  Kleidaog, 

,^5i0l  Speisen,  Feuerung,  arziliche  Hülfe,  Medikamente,  mechanische  Hülfs-  und 

Heilmittel  (firuchbandagen,  Brillen  etc.)  in  die  Wohnung  des  Armen, 
während 

S>  I>ss  Armenhaus,  welches  sowohl  zur  Aufnahme  uud  vollen  Yerpfle- 
gang  der  Armen,  als  auch  cur  Gewfthning  von  Wohnung  für  «dtweilig  ob- 

<iachlo8  gewordene  Einwohner,  letztere  gegen  Erlegung  eines  geringen 

Miethszinsos  (wnchentlich  3  Ngr.)  bestimmt  ist. 

Im  Jahre  löGG  haben  2(>t»<)  Personen  {monatlich  170)  im  Jahre  1867 


.jjjVr  M82  Personen  (monatlich  141)  Aufnahme  resp.  volle  Verpflegung  erhalten. 

Wt  dem  Aimenhanfle  (in  solchem  untergebracht)  ist 

jiUgj»  3.  Die  Arbeits-  nnd  Versorganstali  für  vnwii E  rlöste,  oder  der 

^  Verwahrlosung  ausgesetzte  (nicht  nur  hier  heimathsborecbtit;tP,  sondern 

j^^jS  überhaupt  hier  wohnhafte)  Schulkinder  seit  dem  Jahie  18Gö  verbunden. 

0  i»  Durehsohnittlich  waren  38  Kinder,  (2(>  Knaben,  12  Mädchen)  untergebracht. 

^  Die  Unterhaltungskosten  belaufen  sich  pro  Kopf  tftglich  auf  28  Pfennige. 

M  4k  Das  sOdtisehe  Waisenhaus  besitst  ein  eigenes  Hans  mit  ao- 
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grenseudeu  F<  Idern,  eig«  no  Schule  und  eigene  Lehrer.  Die  Kinder 

den  SU  Fel(l:ubfitf'n  verwendet.    Aufjionnmnien  waren: 

im  Jiihre    KSüG      lU  Koabco,      17  Madchen 

,  LHG8      20      .  1!<  „ 

5.  Das  Hospital  zu  St.  Goorcr  cowährt  cinir  A-i/ihl  alter,  unbc- 
schülteuL-r  i'orsoueu  beiderlei  ücsclileciits.,  die  hier  heiinatlibberecbtigt,  oder 
Uesife  Bürger  sind,  Unterkommen,  und  einen  Beitrag  sa  ihrem  Unteih&It 
In  1807  fandeu  24  Männor  und  44  Frauen  Aufuabme. 

6.  Das  St  ad  tk  r  a  n  k  (■  II  h  ;i  US  ist  in  seiner  jetzigen  Gestalt  im  Jahre 
lHr>:3  pe;;rtiiidct,  iiiul  wurden  in  1M(J(3:  ISCyl,  in  18»»7:  1304  Personen  ver- 
pHegt.  Miidtbütige  Vereine  und  Kassen  geiüessen  tbeilweise  Ermässigung 
der  Euricoeten.  Fdr  hier  veriitlegte  Arme  mtrden  von  der  Stadt  Chemnitc 
in  186^:  4479  Thlr.  19  Sgr.  gezahlt. 

7.  Die  stild  tische  S  p  ei  se a  n >  t alt  bestellt  ohne  Unterbrechung 
seit  1.S47.  Sie  pirht  Siieiseportioneu  zum  Selbstkostenpreise  ab,  und  wur- 
den in  l«(iü:  12ö4ti;{  Portionen  für  dSOÜ  Thlr.,  in  löG? :  131952  Porliüueu 
tax  48S6  Tbk,  abgegeben. 

8.  In  der  seit  ItMO  bestehenden  Zwangsarbeitsanstalt  werden 
hier  heimathsberecbtigte,  arbeitsscheue  Individuen  mftn&lichen  Gescble  liis 
aufgoui'UiTnen  und  ge<ren  volle  Verpfleguug  zu  kommunlichen  Ail  '  iten 
(ätrassenreiuigeu  etc.)  verwendet.  Die  Zahl  der  Ansiahszöglinge  betragt 
dorduehnHHieb  80-35. 

9.  Mit  Hülfe  der  Dienstbotenkrankenkasse,  O'fthrliehe  Steuer 
für  milnnliche  Dienstliofen  1  Thlr.,  für  weibliche  -/h  Thlr.).  sind  in  18G6: 
322;  lHf»7:  :i2-'J  und  .JC).')  i'ersoneu  kurirt  «ordeu.  An  ZuBChOflS  Wur- 
den in  1867,  241*1  Jhlr.  aus  kummuniiclicii  Mitteln  gewählt. 

10.  Der  kommanllche  (Armen-)  Reservefond  wird  in  Zeiten 
allgemeinen  Verdienstes  angesiimmelt,  nm  in  Notfazeiten  dnreh  Arbeits- 
gewfthrung  l)rodlo>en  Leuten  Unterstützung  zu  \ erseh  t fiVn.  Die  Einrieb- 
tung  soll  sich  l<ert  its  mehrfai  h  als  vor/titrl'rh  bewährt  haben. 

11.  Das  im  Jahic  I8;>ö  zur  Kcttuug  verwiihrb  stec,  oder  der  Verwahr- 
losung auagesetzter  Kinder  gegründete  Johanne  um  besitzt  ein  eigenes 
Grnndstflek  mit  Wohn*  und  Wirtbscbaftsgebftuden,  eigene  Schule  und 
Lehrer.  Gegenwärtig  sind  in  dem  Anstaltshaube  12  Knal  <  n  und  2  Mäd- 
chen unter^rebracht;  ausserdem  noch  eine  An/ahl  ausserhalb  der  Anstalt 
wohnende  bereits  konlirmirte  Zöglinge.  I>er  Stuter.  ein  hicsii,'er  Bürger, 
hat  eine  bedeutende  Vermehrung  des  Stiitungskapitais  {ß^Mi)  Thlr.)  durch 
Ttotamenlsverfügung  augesichert  Hiereu  wird  noch  in  der  nächsten  Zeit 
eine  unter  städtischer  Leitung  und  Garantie  stehende 

12.  Allgemeine  Krankenkasse  für  Fabrikgehfllfen ,  Arbeiter, 
Lehrlinge  treten.  (Gesetz  vom  23.  Juni  1868  ) 

Die  Jünnahme  und  Aufgabe  der  vorgouauuteu  Anstalten  betrug  in  den 
Jahren  1867  und  1868:  (s.  pag.  186.) 

Ausser  diesen  kommunalen  Anstalten  sind  noch  als  Privatwohlthfttig' 
keitsanstalten  zu  erwähnen: 

1.  Der  Verein  zu  Kath  und  That,  weicherden  Zweck  bat,  unverschul- 
dete, durch  besondere  Verhältnisse  hervorgerufene  (also  iu  der  Kegel  bald  vor- 
übergehende) NotfatttSlftnde  würdiger  Personen  zu  lindern.  Der  Verein  eni> 
stand  zunächst,  um  die  durch  den  Krieg  im  Jahre  ]b6G  hervorgerufene  Noth 
heben  au  helfen,  setzt  aber  auch  jetat  noch  sein  gemeinnfltsiges  Streben  fort. 
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Ferner  unter  bekannten  Tondeuzen: 
2.  Yorcin  zur  Fürsorge  für  die  aus  Straf-  und  Beggerungs- 
aristalton  entlassenen  Strullinge. 

3.  Kleinkinderbewabranstalt  mit  3  StatiwieB  in  Terschiedenen 

Stidttheaeo. 

4.  Egerstiftang,  zur  Ünteratützung  armer  würdiger  Kranken, 
r».  TT  nterstüt  zun  CR  verein  für  Handlungsgchüifen. 

0-  Kxj)e(lirnt(  nu  ntcrstützungsvcrciü. 

7.  i  raucnvereiü,  zur  Unterstützung  hfllfsbedütftiger  WOcImerinnen 
und  anderer  kranker  and  armer  Personen. 

8.  Katholischer  Frauenvereln. 

9.  DcutHch-kathoIischer  Fr auenveroin. 

10.  Verein  zur  Unt  er  st  ii  tz  ung  armer  Kranker;  leibliche  Unter- 
stQtzong  und  gei&lhche  Pflege  und  Trost. 

11.  Orckesterpensionsanstalt 

12.  Oesellsehaft  Bienenstock,  Untersttttsung  lifllbbedOrftlger  alter 

Personen. 

13.  Kon fi  rm :i  n dcu  U  nterstfltzungs  verein. 

14.  Cheniüitzer  Lehrer- Wittwen-  und  Waisenkasie. 

15.  Beamtenverein  sn  Rath  und  That,  ausserdem  noch  eine  be- 
deutende Anzahl  von  Spar-  und  Hftlferereinen,  Krankenkassen 
und  Begr&bnieakassen. 

Zwielcan  (24257  Einwohner). 

(Aktives  st&dtisehes  YermSgen  2,004998  Thlr. 

Passiva   120.398  „ 

Schwunghafter  Kohlenbergbau.  —  Eisenindustrie.  —  Chemische  Fa- 
briken. Thonwaaren). 

Das  Institut  der  Armeapfleger  hat  sich  bisher  insofern  bew&hrt|  ab 
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F&Ue  von  üntentfitzungslicdürftigkeit  stets  mr  rechtzeitigen  Kcuntniss  der 
Arm'^nvor>orpnn£rsbeliiirdc  ;:r';inifen,  andererseits  aber  auch  den  Untcrstüz- 
zungsiichendfu  in  dtT  lU'gcl  ruscbe  Hiüfc  gcbr.icht  werden  konnte  Von 
den  beiden  Armeiiiiäuäcrn  ist  das  erste  isur  Versorgung  erwerbsnnfa- 
biger,  wie  zur  zwangsweisen  Besehftftigung  arbeitsschwer  und  zur  Irorrekiio- 
ndh  n  I><  liaadlung  nun  uiisch  verderbter  Armen,  das  zweite  zur  Aufnahme 
obdaclib)5(  r  Armer,  itio  sich  und  ihre  Familie  noch  selbst  zu  erhalten  im  n^,; 
Stamlo  riiid.  lir-^tii/iiiit. 

Wenn  die  Autuubmc  einer  Person  in  das  Korrektions- Arbeits- 
haus nothwendig  erscheinti  ist  dieselbe  vor  der  versaauDelteD  ArmenTsr* 
sorgttngsbchördc  zu  einer  geregelten  Lebensweise  unter  der  Androhung 
zu  ermahnen,  da:S  •ausi-crd  Tn  ihre  Stellung  urtor  polizpilicho  Anf'irht 
odor  un?fT  Vonn  mdschaft  werde  l)raiitrac:t  werden,  und,  wenn  dirs  frucht- 
los geblieben,  unverzüglich  die  crtordcrlichen  Anträge  bei  der  zuständigen 
Behörde  zu  stellen  seien. 

Zar  Verhinderung  der  gftnzlidten  Verannang  arbeitswilliger,  in  anfer* 
schuldete  Nolh  gcratliener  Personen  ist  dagegen  die  Armenversorgungs- 
boh'irdo  erir.äcbtit;t,  unverzinsliche,  in  bestimmten  Katen  zurückzuzahlende 
Darlcbne  bis  zur  Hübe  von  10  Tbalcru  aus  der  Armenkasse  zu  gewähren. 

Die  seit  1867  als  selbet&ndfge  Anstalt  eingerichtete  Waisenanstalt 
ist  nnr  interimistiädier  Natur  und  zählt  gegenwärtig  50  Kinder;  es  beab* 
6icb;i^t  jedoch  die  Stadtgemeindo .  sobald  der  jetzt  bereits  auf  etwa 
7*K)0  Tl'.lr,  tingf waohfiene  Waisenhausbaiifoud  die  nothige  Stärke  erlangt 
haben  wird,  eine  dou  AaBpruchen  der  ätadt  Keclinung  tragende  Waisen- 
aostalt  zu  errichten. 

Was  die  Statistik  betrifft,  so  fanden  sich: 

Einwohner.  Almosenenipfitoger.  Im  L  Arbeitsbaus.  Wusen.  ^ 


In  lS<;t  20(;85  125  18  36 

«  18(..^  ^2470  133  20  32 

„  I8»ii;  22470  140  20  65  ^ 

„  18(57  24257  135  '24  70 

„  lb6ö  24257  132  34  1d 
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Die  wesenfliebe  Erhtthang  der  Zahl  der  WiJsen  hat  ihren  Orand  u 

der  Cbulcracitidoniie  von  186(3;  im  Uchrigen  ist  eine  unveriiUtiussiniBSige 

Zunahme  der  Armntli  nicht  wahrzunehmen  gewesen.  i! 

Durchschnittlich  erhielt  ein  Almnsenenijitanger  in  1868  pro  Woche 
lÖVs  2^gr.;      Ziehgeld  wurde  wucbcutlicb         Ngr.  gezahlt 

'Im  Haushaltplan  für  1869  ist  für  das  Armenwesen  die  Einnahme  mit  ^ 
15759  Thir.»  die  Ausgabe  mit  16698  Tfalr.  veransehlagt  «ordeo  {ISjn  Ngr. 
pro  Kopf), 

Für  die  Einnahmen  bilden  die  llauptposten: 
613  Thir.  Zinsen  von  Legaten. 
350   «    Anfoahme-Qebtthren  bei  Antritt  des  BOrgerreehtes 

(1— ä  ThIr.  für  jeden  Fall). 
625    ,    Gebuhren  bei  Besitzrerinderangea  <*/tt7ft  ^ 

summe). 
70    ,  Jagdkarten. 

400    „    Hondesteaer.  > 
9600    n    darch  Auflagen  aniaubriogen. 
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Meissen  (11262  Binwolmer). 


^  ^  (Aktives  sttdtisehes  Yemtögen  194&70  TUr. 

^  FliaBlTa  22791  , 

Fabrikation  von  Porzellan-  und  Thonwaarcn,  EisengieSBereii  Metall- 

industrie,  Elbhandel.  Dreclislerwaiuen,  Weinbau  . 

Die  Einnahmen  der  Armenkasse  betrugen  in  1867,  ausser  den  nur 
dnreUonfenden  Posten,  5393  Thlr.,  inel.  3430  Thlr.  aufgebrachte  Anlagen. 
Von  letzteren  kommen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  aonilieriid  10  Ngr., 
eine  Ziffer,  die  sirli  wepr-n  <lrr  Nichtzuzichiin;,^  des  Militärs  (500  Mann)  in 
Wirklichkeit  für  die  Kontiilnienten  um  t  Pf.  jüLrlich  erhöht. 
1^  Die  üesammtausgabe  betrug  für  215  unterstützte  Arme  ca.  ööOO  Thlr., 

iin#  Jim  Kopf  14  Ngr.  3  Pf.  jährtieli.  Ans  besonderen  Stiftungen  wurden  noch 

circa  600  Thlr.  auf  ähnliche  Zwecke  verwendet.  —  Die  Beträge,  welche 
die  Privatmildthätigkeit  ohne  Wissen  der  Öffentlichen  Armenptleg:e  spendet, 
»■*  entziclion  sich  der  Berechnung;  geschätzt  werden  sie,  einschliesslich  der 

)f?M?  Gaben  au  die  nicht  ganz  unterdrückte,  ubwuhl  sehr  vermiudeite,  Bettelei, 

tiUafc  mindestens  ebenso  hoch  als  die  Betri^e  bei  der  geregelten  Annenpflege. 

•rJki  Hanptposten  der  Ausgaben  der  Armen|iflege  bilden: 

ic-islt  144g  i'hlr.   baares  Almosen. 

eii)'.»*'  351    n       fiir  iu  üffcntlichen  Anstalten  Versorgte, 

sfän  1310   „       Zuschuss  zu  den  Kusseu  ücd  Krankenhauses, 

«Aif  921  «      Brod-  and  Speisemarken, 

VtfB'  108  „      Brennmaterial  für  Arme,  gr()sstentheil8  in  Natur  ge« 

■wiihrt  durcli  Portinnen  Steinkohfen, 
Die  Unterstützungen  beginnen  bei  verminderter,  aber  noch  nicht  ganz 
aufgehobener  Erwerbsfahigkeit,  namentlich  bei  Wittwcn  in  den  (iuer  Le- 
K  beuijahren,  mit  Gewfthning  von  jährlich  8— 12  Thlr.  baar,  aberdies  Brenn^ 

3  mteiial  und  ca.  72— !)8  Pfund  Brod,  und  steigen  bei  Personen  mit  meh« 

Ö  reren  unversorptrn  Kindern  auf  das  Hi  iipelte.  eventuell  bis  zu  vöUiger 

Ver^orpiirig  im  Annenhause  unter  Gewährung  aller  Lebensmittel. 

Das  Krankenhaus,  mit  zwei  jedoch  iu  der  Hauptsache  auf  Frivat- 
piaiis  angewiesenen  Aeraten  und  einem  Aufteher,  Tcri)negt  arme  Kranke, 
die  fortwährender  Pflege  bedflrfen,  nnd  solche  in  ihrer  Wohnung  nicht 
liAbcn,  Fremde  auf  Antrag  gegen  täglich  10  Ngr.  Entschädigung,  Nicht- 
-!ahhingBfiiliif.'p  Itis  zur  Heise,  bez.  Iransportfahigkcit  in  die  auswärtige 
lieimath.   in  1^G7  wurden  22t>  Kranke  ?erpflegt. 

TbeOs  von  froherer  Zeit  her,  theils  in  Folge  der  neueren  Gesetz- 
*^  ßi^buDg  sind  Fabrikarbeiter  und  fikndwerksgehülfcn  verpflichtet,  sich  euer 

Kranken-  und  Begrilbnisskasse  anzuschliessen.  Für  ilie  meisten  Fabriken 
sowie  für  inehrero  Innungen  bestehen  besondere  Kassen;  nur  ein  Theil  der 
Ifiauiigen  und  kleineren  ücwerbsetabliBaements  hat  sich  zu  einer  Kranken- 
kssse  unter  gemeinsdiaftlicher  Verwaltung  vereinigt  Die  Kranken  em> 
pfangen  Kur  und  Unterstützung  in  ihrer  Behausung  oder  werden  im  Kran- 
kenhause  behandelt.  Die  Beiträge  der  Thcilnehmer  wechseln  zwischen 
3  bis  7Va  Ngr.  monatlich;  für  Gewerbsgehülfen  hat  in  der  Kegel  eine  Mo- 
natsfiteuer  von  4—5  Kgr.  ausgereicht.  Eine  Dieustbotcukrankcn- 
kasse  mit  freiwfll^ier  Beth^gung  der  HerrsdiafieB  oder  Dienstboten  ist, 
äet  Anregung  ungeachtet,  nicht  zu  Stande  gekommen;  doeh  wird  die  obli- 
gitoiische  Sineohnng  beahiichtigt. 

18* 
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Das  ArmenhaaB  umfaist»  unter  Avftielit  einm  veiiieiraUieton  Anf- 
Behers,  a)  fn^lr  Bewohner,  d.h.  Personm  in  18»;7,  23)  bez.  Familien,  wel- 
chen mir  das  ilinon  sonst  mangelnde  Obdai  h  gewährt  wird,  dio  aber  übri- 
geuB  Almosen  nicht  empfangen ,  sogar  einen  geringen  Micthzins  zu  be- 
zahlen haben,  und  ihren  Gcschüftcn  nachgehen.  Wer  über  o  Monate,  oder 
nach  einer  bisweilen  etwas  verlftngerten  Frist,  noch  kein  Ohdach  gefimden 
hat,  oder  wer  wiederholt  obdach-  und  erwerblos  in's  Armeohans  kommt, 
wird  h)  Zwangsarbeiter  (in  l^^iw,  O-^lIi)  ringostollt.  Strengerer  Haue- 
Ordnung,  evonlufll  sogar  kur]»eili:  lirr  Züchtigung  unterworfen,  rnipfuif^t 
derselbe  alle  Lebensmittel  von  und  in  der  Anstalt,  und  wird  den  ganzen 
Tag  zu  allen  ihm  angewiesenen  Arbeiten  (Ban-  und  Erdarbeiten,  Sand- 
pochoi\,  Stroh-  und  Schilfllecliten,  Federschieissen)  angehalten,  die  jedoch 
dio  Lei-umgcn  oinos  freitn  Arbeiters  oder  Dienstboten  nicht  übersteigen, 
ja  meist  rächt  erreichen.  Die  Ein.stellung  als  Zwangsarbeiter,  namentlich 
die  Kutziehung  der  eigenen  Verwendung  des  Erwerbes  und  die  graue 
Kleidung  wird  Ton  den  H&nslingen  noch  gefOrchtet,  und  ist  oft  das  einsig 
wirksame  Abschreckungsmittel  für  arbeitscheae  Personen.  —  Wer  aus 
Altorsschttaclic  und  sonst  arbeitsunfiiliig  ist,  wird,  soweit  er  nicht  auf 
Kosten  (Irr  Armenkasse  ausserhalb  uiitrrjrbracht  ist,  im  Ainienbause  auf- 
genummcu  (in  IHül,  10—20)  und  soweit  möglich  zu  leichten  Arbeiten  an- 
gehalten. Die  Terptlegungskosten  der  Zvangsarbeiter  and  Versorgten  dif- 
ferircn  mit  den  Lebensmittelpreisen  von  30  bis  37  Pfennigen  tAgUeh;  nor 
bei  be^otub  r<>n  Anstrengungen,  zufriedenstellender  AuffOhrnng  und  gutem 
Erwi  rb  wir  !  zu  der  übrigens  erträglichen  und  gcnicssbarcn  Kost  den 
Zwangsarbeitern  zu  Beschaäung  von  Bier,  Butter,  Taback  etc.  von  ihrem 
Erwerbe  etwas  zugelegt.  Wer  ArbeHsverdienst  und  Obdach  anderswo 
nachweist,  wird  aus  dem  Hause  endassen  und  empfingt  den  etwaigen 
Ueberverdit  «st ;  Personen,  die  schon  öfters  Zwangsarbeiter  waren,  wird 
für  künftiiro  Dcdai  tNfallc  und  auf  Bechnung  bisweüen  Etwas  vom  Ueber- 
verdienst  zurückbehalten. 

Die  Kleinkinderbewahr-Anstalt,  (Marienstiftung)  nimmt  wahrend 
der  Wochentage  Kinder  der  ärmeren  Klassen,  sobald  sie  nur  laufen 
können,  bis  xur  Sclmlfahigkeit  auf,  and  gewAhrt  ihnen  fiiir  tiiglich  6  Pf. 
Aufsicht  und  vollst  indigc  Verpflegung  von  früh  6  Uhr  an  bis  zur  Abend' 
zeit.  —  Krippen  sind  hier  nicht  vorhanden. 

Die  Versorgung  armer  Kinder  (in  1807;  i>6),  soweit  sie  der  Armeo- 
kasse obliegt,  und  soweit  dieselbe  nicht  durch  den  Waisenverein  in  dem 
WaisenhauBo  zu  Pirna  und  in  besonderen  Fällen  anf  dem  Lande  geschieht, 
erfolgt  ilurcli  Tuf crbringung  bei  geeigneten,  in  gutem  Rufe  stehenden  Fa- 
milien drr  arnicn  n  Klassen  für  ein  jährliches  Alimenlationsquantum  von 
12  bis  1<S  ihJr..  und  ausserdem  gelegentliche  Beschaffung  von  Kleidern. 
Hädehea  Verden  Mets  lieber  aufgenommen,  als  Knaben.  Für  ganz  Urine 
Kinder  unter  l  Jabr  ist  ein  höheres  Ziehgeld,  bis  zu  15  bis  29  Ngr.  w<y> 
chentlich,  zu  bewilligen. 

Konfirmanden  werden  durch  Sammlungen  freiwilliger  Gaben  und  Zu- 
scbuss  aus  der  Armenkasse  mit  der  erforderlichen  Bekleidung  vcrseheu. 
Konfiimirte  Kinder  nttlssen,  soImM  de  nach  lotflckgelegtem  IL  Lebens- 
jahre der  Schule  cntiassen,  gesund  und  arbeitsfähig  sind,  sich  ohne  weitere 
Unterstützung  scl!)st  forthelfen  und  es  wird  Ilandwerkslehrlingen  nur  in 
seltenen  FJdlen  zu  Uandwerioszeug  etc.  eine  kleine  BeihOlfe  gewährt 
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Reisende  Handwerker,  welche  früher  von  allen  bestehenden  In- 
anngen  bei  nicht  erlangter  Arbeit  mit  einfm  Zehipfcnnig  untttntQtxt 
vnrden,  erhalten  im  Bedarfsfälle  12  Pf.  aus  der  A-rmeakasse,  beanspruchen 

dies  aber  nur  selten. 

Eine  vifffiitliihf  Leih  an  8  t  alt  ist  nicht  vorhanden. 

Der  Verein  /u  Rath  und  That  sorgt  als  Privatwohlthiitigkeitä- 
Aulalt  ihr  Teracb&mte  Arme,  namentlich  fttr  Penoneii,  die  mir  vorfiber« 
gehend  in  Noth  geratfaen,  und  denen  durch  einmalige  Unterstfltsung  die 
Ausweisung  crfejjart  werden  soll.  Die  Zahl  der  milden  Stiftungen,  die  bis 
in  iVii  hi.  J.ibrbundci  t  zurm  kreiehen,  beträgt  üQr  die  Stadt  Meissen  128| 
mit  einem  Kapital  von  4Ö31U  Tklr. 

Glashütte. 

(Kleine  Gebirgästadt  mit  1.')?;^  ICinw.:  schwuiiL'liaft  betriebene  Uhren- 
industrie, Strohtlechten,  wenig  einträgliclier  Ackerhau.  —  Geuieindevennö- 
gen  (ju3i>  Thlr.,  Passiva  346ö  Thlr.) 

Die  ünterstfltzaagen  der  Armenbehdrde  werden  je  nach  Bedarf  ge- 
währt: 1)  in  freier  oder  zu  geringem  Mietfapreise  dargebotener  Wohnung 
im  Stadtarnienhaus,  2)  in  Naturalien  (vorzugsweise  Brennholz  und 
Lebensmittel;,  3;  in  freier  ärztlicher  Ht'handlung,  sowie  endlich 
4;  in  der  Uulerhnnguug  im  üezirkäurmenhuuis  Pirna. 

Der  Schulunterricht  ist  ohne  Ausnahme  fUlr  alle  hier  gebomeKin- 
der  ganz  frei,  und  da  fdr  alle  kommunlichen  Leistungen  die  Einkommen- 
iteuer  eingeführt  ist,  gcnicsst  ein  unbemittelter  Familienvater  mit  mehreren 
Kindern  fast  giinzlicbe  Befreiung. 

Das  Bezirksarmenarhcitühaus  hat  den  Krwurtuugeu  der  betheiligten 
Gemeinden  nicht  TOllst&ndig  entsprochen;  der  Unterhalt  ist  im  Verh&ltuiss 
n  dem  sehr  geringen  Verdienst  der  urbeitsf.ibigen  Häuslingc  zu  hoch  be- 
messen. Zweckentsprechender  hat  sich  dus>-ell»e  dairegen  bei  l'ntcrhiingung 
von  aUerssrh wachen,  urbeitsunf&higeu  Per&oneu,  die  voller  Unterhaltung  und 
Päc^c  bedürfen,  bewährt.  — 

Als  das  beste,  aber  leider  oft  mangelnde,  Unteratatzuagsmittel  wird  die 
Arbtitsgcwährung  betrachtet  Einen  Beweis  dafür  lieferte  speziell  die 
Krietrszeit  in  1H<J<;.  Almosen  sollten  nicht  gegeben  werden  und  "loch  be- 
schäftigte ein  unternommener  Strassenbau  nur  eint  ii  kh  iiit'u  'i'bei!  der 
uiäonlicheu  und  kräftigen  Leute.  Dir  Stadtrutb  untcrnaiim  deshalb  eine 
Anleihe,  nnterzog  sich  der  Mflhe,  von  jedem  hier  Wohnenden  Strohgcllecbt, 
etwas  niedriger  als  znm  Tageskurs,  zu  kaufen  und  setste  dasselbe  nach 
tit  r  Krir<,'szeit  mit  Gewinn  um,  der  nach  Abzug  der  unvermeidlichen  Spesen 
an  die  Lieferanten  vertboilt  wurde.  So  bedenklich  das  Mitte!  war,  einrr- 
seits,  weil  das  gefahrliche  Recht  auf  Arbeit  sauktionirt,  andererseits,  weil 
der  nicht  minder  irrationelle  Weg  der  Oemeindeindustric  betreten  wurde, 
10  war  doch  glacklicher  Weise  der  Erfolg  recht  günstig.  Dieser  Erfolg 
war  damals  doppelt  wertbvoli,  da  gleichzeitig  die  Choleraepidemie  die  AT" 
menkasse  hoher,  als  gewtdinlich,  zu  belasten  liiohte. 

Far  die  freiwillige  Armenpflege  ist  der  hiesige  Frauenvereiu 
wirksim  eingetreten.  Ymrnigsweiae  werden  anne,  altersschwache  und  ver- 
schämte  Arme,  sowie  Kinder,  berflcksiehtigt  und  durch  Yerabreichnng  von 
S|ieisen  and  Kleiding  aatersCOtst 
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Es  betrog  für  GlasbOtte: 


Jahr. 

Einwohner. 

Zahl  der 

Almopon- 
emplanger. 

1  ^ 
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18G7 

1573 

37 

37<  „ 

IG  „ 

1068 

ir.73 

:5ü 
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Der  von  1.SG4  ab  gostf^i^erto  Aufwatifl  ist  in  der  Hauptsache  auf  die 
Mitbenutzung  des  Bezirksarmenarbeitshauses  zurückzuführen. 

Die  vorstehend  aufgeführten  praktischen  Beispiele  sind  absicht- 
lich so  gewühlt,  dass  in  Hinsicht  der  Btjvölkerungszahl ,  des 
kommimaleii  Vermögens,  der  wesentlichsifu  Nahrungs-  und  Er- 
werbszw('iuf»>  ihrer  r?e\vohiier,  der  orogra[diischen  Lai^e  (Gehirgs- 
stadt  oder  Stadt  der  Niederung)  und  anderer  Siiezialitäton  niÖLf- 
lichst  grosse  Verschiedenheit  lierrschte,  lJud  doeli  Zfigen  dif 
geuamiteii  Stfidti^  in  ihrer  öflentliclien  Arnit'iij.lli'ge  ausserordent- 
lich viel  I  rlitTeinslinirnung,  die  bloss  ä,\isserli('h  durch  das  Oesetz. 
ihren  inufren  .Moiiven  nach  offenbar  durch  die  Sitte,  durch  das 
Vorbild  niii-ieviialter  Armenpflege  in  den  Naelilnirstädlen,  nicht 
minder  durch  die  erfreu! ieher  Weise  in  Aulschwung  begriffenen 
Hu!uanitütsl)cstrebungen  unserer  Zeit  zu  erklären  sind.  Mau  wird 
nicht  sagen  dürfen,  dass  in  den  sächsischen  Städten  zu  viel  für 
die  Arnieu  geschehe,  sicherlich  geschieht  aber  auch  im  grossen 
Ganzen  nicht  zu  wenig,  zumal  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dass 
die  Aussicht  einer  reichlichea  Versorgung  auf  Kosten  des  Gemeinde- 
säckels  sehr  leicht  bei  dem  noch  erwerbsfähigen  Unbemittelten  die 
Böcksichten  ausdauernder  Arbeit,  vorsorglicher  Berechnung  und 
genügsamer  Sparsamkeit  zuruekdr&ngen  l&sst  Je  besser  die  Ar- 
men, von  nnversehuldeten  Schicksalsschlägen  abgesehen,  versorgt 
werden,  um  so  gri^sser  wird  im  Allgemeinen  die  Sorglosigkeit  s^, 
mit  der  zur  Zeit  voller  Arbeitskraft,  wie  ausreichenden  Verdienstes, 
die  unteren  Klassen  sich  dem  augenblicklichen  Genuss  und  dem 
sofortigen  Aufbrauchen  der  eben  verdienten  Arbeitslöhne  d»er- 
lassen.  Wer  da  weiss,  dass  ihm  nach  einem  sorglos  durchlebten 
Leben  auf  Kosten  der  Armenkasse  eine  erträgliche  Existenz  ge-. 
schaffen  wird,  oder  wohl  gar  geschaffen  werden  mnss,  ^vird  nicht 
immer  an  das  Sparen  denken,  und,  je  besser  die  Lage  der  Armen 
sich  gestaltet,  desto  seltner  wird  die  Voraussicht  auf  die  Tage  des 
Alters  und  des  späteren  Mangels  zum  Durdibruch  gelangen.  Von 
diesem  Standpunkt  aus,  der  allerdings  den  landläufigen  Begriffen 
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  einer  «gefölilsreicbeii  Hamanitftt*  nur  wenig  entspricht,  wird  man 

die  ArmoiTersoigimg  innerhalb  der  sächsischen  Stadtgemeinden 
ia  nur  wenigen  Orten  dfirflag,  in  den  meisten  ausreichend,  in 
mancher  Stadt  sogar  reichlich  nennen  müssen,  besonders,  wenn 
man  nicht  übersieht,  dass  die  PrivatamienpÜege  durch  gemein- 
"  nätxige  \%'r"ine  in  vielen  Städten  wirksam  mit  einiritt,  und  nicht 

l  <  selten  quantitativ,  vorzugsweise  aber  qualitativ,  mehr  zu  leisten 
»  vermag,  als  die  offizielle  Armenversorgung  dnrcii  die  Gemeinde- 

behörden. Mau  wird  sieli  weiter  zu  vergegenwärtigen  haben,  dass 
'■'"'^  durch  die  bessere  Fliege  der  niaterielleu  Interessen,  griKven'  Sorg- 

falt der  Medizinalpolizei  (breit,  re  Strassen,  gesundei  e  Wohnungen, 
3te>  besseres  Trinkwasser  etc.),  dureb  Errichtung  von  Sparkas-^en,  Leih- 

ii!.  ^  anstalten,  weiter  durch  Sonntagsschiüeii,  V'fdksbiblintlii  kt  n.  ]\ri!seen 

:iAü'  und  sonstige  Bilduugsinstitnte ,  durch  den  wachsenden  \'i'r]veiir, 

endlich  durch  bes.sere  und  Ireiere  Gesetzgebung  die  wirksamste 
D  iiii^  Armenptlege,  d.  Ii.  vorbeugende  und  verhütende  ^laasregeln  gi'gen 

ja  (fr  Kraiikht  il  und  Arbeitslosigkeit,  wenigstens  eingeleitet  und  damit 

riHwi'  Emrichtungen  geschatien  worden  sind,  die  mehr  oder  weniger  auch 

^  dem  bereits  Verarmten  zu  Gute  kommen. 

UL  Die  Armenpflege  des  platten  Lande?. 

[ilf«0  Wäbraid  die  Städte  mit  selbständiger  PolizeiTerwaltang  ihre 

jviii  Armenpflege  entsprechend  organiairen  und  ihrer  grösseren  Berdl- 

kerangszalü  wegen  fnr  eine  bobere  Zahl  notorisch  Anner  bessere 
TT'jH  gemeinsame  Einrichtungen  treffen  konnten,  befand  sich  noch  vor  we- 

th»  Digea  Jahren  die  Armenpflege  des  platten  Landes  in  emem  durch- 

aus  mibebiedigenden  Zustand.  Der  Grund  war  ein  doppelter.  In 
[^n  Sil  Sachsen  giebt  es  zwar  unter  3801  Ortschaften,  worunter  142  Städte, 

^  d  allein  79  Dörfer  mit  mehr  als  20CM)  Kinw.  (darunter  solche  mit 

ieif'  über  7000  Seelen);  die  gr^;^«'  Melir/.alil  besitzt  aber  weniger  als 

0f  jt"  500  Seelen  und  steigt  in  den  Ai-kerbaudistrikten  bisw  eilen  unter 

(i«  100  herab.  Da  in  der  Begel  jedes  Dort  «  in  -  <  igeae  Gemeinde 

^  und  gesetzlich  einen  eigenen  Heimathsbezirk  bil  '  .  .  waren  die 

1(1«  Interstützungs- Territorien  viel  zu  klein,  um  bei  zufällig  starker 

^*  Armenfrequenz  nur  das  Nothdürftigste  leisten  zu  können.  Von 

]^  einer  Organisation  der  Armenpth^ge.  wie  in  den  grösseren  Stildten, 

konnte  gar  nicht  die  Rede  sein.  —  Die  siicbsische  Armenordnung 
gj^t  verlangt  aber  nicht  blo:«  die  Fürsurge  für  Vf^armte  oder  der  \t:>r- 

^  armung  naiie  steheiKle  l'ersonen,  sondern  auch  die  Ausübung  eiiir\>< 

polizeiHchen  Zwangs  gcgi^n  arbeitssche\U'  Personen.  AHe  liainit 
'^d  in  Verl)indung  stehenden  poli/eilichen  .Maasregeln  gcbi»ren  jeducli 

nicht  zur  Befugnlss  der  ländlichen  Arnieiibehürde,  sondern  zum 
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Beruf  der  Polizeibehörde,  d.  b.  des  GericbtsamH  und  mit  leisEte- 
rem  bat  sich  die  Armenbehörde  in  jedem  einzelnen  Fall,  wo  gegen 
eine  arbeitsscheue  Person  ein  Zwangsver&bren  stattfinden  soll,  zu- 
nächst  ins  Einvernehmen  zu  setzen.  Diese  Trennung  von  Geschäf- 
ten wirkt  aaf  die  Verwaltung  des  ländlichen  Armenwesens  ungünstig 
ein,  und  es  fehlt  der  ländlichen  Armenbehörde  zu  einer  vollen  Ent- 
wickelung  die  Selbständigkeit.  Selbstverständlich  gingen  die  Ver- 
treter (It^r  kleinen  Omeinden  und  das  vor^^cset/.tc  Geiicht^iamt  in 
ihren  Aii>ii'b(i  ii  iuiuliLj  weit  auseinaniler.  In  iiireii  üewilligungen 
Wollte  sieli  die  Gemeinde  oft  zu  dem  Nolljdürftigsten  nicht  ver- 
steheu,  wälirend  das  0«  riililsamt  in  seinen  Anordnungen  nicht 
selten  weit  iWm-  Zweck  und  Ziel  hinans^in<^.  Waren  diese  Strei- 
tigkeiten, zu  denen  noch  unerqniekliclie  Krörterui^en  über  die 
Heimatlisani^eliörigkeit,  über  den  Hau  von  Armen-  (Geraeinde-) 
Häusern,  über  die  Hölie  des  wrirliputlicli  zu  zahlenden  Uuter- 
stütznn«,'SLfelde;;,  über  das  ArmenschnifTeld,  Berq-ältnisskcslm.  über 
Li  lim  und  Hcköstii^ung  der  /wangsarbeiter.  über  iJeseiiatriing  von 
Kli'iiluii;^-  \m\  Latrerstatteu  ele.  kunii'U.  wenig  !^vei<(net.  den  rech- 
ten huuKUii'H  Sinn  lür  die  V(trsui;j;eude  Armeiipdf^c  des  platten 
Landes  aurk'iiuineu  zu  lassen,  erwies  ^'mh  aul'  der  andern  Seite 
tndz  M  init  hrier  (ii-u.sdarmerie  die  Polizei  des  Staats  der  \vaeh- 
senden  l>ettelei  geg^enüber  geradezu  i^anz  obnmäc'hti,y,  bis  euiUich 
die  Landg-emeinden  sicli  zur  Selbsthülfe  entselibissen  und  dureh 
Jiei^rüiiduni^  von  Anueiivereinen,  von  (b'iieji  tus  üb  v  SO  mit  geg'en 
1 6"^M  ))-tseliaften  bestanden  haben,  /iiu.i«  der  Bettelei  entgegen 
uirkLen.  Ausser  dem  energischen  Vorgehen  gegen  Uettler  seitens 
der  Gemeinde  (Anstellung  von  'i'agewathtern ,  Ablieferung  der 
Bettier  an  die  Gerichtsämter)  wirkte  am  besten  die  gegenseitige 
Verpfiichtuiig  der  Verbandsniitglieder,  keinem  Bettler  eine  Unter- 
stützung zu  verabreichen,  im  Uebertretuugsfalle  aber  sich  zu  einer 
bestimmten  Strafzahlung  zu  verstehen.  So  vielfach  diese  Maas- 
regel als  inhuman  angegriffen  worden  ist,  so  hat  sie  doch  die 
Bettelei  grfindlich  beseitigt  und  es  haben  erst  diese  Armenvereine  zu 
einer  Besserung  des  sehr  im  Aigen  liegenden  ländlichen  Annen- 
wesens den  Anstoss  gegeben.  Der  Gedanke  lag  nicht  fern,  die 
bereits  bestehenden  Verbände,  wenn  nicht  mit  der  gesammten 
Armenpflege,  so  doch  mit  der  Durchführung  armenpolizeilieber 
Maasregeln,  zu  beauftragen,  und,  nachdem  eine  Generalversammlung 
der  sächsischen  Armenbezirksvereine  am  31.  März  1857  der  Idee 
grössere  Verbreitung  gegeben  hatte,  erscfaien  am  27.  April  1858 
ein  Oesetzentwurf,  welcher  die  Bildung  grösserer  Armenverbände 
zum  '/ivf eck  hatte.  Empfohlen  wurde  hierbei:  1)  Abstellung  und 
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iVüüh  Absvebr  des  Bettelwesens.  vorbiiinh'n  mit  gefirmctt'n  Veiaiistaltiin- 

ügeüs  jj'en  zu  lobiiPiider,  wo  nöthiij  zwaiiLCswciser,  lii'scliättigun«(  der  ar- 

^"11. II-  beitslahi<(en  Annen;  2)  »ivündiinLr  L'riiK'iiisclKit'tlicht'r  Aniit^n-  odpr 

ii^idtu-  ArlK'itshausfr ;  3)  Erzi^bun^^  und  Bessfriini^  sittlich  vcrwabilusUT 

Y^im^  Kiiuli-r;  4)  VHr.,iistLiItiiiif,^en  für  _s^«'nioinscbal'tlitbe  Kraiikeiii»rtege; 

1:1  ö)  Gründuni,»"  v«»n  Sparkassen;  t!)  (irüiulimg  von  Beihüll'en  an  die 

;  '  r.  <»rt^kas^eu  bei  einzelnen  ilire  Kriifte  überateigeuden  Unterstützuugs- 

.ajuii  fallen  oder  grösseren  Kalamitäten. 

irfia^ti  In  erster  Linie  solll»!  dit;  lie.scbiit'tigung  der  arbeitsKibigen 

\\  Tff.  Armen  als  ein,  den  sämmtlielien  damals  bestehenden  Bezirksarmen- 

u  iikIi;  vereineii  genieinsanier  Zweck  gelten,  was  auch  die  Annenordiiung 

eSr^h  schon  andeutet,  und  wurde  den  Vorständen  bestätigter  Berirks- 

lier  k  armenyereine  eine  selbständige  Disziplinargewalt  aingeräiunt.  Die- 

,^ia^  selben  sollten  berechtigt  sein,  gegen  arbeitsscheue  Arme  Zwang 

l  iitf.  lur  Arbeit  ohne  Dazwischenkuuft  der  Polhseibehörde  eintreten  und 

B,  iik  (lic  ^      Klasse  der  Zwangaarbeiter  versetzten  Armen,  in- 

^  (jg  nerbalb  der  durch  die  Yereinsstatuten  oder  die  voii  der  fiegierungs- 

^  ^  befaGrde  bestätigten  Hausordnungen  bestimmten  Grenzen,  die  kor- 

rektioneilen  Zwangs-  und  Strafmittel  in  Anwendung  bringen  zu 

lassen.  Doch  sollte  gegen  solche  Disziplinarverfügungen  das  Recht 

^  der  Beschwerde  an  die  Kreisdii' kti  ii  ot!. n  bleiben. 

fjliJ  Das  Gesetz  kam  nicht  zur  Verabscbiednug;  statt  dessen  wnrde 

Juni  aber  Anfang  1860  (auf  Anregung  eines  H.  rrn  von  Sehönberg)  für 

^  die  Gerichtsämter  Oschatz,  Strehla  und  Kiesa  rnit  der  praktischen 

,1^^  Krricbtiing  eine>  Bezirksannenhauses  zu  Strehla  vorgegangen,  der 

iiirf:  Iwits  am  8.  Juni  18GU  der  Gerichtsanilsbezirk  Taucha  nach- 

,,r  jtr  folgte.    In  raschei-  Keilieiirolge  entstanden  andere  Bezirksarmen- 

vereine,  so  in  AUensalz,  i'irna.  MüblUntr.  Dölieln,  Freiberg,  Boeb- 

j-jj^.  btz,  Möckern,  bald  mit  grösseiei-.  bald  mit  gciingerer  Aiisdebniing. 

Ihre  Organi.-;iti«>ii  sdiildert  \\\[/.>'V),  dem  wir  seim  r  {iriignanten 

^  Darstellung  wegen  ftdgen .  in  folgender  Weise:  Durch  den  Zu- 

^j^jj  3annnentritt  einer  nicht  zu  kleinen  Zahl  von  Landgemeinden,  mit 

'.^j^  zusannnen  mindestens  10,000  Kinw..  bildet  üch  «in  Verein,  der 

^  sich  auf  eine  bestimmte  lleihe  von  .labren  dazu  verptiicbtet,  be- 

^  skunmte  Zwecke  der  Armenpflege  mit  vereinter  Kraft  zu  verfolgen, 

besonders  aber  arbeitsfähige,  jedoch  arbeitsscheue,  in  den  Ort^ciiaf- 

^  teJ^des  Vereins  heimathberechtigte  Arme  unter  gehöriger  Aufsicht 

,^  m  Arbeit  und  Ordnung  anzuhalten. 

1^  Dieser  Zweck  soll  hauptsächlich  durch  die  Errichtung  eines 

1^?  ~  

[ifHf  *)  »Die  Besirks-Armeu-Arbeitsbäuser  io  Sachsen'*.   (Stuttgart  und 

j  Odningea  ia64  ) 
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gemeinscihaftlieheii  Annenarbeitshauses  erreicht  werden,  dem  ar- 
beitsscheoe  Arme  von  ihren  Heimathgemeinden  fiberwiesen  werden 
können,  um  unter  Aufsicht  eines  in  dem  Hause  wohnenden  Hans- 
meisters  zur  Arbeit  und  Ordnung  ang^alten  zu  werden. 

Die  Organisation  dieser  Ver^ne  ist  nicht  fiberall  die  gleiche; 
im  Allgemeinen  ist  sie  derjenigen  anderer  freier  Vereine  mdglicSisfc 
nachgebildet  Die  unmittelbare  Leitung,  insbesondere  die  Aufticht 
fiber  das  Arm^ihans,  besorgt  ein  ron  den  Vereinsmil^Uedem  (Ge- 
meinden und  Ritt^gutsbesitzem)  periodisch  gewählter  Vereinsror- 
stand,  dessen  Amt  überall  ein  unbesoldetes  Ehrenamt  ist.  Seine 
Befu<jnisse  sind  dem  Zvveeke  ents[trechend  durchweg  ziemlich  aus- 
gedehnt: er  hat  insbesondere  die  Aufnahme  und  Entlassung  von 
Häuslingen  anzuordnen;  übt  die  Disziplinar cifow all  im  Arbeitsliaii^<\ 
soweit  solche  !ii«  lit  den  (Jerichten  vorbehalten  bleibt,  aus;  ist  dem 
Hausmeister  der  Anstalt  zunächst  vorgesetzt  und  hat  ihm  nach 
allen  Itichtungen  die  erforderlichen  Anweisungen  zu  ertheilen.  In 
einzelnen  Vereinen  ist  indf'^>^(  n  die  Gewalt  des  Vereinsvorätandes 
durcli  einen  ihm  zur  Seite  i^csteilten  Ausschnss  ptuas  gemässigt. 
Üeber  allgemeine  Fragen,  Hechnnngsjtistifikation,  Statutenänderung 
u.  dergl.  entscheidet  die  periodisch  wiederkehrende  Generalversamm- 
liHicr  der  Vereinsmitglieder,  d.  h.  der  Vertreter  der  hetheiligten 
( iriiieinden  und  der  ihnen  gleichgestellten  Ivittergntsbcsitzer,  wel- 
cher dann  auch  die  j)eriodise]ie  Wahl  des  Vi'riiiüsvorötaüdes  und, 
wo  ein  soU-hi'r  bcslehi,  des  Aussdnisses,  zukommt. 

Die  Generalkosten  dieser  Vereine,  insbesondere  der  Aufwand 
für  das  Armenarbeiishaus  und  dessen  Verwaltung,  werden  von  den 
Vereinsmitgliedern  steuerfussmässig  getragen;  die  S]»e/.ialkosten  für 
Beköstigung  und  Krankenpllegc  der  einzelneu  Häuslinge,  einschliess- 
lich eines  Wohnuogsmietiibeitrags,  hat,  soweit  solche  aus  dem  Arbeits- 
verdi^te  derselben  nicht  bestritten  werden  können,  deren  Heimath- 
gemeinde zu  bezahlen. 

Die  Einweisung  von  Armen  in  die  Arbeitsanstalt  erfolgt  un 
Anstandsfolle  nach  den  Bestimmung^  des  Armengesetzes,  und 
zwar  auf  Antrag  der  Heimathsgemeinde,  welcher  der  Arme  ange- 
hört. Weist  ein  aufgenommener  Häusling  ^n  ai\^erweites  Unter- 
kommen, durch  das  er  sich  und  die  Seinigen  ohne  weiteres  Zuihun 
seiner  Heimathgemeinde  selbsti&ndig  ernähren  lomn,  glaubhaft  nach, 
so  ist  er,  nach  Erstattung  des  für  seinen  und  der  Sdnigen  Unter- 
halt bereits  Geleisteten,  aus  der  Anstalt  zu  entlassen. 

lieber  Beschwerden  von  ünterstutzungsbedürfögen  gegen  eme 
verfügte  Aufnahme  in  die  Arbeitsanstalt  oder  gegen  eine  verwei- 
gerte Entlassung  aus  derselben  erkennt  das  zuständige  Q«richtsamt. 
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Die  H&QSlinge  der  Arbeitsanstali  sind  zu  eiofir  ihren  Krriftcn 
angemessenen  und  der  festgesetzton  Hansordnimg  entsprechenden 
Arbeitsleistung  veri)flichtet.  Sie  werden  theil.^  f namentlich  im 
Winter)  im  Hause,  theils  ausser  demselben,  mit  Feld -Arbeiten 
auf  Gütern  der  Anstalt,  oder  bei  benachbart!  n  Grundbesitzern,  Im'- 
i?chäftigt.  Für  Jede  Arbeit  wird  diMii  Häusling  ein  euUsi»recbender 
Lohn  angerechnet;  dagegen  sind  von  diesem  Lohn  die  Spezialkosten 
für  den  Unterhalt  und  dergl.  zu  bestreiten.  Der  etwaige  Mehr- 
betrag des  Arbeitsverdienstes  wird  dem  Korrektionair  bei  seiner 
Eütla-^sung  aus  der  Anstalt  ausgezahlt. 

Die  iluusiinge  .stehen,  st>  lange  sie  in  der  Ansiali  sicli  be- 
finden, auch  wenn  sie  ausserhalb  derselben  arbeiten,  unter  einer 
Hausordnuüg,  zu  deren  Aufrechthaltung  die  geeigneten  Mitt<d  theil.«? 
in  die  Hand  deg  Vereins  Vorstandes,  theils  in  diejcuige  der  ordeut- 
Men  Behörden  gelegt  sind.  Die  Statuten  der  Vereine  und  die 
Hausordnung,  sowie  Abänderungen  derselben  sind  von  der  Qenehmi- 
gang  der  höheren  Regierungsbehörde  abhängig;  im  üebrigen  ist 
der  Verein  in  seinem  statutcnmässigen  Thun  nnd  Treiben  dureb 
lieeondere  Begienmgsanfslcht  nicht  beschränkt 

Der  besseren  Slustrirong  wegen  mdgen  hier  die  Besnltate  der 
Veceine  so  Pirna  nnd  Frdberg  in  aller  Efirze  erwähnt  werden. 
Der  Besirksarmenrerein  Pirna  bestand  Anfang  1869  ans  9  Städ- 
ten, 199  Dörfern,  35  Rittergütern,  zusammen  24:)  Mitgliedern, 
die  über  2  Mill.  Steuereinheiten  reprftsentirten  "  und  99380  Ein- 
wohner zrddten.  Seit  Gründung  des  Vereins  (18(33)  sind  in  die 
Anstalt  <  ingelieferfc  worden:  202  Männer,  IUI  Frauen,  81  Knaben 
und  äü  Mädchen,  in  .Summa  443  Personen.  Hiervon  sind  123  Per- 
sonen wieder  entlassen  worden  und  zwar:  44  Manner,  31  Frauen, 
32  Knallen  und  IG  Mädchen.  Der  jetzige  Personalbestand  der 
An><ta!t  hctragt  223  Personen  (102  Männer,  ').")  Frauen,  37  Kna- 
b'Hj  und  l!9  Mädchen).  An  der  Anstalt  s.-lbst  sind  unter  der 
bi'itung  eines  Dirckiors,  der  zugleich  Von-land  des  Vendns  i.st, 
anirostcllt:  ein  Insiicklur  nebst  Frau,  ein  Rechnungsführer;  für 
'  die  Kmderabtheilung  ein  Lehrer  und  eine  Pflegemutter. 

Ira  Hezirksverein  Fi--'ibi'ig.  mit  circa  80,()(M)  liinw.,  waren 
Anfang  18GS  in  dem  \rni /iiai beiuliaii-  lüiborr^dorf  nach  den 
Listeil  eingetragen:  89  Männer,  30  Frauen  und  37  Kinder,  in 
Soinma  15G  Personen.  Hiervon  waren  23  Männer,  S  Frauen  und 
7  Emder  zeitweilig  beurlaubt,  5  Männer  in  Landeestrafanstalten 
teirt,  so  dass  der  effektive  Personalbestand  113  Köpfe  aufwies, 
fiottassen  wurden  in  1868  62,  daffir  eingeliefert  56  Personen,  so 
<lass  nach  Abzog  von  10  Verstorbenen  der  Personalbestand  am 
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Jahresschlass  mit  fierficksichtiguiig  der  Beurlaubten  100  Köpfe 
betrug.  Die  GesammteioDabme  betrug  14,765  Thlr.,  darunter 
9074  Thlr.  ausgeschriebene  Anlagen,  die  Ausgaben  13,060  Thlr., 
der  Verniögensbestand  13,946  Thlr.  Der  Arbeitsveidlenst  der 
Hftuslinge  stellte  sich  auf  7352  Thlr.,  der  Qesammtbedarf  flQr  die- 
selben auf  7911  Thlr. 

Es  mag  nicht  verkannt  werden,  dass  durch  die  straffere  Zen- 
tralisation der  Armenpolizei  —  und  darauf  laufen  die  genannten 
Vereine  rorzugsweise  hinaus  —  viele  frühere  Unzutrftgliehkeiten  be- 
seitigt worden  sind;  es  wird  femer  hervorzuheben  sein,  dass  schritt- 
weise auch  andere,  ausschliesslich  mildthätige  Funktionen  der  Ar- 
menpflege bei  diesem  oder  jenem  Verein  mit  in  Angriff  genommen 
worden  sind.  Die  korrekte  und  doch  nicht  fern  liegende  Idee,  dem 
Verein  die  gesammte  Armeu]>tlege  innerhalb  des  Be/irk.s  zu  über- 
tragen, so  dass  diese  vermittelnd  überall  du  einzutreten  hat,  wo  ai» 
Uüek^ifliteij  sowohl  für  die  Armen,  wie  für  die  finzelue  Gemeinde 
die  Benutzung  der  genossenscbafUicben  Kinricbtungen  zweckmässig 
erscheint,  ist  jedoch  zur  Zeit  nur  von  dem  Armenversorgungs- 
e r e  i  n  der  A  in  t  s  hi  n  d  s  c  h  a  f  t  M  e  i  s  s  e  n  durchgeführt,  und  sind 
die  Krlaliniiii-eii  einer  (ijälirin;'en  Praxis  in  der  oben  zitirten  ver- 
dienstvollen Schrift  des  Mitbegründers.  .\dv.  llallbauer  in  Meissen, 
niedergelegt.  In  Folgendem  können  und  sollen  nur  die  nothdürf- 
tigsten  Daten  über  diesen  N  civin  inilgrlheili  werden. 

Der  Amtsluzirk.  mit  2(}  liittergüteru,  142  Gemeinden  und 
einer  liesauiuube^  Uk^  vuii^-  von  circa  2r).( KM)  Seelen,  ist  in  22  Di- 
strikte «fetheilt.  In  irdeui  Distrikt  licslelil  ein  aus  den  l{itler«_;-iits- 
besit/ern,  (ieisllichen,  (Jemeindevurstiinden  und  anderen  zugeuahl- 
ten  Personen  gelnldeter  Distriklsaimenverein.  der  im  Kinvernehmen 
mit  dem  VerwaltiniL;srath  die  spezielle  Aniitni^lege  im  Distrikt 
besurt(t,  und  in  dringlichen  Fallen  über  Ausgaben  bis  zum  Belauf 
von  lU  Thlr.  selbstständig  verfügen  kann.  Der  Distriktsverein 
überwacht  zugleich  die  Lokalarmenptlege  in  den  einzelnea  Ort- 
schaften, wofOr  die  nächste  Ffirsoi^e  den  (jemeinden  selbst  an- 
vertraut ist  Die  Vorsitzenden  der  Distriktsvereine  bilden  den 
Vereinsauflschuss,  der  dem  Verwaltungsrath  unterstützend  und  kon- 
troliiend  zur  Seite  steht. 

Der  Vereinsausschuss  versammelt  sich  theils  auf  eigene  Snt- 
scUiessung,  theils  auf  Antrag  des  Verwaltungsraths;  ihm  li^t  die 
Vorberathung  der  vor  die  Generalversammlung  zu  bringenden  Vor- 
lagen und  die  Prüfung  des  Bechnungswesens  ob;  bei  wicbl%eren 
Verwaltungsmaasregeln  (Ankauf  von  Grundstücken,  Abschluss  von 
Vertrügen,  Einsetzung  von  Beamten  u.  s.  w.)  hat  sich  der  Ver- 
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iüft         walfamgarath  Torher  der  Zristunmung  des  Ausschusses  zu  ver- 

Jarato  sichern. 

Der  Yerwaltungsrath  überwacht  die  den  Distriktsvereinen  ob- 
K  i  '  üegende  spezielle  ArraenpfleGfe;  ihm  liegt  die  VerwaItun;Lf  des  Ver- 

I  ltfür  einsvennögens  und  die  Anstellung.  Beaufsichtigiiiic"  und  Entlassung 

der  \'' reinabeamten  ob;  er  prüft  die  von  den  Distriktsvereinen 
,U<h  jährlich  abgelegten  Spezialrechnungen :  er  hat  die  Vorlagen  für 

püjii'ri  din  Öeneralver>=iammliingpn  aufzustellen  und  deren  Verhandlungen 

ki'i;ci;lr  zu  leiten.  Insbesondere  gehört  zu  seiner  Kompetenz  die  selbstün- 

«iv'iiriTr  dige  Beschlnsstas^iing  über  dio  gegen  arbeiUsclieue  Subjekte  zu 

II  v.\!-  verhängenden  Dis/ijilinarniiia-^ri-i^i'ln. 

■yi-iBi  Zur  Kompetenz  der  <ieneialvt'isaiiinilung.  der  höchsten  und 

i.w.  tifl  letzten  Instanz  für  dir-  inneren  Angelegenheiten,  gehört  die  Wahl 

zu  ik-  des  Verwaltungsratbes,  Feststellung  des  jälirlieheu  llaushaltpluns, 

t.  «oäJ  Bewilligung  der  auszuschreibenden  Armenanlagen,  die  Beschluss- 

liriiiril;  fassung  über  Ankauf  und  Veräusserung  von  Grundstücken,  Auf- 

nähme  von  Schulden,  Abnahme  des  Kechenschaftsberichts  und 
rijuJ'-  Genehmigung  der  Rechnungen,  Beschluasfassung  über  die  zwischen 

oodäi  dem  Verwaltung.sratli  und  den  IHstriktsverdnen  entstandenen  Dif* 
irti«  T#  fanozen  und  über  Beschwerden  gegen  den  Yerwaltungsrath.  J&br> 
jl^jjA  lieh  findet  eine  regelmässige  Genendrersammlung  statt;  die  Ab- 
ji^i^         Stimmung  erfolgt  nach  Steuereinheiten,  wobei  auf  1000  Einheiten 

«ine  Stimme  gerechnet  wird. 
, jfg  ool  Der  Yereinskasse  sind  zun&chst  die  Bestände  aller  im  Amta- 

^^Üt  Iwarke  best^enden  64  Heimathsbezirke  zugewiesen;  doch  werden 
[(jg^gti-         ^  Zinsen  zu  4  Prozent  entweder  baar  gewährt,  oder  auf  die  zu 

entrichtenden  jährlichen  Armenanlagen  in  Abrechnung  gebracht. 
^ID«  Ausgeschlossen  von  der  Yereinskasse  sind  die  für  einzelne  Orte 

jjjjBifc  zu  Gunsten  der  Ortsarmen  bestehenden  Arraenstiftungen ,  die  von 

der  Ortshebörde  verwaltet  und  von  denen  die  Zinsen  jetzt  meist 
^^ff^i  zu  Gunsten  solcher  Personen  verwendet  werden,  die  der  Verarmung 

j^Ort*  '"^^^^  nahe,  aber  noch  nicht  unbedingt  der  allgemeinen  Armisn- 

Versorgung  anheimgefallen  sind. 
^  Was  die  allgemeine  Armenkasse  anlanirt,  so  beruht  deren  haupt- 

^Ift  sächlichste  Einnahmequelle  in  den  Armenanlag«Mi .  ^vek•he  zu  l 

nach  den  Steuereinheiten,  zu  |  nach  der  Kopfzahl  aller  iincli  dem 

Gesetz  beitrags[illir'htigen  Einwohner  des  Amtsbezirks  aufgebracht 

werden.   Jede  Gemeinde  kann  die  auf  ihren  Theil  eutfalleude  An- 
j^'T*"  lagesumme  in  ihrem  Innern  beliebig  umlegen. 

^  Diese  Aidage  betrügt  gegeiiwäriig  A  Pfg.  pro  Steuereinheit 

und  ^  Ngr.  pro  Kopf,  d.  i.  für  jedes  selbständige  Gemeindeglied, 

und  es  bind  seit  dem  secbsjahrigeu  ßesteheu  des  Vereins  jährlich  3 
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:i  sulilitT    \nlagen  ausp;pfjchrieben  worden.  —  Ausserdem  ist  bei 

Vcr.iusricningen  von  Grunilstncken ,  wio  bei  Pachtahsolilüssen  ^"o 
der  Kauf- oder  Pachti^umnie  zur  Vercinslvasso  /li  zahlen  und  es  flies- 
scii  zur  Vereinskasse  die  noch  sonst  den  Armoukasseu  zuia'ewiesenen 
i  gesetzlichen  Einnahmen. 

Die  Ffirsorge  fftr  das  Armenwesen  ist  zunächst  eine  lokale; 
jede  Gemeinde  hat  die  erste  Sorge  für  die  Ortaarmen  selbst  za 
tragen.  Die  Gaben  und  Almosen  far  die  Ortaarmen  werden  durch 
den  Gemeindevorstand  ausgezahlt,  und  selbst,  wenn  der  Arme  sich 
ij  in  einen  andern  Ort  oder  Distrikt  gewendet  hat,  dauert  die  Für- 

1-  sorge  des  Heimathsortes  für  ihn  fort.  Wird  ein  Verarmter  ?on 

j|  einem  auswärtigen  Heimathsorte  ausgewiesen,  so  erfolgt  die  Zu- 

il  Weisung  nicht  etwa  an  den  Terwaltangsrath  oder  an  den  Distrikts^ 

\t  verein,  sondern  vor  wie  nach  an  die  Heimathgemeinde.  —  Sache 

f  dieser  Gemeinde  ist  es,  im  EiuTeroehmen  mit  dem  Distriktsrerein 

^.  nun  das  Weitere  über  den  Ausgewiesenen  zu  beschlieasen  und, 

wenn  der  Letztere  etwa  in  der  Vereinsanstalt  unterbracht  wer- 
\.  den  soll,  darauf  bezögüche  Anträge  an  den  Yerwaltungsrath  zu 

tf  stellen. 

1*  Piine  weitere  erleichternde  Kinriclitunix  ist  daliin  ijetroffen, 

I*  ^  '       dass  die  Fälle  zweifelhaller  IleiinaUianfrehörigkeit  zur  Kognition 

des  Verwaltun^i^sf  ithos  gebracht,  und  die  in  etwaigen  Prozesai^llea 
erwaciisenden  Kosten    ans  der  Vereinskasse   <,'etragen  Morden. 
Solche  Proze^^fiille  bezieben  sich  nur  auf  Streitigkeiten  mit  aus- 
-  wärtigeii  Heimathbezirkcii,  während  etwaige  Meinungsverschieden- 

heiten zwischen  den  zum  <  i(>samnitverein  gehörigen  Heimathbezir- 
[  ken  ]>isher  stetä  durch  Yeriuittclung  des  Verwaltungsraths  gehoben 

I  worden  sind. 

Das  vom  Armenverein  begründete  allgemeine  Versorgiings- 
I  und  Arbeitshaus  im  Dorfe  Kölln  bei  Meissen  hat  daher  nur 

den  Zweck,  aushiüfsweise  in  solchen  Fällen  henulzt  zu  werden, 
f  wo  die  Kräfte  der  einzelnen  Gemeinden  niclit  ausreichend  sind. 

Ausser  der  allgemeinen  Vereinsanstalt  in  ludln  lie>tel\en  noch  die 
sümmtlichen  früheren  Arnieiiliäuscr  in  den  einzelnen  Ortschaften, 
67  an  der  Zahl,  und  können  dieselben  ohne  Zustimmung  des  Ver- 
waltungsrathüs  und  des  Vereinsausschusses  nicht  eingezogen  wer- 
•  den;  der  Yerwaltungsrath  ist  sogar  berechtigt,  diese  Häuser  auch 
jetzt  noch  für  Zwecke  des  Armenwesens  zu  verwenden,  jedoch  so, 
dass  den  Gemeinden  ein  billiger  Miethzins  aus  der  Vereiuskasae 
gewährt  wird.  Gegenwärtig  bieten  diese  Wohnungen  meist  ein 
weit  besseres  Aussehen;  die  ganz  yeraunkenen,  unreinlichen,  ar- 
beitsscheu«! Subjekte  von  frfiher  wohnen  jetzt  nicht  mehr  darin; 
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lidmehr  werden  dieselben  in  der  allgemeinen  Vcreinsanstalt  inter- 
nirt.  Für  andere  Verarmte,  die  in  ihrer  Heimathgemeinde  und 
in  den  gewohnten  Lebpnsveihältiüssen  mit  geringer  Armenunter- 
stütznng  sich  noch  erhalten  können,  bieten  indessen  diese  Armen- 
häuser auch  jetzt  noch  ein  zweckmässiges  Unterkommen.  Soweit 
die  einzelnen  Lokalitäten  nicht  für  Armenzwecke  benutzt  sindi 
werden  sie  von  der  Oemeinfk  verniiethct. 

Das  Arbeitsliaus  zu  Kulln.  rlas  mit  einem  Betsual  für  ab- 
zuhaltenden Gottesdienst  lunl  einem  Krankenhaus  versehen  ist, 
gewährt  demnach  zniiächst  »len  sn<rcirannten  Notbannen  Unter- 
koniraen,  d.  h.  suldien  Armen,  welche  wehren  ihres  liehen  Alters 
oder  Wiegen  ihrer  Körpergebreclieu  einer  speziellen  IMlei^e  bedürfen, 
die  sie  m  ihren  Genudnden  entweder  ^^ar  nicht,  oder  nur  mit 
uüverhältnissmässig  hohen  Kosten,  finden  könnten.  In  den  Jahren 
1863—1867  wurden  überhaupt  130  Pensonen,  darunter  41»  .Mäimer, 
28  Frauen  und  (meist  als  deren  Angehörige)  59  Kinder  als  Noth- 
ame  aufgenommen.  Sonst  werden  verwfuste  Kinder  in  der  Hegel 
liei  Pflegeeltern,  auf  Kosten  der  Orts-,  beziebenilich  der  Bezirks- 
kUBe,  untergebracht 

Gleichzeitig,  wenn  auch  mit  scharfer  Disziplin  und  von  den 
Nothaimen  möglichst  gesondert,  befindet  sich  in  dem  Anstalta- 
gelAnde  die  Station  der  Zwangsarbeiter  oder  Korrektion&re. 
Von  1862—1867  haben  überhaupt  121  Einlieferangen  TOn  Zwangs- 
srbeitenistaitgefondeii,  und  es  sind  75  Strafarbeiter  (60  männliche 
und  15  weihliche,  einige  zn  verschiedenen  Malen)  detinirt  gewesen. 
Davon  sind  13  wogen  unzweifelhafter  Besserung,  13  aus  andern 
Ursachen,  defimtiv  entlassen  worden,  8  sind  in  der  Anstalt  ge- 
storben. 

Der  übrige  Bestand  jener  75  Straftirbeiter  ist  mehr  oder 
weniger  rückfallig  geworden;  doch  fanden  sich  am  Schluss  des 
Jahres  1867  nur  10  Korrektionfire,  da  die  übrigen  auf  Urlaub 
entlassen  waren,  —  Meist  wurden  die  intcrnirten  Zwangsarbeiter 
nach  zwei-  bis  zehnmoaatlicher  Zwangsarbeit  theils  beurlaubt, 
ibeils  definitiv  entla^^en. 

In  Betreff  der  ünanziellcn  La!?e  der  Anstalt  ist  zu  erwähnen, 
dass  die  Gesaramt^innahnie  in  1807  14958  Thlr. ,  <li>'  Ausj,'abe 
13801  Thlr.  betru<r.  —  Die  Zahl  der  in  den  22  Annendistrikten 
unterstützten  Personen  belief  sich  in  1867  auf  503  mit  einem 
Aufwand  von  5493  Thlr. 

Die  Urtheile  über  die  bisherige  AN'irksanikeit  des  Armenver- 
sorgungs-Vereins  lauten  von  Seiten  der  Gemeinden  sehr  befriedi- 
gend. Den  zu  kleinen  Heimathsbezirken  ist  diuch  deu  Verband 
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die  Sorj^e  für  ointretondo  allzuliohp  Armonaiinai^iMi  abgenommen, 
wie  sie  ferner  die  Gründnnir  der  Arnieiianstalt  in  Kölln  mancher 
vorsorgenden  Einrichtim^u  übi'rheltt,  die  in  einem  kleinen  Dorfe 
von  100—200  Einwohner  kam«  jemals  in  entsprechender  \\e'm 
zu  trelVen  sein  würde.  Weit  wichtiger  ist  indessen  für  die  Ge- 
meinden die  Befreiung,  um  nicht  zu  sagen  Erlösung,  von  arbeits- 
scheuen, nicht  selten  unverbesserlichen  Personen,  denen  der  Hei- 
mathsbezirk  auf  Gemeindekosten  nach  dem  Gesees  wenigstens  Ob- 
dach gewahren  mOsste.  Was  die  Unterstfitzungsbedfirftigen  selbst 
betrifft,  80  ist  deren  Püege  seit  Grfinduog  des  Vereins  offenbar 
besser  geworden,  nnd,  wenn  man  auf  der  einen  Seite  dafür  Sorge 
getragen  hat,  übertriebene  Anforderungen  auf  das  geeignete  Maas 
zu  reduaren,  so  ist  auf  der  anderen  Seite  auch  das  erreicht 
worden,  dass  einzeke  Gemeinden  bei  der  Unterstötzung  ihrer 
Armen  das  Sparsamkeitsprinzip  nicht  mehr  auf  die  Spitze  treiben 
ktanen.  Der  hier  und  da  gehörte  Vorwurf,  dass  in  der  Versor- 
gung wirklich  arbeitsunfähiger  Armen  etwas  mehr  geschehen 
könnte,  mag  vielleicht,  mit  der  Armenpflege  der  Städte  verglichen, 
nicht  ganz  unbegründet  sein;  immerhin  wird  man  aber  nicht  über- 
sehen dürfen,  dass  bei  der  verhältnissmässig  kurzen  Wirksamkeit 
des  Vereins  von  der  an  und  für  ^ich  ganz  treflriiclien,  aber  neuen, 
Id«M:',  welche  ihm  zu  Grunde  liegt,  nicht  sofort  dio  vollendetste 
Durchfülinmg  erwartet  werden  kann.  —  Schliesslich  noch  einige 
statistische  Zahlen  über  die  gcsammte  Armenpflege  des  Landes, 
behufs  deren  Details  auf  die  Zeitschrift  des  s&chsischen  statisti- 
schen Bureaus  (  Jahrg.  18(30  Nr.  12)  zu  verweisen  ist. 
Im  Königreich  Sachsen  fanden  sich: 

Im  Jahr  18r.8.  Im  Jahr  186i 

Kinwohncr   2,122<KV2  2,387192 

Annenhäuscr   2ö4(>  2;)55 

Arme  überhaupt   39964  41543 

Auf  1000  Einw.  kommen  Anne  .   .  18,a  _  17^ 

In  den  Arm  iili  lusem  tutergebrAchk  23836  I7r)84 

daYon  mäunlicbe   10817  7967 

,    weibliehe   13019  ^617 

,     Blinde   132  12-^ 

-  Taubstonme   90  lOl  ^ 

"     Blftdsionige   518  ^ö04 

-  sonst  Gebrechliche  ....  1550  l*»*  -4 

-  unter  40  Jahre  alt .  .  .  .  2253  1693  < 
«wiwsben  40-60  Jahre  alt  .  4506  -  5». 
Uber  W  Jahre  alt  ...   .  2493  ^082 

Famüieühauptcr   9262  7^0 

Angehörige  unter  14  Jahre  9906  6w 

Angehörif^c  über  14  Jahre  457Ö 

„     ,\rrauth  selbstverschuldet:  , 

a)  m&nnliche   1919  ^'J!}. 

b)  weibliche   t6ö 

cj  Angehörige   5468 
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Im  J«hr  185b.  Im  J&hr  1864. 

Davon  unverschuldet: 


3188 

2  m 

29ijO 

9111 

5884 

Auf  1  Armenhausbi'wohner  kamen  iii 

Im  J.  1050.    Im  J.  1858. 

Im  J.  1801. 

Im  J.  18G4. 

In  den  Stftdten    m  Einw.     179  Einv. 

193  Eiow. 

2S2  Einw. 

Auf  dem  T.:\nr](>     62    „         69  « 

78  „ 

103  „ 

In  den  SiäUten  und 

auf  dem  Land«  79    ,         89  « 

99  „ 

138  „ 

Weim  in  vurnteliendw  Siliildoniiiir  eiue  Skizz»^  «los  cfoofeuwür- 
tigen  Amienwesens  im  Künign'ifli  Saelisoii  V(.'r.->uclit  worden  ist, 
90  wird  daruu.^  lu'rvor<^t'L!";inijen  sein,  dass  der  Vertasser  der  säeh- 
sischen  Armeiiordmiii«;  im  Jahre  1840  sclion  (jlrundsätze  aufstelllv, 
die  in  iiiaiu  ht'ü  i'unkten  heute  noch  trotz  vieler  iiizwic.clieu  erlol^'- 
ier  Aeuderungen  der  politischen  und  wirUischAftlichen  Yerhält- 
nisBe,  ab  mustergültig  betrachtet  werden  kOnnen.  Gewiss  spricht 
die  humane  Auffassung  in  der  sächsischen  Armenordnung,  in  der 
freilich  das  bdbebaltene  Strafmittel  der  IcOrpcriichen  Züchtigung 
als  schwarzer  Schlagschatten  erscheint,  ebenso  sehr  an,  wie  die 
Torbengienden  Maasregeln  gegen  erst  eintretende  Verarmung.  Be- 
aehtenswerth  bleibt  weiter,  dass  die  beiden  höchst  bedenklichen 
Zugeständnisse,  das  Becbt  des  Armen  auf  Unterstatzung,  und  das 
Recht  des  Arbeltslosen  auf  Arbeitsgewabrung,  wenigstens  mit 
einiger  Vorsicht  in  das  Gesetz  aufgenommen  svorden  sind,  da  die 
gewährton  Unter3tütziin;^'en  stet.s  nur  als  Darlelin  und  die  Arbeits« 
Ix^sdiafiang  al.s  ein  (rr<'ili<  ii  nielit  ganz  jjrlüeklicb  gewäldtes)  Straf- 
n)itt»'I  lii  tradiH  t  werden  soll.  Höchst  anerkenuenswerth  ist  weiter, 
dass  dt;r  (ieseugeber  von  1840  bereits  den  Werth  der  genosson- 
schaftHchen  Gcmeindeverbände  erkannte,  und  die  Pliichton  der 
Armeiiiiflege  zunächst  an  die  Fatnilie  g«'knüpft,  dann  auf  di  '  Ge- 
meinde ausgedehnt  und,  wie  wenigstens  angedeutet,  in  autstei- 
gonder  Linie  auf  den  Kreis  und  die  Provinz  —  in  einem  vor- 
wit'i(*'ii(l  |»nitf's1anti<rht'n  Lande  konnte  bei  di('>er  .Skala  die  IvircUe 
kaum  in  l'rtra.  Iii  knminen  —  erweitert  wissen  wollte. 

Tadehi>wt'i  Lh  sind  ilagegen  die  Hestiniiiuiiigen  über  das  Hei- 
mathsrecht,  die  für  eine  wirksam»'  Armt'uplk'ge  vielfacli  iiiuderlich 
geworden  .sind,  und  ebenso  wenig  zu  billigen  bleibt  die  Ver- 
mischung der  PoHzeiniaasregeln  gegen  arbeitsscheue  Personen  mit 
den  Bestimmungen  über  Arnienunterstützung,  -  eine  Ftdge  der 
inuner  noch  bestehenden  Kombination  von  Justiz  und  Ver- 
waltung. Dass  endlich  im  Gesetz  auf  die  täglich  au  Bedeutung 

Baaiagbaoa,  AnnespfUge.  14 
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gewinnende  freie  Armenpflege  der  PriTaten,  Korporationen  und 
Vereine  —  offenbar  die  Armeunnterstützung  der  Znlmnft  —  so 
wenig  Bezug  genommen,  mindestens  eine  Yerbindnng  mit  der 
ofSsiellen  ArmenpHege  nicht  angestrebt  worden  ist,  wollen  wir 
nicht  dem  Gesetzgeber  von  1840  zur  Last  legen. 

Für  Kegierung  und  Landtag  möchte  aber  nach  den  erwähnten 
Bichtongen  hin,  wie  zur  Beseitigung  einiger  anderer  nicht  mehr 
zeitgemftsser  Bestimmungen  eine  Revision  des  sonst  ganz  treff- 
lichen Armengesetzes  kaom  noch  I&nger  eine  Frage  der  Zeit  blei- 
ben dürfen. 
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Mecklenburg. 

V.MI 

Advokat  Otto  Wachcuiiuäuu  lu  Buitzenburg. 

Statistiselie  Materialien  über  das  ArmenweBen  in  Mecklenburg 
m  liefern  ist  sowohl  besüglich  der  Siteren,  als  der  neueren  Zeit 
äoflaerst  sehwierig. 

Das  Regiemngsarehiv  in  Schwerin  enthält  nur  wenige  und  un- 
wichtige auf  Armenwesen  bezügliche  Urkunden.  Eine  Konstitut 
tion  von  1698,  wie  die  Landes-  und  Reiibspolizeiordnungen  Ton 
1572  und  1577  und  deren  wiederholte  Einschärfungen,  zeugen  nur 
davon,  dass  die  Landplage  der  Bettler  auch  in  Mecklenburg  in 
hohem  Maase  herrschte.  Man  bemühte  sicli  im  Gesetzes-  und  Ver- 
waltungswege und  selbst  mittclr^t  plötzlicli  arigor^tellter  Hetzjagden 
vergeblich,  die  fronideii  Hi'ttler  auszutreiben;  man  vtTSUcbte  eben- 
falls vergebens,  die  eiDheiniiscben  Bettler  auf  ihre  Gemeinde,  nder 
auf  ihr  Kirchspiel  zu  beschränken,  su  lange  man  keine  konzentrirte 
Landespolizei  hatte.  Erst,  als  man,  am  2.  Mai  1801.  niebt  allein 
•las  Betteln  aller  vornehnieii  und  geringen  fremden  und  einheimi- 
schen Bettler,  sondern  auch  das  Ertlieilen  von  Bettelbriefen,  sowie 
auch  das  Almosengeben  verbot,  und  zur  Ueberwachung  ein  eige- 
nes, über  15  Distrikte  vertheiltes  Husarenkorps  errichtete,  —  wozu 
inzwischen  aber  endlich  auch  das  Publikum  die  Zeit  gekommen 
erachtet  haben  wird  — ,  wurde  wenigstens  dem  Herumstreichen 
eiaigermaaäen  Einhalt  gethan. 

Die  vor  den  meisten  Städten  eingerichteten  St.  Georgen- 
Hlnser  för  die  wandernden  Anssfttsigen  nnd  Elenden  (Heimatb- 
loaen)  ausser  den  in  den  Stftdten  bestandenen  Heiligengeist- 
HftQson  für  einheimische  Sieche  ~,  sowie  die  fost  überall  in  den 
Sttdten  bestandene  sogenannte  .lange  Beihe*,  in  welcher  der  Armen* 
oder  Bettelvogt  die  Zugelassenen  an  bestunmten  Tagen  durch  die 
Strassen  führte «  deuten  nur  auf  Bemfibungen  der  OrtsbebOrden 
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hio,  das  allgememe  Hebel  in  ein  bestimmtes  engeres  Bett  mm' 
dämmen,  mid  für  sieb  weniger  lästig  zu  macben. 

Andererseits  muss  man  nicht  ausser  Acht  lassen,  daes  natür- 
lich auch  in  Mecklenbarg  vom  Mittelalter  und  Eatholizismos  her 
Einrichtungen  bestanden,  welebe  einem  grossen  Theil  der  Bevöl- 
kerung die  TbeUnahme  an  der  gewerblichen  Thätigkeit  versagten, 
imd  andererseits  theils  in  Folge  dessen,  theits  auf  Grund  herge- 
brachter Dogmen,  Nichtsthun,  Armuth  und  Bettel  sanktionirten. 
An  die  Zerrissenheit  der  Gesellschaft  in  eiJdusive  Korporattone» 
braucht  nicht  erinnert  zu  werdoi;  aber  unerwartet  wird  es  Man- 
chem sein,  .dass  nach  Nicol.  Giyse  (Leben  SIfiters,  pag.  23)  vor 
der  Refoniiaiiiui  Geistliche  in  dem  dünnbevölkerten  Lande 

Von  244  □  Meilen  existirten  und  zwar  mit  reichem  Grtindi)e3itK. 
.Als",  —  sni;t  Karsten  in  ^Unsi'it'  Armenversorgung,  wie  sie  war 
nml  ist,  liostiock  l^^lj.")*  —  ,Jip  Lehre  von  ?;oligniacl»euden  guten 
Werken  manchem  bckJeuiujten  Herzen  reicborc  (Juben  für  eigene 
Stiftitn^'en  alidrfinfj^to,  und,  als  man  anfing,  Klöster  zu  errichten, 
traten  eigoutliciic  Arme  in  d'-n  llinterji^rund,  und  kün?!tlich  ;  riu 
gemachte  Mrii^chen,  Mönrhe  und  Nonnen,  verblendete  iiläubii^t», 
benifiehtii^'-l'.'n  siuli  der  < laben,  zogen  wie  die  Drtdmen  aus  den 
Häusern  Hei- iirer  Arbeiter  den  Honig,  und  gal)en  jenen  Ariueu 
uiu  G'iilt's  Wilb'n  auc]i  i-iu  is  nl)  zr.r  Stillung  ilires  Hungers.* 

Vom  dl  L'i  .iigjülirigi  II  Kiit  .;.'  an  war  nun  weiter  das  Land 
\m  7uni  Kiide  des  sielienjährig^'u  Krieges  mit  geringen  Unter- 
bret'hinig'  11  dundi  feindliche  und  freundlicdie  lii^  at:<uugen  aii<L''<- 
niergelt  und  total  verwildert.  Danach  vcrst-  lit  >ieh  eigeiiiüch 
der  IJellliT;  (  hwavni  noeli  lange  nach  der  Ketormalion  von  selhsl. 

Aber  nicht  minder  i>t  aus  vielen  Erscheimmgen  ersichtlich: 
di»  >elbe  Lehre  von  seligmachejiden  guten  Werken,  welche  gläubige 
Seelen  zu  grossen  Schenkungen  au  die  Kirche,  und  also  zur  Ent- 
ziehung der  Kapitalien  aus  dem  Verkehr  und  aus  der  luitürlichen 
Verbindung  mit  der  Arbeit  vermochte,  lebte  noch  lange  in  dem 
Publikum  fort  und  züchtete  die  Schaar  der  Bettler  durdi  falsches 
Miüeid  immer  von  Neuem. 

Im  8trelitz*schen,  wo  überhaupt  das  Arroenweseu  früher  ge- 
regelt wurde,  war  zwar  bereits  früher  energischer  das  Bettehi 
untersagt;  allein  die  Verordnung  vom  9.  Mai  1764  gab  wieder  der 
Obrigkeit  frei,  das  Sammeln  von  Almosen  zu  gestatten,  und  erst 
die  Konstitution  vom  12.  Septbr.  1798  untersagte  es  aufs  Nene. 
Im  Schwerin^schen  haben  alle  Gesetze  bis  zu  dem  vom  2.  Mai 
1801  das  Almosensammeb  emheimischer  Armen  in  ihren  Ge- 
meinden gestattet  und  resp.  in  Schutz  genommen.  ~  In  den 
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Ainienlierk'hteii  fornor  Hude  iili  ül)eiall  hU  iu  die  neuoste  Zeit 
Unterstützungen  für  reisende  Haudwcrksburschen  verzeichnet.  Letz- 
tere ÜDterstfitzungeii  lagen  librigens  leichtbegreiflich  auch  im  Inter- 
esse der  Handwerlomeister. 

An  der  Grenze  dieees  Jahrhunderts  erst  verliert  die  Armuth 
in  Etwas  ihren  Heiligenschein  und  man  sucht  die  Unterstützungen 
mehr  zu  regeln.  Man  beginnt,  die  bisherigen  freiwilligen  Gaben 
in  eine  einzige,  von  einem  unter  Eontrole  der  Obrigkeit  stehenden 
eigenen  Annenkollegium  zu  verwaltende  Kasse  zu  vereinigen.  Die 
Gaben  bleiben  vorerst  noch  freiwillig,  nehmen  indessen  durch  Sub- 
skription Festigkeit  an.  An  diese  ArmenkasM-n,  welchen  die  am 
Orte  bcstehendf  ü  iUtt  rea  Stiftungen  und  kirchliclien  Hebungen  zu- 
floä.sen,  hingen  sich  Arnienverordniingen  an.  17S7  biidou  si<'h  .so 
in  Schwerin  und  (Iiisirow,  1802  in  Wittenburg,  IHOO  in  Rostock, 
1803  in  Wismar  dergleic  hen  Annenordnungen.  In  Rostock  war 
die  Anstalt  beim  Beginn  ihrer  Thätigkeit  im  iieaitze: 

1.  eines  haaren  Kapitiilfunds  von  30,41'^  Thlr. ; 

2.  von  IT)  (larten,  .'")  .\cckfM-n,  113  Wiesen,  sowie  von  ver- 
schiedenen (irundstiu-kt'n,  (lehäudon  und  (iärU-n  in  der  i>Udi; 

3.  einer  eincjt'/pichncten  freiwilligen  lieitrags-iimnip  der  da- 
maligen 13,756  Kmwühuer  von  0b4ü  Thlr.  oder  circu  ÖOUÜ  Thlr. 
preuss.  Crt, 

Wismar  mit  ca.  9— lo,0(H)  Einwohnern  begann  mit  3280  Thlr. 
freisvilligen  Beiträgen  und  nur  172  Thlr.  aus  kirchlichen  Hilxingen. 
Davon  wurden  2930  zur  Lnteratützung  von  2S1  Familien  und 
einzelnen  Personen,  und  264  Thlr.  40  Sch.  an  düiftige  Reisende, 
in  specie  Handwerksburschen,  verwandt. 

In  Bostock  finde  ich  noch  im  Jahre  1823  die  Summe  von 
737  Thlr.  notirt  ffir  reisende  Handwerksburschen  und  zwar  fSr 
4877    6  Sdi. 

Die  Freiwilligkeit  der  Beitr&ge  ist  nicht  lange  geblieben;  nach 
and  nach  hat  man  fiberall  über  Abnahme  derselben  geklagt  und 
sieh  zu  Abgaben  unter  Zwangspflicht  entschliessen  müssen;  in 
Bostock  wurde  zwar  erst  am  28.  Mai  1821  eine  Einkommensteuer 
von  1%  eingefahrt;  allein  schon  1806  bewilligte  E.  E.  Rath  als 
Zwangsbeiträge  1)  eine  Abgabe  beim  Bürgorwerden  und  2)  eine 
desgl.  von  Benetizvorstellungen  der  Schausitieler  und  al.s  freiwillige 
Beiträge  eine  Abgabe  von  Stadtburhsehriften  und  Ffing.stmarkt- 
fremden.  Demnächst  wurden  Strafgetalle  bewilligt,  dann  1  Sch. 
per  Last  jedes  fremden  Schiffes.  Endlich  säkularisirte  man  die 
Kaiharinenkirche.   Man  sieht,  dass  man  eine  bestimmte  Linie, 
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Ton  welcher  an  die  Beitrüge  Zwangsbdtrftge  wurden,  in  vielen 
Orten  schwerlich  ziehen  kann. 

Jede  stftdtische  Kommune  hat  in  Mecklenburg  stets  eine  be- 
deutende Selbstverwaltung  gehabt,  und  daher  ihre  Angdegen- 

heiteu  in  eigenthümlicher  ÄVeise  nach  den  Anschauungen  von 
Magistrat  und  öfligerseliaft  entwickelt,  und  Armenordnungen, 
Schulordnungen  u.  s.  w.  sind  fast  äberall  ans  der  Initiative  jedes 

Orts  hervorgegangen. 

Letztere  Anschauungen  sin^l  indessen  dennocli  als  Kinder  der 
Zeit  in  derselben  Zeitperiode  und  in  demselben  jAwvh  ~  von 
dessen  Gesammtentwickelung  sie  natürlich  hauptsächlich  bceiutlusst 
werden  —  überall  wesentlich  dieselben  gewesen.  Das  offenbart 
sich  bei  Verfolg  der  Geschichte  der  Armeninstitnte  Mcrklenburgs 
so  sehr,  das.s  mau  wirklich  nicht  alle  einzelnen  er^it  zu  studircn 
braucht,  nni  alle  ?'iiiri('l!tiin*,'-fn  kennen  zu  lernen:  alle  Institute 
spinneu  wesentlich  «liMiM'ÜM  n  l'aden  ab.  Fast  überall  sehen  wir 
die  Naturalbcköstigiing  eine  Zeit  lang  ihre  KoUe  spielen,  nament- 
lich die  Kumtordsühen  Suppen,  und  überall  schloss  man  mit  einem 
Schaden. 

Fa>;i  ü))erall  machte  man  den  zum  Theil  recht  energischen 
Versuch,  die  Armen  ihre  ünteratützung  verdienen  zu  lassen.  Mau 
schaffte  Materialien  an  und  heizte  Säle,  oder  gab  die  Arbeit  ins 
Haus.  Alan  verkaufte  mit  Schaden,  oder  stapelte  die  fertige 
schlechte  Arbeit  auf,  tröstete  sich  einstweilen  dannt,  dass  man 
doch  Träge  nütziich  beschäftigt  habe,  machte  aber  zuletzt  überall 
die  Erfahrung,  dass  man  sehr  selten  Träge  gebessert  hatte,  wenn 
man  ihnen  in  ihrer  Hauptbequemliehkeit,  nicht  tax  ihre  Existenz 
durch  Erwerb  und  Erhaltung  von  Kundschaft  (also  durch  gleich- 
mässigen  Heiss,  durch  freiwilliges  Entsagen  und  durch  Zuverlässig- 
keit) sorgen  zu  mOssen,  Vorschub  geleistet  hatte,  erftihr  auch  hie 
und  da  ein  kfihles  Benehmen  Seitens  des  fleisaigen  Handwerkers, 
dem  man  künstliche,  natürlich  s^r  unliebe  Eonkurrenz  gemacht 
hatte,  und  endlich  schloss  man  überall  mit  einer  namhaften  Unter- 
biUnce,  und  mit  einem  starken  Zweifel  an  der  Biditigkeit  des 
Prinzips  ab.  In  Bestock  wiesen  die  Beehnungen  der  vier  Jahre 
von  1810  bis  1813  in  der  Arbeitsanstalt  einen  Totalverlust  von 
3894  Thb*.  nach.  Im  Jahre  1823,  nachdem  das  Institut  daselbst 
20  Jahre  bestanden  hatte,  war  des.sen  baares  Vermögen  von 
30,450  Thlr.  auf  15,680  Thlr.  abgemindert.  —  Die  in  diesem 
Jahre  zur  Bevision  eingesetzte  Deputation  erstattete  über  die  Ur- 
sachen der  mangelhaften  Erfolge  sehr  eingehenden  Bericht.  Man 
findet  viele  B&ume,  aber  keinen  Wald.  Einzelne  Gedanken  sind 
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Sfids  beachtungswerth :  1)  Das  finanzielle  Leiden  der  Anstalt  sei  nicht 

durch  Vf>rnachlässigun«i^  in  der  Verwaltung?  entstanden,  .sondern 
:sm\^  umgekehrt  Eifer  und  Thätigkeit  habe  Geldkonsnnitionen  lierbei- 

\i:>-\'y.-  geführt,  welche  die  Einnahmen  überstiegen  hfitten.  bei  allmülig 

:3^:ffl  T!  erkalteten  Herzen  der  Einwohner,  nachdem  diese  von  dem  Anldick 

rk  :.!:  der  Noth  befreiet.  2)  Die  Verwalter  hatten  nicht  zu  wählen,  nicht 

itivejsii  zu  prüfen,  ob  der  Fordernde  der  Gab»'  werth  sei,  ob  sie  zweck- 

mässig verwendet  werde.    Die  Allgemeinheit  der  Armenversor- 
lin-kil  giing  von  einem  Punkte  aus  war  einmal  [troklamirt;  darum  trat 

-  t(c  die  Schuld  neben  dem  Um^lüek  bin,  der  trotzende  Müssiggang 

folgte  der  leidenden  Sch>väclie  zum  gt-meinsamen  Borne  der  Er- 
(f  fi  qoickung  Aller  und  die  Oeffentlichkeit  der  Behörde  drückte  allen 

üntenehied  den  Stempd  der  öffentlicheii  Pflicht  auC 
I  stiiii«  3)  EoUflgimn  und  Vorsteher  entbehrten  bei  einem  Uebermaase 
.  TOD  Pflichten  för  alle  Bedürftige  ohne  Unterschied  des  Beehtes,  zu 

^ejuo «  shra&D,  zu  bessern,  zu  erziehen,  überhaupt  jeder  Exekuttve,  nament- 
Q2Dait-         lieh  audi  gegen  gewissenlose  Eltern. 

eiiKi  Hieran  knüpft  die  Kommission  den  Schluss:  das  Armenkoüe- 

gium  mÜBse  exekutive  GeMt  haben. 

Ich  habe'  nun  eine  Menge  stüdtiscber  Annenordnungen  vor 

]la  mir  liegen.  Dieselben  sind,  wie  gesagt,  wohl  uberall  aus  der  Ini- 

j^»)  tiüm  der  einzelnen  St&dte  hervorgegangen;  jedoch  sind  sie  theils 

j  ^  in  F'>lg^  der  Gemeinsamkeit  bisher  in  Betreff  der  Armenversorgung 

^0  herrschender  Ideen,  theils,  weil  die  Statuten  überall  von  d^r  eben- 

t  ülKpli  immer  nach  traditionellen  Grundsätzen  verfahrenden  Landes- 

1^  nd  regierung  haben  bestätigt  werden  müssen,  mit  wenigen  Ausnahmen 

0ß  weaentlich  gleich. 

^  ^  Die  Verwaltung  hat  überall  ein  aus  Magistrat  und  bürger- 

.^gjjjj,  sehaftliobf'n  Deputirten  bestehendes  Kollegium ,  in  welchem  auch 

die  Exiniirten,  d.  h.  dem  Magistrat  und  Xiedergerioht  nicht  Unter- 
jwatoS'  stellten  (Adel,  Beamte,  Studirte),  ihre  Vertretung  zu  haben  (iflegen. 

^.jt  Die  Deiuitirten  sind  nur  au  wenigen  Orten,  beispielaweise  in  Ww- 

fjfr  ^^^^^  gewählt. 

Die  Befugnisse  des  Kollegiums  sind  fast  überall  wesentlich 
Jjli»  nachstehenden,  welche  ich  wörtlich  der  Boitzenburger  revi- 

dirteu  Armenordnung  von  1844  entnehme: 
^0  a)  Eigene  genaue  Beobachtung  der  Vorschriften  der  Arraen- 

'  ^  Ordnung,  sowie  Ueberwachung  der  Befolgung  derselben  durch  Andere. 

^1  b)  Ermittelung  der  Beitragspiiicht  und  Bestimmung  der 

p  c)  Aufrahme  der  Ortsannen  zur  Unterstützung  aus  der  Armen- 

'  ^  lause  und  in  das  Armen-  und  Arbeitehaos. 
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d)  Sorge  für  Pflege  und  Heilung  kranker  einheimi^iaher  und 
reisend rr  Armer,  vorzugsweise  in  dem  Krankenbanse. 
c)  .Sorge  für  fieerdigong  verstorbener  Artiion. 

f)  Unterstützung  armer  Beiaender,  besonders  Handwerks- 
gesellen. 

g)  AufnaliiiiL'  <  )bdac-lilo.-<er  in  das  Arbeitshaus,  in  Gemässheit 
der  polizcilielit'u  Anordnuncfen  durch  den  Magistrat. 

h)  Sor!^f'  für  nüt/.liehe  Be>ehäftigung  der  Armen,  soweit  si^h 
dazu  im  Ari»eiisliause  und  soi  <t  Gelegenheit  bietet,  ferner  für  Ei- 
ziehmii^  nud  l'ntorrieht  uniwr  Kinder. 

i)  beistand  luilfsbedürft  ig»'!'  Personen  gegen  ihre  zur  Alimen- 
tati'Mi  gt^-ft/lich  verpllichlek'U  Verwandten. 

kl  VtTsthläge  an  den  Magistrat,  der  Arniutli  überhaupt  und 
namenllieh  solclit^r  Einwohner,  wtdclie  durch  unmoralischen  Lebens- 
wand»d  pich  auszeiehnen,  vorzubeugen. 

1)  J.iiuesberielit  an  den  ^Magistrat  (iukI  an  die  repräsentirende 
Bürgerschaft)  bei  Vorlegung  der  Arjiienkasseureelinung  über  den 
gudeihliehen  Furlgaiig,  oder  etwaigen  iviickschritt  der  Armenanstalt. 

Dass  jAfanelies  nielir  oder  weniger  nur  auf  dem  Papier  steht, 
beispielsweise  die  Beschaffung  von  Krankenhäusern,  ist  selhstver- 
ständlicb. 

Anlangend  die  Beiträge,  so  und  diese  &st  fiberall  Zwangs- 
beiträge ;  sie  sind  es  ansnahmsweise  nicbt,  z,  B.  in  Wismar.  Nor- 
mirt  sind  dieselben  bald  durch  Zuschlag  der  Iiandeskontribntion, 
bald  durch  selbständige  Einquartirung,  bald  als  Prozent  von  dem 
Einkommen,  bald  nach  festen  Summen  und  dann  meist  bei  Klas- 
sifizirung  der  grösseren  und  kleineren  Gescbfiftsleute  nach  dem 
Umfknge  des  Geschäfts. 

In  Hinsicht  der  Art  und  Weise  der  Unterstützung  entschei- 
det überall  das  Ermessen  der  Anstalt  Die  nSberen  Bestimmungen 
der  Anuenordnung  hierüber  sind  selbstverständlich  mehr  oder  we- 
niger nur  gedruckt,  um  gedruckt  zu  sein. 

Ich  gebe  nun  nachstehend,  um  das  Verhältnis^i  der  Verwen- 
dungen zu  zeigen,  zuvörderöt  in  tabellarischer  Uebersiclit  die  Kosten 
der  Armenverwaltung  einer  grösseren  Stadt  Meekleuburgs,  näm- 
lich Wismars,  für  den  Zeitraum  von  1856—1967. 


Digitized  by  Google 


209 


i.-i'k  oi 


laniffffc- 

nneit 
erfiiiL'- 

ifRitt-'Ü-'' 

m  ^ 


von 

ich  iß» 

.  Hüll- 


9D  ^ 


' — •  j- 

«0  — 


QO 
I 

QO 


0 

® 

es 
■-5 

0 


c9 


«0 


8»  -5 

OD  - 

ac  ■= 


®  _: 


(O  -: 

OD  ■= 


O  X 

CD  - 
1H  5 


c 


Im 

0 

o 

0 


I« 

a 

o 


W  _: 
flO 


X  - 


OD  - 


X  Ä 


»  *  r-  Ä 


w  e>  1» 

C-,  t.  ■>! 
Tl  T 


^      I   I  l_  JJ 

^      III  II 


e>  1- 

•<  t-  O  »9 

9  94  9  >a 

'■»i 


>-l  N  Oi  O 
_  «  « 

•w  p  W  »1 
f  CT  X  n 


0>  S)  I- 
91  »4 


-?  I-  oo 
öl  ^  ^ 

?5  « 


_«_LLL  i  I 


I—     e>  w  o     Ol » 


t-  » ■>! 
»!  S  J» 


O  M 
TJ  ^  C>3 


»1  S:  ^ 


'S! 


IM     —  '»i  -r     ^1  "i" 

»•  fl  —  OD  7*. 
30  »•5  p- 


o  r-  « 
—  r-  f- 


St- 1- 
It  >l 

OD  O 


^      71  — 

>^  M  n  M  - 


^  —  I 


■n  M  A     »  o 

r-  o  ffj  o  I-  ..- 


e^es    «<•    03    91  «0» 

«  Ä  »•      m  N  9« 


91 


(ib 
5? 


£  8 


{8  CT  S  S 

—    Q  te  o    u  et 


I-  1/5 
»-  —  « 
«  —  » 

» 


«  »<  o 

2  «  p  t- 


2  91  ^  m 
«  OD  <o  in 

—  2  * 
«  -1 


'?!  91 

•n  ->  QC  r- 


91  S 

i.1  c> 


C       O  91 


r-  91  o 


ee>m 


<C  »  lO 
t- 

rt 


C*       ^  4A  91 

<o  e4  ^ 


s 


tc  «3  I- 

W  09 


•n  öS  S  S 
8>  — 


5:s'-" 


*  5 
|s5 


^  ■  BS 

a 


s  s  S 


,r  8  C 


«p H  M 

•  ■  •  c 

o  o  «  o 


^  ;  =  B 
5  C  J 

te  •  3  * 


~  g  = 

5^  = 
-ES 

*  o 

*  £  t- 

«  «  5 
3  0" 


K        !■  w 

.  S  .1  .  c 

*  i  £ 


■  M 
S 


e 


V. 


SS 


3  tc  a  ■ 

ssa  .  s 

S  5  a  ^  a 
U  [Q    a  N 


ea 


91  — 


91 ; 


•o  ' 


»5  ' 

00  1» 


a. 


1« 


CO  1-5 


&  . 


•o 


•o  < 

•-5  I- 

—  c- 


Q 


2    =  >  > 


r  =  =  Hä  *i 


•3 

a 
■< 


C0 

O 


»  i  = 

«  a 


N  . 
.a 

9 


ei 
w 

p 

ca 
o 
a 
o 

Ol 

0 

oj 
_C 

<u 

N 

a 


S 
ti 

U  te 
•  c 

i;  «< 
iS 

e  = 

=•? 

a  » 


ti-a 
se 

s  ^ 
?  n 


«  a 

<5- 


a 

0 
0 


1  i= 

es 


a 

o 

N 
S 

o 
0 

3 


.0 

a 


'S 


E.S 

5/  V 


ol 

%\ 

'S  h 
^  «> 

S- 

bc  a 
SN 
b 

er 

5. 1 

?  o 

*  r 

s  d 


-5' 


N 


8 


210 


Weiter  möge  die  Armenverwaliuiig  einer  kleinen  Stadt,  näm- 
lich Boitzenburg  s  (mit  3500  £inwo1ineni)  fiir  das  Jahr  1865 

folgen : 


A.  Binnahme. 

Kassenbestand  523Thlr.  4Sch.4Pf. 
Restanten  .   .   45  «     1  »  6 
Statute  umässige 
Beiträge  .  1752  *  26  «  —  » 

Ziisohu?5  aus 

freunden  Kassen  l^ü   „   46  .   3  „ 

Ana  d.  Naebl. 

verst.  Armen    l(i   „   34     —  n 

AttsVorschvisscn   8  «  —  »  —  » 
Abgabe  f.  Bür- 
geraufnahme 10'?     „     ^*   «    M 

Strafeefalle   .   116  .  32 
Hundesteuer . 
Eztraord.  .  .  4 


B.  Ausgabe. 
Oehalte  und  Ab* 


n 
w 


2734Tblr.33Sch.  IPf. 

852ThIr.24Sch.lPf. 
£a  ergubori  sich  nach  den  Abschlüssen  von: 


gaben   .   .   .  . 

5dThlr.2lSeh 

U&terstQtzungen 

a)  an  wöchentl. 

Unterstüitste  . 

577 

u 

36 

m 

b)  monatlidie 

60 

n 

n 

c)  Quartal  .    .  . 
Yerpfleffunaskosteo 
rar  alte  Leute  u. 

181 

« 

16 

• 

Waisen  .... 

508 

4 

Beerdigungsküsten 

29 

n 

46 

Kraukenuflege  .  . 
Sehnig rl(I  für  arme 

134 

86 

Kinder  .... 

166 

12 

Zu  ersuitttende 

Vorschüsse    .  . 

» 

Fremde  Keisende  . 

19 

8 

» 

Extraord. .... 

150 

n 

82 

1882  Tblr.  dScb. 


m 

If 


36 
4 

11 


Sch. 


Einn;ihmc:  Ausgabe:  K  assenbestand: 

1863:  2774Tblr.  15Sch  3Pf.  1788Thlr.32Sch.10Pf.  965Tblr.  30Sch.5Pf. 
1864:  3036  »   86  «  2 »    2518  „31.    10»    523«  4,4» 

Güstrow,  eine  Stadt  von  circa  HOOG  Einwohnern,  hatte 

1667  eine  Einnahme  von  8767  Thlr.  und  eine  Ausgabe  von 

7964  Thlr. 

Woldigk,  eine  kleine  strelitz^che  Stadt  von  jetzt  etwa 

3000  Einwohnern,  hat  seine  Verwendungen  nachstehend  alhn&lig 
erhobt: 

1811  —      254  Thlr. 

1880  S50 

1830  -  260 

1840  —  368 

im  —  670 

1888  —  817 

1867  —  1316 

Man  kann  hier,  wie  überall,  eine  der  Steigerung  der  Preise 
weit  voraneilende  Steigerung  der  Verwendungen  wahrnehmen,  die 
ihren  Grund  weniger  in  der  Zunahme  der  Untersiützungsbedfirf- 
tigen,  als  in  dem  Wacfaathum  der  Bedürfoisse  nnd  In  der  Fähigkeit 
der  Leistenden,  zu  sahlen,  hat. 

Wie  viel  durchschnittlich  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  sftmmtp 
liehen  Städten  geleistet  ist  und  wird,  kann  ich  nicht  ermitteln. 

Von  den  Verwendungen  auf  den  ritterschaftlichen  Gfi- 
tern  ein  Bild  zu  geben,  ist  nicht  möglich.  Jeder  Gutsherr  hatte  von 
Jeher  (die  Leibeigenschaft  wurde  in  Mecklenburg,  1821  und  zwar  sehr 
unvollständig,  aufgehoben)  und  hat  noch  jetat  seine  bis  zum  Er- 


8V»« 

15'  S  n 


25 
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lass  des  Freizügigkeitsgesetzes  rechtlicli  und  tliatsächlich  an  die 
Scholle  gebundenen  Armen  zu  erhalten,  gegen  doren  Pflicht,  sieh 
nach  Kräften  nützlich  zu  inarhcn.  Die  Leiätungeu  waren  natür« 
lieh  wesentlich  NatunilleistuDgen. 

Das  Dominium,  d.  h.  das  landesherrliche  Grundeigenthuni, 
(1<>5^  □  Meilen)  auf  welchem  der  Landesfürat  souverain  ist,  wird 
in  45  Aemtern  verwaltet. 

AUS  den  mir  vorliegenden  Reehnungsalischlüssen  ist  es  schwer, 
mh  den  erwünschten  Aufschluss  zu  höleu,  weil  in  der  Ausgabe 
bi'legte  und  in  der  Einnahme  eingehobene  Kapitalien,  Vorschüsse 
u.  s.  w.  figuriren. 

Das  Domiuial-Amt  Boitzenburg,  welches  51  Dörfer  und  ein- 
zelgezftblte  Pertinenzien,  und  in  Summa  6,393  Seelen,  zählt,  scblicsst 
pro  imbl^  mit  5183  TUr.  43  Seh.  in  Einnahme  imd  mit  4862  TUr. 
448ch.  9  Pf.  in  Ausgabe,  und  einem  Eassenheatande  von  320  Thir. 
46  Scfa.  3  Pf.  ah.  Die  neuen  Einnahmen  jeden  Jahres  bilden  sich 
der  Art,  dass  die  kontraktemftseigen,  zwischen  der  Grundhenschaft 
und  den  Erbpftchtem,  Hauswirthen,  Bfidnem  und  HftoBlem  stipu- 
lirten,  nep.  weiter  den  Einliegem  auflegten  Beträge,  z.  B.  in 
dem  eben  genannten  Jahre  2^  Mal  nach  dem  BedQrfhies  erhohen 
rifld,  und  dass  sodann  die  Grnndherrachafb  in  ordinario  nnd  extra- 
ordinario  annfthenmgsweise  dieselbe  Summe  zugeschossen  hat, 
wobei  indessen  als  Amtszuschuss  z.  B.  auch  die  Strafgefalle  auf- 
gefasst  sind.  Es  hat  dann  aber  die  Grundherrsehaft  weiter  noch 
Feuerungsmaterial  fiir  179  Thlr.  24  Sch.  gegeben  und  für  Hospi- 
taliten  und  Irre  759  Thlr.  4  Sch.  9  Pf.  bestritten.  Unter  den 
regehnässigen  Ausgaben  im  Betrage  von  lo3B  Thlr.  12  Sch.  sind 
aufgeführt:  Schulbücher  und  SchulLT^'M  24  Thlr.,  Gehalte  für  zwei 
Aerzte  ä  204  Thlr.  =  408  Thlr.,^  für  Chirurgen  58  Thlr.  und 
25  Thlr.  Zulage,  für  Medikamente  an  die  Apotheke  97  Thlr.,  für 
Bruchbänder  und  Verband  9  Thlr.  30  Sch.,  Beerdigungskosten 
14  Thlr.  29  Sh.  und  an  ausserordentlichen  Unterstützungen  222  Thlr. 
30  Sch..  für  Kleidung  89  Thlr.  24  Sch.  und  in  Gelil  \h  Thlr.  6  IT. 

Die  Verwaltung  führt  ein  Beaniit-r  neh>t  einem  Unterbeamten, 
unter  Zuziehung  von  einigen  Schulzen  (d.  h.  vom  Amt  bestellten 
Dorfvor-^tehern)  und  einigen  sonstigen  bestellten  Dorfbewohnern. 
Dieselben  reichen  ihre  Kechnungsabschlüsse  nebst  Belägen  zur  Re- 
vision und  zwecks  Anweisung  der  Zuschüsse  auf  die  Amtskasse 
jUnrlieh  bei  der  Kammer  ein. 

Seit  dem  9.  Mal  1850  ist  eine  neue  Armonordnung  für  Do- 
nanial-Ortscfaafteii  erlassoi  und  naeh  nnd  nach  in  einzeben  Aem- 

eiogefahrt   Die  Hauptgrandsätze  derselben  sind  folgende: 


Vi! 


2r2 

Der  Ortaarmenverband  soll  nach  und  nach  aufgelöst  und  die  ) 
Ortschaftsannenpflego  eingeführt  werden.   Mit  dem  AnsscheideD 
hören  die  ordentlichen  und  ausaerordentlicheu  ZwangsheitrSge  an 
das  Amt  auf,  und  die  Ortschaft  bestreitet  für  die  in  ihr  hehei-  j 

matheten  Armen  alle  Lasten  und  Kosten.  Die  Amtsarmenkasse 
trägt  inflf'sspii  (lio  Kosten  dir  unssoiürdentlichen  arztlichen  und 
wiinrlürztliclien  TlciKirnre  wie  '1er  M'  ^likamente  und  Verhiuulstücke 
zur  Hälfte,  >vährend  die  teste  HesoldniiLr  von  Aerzteu  und  Wund- 
firzien  die  Amtskasse  allein  triig't,  bei  Leistung  der  Fuhre  vom 
Dorfe.  Aiieli  die  Ko.-sten  in  Krankenanstalten  mi'l  ]»ei  Epidemien, 
ferner  für  dleistcskranke  und  Tanhstnmme,  tragt  das  Aint,  elienso 
die  Arnienfeuerung.  Im  Fall  durch  gan/  V)e.sondere  Verhältnisse 
entstehender  Ueberhelastung  einer  Dorfi^chaft  werden  weitere  Zti- 
schiVse  ans  d<'r  Amt-kasse  verljeissen.  Aufwendungen  für  Niclit- 
beheimaliiele  erstattet  das  Amt,  das  sieh  wegen  der  Krstattuüg 
au  die  dazu  Verpflichteten  zu  halten  hat. 

In  den  ])orfscliaften  \\ir'l  di*'  AniieniifleLje  \<n\  dem 
Scbul/.enrath  (Vorstand)  und  ih-v  i)"Hs- Versammlung  gelt-itot. 
Der  Schulzenrath  besteht  aus  den  S(  Imlzc]!  und  einigen  vura  Amte 
ernannten  .SeliöfTen  ;  die  1  )iirfs\ orsajumlung  besteht  aus  den  Grund- 
besitzern, deren  kleinere  'p'docli  nur  Dcjiutirte  stellen:  lerner  aus 
den  Kirchendienern,  ForsUH  dienieu  unvl  Sclmllelaern  bis  iiüi.hslens 
zu  24  Mitgliedern.  Die  laufenden  (Jeschäfte  und  liechnungsfüh- 
nmg  besorgt  der  Schulzenrath,  sowie  auch  eilige  IJewilligungcu. 
Die  Verwaltung  wird  unentgeltlich  geleitet.  Der  Bedarf  wird 
durch  Zwangabeiträge  an  Geld,  Naturalien  und  Diensten  gedeclit. 
Das  Beitrags\  erhflltniss  setzt  die  DorfeTersammliing  auf  Yoischlag 
des  Schulzenraths  fest;  das  erste  Mal  jedoch  besorgt  das  Amt  die 
Festsetzung  mit  dem  Schulzenratbe. 

Auf  den  Domanialhöfen  leitet  der  Pächter  die  Armen- 
pflege. Das  Amt  enquotirt  die  Bewohner.  Der  Vorstand  hat 
durch  geeignete  Mittel  und  eveni  Beantragung  von  Strafen  auf 
Vorbeugung  der  Armuth  hinzuarbeiten.  Die  Dorfschaft  erstattet 
die  FangprSmie  bei  aufgegriffenen,  ihr  angehörigen  Bettlern.  Vor- 
schösse an  Arme  sind,  wie  überall,  auch  hier  nur  Anleihen. 

Je  nach  örtlichen  Verbältnissen  erlässt  das  Amt  zur  Aus- 
fUhrung  und  Erg&nznng  dieser  Grimdsätze  für  jede  austretende 
Dorfschaft  mit  Genehmigung  der  Kammer  ein  besonderes  Statut 

Diese  neue  Domanial-Annen Ordnung  ist  erst  in  einigen  Aeni- 
tem  durchgeführt,  während  die  übrigen  Aeniter  noch  nach  den 
Grundsätzen  verfahren,  welche  aus  den  Notizen  über  das  Amt 
Boitzenburg  sich  ergeben. 
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Was  nun  die  allgemeinen  Reclitsgrnndsiltze  für  das 
ganze  Land  betrifft,  so  habe  ich  in  diesem  Betreff  nur  Folgendes 
noch  mitzutiieüen: 

Wie  schon  angedeutet,  hat  von  jeher  jede  Stadt,  jede.'*  Amt 
nnd  jede^?  Gut  seine  Armen  selV»<t  zu  versort^eii  <,'eliabt.  Hierbei 
ist  7.11  lienierken,  dass  dieser  Pfiirht  niilit  allein  das  Recht  des 
Staates  und  anderer  Koniniunen  gegeufiber.steht.  sondern  andi  das 
Recht  des  Hü]fsl»edürftigen  selbst,  der.  wenn  die  Jlülfslx'dürtiig- 
keit  'ind  d:H  Maas  der  T'nt  ^rstüt/nng  durch  die  «  »rtsn-cricht«' 
im  .■^liHiiiiaiiM'hen  Wege  entschicdeu  ist.  bei  den  J<.andesgerichten 
auf  Ciniinl  der  rechtskräftigen  Kni-^rhi'idung  gegen  die  Koni- 
nimie  oder  (inindhcrrschuft  auf  Erfüllung  klagen  kann,  auch  über 
Verweigerung  oder  Ver/ogennig  der  Ermittelung  seiner  Hültsbe- 
dürftigkeit  das  Reclit  der  Klage  hat.  Diesem  Rechte  >;tehl  die 
Pflicht  zu  Arbeitsleistungen  nach  Kräften  gegenüber.  Niu  aus- 
nahmsweise ist  die  Kognition  in  einzelnen  Städten,  regelmässig 
dagegen  jetzt  im  Domanium,  den  Administrativbehördeii  untei'stellt. 

Die  Veraorgungs[)dicht  der  Kommune  ist  nur  eine  subsidiäref 
mdem  die  Ehegatten,  ferner  die  legitimen  Aszendenten  und  Des- 
zendenten  einzeln  nnd  zusammengenommen,  sowie  rucksichtlich 
der  unehelichen  Kinder  der  Vater  und  die  Mutter,  beide  in  soll- 
dorn,  die  Aszendenten  aber  in  subsidium  vor  der  Geroeindo  ein- 
treten. Theils  aber  ist  auch  dieser  Anspruch  bei  den  Gerichten 
in  einem  schleppenden  Verfahren  geltend  zu  machen,  theils  kann 
die  Behörde  dem  Armen  die  Einrede  der  Vorausklage  nicht  ent* 
g^ensetzten,  sie  muss  vielmehr  erst  die  Notli  kehren  und  muss 
dann  auf  Erstattung  klagen.  Nur  im  Doraanium  hat  die  Armen- 
direkiion  Exekutionszwang  gt  gen  die  Angehörigen. 

Die  Angehörigkcit  brstinmite  sich  früher  gemeinrechtlich  nach 
der  Gehurt  (origo)  und  das  staatsluirgfiliche  Verhältulss  aus  der 
ori'^m  dauerte  ja  nach  römischem  Kcclitc  neben  dem  zum  Domizil 
fori  (ruii'li  li'v  1.  1.  und  ö.  (Jod.  de  munici|t.  lu,  HH)  wenig.stens 
bis  zur  Jirlan^^iiug  eines  festen  Wohnsitzes.  Somit  komite  es 
eigeutliclit'  Ilciniathlosigkeit  nicht  geben. 

Die  l^rmittelung  des  Domizils,  des  letzten  wesentlichen 
Aufenthalts,  inachte  oft  gros.si»  Schwierigkeitt-a  und  viel  Streit. 
Ein  landeshi.-rrliches  Reskript  vom  13.  Oktuber  I81'2  iiropitiiirte 
deshalb  den  Ständen,  jjn  Zweifelsfalle  vagaln)Jidirendi'  .Menschen 
an  das  forum  urigiuis  zu  verweisen.  Die  ^Stände  entgegneien,  die 
l  iagc  sei  nur  durch  Anlegung  eines  allgemeinen  Zwangs-  und 
Arheitahaoses  zu  lösen. 

Man  errichtete  nnn  m  der  That  am  3.  Febr.  1817  das  Land- 
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arbeitsbans  in  Güstrow  zur  Aufiiahme  uod  Korrektion  aller  frem-  k 
den  Bettler  und  Landstreicher,  welche  nicht  nach  bestehenden 
Vereinbarungen  ohne  Gefahr  der  BQokkehr  in  ihr  Vaterland  oder 
an  den  Ort  ihres  letzten  Aufenthalts  zurückgebracht  werden  kOnnen, 
sowie  solcher  einheimischer  BettK'r  und  Mfissiggftnger,  welche  durch 
die  gesetzliche  Vorsorge  uiul  Unterstützung  ihrer  Ortsobrigkdt  jfe 
vom  Betteln,  Mü-siggange  und  rnilierlaufen  nicht  abzuhalten  waren,  ^ 
bestimmte  aber  die  Anstalt  zugleich  zur  Aufnahme  bölfsbedürftiger  i 
Personen,  zu  deren  Versorgung  nach  dvn  bestehenden  Gesetzen 
kein  Ort  im  Laude  vergtiichtet  ist,  oder  für  weldie  erst  die  Auf- 
nähme  gegen  einen  bestimmten  Ort  im  Wege  Keehtens  erstritten  ^ 
werden  mns3.  [i 

Seitdem  hat  die  Heimathlosigkeit  in  Mecklenburg- Schwerin 
bekanntlich  eino  grosse  Kolle  gespielt.  Am  6,  April  1846  waren,  ,v 
ausser  zwei  Kindern,  104  Personen  —  von  denen  sich  'M  sohini  ..^ 
vor  183(J  in  der  Anstalt  befanden  und  einige  Ausländer  waren  —  [i 
als  HeiniathlHse  im  Landarbeitsliaiist',  obgleich  seit  183f)  für  4()  y 
Heiinatlilost".  /.um  Theil  mit  Familien,  eini'  nt-iie  llcimath  gewonnen  ^. 
und  für  101  Inliindcr  das  bistrittene  Hcimathsreeht  (gesichert 
worden  war.  Endlich  i»njkianiiit<'  eine  Verordn.  vom  'JO.  Mai  1802 
den  in  Strelitz  von  jeher  gültigen  Grundsatz;  ,ein  gesetzlich  er- 
langtes Anrecht  an  einen  Ort  wird  nur  dann  verloren,  wenn  der 
Ortsangehürige  eine  andere  Heimath  erbingt  hat.*  Ungewissheiten 
iiOreu  damit  noch  nicht  auf,  und  konnten  bis  zur  Einführung  der 
Freizügigkeit  noch  eine  erliebliclie  Rolle  spielen,  wie  sie  auch  noch 
ferner  nicht  ganz  ohne  Einfluss  sein  werden,  weil  —  nach  meinem 
Dafürhalten  widerrechtlich  -  nach  einem  Kegierungs-Keskripte 
die  Behörden  von  zuziehenden  Mecklenburgern  eiueu  Hoiuiath- 
schein  Terlangen  können. 

Am  13.  November  v.  J.  haben  die  Regierungen  von  Schwerin 
und  Strelitz  jede  eine  Vorlage,  betreffend  die  AimenTersorgung, 
an  die  Stftnde  .herausgegeben.- 
Darnach  soll: 

1.  Die  Heianziehnng  der  unbestritten  Alimentationspflichtigen 
auf  administrativem  Wege  geschehen;  wobei  in  Strelitz  die  Bera- 
flmg  gegen  die  Verfügung  nach  Wahl  an  die  Regierung  oder  das 
zuständige  Gericht  stattfinden  soll. 

2.  Der  Anspruch  arbeitsfähiger  HüUhbedfirftiger  auf  Anwei* 
sung  einer  Wohnung  und  Arbeit  wegfaUen. 

3.  OeffeniUche  Unteratützung  kann  in  entsprechend  eingerich* 
tetoi  Armen-  resp.  Arbeitsanstalten  gewährt  werden. 

4.  Zur  Verhütung  der  üeberlastung  einzelner  Gemeinden 
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]l>rfra-  sollen  Arraenvorbünde  mit  Errichtung  geraeinsamer  Armen-  und 

resp.  Arbeitsanstalten  gewahrt  werden,  weldieu  namentlich  die 
LI.;]  erforderliche  Verprtegung  in  Heilanstalten,  die  Verwahrung  ge- 

rfflt'jfiid  meingefährlicher  Geisteskranker  in  Irrenhäusern  oder  llos|iitiilerii, 

M/lkk  (lie  Kosten  des  Unterrichts  bildungsrähiger  Idioten    Blin<l<'ii  iiiid 

t4njte  Tiuibstumnien,  sowie  die  uothwendige  Unterhaltung  ürtst'remder 

Itpflina.  übüegen  soll. 

jfiiilnti;^  5.  Hieran  hat  Strelitz  den  Vorschlag  geknüpft,  die  Erstat- 

1  C^'di  tnng  der  auswärts  entstandenen  Veriillegungskosten  ( »rtsangeijö- 

tiii^A>  "g^i"  Jurch  den  Heiuiathsurt  in  ^[ecklenburg  ganz  abzuschallen, 

tm:^  cveat.  sjolche  Erstattung  dem  Armenverband  aufzulegen. 

Diese  Vorschläge  sind  nicht  Gesetz  geworden,  weil  in  Meck- 
.iflt0  lenbnrg  naeh  der  stftndischeai  Auffassung  die  Vereinigung  geogra- 
4ti  »iia  pbiseh  maammeidiegeiider  Städte,  Bittergüter  und  Domainen  ebenso 
91  ^         sehwer  ist^  als  wenn  man  Oel  und  Wasser  vereinigen  will. 

Das  auBfilhrlichste  Werk  fiber  Heimatbsgesetze  und  Armen- 
vfu  it         Wesen  in  Mecklenburg  ist  vom  Vizeprftsidenten  des  Oberappella- 


^ev^         tioiugericlits  in  Rostock,  C.  H.  C.  Trotsche,  verfasst,  (Rostock, 
Leopold'gdie  Universitfttsbucbhandlung.  1859.) 
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Herzogtham  Braunschweii^.  j 


Das  Herzogtham  Braunschweig  bat  eine  besondere  Sifidte- 
ordnung  und  eine  besondere  Landgemnndeordnung.  Beide  GesetsEe 
datiren  Tom  19.  M&rz  1850.  Im  einen  wie  im  anderen  Geseke 
handelt  der  sechste  Abschnitt  „von  der  Armenpflege'. 

Die  hierher  gehörit^cn  IJesünimungeii  der  Landgenieinde- 
ordnan.fT  siml  tlie  folgenden :  Die  Gemeinden  habon  die  Verpflich- 
tung, »ihre  Armen"  zu  unterstatzen  und  obduchlosen  Genieinde- 
genosseu  ein  Unterkommen  zu  verselianVn,  aiuh  armen  Kranken 
lind  fremden  Hülfshedürftigen,  welche  während  eines  zeitweilii^'en 
Aufenthalt«*s  erkranken  oder  aus  .sonstigen  (iründen  niclit  entfernt 
werden  können,  1  Hilfe  angfdeilien  zu  lassen.  Die  Heimathsgenioiu- 
deii  d>-s  Inlandes  sind  im  letzteren  Falle  ver|tflirhtet ,  die  ;mfge- 
wandleii  Kosten  zu  erstuttrii  (i^.  10:1.)  (D.iliei  ist  zu  bemerken, 
dass  unter  .(n'iiiriiKlefrciiu.sen"  -  im  (i«!geusuL/.  /.u  den  ,Mark- 
geno.s.sen"  und  den  „Fremden"  —  nach  t;.  12  i^nl.  zu  verstoheu 
sind,  „alle,  welche  auf  gesetzliche  Weise  das  >\'(>]inorisir(ht  ia 
der  (lemeinde  erworben  h.aben ,  dass  aber  die  (iemeiniie«)r<Jnuiig 
weder  über  di<'  DrtliH,i,ningen  der  Erwerbung  des  Wohnortsrechtes, 
noch  über  die  damit  verbundenen  einzelnen  Berecbtigungeu  sich 
ausspricht.) 

Zur  Besorgung  der  Armenpflege  ist  in  jeder  Gemeinde  ?on 
dem  Gemeinderathe  eine  Ai  meudeputation  zu  erwählen,  welche 
demselben  untergeordnet  ist    Diese  Armendeputation  kann  aus 


*)  Die  Yerspfttang  eines  geehrten  Mitarbeiten  in  der  Einaeiidinig 
seines,  das  Armenvesen  im  Horzogthum  Braunschweig  betreffmden  Bei- 
trages nötliief  miib.  einstwpilcn  flen  interessanten  Mittheilungen  Olier  die 
Verwaltung  des  Armeiiweseiis  iu  der  Stadt  Hraunschweig  die  «iliisjen  all- 
geiüeiacn  Bemerkungen,  unter  Verzichtleistung  auf  VoIIstauuigkeit,  voraus*  ^ 
snsehicken.  Ick  boflfe  jedoeh,  etwa  in  einem  Nachtrage,  grOndlicher  auf  den 
Gegenstand  eingehen  sn  kdnnen.  Der  Heransgeber. 
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Mitgliodom  dos  Gemoiiidprathps  und  anderen  Gemeindegenossen 
gebildet  werden.  Sie  hat  alle  auf  das  Arnionwesen  sich  beziehen- 
den Angek't,'^enhciten  zu  besorgen.  Insbesondere  st«ht  derselben 
ilii'  Hpwillig-uii*,'  der  Röthigen  Uiiterf<tütznn^''('ii ,  iui^loichcn  die 
Beurthi'iluug  zu,  ob  die:^e  durch  (Jcld-  oder  Natural verwilligung, 
durch  Ai"beitsanw('isini<jf  oder  auf  sonstigt*  \\'v'i<v  viM^cliafft  werden 
jollen.  Die  üuten<jtut/teu  müssen  sich  den  AuorduungtMi  der  Armen- 
(li'l<utation ,  liinsichtlich  der  Art  und  Weise  ihrer  Beschäftigung, 
unterwerfen  und  der  Gemeindevorsteher  ist  berechtigt,  den  An- 
orduuügeu  der  Aruieudeputation  durch  geeignete  Zuang.>iiiii(.el 
Folgekiatung  zu  verschafl'eu.  —  Der  Vorsitzende  ist  befugt  und 
verpflichtet,  in  EilfäUen  Anordnungen  zu  lieifen  und  Unterstützun- 
gen zu  Terwilligen.  Ist  der  Vorsitzeiide  nicht  zugleich  Gemeiude- 
vorstehoTi  so  hat  er  dessen  Zustimmung  einzuholen.  —  Die  An&- 
wahl  und  Bequisition  der  Aerzte  und  Wundärzte  zur  Behandlung 
Himer  Kranker  geht  gleicfaMs  von  der  Annendeputation  aus.  — 
Die  letztere  hat  endlich  dafür  zu  sorgen,  dass  das  der  Ortsarmen- 
heae  zustehende  Venn<!gen  gehörig  verwaltet  werde,  und  die  davon 
tu  beziehenden  Anfkunfte  und  sonstigen  Einnahmen  der  Armen- 
bsse  ordnungsmassig  zur  Berechnung  kommen.  (§§.  104—106.) 

Li  die  Armenkasse  fliessen  alle  derselben  zustehenden  stän- 
digen und  zufälligen  Kinkänfte,  welche  dieselbe  herkömmlich  be- 
zogen hat.  Kelchen  diese  regelmässigen  Einnahmen  nidit  hin, 
irm  den  Armen  den  unentbehrlichsten  Unterhalt  zu  gewähren,  und 
die  sonstigen«  der  Armenkasse  obliegenden,  Ausgaben  zu  bestrei- 
ten, so  muss  der  fehlende  Bedarf  aus  der  Gerne  in  dekasse  ent- 
nommen werden,  insofern  es  die  Gemeinde  nicht  vorzieht,  den- 
selben durch  freiwillige  Beiträge  zu  decken.    (§.  107.) 

Die  geleisteten  Unterstützungen  sind  nur  als  Vorsch üsse 
zu  betrachten,  welche  von  den  imi^  r^tfii/ten  Armen,  wenn  die- 
selben dazu  im  Stande  sind,  zurückverlangt  werden  können.  Sind 
dieselben  zur  Zeit  des  Todes  des  Unterstützten  noeh  ineht  zurück- 
erstatt<jt,  so  hat  die  Armenvcrwaltung  das  liecht,  den  Nacldass 
des  Unterstützten  au  sich  zu  nehmen,  um  sich  daraus  für  die  ge- 
leisteten Unterstützungen  bezahlt  zu  machen,  muss  jedoch  den  et- 
waigen Ueberschuss  den  Erben,  wenn  dieselben  sich  binnen  Jahres- 
frist melden,  herausgeben.   (§.  110.) 

Als  Orgaue  dor  einem  Amte  angehörigen  Landgemeinden  für  alle 
Angelegenheiteii,  welche  sich  fiber  die  Grenzen  der  einzelnen  Gemein- 
den hinaus  erstrecken,  aber  nicht  als  allgemeine  Angelegenheiten 
betrachtet  werden  können,  fungiren  im  Herzogthume  Braunschwuig 

Bnwiiiighkus,  Amwplcge.  15 
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die  sogenannteii  Amtsrftthe,  d.  Ii.  durch  die  Mitglieder  der  ^ 
Oeraeinderätihe  gewählte,  aus  ö— 15  Mitgliedern  besiehende  Be-  xii 
hOrdeOt  welche  sich  unter  der  Betheiligung  der  Staatsbehörde  regel-  äiiäi 
mftssig  viermal  des  Jahres  versammeln  und  über  die  Wahraehiniuig  ^ 
und  Forderung  der  Gesainmtinteressen  der  Amtsgemeinden  zu  he- 
rathen  und  darauf  abzielende  Maasnahmen  zu  treffen  haben.  Ins-  Fi 
besondere  sollen  die  Amtsräthe  1)  ihr  Augenmerk  darauf  richten,  '^^ 
durch  welche  Mittel  und  Wege  die  Erwerbsquellen  der  J^wohner  'vii 
erweitert  und  ergiebiger  gemacht  und  die  entgegenstehenden  Hmder- 
nisse  beseitigt  werden  können,  2)  die  Sittlichkeit  befördern,  dem  i 
Betteln  und  Yagabondiren  entgegenwirken  und  darauf 
hinarbeiten,  dass  die  zu  dessen  Abwendung  erforderlichen  Maas- 
ri'i,n  ln  in's  Leben  gerufen  werden,  3)  zur  Erreichung  dieser  Zwecke 
der  »Staatsbeliörde  Vorsehläge  machen,  Uebelstiinde  rügen,  Män- 
gel der  Verwaltung  aufdecken  und  auf  deren  Abstellung  hinwirken, 
zu  dem  £nde,  wonöthig,  Statuttn  und  polizeiliche  Keglements  er- 
kiesen, sowie  über  derartige  Angelegenheiten  auf  Vwlangen  der 
Staatsbehörde  Gutacliten  abgeben. 

Der  Amtsratli  ist  Ix'fugt,  gern oinnützige  Einrichtun- 
gen, welche  sich  über  die  Grenzen  einzelner  GenK'inden  erstrecken, 
zu  beschliessen,  und  für  die  Verwaltung  der  von  ihm  in  das  Leben 
gerufenen  Anstalten  zu  soriceu.  Zur  Aiistuhrutig  solcher  Beschlüsäe 
kann  der  Anitsrath  den  Amtsbezirk  durcli  A'n  lräge  rechtlich  ver- 
}>{!icliten ,  Grundstücke  und  Btn-t^ciitigungcii  erwerben  oder  ver- 
uii.-5sern,  Umlagen  ausschreiben  und  Anleihen  aufnehmen.  Die 
Umlagen  werden  aus  den  Gemeindekasseu  entrichtet. 

PiS  bestehen  für  die  einzelnen  Aemter  Amtsarmenkassen. 
Die  VerwiüLuiig  derselben  ruht  in  den  Händen  der  Staatsbehörde. 
Der  Jahresetat  aber  muss  dem  Anitsrathe  zur  Zii-limmung  vur- 
gelegt  werden.  In  diesem  Etat  muss  eine  angemessene  Summe, 
welche  indess  ein  Drittel  der  Einnahmen  nicht  übersteigen  darf, 
zur  Bewilligung  ausserordentlicher  Unterstfitzungen,  wo- 
dber  die  Staatsbehörde  zu  verfügen  hat,  in  Ansatz  gebradit  wer- 
den. (Elfter  Abschnitt  der  L.  G.  0.) 

Die  auf  die  Armenpflege  bezfigli(^en  Vorschriften  der  St&dte- 
ordnung  vom  19.  März  1850  sind  im  Weeenttichen  gleichlau- 
tend denen  der  Landgemeindeordnung.  Nur  dass  die,  auch  in 
Städten  zu  bestellenden,  Armendeputationen,  die  Armenkasse  seihet 
zu  verwalten  haben  (auf  dem  Lande  steht  ihnen  nur  die  Au&icht 
fiber  die  Verwaltung  zu),  und  dass  f&r  städtische  Angelegenheiten 
die  Amtsr&the,  bei  deren  Wahl  ja  auch  die  Stadtmagistrate  nicht 
mitwirken,  nicht  kompetent  sind. 
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.l^it  Der  Rahmen,  welchen  die  Gemeindeordnungen  für  die  Orga- 

itehfli  1-  nisation  der  uflfentlicheu  Armenpflege  aufstellen,  scheint  dem  schon 

'l'^rhrp  2u  Anfang  dieses  Jahrhunderts  von  Johann  Anten  Leisewitz  ent- 

aitnekDii  w)rfeium  und  in's  Leben  eingeführten  Plane  eines  Anueninstituta 

ndant  ßir  die  Stadt  Braunschweig  entlehnt  zu  sein. 

h-  Wie  innerhalb  eines  solchen  Kaliniens  vergleichsweise  Treff- 

icf  -iib:  liebes  geleistet  werden  kann,  mag  aus  dt-r  folgenden  Si)e/,ial- 

•  üiiwik  darstellung,  weiche  von  einem  in  »Sachfii  des  Armeuweseus  in  her- 

IroHictk-  vorragendem  Maase  unüieilsfähigeu  und  kundigen  Manne  herrührt, 

ü^n,k  erhellen. 
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Xa. 

Stadt  Bramischweig.  :u 

Von 

Stadtrftth  A.  Bammel  (Braunsebweig}. 


I. 


Tn  frühorpr  Zeit,  l)eson(]('rs  im  Mitt.'lallor,  w;ir,  wohl 
überall,  so  aiicli  in  Hrannseliweicf.  die  Arnieiipllof^e  in  den  HiiiuU'U 
der  Kin  lie.  Es  gab  keine  Armeiisteuern,  und  die  Hülfsbedürt'tigeQ 
waren  nieht  auf  die  politisihe  Gemeinde,  sondern  nnr  auf  l^rivat- 
woliUliätigkcit  oder  milde  Stiftungen  angewiesen.  Letztere  waren 
gewöhnlich  mit  der  Kirche  verbunden,  und  man  unterstützte  die 
Annen  weniger  durch  Geld,  als  durch  Naturalverptlegiuig  und 
Kleidungsstücke,  Die  Almosen  wurden  in  der  Kirche  durch 
Kircheudiener  verfcheilt,  welche  durch  strenge  Vorachriften  zur 
gewiasenhaften  Yerwaltnng  verpflichtet  waren,  und  dte  Armen 
mossten  die  Gabeu  persönlich  in  Empfaug  ndunen. 

Eine  ausserordentliche  Sorgfalt  widmete  man  der  Kranken- 
pflege. Zu  diesem  Zwecke  worden  eigene  H&oser  erbant,  sowohl 
für  einheimischet  als  durchreisende  Kranke,  und  dn  Theil  der 
frommen  Stiftungen  und  Begninenhäuser,  an  denen  Braunschwdg 
so  reich  ist,  verdanken  ihre  Entstehung  diesen  edlen  Bestrebungen 
der  alten  Zdt.  Noch  heute  besteht  bei  manchen  milden  Stiftun- 
gen die  Einrichtung,  dass  durch  die  Prediger  oder  Eirchenvorsteher 
einz^  aus  der  Torzeit  stammende  Legate  an  bestimmten  Tagen 
in  der  Kirche  vertheilt  werden. 

Anders  ward  es  nach  der  Reformation.  Anfangs  behielt  die 
Kirf  hl'  die  Armenpflege  als  kirchliche  GemdndeangelQgeDheit  in 
der  Hand»  wie  das  aus  der  tretlflichen  von  ßugenhagen  für  die 
Stadt  ßraunschweig  verlassten  Kirchenordnung  hervorgebt,  worin 
ausdrücklich  befohlen  wird,  geraeine  Kasten  der  Armen  ein- 
zuricliten.  Zu  ihrer  Verwaltung  waren  Diakonen  bestellt,  welche 
das  Zcugniss  des  rechten  Glaubens,  dir  Kedlichkeit  und  eines  guteu 
Rufes  haben  sollten.  i)as  eingesammelte  Ueld  ward  abei'  nicht 
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mir  zum  Almosen,  sondern  auch  zum  Ankaufe  von  Korn  und  txu 

Krankenpflege  verwandt. 

Späkr  vereini<:tn  sich  dio  Goistlirlikoit  mit  der  weltlicdieu 
Obrif(keit  und  im  .lalire  1570  erschien  eine  sogenannte  Bettcl- 
ordnung,  darauf  163S  eine  noiiL'  Almosenordnung,  um  der  lilM-rliand 
nehmenden  Bettelei  zu  steuern  und  (kigegen  die  Hülfsliedürftigeu 
uud  Kranken  nacli  genauer  üntersuclmng  ihrer  Verhältnisse  an- 
gemessen zu  unterstützen.  Die  Nülhweiidigkcit  ahi-r,  dass  die 
wi'ltliclie  Obrigkeit  die  Armen]>tlege  ganz  allein  in  die  Hand  neh- 
iii'U  iiiiisse,  stellte  sieh  immer  mehr  heraus,  und  so  ward  im 
Jahre  1742  der  erste  Versuch  gemacht,  eiue  geregelte  Armenaustalt 
einzurichten. 

Inder  betreffenden  fürstlichen  Verordnung  h^sst  es  wörtlich: 

«Denmadi  die  B&mmtliclieii  Eimrohner  nmerer  guten  Stadt  Braunschweig 
,  «je  ^  dem  flbeihand  geDommenen  Gasseabetteln  «o  viel  gelitten,  da  viele 

jjglßllk  «NlUligg&Dger  beiderlei  Geschlechts  die  Bosheit  so  weit  getrieben,  daSB 

UViifcyi  »«e  ohne  Noth  entweder  sich  denen  zu  grossen  Ilciidcn  angewachsenen 

„Bettlern  zugesellet,  oder  einzelne  auf  die  Strassen  sich  gelagert,  auch  ihre 
IDI  fnO-'  «Kinder  zu  gleichem  Unfug  angerciset  nnd  gezwungen ,  und  solchergestalt 

jjfti  lOB  UBgestftm  diejenige  Beisteuer  erpresset,  die  denen  wirUidi  Armen  la 

nvjsk  ^  »ihrem  Unterhalt  dienen  sollen:  Bo  haben  wir  die  Verfügung  gemacht,  dass 

jjj  »die  Gasscnbottki  rr  fiT  hoben  und  denen  die  ihr  Brod  ganz  oder  zum 

^  ,  1  „Tbeil  erwerbcu  kuuncu,  dazu  die  Gelegeuheit  verschafft,  auch  Alles  so 

^'^  „nni^clitet  vmden,  dass  mit  Gottes  Hülfo  eines  Theila  dem  unter  dem 

irifl«!  0f  «Deekmantd  der  Armuth  mbof^genen  Frenl  gesteuert,  und  anderen  Theils 

|^Al99  »auf  die  von  Gott  so  thnir?  una  anbefuUene  Pflege  der  wiriclich  Hfllft- 

Nbedürftigen  gehörig  gedacht,"  u.  s.  w. 

Es  wurden  hiernach  alle  Häuser  der  Stadt  in  Kreise  abge- 
ll ^  thc'ilt  und  allwöchentlieh  reiheweise  von  allen  Einwohnern  Almosen 
f^^ig  eingesammelt,  in  ein  Jiuch  eingeschrieben  und  das  (»cid  an  eine 
yp^'ii?tif  iieatralst*"lle  ahgcliefert,  von  wo  aus  die  Armen  unterstiilzt  wurden. 
^^l^/i  Ini  Jahre  1772  erhielt  die  Armcnan^talt  wiederum  eine  neue 
ps-il-ß-  Kiiiriciitung.  Es  war  bei  der  lierrM  henden  Tlieuerung  ein  Miss- 
j^(^;r/:'^  vcrhältniss  zwischen  Einnahme  und  Ausgabe  entstanden,  und  man 
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überzeugte  sich  von  der  l'nmögliehkeit,  bei  der  stark  angewachse- 
uen  Menge  der  Armen  deren  Würdigkeit  und  Arbeitsamkeit  iilier- 
sehen  zu  können.    Es  wurden  von  jeder  Kirchengemeinde  Heprä- 
ij  senianteu  gewählt  und  iii's  Armeiikollegiuni  berufen,  und  jeder 

Ton  ihnen  fibernahm  eine  bestinunte  Anzahl  von  Armeu,  um  solche 
n  bean^htigen  und  för  ihre  Bedfirfnisse  zn  sorgen.  Die  Ver- 
armten erhielten  nicht  m^r,  wie  bisher,  wöchentliche  Almosen, 
sondon,  um  die  Hülfe  wirksamer  zu  machen,  ünterstätzungen  von 
ein^  Thalem  auf  einmal.  Es  wurden  Vorschriften  erbosen  in 
Hmsidit  auf  Wohnung,  Kleidung,  Nahrung,  Feuerung,  Verpflegung 
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der  Kranken,  Beerdigung  der  Todten  und  die  Sorge  fSr  die  Kin- 
der. Es  erhielten  in  dieaem  Jahre  mehr  als  80O  erwachsene  Per* 
sonen  Unterstfitzung  an  Geld  und  Arznei  und  mehr  als  500  Kinder 
wurden  in  Pflege  erhalten  oder  in  den  Lehrjahren  nnterstütEt 

Bei  diesen  Einrichtungen  machte  sich  jedoch  immer  mehr  der 
Uehelstand  bemerkbar,  dass  es  an  einer  speziellen  Armenpl^ps 
und  namenÜieh  an  einer  genauen  Kenntnias  der  Lage,  der  Bedflrf- 
nisse  und  Lebensweise  der  Arraeu  mangelte,  und  konnte  diesem 
Uebel  durch  Aastellinif^  besoldeter  Annen|)fleger  nicht  abgeholfea 
werden.  ( )effentliche  allgemeine  Arnienanstalten  können  nur  ge- 
deihen durch  gemeinschaftliches  Wirken  der  Obrii^keit  und  un- 
entgeltlich arbeitender  ehrenhafter  Bürger,  weUhe  den  Lolm  für 
ihr  mühevolles  und  mit  so  manchen  Unannehuiliclikfiten  verbun- 
denes Geschäft  in  den  erzielten  Erfolgen  finden.  In  dieser  üeber- 
zeugimg  organisirtf  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  ein  edler 
patriotisclier  MenschonfriMinil ,  dessen  Name  in  der  Geschichte 
IJraunschweigs  unauslöschlich  in  dankliaicm  Andenken  bleiben 
wird,  die  Armonanstalf''U  der  Stadt,  und  die  Erfahrung,  so  wie 
das  gliickliche-  FortliesieluMi  »b'r  Anstalten  ha])rn  bewiesen,  dass 
die  dabei  befolgtou  GnnidsiUze  dit>  liclitigen  sind.  Der  Eifer  und 
die  Ausdauer  der  Armeuplieger  haben  nie  nachgelassen  und  die 
Stadt  ist  so  glücklich,  eine  Armenanstalt  zu  besitzen,  die  wohl 
mit  Kecht  eine  Vcrgleicliimg  mit  den  iKNtgeordneten  nicht  zu 
scheuen  brauclil  und  deren  Resultate,  zumal  in  jetziger  Zeit,  wo 
die  Ausgaben  für  die  Armen  in  stetem  Steigen  begrilien  sind,  zu- 
friedenstellend genannt  werden  müssen. 

Der  Mann  nun,  den  die  Bürger  Braunschweigs  als  den  eigent- 
lichen Stifter  der  Armenanstalten  in  dankbarer  Erinnerung  ver- 
ehren, war  Johann  Anton  Leisewitz  (geh.  den  9.  Mai  1752), 
der  Freund  Lessing*s,  Hofrath  und  Prinzenlehrer  zu  Braunscbweig, 
bekannt  als  Yerfosser  des  aJujtius  von  Tarent*.  Er  entwarf  un 
Verein  und  nach  Berathung  mit  30  der  angesehensten  und  fähig- 
sten Bfirger  der  Stadt  den  Plan,  nach  dem  Muster  der  hambur- 
gischen Anstalten,  die  vorhandenen  Wohlthfttigkeitsanstalten  zeit- 
gemfiss  zu  verbessern,  und  wurde  in  seinen  edlen  BestrehuDgen 
ermuntert  durch  den  menschenfreundlichen  und  hochherzigen  Herzog 
Karl  Wilhelm  Ferdinand,  der  die  Annenanstalt  sowohl  nnt 
bedeutenden  Geldrnitttln.  als  auch  mit  Hrennholz  unterstützte,  an 
dem  Aufblühen  und  glücklichem  Gedeihen  derselben  stets  den  leb- 
haftesten Antheil  nahm,  und  die  Verdienste  der  Stifter  gern  an- 
erkannte. 

Am  13.  Febr.  1805  wurde  die  neue  Anstalt  eröffnet  und» 
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'i»Ki>  wenn  auch  die  Kinrichtiiiigcn  und  die  Vorwaltiing  J<  rsp]htM)  <ich 

•^DPPf-  fortschreit'nd  verbessert  resp.  vf^reinfaelit,  liahon,  und  natnentlicli 

'»Kfck  durch  das  stadtiiflie  Statut  vom  I.  Juni  lHr)o  auf.s  Neue  und 

1 .1  der  Jetztzeit  entsprecljend  verändert  sind,  so  sind  doch  der  i\c- 

ikiir  1«  schäftsi^ng  im  Allgemeinen  und   besonders  die  Gniudsiitze, 

..cpi:  von  denen  die  Stifter  ausgini^en ,  dieselben  geblieben,  und  haben 

Be^  sich  in  (U  Jahren  wohl  bewährt. 

die»!  Diese  Grundsätze  sind  wesentlich  folgende:    Die  strengste 

Gleichförmigkeit  des  Verfahrens  aller  Armenpfleger,  sowie 

Is^if.         Gleiebbeit  das  Almosens  und  der  Behandlung  der  Armen  bei 

^lI  u>         gleichen  fiedärfhissen. 

Annahme  bestimmter  Geldsfttze  für  die  BedQrftaisse  der 
Armen,  als  Miethe,  Beköstigung  etc. 

Utliff-  Sorgfältige  ärztliche  Untersuchung  der  Armen  hinsichtlich 

g  ihrer  ArbeitsfAhigkeit  und  KGrperbeschaffenheit,  bevor  eine  Unter- 

^         statnmg  bewilligt  wird. 

U^i^  Kleidungsstücke  werden  nur  in  dringenden  FSllen  und  nur 

^ft  in  natura  verwilligt  und  können  nur  nach  Ablauf  einer  gewissen 

Verbrauchszeit  wiedt-r  beansprucht  werden, 
f^jj  Brennholz  wird  in  den  Wintermonaten  den  eingoseichneten 

ujjj  Armen  gleichfalls  nur  in  natura  überwiesen. 

Um  eine  möglichst  unparteiische  Behandlung  der  Armen 
herbeizuführen,  besteht  eine  U nterstützungs-D eputation,  an 
^  ir  welcher,  unter  dem  Vorsitze  eines  Mitgliedes  der  Armendirektion, 

jj^ji  die  sämmtlichen  Armeniifleger  nach  einem  bestimmten  Turnus 

theiluehmen,  und  von  welcher  die  einzelnen  von  den  betreffenden 
Pflegern  beantragten  Unterstützuiigsgesuche  verwiliigt  oder  ab- 
schläglich  beschieden  werden. 
'0  Die  Stadt  ist  behufs  der  Armenpflege  in  (>  Be/jrke  und  in 

'      30  sogenannte  Quartiere  eingetheilt.    Jedem  Quartit*r  stehen  zwei 
Armenpfleger  vor,  von  denen  der  eine  mit  den  Armen,  sowie  mit 
der  ünterstülziin<jfS-Deputation  resp.  Ariuen-Direktion  zu  verhan- 
dehi,  und  al^u  auch  die  schriftlichen  Arbeiten  zu  erledigen  hat, 
''^  andere  die  Auszahhmg  der  Almosen  besorgt.   Die  Armen- 

^  pfleger  stebm  unter  Kontrole  der  Bezirkspfleger  und  handeln  mit 

diesen  gemeinschaftlich.  Ausserdem  htt  jedem  Bezirke  ein  Jugend- 
^  pfi^  beigeordnet,  welcher  für  die  sämmtlichen  in  seinem  Bezirk 

^  ^  wohnenden  Armen,  auch  für  die  nicht  eingezeichneten,  sobald  sie 

dessen  bedfirfen,  um  Befreiung  vom  Schulgelde  nachzusuchen,  und 
^  ^  ebenfhUs  die  Geschäftsführung  der  Quartierpfieger,  sowie  den  Schul- 

"  besoeli  der  Kinder,  welche  fnne  Schule  haben,  mit  zu  flber- 

y  wachen  hat 
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Nach  der  Stftdteordnang  ist  jeder  BQi^gfer  der  Stadt  reri»fliehtet, 
unentgeldlich  das  Ehrenamt  eines  Armenpflegers,  fftUs  er  dasu  be- 
rufen wird,  anf  mindestens  3  Jahre  anzonehmen. 

Ffir  jeden  Bezirk  ist  ein  besoldeter  Armenarzt  und  ein  Wund- 
arzt angestellt  Das  ganze  Medizinalwesen  steht  unter  der  Auf- 
sicht eines  besoldeten  Ober-Armenarztes.  Ferner  ist  für  jeden  Be- 
zirk ein  Bote  angestellt. 

An  der  Spitze  der  Armenanstalt  steht  die  Armen-Direktion, 
zusamniengosetzt  aus  d«?ni  Oberbürgermeister,  einem  anderen  Ma- 
gistrats-Mit^^liede,  dem  Vorsitzenden  der  Ünterstützungs-Deputation 
und  einem  »Stadtverordneten.  —  Besonders  wielitige  Sachen,  z.  B. 
wesentliche  Verfuiderung^en  in  den  Statuten  der  Armenanstalt,  odt-r 
in  den  Unterstiitzun«(s-Ueldbelrä«,'en  im  Allgemeinen,  für  Mietbe 
nnd  persönliche  Bedürfnisse  der  Armen  und  dergL,  müssen  zuvor» 
ehe  sie  zur  Anwendung  kommen,  in  dem  Armen-Kollegium 
beraihen  werden,  welclies  aus  den  Mitgliedern  der  Armendirektion 
und  den  süninitlirhen  Bezirk-^pflcircni  besteht.  Man  unterscheidet 
eingezeichnete  und  nicht  eingezeichnete  Arme.  —  Ein- 
gezeichiit'le  sind  soiclic,  welche  für  immer,  d.  Ii.  so  lange  sich 
ihre  Verhältnisse  oder  (iesundheitsumstände  nicht  zu  ihrem  Vor- 
theil verbessern,  in  die  Armenanstalt  aufgenommen  sind,  und  dem- 
nach mit  Wohniingsuiietlie.  -wöchentlichen  haaren  Almosen,  sowie 
mit  den  nöthigsteu  Kleidungsstücken,  Feuerung,  in  Krankheiion 
freier  Kur  und  Arznei,  freier  Sciiule  für  ihre  Kinder  und  freier 
Beerdigung  uiitcr.>iui/.t  werden. 

Nichtcmgezeichnete  Arme  sind  die.  weldie  nur  zeitweilig 
unterstützt  werden,  entweder  mit  freier  Kur  und  Arznei,  einem 
den  Familienverhältnissen  entsprechenden  Krankengelde,  oder  mit 
freier  Schule  fQr  ihre  Kinder,  oder  endlich  mit  einer  extraordi- 
nairen  Unterstützung,  in  ganz  besonderen  Fällen,  z.  B.  zur  Er- 
haltung einer  Familie  w&brend  einer  längeren  Abwesenheit  des 
Ernährers  und  dergl. 

Für  jeden  eingezeichneten  Armen  wird  ein  sogenannter  Ab- 
hOrungs-Bogen  angelegt,  worin  alle  den  Armen  betreffenden  Pa-  ^ 
piere  aufbewahrt  werden  und  woraus  durch  schriftliche  Beuit- 
wortung  der  demselben  vorgelegten  Fragen  alle  Verhältnisse,  als 
Gesundheitszustand,  ArbeitsfSlhigkeit,  Wohnung,  Lebensweise,  Alter 
der  Kinder  etc.,  klar  zu  ersehen  sind.  Diese  Bogen,  in  wdehe 
auch  alle  Unterstützungen  und  Maasregeln,  den  Armen  betreffeqd, 
der  Keihenfolge  nach  einzutragen  sind,  mfissen  von  den  Pflegern 
stets  in  guter  Ordnung  gehalten  werden. 

Wenn  ein  Höifsbedürftiger  sich  zur  dauernden  Au&ahme  in 
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pflkte  die  Armenanstalt  meldet,  wird,  naolulom  zunächst  das  Wohiiorts- 

danit'  reobt  bescheinigt  ist,  von  dem  betreffenden  Arzte  der  Gesundheits- 

zustand des  Armen  aufs  Gonauestt!  untersucht,  der  Grad  seiner 
]Wai-  Arbeitsfähigkeit  dauacli  bestimmt  und  dieses  in  dem  Abliöniiia-s- 

JffArf-  Rnnren  bemerkt.    Nach  BoilHinLrnn-?  der  (frei  zu  erllieilendeii) 

^ftw  Taufscheine,  Arbeitsbeselieinungeii  i-tc.  hat  dann  <b'r  \rnie  dem 

Pfleger  eine  Reihe  bestimmt  vorgeschriebener  Fragen  zu  l)t'ani- 
M'i  Worten,  worauf  die  Armenpfleger,  auf  Grund  dieser  AbhOrung.  und 

fciiili-  nach  Anleitung  des  Statuts,  die  L'nterstütziiHgs-Anträge  in  der 

•jiitÄ«  Weise  stellen,  dass  zuerst  die  Bedürfnisse  der  Armen  in  Gelde  fcst- 

%Li  gesetzt  werden.    Nachdem  hiervon  der  nmthmaasliche  Erwerb 

iltois  nach  \iilligem  Ermessen  al)gezogcn,  ist  der  Ueberschuss  das,  waa 

dem  Amen  als  Almosen  gegeben  wird,  und  zwar  wird  dieses  ge- 
Q  2ii(g;  fheilt  in  Wobnungsmiethe,  welche  innebebalten  und  Tierteljährlich 

^.j-in  direkt  an  den  Hauswirth  gezahlt,  und  boares  Geld,  welches  wtk^eni- 

lieh  Terabreicbt  wird. 
„  i  ^  ut  von  grösster  Wichtigkeit,  dass  bei  Feststellnng  des 

.fr  Bedfiifiiisses  nur  anf  das  All ernoth wendigste  Bfleksicht  ge- 

ad  Bommen  wird,  nicht  allein,  am  der  Gemeinde  die  ohnehin  schon 

^T«*  grossen  Kosten  för  Erhaltung  der  Armen  nicht  noch  zu  vermehren, 

sondern  auch  in  Hinblick  auf  die  Sittlichkeit  der  unteren  Volks- 
klassen  überhaupt.  Es  darf  nicht  eine,  wie  auch  immer  gutge- 
U^jg  meijite,  neichliche  Nachsicht  und  daraus  folgende  Verschwendung 

I  fffg  an  die  Stelle  der  ndthigen  Strenge  und  Sparsamkeit  treten.  — 

Die  Frau,  die  mit  angestrengter  Arbeit  ihre  Familie  kümmerlich 
ernährt,  muss  nicht  sehen,  dass  vielleicht  Andere  in  gleicher  Ar- 
jjjjl  ffiiith  gemächlicher  von  öffentlichen  Almosen  leben.    Die  äussere 

pjjil  Lage  und  Lebensweise  des  armen  Mannes,  der  seinen  Unterhalt 

^  sich  selbst  erwirbt,  mus.s  immor  noch  besser  sein,  als  die  Des- 

^ff.  j^'nig<?n,  welcher  unterstützt  wird;  denn  sonst  liegt  ja  für  Erstoren 

•jjs  die  Versiichuntif  zu  iiali<',  sirli  aucli  \m  der  Armenanstalt  anzu- 

melden. --  Ks  miiss  (lesslialb  der  Anne  /.iJiiäehst  immer  erst  auf 
jjj,  sich  selbst  und  auf  seine  eigene  Arbeit  liingewiesen  werden,  und 

die  Erfaliruiig  lehrt,  dass  die  meisten  Armen  so  manche  kleine 
Xebeneinnahmen  haben,  die  auch  der  aufmerksaiii.ste  Armenptloger 
j  ^  ihnen  uiclit  nachrechnen  kann  und  dass  ihr  Arbeitserwerb  selten 

auäzumittein  ist,  auch  in  der  liegel  die  eigene  Augabe  über- 

Die  Bedürfniss-Ansätze,  welche  gegenwärtig  in  Braunsckweig 
^  zur  Anwendung  kommen,  sind  nun  folgende: 
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Fdr  Hiethe  wird  bereebnet,  j&hrlieh: 

1.  Für  rine  erwaehsene  PcnoB,  »uch  mit  einem  nicht  konfinUr- 

teu  Kiode   8  Thlr. 

2.  FflreiDe  mraduene  Person  mit  zwei  nicht  konfirmirten  Kindcni  10  „ 

3.  Fflr  zwei  erwachsene  Fcnonen»  Mch  mit  einem  nicht  konfir- 
mirten  Kinde  1<)  « 

4.  Fttr  swei  erwachsene  Personen  init  swei  oder  drei  nicht  konfir- 
mirteri  Kindorn  12  , 

5.  Für  oiuo  erwachsene  Terson  mit  drei  oder  vier  nicht  konfirmir- 
trn  Kindern   .  12  „ 

6.  Für  drei  orwnchhcne  Por^orien,  auch  mit  einem  Kinde    ...  12  „ 

7.  Für  grussere  Familien  14  „ 

Kür  das  pcrsünliclic  Bedürfuiss  (Beköstigung)  wird  berechnet, 
wöchentlich: 

Fiir  einp  oi  wjclisi'nc  I'itm;)!!     ....    10  Gr. 
Für  ein  Kind  Iiis  zur  Konfirmation    .    .     7  „ 

II  Für  kleine  Familien-Bedürfnisse  (Heerdfeuerung,  Beleuchtung, 

I  WftBche  n.  s.  w.)  werden  in  Anrechnung  gebracht,  wöchentlich: 

1.  Fflr  eine  Familie,  bestehend  aus  einer  erwachsenen  Person 
nnd  einem  Kinde,  im  Sommer  Gr. 

im  Winter  4  „ 

2.  Fflr  eine  grössere  Familie,  im  Sommer  8  « 

im  Winter  6  „ 

Als  Kogel  wird  antfonomTiien,  dass  diejenigen  Personen  oder 
Familien,  deren  Verdienst  di<'jeni,i(e  Siunme  erreicht,  welelie  nach 
Obig'era  ah  mm  Lebensunterhalt  unnnigäncflirh  erforderlich  er- 
^  achti't  wird,  nicht  nntersKit/t  werden  dürfen,  und  sind  hiernach 

regelniiissifT  von  der  ünterblülzung  durch  die  Ariiienanütalt  aus- 
geschlossen: 

1.  (it'aunde  uud  arbciUfiiliige  Eltern  die  uicht  mehr  als  drei 
Kinder  haben. 

2.  Ein  gesunder  und  arbeitslvihiger  Witiwer,  oder  eine  ge- 
sunde und  arbeitsfäliige  Wittwe,  die  uiclit  mehr  als  zwei  Kinder 
haben. 

3.  Einzelne  Arme  beiderlei  Geschlechts  unter  Oü  Jahren. 
Besondere  UmstSiide  maeben  aneh  in  diesen  Fällen  eine  Untere 

stötzung  KOlässig,  z.  B.  Gebrechlichkeit,  Arbeitsunfähigkeit,  län- 
gere Krankheit  der  Kinder  etc. 

Auch  den  nichteingezeiehneten  Armen,  welche  in  der 
Stadt  wohnberechtigt  sind,  wird  auf  ihren  Antrag  freie  Knr  nnd 
frde  Arznä  fast  immer  gewährt,  nnd,  wenn  der  Ernährer  der 
Familie  erkrankt  ist,  oder  der  Kranke  der  Wartung  bedarf,  so 
'  wird  auch  ein  Krankengeld  verwilligt.  Die  GrOsse  der  Kranken- 
unterstfttzong  richtet  sich  nach  dem  BedOrfhiss  der  Familie,  nnd 
wird  hierbei  dieselbe  B«redmnng,  wie  bei  den  eingezeichneten 
Armeot  zu  Grunde  gelegt  Diese  ünterst&tzmigen  werden  auf  die 
einfiichBte  Weise  vermittelst  eines  gedruckten  Fragebogens  be- 
antragt. 
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FtTTior  wcrrlon  den  nicht  ointrfzoirhncton  Annon  sehr  leicht 
veiwilligl:  Erstattung  der  Eutbindungskosteu,  Bruchbänder,  Ban- 
dagen etc. 

NebtMi  der  Armenanstalt,  jedoch  in  Vcrhindnnt;  mit  <lt'rM'lli('n, 
und  unter  Oberleitung  der  Armen-Direktiun,  besteht  d;l^  .Mt^enannte 
Ptlfgelians  nnd  das  Armenhaus,  nbant  1842  anf  einem  grossen 
Gartengrundstüekv  vor  dem  Pelrithuie.  Im  PHegehanse  werden, 
ausser  älteren  nnd  gebreeiilichen  Leuten,  besonders  die  Waisen- 
kinder der  Armen  nnd  Kinder  sob  her  Personen  aufgenommen  und 
erzogen,  welche  durch  lasterhaftes,  unsittliches  Leben,  Trunksucht 
und  dergleichen  völlig  uufähig  aieh  erwiesen  haben,  ihre  elter- 
lichen Pflichten  zu  erfüllen.  Es  nehmen  diese  Kinder  an  dem 
ÜDterricht  in  den  öffentlichen  Volksschulen  regelmässig  Theil; 
anch  werden  sie  nach  der  Konfirmation  nnd  bis  zur  Beendigung 
ihrer  Lehrzeit  in  Kleidung  und  Wäsche  erhalten. 

Im  Armenhause  dagegen  werden  nicht  allein  alte  erwerbs- 
onfähige,  sondern  auch  unheilbar  kranke  und  obdachlose  Personen 
erhalten.  Auch  ist  damit  eine  Krankenanstalt,  sowohl  fOr  ein- 
heinüsche,  als  auch  fremde,  oder  durchreisende,  Arme  verbunden 
und  hierbei  ein  Är/t  und  ein  Wundarzt  angestellt.  Es  versteht 
sicli  von  selbst,  dass  die  Armen  daselbst  nach  Geschlecht  voll- 
ständig geschieden  sind. 

Beide  Häuser  stehen  unter  der  speziellen  Leitung  eines  In- 
s{)ektors,  dem  das  nöthige  Aufsichts-  und  Kranken uärter-Personal 
untergeben  ist,  und  welclier  auch  die  Oekonomie,  Beschäftigung 
der  Häuslinge  und  dergleichen  zu  leiten  hat.  —  I]ine  aus 
eitlem  .Magistratsmitgliede,  dem  Vorsitzenden  der  Unterstützungs- 
Doimtation,  dem  Ober-Armenarzte  und  zwei  Sta<ltv erordneten  be- 
stelioiide  Aufsichts-Doputation  hat  nl)er  alle,  dirse  Armenhauser 
betreuenden  Angelegenheiten,  zunächst  zu  entscheiden,  vorkom- 
mende Streitigkeilen  zu  schlichten,  die  Beköstigung  zu  lioiinimen 
u.  s.  w.,  und  kommt  zu  diesem  Zwecke  regelmässig  wöchentlich 
einmal  im  Pflegehause  zusammen.  — 

Die  sämmtlichen  Ausgaben  für  dir  Annciuin^talten  der 
Stvidt  Jlraunsehwei.i^-,  welche  naih  der  letzton  Zählung  50,502  Ein- 
ivohner  hat.  betrugen  im  Jahre  18(57: 

a)  an  wui  hentlichen  Almosen   0207  Thlr.  —  ür.   9  Pf. 

h)  an  Miethgelderii,  viwteljährl.  aosgezaUt  .  4i:il  „     ir>  -  —  » 

c)  Bekleidung  di  r  Armen   1947  „     15  „     2  , 

d)  an  ausserordL'iJilicheü  Uuter8tül.'Ullf^c■ll  und 

tili  auswärts  untergebrachte  Arnn'    .    .     290    „     13  «     4  „ 

e)  linterrichtsmitlely  Bücher  etc.  für  arme 

Kinder  -  *  '  '  '     '^^    ^  §  " 

12649  TUr.  83  Qr.  i  H 
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g)  Besoldunge  n  der  Äente  und  Wundärzte  . 

h)  für  Arznei,  Droguon,  Bnirlibiuulpr  etc.  .  . 

i)  Kurkosten  für  im  lierzogl.  Kraukcnljause 

verpflegte  Penonen   

k)  für  \jri(rrli:i!tunf:  armer  Geisteskranken  in 
der  l,;indfs-Irr(  naiistalt  zu  Königslutter 

I)  Begräbnisskost  ou  

m)  au  (liivrlireiscndc  Arme,  banr  

n)  llul/.  und  Torf  au  rczipirte  Arme  u.  Kranke 
o)  Kurkosten,  sowol  im  lierzogl.  Krankenhause, 
als  im  städtischen  Armenhause,  inclus. 
Begrnhnisskosten  für  auswärtige  oder 

dm'chrciscüili'  Ariiir   »  . 

p)  Drucksachen^  Scbreibnuiterial  etc.    .  .  . 


q)  A 

ho 


esamrnt  •  Kosten    der  UnterhaHnDg  dcs 
X'üege-  und  Armenhauses  ^hkh) 


2<U1)  Thlr, 

23 

Gr. 

2  PI 

1712 

• 

» 

665 

N 

814 

n 

m 

i: 

472 

n 

27 

1436 

m 

QK. 
OO 

» 

6 

n 

5  « 

45 

n 

492 

n 

1 

» 

5  . 

:m 

» 

4 

5  » 

89 

«1 

15 

» 

9  n 

193 

» 

17 

7  « 

*)  Suuiuu'  J^otH)  Thlr.  25  Gr.  6  Pf. 
Wils  nun  die  Z;ilil  der  dauernd  nntorslüt/lt  ii  IN  rsont'ii  (ein- 
gezoiclinete  Anne)  iK-irilVi,  so  hat  die.sel))»'  cilVeulii-lierwpise  in 
den  leizton  Jiihmi  uiniifr  mdir  ubo-ononiiucn,  obgleicli  die  Zulil 
der  Kinwobner  in  den  letzten  8  Juliren  von  ca.  4(>00ü  auf  über 
50500  gestiegen  ist,  und  obgleich  dieser  Zuwachs  grösstentheila 
ans  Fabrikarbeitern  und  Icldnen  Handwerkern  besteht  —  Es  be- 
trug nämlich  die  Anzahl  der  eingezeichneten  Annen  (wobei 
sowohl  einzeln  stehende  als  auch  ganze  Familien  zu  1  gerechnet 
nnd)  zu  Anfang 

der  Jahre:     1HG3:      1SC,4:      1H65:      1866:      mM:  186S: 
\m.      4Gi.      420.      :m.      37u.  wj. 

und  7A1  Anf^inp:  >Iürz  1860:  B47,  und  es  sind  in  diesen  347  Fa- 
milien gegen\värti{4  52  MäiiniT,  Frauen  und  147  Kinder,  zu- 
sammen 5«30  Köpfe.  —  Hiervon  sind  ca.  der  Envacbseneii  in 
liiaiinschweig  geboren  und  J  fremde,  d.  h.  zugezogene  oder  ange- 
lieirathete  Personen. 

Als  ein  Ueweis,  dass  nur  wirklicli  büls))edürtliL,^e  Leute  unter- 
stützt wenleii,  mag  es  dienen,  dass  von  den  einj;ezeichnete)i  Armen 
(jetzt  41:5  J'h  waelisene)  l.-3(»  das  70.  Lebensjaiir  ül)erscbritteii  haben. 

In  dem  Pflcgebause  und  dem  Arnienbause  werden  nun  ausser- 
dem gegenwärtig  (Anfang  März  1809)  unterlialten : 
79  Hftnner,  Ä7  Frauen,  107  Kinder, 
zusammen  273  Personen,  wobei  46  hiesige  und  10  durchrei- 
sende firemde  Kranke,  und  6  obdachlose  Familien,  bestehend  aus 
38  Köpfen. 


*)  Bei  AbfaBsmig  dieser  Sehifft  wafea  die  Beebnungeii  Tom  Jahrs 
1868  noch  nicht  zusammengestellt;  es  wird  jedoch  das  Resultat  dersdbcn 
TOfMUSiehtlieh  obiger  Eecbnimg  fom  Jahre  1867  aieiBUch  gleich  sein. 
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Wenn  nun  auch  die  jetzigen  günstigen  Hesultate  der  Annen- 
anstalt mit  dadurch  herbeigeführt  sind,  dass  in  neuerer  Zeit  be- 
deutende Fabriken  entstanden  und  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
foitwfthrenil  f^'osucht  werden,  so  dass  gesunde  Personen,  welciie 
arbeiten  wollen,  stets  lohnende  Bescliaftigung  finden,  und  selbst 
bei  ziiiilreicber  Familie  vor  eifjcntlicliem  Mangel  geschützt  sind; 
wenn  auch  seit  etwa  20  Jahren  vii'le  bedeutende  milde  Stiftungen 
und  Legate  in  Bniunsehweig  gegründet  sind,  wodurch,  obgleich 
nur  ffir  die  Mittelkla?5S0  bestimmt,  der  Annenanstalt  immerhin 
einige  Erleichterung  verschaflft  wird,  so  liegt  docli  ein  Haui>tgrund 
der  guten  Erfolge  darin,  dass  die  Armendin-ktion  jetzt  strenger, 
als  sonst,  auf  die  I^efolgung  der  statutarischen  Bestimmungen  hält, 
und  die  um  Unter.stütznng  Bittenden  durch  die  Armenpfleger 
ünmer  zunächst  auf  sieh  selbst  und  auf  eigene  Arbeit  angewiesen 
werden,  so  dass  arbeitsscheue  Personen,  welche  nur  durch  Betteln 
sich  ernähren  wollen,  auf  keine  Aufnahme  in  die  Liste  der  ein- 
gezeichneten Armen  zu  rechnen  haben,  und  nur  in  Krankheitä- 
ftllen  nnterstützt  werden. 

Als  die  grOssl»  Kalaimtftt  för  die  Annen  in  Brannschweig 
iflt  die  allgemeine  Wohnungsnoth  zu  betrachten.  Wie  an  anderen 
Oiten,  80  sind  die  Miethen  für  die  kleinen  Wohnungen  fiiat  nm 
das  Doppelte  gestiegen,  nnd  man  wurd  nicht  umhin  kdnnoi,  die 
UnterstfltEungs-Ans&tse  der  Armenananstalt  för  diese  Position  m 
Mkea.  —  Den  Arbeitern  biUigere  und  gesündere  Wohnungen 
za  schaffen,  ist  wohl  unstreitig  die  nothwendigste  und  wohltfaä- 
tollste  Bestrebung  der  Jetztzeit. 

Oh  die  Gewerbefreiheit,  besoDdei*s  aber  die  unbeschränkte 
Freizügigkeit  und  die  jetzt  in  Aussicht  stehende,  so  ausserordent- 
hch  leichte  Gewinnung  des  Aruienuuterstätzungsrechts  nicht,  na- 
mentlich für  grössere  Städte,  vermehrte  Ausgaben  veranlassen 
werden,  darüber  schon  Jetzt  ein  bestimmtes  ürtheil  zu  Men, 
dürfte  wohl  verfrüht  sein. 

Hofifen  wir,  dass  durch  gemeinsame  Gesetzgebung  der  deut- 
schen Kegieruugen  hinsichtlich  einer  geregelten  Armenpflege 
einer  zunehmenden  Verarmung  wirksam  vorgebeugt  werde  l 


XI. 

GroBsherzoi^hiiiii  Oldenbni^. 

Vom 

JuBtizrath  L.  Strackerjan  in  Oldenburg. 

I.  Statistik. 

Das  Groflsfaexzogthnni  Oldeiibarg  besteht  aus  diei  ProTinzea: 
dem  Herzogtbum  Oldenburg,  dem  Fürstenthum  L&beck  und  dem 

Fürstenthum  Birkenfeld. 

Das  Herzogtbum  Oldenburg  liegt  an  Kordsee  und  Weser  und 
gebort  der  norddeutscben  Tiffclx-iie  an.  Die  Mitte  und  den  Sü- 
den nimmt  Diluvial-Sandboden  ein,  von  «[grösseren  und  kleineren 
Mooren  vielfach  durchzogen,  im  Allgemeinen  wenig  fruchtbar. 
Dieser  Sandboden  beisst  die  Geest,  im  Gegensatze  zu  der  Marsch, 
welche  den  nördlicben  Theil  ausmacht  und  aus  angesebwenimtem 
Kleiboden  von  grosser  Fruchtbarkeit  bestebt,  wenigstens  der  Haupt- 
masse nach,  denn  aueb  liier  !<•  Zinnien  nicht  unbedeutt'ude  Moor- 
strecken vor.  Unsere  beimische  Statistik  pflegt  das  Herxogtbum 
in  drei  Abtheilungen  zu  zerlegen,  nämlicb  in  die  Marscb,  die  alt- 
oldenburgiscbe  imd  die  zum  ebemaligeu  JJistbum  Münster  gehörige 
Geest,  und  wir  behalten  diese  Eintheiluug  bei,  obwolil  sie  nicht 
ganz  genau  ist.  Die  altoldeul)urgisclie  Geest  unserer  Statistik  ist 
namentlich  dadurch  in  sich  gleichartig,  weil  sie  nur  von  Pro- 
testanten bewolmt  wird,  während  die  ehemals  münsterscbe  Geest, 
auch  Münsterland  geuuuut,  durchweg  katholisch  ist.  Die  Marscb 
iat  protestantisch. 

Im  ganzen  Herzogthum  iät  die  Land  wir  thschaft  das  vorherr- 
schende Gewerbe  und  «mSbrt  als  Hauptbeschäftigung  über  62V9 
der  Bevölkerung.  Der  Grund  und  Boden  ist  öberwiegeud  in  bftner- 
licben  H&nden  und  liegt,  mit  Ausnahme  eines  Theiles  Maisch, 
in  geschlossenen  Stellen,  ber  deren  Vererbung  meistens  der  Grond- 
erbe  eine  sehr  bedeutende  Bevorzugung  geniessi  Grosse  Flftcben, 
namenüieh  im  Süden,  ermangeln  nocb  jeder  Kultur  und  sind  der- 
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selben  auch  schwer  zu  unterwerfen.  Fabrikindustrie  findet  sich 
in  Oldenburg  und  Varel  (protest.  Geest)  und  Lohne  (kath.  Geest), 
Hausindustrie  in  verschiedenen  Gegenden  beider  Geesten.  Die 
Marsch  kennt  weder  Fabrik-,  noch  Haus-Industrie,  ist  aber  bei 
Schiffahrt  und  Schiffsbau,  die  nicht  unbedeutend  sind,  zunächst 
betheiligt,  obwohl  auch  die  Geesten,  namentlich  die  protestantischen 
viele  Matrosen  und  Arbeiter  stellen.  Die  Städte  sind  weder  zahl- 
reich, noch  gross;  wir  berücksichtigen  von  ihnen  in  unserer  Sta- 
tistik in  der  Marsch:  Braake,  ElsHeth,  Ovelgönne,  auf  der  protest. 
Geest:  Oldenburg  (14226  Einwohner),  Jever,  Varel,  Delmenhorst, 
Wüdeshausen,  auf  der  kath.  Geest:  Vechta,  Kloppenburg,  Friesoythe. 

Das  Fürsteuthura  Lübeck  liegt  im  östlichen  Holstein  und 
theilt  die  Eigenschaften  seiner  Umgebung.  Der  Boden  ist  frucht- 
bar und  bietet  fast  die  einzige  Erwerbsquelle  seiner  Bewohner. 
Einzige  Stadt  ist  Eutin. 

Das  Fürstenthum  Birkenfeld  erstreckt  sich  längs  des  südöst- 
lichen Abhanges  de.s  Hundsrücks.  Die  Landwirtlischaft  ist  auch 
hier  vorwiegend.  In  und  bei  den  Städten  Oberstein  und  Idar  er- 
nährt indess  die  Bearbeitung  des  Achats  und  anderer  Halbedel- 
steine nebst  den  Hülfsgewerben  eine  dichte  Bevölkerung.  Eine 
dritte  Stadt  ist  Birkenfeld. 

Einige  Zahlen  mögen  die  verschiedenen  Landestheile  charak- 
terisiren  helfen. 


1. 

%. 

i. 

4. 

6. 

7. 

8. 

9. 

L 

EiuwohixT 

.VufimnKJEw. 

Landestheile. 

Fläche 

in 
□  M. 

am  3.  Dt'zbr. 
1H67 

\rr.  auf 

im  ]■ 

dn> 

Ganzen  i  IM. 

%  - 
f?  5'  c 

• 

2  s  " 

F2  5 

o  "  ^ 

»•  — 

kommen 
luudwirthscb. 
Tagelöhner 

mit   übue  2U- 

Land-  sam 

wirinscii 

nieu 

A.  Ilerzogthum : 
I,  Marsch  a)  Land  .  . 

»«477 

■-'7,, 

432;-) 

b)  Stiidtc  .  . 

7l'>2 

;J4,. 

36:>9 

c)  zusammen 

7()<jGJ) 

3421 

27,s 

42;i8 

202 

397 

599 

n.  Protest.  Geest  a)  Land 

S1H16 

15,4 

5986 

b)  Städte  .  . 

21>481 

45,8 

4501 

c)  zusammen 

38,;ii 

1112*J7 

2895 

23,, 

5622 

291 

131 

422 

in.  Kathol.  Geest  a)  Land 

12p 

5644 

b)  Städte  .  . 

GOlt 

23,4 

6493 

c)  zusammen 

39,47 

64015 

1622 

134 

5764 

690 

61 

751 

IV.  Das  Hcrzogtbum  .  . 

98,  n 

245981 

2r»oo 

372 

189 

561 

B.  Forstlb.  Lübeck  a)  Land 

18455 

;.u'.i2 

b)  Stadt  .  . 

33,5 

3525 

c)  zusammen 

6,68 

21793 

3262 

21,0 

31HM 

216 

51W 

814 

C  F.  Birkenfeld  a)  Land 

26644 



16,5 

9071 

b)  Städte.  . 

9024 

2:j,9 

6600 

- 

c)  zusammen 

35G68 

3907 

18,3 

84-16 

144 

198 

342 

D.  Grossherzogthum  .  . 

114,85 

303442 

2656 

21,i 

5451 

333 ,218 

ööl 
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Die  ausgeworfenen  Steuerbeträge  sind  Ton  der  staaflielMD 
Klassen-  und  klassifizirten  Einkemnienstener  entnommen  mid  zmur 
im  Herzogthnm  von  der  Veranlagung  vom  1.  Mai  1862^,  im 
Ffirstenthum  Lübeck  von  1861/62,  in  Birkenfeld  Ton  1862,  und 
sftmmtlich  redmdrt  auf  die  Zfiblung  vom  3.  Dezbr.  1861.  Die 
Steuer  erreicbt  in  den  Klassen  über  lOOO  Thir.  Einkommen  im 
Maximum  2Vo  des  letzteren,  von  1000  TUr.  abwarte  sinkt  sie 
rasdi.  Der  Inhalt  der  vier  letzten  Spalten  ist  Ergebniss  der  Zilh- 
lung  vom  3.  Dezbr.  1861.  Bei  der  Spalte,  welche  das  Verbfilt- 
niss  der  Grundbesitzer  angiebt,  sind  den  Städten  nocli  einige  von 
uns  nicht  genannte  geschlossene  Orte  beigezählt,  die  aber  keinen 
wesentlichen  Einfluss  geübt  haben  werden. 

Für  das  Herzogtbum  stellen  wir  noch  einige  weitere  Ver- 
hältnisse zusammen:  die  von  der  Klassensteuer  wegen  Unvermö- 
gens am  1.  Xovbr.  18(57  IJofreiten,  ferner  den  Reinertra<T  des 
Grund  und  Bodons  nach  dem  Kataster  vom  1.  Jan.  180(5,  den 
Miethertva;^  di  r  *  iobfnidf.  snv,\'it  diese  nicht  landwirthschaftliclien 
Zwecken  dienen  (1.  Jan.  18GÜ)  und  den  Versichorungswerth  säramt- 
licher  Gebäude  vom  1.  Jan.  1867,  reduzirt  auf  die  Bevölkerung 
vom  3.  Dezbr.  1867. 


n. 

Auf  lOU  i^inw.  kommen 
(in  Thalern) 

LftodeBiheile. 

Steuer- 
freie. 

8. 

Reinertrag 

Versiche- 

1. 

des 
Bodens. 

3. 

'  mVht 

landwirth. 

Gebäade. 

4. 

roogS' 
Werth  allar 
GebäadCi 
». 

Herzot,'tbuui  .- 

I.  Marsch    .  .  a)  Land     .  . 

b)  Städte  .  . 

c)  Zusammen 
II.  Protest.  Geest  a)  Land     .  . 

b)  Stadti-    .  . 

c)  Zusamjueu 
HL  Eathol.  Geest  a)  Land .  .  . 

b)  Srädtp    .  . 

c)  Zusammen . 

9,4 

8,1 
7,7 
8,0 
9,0 

7,9 
8,9 
8.7 

'27-14 
3G6 
2502 
100.5 

808 
1060 

rm 

1016 
1849 

261 
732 
3(19 
186 
773 
312 
132 

1Ö6 
883 

22800 
21524 
22687 
1(>415 
28805 
19697 
12896 
19969 
13872 
18969 

Die  mitgetheilten  üebersicbten  ergeben,  dass  in  Beziehung 
auf  die  Summe  der  Wolilhabenheit  die  St&dte  der  protestantischen 
Geest  obenansteheii.  dann  folgen,  als  Ganze?;  genommen,  die  Marsch, 
das  Fürstenthum  Lübeck,  das  Fürstenthum  Birkenfeld,  das  flache 
Limd  der  protestantischen  Geest,  zuletzt  die  katholische  Geest. 
Soweit  ersichtlich,  entspricht  diese  Rangordnung  den  Bodenver- 
hältnissen und  druckt  sich  wiederum  aus  in  den  Werthen  der 
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Gebäüde.  Nur  dass  die  protestantische  Geest,  obwohl  der  katho- 
lischen an  Wohlstand  fiberlegen,  an  natürlicher  Kraft  des  Ba- 
dens derselben  nachsteht,  also  auderweite  Hülfsquellen  mit  mehr 
Glück  oder  Geschick,  jedenfalls  mit  mehr  Erfolg,  benutzt  haben 
rauss.  Xeben  den  ZÜVern,  welehe  diese  Rangordnunt;  der  Wohl- 
habenheit darstellen,  laufen  in<less  andere  her,  welche  für  die 
eigentliche  Arnienstatistik  andere  Kesultate  ahnen  lassen :  die  Ver- 
hältnisszahlen der  grundbesitzenden  Familien,  der  landwirthschall- 
hchen  Tagelöhner  und  des  landwirthschaftlichen  Betriebes  derselben, 
der  Steuerfreien.  In  der  Tiiai  ergiebt  die  Aruieüstatiälik  eine 
wesentlich  andere  Rangordnung. 

Wir  schicken  einige  orientirende  Bemerkungen  voraus.  Das 
Herzogthum  Oldenbuig  zerfilUt  in  113  ArmeugememdeD  mit  dnrch- 
aehoittlieh  3177  Sinw.  Davon  kommen  anf  die  Manch  49  Land- 
gemeinden mit  durchsehnitUieh  1295  Einw.,  mid  3  Städte  mit 
dncbflclmitttiGb  2397  Einw.,  anf  die  protestantische  Geest  26  Land- 
gemeinden mit  durehschnittiich  8147  Einw.  mid  5  Städte  mit 
dutehschnittUch  6896  Einw.,  anf  die  katholische*  Geeet  27  Land- 
gemeinden mit  darchschnittlich  2148  Einw.  und  3  Stftdte  mit 
darducfanittliüh  2005  Einw*  Die  grösste  Gemeinde  ist  Oldenhnig 
mit  14226  Einw.,  die  kleinste  die  Marschgemeinde  Westrum  mit 
150  Einw.  Das  Fürstenthum  Lübeck  enthält,  ausser  der  Stadt 
Eutm  mit  3338  Einw.,  1 1  Arraengemeinden  mit  durchschnittlich 
1921  Einw.,  das  Fürstenthuni  Birkenfeld  3  Städte  mit  durch- 
schnittlich 3008  Einw.,  und  14  sonstige  Armengemeinden  mit 
durchschnittlich  2422  Einw.  Die  Eechnungsjahrc  der  Armenge- 
meinden laufen  im  Herzogthum  Oldenburg  und  im  Fürsteuthum 
Lübeck  Ton  Mai  m  Mai,  im  Fürstenthum  Birkenfeld  von  Januar 
7M  Januar,  In  unseren  Tabellen  liabeu  wir  z.  B.  dem  Kechnungs- 
jahr  1.  Mai  lHCj')'iV\  der  ersten  beiden  Provinzen  das  Rechnungs- 
jahr 18G5  des  Fürstenthums  BirkenlVld  zur  Seite  gest<^!lt. 

Vielleicht  das  genaueste  Bild  dessen,  was  die  staatliche  Ar- 
menpflege dem  Lande  kostet,  geben  die  orhobonon  iVrmensteuern. 
Zwar  tiuid  die  sonstigen  Aiifweadiiiigiu  für  das  Armenwesen  in 
manchen  Gemeinden  nicht  ganz  unbedeutend,  allein  sie  fliessen 
meist  aus  Stiftungen,  freiwilligen  Gaben  u.  s.  w.  und  würden  auch 
okae  staatliche  Ordnung  geflossen  aein.  Ana  einer  längeren  Heihe 
TOD  Jahren,  fiir  welche  nns  aus  dem  Herzogthum  Nachrichten  zu 
Gebote  stehen,  bringen  wir  fOnQfthrige  Durchschnitte,  einmal  önen 
Nebjjafarigen,  und  heben  ausserdem  die  Hungerjahre  1846  47  und 
1847/48  beaonde»  heraus^  Vom  Jahre  1856/57  an  sind  die  dni 
Gem^nden  der  ehemaligen  Henlidikeit  Kniphauaen  der  Marsch 
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liingerechnet.  Vom  Jabre  18G2G3  an  ist  die  Marschgemeinde 
Rodenkirchen  nur  schätzungsweise  verrechnet.  Die  Stadt  Jever, 
svelche  besonders  aufgeführt  ist,  liegt  auf  der  protestantischen 
Geest,  aber  am  Kande  der  Marsch. 


 _  

III. 
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Jabre. 

1. 

St.  Olden- 
burg. 

St.  Jever. 

Marsch. 

Protest. 
Geest. 

KathoL 
Geest. 

Tbl.  ^l- 

2.  3. 

Tbl. 

4. 

^  3 

>-.,  — 

5. 

"  o 

Thl.  |i- 

►»>  3 

fi.  7. 

Tfal. 

8. 

Groschen 
pr.  Kopf  * 

1  •  o 

M  CD 

Tbl.  o  D" 

10.    1  11. 

\H^Vt&  —  18»  39  .  . 

9372  32,1 
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31,1 

51433  23,7 
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10,9 
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31946 

12,2 

14217  6,3 

18«V48  .... 

1133G  34,1 

5864  44,3 

65423  31,0 

37439 

14,3 

17093|  7,7 

Im  Ganzen  hat  das  kleine  Herzogthum  in  den  31.  Jahren 
die  erhebliche  Summe  von  3,199,904  Thlr.  aufgebracht,  ungerechnet 
die  Steuern  der  Herrlichkeit  Kniphausen  in  den  ersten  21  Jahren. 

Es  mag  von  Interesse  sein,  die  Anstrengung,  welche  die  Auf- 
bringung der  Armensteuer  den  einzelnen  Gemeinden  kostete,  an 
der  staatlichen  Klassen-  und  klassifizirten  Einkommensteuer,  nach 
deren  Fusse  jene  eine  Reihe  von  Jahren  erhoben  wurde,  zu  messen. 
Der  Jahresbetrag  der  staatlichen  Steuern  wird  in  12  Monate  ein- 
getheilt  und  nach  solchen  Monaten  auch  die  Armensteuer  erhoben. 
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Die  Marschgemeinden  und  die  protestantischen  Geestgeraein- 
den  (vielleicht  auch  eine  der  katholischen  Landgemeinden),  welche 
keine  Armensteuem  zahlten,  hattt^n  —  aus  Gründen,  die  in  der 
Gesetzf'obung  übor  Gemeindeangehörigkeit  lioq'en  —  die  Armen- 
koäten  durch  freiwillige  Gaben  aufgebracht;  doch  hüben  diese  Ver- 
suche, der  staatlichen  Exekutive  ganz  zu  entbehren,  sich  bis  jetzt 
nicht  durchführen  lassen. 

Wir  lassen  nunmehr  eine  Uebersicht  der  im  Grossherzogthum 
in  den  Jahren  1856/57  bis  1865,66  unterstützten  Armen  folgen 
und  fügen  für  das  letzte  Jahr  eine  Trennung  derselben  nach  Alter 
und  Geschlecht  nebst  einer  Angabe  der  wirklich  verwendeten  Gel- 
der bei.  Die  Gemeinde  Kodonkirt  hen  ist  bei  der  ersteren  Ueber- 
sicht  seit  dem  Jahre  18G2  3  nicht,  bei  der  zweiten  gar  nicht 
beriicksicht  (s.  pag.  236  u.  237). 

Zum  Schlüsse  geben  wir  eine  ZusammensieUnng  aller  wich- 
tigereD  gefiindenen  Verhftltnisse,  wobei  wir  das  Land  der  Marsch 
als  Ehiheit  setzen.  Die  Spalten  3,  5,  10,  12,  13  sind  so  sn  ver- 
stehen: wenn  auf  x  Einwohner  in  der  flachen  Marsch  1000  Thhr. 
länkommensiener  kommen,  so  kommen  deren  auf  eine  gleiche  An- 
bU  m  den  Stftdten,  auf  der  Geest  u.  s.  w.,  soviel,  als  die  Tabelle 
aagiebt.  Spalte  4  ist  auf  Haushaltungen  reduzirt,  das  übrige  er- 
giebt  sich  von  selbst     pag.  238). 

Von  den  ünterabtheilungen  des  Herzogthums  ist  also  die 
Marsch  wie  am  reichsten,  so  auch  am  meisten  mit  Armuth  be- 
haftet,.  während  die  katholische  Geest  in  beiden  Beziehungen  auf 
der  entgegengesetzten  Seite  steht,  die  protestantische  Geest  sich 
zwischen  beiden,  aber  näher  zur  kutholisdien  Geest  hält.  An  Zahl 
der  Armen  übertrifft  die  protestantische  Geest  die  katholische  um 
die  Hälfte,  die  Marsch  wiederum  die  protestantische  Geest  um 
die  Hälfte.  An  Armensteuern  (Tiil).  III.)  und  Geldverbrauch  ist 
,  die  Steigerung  noch  hülier,  denn  auch  die  Kosten  des  einzelnen 
Armen  wachsen  in  derselben  Reihe,  wenn  auch  nicht  in  demsel- 
ben Maase.  Die  Stfulte,  welche  in  der  Zahl  der  Armen  wenig 
von  ihren  Urageljungen  abweichen,  überwiegen,  mit  Ausnahme  der 
Marsch,  dieselben  beträchtlich  hinsichtlich  der  Kosten  des  einzeln 
uea  Armen. 

Die  hauptbäclilichsten  Gründe  dieser  Erscheinungen  dürften 
die  folgenden  sein: 

Der  am  meisten  durchgehende  Grund  liegt  in  der  Verschie- 
Mieh  der  Ansprüche,  welche  die  arbeitenden  Klassen  an  das 
I«eben  zu  stellen  gewohnt  sind,  in  dem  Standard  of  life  derselben. 
Wo  diese  Ansprüche  h<(her 'stehen,  gilt  schon  für  hfll&bedürftig, 
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A.  Ilerzogthum.  I.  Marsch  a.  Land 

c.  zusammen  .... 
II.  Protest.  Geest,  a.  Land  . 

b.  Städte   

c.  zusammen .... 

III.  Kathol.  Geest,  a.  Land  . 

c.  zusammen .... 

IV.  Das  Herzügthum  .... 

B.  Fürstentbum  Lübeck,  a.  Land 

c.  zusammen .... 

C.  Fürstentbura  Uirkenfeld.  a.  Land 

b.  Städte   

c.  zusammen .... 
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GesaUte  Staats-^n- 
^  kommenst  Tab.L6. 

j£  SS  Eft  f  Ti       i!?^  #A                         fiP  Sc  ?^ 

Grandbesitzende  Fa-  i 
•     milien.   Tab.  L  6. 

g|i  1  Ii  I  g^i  1  gl  1  Ii  i 

Ldw.  Tagelöhner  ohne 
Landbetr.  Tab.  I.  8.  | 

Ld«.  Tagelöhner  im  \ 
^  Ganzen.  Tab.  1.9. 

1 ! 1 1 1 1 1 g^£S£Si§§i 

tt>>  «4  o  «4  €  «o  13  O  ce  o 

,  Frei  v.  Klubseusteuer. 

=^  Tab.  n,  2. 

 .  * 

^  ßeincrtragd.  Bodens. 
^  Tab,  n.  3. 

1 1 1 1  II  I läSsli:;?'!! 

1^  iS  O  O  r/:  _  tC  ii  -I  i 

Micthcwerth  d.  nicht  ' 
Idvv.üebäude.  Xb.11.4.  | 

)  1  1  1  )  1  1  SS^^^^Sri'g^i 

wl  Wl  Wi   W    Wi   O   C'  O 

^  Vprsicbrrnncrssumme  ' 
9  aUoiGebdude.Tb.II^.! 

>  >  1  >  II  1  g|s§§SSl§g§ 

^  F.  d.  Armen  erhobene 
r  Stetter>SioipLTb.IY. 

^  Zabl  der  Amen. 
.»«3  Tab.  V.  21. 

1    tO       tC  1     [     1    C  tO  >t»  t^i  C  ~  —  CS 
1   -JCD-^i  1     1    i   ^ Ci      1*».  O«      CC  O 

^  Kosten  aller  Armen 
^   Tab.  VL  17. 

1  C  O  in  1    1    1  pc  C:  ixi     ^  «  c:  o  OD  O 

^  Kosten  eines  Armen. 
£^   Tab.  VI.  18. 

wer  anderw&r^  sich  noch  mit  den  übrigen  anf  einer  Stnfe  befin- 
den würde,  und  wer  wirklich  erwerhsnnfilhig  ist,  mnss  viel  bOher 
gehoben  werden,  wenn  nicht  er  und  Andere  die  ArmenbebOrde  der 
Härte  beschuldigen  sollen.  Es  steht  ab«r  der  Standard  of  life  in 
der  Marsch  wesentlich  höher,  als  auf  der  Geest,  und  hier  am  tief- 
sten auf  der  katholischen.  Als  im  Jahre  1867  die  Missemte  aneb 
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in  Theilen  unserer  katholischen  Geest  einen  Nothataiid  hervorgenifen 
und  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  dorthin  gelenkt  hatte,  erstaunte 
.  man  über  das  niedrig'e  Maas  dessen,  wa.s  dort  noch  für  leidlich 
^It.  Und  der  Distrikt,  der  als  einer  der  ümisten  crschirn,  das 
Saterland,  kennt  fast  keine  Armensteuer,  hat  in  den  Jahren 
1834^5— 1850 '51  im  Gau/xn  nur  15  St^^r.  auf  den  Kopf,  also  noch 
nicht  einen  Groschen  jährlich,  an  Armenst^nier  erhöhen.  l)as  Ge- 
sammt- Einkommen  der  Familie  eiued  läudlicheu  Tagelöhners  i:it 
berechnet 

für  die  Marsch  auf  150  Thlr. 

für  die  Protest.  Geest  auf  110— ISO,  dnrclucli.  etwa  135  „ 
für  die  kathol.  Geest  auf  110  „ 

Mehr  noch  fällt  auf  dem  Hachen  Lande  in's  Gewicht,  oh  der 
sogenannte  kleine  Mann  Gelegenheit  hat,  für  eigene  Keehnung 
Landwirthschaft  zu  treiben.  Und  da  zeigen  unsere  Zifleru,  dass 
in  der  Marsch  erheblich  weniger  Grundbesitzer  sind,  als  auf  den 
Gcesten,  und  dass  das  Yerhältniss  noch  schlimmer  wird,  wenn 
nach  dem  landwirthschaftlichen  Betriebe  der  Tagelöhner  gefragt 
viid.  Der  Marschbauer  erdrückt  den  Tagelöhner  in  dem  Bewer- 
ben um  Landmitzung,  aei  es  zu  Kauf^  sei  es  zu  Miethe^  fast  toU- 
siBndig.  Die  Marsch  hat  drdmal  so  viel  landwirthschaftUche 
Tsgelohoer  ohne  landwirthschafQichen  Nehenerwerb,  als  die  pro- 
testantische Geeste  fast  siebenmal  so  viel,  als  die  katholische,  und 
tom  fallen  so  viel  mehr  von  ihren  Tagelöhnern  In  Armnth. 
Nicht  nur  dass  der  Marsch-Arbeiter  eines  ihm  am  meisten  zusagen- 
den Nebenerwerbes  entbehren  musa  —  der  landwirtbschaftliohe  Er- 
werb ist  in  den  obigen  Einnahme-Anschlägen  mit  verrechnet  — 
zwmgt  oder  verfahrt  ihn  sein  ganz  auf  Geldwirthschaft  ruhender 
Haushalt  zu  allerlei  Ausgaben,  die  der  Geest- Arbeiter,  auf  seinen 
Landbau  gestützt,  nicht  kennt:  die  Art  seiner  Ernährung  und  Klei- 
dang wird  eine  ganz  andere.  Und  Alles,  was  er  kaufen  muss,  ist 
theuer,  denn  es  fehlt  für  seine  Konsumtionsartikel  an  genügender 
Nachfrage,  um  reiches  Angebot  herbeizuziehen,  weil  det  eigent- 
liche Bauer  seine  Lebensmittel  entweder  aus  seiner  eigen«Mi  Wirth- 
schafk  gewinnt,  oder  in  grösseren  Mengen  auswärts  einkauft.  Als 
in  den  Jahren  1^^4R  ffg.  die  Tagelöhner  d^T  Marscli  sozialistische 
Neigungen  zeigten,  war  ihr  Hauptverlangen  ( welrhes  sie  auch  für 
mehrere  Jahre  dur(  h-^t  tzten),  dass  die  Bauern  von  jedem  Arbeiter 
eine  Milchkuh  zu  billigem  Preise  in  ihre  Weiden  nehmen  sollten. 
Es  war  ihnen  eben  zu  schwer  gewesen,  ^Vlilch.  dieses  unentbehrliche 
Nahrungsmittel,  für  ihre  Familien  anzuschailLii.  Dazu  kommt 
noch  der  moraiibche  Eiiiüuss  des  Grundeigeathums  oder  auch  nur 
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der  landwirthsehafklichen  Kebenbescb&ftigung,  der  auf  mebrfiidieD 
Wegen  das  Sel]»tgefQhl  und  zugleich  die  Sparsamkeit  stftrki 

Auf  die  Zustände  der  Marsch  wirkt  noch  inshesondere  nach-  . 
thdlig  das  ungesunde  Klima.  Ungesund  för  alle  Bewohner,  plagt 
es  doch  mit  seinen  Fiebern  vorzugsweise  die  Arbeiterklasse,  die 
durch  die  Art  ihrer  Arbeit,  durch  die  Mängel  ihrer  Wohnungen 
und  ihrer  Nahrung  seinen  Ai^riffen  am  meisten  prd^fegBben  ist 
Zu  der  häufigen  Unterbrechung  des  Erwerbes  gesellen  sich  hohe 
Kosten  für  Arzt  niul  Apotheker,  und  der  hohe  Arbeitslohn  in  ge- 
sunden Tagen  hat  nicht  zu  Ersparnissen  geholten.  Wie  die  tem- 
poräre Lohnerhöhung  aller  Orten,  so  scheint  auch  die  dauernde, 
aber  lokalisirte,  grössere  Lohnliöhe  eher  gesteigerte  Sorglosigkeit, 
als  gesteigerte  Sparsamkeit  im  Gefolge  zu  haben. 

Die  Städte  koinuien  an  Hölie  der  Ausf^'ahen  für  den  einzelnen 
Armen  der  Mansch  sehr  nahe,  wir  möchten  glauben,  weil  sie  am 
gründlichsten  zu  Werke  gehen  inid  ;iuch  f^röjssere  Ausgaben  nicht 
scheuen,  um  langwierige  KrankhoiLeu  heilen  zu  lassen,  das  Fort- 
erben der  Armuth  in  den  Familion  zu  unterbrechen,  durch  Fort- 
scbaffen  allzu  räudiger  Schaff  der^n  lliuifebung  vor  moralischer 
Ansteckung  zu  schützen.  Dass  sie  trotz  des  natürlichen  Andran- 
ges der  Arbeiter  die  Landgemeinden  an  Zahl  der  Armen  nicht 
übertreffen,  mag  neben  der  grösseren  Arbeitsnachfrage  in  der  bes- 
seren Verwaltung  liegen,  stellenweise  auch  vielleicht  in  dem  Um- 
stände, dass  die  höheren  Wohnungsmiethen  den  sinkenden  Arbeiter 
schon  vor  der  eigentlichen  Verarmung  fort  und  in  die  benachbarten 
Landgemeinden  treiben. 

Ton  dem  Ffirstentlium  Lfibeck  kennen  wir  nur  die  Zahl  der 
Armen,  die  noch  weit  Aber  die  Ziffer  der  Maradi  hinausgeht 
Das  Ffirstenthum  ist  von  der  Ungunst  des  Matachklima^s  ftei, 
leidet  aber  an  denselben  wirthschaftlichen  Uebeln,  und  zwar  noch 
mehr  wie  jene.  Der  an  sich  fruchtbare  Boden  ist  unter  wenig  Be- 
sitzer yertheilt  und  durch  Geschlossenheit  der  LandsteHen  üast- 
gdegt.  Die  Klasse  der  Tagelöhner  ist  sehr  zahlreich,  aber  noch  weit 
mehr  wie  in  der  Marsch  vom  eigenen  Landbau  ausgeschlossen. 
Dazu  kamen  in  Beziehung  auf  Kiederlassung,  Yerheirathnng,  Ge- 
werbetrieb bis  vor  Kurzem  ganz  mittelalterliche  Gesetze,  daher 
uneheliche  Geburten  11  Vo  aller  Geburten,  während  die  Ziffern  der 
übrigen  Landestheile  lauten:  Marsch  5,6,  Protest.  Geest  5,8, 
Kathol.  Geest  2^,  birkenfeld  G>.  Da  zugleich  die  Lebengewohn- 
heiten keineswf'^s  einfach,  die  Preise  theuer  sind,  muss  die  Ge- 
sammfc-Armeuiast  eine  schwere  sein.  Lübeck  ist  die  einzige  Pro- 
vinz, in  welcher  der  Staat  unmittelbar  der  Annenpflege  zu  Hülfe 
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lAdi  kommt,  indem  er  neuerdin^^^  binnen  hat,  für  die  Insten,  die 
4l  zur  Miethe  wohnenden  Tagelöhner  u.  s.  w.,  kleine  Landstellen  aus 

ent*  Staatsgut  zu  errichton.    Ob  diese  Maasregel  nebst  den  Reformen 

'^p^  in  der  (fe.setzgebuug  die  BesHerung  der  Zustände,  die  in  der  Ta- 

it,ii         belle  V.  sich  darzustf^llen  scheint,  dauernd  und  fortschreitend  ma- 

chen  kann,  muss  die  Zeil  ergeben. 
Xlit  Das  Ffirstentbuni  BiikenlVld  endlich  steht  in  Bezug  auf  das 

h  Ik  Armenweseu  am  günstigsten  von  allen  Landestheilen.    An  allge- 

'^^  meiner  Steuerkraft  erreicht  es  zwar  die  Marsch  und  Lübeck  nicht, 

ilg.  übertriflt  aber  doch  die  gesamnite  oldenburgische  Geest.  Die 

ggi^  Theilbarkeit  des  Grund  und  Bodens  hat  dort  zu  einer  weitgehen- 

^  de&  TheiluDg  geführt,  aber  als  Folge  derselben  nicht  etwa  eine 

allgoneine  Tenrnnuiig,  sondern  eine  grössere  wirthschaftliche  Selb- 
^         itiuidigkeit  aneh  der  weniger  Besitzenden  hervorgebracht.  Nnr 
B         die  katholische  Geest  steht  dem  Landehen,  hinsichtlidi  der  geringen 
^         Zahl  der  Armen,  Toran,  rermntblich,  weil  dort  in  dem  Verh&ltniBse 
fit         iwisdien  Bauer  ond  Henermann  noch  mehr  Patriarchalismns,  aber 
.       dafür  anch  eine  grossere  Abhängigkeit  des  Heuermanos,  sich  er- 

liilten  hat 

^  IL  Die  Gesetsgebuug. 

Wie  m  manchen  anderen  Gebieten  Deutschlands,  so  hat  auch 
^  hier  der  dreissigj ährige  Krieg  die  ^te  allgemeine  Armenordnung 

1^  für  Stadt  ond  Land  ins  Leben  gerufen.    Die  grosse  Zahl  eiiilu 

jjjj  raischer  und  fremder  Bettler,  die  in  Folge  des  Krieges  das  Land 

durchzogen,  „den  dürftigen  und  kranken  Annen  das  Brod  gleich- 
1^  ijam  vor  dem  Munde  abstritten",  die  empfangenen  Almosen  oft- 

mals in  ärgerlicher  Weise  verschwendeten  und  sich  überdies  manche 
Unordnung  zu  Schulden  kommen  Hessen ,  veranlassten  im  .Lihre 
^  1640  den  Grafen  Anton  Günther  zur  \  erkiindigung  einer  Armen- 

Ordnung,  welche  die  Vertheilung  der  von  ihm  selbst  und  von  mild- 
gesinnten  Einwohnern  l)eigesteuerten  Gaben  regeln  sollte.  Kine 
gesetzliche  Pflicht  zur  rnterhaltung  der  Armen  wurde  noch  nicht 
geschaffen,  nur  um  eine  gerechte  und  zweckiuassige  Vertheilung 
der  freiwilligen  Beitrüge  handelte  es  sich. 
^  Von  der  praktischen  VV  u  ksanikeit  der  Verordnung  wissen  wir 

^  oichtB.  Jedenfalls  war  sie  nicht  im  Stande,  ihr  nächstes  Ziel,  die 

Unterdrfl(tong  der  Bettelei,  zu  erreichen,  und  derselbe  Qraf  Anton 
^  CHhiiher  liess  unter  dem  1.  Juni  1657  eine  neue  AmunK^nog 

ttgehen.  Alle  Bettelei  wurde  verboten.  Jeder  Aime  sollte  sieh 
SD  die  dam  bestellten  Vorsteher  wenden,  die  ihnen  su  heetimmtea 
Zdten  Nahrungsmittel  oder  Geld  je  nach  der  Art  und  dem  Orade 
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ibres  Bedüifiusses  Terabreiclit  worden.  Alle  Yierta^abr  sollte  eine 
spezielle  Untersuchung  des  wirthschaffUcheii  mSL  mcialiseheii  Zu- 
Standes  aller  ArnteD  stattfinden,  an  weleher  die  Oeistlicben,  der 
Biditer,  der  Magistrat  und  die  Armenvorsteher  sieh  zu  betheOigen 
hatten.  Als  Mittel  zu  den  TJnterstatzongen  sollten  die  in  den 
Kirchen  gesammelten  Klingelbeutelgelder  und  £e  Ertrtge  der 
Armenbüchsen  in  den  Wirthshftusem  u.  s.  w.,  sowie  die  Zinsen 
der  Armenka]^ta]|0n  dienen.  Die  dfirftigen  Auslftnder  sollten  genau 
fiberwacht,  reisende  Gesellen  an  die  Zunftmeister,  die  ein  .ge- 
schenktes Amt*  hätten,  vri wiesen,  andere  dürftige  Beisende  aber 
mit  einem  Almosen  begabt  werden.  Für  diese  AlmoSMi  an  Fremde 
sollte  monatlich  einmal  von  Haus  zu  Haus  gesammelt  werden. 
Diese  noch  weiter  ins  Einzelne  ausgearbeitete  Verordnunf^  bezog 
sich  aber  nur  auf  die  Stadt  Oldenburg  und  zwei  benachbarte  Ge- 
meinden; von  den  übrigen  Gemeinden  hcisst  es  nur,  ^dass  die  im 
Lande  sich  befindenden  dürftiffen  Leute  von  jedem  Kirchspiel,  wo- 
rinnen  sie  wohnen,  snlleii  ver.>orget  werden",  ohne  dass  sich  über 
die  Organisation  der  Armenpflege,  die  Aufbringung  der  Mittel  u.&w, 
eine  Bestimmung  fände. 

Unsere  älteren  ücseizaaramlungen  entlialteii  niM-h  eine  Reihe 
von  Verordnungen,  in  welchen  die  früheren  Vorschriften  eiuge- 
schlirft,  die  Bettelei  wieder  und  wieder  mit  Strafe  bedroht  wird, 
aber  wie  wenig  man  im  Stande  war,  da?  Uebel  abzustellen,  geht 
vielleicht  am  deutlichsten  daraus  hervor,  dass  in  einigen  Edikten 
das  Betteln  \on  Haus  zu  Haus  und  durch  das  jjanze  Land  ge- 
stattet und  nur  an  die  Bedingung  geknüpft  wind,  dass  der  Bettler 
mit  einem  gehörigen  Bettelbriefe  versehen  sei.  Solche  Bett^briefe 
konnte  dem  auswärtigen  Bettler  jed«  Lokalbeamte,  dem  einheimi- 
sdien  sein  Prediger  ausstellen. 

£ine  Verordnung  des  KOnigs  Christian  VL  (Oldenburg  war 
von  1667  bis  1773  dJInisch)  vom  9.  Juli  1745  suchte  Neues  zn 
scbaifen  und  enthült  in  der  Tbat  bereits  die  Grundlagen  imseier 
heutigen  Gesetzgebung.  Es  wurden  nicht  nur  die  Strafandrobungen 
gegen  das  Betteln  in  etwas  modernerer  Form  wiederiiolt,  sondern 
zugleich  Mittel  angaben,  durch  welche  dasselbe  in  seiner  Ent- 
stehung Terbfitet  werden  soUte.  AoswSrtige,  die  sich  durch  die 
Warnungstafeln  an  den  Grenzübergängen  nicht  abhalten  liessen, 
wurden  bestraft  und  über  die  Grenze  zurückgebracht.  Inländische 
Bettler,  die  arbeitsfähig  waren,  wurden  in  die  Miliz  oder  aber  in 
eui  Zucht-  oder  Werkhaus  gesteckt.  Wirklich  hülfsbedürftige 
Inländer  aber  wurden  dem  Kirchspiele,  in  welchem  sie  den  grössten 
TheÜ  ihres  Lehens  zugebracht  hatten,  zugewiesen  und  dort  nach 
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ihrem  wahren  Bedürfnisse,  das  durch  die  Beamten  in  Verbindung 
mit  den  Predigern,  Armenvorstehern,  Armengeschworenen  unter- 
sucht und  ständig  kontrolirt  wurde,  unterstützt.  Eine  besondere 
Gemeinde- Armenkasse  wurde  eingerichtet,  in  welche,  ausser  den 
Einkünften  etwaiger  Armen-Kapitalien  und  Grundstücke,  die  Er- 
träge der  monatlichen  Hauskollekten  flössen.  Genügten  diese  noch 
nicht,  so  wurden  die  Eingesessenen  nach  ihrem  Vermögen  zu  einem 
gewissen  Armengelde  angesetzt,  das  nach  Bedarf  monatlich  oder 
vierteljährlich  zwangsweise  erhoben  wurde. 

So  sollte  es  wenigstens  sein.  Allein  noch  war  der  Stiiat  nicht 
mächtig  genug,  seinen  Willen  durchzusetzen.  Wir  sehen  nicht 
g«ua,  warum  nidht.  Wir  erfiduren  zwar«  dass  ea  an  einer  einbeilr 
Mm  Yerwaltnng  insofern  fehlte,  als  die  zahlreichen,  über  einzelne 
Gemeinden  hinausreichenden,  oft  ÜDr  das  ganze  Land  hestimmten 
müden  Stiftungen  jede  fär  sieh  ihre  EinkOnfte  vertheilten  und  dem- 
gemiss  nicht  seUen  Tersch wendeten;  allein  dies  erklftrt  nicht,  warom 
uiefat  die  Bettler  bestraft,  warum  die  einzelnen  Gemeinden  nicht 
allgehalten  werden  konnten,  das  wirklich  vorhandene  Bedürfiuss 
ZQ  befriedigen.  Wir  er&hren  femer,  dass  die  Gemeinden,  welche 
wirldidi  Zwaogs-Armenbeiträge  ausschrieben  —  ihrer  waren  nnr 
wenige  —  diese  dem  Gesetze  zuwider  nicht  nach  dem  Vermögen, 
sondern  nach  Grund  und  Boden,  also  ohne  Rücksicht  auf  die  Schul- 
den, umlegten;  allein  diese  interessante  Thatsache  beweist  nur, 
dass  die  Eingessenen  die  Grundsteuer,  ihren  Verhältnissen  nach, 
för  die  beste  Form  der  Gemeindesteuer  hielten.  Es  bleibt  wolil 
nichts  übrig,  als  allgemein  anzunehmen,  dass  das  Volk  noch  nicht 
reif  oder  mürbe  p'nu<;  >var,  die  Zwangs- Arnienpflf«.'-*'  zu  ertragen, 
und  daher  durch  seinen  passiven  Widerst^md  die  Organe  des  Staats 
lähmte.  Dass  die  Verordjiuiig  nicht  zur  Geltung  gelangt  war,  ist 
jedenfalls  gewiss,  denn  Stadt  und  Land  waren  nach  wie  vor  mit 
Bettlern  erfüllt,  und  selbst  offizielle  Bettelbriefe  auf  zwei  bis  drei 
Monate  blieben  in  Gebrauch.  Ein  Zeitgenosse  schildert  den  Zu- 
stand, wie  er  in  den  achtziger  .laliren  des  V(trigen  Jahrhunderts 
vorlag,  drastisch  genug,  und  es  njag  erlaubt  sein,  diese  Schilde- 
rung in  ihren  liuuptzügeii  hier  mitzutheilen ,  um  das  endliche 
Duniidiingen  des  lange  abgewiesenen  Zwanges  zu  erklären.  Man 
kennte  sich,  heisst  es,  vor  Vagabonden,  reisenden  Handwerksbur- 
scfaen,  Krüppeln,  Lahmen  und  Blinden,  Anss&tzigen  nnd  Zitterern 
nicht  beigen,  sie  pochten  auf  Almosen  nnd  behaupteten,  dass  sie 
Hmigen  sterben  mfissten.  Die  Einwohner  in  den  Städten  und 
auf  dem  l4inde  hatten  in  ihren  Wohnungen  keinen  Tag  Ruhe. 
Eine  Schaar  von  Bettlern  griff  ohne  Unterschied  alle  an,  Avf 
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den  Pferde-  und  Krammftrkten  erscholl  ein  heiseres :  «Sein  £5e 
barmherzig!  dn  armer  blinder  Msnn;  ein  Mann  ohne  Bein;  sehen 
Sie  den  salzen  Fluss;  Gott  wird*8  wieder  segnen!"  Da  hinkten, 
krochen  nnd  stolperten  halbbeinigte,  mit  Gesehwfiren  beladeoe, 
bucklichtOi  zerlnmpte,  garstig  verlarvte  Alte  und  Kinder  durch 
einander,  dass  den  Mann  Yon  Empfindung  Ekel  und  Grausen  an- 
wandeln musate,  und  er  kaum  schnell  genug  seine  Gabe  ausspen- 
den konnte.  Zur  Zeit  der  hohen  Feste  und  des  Jahreewedisels 
tönte  von  Anbruch  des  Tages  bis  in  die  finstere  Nacht:  »Fried* 
und  Einigkeit  und  die  ewige  Seligkeit".  Da  half  kein  Bitten  und 
Schelten:  «Wir  geben  nach  dem  Katbhause,  da  wird  ausgethei- 
let!*  ,Ja,  wer  da  ankommen  könnte!*  „Ihr  müsset  arbeiten I' 
tJa,  wer  hat  Arbeit?"  Der  Vermögende  rief:  ,Was  hilft  die 
Yerordnoog?  Wo  ist  der  Annenvogt?"  Der  Bettler:  „Sein  Sie 
barmherzig,  ich  habe  in  drei  Tagen  kein  Brod  gehabt,  ich  habe 
kein  Hemd  am  Leibe  !^ 

,Der  Jammer  des  Aniun  drang  mit  der  Klage  des  recht- 
schaffenen floissigt'ji  Büru''<'r>  iiiid  L;indniannes  bis  zum  Ohre  des 
gutigsten  Kegentcii".  friert  jener  Zeitgenosse  hinzu  und  hiM,  da- 
mit zu  der  Armeuor'luung  vom  1.  Aui(ust  1786  hinüber.  Diene 
Armonordnung  ist  es,  welche  noch  jrt/i  die  geselzliclie  Onmdlagc 
unserer  Arraeneinriehtungen  ])ildet  und  sich  von  Anfang  her,  wenn 
auch  nicht  ohne  Oiiimsition ,  Mfltung  zu  verschallen  gewusgt  hat. 
Der  Herzog  Peter  Friedrich  Ludwig,  der  sie  erliess,  war  ein  ener- 
gischer Mann  und  liatte  einen  Itcreits  struflVr  anzielienden  Behör- 
den-Organismus in  seiner  festen  Hund.  Das  i'uldikuiii  andererseits 
war  ohne  Zweifel  empfindlicher  geworden  gegen  die  Belästigung 
der  Bettelei,  wie  gegen  die  Gewissensbeunruhigung  darüber,  dass 
trots  der  Mildthätigkeit  des  Einzelnen  dodt  der  Armuth  nicht  m 
rechter  Weise  gesteuert,  nicht  aDer  vorhandenen  Koth  ahgeholfea, 
noch  weniger  der  kfinftigen  Torgebeugt  werde. 

Die  Armenordnung  hat  im  Laufe  der  Zeit  mancherlei  Aende- 
rungen  er&hren,  am  stärksten  durch  die  Gemeinde-Ordnungen  vom 
28.  DoK.  1831  und  1.  Juli  1865  und  durch  die  Qesetse,  welche 
die  Armensteuem  auf  den  Fuss  der  staatHohen  Stenern  vom  ISn- 
kommen  setzen.  Die  gegenwärtige  gesetdiche  Einriditung  ist  die 
folgende:  Die  Oherauf^cht  über  dsa  gesanunte  Armenwesen  und 
die  Verwaltung  deijenigen  Armenstiftungen,  welche  nidit  ^er 
«naelnen  Gemeinde  angehören,  stehen  der  Begiemng  zu*).  Unter 


*)  Tom  1. HsiiaGD  an  hOfI  die  Begiemng  «of,  ihre  Befogiiine  gdien 
Mf  Abtheihmge&  des  Ministeriains  aber. 
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dieser  stehen  die  ArmenkommiHsionen  der  einzelnen  Geineiuden 
und  zwar  der  weltliclieü  Gemeinden,  indem  dir.se  je  einen  Armen- 
^  bezirk  bilden.    In  der  Retrel.  aber  nicht  immer,  fallen  die  welt- 

jjjjjl^  lieben  Gemeinden  mli  den  ivirclispielägemeinden  zusammen.  Die 

^  Armeakommission  wird  gebildet  aus  dem  Gemeindevorsteher  als 

Vorsitzenden,  aus  mindestens  zwei  vom  Gemeiuderathe  gewählten 
Mitgliedern  desselben,  und  aus  den  Armenvätern.    Endlich  haben 
^  Sitz  und  Stimme  die  in  der  Gemeinde  angestellten  Pfarrer.  Im 

Eiüverstäudüisse  mit  dem  Gemeinderath  kann  die  Armenkommis- 
fiomoeli  andere  Oemeindegenossen,  welche  dam  bereit  sind,  auf- 
^         fordern,  als  stimmffibrende  Mitglieder  einsutreteo.  Die  Armen- 
kommission  bewilligt  die  nOtbigen  UntentötKimgeii  und  entBcbeidet 
jg^         fiber  die  Art  derselben,  ist  ftberhanpt  verwaltende  Bebörda  Die 
üntetstfitzten  haben  sieb  ihren  Anordnungen  zu  unterwerÜBn,  der 
^  ^         Verntteode  bat  diesen  Anordnungen  nöthigenfiills  durch  geeignete 
Zwai^mittel  Folgeleistung  zu  versebaffen.  Die  Armenboimnission 
^         beschliesst  boUegialisob,  ihre  Sitzungen  sind  Öffentlicb.  Die  Anuen- 
^         viter  werden  vom  Gemeinderath  aus  drei  von  der  Armenkommission 
Torgeschlagenen  Personen  auf  6  Jahre  gewählt.  Jeder  Ärmeavater 
hat  einen  bestimmten  Bezirk,  in  w  elchem  er  die  Anti^äge  der  Armen 
entgegennimmt,  den  gesamnit(Mi  wirthschaftlichen  und  moralischen 
Zustand  der  Armen  untersucht  und  koutrollirt,  und  zur  Ausführung 
bringt,  was  die  Arraenkommission  auf  seineu  Vortrag  beschliesst.  — 
Jeder  Arme  hat  ein  Recht  auf  Unterstützung  seitens 
derjeni<:(en  Gemeinde,  welcher  er  als  Mitglied  angehört. 
(Die  Ersitzung  der  Gemeinde- Angehörigkeit  ist  eine  dreijährige 
^  und  wird  durch  öflentliche  Unterstützung ,  Bestrafung  wegen  ent- 

^  ehrender  Verbrechen  und  Vergehm  u,  s.  w.  unlerbruchen.)  Doch 

erfolgt  die  Unterstützung  nur  aushülfsweise,  und  die  nach  dem 
^*  bürgerlichen  Rechte  zur  gegenseitigen  Ernährung  verpflichteten 

Eltern,  Kinder  und  l^^hegatten  müssen  zunächst  eintreten,  widrigeu- 
^  felis,  unter  Benachrichtigung  derselben,  die  Unterstützung  auf  deren 

Kosten  geschieht.  Auch  sind  alle,  einer  Person  vom  zurückgelegten 
18.  Jahre  an,  geleisteten  Unterstützungen  nur  als  Vorschüsse  an- 
zusehen, und  kdnnen  zurfiekveriangt  werden,  sobald  dn  Uuter- 
^         stfitzter,  nach  billigem  Ermessen  der  Armenkommissioii,  zum 
Bnatze  im  Stande  ist  Arme,  welcbe  wegen  besonderer  Umsttade 
eine  vorzüglichere  Behandlung  verdienen,  oder  wddie  lediglich 
¥         dnrck  plAtiUcfae  unabwendbare  Unglucksßlle,  als  Brand,  Beraubung, 
ji^  Scbiffbmch  oder  dergL,  m  Noth  gebracht  worden  sind,  erhalten 

eine  Beihtife  aus  den  sdlgemeinfin  Annenfonds  der  Begiemng,  und 
^         eben  daher  werden  auch  die  Kosten  erstattet,  welche  die  Unter- 
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stfitzmig  anslfiadisclier  Annen  Tenursacht.  Alles  Betteln  ist  Ter- 
boten.  Sogar  das  Almosengeben  ist  mit  eber  Geldstrafe  m 
2  Thalem  Gold  (im  ersten  Falle)  bedroht;  doch  wird  diese  Dro- 
hnng  wohl  kamn  noch  irgendwo  zur  Ausführung  gebracht  —  Zu 
Deckung  der  Ausgaben  besteht  in  jeder  Gemeinde  eine  Annen- 
kasse, deren  jährliche  Yeranschlagungen  und  Rechnungen  von  dem 
Gemeinderathe  festgestellt  werden.  In  die  Kasse  fliessen  die  Ein- 
kfinfte  der  in  der  Gemeinde  vorhandenen  Stiftungen  an  Kapitalien 
und  Grundstücken,  der  Ertrag  der  Klingelbeutel,  Becken  u.  s.  w., 
soweit  dieser  nicht  von  der  Kirchengeraeinde  beansprucht  wird, 
der  Erlös  eines  etwaigen  Nachlasses  der  Armen,  Vermächtnisse, 
Schenkungen,  Geldstrafen  und  andere  zullllige  Einnahmen.  Das 
Fehlende  wird  aufgebracht  durcli  die  Armensteuer,  eine  Steuer 
nach  dem  Fusse  der  staatlichen  Einkommensteuer,  welche  alle  Be- 
wohner der  Gemeinde,  Ausländer  wie  Inhlnder,  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  Militürpersoneii  (Bundesverordnung!),  trifft,  und  in 
monatlichen  Raten,  je  nach  Bedürfniss,  erhoben  wird.  Die  unter- 
sten der  von  der  Staatssteuer  uocli  erfassten  Kinkomme<i  werden, 
wie  das  Gesetz  dies  zulässt,  von  der  Armeugemeinde  oftmals  un- 
besteuert  gelassen. 

Um  dem  Schema  des  Gesetzes  einiges  Lp])en  zu  verleihen, 
theilen  wir  aus  der  Armenrcchnuug  der  Stadt  Oldenburg  für  das 
Jahr  1.  Mai  1865,6  einen  Auszug  nebst  einigen  erläuternden  Be- 
merkungen mit.  Die  Stadtgemeinde  hatte  in  diesem  Jahre  etwa 
18680  Einwohner.  In  der  Armeukommission  sassen  vom  Gemeinde- 
vorstand  der  Stadtdirektor,  der  Syndikus  und  ein  Kathsherr,  femer 
zwei  evangelische  und  ein  kathoUscheir  P£uter,  zwei  Mitglieder 
aus  dem  Gemeinderaib,  ein  frei  aus  der  Gemeinde  gewähltes  nnd 
zehn  Armenvftter,  von  denen  acht  je  einen  Bezirk  unter  sidi  hatten, 
zwei  die  in  Kost  nnd  Pflege  gegebenen  Annen,  und  zwar  emer 
die  Erwachsenen,  der  zweite  die  Kinder,  beanüsichtigten.  An  den 
monatlich  einmal  stattfindenden  Sitzungen  mussten  auch  der  be- 
soldete Armenarzt  und  der  Armeniechnnngsf&hrer  Theü  nehmen. 

A.  Eino ahmen.  Tlilr.  Sgr.  Ff. 

I.  1)  Kassebehait   —  — •  — 

9)  Restanten   846  6  10 

II.   1)  Grundrentp,  Erbpacht,  Pacht   102  12  — 

2)  Ziosen  von  ausstehenden  Kapitalien  •  .  ,  681  7  7 

3)  Abgetragene  Kapitalien   2544  6  U 

4)  voiTi  Mobiliar-Vermögen   30  —  — 

III.   Schenkungen  und  freiwillige  Beiträge   3  7  4. 

lY.  1)  Zuschüsse  ati8  der  Häkasse  und  Yom  Prin- 
zen Peter  (Aversionalsummen  für  die  Steuern  ge- 
wisser Hofbeamten  —  selir  buch  bemeüi&cn  und 

wohl  nigleieli  als  fleioheiUc  aiuraseben)  .  .  .   882  1  10 

Latus  491»  11  6 
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Transport:  4968  11  6 

Tlfe  2)  ZuschuBS  des  Generalfonds  —  der  Landos- 

■  Armenmitte]  —  für  Arme,  die  über  das 

'"^''^                        gewöhnliche  Maas  hinaus  nntmlOtst  wurden  26  ->  — 
l  -              Y.  ZoxOckgezablte  Vonchasge 
.                       1}  aus  den  generellen  Fonds  und  von  anderen 

Gemt'indpn   172  1  6 

\ig  ^  2)  Von  einzelnen  Gemeindebürgern 

vr                          a)  Yorsehflise  Inf  Zeit   49  17  8 

b)  Armenuntcratützunpcn   71  20  6 

.2Nt&  F^rlüs  aus  dem  Verkauf  von  Arbeiten  und  des 

Nachlasses  der  Armen   197  16  8 

^  5  '"            Vn.  Gebühren  (von  einor  Maskerade)   50  —  — 

Ii  Tji           VIII.  Armensteuer  =  ^,13  iStaatseiukommensteuer    .   .  9462  20  — 

IX.  Sonstige  Einnahmen   1  d  s 

IfiOia  6  11 
,                                          B.  Attigaben. 

iKj.               I.  Vorschuss  des  Rechnungsführers   1004  21  7 

II.  Geschäftskosten,  Gehalt  des  Rcchnungsfinhrera  etc.  2tO  —  8 
jjS^             Iii,  Verwaltung  des  eigenen  Vermugeus 
j.  1                         a)  Abgaben  und  Unterhaltong  dei  Omnd- 

Termögens   10  17  ^ 

je  00*                           b)  Zinsen  Air  Sehidden .   47  26  — 

^                             c)  SchuldPiiiibtrag   2204  22  10 

d)  Belegte  Kapitalien   590  13  8 

IT.  Entsdiftdigung  an  eine  Nadibatgemeinde  vagen 
Abtrennung  von  der  stftdtiachen  Armengemeinde 

(20  Jahre  je)   552  17  3 

oritift  V.  Armenunterstützungen  nnd  swar 

.lg                       1)  an  Ausdinptinpsgeldem  u.  für  Korrcktionäre  4126  27  3 

J***                      2)  an  Mouatsgeldern  der  Armenv&ter  ....  1149  25  9 

iUllr                      3)  für  Nahrungsmittel   12  18  11 

4)  für  Kleidung   267  6  7 

I**^                        5)  für  Feuerung   226  —  — 

^                       6  für  Miethe   591  9  2 

7)  fOr  Hospital  und  Irrenheilanstalten    .  .  .  417  6  4 

r.  lo^                    8)  fOr  Arsenei  nnd  Arztlobn   240  1  — 

•^yn                       9)  Begräbnisskosten   ^4  23  r» 

7"  -j  10)  Schulgeld,  Bücher  u.  s.  .  .  .  ,  .  24ä  12  11 
Ivi'*                  11)  Sonstige  UnterstOtsungen  (x.  B.  xnr  Ana* 

we-                       Wanderang  einielner  ijfmer)  .  696  1  8 

^  VI.  Vorschüsse 

ff*                     1)  für  generelle  Fonds  und  andere  Gemeinden  172  1  q 

2)  an  einzelne  Gcmeindebürjrer  auf  Zeit    .   .  26  15 

■  .  vn.  Für  rohe  Materialien,  Arbeitslohn,  für  Arbeiten 
W  der  Armen,  Gehalt  der  Terwnlterin  des  Maguins 

Lgifl                   für  Bekleidung  der  Armen  n  s.  w   702  8  4 

^1  yiXL  BQckst&ndig  gebliebene  Einnahmen 

^                          1)  zum  Abgang  beorderte  Rflckstftnde    ...  139  22  9 

»      ^)  genehmigte  Mckst&nde   540  9  5 

5               a.  SooMigo  Augabän   88  13  5 

'  :                                                     ''um  17  i: 

j  H                                                    bleibt  Kassebebalt  692  19  11 

:  ]              Unrichtig  ist  die  Bechnung  insofern,  als  die  durcb  VII.  der 
Ausgaben  gewonnenen  Produkte,  soweit  sie  für  die  Annen  direkt 

verwandt  sind  —  und  dies  ist  der  grössere  Theil  —  der  Strenge 
j  Hl         nach  sowohl  in  der  Sinufthme  unter  VI.,  als  in  der  Ausgabe  unter 


Digitized  by  Google 


348 


V.  4  hätten  vorkommen  müssen;  der  Krtrag  der  Ausgabe  VIL 
bleibt  im  Dmikeln.  —  Ht.'g'elmässige  üutprstüt/uiigen  haben  er- 
halten loö  Familien,  bestehend  aus  53  männlichen,  96  weibli^dieii 
Personen  über  14  Jahre,  87  Knaben,  99  Mädchen,  ausserdem  an 
einzeln  lebenden  Personen,  3  männliche,  21  weibliche  —  zusammen 
359  Personen.  Davon  sind  in  fremden  Häusern  untergebracht 
(ausverdnnp'n):  33  männliche  und  47  weibliche  alte  und  gebrech- 
liche Personen;  2  mäimliche,  3  wfibliclio  Personen  in  der  staat- 
lichen Zwangsarbeitsimstalt ;  3  männliche.  4  weibliclie  Kranke  iu 
Irrenanstalten;  50  Knaben,  04  Mädchen  —  zusammen  196  Per- 
sonen. Temporäre  Unleratützungen  laben  erhalten:  25  Familien 
und  36  einzeln  Lebende,  zusammen  HO  Personen;  ünterstützungs- 
vorschüäse  auf  Zeit :  3  Familien  und  2  einzeln  Lebende,  zusammen 
15  Personen. 

Die  Unterbringung  der  Anueu  in  fremden  Häusern  geschah 
früher  allgemein  im  Wege  der  öffentlichen  Ausdingung  an  den 
Mindestfordemden ;  doch  kommt  diese  Weise,  als  das  menschliehe 
GefBhl  verletzend,  mehr  und  mehr  ab.  Auch  im  wiithschafUichen 
Sinne  hllt  man  es  jetzt  f&r  yoriheSlhafter,  die  Amen,  namentlich 
die  Kinder,  nicht  gerade  am  billigsten,  sondern  am  besten  unter- 
zubringen und  sich  die  Annehmer  sorgfältiger  anszosuchen.  Die 
Stadt  Oldenburg  verfolgt  den  Gnmdsatz,  die  Armenkinder  und 
die  erwachsenen  Armen,  welche  für  einen  selbständigen  Haushalt 
sidi  nicht  «gnen,  anf  dem  Lande  in  Kost  und  Pflege  zu  geben, 
und  findet  ohne  Zweifel  nach  aUen  Seiten  hin  ihren  Vortheil  da- 
bei. Ein  so  ansverdungener  Armer  kostet  in  der  Regel,  wenn  er 
erwachsen  ist,  zwischen  20— 40Thlr.,  durehsdmittlich  etwa  28  THr., 
wenn  Kind,  12—30  Thlr.,  durchschnittlich  etwa  10-18  Thlr. 

Armenanstalten,  in  welchen  Arme  verpflegt  werden,  Arbeits- 
häuser, in  welchen  sie  beschäftigt  W(»rden,  kommen  nicht  vor;  Ar- 
menschulen sind  staatsgrundgesetzlich  verboten.  Dass  Gemeinden 
sich  zur  Unterbringung  obdachloser  Armenfamilien  Häuser  eigen- 
thümlich  oder  miethweise  halten,  ist  zwar  nicht  selten,  aber  man 
lässt  diesen  Familien  ihre  eigene  Wirthschaft.  Neuerdings  zeigt 
sich  in  der  Marsch  und  einzehien  anderen  Gemeinden  einige  Nei- 
gung, Armenhäuser  nach  Art  der  englischen  herzustellen,  indess 
zur  Ausführung  ist  es  noch  nirgends  trekommen.  Der  Staat 
unterhält  in  Verbindung  mit  seinem  Zui  liiiiause  eine  Zwaiigsarbeits- 
anstalt,  in  welche  verkommene,  mehrfach  bestrafte  Personen,  auf 
Kosten  der  Gemeinden,  für  eine  bestimmte  Zeit  aufgenommen  wer- 
den; doch  ist  die  Aufnahme  nicht  leicht  und  der  Aufenthalt  da- 
selbst setzt  die  Korrektiouäre  in  der  öä'eutlichen  Meinung  zu  tief 
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'^W  herab,  so  dass  die  Anstalt  die  Armenhänsor,  wio  man  sicli  die- 

f't^r.  gelben  in  der  Marsch  u.  s.  w.  vorstellt,  alloidings  nicht  übor- 

iil-'W  flüssig  machen  kann.  Arbeitshäuser,  in  welchen  Arme,  ohne  dort 

^tflia  zu  wohnen,  Arbeit  (und  wohl  auch  Beköstigung')  fiiulen,  sind  niehr- 

s»MB  raals  eini^erichtct  o^eweseu,  aber  stets  wegen  zu  grosser  Kostspit'lig- 

ifbraÄ  keit  wieder  aufgegel.H'n. 

['t.'rii-  Fragt  man,  wit-  das  Annenwesen  des  Herzogtlunn:<  von  der 

isiii'  Bevölkerung  beurtlieilt  wird,  so  lautet  die  Antwort:  im  Allgemei- 

lokii  nen  günstig.   Die  Bettelei  der  inländischen  Armen  ist  so  gut  wie, 

JßP*-  beseitigt,  wogegen  freilich  die  geringe  Zahl  der  Pidizei-Ortizianten 

ici^a  das  Bettelu  der  fremden  Gesellen  und  Arbeiter  nicht  zu  uuter- 

ii'Mr  drücken  vermag.    Das  Bewusstsein,  dass  kein  Armer  Noth  leide, 

MSü  und  die  Bequemlichkeit,  mit  welcher  flir  die  meisten  Einwohner 

dieiies  Besidtat  erreicht  wird,  hilft  über  die  Unannehmltdikeit  des 
reitbii  Steaerzahlens  hinweg,  und  nur  wo  die  Steuern  gar  zu  hoch  an- 

u  ii  wachsen,  wünscht  man,  nidit  eine  Aenderung  der  Grundsätze,  son- 

^  dem  nur  schftrfere  Mittel  gegen  die  Faulheit  und  Völlerei  arbeits- 

^ci0  tUiiger  Armen  oder  doch  eine  schärfere  Anwendung  der  unter  der 

idil  jetzigen  Gesetzgebung  zu  Gebote  stehenden  Mittel.  An  den  Prin- 

zipiea  unseres  Armenwesens  hält  ohne  Zweifel  eine  ganz  fiberwie- 
I,  Ik  gende  Mehrheit  der  Bevölkerung  noch  lange  fest, 

ifini  Die  Fürsten thümer  Lübeck  und  Birkenfeld  haben,  wie  auch 

hjjIiIi  Theile  des  Herzogthums,  eine  andere  Geschichte  des  Armenwesens; 

die  jetzige  Einrichtung  entspricht  indessen  der  des  Herzogthoms 
^it  eilen  wesentlichen  Punkten. 

0t  Wir  haben  uns  enthalten,  diejenigen  Einrichtungen  zur  Be- 

kämpfung  und  Linderung  der  Armuth,  welche  nicht  auf  staat- 

ijf  lieber  Ordnung  beruhen,  in  unserer  Darstellung  aufzunehmen,  weil 

der  Plan  des  Werkes  diese  Enthaltsamkeit  zu  fordern  sciiien.  Ganx 

..jf.  unerwähnt  darf  aber  doch  nicht  bleiben,  dass  die  staatliehe  Arnien- 

jjjjffi  Ordnung  die  kirchliche  Armenpflege  und  die  private  W'oldtliiHig- 

keit,  in  den  Städten  iiäufig  durch  Vereine  organisirt,  weder  über- 

,0  äüssig  gemacht,  noch  auch  crtödtet  hat 

;^ 
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Regiernngnalh  A.  RindfleiBeh  in  Deuaa. 

In  dem  grösseren  Theile  des  gegenwärtij^eu  Herzogthums 
Anhalt  gehurte  die  allgemeine  direkte  Btaatssteuer  tiocli  vor 
kaum  10  Jahn-n  /u  den  unbekannten  Dingen.  Der  Abvvurl'  aus 
dem  DomanialbesiLz  des  fürstlichen  Hauses,  wüloher  an  landwirtli- 
seliaftlicli  genutzten  Flachen  etwa  i  Meilen  und  an  Forstgrund 
73  iJ Meilen  einnimmt,  alsu  etwa  oO"'o  vun  der  Geaaramtfläche 
des  ganzen  Li'mdehtns  beträgt,  liess  bis  in  die  neneste  Zeit  hinein 
direkte  Ii«  itiage  der  Unterthaneu  zum  Verwultungsuufwande  ent- 
behrlich erscheinen.  Freilich  war  dafür  aber  auch  der  Charakter 
des  Patrimomalstaates,  mit  seiueo  Vorzügen  und  Mängeln,  aUen 
Zweigen  der  öffenfUdien  Verwaltung  aufgeprägt.  Ee  kum  nidit 
Wunder  nehmen,  dass  in  einem  Lindchen,  dessen  FdrstenhaiiSi 
abgesehen  von  einem  reichen  anawfirtigen  QäterbesitK,  nicht  we- 
niger als  72  meist  grossere  Landgfiter  sein  Eigen  nennt,  selbst 
die  Anschauung  des  Volkes,  namentlich  in  den  firfiheren  Zeiten 
des  unentwickelten  StaatsbegrÜfes,  in  der  Person  des  Landeshemi 
weit  mehr  den  reichen  Grundherren,  dessen  persönlichem  Wohl- 
wollen man  sdne  Wünsche  anempfiehlt,  zu  erblicken  geneigt  ist» 
als  die  abstrakte  Person  des  Staatsoberhauptes,  in  dessen  Namen 
die  Verwaltung  nach  fester  Regel  geführt  wird.  Wie  diese  An- 
schauung früher  alle,  selbst  die  leitenden,  Kreise  mehr  oder 
minder  beherrschte,  davon  bietet  vor  manchen  anderen  Zweigen 


♦)  Der  Darstellung  des  Annenwesens  im  Herzogthom  Anhalf  sollte 
eine  solche  des  Amenwesens  in  den  Tliaringen'scheu  Landen  vor* 
hergehen  Der  desiguirte  Herr  MHsrbdler  hat  die  von  ihm  erbetene  Ar*  ^ 
beit  nieht  reebtseitig  zam  Abecbltiss  xa  bringen  Termoeht,  und  der  Untere  iit, 
sdebinete  tnuss  sich  vorbehalten,  ditMdbe  eventnell  noch  in  einem  NMbtng  ^ 
m  diesem  Werke  aufzunehmen.  Der  Oenuugeber. 
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der  Verwaltung  gerade  die  Entwickelung  des  öffentlichen 
Armen  Wesens  einen  treffenden  Beleg, 

Der  älteste  Versuch,  der  öffentlichen  und  Privat-Armeupflege 
eine  Art  gesetzlicher  Basis  zu  geben,  dürfte'  in  der  ,Alniosen- 
Ordnung"  des  —  in  der  Literatur  als  Stifter  der  , fruchtbrin- 
genden Gesellschaft"  bekannten  Föi-sten  Ludwig  von  Anhalt- 
Kuthen  vom  Jahre  IGLS  zu  erkennen  sein.  Es  wurzelt  dieser 
landesfürstliche  P^rlass  noch  ganz  in  der  iiltereii  Anschauung,  welche 
die  Unterstützung  der  Armen  weniger  als  einen  Gegenstand 
der  öffentlichen  Verwaltung,  denn  als  ümc  religiöse  üe- 
wisaenspflicht  der  mit  irdischen  Gütern  Gesegneten 
Iwbichtet.  Die  Kirche  und  deren  Diener  erscheinen  als  die 
bernfenea  Ffl^er  der  Annuth.  Ihnen  wird  zur  Pflicht  gemacht, 
die  wahrhaft  Bedürftigen  ,tleissig  zu  erkunden*,  in  ihre  Listen 
^  eiumtragen  ukd  den  Wohlhabenden  zur  ünterstQtzung  zu  empfeh- 

\ii  )aij  Simulanten  und  Tagediebe  hingegen  durch  kirchliehe 

Bussen  zur  Ordnung  zurückzuführen.  Sie  sollen  durch  ihre  AI- 
moseuj^eger  und  «Eastenherren*  freiwillige  Gaben  einsammeln 
1^  lassen  und  besitzende  Pfarrkinder  zu  Armenstiftungen  anr^en, 

^  indem  sie  «solcher  Stifter  Vor-  und  Zunamen  von  der  Kanzel 

verkündigen*  etc.  Aus  dem,  was  auf  diese  Weise  und  sonsten 
in  den  Almosenkasten  fliesst,  sollen  nicht  bloss  die  Armen  der 
Gemeinde  mit  des  Lebens  Nothdurft  ,wie  zum  ffiglichsten  und 
erbaulichsten  geschehen  mag"  versorgt,  sondern  auch  fremde  durch- 
0  reisende  Personen,  »so  ohne  Zehrung  seind  und  doch  dem  Bettel- 

^        ,    Stab  nicht  nachziehen "  mit  einem  viaticum  versehen  werden  u.  s.  w. 

Es  Ist  nicht  wahrscheinlich,  da.ss  diese  Almosen-Ordnung 
^  praktische  Resultate  erzielt  hat.    Die  Drangsale  des  dreissigjäh- 

rigen  Krieges,  unt^i-  denen  ja  auch  in  Anhalt  Fürst  und  Volk 
^  fast  um  die  nackte  Existenz  zu  ringen  hatten,  waren  nicht  das 

Klima,  in  welchem  solche  Keime  staatlicher  Fürsorge  für  das 
Geraein  wohl  sich  hätteji  entwickeln  können. 
0  In  der  That  beginnt  denn  auch  erst  in  der  zweiten  Hiiirie 

^  des  vorigen  JahrJjunderts  die  Gesetzgebung,  der  Armenpflege  ihre 

^  Aufmerksamkeit  wieder  zuzuwenden. 

Es  genügt,  die  weitere  Entwickelung  des  Armen weseus  bis  auf 
die  oflueete  Zeit  an  einem  der  damals  noch  getrennten  4  Landes- 
0t  theile,  dem  Fflrstenthnm  Anhalt^Dessau,  nachzuweisen,  zumal 

^  gerade  hier  die  philanthropische  Sinnesrichtung  der  Begenten  auf 

i^  diesem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  zu  einer  hervorragenden 

^  TiiittglBeit  anregte,  bei  der  man  sich  fireüich  des  ungünstigen  Bin- 

flosses  einer  aUzubereiteD  Fürsorglichkeit  auf  den  sittlichen  und 

17* 
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wirthscluiftlichen  Charakter  der  Unterstfitzten  nicht  immer  hewusst 
war.  Noch  heute  haftet  miTerlwibar  in  der  Bevölkening  —  nnd 
nicht  bloss  in  deven  unteren  Schichten!  —  jene  Tradition,  welche 
bei  jeder  wirthschaftUchen  Bedrftngniss,  bei  jedem  YermOgensTer? 
lust  zuerst  vom  Staatssäckel  und  der  Chatoulle  des  Ffirsten, 
zuletzt  von  der  eigenen  Thatkraft  Abhülfe  erwartet!  — 

Bis  über  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  hinaus  schdnt 
in  dem  durchgängig  wohlhabenden  Ländchen  die  Zahl  der  Unter- 
stützungsbedürftigen sich  stets  in  mässigen  Grenzen  gehalten  zu 
haben,  so  dass  man  einer  geset/liihon  Kegelnng  der  Armenpfl^e 
entrathen  konnte.  Verschiedono  Stiftungen,  fast  alle  von 
Mitgliedern  der  fürstl  ichen  Familie  begründet  und  aus-; 
gestattet  (so  namentlich  die  Hospitale  zum  heiligen  Geist,  zu 
St.  Georg,  zum  LoopoM-dank,  das  "Waisenhaus  in  Dessau  und  das 
Wittwenhaus  in  Oranictiliauni,  die  fürstlichen  Keller-  und  Küchen- 
gaben, die  Hospitale  zu  Sandersleben  und  Gröb'/ig,  später  die 
reichdotirte  Amalienstiftung  in  Dessau),  versorgten  nach  dem 
Maase  ihrer  Mittol  die  Armnth,  Bald  aber,  namentlich  als  der 
siebenjährige  Krieg  den  deutschen  Landen  ganze  Scbaaren  arbeits- 
eutwöhiiter  Vagabunden  hinterlassen  hatte,  die  nicht  so  schnell 
wieder  in  der  bürgerlichen  Ordnung  unterzubringen  waren,  \vucb3 
das  Bedürfniss  jenen  beschränkten  Mitteln  über  den  Kopf  und 
fand  sich  t^enuthif^,  das  Defizit  in  seinem  Budget  nach  dem  Prin- 
zip der  Selbathülfe,  d.  h.  durch  den  Strassenbettel,  zu  ergänzen, 
dessen  Molesten  die  besitzende  Klasse  aufauglich  eine  Fügung 
des  Himmels  geduldig  hinnahm. 

Die  Bettelei  war  nicht  bU»  freigegeben,  sondern  gewisser- 
maasen  polizeilich  organisirt.  Es  wird  beriditet,  wie  Tag  f&r  Tag 
«der  Bettelhaufe *,  unter  Anführung  eines  angestellten  Bettel vogts 
oder  ,Haude&*,  die  Strassen  der  Stadt  Dessau  durdizog  und  die 
Thüren  der  wohlhabenderen  Bürger  belagerte,  welche  sich  durch 
regelmässige  Spenden  mit  dieser  seltsamen  Gilde  förmlich  abzn* 
IBnden  pflegten.  Man  begriff  indessen  sehr  bald,  dass  man  sich 
mit  solcher  Toleranz  eine  unerträgliche  Landphige  grosszog. 

Es  erging  deshalb  ein  allgemeines  Verbot  des  Betteiiis 
(1770);  zugleich  aber  traf  man  Anstalt,  um  wenigstens  f8r  die 
nächsten  Jahre  der  wirklich  vorhandenen  Noth  durch  Arbeitgabe 
(in  den  Forsten,  an  den  Strassen,  Wällen  etc.),  durch  Ablasa  bil- 
ligen Brodgetreides,  Lieferung  von  Spinnmaterialien  und  sonst  auf 
rationellem  Wege  zu  steuern,  Alles  natürlich  auf  Unkosten 
fürstlicher  Kammerkasse!  Um  die  nämliche  Zeit  fällt  auch 
die  Erbauung  eines  statüichen  Gebäudes  in  der  Besidenzatadt, 
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welches  über  seinem  Portal  in  grossen  Buchstaben  die  behagliche 
DedikatioA  ffniacHs  et  malt»*  führte,  und  unter  iK  in  hmgathmigen 

Titel  eines  , fürstlichen  Armen-,  Siechen-,  Arbeits-,  Zucht- 
W^*  und  Getiinpnisshauses" ,  be^iUnimt  war,  alle  der  büiLjerlicheii 

FuijÄ  Gesellschaft  lästigen  oder  <:^enihrli<  heu  Subjekte  in  seinen  etwa 

200  Bewohner  fassenden  Kilumen  zu  beherberg-en.  Natürlich  trennte 
sck«  man  im  Inneren  des  Hauses  das  Ung-lück  voiu  Verbrochen;  ge- 

gen  die  äussere  Vereinigung  hegte  die  Sitte  der  Zeit  damals 
ilw»  noch  keine  Skrupel. 

fSj^  Das  Jahr  1772  endlich  scliiif  in  »1er  sogenannten  „Armen- 

I*  kasse  zu  Dessau"  eine  allij^enn'ine  und  durchgreifende  Organi- 

idWl*  sation  der  öffentlichen  Armenptlege  in  der  Haujitstadt. 

ä*.*  Die  Stadt  ist  in  lö  Distrikte  getheilt,  jeder  mit  einem 

ndii  ArmeiiTerweser  an  der  Spitze.  Diese  zosammen  bilden  das 
Iv^  Armenkollegium,  Ton  dessen  Entäclieidung  die  AnfnaYime  in 
itet  6  <lie  ÄrmenUsten  abhängt.  Die  ünierstfitzungen  erfolgen  je  nach 
i  ii         Befinden  in  Geld  oder  Naturalien. 

üb  de  Die  Einnahnien  dieser  Kasse  sollen  nach  dem  Edikt  baupt- 

eftehUch  in  frdwiBigen  Beträgen  bestellen,  deren  nach  und  nach 
sdotil  immer  dfirftager  ausfallender  Zufluss  freilich  sehr  bald  die  Haupt- 
^vflds  last  wiedemm  der  fürstlichen  Eammerkasse  sawälzte.  In  dem 

|if  li  Zeitraum  von  1 772—  1 784  sind  im  Durchschnitt  jährlich  264  Arme 

iJk  mit  2843  Thlr.  aus  der  Kammerkasse  unterstützt  worden. 

^  Gleichzeitig  schritt  man  dazu,  auch  in  den  kleinen  Landstädten 

!^  und  auf  den  Dörfern  das  Armenwesen  wenigstens  nothdiirftig  zu 

organisiren.    Freilich  läuft  die  Thätigkeit  der  Amtsgerichte,  Ma- 
gisträtc  und  Prediger,  denen  hier  die  Armenpflege  anvertraut  ist, 
Ijlij  wescntlicb  auf  mehr  oder  minder  nachdrückliche  Ermahnungen 

^jj^  zur  Privatwohltbiitigkeit  hinaus!    Ab  und  zu  niuss  dann  auch 

gjjt  wohl  ein  landesfürstlicher  Erlass  dpr  all/.n  schüchtern  sieh  regenden 

^  Nächstenliebe  mit  einem  wohlgemeinten  «qu^s  ('go!*  nachhelfen, 

jjfl.  Empfangliciiere  (leniüthcr  fand  die  Verheissuug  des  Ediktes:  „Auch 

ijji  wollen  S.  Durchlaucht  da,  wo  der  Annen  zu  viel  sind,  so  gnädig 

sein,  die  Versorgung  dieser  übrigen  Armen  Höchstselbst 
0  auf  sich  zu  nehmen."   Eine  ofliziöse  Denkschrift  aus  jener  Zeit 

beklagt  sich  bitter  über  »len  Missbrauih ,  der  mit  dieser  fürst- 
•jrtfci  Zusage  getrieben  worden  sei,  indem  »fast  alle  Dörfer  ihre 

Armen  auf  Bechuung  Se.  HochfärstL  Durchlaucht  su  versorgen 
suehflo.*  Davon  ist  wenigstens  soviel  richtig,  dass  in  der  Zeit 
Wk  1780—88  etwa  die  Hälfte  sftromtlicher  Dorformen  vom  Fürsten 

versorgt  worden  ist.  

1^  neuer  und  prinzipiell  wichtiger  Fortschritt  im  Öffentlichen 
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Aimenwesen  Ut  in  der  Verordnung  vom  12.  Juni  1830  er- 
k0DDlNir,  deren  Eingang  naeh  damaligem  IcgislatoriselieB  Gebranch 
die  Notbwendigkeit  des  Beschlossenen  ausführlich  rechtfertigt 

Die  ünzolänglichkeit  des  Ihrinzips  der  freiwilligen  Bei- 
träge sei  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  hervorgetreteii.  Die  Afloen- 
kasse  sei  durch  ihre  finanziellen  Verlegenheiten  sogar  dabin  ge- 
drSngt  worden,  ihre  Kapitalien  anzugreifen!  Schon  langst  wire 
es  gereehtfertigt  gewesen,  einen  wesentlichen  Theil  des  Bedaifi 
durch  Armen taxen  aufzubringen.  Der  jfihrliche  Aimenaufvand 
der  Herzoglichen  Kammerkasse,  der  ffir  die  Landstädte  und 
Dörfer  im  Alt  -  Dessauischen  Landestheile  (etwa  17  □Meilen) 
ehedem  1500  Tlilr.  betrug,  sei  auf  8000  Thlr.,  und  mit  Hin- 
zurechnung der  Stadt  Dessau  auf  IdOOO  Thlr.  gostiegen!  Die 
Begiorung  habe  daher  beschlossen,  einen  Theil  der  zur  Armen- 
versorgung nöthiV'-f'M  Mittel  durch  eine  indirekte  Abgabe  auf- 
zubringen, welche  durch  Erhöhung  des  Salzpreises,  um  2  Pfen- 
nige pro  Pfund,  erzielt  werden  solle.  Dieser  Mehrerlös  werde  nach 
Maastrabc  des  Sal/.konsums  den  Annenkassen  der  einzelnen  Ge- 
meinden überwiesen  werden.  „Da  solchem  nach  aber  die  Ge- 
nieinden durch  Erhöbung  der  Salzpreise  zum  Besten  der  Ortsurmen 
beitragspfliclitii(  creniacht  worden  sind,  so  haben  Wir  es  auch 
für  billig  eraeliti't,  ihnen  bei  Verwendung  und  Vertbeilung 
der  Armenfonds  eine  vorzügliche  Stimme  einzuräumen 
und  für  jeden  r'it  oder  Distrikt  eine  besondere  und  gehörig  or- 
ganisirte  Armen  Verwaltungsbehörde  bestellen  zu  lassen."  Uebri- 
gens  suUen,  wie  aus  der  Verordnung  weiter  ersichtlich,  neben  dieser 
indirekten  Abgabe  die  freiwilligen  Beitrüge  auch  ferner  erhoben 
werden  und  den  Armenkassen  namhafte  Zuschüsse  aus  landesberr- 
liehen  Mitteln  auch  weiterhin  zufliessen.  Nur  für  den  Fall,  dass 
alle  diese  Einnahmen  den  Bedarf  nicht  decken  sollten,  ist  die  Er- 
hebung einer  direkten  Gemeiadesteuer  nachdanFosBe  «der 
vormaligen  Kriegs-  und  £ontingentssteuer*  in  Aussieht  genommeo. 
Dieser  Fall  ist  indessen  nicht  eingetreten.  Im  üebrigeo  TeidieBt 
die  Soigfiüt,  mit  der  das  Geseta  sowohl  die  Yertvetung  der  Ge- 
meinden in  der  Armenverwaltung,  als  die  geachftfClidie  Behand- 
lung der  Armensachen  regelt,  alle  Anerkennung. 

Das  Gesetz  Tom  18.  Dezember  1831,  das  öffentliehe 
Armenwesen  in  der  Stadt  Dessau  betreffend,  ist  nur  ein  weiterer 
Ausbau  der  in  jenem  allgemeinen  Gesetz  dargebot^en  Grundsätze 
mit  denjenigen  Modifikationen,  welche  die  eigenthümlichen  Zustände 
und  Verhältnisse  der  Residenz  an  die  Hand  gaben.  Recht  noth- 
wendig  erschien  wohl  insbesondere  die  speaelle  AuftahluQg  und 
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B^gteninog  der  Iftndesherrlichen  Leistungen  für  das  Armen- 
wesen, wo  man  es  mit  einem,  durch  die  stets  offene  Hand  der 
Fürsten  arp;  verwöhnten.  Residenz-Proletariat  zu  thun  hatte!  — 

Hatten  so  die  steigenden  Anforderungen  an  seine  Leistungs- 
fähigkeit den  Patrimonialstaat  allmiilig  und  fast  wider  Willen 
dahin  gedrängt,  die  Last  der  rircntlichen  Armenpflege  —  min- 
destens grundsä tzlieh  —  aul  diejenigen  Schultern  zu  ]<"j:ru, 
denen  die  moderne  Auffassung  des  öflentlichen  Hechtes  dieses  unus 
zuweist,  hatte  man  sich  ferner  dazu  verstanden,  den  kontrilniirenden 
Gemeinden  Vertretung  und  Mitheschliessung  bei  dm  liir  die  Armen- 
pflege bestehenden  Lokalverwaltungsstellen  einzuräumen,  so  blieb 
nur  der  folgerichtige  Schritt  noch  übrig,  diese  Verwaltungsorgane 
flelbrt  ang^en  zu  lassen  and  die  gemeindliche  Armenpflege,  mit 
Veriiehalt  des  staatlichen  Anfaichtsrecbtes,  den  Gemeindebe- 
hörden selbst  za  übertragen.  In  der  That  geschah  dies  be- 
zfiglich  des  stftdtischen  Armenwesens  schon  im  Jahr  1835,  nach- 
dem wenige  Jahre  zuvor  eine  «Stadtordnung*  die  Orondlagen  für 
«me  bis  zu  einem  gewissen  Grade  selhst&ndige  Ten?altung  der 
Gememde- Angelegenheiten  in  den  Siftdten  gegeben  hatte.  Für 
die  Landgemeinden  ist  dieser  Wandel  erst  mit  der  Gemeinde- 
Ordnung  des  Jahres  1849  eingetreten.  — 

Im  Wesentlichen  ist  die  derzeitige  gesetzliche  Grundlage  für 
die  öffentliche  Armenpflege  in  den  revidirten  Gemeinde- 
Ordnungen  der  Herzogthümer  Anhalt-Dessau-Köthcn  vom 
1.  März  1852  und  Anhalt-Bernburg  vom  12.  April  1855  zu 
suchen.  Beide  Gesetze  sind  beinahe  durehgehends  gleichlautend, 
weshalb  man  sie  auch,  trotz  der  im  Jahre  1863  eingetretenen 
Vereinigung  der  beiden  Länder,  jedes  für  seinen  besonderen  Gel- 
tuiigsbezirk.  hat  fortbestehen  lassen.  Sedes  materiae  sind  die 
gleichlautenden       8  und  22—24.*) 

Hiernach  ist  jeder  G  e m  e i n d  e a  u g e  Ii  u  r  i  g  e  b  e  r e e  ht  i  g  t ,  im 
Falle  der  Hü1fsbediirftif(keit  die  nöthige  Unterstützung  und  Ver- 
sorgung vom  Heinia ihsbezirke,  d.  i.  von  der  Gemeinde  oder 
dem  Besitzer  des  selbständigen  Gutsbezirkes,  in  dem  er  Heimaths- 
rechte  geniesst,  in  Ausprucli  zu  nehmen.  (Die  ganze  Gemeinde- 
Verfassung  beruht  nämlich  nicht  auf  dem  Prinzip  des  Wohn- 
sitzes, sondern  auf  dem  des  Heimathreehtes.) 

Andereraeita  nnd  die  Gemeinden  (und  bezw.  die  Besitzer 
selbatftndiger  Gutabezirke)  verpflichtet,  ihre  Armen  zu  unterstützen. 


*)  Bernburg  hat  auäscrdem  noch  eioige  AusfUbrungs-Yerordaungea 
uueni  Oataae. 
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Zar  ErfüUnng  dieser  VerpOicbtimg  kOnnea  sie  von  der  Begienmg 
im  Verwaltungswege  angebalten  werden. 

In  Besiehnng  anf  die  Armenpflege  fiberfaaupt  und  auf  An- 
stalten für  Arme  und  Kranke  können  melirerB  Gemeinden  von  der 

Sta:itsre!^ierun^  zu  einem  besonderen  Bescirke  mit  gemeinscbaft- 
lichcr  \'erwa]tung  vereinigt  werden.  (Bis  jetzt  bestehen  nur  3 
solcher  AiTnt'iivi'rbrmde,  nämlich  für  die  OrtHchafteü  der  vorma- 
ligen Aeinter  Sandersleben  und  Gröbzig.)  Im  Falle  von  den  Ge- 
meinden für  den  den  Armen  tu  gewikbrenden  ärztlichen  Beistand 
nicht  ^jcliörig  gesorgt  wei-den  sollte,  steht  der  B^erung  das 
Hecht  zu,  für  einzelne  <>  1er  mehrere  derselben  gemeinschaftliche 
Armenärzte  anzu-stellen,  deren  Bi'-oldung  die  betreffenden  Ge- 
meinden nach  den  von  der  KegirriiiiLf  zu  bestimmenden  Anllioilen 
aufzubringen  verpflichtet  sind,  wenn  sie  sich  nicht  selbst  darüber 


einigen. 


Allein  trotz  dieser  gesetzliehen  VerpHidilung  der  Gemeinden 
und,  ungt  achtet  der  im  Jahr  18o8  erfolgten  Einziehung  der  Salz- 
gelder-AulUeile,  tliessen  noch  heute  der  gemeindlichen  Aimenpflege 
namhafte  Zuschüsse  aus  der  Staatskasse  zu.  Der  Haupt-Finanz- 
£tat  pro  1869  weist 

15G9&  Tblr.  an  sUatlichen  ZusehUtten  m  den  Ortsarmenkasseii, 
14250    f,     an  dergl.  za  Armen-,  milden  und  Rettungsanstalten  (unter 
denen  (■igtuUiche  tianitus- An&ialtcn,  wie  Irreoh&uaer  und 
Blodcoasyle  nicht  begriffen  sind)  und 
2000    M     für  allgemeine  Unterstatzun^czwtrkf,  also 

m  in  Summa  nach,  so  dass  bei  eiuor  Bevüikerung  von  1^7041  See- 
len (nach  der  Zählung  vom  8.  December  1867)  noch  inuner 
ein  staatlicher  Zuschuss  zur  Armenpflege  »Ott  i^s  Sgr.  pro 
Kopl'  der  Btvulktruug  geleistet  wird. 

Die  Organisation  der  Armenpflege  ist  den  Gemeinden 
überlassen.  In  den  Städte  ruht  sie  meist  in  der  liaud  einer  vom 
Gemeinderathe  (d.  h.  dem  Magistrat  mit  dem  Stadiverordneten- 
kollegium)  eingesetzten  Kommission,  welche  über  die  eingehen- 
den ünterstützuugsgesuche  zu  entscheiden,  die  Armenlisten  zo 
fähren  nnd  dem  Gemeinderathe  Bechnung  zu  legen  hat  Der 
Aufwand  der  Armenpflege  wird  in  denjenigen  Gemeinden,  wdche 
sich  nicht  eines  ausreichenden  EommanalvermOgens  erfreuen)  Jetit 
wohl  flberall  im  Wege  der  direkten  Gemeindehesteuerung  gedeiikt; 
nur  in  der  Residenzstadt  selbst,  welche  eine  soldie  Steuer  erst 
seit  dem  vorigen  Jahre  kennt,  sah  sich  bis  dahin  die  Armenkasse 
darauf  angewiesen,  sogenannte  •freiwillige  BeiiarSge*  hansirend 
einzufordern. 

Eine  Bernburgische  Singularität  ist  die  durch  die  Ver- 
ordnung vom  31.  August  lb57  eingeführte  kirchliche  Armen- 
pflege. Sie  soll  neben  der  bürgerlichen  Armenpflege  einher- 
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^  gehen,  ergänzend  und  vermittelnd,  und  verfolgt  augensclieiulich 

die  Tendenz,  jenes  ursprün!?liche  Band  zwisclien  der  Kirche  und 
iifJl'  ihren  vorzugsweise  ^tmiliscliircn  und  liiliKionon*  Kindern  wieder 

mk  anzuknüpfeu,  weiches  die  poii tische  Strömung  der  Neuzeit  ge< 

üddl^  löst  bat. 

nr!  Nach  der  Verordnung  soll  für  jede  Purochie  durch  den  Geist- 

TfflO  hchon  ein  Parochial verein  gebildet  werden,  welcher  aus  dem 

flOe  Seelsorger,  als  Vorsitzenden,  und  eiut-r   entsprechenden  Auzahl 

(iäDt  christlieh  gesinnter  Gemeinde-Mitglieder  als  Armen- 

^  k  pflegern  bestdit.   Die  Armenptleger  werden  vom  Konsistoriam  be- 

^  stätigt  und  der  Gemeinde  vom  Prediger  in  der  Kirche  vorgestelli 

Der  Fuocbialverein  soll  die  Pflege  bulf-  und  warteloser  Kranken 
tiMc  imd  die  Hebnng  und  Leitung  der  religiös  und  sittlicb  Gesunkenen 

jiie  Siek  angelegen  sein  lassen.  Der  Geistticbe  bat  jedem  Armen- 

pfleger  das  spezielle  Patronat  über  eine  Anzabl  Offentlicb  unter- 
ifiiiis  stützter  Personen  und  Familien  zu  ubertragen.  Ein  solcbee  Pa- 

bonat  schliesst  die  Verpflichtung  in  sich,  sich  fortwährend  um 
]^  den  religiAs-siitlichen  Zustand  und  die  Bedfirfbisse  der  Pflegebe- 

iiBB'  fohlenen  zu  kümmern,  den  Lebenswandel  derselben  zu  überwachen 

and  auf  eine  christliche  Erziehung  der  Kinder  hinzuwirken;  der 
Patron  soll  die  Interessen  seiner  Pfleglinge  bei  der  Armenverwal- 
1^  tung  ?ertreten,  ebenso  aber  auch  etwaige  missbräucbliche  Ver- 

vendungen  der  empfangenen  Almosen  ohne  Scheu  zur  Sprache 
bringen. 

Ganz  besonders  sollen  die  Paroehialvereine  den  verschiim- 
ten  Armen,  sowie  denGefalleueu  und  Be^itraf  teu  ihreJs'ür* 
^  sorge  widmen  etc. 

Jeder  Parochialverein  soll  seine  besondere  Armenkasse  haben, 
iii  welche  alle  bisher  der  bürgerlichen  Armenpflege  überwiesenen 
kirchlichen  Mittel  und  alle  freiwilligen  Liebesgaben  lliessen, 
welche  durch  Einlegen  bei  goltesdieiisilicl.en  Sammlungen  oder  in 
ähnlicher  Weise  aus  christlicher  Barmherzigkeit  oder  OpferwilÜg- 
keiL  lüi  die  .iimeu  dargebracht  werden. 

Das  gaoze  Institut  der  kirchlichen  Armenpflege  ist  gegcn- 
^  wSrtig  noch  zu  neu,  als  dass  man  über  dessen  Whrksamkeit 

^'  und  Bewährung  schon  jetzt  ein  gültiges  TJrtheil  an  fiUlea  ver- 

^  nrikshte.  — 

^  '  Es  wäre  dem  Verfbsser  gegenwärtigen  Berichtes  sehr  er- 

^  wfinscht  gewesen,  die  Entwickelung  des  Armenwesens  im  Herzog- 

thnm  Anhalt  durch  statistische  Nachweisungen  aus  den  yer- 
sehiedenen  Perioden  züfermftssig  erläutern  zu  kdnnen.  Leider 
mitts  dieser  Wunsch  üi  der  Hauptsache  eben  ein  Wunsch  bleiben! 
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Wenn  aneh  in  einzefaiea  Zweigon  der  Terwaltimg  je  f&r  den  un- 
mittelbaren Bedaif  schon  seit  längerer  Zeit  mancherlei  statirtiichw 
Material  angesammelt  worden  ist^  so  besteht  doch  eine  Zentral- 
stelle flSr  dieses  so  überaus  wichtige  Ansammlungägeschäft,  em 
eigentliches  statistisches  Bureau,  erst  smt  wenigen  Jahren. 
ÄUerdiqgB  hat  dieses  Bureau  unter  der  rührigen  Leitung  seines 
Vorstandes,  des  Herrn  Regierangsrath  Dr.  Lange,  welcher  mit 
seinem  warmen  Interesse  ffir  die  Au^ben  der  Statistik  audi  die 
Thätigkeit  seiner  Beamten  xu  durchdringen  weiss,  in*  kurzer  Fiist 
und  mit  begrenzten  Mitteln  recht  tüchtige  Leistungen,  namentlieh 
im  Bereiche  der  Bevölkerungsstatistik,  aufzuweisen.  Allein  es 
liegt  auf  der  Hand,  dass  eine  Spezialität,  wie  die  Armenstati^tik, 
unm(^lich  zu  den  nächsten  Gegenständen  einer  eben  erst  begin- 
nenden statistischen  Thätigkeit  gehören  kann.  Uro  so  weniger 
mag  63  der  hiesigen  Stelle  zum  Vorwurf  gereichen,  dass  es  für 
jetzt  noch  ausserhalb  ihres  Vermögens  liegt,  eine  vollständige 
Armenstatistik  der  Gegenwart  zu  liefern;  für  die  Vergangen- 
heit, naiiieiiLlich  die  weiter  zurückliegende,  ist  dies  natürlich 
noch  weniger  möglich. 

Die  nachstehenden  —  nur  auf  ll•a^!  städtische  Arinenwosen 
bezüglichen  —  Notizen,  welche  Jiel'ercut  dem  vorerwähnten 
Herrn  Chef  des  statistischen  Bureaus  verdankt,  sollen  eben  nur 
als  bescheidene  Beiträge  zu  einer  künftigen  Armenstatistik 
gelten. 

Achtzehn  Städte  des  Herzoc;thumj<  (Devisau.  Kothen,  Bern- 
burg. Zerbst,  Jessnitz,  Raguhn,  Oranieubaum,  WörÜtz,  Kadegast, 
Ko.s\wg,  Lindau,  Kosslau,  Güsten,  Nienburg,  Ballenstedt,  Gross- 
Alsleben,  Gemrode  nnd  Gflnthersberge)  mit  einer  EinwohnenaU 
von  im  Oaiueii  8S010  Seelen  haben  im  Durehei^nitl  der  zwei 
Jahre  1866  und  1867  —  39714  TUr.  23  Sgr.  8  Pf.  für  Amen- 
unterstfitzungen,  grösstentheüs  aus  städtischen  Mitteln,  veraus- 
gabt und  davon  6848  Armenunterstfitaungen  an  8130  Perflonen 
gegeben. 

Durchschnittlich  kommen  also  auf  jede  Person  13  Thlr. 
18  Sgr.  3  Pf.  Unterstfitsungsgalder  und  ?on  der  Bevdlkerung  dieser 
Stidte  haben  3,58%  Unterstatiungen  erhalten. 

Von  der  ganzen  Summe  wurden  verwendet: 

S0636  XlUr.  8  Sgr.  6  Pf  zu  Imart n  Almosen, 

6487    p    20  n  5  «  2a  bewiiJj£teo  Natar&lien, 

5107    »     8  »  11  «  rar  Krankenpflege,  Median  etc. 

586    w     23    „  9  „   zu  freiem  Unterricht, 
8057    „     22   „      1  „  zum  üntorkommea  in  Armenhäusern  etc. 

Die  4  Hauptstädte  des  Landes  (Dessau,  Köthen,  Zerbst  und 


OftO 

ISuif 

Bernborg)  mit  einer  Einwohnerzahl  von  im  Ganzen  54137  Seelen 
haben  verausgabt:  29898  Thlr.  29  Sgr.  6  i'f.  und  davon  Ö072 
ünterdtützimgen  an  10ö2  Personen  gewahrt  und  zwar: 

15478  Tlür.   7  Sgr.   4  Pf.  als  baare  Almoseo, 
4637    „      4  »     1  n  SU  Naturalien, 
3828    „      7    »     7  »  2ur  Krankenpflege, 
186    n  »    ~  «   zum  ireieu  Uoterncht, 

5769    •    10  »    6  n  som  üntexlL  in  ArmeahittBeni  etc. 

Auf  die  einzelnen  Hauptstädte  vertheilen  sieb  die  gewährten 

Untentfitzangen,  wie  folgt: 


»  t 

Büro 
Almoaen. 

Thlr.    S^r.  l'r 

Naturalien. 

Thlr    Sur.  VI. 

Kranken- 
pflege etc. 

Thlr.    8Kr.  Pf. 

Freier*) 
Unterricht 

Thlr, 

Unterkom- 
men in 
ArmenhAtt« 

gern  etc. 

Tfilr.    Per.  I'f 

Beraboi^  . 

3285 
8687 

4816 
3679 

12- 

io!io 

7  3 
7  3 

1879  14:  5 
1555    1  10 

r,]:<  -2 

.'»8G  2J  N 

1358  7 
996  28 

r,02  v.i 

bTO  12 

8 
1 

1 

i» 

m 

5Ö1 
381 

2ä74 
2>21 

20  10 
27i  6 
16  11 

f)  3 

In  Dessau  sind  Seitens  dtr  Studt  für  791  Fntorptützungen 
7114  Thlr.  24  Stfr.  11  Pf.  vcrweiidot  und  an  r)77  Personen  ge- 
geben worden.  Durchschnittlich  kommen  12  Thlr.  9  Sgr.  11  Pf. 
auf  jede  unterstützte  Person.  u  " "  der  Bevölkerung  liaben  Unter- 
stützungen erhalten  und  auf  il«  n  Kopf  der  B«'völkening  (16904 
Personen)  kommen  von  der  Armenunter.stützuDg  12  Sgr.  s  Pf, 

In  Bern  bürg  sind  für  768  ünter.ssütznngen  8609  Thlr. 
8  Sgr,  5  Pf.  verausgabt  und  an  498  Personen  gegeben  worden. 

BnT^hnittlicb  kommen  17  Tblr.  8Sgr.  8Pf.  auf  jede  unter- 
stfitzte Person,  S.se'^/o  der  BevOlkening  haben  Unterstfltzungen  er- 
halten und  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (12898  Seelen)  kommen 
20      der  verwendeten  Armengelder. 

In  Zerbst  sind  Ar  1821  ünteratfitaungeu  7543  Tblr.  17  Sgr. 
11  Pf.  verausgabt  und  an  401  Personen  gegeben  worden. 

Dorchsebrnttlicb  kommen  18  TUr.  24  Sgr.  4  Ff.  auf  jede 
Penon,  8^'/o  der  Bevölkerung  haben  Ünterstatzungen  erhalten 
und  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (11441  Personen)  kommen 
19  Sgr,  9  Pf.  der  bewilligten  Armenunterstützungen. 

In  Kothen  sind  für  1692  Unterstntzungen  6631  Thlr.  8  Sgr. 
3  Pf.  aufgewendet  worden.  Die  Zahl  der  Personen,  welche  über- 
haupt Unterstützungen  erhalten  haben,  ist  nicht  mehr  zu  ermitteln 
gewesen;  nur  206  Personen  sind  fortwährend  unterstützt  worden. 

*)  Die  Rubrik:  „freier  Unterricht'*  ist  jedenfalls  sehr  lückenfaft.  Zur 
BtUftruDg  moM  bemerkt  werden,  dasi  in  Denaa  and  Kothen  itaik  Im. 
•achte  nad  wesentlich  anf  StaaUkosteo  noterhaltene  Frdichalen  bestehen. 
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Auf  den  Kopf  der  128d4  Seelen  zählenden  Be?6Ikermig  kom- 
men von  den  gegebenen  Armenimtersifitziingen  dorchscbnitttich 
15  Sgr.  Ö  PI 

Es  ergiebt  sidi  ans  dieser  Zusammenstellung,  dass  von  der 
städtischen  Bevölkerung  Anhalts  p.  p.  3,5^  der  öffentfichen 
Armenunterstfltzung  anhdm  fiillen  und  da»  dieses  YerhSltoisB 
auch  keine  wesentliche  Aenderung  erleidet,  wenn  man  die  Haupt- 
Städte  jede  für  sich  betrachtet.  Ks  sqfieint  hieraus  der  Schluas 
gezogen  werden  zu  müssen,  dass  in  diesen  grösseren  Städten  eigen- 
ihümliche,  vom  Lande  abweicliende  Verhältnisse,  welche  die 
Bntwickelung  eines  Proletariates  vorzugsweise  be- 
günstigen, nicht  existiren,  oder  doch  wenigstens,  dass  hier  das 
Mehr  des  Unterstützungsbedarfs  durch  eine  reichlicher  spendende 
resp.  durch  Vereinsthätigkeit  (Frauen vereine,  Bazars,  Spinnvereine, 
Suppenanstalten,  Kleinicinder-Bewahranstalten  etc.)  mehr  geförderte 
Privatwohlthätigkei t,  deren  Leistungen  sich  freilich  dem 
Kalkül  der  Statistikers  zur  Zeit  ganz  entziehen,  ausgeglichen 
wird.  Auf  dieses  letztere  ^loincnt  niuss  namentlich  bei  der  Re- 
sidenzstadt Dessau  Gewicht  gelegt  werden,  um  aus  dem  auffällig 
geringen  Betrag  der  öffentlichen  Unterstützungen  -  12  Sgr.  8  Pf. 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  —  gegen  15  bis  2(>  Sgr.,  in  den  anderen 
3  Hauptstädten  —  nicht  irrige  Schlüsse  ziehen  zu  lassen.  Na- 
mentlich darf  man  nicht  übersehen,  dass  die  notorisch  sehr  be- 
deutenden Privatalraosen  der  Herzoglichen  Familie  vorzugsweise 
den  Annen  der  Residenz  zu  Gute  kommen  werden. 

Sehr  verschieden  in  den  erwähnten  Hauptstädten  ist  endlich 
auch  das  Vcrhältnisa,  in  welchem,  beim  Aufwände  für  das  öffent- 
liche Armenwesen,  die  steuernde  Gemeinde,  die  Landeskasse 
und  die  Providentia  majoram  (in  Form  von  Stiftungen  und  Le- 
gaten) sich  betheiligen.  G^gensätse  bilden  in  dieser  Besiehung 
die  Stftdte  Dessau  und  Bernburg.  Es  flössen  zur  Armenkasse 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1866  und  1867: 

In  Dessau: 

a)  Aas  der  Landeskasse  8890  Thir. 

b)  Aus  Zinsen  Ton  Legaten  etc   680  • 

c)  An  freiwilligen  Beiträgt n  der  Gemeindeglieder  ) 

und  aus  Kirchen,  Konzerten,  öffentlichen  Yorstel-  \  ^  " 
Inngen  etc.  )  «w  , 

In  Bernbnrg: 


a)  Ans  der  Landetkane   110-2  Tblr. 

b)  Aus  Stiftungen   1450  „ 

c)  Aus  der  direkten  Armen-Kommunalsteuer    .   .   .  41(X) 
und  an  diversen  Einnabmeii  (Tanntener,  Btitf* 
gelder,  Geschefike)  dica   1000  • 
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Zum  Schiusa  die  Bemerkung,  dass  vom  hiesigen  statistischen 
Bureau  eifrigst  die  Vorbereitungen  getroflfen  werden,  um  zu  oin^r 
möglichst  vollständigen  und  fortlautVnden  A rni enstatisti  k 
zu  gelangen,  so  dass  auch  das  kleine  An  Ii  alt  künftig  nicht 
mit  leeren  Händen  dastehen  wird,  wenn  es  gilt,  der  Wissen- 
schaft für  die  LOsung  der  mit  dem  Annen wesen  verknüpften 
wirthschafÜicheu  und  politischen  Fragen  Erfahrungsniaterial  zu 
hefern. 


Harn  barg. 

Von 

J.  C.  F.  N  0  s  B  m  a  n  n  , 

VurkUua  iitt  üUtiiit.  Bureaui  der  DepuUUoii  für  Uirekte  Steuern  iii  Uftntburg. 

Eine  Handelsstadt  bietet  allerdings  fleissigen  und  strebsamen 
Personen  aus  allen  Klassen  der  Bfvölkenino-  manche  Gelegenheit 
zum  Erwerb  und  zum  Emporkoiimieu.  die  in  anderen  Orten  nicht 
in  demselben  Umfange  vnriianden  sein  kann;  die  nicht  vnrlier- 
zuseht^tnleu  Wechseinille  des  Handels  bringen  aber  aiieh  Stockungen 
des  Verkehrs  hervor,  welche  den  wirthschaftlich  mmder  gebildeten 
Klassen,  welche  den  täglichen  Verdienst  auch  täglich  aufzuzehren 
gewohnt  sind,  sofort  schwer  zu  überwindende  Verlegenheiten  be- 
reiten. So  ist  denn  auch  in  Hamburg  immer  eine  nicht  unbedeu- 
tende Zahl  Unterstüzuiig  bedürftiger  Personen  vorluindfii  gewesen, 
welche  der  Privatwohlthätigkeit  schon  liuhe  Veranlassung  gegeben 
haben,  eine  statlliehe  Reihe  von  Stiftungen  zur  Abhülfe  der  ver- 
schiedenartigen Notbstfode  m  begründen.  Wenn  auch  viele  dies«' 
Stiftungen  im  Laufe  der  Zeit  verschwunden  oder  ihrer  ursprung- 
Bestimmung  entzogen  sind,  hat  sich  doch  eine  grosse  Zahl  derselben 
bis  in  die  neueste  Zeit  erhalten.  Die  ursprünglichste  Form  der 
Abhülfe  allgemeiner  Nofh,  das  eigentlidie  Almosengeben,  war  aber 
in  Hamburg  ebenso,  wie  in  anderen  Stftdten,  in  früherer  Znt  Sache 
der  Kloster  und  Archen. 

Ein  Tersttdi,  die  Aimenpfl^ge  zu  rog«ln,  ward  schon  1589 
gemacht.  Den  Diakonen  der  Hauptkirehen,  welche  gleichzeitig 
audi  den  Kern  der  bürgerlichen  Vertretung  bildeten,  wurde  durch 
die  Kirchen-  und  Ootteskastenordnung  die  SpezialauMeht  über  die 
Hfllfsbedürftigen  aufgetragen.  Zwölf  dieser  Männer  sollten  in 
jedem  Kirchspiel,  wie  es  in  der  Yorsehrüt  heisst*),  «die  Armnth 


•)  T.  Toght,  Gessmineltei  «ns  der  Gesdridite  der  aOgeneineii  Aimat- 
ttstall»  1888. 


Digitized  by  Google 


263 


besichtigen  und  beschreiben,  feraer  monatlich  aufs  Neue  umerehen 
um  Jedermanns  Gelegenheit  und  wie  sich  halten  weiter  zu  erfahren, 
um  nach  Gelegenheit  des  Geschäftes,  dass  man  bei  ihnen  bemerkt, 
einem  jeden  zu  helfen,  und  sonderlich  Acht  auf  diejenigen  Armen 
zu  haben,  denen  Gott  einige  Glieder  gekränket  hat,  ob  sie  mit 
Händen  oder  Füssen  nach  Gelegenheit  des  Gewerbes,  das  sie  sonst 
in  ihrer  Gesundheit  gebraucht  habeu,  die  Kost  verdieiieu  und  sich 
ernähren  können,  dass  man  ihnen  zu  dem  Geschäft  helfe,  dass  sie 
m  urgend  betreiben  ktonen,  und  wenn  sie  dabei  fleissig  befanden 
werdsn,  alsdann  edlen  ihnen  die  Yenteber  fertdanemd  tröstlich 
und  fSrderliefa  sein.  Imgleieben  auf  die  Handwerkslenie  und  an- 
dere Leute,  welche  dch  im  echten  (ehelichen)  Stande  in  diesem 
»  Kinhspiel  aufhalten  und  im  Gebredi  oder  mit  Sonder  beladen 

äbe  sind,  dass  de,  von  anderen  Leuten  verlassen,  niebt  Tcrmflgend 
^         sind,  ihr  flandwerk  oder  Nahrung  schicklich  auszurichten,  den- 
^         aeOien  scdlen  die  Vorsteher  anf  Tageszeit  Torlegen,  und  ohne  eini- 
gen  Vortheil  von  ihnen  zu  heischen,  zd  fordern,  oder  zu  empfan- 
^  gen,  denselben  helfen.   Wird  aber  demnfichst  befunden,  dass  die 

^  Leute  mit  ilirer  treuen  Arbeit  und  angewandtem  Fleisse  sich 

^  kümmerlich,  ja  ;,^ar  nicht  ernähren  kOnnen,  so  sollen  die  Vorsteher 

^  iilmintlich  darüber  Kath  pflegon,  wie  man  mit  den  Leuten  weiter 

^  handeln  möge." 

^  Man  sieht,  dass  vor  mehr  als  3(M)  Jahren  in  Hamburg  ver- 

gleichsweise recht  gesunde  Anschauungen,  im  Betreff  der  Armen- 
pflege, herrschend  waren.  Zunächst  Arbeit,  dann  zinsfreier  Vor- 
schuss  imd  erst  in  dritter  Linie  Aussicht  auf  Almosen.  Doch  soll 
diese  gutgemeinte  Armeuordnung  nicht  vorschriftsmässig  gehand- 
habt worden  sein,  und  demnach  wenig  zur  Einschränkung  der 
ungeregelten  Privatwohlthätigkeit  beigetragen  haben.  Eine  Er- 
ueuerung  der  zitirten  Ordnung  ward  1622  vorgenommen,  aber  sie 
ward  eher  verschlechtert,  als  verbessert.  Statt  der  persönlichen 
^  Besuche  bei  den  Armen  in  deren  Wohnung  ward  nunmehr  nur 

^  Terhuigt,  dass  'die  letzteren  in  der  Versammlung  der  Diakonen 

ttsebeinen  sollten,  ,um  in  den  Gotteskasten  eingeschrieben  zu 
weiden*.  In  emem  Armenhause  wurden  Arme  und  Strftflinge  ge- 
nemsam  besehiftigt,  die  anderen  Annen  an  Gotteskasten  und 
Ho^ttier  Terwiesen,  un^  fremde  BetÜer  mit  Stanpenschlag  be- 
r  droht 

^  Im  Jahre  1636  wurde  die  Zahl  der  Armenpfleger  sogar  von 

1^  12  auf  einen  redmdrt.  ^iftter  sdieint  die  Furcht  m  der  heran- 

nahenden  Pest  den  Btirgem  die  Augen  über  die  Gebredien  dea 
iflf         siftdtisohen  Armenwesens  geOflhet  za  haben.  Aus  dem  Jahre  1711 
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datirt  eine  neue,  beosere  Armenordnung,  welehe  den  KapitSoes 
der  Bürger  wache  in  ihrem  Kompagniebezirk  die  UnterBaehmig  der 
Armen,  und  einer  nea  eingesetzten  Deputation  die  Unterstfitamg 
auf  Grund  dee  Keeultats  jener  Untersuchung  zuwies.  Die  Geld- 
mittel sollten  durch  wöchentliche  Sammlungen  beschafft  werden. 
Die  Pest,  welche  1714  wirklich  zum  Ausbruch  kam,  zerstörte  aber 
diese  kaum  eingelebten  Einrichtungen  wieder;  die  freiwilligen  Bei- 
trage reichten  nicht  aus,  die  Noth  verleitete  zu  sehr  bedenklichen 
Schritten.  Unter  Anderem  brachte  man  aUe  Armen  im  Zucht- 
haus imtor:  hier  sollten  die  Arbeitsfahigpii  Arbeit,  die  Arbeits- 
unfTibigen  Unterstützung,  die  Kinder  ilirp  Erziehung,  die  Kranken 
ihre  Pflege  erhalten.  Die  natürliche  AVirkung  dieser  Maasregeln 
bestand  in  einer  vollständigen  Demoralisation  grosser  Klassen  der 
Bevölkerung.  Zudem  war  dieses  System  natürlich  sehr  kostspielig; 
denn  es  wirkte  nirht  auf  die  Verhütung  der  Arrauth  durch  Be- 
seitigung der  UrBachen.  Die  wachsende  Amienzahl  konnte  nicht 
mehr  bewältigt  werden,  die  meisten  Armen  fielen  doch  d>m  Bettel 
auheim  und  das  planlose  Almosengeben  der  Privaten  verfehlte  seine 
schädliche  Wirkung  nicht.  Kinige  Vereine  und  einzelne  Privat- 
leute versuchten  zwar  für  Krankenpflege  und  Beschaflung  von 
Arbeit  für  arbeitsfähige  Arme  in  verständiger  Weise  zu  sorgen; 
ihre  vereinzelten  Bestrebungen  konnten  aber  keinen  irgend  nennens- 
werthen  Erfolg  hal)en. 

Diese  wachsenden  und  immer  greller  hervortretenden  Uebel- 
stande  brachten  endlich  im  letzten  Viertel  des  vorigen  Jahrhun- 
derts eine  Anzahl  wohlgesinnter  und  verständiger  Männer  zu  dem 
Entschlüsse,  den  Weg  der  Selbsthülfe  zu  betreten,  und  durdi 
Sammlung  der  bis  dahin  planlos  verschwendeten  Mittel  des  Staats 
und  der  Privaten,  sowie  durch  geordnete  VertbeOnng  derselben, 
den  Versuph  aur  Beseitigung  des  unertrftgliehen  Zustandes  nt 
machen. 

In  Versammlungen  der  »Gesdlscfaaft  zur  Beförderung  der 
Künste  und  nützlichen  Gewerbe*  (eines  gewöhnlich  kurzweg  «die 
Patriotische  Gesellsohaft*  genaimten  Verdnes)  entstand  der  Plan 
zu  einer  geregelten  Armenpflege  auf  gesunder  wirthscbafUidier 
Grundlage.  MSnner,  wie  Professor  BOsch,  Beimams,  Günther  und 
namentlich  der  Baron  Kaspar  von  Voght,  wirkten  durch  Schrüt 
und  Wort  für  diese  Idee,  und  das  durch  Bartds  fSr  die  Beform 
interessirte  Oberaltenkollegium  (Vorsteher  der  bürgerlichen  Ver-  t^; 
tretung)  bewirkte,  dass  durch  gemeinsame  Beschlüsse  von  Senat 
und  Bürgerschaft  vom  18.  Februar  und  7.  Juli  1788  «ne  vom 
Syndikus  Mathen  auflgearbeitete  neue  Aimenordnung  zum  Geseti  ^ 
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B  erhoben  wiirdo,  welche  in  allen  wesentlichen  I^nikten  uoch  heut- 

k  zutage  die  Normen  für  die  bamburgische  oÜ'enUicbe  Armeuptlege 

oc  übergiebt. 

ije  Xach  dieser  Ordnung  wurde  die  Stadl   in  linil'  lluuptbezirke 

h  getheilt  und  jeder  Bezirk  in  zwölf  Qiuuliin'.    Fiir  jedes  Quartier 

k  wurden  drei  Pfleger  gewählt,  und  je  sechs  Quaiiiero  einem  Vor- 

\t  Steher  zugetheilt.    Die  \or>b'lier,  welche  von  dem,  ciueu  Theil 

\H  der  stehenden  hürgcrlichen  Vertretunsf  bildenden,  Sechzii^erkolle- 

it>  giinn  .^'ewühlt  wurden,  bildeten  mit  fünf  Mitgliedern  des  Senats, 

Br  zwei  Mitgliedern  dm  Oberaltenkollegiums,  deu  Gotteskasienverwal- 

B  tem  der  fSnf  latherischen  Hanptkirehen  und  den  drei  verwalten- 

A  den  Vorrtehwn  des  Waisenhauses,  Krankenhauses  und  der  Geföng- 

k  Bisse,  das  grosse  ArmenkoUegium,  welches  die  Anneup tieger  zu 

^  erwählen  hatte.  Die  Pfleger  wurden  auf  3  Jahre  erwählt,  so  dass 

1^  jihrlidi  einer  derselben  austrat,  aber  mit  seiner  Bewilligimg  wieder 

i  gewShlt  werden  konnte,  während  die  Vorsteher,  fiiUs  sie  nicht 

^  adbst  aus  triftigen  Gründen  ihre  Entlassung  nachsuchten,  oder  in 


den  Rath,  oder  in  die  bflrgerliebe  Finanzverwaltung  gewählt  wur- 
den, ihr  Amt  lebenslänglich  bekleideten.  Dem  grossen  Armen- 
koUegium fielen  die  Hauptrechnungen,  die  Kapitalverwaltung  der 
Anstalt,  die  Ernennung  der  Beamten  und  die  Entscheidung  vor- 
kommender Beschwerden,  mit  Vorbehalt  des  veifassungsmässigen 
fiekorsverfahrens,  zu.  Zur  Erledigung  der  einzelnen  Arbelten  bfr- 
MMidere  Sektionen  zu  ei-riehten,  war  gestattet. 

Das  sogenannte  kleine  oder  eng'ere  ArmejikollegiuJU  bestand 
aus  deu  Mitgliedern  des  Senats,  des  Oberaltenkollegiums  und  den 
10  Arraenvorstehern.  Dieses  engere  Kollegium  vorsamnielte  sich 
mindestens  iiKinatlich  einmal,  um  die  norichte  «1er  Bezirksvorsteher 
enttregeii  zu  nehmen,  und  die  erforderlichen  Beschlüsse  für  die 
laufende  Verwaltung  zu  fassen. 

Die  Armen iiHeLfer  hatten  sich  zujiäihst  neii^lirlisi  i^euaue  Kennt- 
niss  über  die  Annen  ihres  Quailiers  zu  \t'rschaUen.  Ks  ward 
ihnen  zu  diesem  Zwecke  das  vorhandene  Matt-iial  anderer  Ver- 
waltungen zur  Verfügung  gestellt.  IMp  nach  diesem  Material, 
durch  Mitthoiluncfen  der  betretl'endi'u  H.iiisciLrcnthümer  und  Nach- 
barn, und  diiich  eigene  Anmeldung  als  arm  oder  hülisbedürftig 
erwiesenen  Personen  oder  Familien  wurden  im  Hause  ih's  Pllegers 
sbgehdrt  und  von  demselben  ein  Fragebogen  ausgefüllt,  der  die 
Bnbiiken  für  die  erforderlichen  statistischen  Notizen,  in  Betreff 
der  Personalien,  des  Gesundheitszustandes,  des  Gewerbes,  des  Ein- 
kommens und  der  Ursachen  der  Verarmung,  sowie  des  Grades  der- 
selben enthieli  Von  der  Wahrheit  der  gemachten  Angaben,  so- 

BaBtathEB»,  4flmnpfl«gi.  18 
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wie  1i))erii»ipt  von  den  nSheren  YerhftltDissen  der  Hfllfebedfirftigen 
sollteE  sich  die  Pfleger  dordi  persönliche  Visitation  in  den  Woh> 
noBgen  fihenengen,  und  wurde  die  Zahl  der  Pfleger  deshalb  ao  ^ 
hoch  g^rifiien,  damit  sich  die  Arbeit  einer  Person  nicht  über 
eine  zu  grosse  Zahl  armer  BVuoilien  (ab  Maximum  waren  15  bis 
20  angenommen),  zu  erstrecken  brauche.   Nach  dem  Ergebnisa 
der  Untersuchung  hatten  die  Pfleger  die  ihnen  erforderlich  schei-  ^ 
nende  Art  der  Unterstützung  bei  den  Vorstehern  zu  beantragen  v;^^ 
und  nach  Beschluss  der  Spezialdirektion  monatlich  durch  die  Vor-  <|jQ 
Steher  die  erforderlichen  Gelder  zu  empfangen.    In  dringenden  Sj^j 
FftUen  konnte  eine  aiissorordeutliche  Unterst&tznng  sofort  von  den  ||| 
Pflegern  verabreicht  und  diese  dann  später  verrechnet  werden.  Ueber 
den  vorgefundenen  Zustand  eines  zur  Unterstützung  aufgeoommeneii  l 
Armen  hatte  (h-r  PH^ger  im  Armpnregi3ter  seines  Quartiers,  worin 
jede  Familie  ihr  besonderes  Koutu  hat,  die  nötbigen  Nadiweisp  -^j^ 
zu  verzeichnen,  und  sowohl  die  2rereichten  Natural-  oder  Geld- 
Unterstützungen,  als  alle  durcii  Anmeldung  oder  wiederliolte  per- 
stinliche  Inspektion  zu  seiner  Kennt niss  gekommenen  Verändenrngeo  uj , 

des  ursprünglichen  Zustandes  cinzutri\*rcn. 

Zur  liestreitimg  der  nothwendigcn  Au-igabcn  gin<,'en  an  die  ^ 
neue  Anstalt  das  Kapital  und  Inventur,  sowie  alli*  Einnahmen  jjj 
der  bis  dahin  mit  dem  Zuclithause  verbundenen  älteren,  nunmehr  \^ 
aufzuhebenden,  Armeuanstalt  über;  ferner  erhielt  die  Anstalt  die 
Gelder  der  Gotteskasten  und  Leichenbecken  in  den  Kirchen,  nach  ^ 
Abzug  der  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  der  Kirchen  nothwen- 
digen  Ausgaben.    Zur  Organisati<m  der  Zahlungen  von  Privat- 
Personen  ward  in  den  Bezirken  eine  alljalirlich  zu  wiederlioleiule 
Subskription  zu  JübiUclieii  Beiüagen  erötlnet  und  lür  diejenigen, 
welche  sicli  zur  Zeichnung  eines  jährlichen  Beitrags  nicht  bereit  .,i 
erklärt  hatten,  eine  wöchentliche  Sammlung  mit  einer  Büchse  or- 
ganisirt.   Den  Dienst  eines  Sammlers  zu  übernehmen,  war  jeder  ^ 
Bürger  und  Einwohner  des  betreffenden  Bezirks  bei  Strai»  von 
5  TUm.  verpfliditet;  dodi  war  Yerketuug  durch  einen  andern 
Verpflichteten  gestattet  Yor  den  Kirchen  und  an  einigen  anderen 
Orten  wurden  ArmenblOcke  mit  der  Aufforderung  zu  milden  Gaben 
angestellt,  und  in  mehreren  Gerichts-  und  YerwaltungslokBleii« 
sowie  In  Gasthäusern  und  Weinstuben,  befanden  sich  versiegdte 
SammelbtLchsen.  Das  Publikum  kam  den  rerschiedenen  an  seinen 
Wohlthfttigkeitssinn  gestellten  Aufforderungen  bereitwilUg  euige- 
gen,  und  es  ergaben  im  ersten,  zu  Johannis  1789  abgescfalesseneD 
Yenraltniigsjahr 
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die  Sab8krifUoii8|elder   35312  ThIr. 

die  IHldiieBsamiiutinsen   8444  „ 

die  Gotteskastengelder   -14S8  ^ 

Gescbenke  und  milde  Gaben   49ü4  „ 

TenftehtnisBe   2000  „ 


zusammen   Uiy2:\H  Tbir. 
dtfa  noch  zwei  Kirchenkollekten  für  Feuerung  u.  BeUeidang^  s  i-24  ^ 

t;H<;r.2  Tblr. 

Aus  öffentlicbeu  Mitteln  wurde  dor  Anstalt  flnviifalls,  wie  den 
frühert'n,  ein  Zufichnss  bewilligt,  zunäcli^t  in  der  Form  eines  .^"/o 
von  den  Auktiun^geldeni  und  eines  Antlieiles  an  der  uuter  dem 
Namen  Grabeogeld  erhobenen  per.sönlicben  Abgabe. 

Die  wesentlielien  ( Iriindsiit/e,  welclie  für  die  Verwaltuug  uud 
Thätigkeit  nua^gebend  waren,  sind  die  folgenden: 

Kein  Armer  darf  als  Unterstützuug  erhalten,  was  er  noch 
liegend  zu  verdienen  im  Stande  ist.  Bei  Verabreichung  von  uu- 
Terdienten  Unterstützungen  wird  Ünth&tigkeit,  Trägheit  und  Laster 
in  den  unteren  Klassen  zunehmen,  der  Andrang  zu  der  Anstalt 
wachsen;  dieser  wird  unerschwingliche  Kosten  Terorsacben,  und  so 
wird  der  Bestand  der  Anstalt  untergraben  werden.  Um  diesen 
Gefahren  zu  entgehen,  giebt  es  kein  anderes  Mittel,  als  dass  man 
jedem  irgend  arbeitsfähigen  Armen,  der  Mangel  an  Arbeit  vor- 
sieht, eine  Arbeit  anbietet,  deren  Ertrag  ihm  nothdflrftig  das 
Ünentbehrliche  verschafft  Diese  Arbeit  muss  viel  weniger,  als 
jede  andere,  eintragen,  damit  dem  Armen  ein  Reiz  bleibe,  sich 
fernerhin  selber  um  Arbeit  zu  kfimmern.  Die  Arbeit  darf  auf 
keinen  Fall  das  Ansehen  einer  Zwangsarbeit  haben,  damit  das 
sorgsam  zu  erhaltende  Ehrgefühl  des  noch  nicht  zum  Almosen- 
nehmen  vorsiinkenen  Armen  soviel  als  möglieh  geschont  werde. 

Zur  Kegelung  der  Unterstützung  ward  eine  Verbindung  mit 
anderen  wohlthätigeu  Anstalten  in  Aussicht  genommen;  nament- 
lich sollten  die  Vorsteher  derselben  alljährlich  dem  grossen  Armen- 
kollegium  ein  Verzeichniss  der  von  ihnen  unterstützten  Personen 
einreichen,  damit  die  Häufung  von  milden  TJaben  auf  dieselben 
Personen  vcimieden  werden  könne.  Leider  sebcint  diese  weise 
Maasregei  nicht  regelniüssig  /ur  Ausliilirung  gekommen  /.u  sein, 
und  liefet  erst  jetzt  der  (ieset/gebuiiL:  ein  Antrag  vor,  dem/utolge 
die  frühere  Alisirht  durch  Schafl'ung  e-iner  Itcsonderen  Aufsiehls- 
behörde  über  die  milden  Stiftungen  verwirklicht  werden  soll.  Das 
Waisenhaus  sollte  arme  AVaise  mler  I\in«ler  v(»n  .^nlrl/eii  Armen, 
Welche  durch  allzugrossen  Kinderseuen  am  Arbi'iten  gehindert  wa- 
ren, wenigstens  so  lange  aufnehineii,  bis  auf  andere  AVeise  für  ihr 
Unterkommen  Sorge  getragen  werden  könne.  Das  Krankenhaus, 
damals  Pesthof  geuauut,  und  einige  andere  PÜegeanstalieii,  nahmen 
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tmbeflbare  oder  von  langwierigen  Uebeln  befallene  Krank»  auf, 
und  das  Zucbthans  sollte  solche  Anne  nnentgeltlieh  beberbergoi, 
welche  ohne  Zwang  nicht  arbeiten  wollten,  oder  auf  den  Gassen 
bettelten,  oder  ihnen  anvertrantes  Arbeitsmaterial  verkaufteD, 
Tersetzten  oder  sonst  sich  Ungebührliches  zu  Schulden  kommen 


Gegen  Bettelei  verhüngte  die  Armenordnung  strenge  Strafen. 
Die  Wächter  an  den  Thoren  hatten  scliarf  darauf  zu  sehen,  dass 
keine  fremde  »Bettler,  Krüppel,  hausirendu  Juden,  sogenanntL'  Zi- 
geuner, angebliche  Bergleute  und  dergleichen  in  ihrem  Aufzuge 
leicht  erkennbares  Gesindel"  sich  eiuschleidie;  auf  die  Aufnahme 
fremder  Bettler  ward  eine  Strafe  von  10  Thlr.,  auf  das  Verabrei- 
chen von  Almosen  an  einen  Strassenbt'ttler  eine  solche  von  5  Thlr. 
gesetzt.  Den  Wächtern,  Soldaten  und  der  Nachtwache  ward  für 
jeden  ergriffenen  inul  abgelieferten  Bettler  eine  B;:'lohnung  von 
4  Schillingen  (3  Sgr.)  versprochen,  (Im  Fobruar  ISOO  fand  sich 
die  Polizeibehörde  e1»eiifalls  veranl.isst,  iu  einer  ülTeutlickeu  Be- 
kanntmachung das  jViMiosi  iigi'beii  zu  unternagen.) 

Die  erste  nach  Verkündigung  der  neuen  Armenordnung  ver- 
anstaltete Erheb  11  iig  der  Zahl  der  vorbandeiion  Armen  ery^ab  3903 
unterstützungsbedürftige  Familien,  zusammen  7311»  Individuen, 
nämlich  1071)  i^laiiner,  40S7  Weiber,  1020  Knaben  und  11 99  Mäd- 
chen, "Welche  bis  zum  ersten  <»rdeiit]irhen  Bechnungsabschluss  (ult. 
Juni  1789)  regehnüssig  nuk-rstützi  \s erden  mnssten.  Die  Bevöl- 
kerung Hamburgs  wird  in  jener  Teriode  uut  e.i.  Il200ü  Einwoh- 
ner geschätzt,  von  welcher  Zahl  aber  liochstens  8r>— 90000  auf 
den  ijtädtischen  Bayuu,  auf  welchen  die  ueue  Armeuaustalt  sich 
beschränkte,  gerechnet  werden  dörfen. 

Die  TerbtttnissmäBsig  grosse  Zahl  der  Unterstfitsungebedurf- 
tigen  machte  sofort  grosse  Ausgaben  nothwendig;  doch  wurde 
die  irOehentliGhe  Unterstützung  in  baarem  Gelde  von  romberein 
auf  das  unumgänglich  Nothwendige  beechränki  1  Mark  und 
8  Schillinge  (18  Sgr.)  ward  nach  damaligen  Lebensmittelpreisen 
als  das  Minimum  angenommen,  mit  welchem  der  Lebensunterhalt 
eines  Armen  wöchentlich  zu  bestreiten  sei.  Um  den  Armen  billi- 
gere Wohnung  zn  Terschaffen  (die  Miethen  für  kleine  Wohnungen 
waren  in  Folge  ivt  Unsicherheit  der  Bezahlung  sehr  gesteigert), 
bezahlte  die  Anstalt  die  halbjiUirige  Miethe.  Es  getyng  hierdurch, 
armen  Familien  für  durchschnittlich  ungefähr  5  Thlr.  jährlich  Ob- 
dach zu  verschaffen,  und  wurden  dafür  wfichenilich  3  Sgr.  von 
dem  Geldalmosen  gekürzt.  Die  nothwendigcn  Betten  und  Klei* 
dungsstöcke  lieferte  die  Anstalt  in  natura.  Um  das  Verkaufen 
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i  und  Verf?et'Zf'n  drr  ^eliefprion  Stücke  zu  verhiii'lorn ,  versah  man 

1  jedes  Stück  mit  dem  Stempel  der  Anstalt,    T)^s  Haupt1>ostrpben 

e  war  ;ib*T  darauf  gerichtet,  irgendwie  ur])ritj;liihigen  Armen  I-)t- 

J.  3diätti<nmg  nnd  dadurch  Mittel  zur  SelbsterhaMmi'^^  zu  verschaHen. 

1  Auch  den  Kiiulorn  gab  man  Resichüftigung,  und  leitete  sie  zu  leich- 

ter, ihrem  Alter  enti^precbf^udcr  Beschäftigung  in  sogenannten  Tn- 
t  duatrieschulen  an,  mit  wcKlieii  allniälig  auch  Unterricht  in  den 

i  nothwendiesten  tlement;vrunttTrichtsgegenstrin<ieii  verbunden  wurde. 

2-  Für  ein  in  die.>e  Arbeitsschulen  aufgenommenes  Kind  wurde  den 

t  Eltern  ein  entsprechender  Abzug,  gewühnlu  h  im  IJetrage  von 

n  9  Sgr.,  uu  der  wöcheutlicheu  Unterstützung  gemacht.    Den  Er- 

i  wachsenen  verschaffte  die  Anstalt  Arbeit  in  ihrer  Wohnung,  na- 

i  mentlieh  durch  Spinnen,  Stricken  und  durch  Biudgarnspiniieo. 
it  Einfin  Aimesi  durch  Verabreichung  der  nothwendigen  Geräthe  mit 
]  allen  Nebenkosten  und  Arbeitsrerlust  in  den  Stand  zu  setzen,  sich 

i  selbst  nothdtlrftig  zu  ernähren,  kostete  4  Thlr.  18  Sgr.;  an  Al- 

h  mosen  wfirde  derselbe  miudestens  16—20  Tbb*.  jahrlich  gekostet 

haben.  Wenn  es  der  Anstalt  gelang,  Arme  in  gänstiger  Jahres- 
|L  zeit  in  den  damals  florirenden  Tabacks-  oder  Kattunfabriken  oder 
g ,  bei  Erdarbdten  u.  s.  w.  Beschfiftignng  zu  verschaffen,  so  hörte 
•  wihrend  dieser  Zdt  die  ünterstöteung  auf.  Die  Heilung  yon  Kran- 

|.  ken  war  naturlich  eine  Hauptau^;abe  der  Anstalt,  da  nur  der  6e- 

;  Sonde  beßlbigt  sein  kann,  sich  seinen  Unterhalt  ganz  oder  theil- 

.  weise  zu  verdienen.  Für  jeden  Bezirk  ward  zu  dem  Ende  ein  Arzt 

imd  ein  Wundarzt  angestellt,  um  unentgeltliche  Heilung  und  Hülfe 
i  zü  gewähren;  durch  ein  Abkommen  mit  einer  Anzahl  von  Apo- 

I  thekern  erwirkte  man  eine  billigere  Taxe  für  Arzneien.   Als  Un- 

terstützung bei  den.  arme  Familien  oft  für  längere  Zeit  wirth- 
sf-haftlieh  zurückbrini^<nidrn .  Wochenbetten,  gewälu^te  die  Anstalt 
I  freie  Entbindung.    Diese  Hüllo  wurde  auch  Unverehelichten  ge- 

währt, und  dadurch,  nach  den  Berichten  der  Anstalt,  Kindermord 
verhütet.  Die  Berichte  der  M*'dizinal]iersonen  lieferten  sehr  schätz- 
bares Material  für  die  Beiirtlioilung  der  «I '.suche  um  Unterstützung. 
Die  Vorabn>i(  iiiiii^'-  von  Krankenspeisen  biMeie  ein  wesentliches 
Moment  der  llülfe.  Krankenunterstützung  wurde  im  ersten  Jahr 
2215  eingezeichneten  und  nicht  regelmässig  von  der  Anstalt 
linterstutzten  Personen  gewährt:  im  zweiten  Jahr  4269  Personen, 
darunter  2232  K ingezeichneten.  Diese  Hülfe  kostete  durchschnitt- 
lich für  jeden  Kranken  in  den  beiden  Jahren  1  Thlr.  1  Sgr.  und 
1  Thlr.  2\  iSgr.  Die  Zahl  der  Kranken  und  die  Kosten  der  ein- 
zehien  Person  sind  in  den  Jahresberichten  der  Anstalt,  namentlich 
in  der  eisten  Hälfte  des  Bestandes,  in  welcher  diese  Berichte  oft 
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sehr  ausfflhrlich  gegeben  wurden,  fast  durcbgehends  geDan  netiri 
Einen  besseren  TJeberblick  über  die  Kosten  würde  man  aber  ge- 
gewinnen, wenn,  statt  derBorcbscbnittskosten,  vom  Erbuoknngstage 
bis  zur  Genesung  oder  bis  zum  Tode  die  ZabI  der  Yerpflegnngs- 
tage  und  die  Durcbgcbnittskosten  f&r  den  Tag  angegeben  wären. 
pHcli  g«^lifc  aus  den  Berichten  hervor,  dim  rlio  Durchschnittsdauer 
(Irl  Kraiikbt'it  in  den  ersten  Jahren  2^  Wochen,  und  die  Medizi- 
nalko  t<  n,  Arzt,  Arznei,  Bandagen  etc.  demnach  etwa  121^.  fBr 
die  Woche  botrairon  haben,  andere  Almosen  und  sonstige  Unter- 
stützun<^en  natürlich  ungerecJiiiof. 

Die  Krankenpflege  zeigte  .sich  bald  als  eine  der  wirksamsten 
Einrichtungen  der  Arnienanstalt.  Die  bessere  Verpflegung  und 
Ernübrung  der  Kranken  Itowirkte  nicht  nur  eine  Abnahme  der 
Sterbliclikeit  nnter  den  vfri^flccrfcii  Kr;inkt'n.  sondern  trug,  in  Ver- 
bindiinijMiiit  dnr  . Bosch,! ftii;iiiiir  d<'r  Kin(lor  in  den  Industrieschulen, 
au  Ii  \v>  sriitlich  zuT  \  erminderung  der  regelmäääig  unterstützten 
Faniilini  bei. 

Ueber  die  Schicksale  der  Aruifuanstah.  üliei  ilire  Finanzen 
und  über  ihre  Erfolge  n)ogen  nun  noi  li  folLrendc,  mehr  in's  Ein- 
zelne gebende,  Angaben  hier  ciiip  Stelle  finden: 

"Die  ersten  /ebn  Jahre  ents)>riu:ben  im  Allgenieinen  den  Hoff- 
niuigen,  welche  die  Begründ\uig  der  An?italt  iiervorgernfen  halte. 
T)it'  Beiträge  des  Publikums  hielten  sich  a\if  entsprechender  Höhe, 
(h'r  Flor  des  Handels  in  diesem  Jahr/.ehend  gab  vielen  Händen 
Beschäftigung,  der  wachsende  Wohlstand  veranlasste^-  reichliche 
Spenden  an  die  Anstalt,  und  das  sich  stark  vermehrende  Kapital 
schien  eine  sieh^  Bürgschaft  ihres  Bestandes  zu  werden.  Die 
Industriescbnlen  bildeten  sich  nunmehr  zu  Lehrschulen  aus  und 
nahmen  auch  die  Kinder  von  nicht  eingezeichneten  Armen  auf. 
Ein  reiches  Yermächtniss ,  speziell  zu  diesem  Zwecke  bestimnitt 
gab  Veranlassung,  ein  gexftumiges  und  zweckmftssigeB  Schul-  und 
Arbeitshaus  an  der  Stelle  eines  früher  benutzten  bauÜUügen  Staats-  I 
gebäudes  zu  errichten,  und  die  reichen  Gaben  des  Publikums,  na- 
mentlich im  Jahre  1797,  machten  es  möglich,  ca«  100000  TUr. 
hierfür  zu  verwenden.  Ein  wesentliches  Moment  besserer  Ernäh- 
rung bildete  die  Einführung  von  Suppenanstalten  nach  dem  System 
des  Grafen  Bumford  in  München.  Die  Suppenzeidien,  fOr  eme 
Person  znr  Mittagsmahlzeit  genügend,  wurden  zu  einem  Schüling  , 
(t  Sgr.)  verkauft,  und  als  Ersatz  der  Geldalmosen  häufig  Tertheili  f&i 
Die  Ilerstcdlung  der  Siii)pe  vcrursachto  allerdings  einen  mit  dem 
Steigen  der  Lebensmittel  steigenden  Verlust,  der  aber  durch  Br- 
sparung  au  Heizmaterial,  in  Folge  besserer  Ofeneinrichtungen,  und 
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K  durch  bessere  Aui?Tintzung  der  Niilirstoffe  wf^ontlich  vermindert 

f  wurde,  und  in  «iner  besseren  Ernährun<,^  der  Annen,  die  so  auch 

C  arbeitsfähiger  wurden,  sowie  in  der  entsprechenden  Abnahme  an- 

B"  derer  ünterstiitznng  wohl  seinen  reichliclien  Ersatz  fand.    In  den 

1  Vorstädten  bildeten  sich  Zweiganstalten,  welche  einen  Zuschuss 

if  von  der  Hauptaustalt  erhielten.  Im  Jahr  1791)  wurde  die  Armen- 

B-  anstalt  in  der  Vorstadt  St.  Georg  mit  der  städtischen  Armen- 

iir  anstalt  vereinigt,  und  dem  eut>prtr]iend  ein  sechster  Hauiiibezirk 

J*  mit  12  Quartitroii  den  besteheiulm  5  Bezirken  hinzugefügt. 

üeber  die  seit  Errichtung  d«'r  Anstalt  eingetretenen  Veriinde- 

8  ruügen  im  Zustand  der  Armen  erfahren  wir  aus  einem,  in  jener 

it  Zeit  Ter&ffentlichten,  Bericht  der  Verwaltung  Folgendes: 
Ir  IKe  Bettelei  hatte  nahezu  aufgehört.   3081  fremde  Anne 

»  waren  mit  einon  Zehipfennig  versehen  und  ans  dem  Wdehbfld 

i  der  Stadt  entfernt  worden;  die  ZaU  der  Armen  im  Znchthanse 

i  hatte  sich  von  446  anf  147  vermindert  Zehn  Jahre  früher  hatte 

man  600  Menschen  ohne  Lagerstätte  gefunden;  2000  hatten  keine 

»  Hemden.  Jetzt  fisuid  man  solchen  Mangel  nirgends  mehr.  Zehn 

t  Jahre  frfiher  hatten  2200  Kinder  zerlumpt  und  ohne  Beschftftignng 

m  den  elendesten  Wohnungen  gelegen;  jetzt  wurden  4833  Kinder 

^  in  den  Lehrachnlen  unterrichtet  und  2698  hatten  in  den  Arheite^ 

i  Behulen  den  notiiwendigsten  Unterricht  empfangen.  Die  Zahl  der 

e  regebnässig  unterstützten  Familien  war  von  3903,  im  Beginn  des 

8  lastitiitä,  auf  2140  im  Jahr  180O  gesunkeo;  wer  in  ErankheitB- 

f  fallen  Arzt  und  Medizin  zu  bezahlen  nidit  im  Stande  war,  konnte 

i  freie  Kur  bekommen.    In  zehn  Jahren  waren  36803  Kranke  ver- 

l  pflegt  und  30978  der  Erwerbsthätigkeit  zurückgegeben  worden. 

{  An  etwa  040  Familien  waren  in  der  zehiy&hrigen  Berichtsperiode 

l  Vorachüsse  gegeben  worden, 
i  Am  SchluBS  zieht  der  Bericht  folgende  Bilanz: 

i  17SH8!».  1798/99. 

tmgezeicbaete  erwachsene  Arme   5166  2689 

Kinder   2225  401 

?  Znnoiiiien  7301  3090~ 

Im  Kraakenkauae   920  894 

hi  Zucht-  imd  Werkhanse   446  147 

Im  WaisenbaiiBe   1000_  600 

J  9757  ~473i~ 

{  Hierzu  i/«  derjenigea.  welche  Yorscbuss  crbalteo  haben  und 

diesen  vielfeicht  nicht  surtteksablen  können   237 


Ferner  die  Kinder,  deren  Erziehang  diudk  IrUftB  Untenieht 

den  Eltern  erleichtert  wird   1045 

59lär 

Gewinn  fttr  den  Staat  und  die  Menieliheit   3741 

StST 
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Der  glQcklicbe  Erfolg  der  Arme&anstalt  Tenuüasste  die  Errich- 
tuog  ähnlicher  Anstalten  in  mehreren  Staaten  unMtftdtoi  Europas, 
und  doch  zeigten  sich  l>ald  nach  diesem  glanzenden  Bericht  üebel- 
stände,  deren  Quellen  sich  zum  Thal  schon  auf  diese  scheinbar 
glückliche  Periode  zurückfahren  lassen,  obwohl  es  nahe  lag,  dieselben 
erst  auf  das  Konto  der  Handelskrisis  von  1799,  der  kriegeriiBehen 
Zeiten,  der  im  Jahre  1804  eintretenden  Elbsperre  zu  schreiben.  Die 
wachsenden  Ansprache  an  die  Anstalt,  welche  diese  Kalamitftten 
hervorriefen,  wurden  jedenfalls  yermefart  durch  die  Leichtigkeit,  mit 
welcher  man  in  den  vorhergehenden  Jahren  Hülfe  gew^rt  hatte. 
Die  Zahl  der  Kranken,  welche  schon  vorher  unverhältnissmässig 
sjowaclison  war  (von  3045  im  Jahr  lf^'>0  auf  4703  im  Jahr  1803), 
lediglii^  wohl  doshalb,  weil  auch  in  leichteren  Fällen  Hälfe  ge- 
sucht, und  auch  ohne  drinj^ende  Noih  nfewälirt  worden  war,  wie 
die  geringe  ^lortalitat  be.stritigl,  schwoll  ausserordentlich  an  und 
stie^r  im  Jahr  1805  auf  5!) 2(1,  1807  auf  9L>f)7  Verpflegte.  Aber 
auch  die  Arbt'itsanstalt  forderte  ungewöhnliche  Opfer.  Die  Bei- 
träge dos  Publikums  bit^lton  sich  noch  lange  ziemlich  auf  gleicher 
Hohe;  aber  iroii  der  Ibuulichsten  Beschränkung  der  Geld-  und 
Naturalalmoscn  konnten  nur  steigende  Zuschüsse  aus  öffentlichen 
Mit^'^lii  die  Existenz  der  Anstalt  fristen.  Die  Einverleibung  Ham- 
burgs in  das  Iran/ösisciio  Keich  und  die  d;ir:\nf  folgenden  Jahre 
schwerer  Bedrückung  n.inirtoii  die  Anstalt  fast  vollständig.  Ar- 
beitsanstalt und  Schulen  iiörten  auf:  das  Schulbaus  wurde  von  den 
fVan/.ösischon  l^eh'»r<b'ii  mm  Lazareth  und  Polizeibureau  genommen; 
und  die  nuinnclir  auch  auf  ein  Minimum  sinkenden  milden  Gaben 
und  Staals/.us(  liüsso  würden  nidit  zur  Ertheilung  der  nothwendig- 
stm  Almosen  und  Kranken  Unterstützung  gereicht  haben,  wenn 
nicht  die  Gewaltherrschaft  die  Zahl  der  Armen,  freilicli  in  der 
grau.simstc'U  Weise,  durch  Austreibung  aus  der  Stadt,  vermin- 
dert hätte. 

Nach  Wiederlierstellung  der  hambnrgischen  Selbständigkeit 
wurde  auch  die  Armenanstalt  wieder  neu  organisirt.  Aber,  wenn 
die  äusseren  Formen  auch  dieselben  waren,  wich  der  Geist,  in 
welchem  sie  verwaltet  wurde,  sehr  von  demjenigen  ab,  welcher  die 
ersien  Stifter  und  Verwalter  beseelt  hatte;  es  konnten  natorlicb 
auch  nicht  die  frfiheren  Erfolge  ersielt  werden.  Nach  den  Mitthei- 
lungen des  Barons  von  Yoght  war  die  Wohlthfttigkeit  allerdings 
bald  noch  Hamburgs  Befreiung  wieder  erwacht;  die  Summe  der 
Spenden  erreichte  aber  doch  nur  ungefilhr  die  Hälfte  des  firOberen 
Ihrtrages,  und  die  gesteigerten  Anspräche  der  durch  die  Unglücks- 
Periode  verarmten  und  durch  den  jahrelang  geschftfbsmftsaig  be- 
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triebenen  Schmuggel  demoralisirten  unteren  Volksklassen  brachten 
die  Zahl  der  regelraSssi^  unterstützten  Familien  fast  wieder  anf 
die  Höhe  des  ersten  Jahrzehnts.  Die  unzureichenden  Mittel  ver- 
zögerten die  Reorganisation  der  Arbeitsanstalt;  die  vnrhannencn 
Mittel  wurden  ausschliesslich  zu  Almosen  zur  Abhülfe  der  augen- 
blicklichen Noth  und  zur  Unterstützung  kranker  Armen  verwendet. 
Die  Zahl  der  unentgeldlich  verpflegten  Kranken  schwoll  zu  einer 
ungeahnten  Höhe  an,  bis  endlich  im  Jahr  18i^5  energische  Maas- 
regeln zur  Abwehr  der  leichtsinnigen  Unterstüt/.ungsgcsuchc  ge- 
troffen wurden,  so  dass  jene  Zahl,  die  einmal  schnn  über  1(1<mm), 
1824  aber  immer  noch  12751  betraL^cn  hatte,  sich  auf  7r)84:  min- 
derte. Die  jetzt  bemerkte  geringe  Alortalitttt  der  VerpHegteu  (kaum 
die  Hälfte  des  früheren  Prozentsatzes)  bewies,  dass  die  folgenden 
Worte  in  dem  Jahresberichte  des  Armenkollegiums  die  volle  Wjihr- 
heit  «Dtbidieii.  Es  beisst  nftmlich  in  diesem  Beriebt:  «Es  war 
M  ehe  Begel  geworden,  dass  eine  jede,  nicht  im  Wohlstand 
lebende  Familie  bei  jedem  Uebelbefinden  eines  ihrer  Mitglieder 
nm  einen  Erankenzettel  bat.  Die  Leicbtigkdt,  mit  welcher  der- 
selbe gewiUurt  wurde,  hatte  bald  auch  Gesuche  um  andere  Hülfe 
zor  Folge,  die  ohne  die  leicht  zu  erlangende  Krankenunterstfitsung 
and  das  dadurch  einmal  zurückgedrängte  Ehrgefühl,  nicht  bean- 
spnicht  sein  würde,  und  so  ist  mancher  Arbeiter,  der  nach  Ueber- 
irindung  augenblicklicher  Verlegenheit  sich  sehr  wohl  hätte  helfen 
ktanen,  zum  regelmässigen  Almoeenempfänger  geworden."  Dass 
der  ernste  Versuch,  diesem  Unwesen  ein  Ende  zu  machen,  ein  zeit- 
gemfisser  war,  beweist  die  Versicherung  des  nächsten  Jahresberich- 
tes, wonach  „die  eingeführten  Einschränkungen  keine  irgend  üble 
Folge  auf  den  Wohlstand  und  die  Zufriedenheit  der  unteren  Volks- 
kiassen geäussert  haben". 

Vm  die  so  nothwendige  Verminderung  der  Armenzahl  herbei- 
zuführen, i^riff  man  zu  fol «senden  Mitteln:  alle  Effekten  der  Unter- 
stützten wurden  inventarisirt  und  jedes  .Stück  gestempelt,  um  den 
Versatz  zu  hindern :  es  ward  eingeliihrt.  dass  die  Anstalt  jeden  ein- 
gezeichneten regelmässig  unterstützten  Armen  zu  beerben  habe, 
und  es  musste  jedes  verstorbene  Mitglied  einer  eingezeichneten 
Armenfaniilie  in  sehr  einlaelier,  als  Arnienbegräbnigs  zu  erkennen- 
der Weise,  zur  Erde  bestattet  werden.  Das  Kollegium  sagt,  dass 
63  zu  dieser  Strenge  veranlasst  sei,  da  „trotz  beispiellos  billiger 
Lebensmittel  und  erhöheteii  Arbeitslohnes  die  Zahl  der  Hülfc- 
suchenden  anstatt  ab-,  vielmehr  fortwährend  zugenommen  hulje". 

Die  Zahl  der  unterstützten  Familien  hielt  sich  seit  dieser 
Zeit  immer  ziemlich  auf  der  durchschnittlichen  Hohe  von  etwa 
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2500.  Nor  einzelne  Jahrgänge,  z.  B.  das  Theneningqahr  1847, 
und  die  Jahre  1848  und  1849  mit  ihrer  den  bekannten  poUtiBeheii 
Er^gnissen  folgenden  Arbeitsstockong,  traten  mit  einer  höheren 
Ziffer  hervor.  Um  diesen  Umstand  richtig  za  wISrdigen,  muss  auf 
die  Zunahme  der  Bevölkerung  hingewiesen  werden. 

Es  betrug  die  Einw» »huerzahl     Es  bctruR  dir-  Zahl  1  Annen- 

im  Bezirk  der  Armenanstalt.  d.  amen  Familieo.  familie. 

1817:                    mmi                          2722  auf  39  E. 

1824:  *                    H2r>Ü4                            262()  ,  45  „ 

18  w:  \2:mH  2m  „  i*^ 

1850:  i:]4187  mV.)  „   U  „ 

lSt;0:  155312  24;5(}  ,  63  , 

1ÖÜ7:  18fH45  2458*)  „  77  , 

Das  Jahr  IS50  hielt  sich  nocli  über  der  Normalhöhe;  1852 
war  die  Faniilicnzahl  aber  sdiou  wieder  auf  ca.  2500  g^esiinken 

Den  Schulaiistalteii  wind«'  nach  dem  Wiedereintritt  der  Wirk- 
samkeit der  Anstalt  eine  erhöhte  Aufmerksamkeit  fj^eschenkt.  Da 
das  Srliul-  und  Arbeit-^haus  g'en'fu  eine  Mieth«'  von  18<M)Thlr.  zu 
iStaats/.wccken  reservirt  blieb  und  erst  zum  «iftentlieben  Li'ihhau?, 
später  zum  GeHingniss.  lienutzt  wurde,  brachte  die  Anstalt  zunächst 
eine  Anzahl  armer  Kiudpr  in  IVivatlrbranstalten  unter ,  bis  all- 
mälig  die  noch  bt'stelionden  Distriki.sschulen  eingerichtet  wurden, 
welche,  da  die  olTentlicben  Volksschulen  für  die  dnrcbschnittlich 
fast  auf  40<Hj  steigende  Kinder/alü  nicht  ausreichten,  eine  sehr 
beacbteuswerthe  Stelle  im  hambnrgischen  l'nterrichtswesen  ein- 
nahmen, und  eigentlich  nicht  zur  Armcnverwaltung  zu  rechnen 
sind.  Die  wachsenden  Ausgaben  für  diesen  Posten  smd  gewiss 
unter  die  am  Besten  angewandten  zu  rechnen. 

Die  Dnrchsdmittskosten  po  Schiller  betrugen,  mit  Einschlass 
der  nothwendigen  Bekleidnng,  1830:  6,30  Thlr.,  1840:  7,90  Thlr,, 
1850:  8,01  Thlr.,  1860:  9,55  Thlr.,  1865:  11,97  Thir.  und  1867: 
14,84  Thlr.  Die  durch  iärbaaung  eines  neuen  Schulhauses  ent> 
stehenden  Extrakosten  der  laufenden  Verwaltung  und  die  etwas 
gesunkene  ScbÜlerzahl  tragen  zur  Erhöhung  der  letzten  Durch- 
sdinittszahl  wesentlich  bei.  Die  Aufgaben  fär  Bekleidung  betra- 
gen ün  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  etwa  3  TUr.  für  jedes  be- 
kleidete Kind,  oder  nahezu  2  Thlr.  (Ür  jeden  Schüler,  der  die 
Anstalten  besachte. 

Eine  wesentliche  Unterstützung  wird  den  Armen  dadurch  ge- 


*)  Di«  PerBoneosahl  betrug  Mitte  1868; 

548  Männer 
2354  Fraucu 
1714  Kinder 

4616  Pononen. 
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währt,  da98  kleine  Kinder  von  dor  Anstalt  theils  im  Waisenhause, 
thoils  hei  anderen  Familien,  in  der  Stadt,  oder  anf  dem  Lande, 
niiteniehracht  werden.  So  können  die  Eltern  ungestört  ihrem  Er- 
werl)  naehifi'hen.  Die  Zahl  der  Kosikinder  ist  hei  der  ersten  An- 
gabe derselbeii  (im  Jahr  1815)  von  130  hia  auf  übtT  500  gestie- 
gen. Eine  ahnliche  Anzahl  wurde  bis  1854  allerdings  von  der 
Armenanstalt  verptiegt;  die  Kosten  aber  von  der  rolizeihfliörde 
wieder  vergütet.  1855  ward  dir  ganze  Anzahl  auf  dem  Ikat  der 
Armenanstalt  übernommen  und  stieg  demnach  von  597  auf  1147; 
sie  betrug  iu  den  letzten  Jahren  ca.  900.  Die  durchschnittlichen 
Kosten  ffir  ein  Kind  stiegen  allmftlig  Jon  ca.  16^  Thlr.  bis  auf 
24  TUr.  pro  Jabr,  wobei  freilich  nicht  zn  äberseben  ist,  dass  in 
den  Abrechnungen  etwa  60—80  erwachsenen  Pfleglinge  unter  der 
Zahl  der  Eoetkinder  mit  aufgeführt  sind. 

Die  dnreh  die  leichte  Grewährung  von  UnterstQtzimg  hervor- 
gerufenen Uebelstände  riefen  im  An&nge  der  drdssiger  Jahre  eine 
lebhalte  Agitation  hervor.  Es  ward  auf  Beorganisation  der  An- 
stalt gedrungen,  es  ward  diese  letztere  energisch  vertheidigt.  Als 
Frucht  dieser  Kämpfe  darf  man  die  Wiederanfiiahme  des  Arbeits- 
histituts  beiirachten.  Nachdem  eine«  von  dem  unermüdlichen  Ai- 
menfreunde  von  Voght  in's  Leben  gerufene,  Privatarbdtsanstalt, 
welche  die  rnterstützung  der  Anstalt  fand,  nach  kurzem  Bestände 
wieder  aufgegeben  war,  fand  man  in  den  Abrechnungen  regelmässig 
eine  Unterbilanz  in  dem  Kapitel  der  an  Arme  vergebenen  Arbeiten. 
Aber  auch  in  Folge  dieser  ßeobaclitung  eingeführte  Maasnahmen 
liahi^M  iW^'-m  Zweig  der  Anstaltsthäligkeit  nie  wieder  auf  den 
Standpunkt,  welcher  vor  dor  Belagerungszeit  orreicht  war,  erheben 
können.  Es  werden  jetzt  vorzugsweise  weildii'b('  Arme  mit  Sticken, 
Nähen  etc.  beschäftigt,  und  es  sind  Näh-  und  Strickschulen  für 
Kinder  enichtet  worden.  Eine  merkbare  Verminderung  der  Na- 
tural- und  Baarunterstützung  konnte  durch  die  Beschäftigung  der 
Armen  nicht  erreicht  werden;  die  Statistik  zeigt  demi  auch,  dass 
dieser  Posten  in  fünfzig  Jahren,  l»ei  wenig  verminderter  Zahl  der 
Armen,  auf  das  Doppelte  angeschwollen  ist. 

Ein  Versuch,  die  Zahl  der  rtJeger,  welehe  im  Laufe  der 
Zdt  von  drei  auf  zwei  für  jeden  Bezirk  reduzirt  war,  wieder 
auf  die  frühere  Höhe  zu  bringen,  und  somit  durch  Hetheili- 
gung  met  grösseren  Personenzahl  an  der  Verwaltung  .sowohl 
grosseres  Interesse  an  derselben  zn  erreichen,  als  ancfa  bes- 
fisre  Erfolge  zu  erzielen,  kam  nicht  zur  Ausführung.  Die  Theü- 
nahnloaigkeit  des  Publikums  an  der  Anstalt,  welche  nicht  mehr 
in  dem  frfiheren  Sinn  wirkte,  dokumentirte  sich  in  der  Gering- 
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Ifigigkät  der  Beiträge,  fiieselbeii  stiegen  nicht  mir  nicht  im 
Verhftltnias  zur  wachsenden  Bevölkerung,  sondern  nahmen  ah. 
Diese  Ahnahme  trat  noch  stärker  hervor,  sdtdem  nicht  mehr  m 
bestimmter  Zuschuss  aus  öffentlichen  Mitteh  gewährt  wurde,  son- 
dern der  Staat  am  £nde  des  Jahres  für  das  Defizit  eintrat  Pas 
Jahr  1841  zdgt  zuerst  die  Erschdnung,  dass  in  Folge  dieser  Aen- 
demng  Ausgaben  und  Einnahmen  sich  decken,  und  bewirkte  diese 
Aenderunji^  des  bisherigen  Systems  eine  zunehmende  Verminderaag 
der  freiwilligen  Beiträge,  nur  unterbrochen  durch  eine  höhere 
XiSer  im  Theuerungsjahr  1847.  Dieser  Zustand  führte  schliesslich 
auch  zu  der  von  der  Bürgerschaft  an<,'eregten  Aufhebung  der 
wöchentlichen  Sammlungen,  da  das  Ergebniss  in  keinem  Verhält- 
niss  zu  dem  Aufwand  an  Zeit  abseitcn  der  Sammler  staad.  So 
ist  die  Anstalt  seit  einigen  Jahren  als  ein  reines  Staatsunter- 
stiitzungsinstitut  zu  betrachten.  Das  Kapital,  '.selches  als  unan- 
greifliar  angesehen  wurde,  verni'4irt'^  sich  natürlich  sehr  st-ark; 
es  helriigt  zur  Zeit  über  4  .Müli  iii  Thlr.  Kine  scheinbare  Ver- 
minderung im  Jahr  1865  erklärt  sich  dadurch,  dass  seit  dieser 
Zeit  früher  zum  Nominalwerth  berechnete  Staatspapiere  nur  zum 
Bealwerth  aufgeführt  werden. 

Nicht  (»hne  Interesse  wird  die  Angabe  ein/einer  Kategorien 
der  treiwilligeu  Beiträge  in  verschiedeneu  Jahrgängen  sein.  Ea 
betrugen  ca: 


Sabscrip- 

Wöchentliche 

Geschenke, 

Gotteskiistcn- 

Kirchen- 

tionen. 

SanunluDgen. 

milde  Gaben. 

gelüer. 

kollckten. 

1790: 

37910  Thlr. 

9785  TUr. 

10876  Thlr. 

6260  Thlf . 

3060  Tblr. 

1800: 

7076  , 

7780  . 

564Ö  » 

1810: 

28328  , 

8670  „ 

9040  » 

ms  , 

4870  « 

1820: 

15940  „ 

6170  „ 

4696  » 

8616  , 

1830: 

[)  im  , 

9m  , 

8830  » 

213(5  » 

1840: 

15620  H 

5610  „ 

18«  . 

1685  , 

1408  , 

1850: 

13415  „ 

5156  » 

1160  » 

1070  » 

1216  • 

1664: 

7628  , 

5122  , 

780  ; 

• 

608  • 

Abgesehen  von  den  beiden  letzten  Bnbriken,  auf  welche  der 
Einfluss  des  im  umgekehrten  Yerhftltniss  zum  BevOlkemngswadis* 
thum  abnehmenden  Sirchenbesuchs  unyerkennhar  ist,  zogen  die 
übrigen  Zahlen  deutlich  das  schwindende  Interesse  an  der  Anstalt» 
wahrend  bei  anderen  Anforderungen  an  Hamburg*»  Wohlthfttig- 
keitssinn  nach  wie  vor  die  Spenden  reichüch  fliessen.  NatOrlieh, 
wenn  man  weiss,  dass  das  Defizit  einer  Anstalt,  wie  die  unsrige, 
regelmftSBig  ans  Öffentlichen  Mitteln  gedeckt  wird,  also  Jeder  uor 
freiwillig  pro  rata  seines  Steuerbetrages  unfreiwillig  an  den  Kosten 
mittragen  mnss,  füngt  man  an,  zu  rechnen,  und  man  kommt  zu 
dem  Beaultat,  dass,  noch  femer  grosse  freiwillige  Beitr&ge  zahlea, 


Digitized  by  Google 


w 


i  nichts  heissen  würde,  als  auf  eigene  Gefahr  und  Kosten  die  Öe- 

i  aammtheit  entlasten  helfen, 

s  In  der  zwischen  Hamlnn:^-  und  Altona  belegenen  Vorstadt 

],  St,  Pauli  mit  31,775  Kinwohnern,  ist  eine  der  städtischen  fihn- 

ll  liehe  Armenanstalt  begründet  worden,  welche,  dem  Wiichstliuni 

f.  der  Vorstadt  entsprechend,  allmälig  bis  auf  11  Bezirl\e  mit  je 

s  zwei  Vorstehern  vergrüssert  worden  ist.    Bis  1843  erhielt  diese 

g  Zweigaustalt  einen  Zuschuss  von  der  städtischen,  der  bis  auf  jähr- 

lieh  240D  Thlr.  stieg.    Später  wurde  der  vorstädtischen  Anstalt 

^  der  erforderliche  Zuscliuss  immittelbar  ;ius  der  Staatskasse  ge- 

^  währt.  Die  steigenden  Bedüi  liiisse  des  kajotallosen  Instituts  mach- 

jj.  ten  Vergrösserung  des  Beitrages  nothwendig,  so  dass  1808  bei 

einer  Gesammtausgabe  von  24860  Thlr.  aus  öffentlichen  Mitteln 


23328  Ibir.  flüssig  gemacht  werd^  muaaten.  Von  den  Ausgaben 
Ulen  anf  wöchentliche  Geldunterstütznng  der  172  regelmässig 
unteiBtfiteten  Ftoiilien  6100  Thlr.,  auf  Unterhalt  von  162  Kost- 
Imdem  3810  ThlTn  darunter  480  Thlr.  för  in  einer  Idiotenaufitalt 
untergebrachte  blGdsimiige  Kinder.  Zwei  gut  organisirte  Schulen 
gewähren.  Schülern  beiderlei  Geschlechts  Unterricht;  yon  den 
6092  Thhr.  betragenden  Kosten  dieser  Schulen  werden  nur  750  Thlr. 
dareh  Scholgeld  gedeckt.  1867  war  die  Zahl  der  unterstflteten 
Familien  341,  die  wöchentlichen  Almosen  betragen  8132  Thlr. 

Auf  dem  Landgebiet  existiren  in  TerschiedeneA  Gemeinden 
kleine  Armenanstalten;  auch  bestehen  für  mehrere  Gemeinden  ge- 
meinschaftlich solche  Anstalten;  im  Allgemeinen  ist  der  Wirkungs- 
kreis dieser  Institute  kein  sehr  erheblicher.  Die  Kosten  werden 
theils  durch  zwangweise  erhobene  Gemeindearmensteuern,  theils 
durch  milde  Gaben  aufgebracht;  in  einzelnen  kleinen  Gemeinden 
fehlt  es  ganz  an  einer  organisirten  Armenpflege,  hier  werden  die 
wenigen  Armen  eben  nach  Bedaif  aus  der  Gemeiudekasse  unter- 
stfitzt. 

Die  jüdische  Stadtgeiucinde  hat  von  jelier  ihre  eigene  Ar- 
uienpllege  geliaht.  Aus  den  durch  Besteuerung  zu  (ienieindezwecken 
aufgebrachten  .Mi Mein  wurden  184^:  2886GThlr.,  LSt'.ii:  2774()Tldr. 
für  Armenpflege  ausgegeben:  ausserdem  Hussen  für  diesen  Zweck 
iü  den  beiden  genannten  Jabreii  lötlO  und  bezüglich  2805  Thlr. 
aus  Privatmitteln.  Von  der  Suniiue  aller  Ausgaben  für  Armen- 
anteratützung  im  Jahre  18(>0  wurden  4430  Thlr.  für  Krank,  upllege 
angewendet.  Seit  1864  haben  die  jüdischen  Armeu  ebenfalls  An- 
sprach auf  Unterstützung  aus  der  allgemeinen  Armenanstalt  und 
and  die  Beiträge,  mit  Ausnahme  der  zur  Liquidation  erforderlichen, 
nicht  mehr  obligatorisch. 
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Die  jüdische  Gemeinde  zählte  18G7:  13457  Seelen.  Die  Zahl 
der  Armen  betamg  1848:300,  1860:  261,  (meist  hodibetagte  Per- 
sonen); also  kam  ein  eingezeiehneter  Armer  auf  50  Seelen.  Ffir 
Eniehung  worden  1860  ca.  6000  Thhr.  verausgabt;  spätere  Ab- 
rechnungen stehen  mir  nicht  zu  Gebote. 

Aus  öffentlichen  Mitteb  und  ausser  Zusammenhang  mit  der 
Armenanstalt  werden  in  dem  mit  der  Geföngnissverwaltung  Ter- 
bundenen  Werk-  und  Armenbause  ca.  1200  heruntergekom- 
mene Personen  verpflegt  In  der  sehr  gut  eingerichteten  Anstalt 
werden  die  Arbdtsföhigen  beschäftigt,  sowohl  mit  passenden  Hand- 
arbeitea,  als  mit  Bestellung  der  mit  der  Anstalt  verbundenen 
Länder^en.  ^ine  Schule  im  Werk-  und  Armenbause  nimmt  un- 
gefikhr  100  verwahrloste  Kinder  auf.  Für  die  Anstalt  waren  im 
Budget  fär  1869:  108200  TUr.  in  Aussiebt  genommen.  Zur  Hei- 
lung und  Reinigung  von  Bettlern  und  umhertreibendem  Gesindel 
erhält  die  Gefitagnis8verwultiiii,<(  das  sor^onannte  ,  Kurhaus",  welches 
emen  Zuschuss  von  3(5480  Thlr.  crloidert;  die  jetzt  unabhängig 
von  der  Armenanstalt  bestehende,  Ofl'entliche  Entbindungs- 
anstalt kostet  im  Jahr**  otua  4000  Tlür. 

l)d<  alli,'e meine  Krankenhaus,  welches  gewöhnlich  etwa 
16 — IbOO  Personen  aufnimmt,  verpflegt  eine  grosse  Anzahl  von 
Kranken  unent;j;oltlich;  ausserdem  finden  hier  mehrere  Hundert 
Sieche  und  Blödsinnige  Aulnahmi'.  Zu  den  für  1S69  auf 
22r)0Ü0  'ridr.  angesclilageueu  Ausgaben  \\u\\  ein  Staatszust-huss 
von  ca.  1420U(>Thlr.  errorderUch  sein.  Ein  von  der  Anstalt  riimu- 
lich  gt.'itt'nntes,  in  der  oberen  Verwaltung  aber  mit  ihr  korabi- 
nirtes  Irrenhaus  bezieht  für  1869:  60000  Thlr.  Zusiluiss. 

Die  für  etwa  4r><)  Kinder  eingerichtete  Waisen anstalt  ver- 
]tHegt  ihre  Zügliiigt*  bis  zum  0  .Talire  auf  dem  Lande  als  Kust- 
kiiider,  und  bestritt  bis  vor  wenig  Jahren  ihre  Ausgaben  aus 
Zinsen  ihres  reichen  Kapitals  und  aus  dem  Ertrag  milder  Gaben; 
.  seit  einigen  Jahren  isi  auch  hier  ein  Defizit  vorhanden  und  zur 
Deckung  desselben  ein  Zuschuss  aus  öffentliclieii  Mitteln  erforder- 
lich, welcher  allmälig  bis  auf  18000  Thlr.  gestiegen  ist. 

Die  Verwaltung  des  Landgebiets  verwendet  durchschnitt- 
.  lieh  S->9000  Tbk.  aus  der  Staatskasse  zur  Armenunterstfitzung. 
Btira  die  H&Ifte  dieser  Summe  wird  zu  Schulzwecken  verausgabi 

Den  wirthscbafUicfaen  Anschauungen  entsprechend,  welche  in 
der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  herrschten,  glaubt«  auch  der  Hwn- 
buigische  Staat  im  Jahre  1650  ein  öffentliches  Leih  haus  cr- 
ricliten  zu  müssen,  um  den  Armen  und  Bedfiiftigen  vor  dem 
Fdvatwucher  der  Ffandleiher,  von  denen  man  aber  eine  Ansah! 
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konzessionirte  und  unter  polizeiliche  Kontrolle  stellte,  zu  schüzten. 
Dieses  Institut,  welches  Pfänder  zum  festen  Zinse  von  nur  G*'  u  be- 
leiht, kostet  den  .Staat  allerdings  nichts,  sondern  liefert  scheinbar 
noch  einen  massigen  Ueberf;chnss,  da  die  Zinsen  des  Kapitals 
nicht  gerechnet  werden;  aber  freilich  wird  man  auch  nicht  be- 
haupten können,  dass  dieses  Institut,  oine  segensreiche  >\'irksani- 
keit  entfalte.  Tn'tz  der  ])illigeren  Zin>t'ii  benutzen  wirklich  Arme 
(luih  mehr  Frivatpfaudleih-Geschufte,  zu  denen  sie  ungenirt  und  un- 
ge>eht'ii  7(1  jeder  Tageszeit  kommen  können.  Die  Leichtigkeit,  mit  der 
in  deiu  utitiitlichen  Institut  grössere  Summen  angelieht-n  neiden 
können,  führt  dazu,  dass  dasselbe  von  gewissen  Geschäftsleuten, 
Wohl  selbst  von  Privatpfandleiheru,  zur  Beschaffung  ihrer  <  ieldmittel 
benutzt  wird.  Die  allerdings  der  ursprünglichen  mildthiaigen  Ab- 
sicht ents]irechende  Bestimnmng,  dass  kelue  Legitimation  vom 
Yenetzenden  gefordert  werden  sollte,  führte  dem  LeOihans  auch 
noch  sehlimmere  Kunden  zu;  und  es  ist  daher  diese  wohlgemeinte, 
aber  fibdwirkende  Einrichtung  jetzt  beseitigt. 

Aus  vorstehender  ZusammensteUtuig  ergiebt  sidit  dass,  ausser 
den  etwa  65000  Thlr.  betragenden  Zinsen  der  Kapitalien  der  ver- 
schiedenen Aimen-Instituie,  nach  Abzug  der  auf  die  Erziehung 
verwandten  Ausgaben,  in  Hamburg  jährlich  nahezu  500000  Thlr. 
ans  öffentlichen  Mitteln  zur  Armenunterstfitznng  verwandt  werden. 
(Dabei  sind  die  durch  Besteuerung  aufgebrachten  Ausgaben  der 
israelitischen  Gemeinde  selbstverständlich  mitberechnet).  Also  pro 
Kopf  der  QesammtbevClkerung  von  306807  Seelen  etwa  ITM.  19Sgr. 
Die  Verwendungen  aus  Privatmitteln  sind  schwer  in  Zahlen 
aozQgeben;  doch  werden  nachstehende  Daten  genügen,  um  zu 
zeigen,  dass  auch  sehr  beträchtliche  Privatunterstfitznngen  in 
Hamburg  alljährlich  in  den  verschiedensten  Formen  gewährt  werden. 

Als  Ueberbleib.>el  von  Klöstern  und  zur  Unterstützung  von 
Kranken  und  Armen  bestimmten  Aufnahme-Hriusern,  bestehen  ver- 
schiedene hall)  öffentliche  Anstalten  tür  sehr  ver>chiedene  Kreise, 
in  denen  unentgeldlich  oder  gegen  ein  den  Leistungen  bei  Weitem 
nicht  entsprechendes  lliiikuufsgeld,  Personen  lieiderlei  (leschlechts 
Aufnahme  finden.  Ein  Bild  von  den  Einkünften  dieser  Anstalten, 
welchen  KinküiifteTi  die  Leistungen  aber  dennoch  Avenig  entsprechen, 
da  unverhiiltuissmassi^er  Werth  auf  Kapitahinsammlung  gelegt  wird, 
ist  aus  dem  Umstand  zu  entnehmen,  dass  eine  derselben  vor  zwei 
Jahren  einen  Theil  ihrer  Ländereion  für  2  Millionen  Tlialer  ver- 
kaufen konnte  und  dass  die  schon  mehrfach  genannten  (H)eriilten, 
Welchen,  als  die  Verfassung  von  18G0  ihrer  mehr  als  30O jährigen 
politäschea  Wirksamkeit  ein  Ende  machte,  die  Verwaltung  meU- 
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reror  müder  Stiftungen  neben  ihien,  jetzt  auch  ihrem  Ende  nahen, 
kirchlichen  Offisien,  gewissennaasen  zar  Becht£nrtjgung  ihrer  fort- 
dauernden Existenz  und  Ergänzung  reserrirt  wurde,  ans  den  Ueber^ 
Schüsse  dieser  Stiflungen  ein  Asyl  für  eine  bedeutende  Aniaiil 
von  Familien  und  einzelmn  Fcrsoncn,  unter  dem  Namen  »Ober- 
alte  nstift*,  errichten  konnten.  Die  aus  alter  Zeit  stammenden 
Freiwohnungen  gewähren  nach  einem  uuj^eßhren  Ueberschla;?  we- 
nigstens 80() — 10()0  Personen  Obdach;  die  Zahl  solcher  Freiwoh- 
nungen wird  noch  fortwährend  durch  Vermächtnisse  vermehrt. 
Wir  erwähnen  als  Schöpfungen  der  neueren  Zeit  das  bekannte 
Schröderstift,  zu  dessen  Erbauung  und  Unt#rhaltini[,>-  d.  r  Stifter 
öOCiMX)  Thlr.  bestimmte,  und  einifje  Jaln-e  später  die  Stiftung 
noch  bedeutend  erweiterte,  sowie  die  zu  ähnlichen  Zwecken  bestimm- 
ten Stifte  der  ivaiifloute  Laeisz,  Vorwerck  und  Oppenheimer,  letz- 
teres nur  orthodoxen  Juden  zugänglich.  Ferner  hat  die  Wittwe 
des  verstorbenen  Bankier  Heine,  deren  Vater  auoli  ein  Kraukeu- 
haus  und  eine  Vorschussanstalt  begründet  liat,  ein  Wohnhaus  im 
JuriLffernstieg,  an  der  schönsten  Promenade,  zu  eiiieni  Asyl  für 
bedüiili«jre  Franenzininier  eingerichtet,  die  allerdings  auf  diesem 
Platze  aussei  ordentlich  theuer  wohnen. 

Der  Zinsenertrag  verschiedener  Stiftungen  aus  alter  Zeil, 
wclehev  theils  für  Familien^^Iieder  bestimmt,  tlieils  aber  in  nicht 
erheblichem  Cmfunge  anderen  schon  genannten  Anstalten  oder 
Zwecken  zu  Gute  kommt,  welche  nicht  direkt  zur  Armenpflege 
zu  rechnen  sind,  wird  in  einem'  1843  erschieuenen  Buche  TOn 
Lappenberg  auf  96000  Tbk.  augegeben.  Die  Zahl  dieser  Stiftan- 
gen  belftuft  sich  auf  989  (886  christliehe  und  103  jfidiscbe).  Eme 
Vervollständigung  der  Beschreibung  dieser  Stiftungen,  unter  Be- 
rücksichtigung der  neu  hinzugekommenen,  wird  yorbereitet  Eine 
AuMhlung  der  vielen  Vereine  zur  Verhütung  und  ünterstützung 
der  Armuth  würde  zu  weit  ffihren.  Als  besonders  wohlthitig 
wirkend  heben  wir  nur  die  jetzt  fiber  1000  Kinder  aufliehmenden 
Warteschulen  und  zwei  Vorschussanstalten  hervor,  von 
denen  die  eine  zinsfreie  Vorschüsse  bis  höchstens  48  Thlr.  auf 
ein  Jahr  mit  wöchentlicher  Abzahlung:,  die  andere  etwas  grossere 
Summen  sur  Aushülfe  kleiner  Geschäftsleute  verleiht,  und  solbrt 
bei  der  Vorschussertheüung  1  Thlr.  von  30  TMr.  fiOr  Verwaltunga- 
kosten  abzieht. 

Nicht  unerwähnt  dürfen  auch  die  Anstalteu  bleiben,  welche 
es  den  unteren  Volksklassen  möglich  machen  sollen,  selbst  Für- 
sorge für  eintretenden  Geldbedarf  bei  Kranklieiten  und  Sterbeföllen 
SU  treffen.  Die  Hamburger  Sparkassen  haben  unge&hr  1^  Mil- 
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^         fionea  Thaler  Einlagen.  Ferner  existirt  eine  grosse  Anzahl  kleiner 
VersiehernngaTereine,  welche  unter  einer  staatlichen  Auf- 
ndit8beh(^rde  stehen,  die  aber  v&hrend  ihres  langen  Bestandes 
^         das  aUmftlige  und  für  die  Interessenten  verlastbringende  Eingehen 
einer  grossen  Zahl  dieser  Kassen  nicht  hat  verhindern  können. 
^  Ein  offi7i(>]lps  Yorzeicbniss  dieser  Kassen  führt  208  namentlich  anf, 

^  während  die  laufenden  Niininiern  bis  387  tr^^ben.    Die  Zahl  der 

^  Interessenten  wird  durchschnittlich  auf  über  70,000  angenommen. 

'1  Es  ist  sclion  melirfach  angeregt  worden,  insbesondere  bat  auch 

*  die  Bürgerseliaft  schon  /«eiiiial  sieh  daliin  vernehmen  lassen,  das-j 
^  (loch  die  Aber  diese  Anstalten   wachende  Staatsaufsieb t,  welche 

dadurch,  da.ss  sie  nicli'.  le))f^nstahi;^'('n  In.stiLiitin  den  Schein  der 
Solveuz  rettet,  nur  scliädlicb  wirkt,  bf^soiti^t  werden  mOi^^f^;  luau 
hat  darauf  binge\s  lesen ,  wie  viel  richtigiT  es  sein  wüi  iK'.  die 
Versieherunoj  klein^^r  Beiträge  durch  Gentts.scnschatten  «Icr  freien 
**  Koükurreuz.  ohne   alle  Aufsicht,    deren   andere  \'('r>icherung3- 

*  ao.stalten  in  Hamburg  glücklicherweise  nithi  unterliegen,  zu  über- 
J  laaseu.  Diese  Wünsche  sind  hi-sber  ubne  Hesultat  gebliel)en.  In- 
5           dessen  ist  ein  Seuatsantrag,  der  es  auf  HeorganisatiMH  und  Neu- 

befestiguug  der  fraglichen  Aufsicbtsbebörde  ab.^aii,  von  der  Bürger^ 
^         Schaft  abgelehnt  worden. 

i>  Eine  anf  rationeller  Grundlage  begründete  KrankenkassCt  die 

t  aber  natürlich  für  schlechtei'e  Risikos  etwas  höhere  Beiträge  neh- 

»  tnen  musste,  als  diese  kleineren  regsameren  Kassen,  welche  ge- 
i  wfthnlieh  versdliiedenes  Alter  und  verschiedenen  Gesundheitszustand 
i-         der  Interessenten  gar  nicht  berücksichtigen,  ist  nach  einigen  Jahren 

aus  Mangel  an  Theilnahme  wieder  eingegangen. 
^  Vorstehende  Darstellung  wird  gezeigt  haben,  dass  allerdings 

t  ud  Hamburg  yom  Staat  und  von  Privaten  eine  sehr  umfangreiche, 

i  aber  auch  nach  vielen  Seiten  hin  recht  ungeregelte,  Armenpflege 

f  gefibt  wird.    Die  jetzt  zur  Beratbung  stehende  Frage  eüier  zen- 

i  tralisirendeu  Aufsichtsbehörde  über  die  milden  Stiftungen,  ver- 

(  bunden  mit  der  aligemeinen  Armenanstalt,  zur  Verhütung,  dass 

i  einzelnen  Personen  eine  unverhältuissraassige  Unterstützung  zuge- 

*  wen'iet  werde,  ist  daher  ohne  Zweifel  eine  sehr  zeitgeniiisse.  Aber 
:  die  für  ein  .stets  wnrjiviendes  Gemeinwesen  hrM;li>l  wiclitiLre  Frage 

lies  Systems  der  Arnieni»fle<;e  winl  liiernät  tiocli  keineswegs  er- 
schöptl:;  mit  den  reichen  Mitteln,  iiijer  uekbe  man  hier  für  Armen- 
zwecke  gebieten  kann,  würde  bei  mehr  systematischer  und  ra- 
tioneller Verwendung  nicht  nur  mehr  Noth  gelindert,  sondern,  waa 
weit  wichtiger  iüt,  mehr  Noth  verhütet  werden  können,  als  jetkst 
geschieht.  — 
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Zum  Sclilu^s  DiOgon  noch  einige  zalilenndässigdj  ztnr  Hlu^atifln 
der  obigen  Mittheilungen  über  die  Hamburger  Aimenanstalt  die- 
nende, und  den  ganzen  Zeitraum  ihres  Bestehens  umfiisendet  An- 
gaben Platz  finden. 
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XIV. 
Stadt  Bremen. 

Voa 

Aagult  Lanners  in  Bremen. 

Die  Reformation  lockerte  in  Bremen,  wie  überall  anderswo, 
das  Band,  welches  bis  dahin  die  Armenpflege  an  die  Kirche  ge- 
knüpft hatte;  iu  Bremen  jedoch,  ohne  es  völlig  zu  zerschneiden. 
Zwar  ging  ihre  Handhabimg  nun  au  Laien  über,  aber  nidii  ver- 
ml}ge  eines  Staatsaktes  im  engeren  Sinne,  sondern  in  Qem&ssheit 
der  Brenuseh-EvangeliBchen  Kircbenordnung  Ton  1534,  und  zwar 
an  Laien,  welche  zur  Kirche  in  einem  bestimmten  dienenden  Ver- 
hftltniss  standen,  die  Diakonen  der  vei'schiedenen  Kirchspiele.  Die^ 
errichteten  in  ihren  Kirchen  «gemeine  Kisten",  damit  aus  diesen 
tder  Gemeinde  Almosen*  unter  die  lebendigen  Armen  vertheilt 
würden,  anstatt^  wie  bisher  zn  so  grossem  Theil,  «den  Todten  un- 
nfltz  geopfert  und  den  Fegefeuers-Pfaffen  zugetragen  zu  werden.* 
Der  Fortscbritt  lag  theils  in  der  Ersetzung  dieser  verdächtig  ge> 
wordenen  Verwendungen  milder  Guben  durch  die  realen  Zwecke 
der  Armenpflege,  Erhaltung  von  Wittwen,  \ Kaisen,  Krüppeln, 
Schwächlingen  und  anderen  Bedürftigen,  —  theild  in  der  Ein- 
setzung Weltlicher  Diakonen,  an  der  Statt  von  M'  inclien  und  Priestern, 
(leren  eigentliches,  von  Rücksichten  der  8elU.st.--ueht  nicht  beein- 
trächtigtes Geschäft  die  ArmenpHege  sein  sollte,  laue  Armen- 
ordnung vom  Jaiire  be/^'icliie't  dm  «leist,  in  \v(;lrhem  jene 
ersten  prolestantisehen  Jahrhuud.'rtf  iül*  Saehe  betrieben  wissen 
^vollteu,  dadurch,  dass  sie  sagt,  zu  Diakoneji  seien  Männer  zu  er- 
\v;iMen,  die  Gott  und  den  Nächsten  lieben,  dem  (jeize  leind  seien, 
ilireni  eigenen  Hause  wohl  voisLeiien  u.  s.  f.  Die  Mittel  uiuilm 
damals  theils  dureh  Sammlungen  iu  den  Kirchen  mit  dem  Kling- 
beutel, tiieils  durch  vierteljährlich  wiederkehrende  Rundgänge  in 
den  Häusern  aufgebracht.  Schenkungen  von  Lebenden  oder  im 
Todesfälle  kamen  ergänzend  mehr  und  mehr  hinzu.   Was  die  Art 
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der  UnterstätzuDg  betrifft,  so  hatte  schon  die  Kirchenordnung  von 
loS4  verlangt,  dass  jeder  IHakon  die  ihm  zufiiDenden  Armen 
kenne  und  ileissig  besuche;  die  Annenordnung  von  1658  — 
gleich  ihren  Vorläuferinnen  von  1627  und  1645  an  sich  schon  m 
sprechender  Beweis,  das»  die  Armenpflege  aus  ihren  alten  Hüllen 
herauswuchs  und  ein  immer  selbständigeres  Dasein  gewann  — 
theilfcc  zu  dit'soni  Zwecke  jedes  der  vier  altstftdtisch^relbrmirteu 
Kirchspiele  in  je  vier  riiterabtheiluagcn,  erlegte  d^  einzelnen  Dia- 
konen nionailichen  lierirlit  an  den  biicbführenden  Diakon  seines 
Kirclisiiiels  auf,  schrieb  monatliche  Kirchspielssitziint^^en.  vierteljähr- 
litlie  Generalvisitationen  der  Armen  vor.  Der  kirclilielie  Charakter 
des  (ianzen  wurde  auch  dadurch  fest^elialteu,  dass  der  Kirchspicls- 
l'redit^er  den  nion.itlieheu  Sitztingfon  beiwohnte  und  der  Kirehspiels- 
Lehrer  bei  der  Austheilun<^  der  Almosen  eine  ^.kurze  Vermahnung 
auri  (Jottes  Wort"  an  die  rntorstüt/ten  hielt.  Die  Anneuvögte, 
jet/i  unter  dem  Tilel  ArmiMuuif-^i-lier  ein  so  wiehtiu^cr  Bestand- 
theil  der  Oriraiii^.ition  und  j^li'i.  Ii-aui  iiir  positiver  Arm,  das  haupt- 
sächliche \\\'rk/.eug  zur  Kniiiiu  hiu^^  der  Unltsbedürttif^keit  und 
Vertheilun<^  der  Almosen,  >t"'llto  itn  'i.  lr/rhntcn  .hihrhundert  nur 
den  negativt-n  Ann  der  Arnienpile;^^,.  yur.  ^lii'  \'i  rfolger  doa  von 
der  mittelalieiiieln'u  Klosterptleife  hinterlassem^u  und  von  den 
Verwüstungen  des  Dreissigjil]iri<i:en  lüietre^  neu  hervorgerufeneu 
Ik'ttelwesens,  Zur  vorübergeliendiMi  Auliialime  Fremder  oder  Kran- 
ker waren  einigt'  (iastliäuser  und  das  St.  Johannis-Klosti>r  da.  in 
welche  man  sich  auch  als  Präbendar  oder  Provener  einkaufen 
konnte. 

Zu  einer  organisirten  und  kräftig  geleiteten  £inh(»t  war  die 
städtische  Armenptlege  bis  dahin  nicht  zusammengewachsen,  wie- 
wohl man  schon  begann,  von  einem  «General-JUmenwesen*  zu 
sprechen.  Indessen  wirkte  von  nun  an  allerhand  darauf  bin,  na- 
mentlich die  Errichtung  verschiedener  Zentralanstalten,  wie  s.  B. 
die  Hergabe  einiger  Zimmer  im  Werk-  und  Zuchtbause  zur  Auf- 
nahme armer  alter  Bürger  seit  1670,  —  das  sogenannte  Blaue 
Haus  fär  arme  und  verwaiste  Kinder,  1684  gestiftet,  mit  dem 
schon  1596  gestifteten  Rothen  Hause  zur  Franzosen-Zeit  in  das 
noch  bestehende  Heformirte  Waisenhaus  verschmolzen,  das 
1689  in  der  Neustadt  errichtete  ICrankenhaus,  das  den  Baun  des 
kirchlichen  Heketmtnisses  bereits  durchbrach  und  sich  auch  nicht 
auf  Bürger  beschränkte,  —  endlieii  das  1098  eröflfnete  Armenbaus. 
Das  Armenhaus  vor  allem  gab  den  Anstoss,  die  Htädtisehe  Armen- 
pflege mehr  zu  zentralisiren  Man  scheint  liei  seiner  Gründung 
anfänglich  sogar  der  kühnen  Hoflfnung  gewesen  zu  sein,  es  werde 
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angeheot  in  ihm  mehr  oder  weniger  särnrnUiche  regelmässig  unter- 
itfltite  Arme  mterzabringen.  Zu  seiner  Verwaltong  worden  zum 
ersten  Ual  auch  Diakonen  des  Domes  herangezogen,  der  bisher 
ganz  sich  selbst  nberlassenen  Iniherischen  Gemeinde  der  Altstadt; 
doch  war  der  innere  O^nsatx  noch  nicht  hinlfinglich  aberwunden 
und  die  Dom-Diakonen  traten  wieder  zurück.  Die  erlangten  mil- 
den Gaben  der  Bürgerschaft  wurden  ebenfalls  fortan  in  einer  ge- 
meinschaftlichen „Ladc*^  nieder^^elegt,  der  s<^ar  die  Neustadts- 
nnd  Vorstadts-Kirchdjiiele  ihvc  Kinnalmien  zuführen  mussten,  ohne 
an  der  Verwaltung  tlieilzuhalKin,  nach  Abzug  ihres  ei<ronen  un- 
mittelbaren Bedarfs  für  haussitzende  Arme.  Die  Verabreichung 
df>r  Unterstützungen  fand  von  IfJiH  an  nicht  mehr  in  den  Woh- 
nungen der  Annen,  sondern  im  Arnienhause  statt.  Eine  Ab- 
scbwächung  des  Zusammenhanges  mit  der  Kirche  lag  in  der  Vor- 
•^ohrift  an  den  Predit^MT  (h<  Armenhauses,  sich  der  —  damals 
'las  kirchliche  Leben  so  heftig  bewegenden  —  dngniatischen  Streit- 
fragen auf  seiner  Kanzel  fernzuhalten.  Eine  iioeh  viel  entschie- 
denere Aneignung  durch  den  Staat  und  Unti'innlnung  unter  die 
oberst'C  weltliche  Gewalt  lag  in  der  Ernennung  v^n  Inspektoren 
für  die  gemeinschafllichen  Anstalten  aus  der  Mitte  des  Senats. 

Das  nächste  halbe  Jalirhundert  füllten  vornehmlich  finanziell*' 
Bedr&ngnisse  und  Wirren  aus.  Vom  Jahre  1713  an  z.  B.  hatte 
man  hei  einer  jährlichen  Durchschnittsausgabe  des  General-Armen- 
wesens  von  13000  Thlr.  mit  einem  vier  Jahre  anhaltenden  D^zit 
von  durchschnittlich  1200  TUr.  zu  kämpfen,  das  aus  dem  Ver- 
mOgensstand  gedeckt  werden  musste,  da  ausserordentliche  Samm- 
Inngen,  wiederholte  Lotterien  und  dergl.  dafür  nicht  hinreichten. 
Die  Diakonen,  wekshe  vierteljährlich  wechselten,  hatten  in  der 
Regel  Yorschusae  aus  der  eigenen  Tasche  zu  machen,  zu  deren 
Ausgleichung  sie  dann  Einnahmen  zurückbehielten  oder  gar  Ea^ 
piialien  des  Graeral-Armenwesens  flüssig  machten.  Zweimal,  1726 
und  1751,  mussten  zur  Abstellung  solcher  Uebelstände  mit  Zu- 
thon  des  Senats  besondere  Verträge  der  Diakonen  unter  sich  ab« 
geschlossen  werden. 

Eine  andere  reichlich  fliessende  Quelle  der  Unzufriedenheit 
mit  dem  Armenwesen,  wie  es  war,  lag  in  der  Stellimg  der  zum 
Dom  gehörenden  lutherischen  (lemeinde,  die  sdion  vermöge  der 
von  1648  bis  1^03  dauernden  politischen  Zugeliörigkeit  des  Domes 
selbst  er.st  zii  Schweden,  dann  zu  Dänemark,  endlich  zu  Hannover 
schwierig  u<Miug  war.  Die  lutherischen  Ihirgcr  mussten  als  Theil 
des  (lanzeu  zu  den  Vierteljahrs-Sanunlungen  de.s  reforniirlcii  Ge- 
ütral-Aimenwesenä  beitragen,  aU  Domgenieiude  aber  die  iutUeri- 
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sehen  Armen  obendrein  untl  allein  untorlialtcu.  Während  der 
kurzen  Zeit,  wo  nach  1698  zwei  DiakoDen  vom  Dom  an  der 
Armenbaus-Verwaltung  theüniihmen,  flössen  hieraus  Streitigkeiten 
in  Meu^j^e:  sie  verweigerten  ibrer^its  11.  a.,  die  Listen  ikret  Unter- 
stützten mitzutheilen,  wfthrend  man  ihnen  das  Becht  absprach,  bei 
Hochzeiten  von  Lutheranern  neben  der  Bfichse  des  Qenenl- Ar- 
menwesens eine  Dom-AnnenbQchse  aufzustellen  u.  3.  f.,  -~  so  dass 
man  bald  wieder  zu  völliger  Isollmng  zurfickkehrte. 

In  den  Jahren  1773  bis  1779  verschaffte  dann  endlich  die 
Buhe  des  wiederhergestellten  Friedens  dem  durch  so  schwere  Mias- 
stände  genährten  Beform»Drange  das  Uebergewicht,  wozu  nament- 
lich eine  unleidliche  Strassenbettelei  das  Ihrige  beitrug.  Die 
Hauptrolle  \m  den  damals  durchgesetzten  wesentlichen  Vechesse- 
rungen  spielte  der  Syndikus  von  Post.  Man  ging  der  Ver- 
schwendung und  Sorglosigkeit,  welche  bald  eine  einmal  gewährte 
Unterstützung  auch  ohne  13cdürfniss  so  lange  fortf^'ehen  lasse,  bis 
sieh  t'twa  einmal  der  Benefiziat  mit  seinem  Diakonen  pberwarfe, 
bald  wirklich  liülfsbedurftige  Personen  in  der  Zwischenzeit  von 
einer  monatlichen  Session  zur  andern  dem  Hungertode  oder  der 
Bettelei  überantworte,  scharf  zu  Leibe.  Man  vermisste  unter  den 
verwaltcndi^n  Körpern  das  cinlieitlicht*  Zu^sammenwirken,  die  rechte 
Bezit'liuiii^  insbesondere  der  unniittelhar  thätigen  l)iakon*'n  /u  der 
sogenannten  Sossion,  d.  h.  dem  Gesammtvorstande,  der  im  Aritu  n- 
hause  die  unterstützungfordernden  llansarmon  vor  sicli  k^ininn'n 
Hess  und  -  wie  der  bezeichnende  Ausdruck  lautete  —  ril^lnhnte. 
Waren  die  Kirclisi>iele  der  Neustadt  und  der  Vorstadt  in  dieser  Ses- 
sion ja  nicht  einmal  yrrtretenl  Dieser  Grundmantjel  der  Or^a- 
nisatiön  bewirkte  naturgemäss,  dass  dit'  selbständigen  Diaknucii 
beHisst'U  waren,  mügliclist  wenig  Gehl  an  das  General-Arniemvesen 
abzuliefern  und  möglichst  viel  unmittelbar  zu  verwenden.  Es 
folgte  ferner  daraus,  dass  zudringliche  oder  gewandte  Personen 
leicht  mehrfiUtige  Unterstützungen  davon  trugen. 

Als  positives  Ergebniss  dieser  Kritik  und  Reformth&tigkeit 
wurde  im  Mai  1779  dne  neue  Armenordnung  eingef&brt,  die  mit 
dem  folschen  Ideal  von  1698  brach,  alle  Arme  ins  Armenhaus 
einfangen  zu  wollen,  dieses  vielmehr  von  der  Sorge  für  die  haos- 
sitzenden  Armen  vollständig  trennte,  —  die  femer  der  abgeson- 
derten Stellung  der  Domgemeinde  ein  Ende  machte,  die  luthe- 
rischen Hansarmen  in  das  neugeschaffene  allgemeine  Armen-Institut 
mit  aufnahm,  —  und  endlich  statt  der  Vierte^hrs-Sammlungeo, 
die  rogelmftssig  zu  wenig  ergeben  hatten,  Wod^en-Samrolongen 
mit  einer  Art  konventionellen,  nicht  gesetzlichen  Zwangsbeitrags 
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TOft  1  bis  sd  18  Gr)tüü  einführte,  an  ileien  Knn<lgän>;en  sieh  Je- 
dermann abweduelnd  zu  betheiligen  hatte.  Davon  sollten  etwa 
1100  Personen  mit  insgei^aramt  75(H)  Thlr.  unt^^rstüt/t  werden, 
'Während  dem  Armenhause  aus  seinen  Einnalime(iiiellen  eine  Klei- 
nigkeit mehr,  nämlich  ungefähr  78(h>  Thlr.  zuHossen.  Die  lloft- 
nung  indessen,  dass  man  nun  den  tinanziellen  Nöthen  entiioben 
sein  werde,  erfüllte  sich  noch  nicht  sofort.  Von  17s4  bis  ITDO 
fanden  desshalb,  da  der  Sinn  und  Trieb  einmal  leljeiiiiii,'  üfewurden 
war,  erneuerte  gründliche  und  weil^ciiichtige  Verhandlungen  statt, 
—  wie  schon  friiher  Nve.sentli(*h  von  den  Staatskörperschaften  ge- 
führt, die  dadurch  thatsiichlich  auf  das  äusserlich  immer  noch 
mit  der  Kirche  zusammenhängende  Armenwesen  ihre  wuchüge 
Hand  legten.  Ihr  Ergcbniss  war  eine  mit  dem  Jahre  1792  ins 
Leben  tiretende  abennalige  neue  Ordnung.  In  dieser  Warden  die 
Wochen-Sammlungen  beibehaUen,  das  Maximum  der  einmaligen 
Gabe  aber,  das  sebon  1788  Yon  18  auf  36  Groten  erhobt  worden 
«kr,  ganz  aufgehol>eii,  und  eine  jährliche  feste  Yorauaseicbnung 
verlangt,  damit  ein  ordentliches  Budget  aufgesteüt  werden  könne. 
Wer  einen  solehea  Jahresbeitrag  zu  zdchnen  sich  weigere,  dessen 
Name  sollte  aur  Abschreckung  Öffentlich  bekannt  gemacht  werden. 
Ergebe  das  Ganze  nicht  die  angenommene  Nonnalsumme  von 
2Q00O  Thlr.,  so  wurde  die  Einführung  einer  förmlichen  Armen- 
steiL  f  in  Aussicht  gestellt  —  ein  seitdem  regelmässig  wieder- 
iiehrendes  Schreckmittel  zum  Behuf  der  Abnöthigung  höherer 
Gaben.  Die  Stadt  wurde  in  32  Distrikte  getheilt  und  jeder  der- 
selben sowohl  zur  Annahme  der  Anzuschickenden  Woclien-Gaben, 
wie  zur  Fürsorf^e  t\ir  die  Armen  einem  eigenem  Distrikts-Diakon 
iihprwipsen.  Die  obere  Leitung  ging  auf  8  Diakonen  über,  von 
denen  die  Hälfte  —  eine  EriniuTung  an  die  alte  kirchliche  Schei- 
dung —  reformirt  und  die  Hälfte  lutherisch  sein  <n]]te.  Unter 
ihnen  sollte  das  neugeschaffene  Ami  eines  (jenerahtdrainistrators 
halbjährlich  wechseln.  Vier  SenalorL-n  bildeten  das  Direktorium 
mit  ebenfalls  halbjährlich  wechselndem  Vorsitz. 

Die  Zeiten  der  französischen  Revolution,  der  Fremdlierrschatt 
in  Deuti^chland  und  der  Restauraüon  des  alten  Kuropa  waren  einer 
weiteren  Fortbildung  der  Armenpflege  natürlich  nicht  günstig, 
weil  sie  theils  zu  stürmisch,  theils  stagnirond  ruhig  waren.  Es 
ftnden  genug  Verhandlungen  zwischen  Senat  und  Bürgerschaft 
darüber  statt,  aber  ohne  nennenswertheü  Ergebniss.  Brät  am 
2S.  April  1829  kam  em  neues,  die  Armenpflege  regelndes  (besetz 
zn  Stande,  das  hente  noch  gilt,  und  die  rechtliche  Grundlage  des 
Bremer  Armenwesens  ist  Bd  seiner  Berathung  «teilte  der  Senat 


288 

die  Ansicht  auf,  dass  seit  1792  ein  Beitrag  von  wOchoitlieh  nun- 
destens  1  Oroten  gesetzlich  vorgescbriebeo  sei,  so  dass  man  also 
bereits  eine  fönnlicbo  Armensteuer  gehabt  b&tte;  in  dieser  Fenn 
wurde  dieselbe  anch  fortan  beibehalten,  und  eine  weitere  Zwangs- 
Klansel  hinzugerügt,  indem,  wer  nteht  mindestens  einen  halben 
Louisd*or  im  Jahre  zeiehncto.  irehalten  sein  sollte  an  der  Einsamm- 
Iiinp'  der  Gaben  |>ersön]ich  tlieilzunohm^.  Das  gleichzeitig  be- 
schlossene, 1>^'M  YolIvn<lt>te  Arbeitshaus  rundete  den  Kreis  der 
Äusseren  Hült'sanstnltfn  ab. 

f)as  Armen-Iustitut  sorgt  nur  für  Bremer  Burger  oder  derwi 
Angehörige,  welche  in  Stadt  und  Vorstädten  ansässig  sind.  Diesen 
soll  e?  ,das  z.u  ihrem  nuthdürftigen  Unterhalt  Erforderliche  ver- 
schaffen", falls  sie  ,nii-lit  im  Stande  sind,  ihre  oder  der  Ihrigen 
nothwendige  Bedürfnis^p  durch  df»n  Ertrag  ihrer  Arbeit  oder  die 
Unter^tfit/iincr  -solcher  Personen,  di<^  zu  ihror  \lim»'ntation  gesetz- 
lich veri'tlichlrt  sind,  wohin  namentlich  Klt<'rn.  KindiT  und  Ge- 
pch\vist»*r,  <i<\\h'  bei  neueingewandfrltii  bürgern  deri-ii  Vorbärgen, 
gehören,  /n  Ix-tVirdiccn".  Di*'  Vovhürgschaft  war  p\uo  jetzt  auf- 
gehobene Schränke  gegen  dif  Frcizü^Mgktit,  vermöge  welcher  für 
Jemand,  der  \on  aussen  herkummt'ud  iu  Bremen  das  Bürgerrecht 
erwarb,  zwei  Bürger  auf  zehn  Jahre  gutsagen,  d.  h.  seine  Ver- 
sorgung im  Vt^rarmuugtifalle  ihrerseits  bcslrciicn  niussten.  Diese 
Abzäunung  gegen  die  weniger  günstig  situirten  Umgebungen  war 
gewissermasaen  die  Vorbedingung  für  das  was  dann  im  §.  3  dss 
Gesetzes  von  1829  als  nOberater  Grundsatz  bei  der  ganzen  Shi* 
riehtung  des  Armen-Instituts*  hingestellt  wurde,  nämlich  ^dass 
dasselbe  nur  durch  milde  Gaben  und  Beiträge  sein  Bestehen  haben 
solle*.  Man  blieb  so  zu  sagen  innerhalb  des  Babmens  einer  grossen 
Familie;  nur  wer  mindestens  seit  zehn  Jahren  derselben  angehörte, 
konnte  dem  öffentlichen  Armen-Institut  überhaupt  zur  Last  &lleo! 
für  so  beschrftnkte  Ansprüche  aber  musste  auch  der  freie  Gemein- 
sinn ausreichen,  der  seine  Beiträge  oberhalb  gewisser  MinimalAtie 
selbst  bemass.  ,£s  ist  Pflicht  der  Verwaltung*,  heisst  es  weiter 
in  jenem  Kern -Paragraphen  des  ganzen  Gesetzes,  «durch  Bewir- 
liung  möglichst  aligem>  iner  und  angemessener  Theilnahme  ao 
diesen  Beiträgen  von  der  einen,  und  durch  sorgfaltige  Oekonoraie 
von  der  anderen  Seite  ihre  FUnriclitung  so  zu  treflen,  dass  sie  die 
Bedürfnisse  der  Anstalt  mit  den  ihr  dafür  angewiesenen  Mitteln 
bestreite,  und  in  keinem  Falle  auf  die  für  den  Dienst  des  folgen- 
den K»'(hnungsjahres  bestimmten  Mittel  antizipire  oder  das  In- 
stitut auf  sonstige  Weise  mit  Schulden  belastev  Als  , einzige 
ordentliche  Kimiahme"  wurde  ihr  demnach  der  ,i:^rtrag  der  all- 
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Ii.liE-  gemeinen  Subskriptions-Sammliing"  übcr\vjps»>n.  711  <\yr  jeder  nicht 

miaiii  selbst  arme  Bürisfpr  Iniode^ten^  wöchentlich  einten  (jidten  (also  jähr- 

fierFo  lieh  gut  ^  TharlerKrt.)  bei zn -steuern  hatte.   ,Zufalliji:e  und  ausser- 

'Ivm-  ordentliche  ZiHchüf^se "    rrtnyahren    Klingelbeutel.  ArmonbbVkp, 

■n  ti!'K  üeberschüsse  des  Arbeitshauses,  der  Nachlass  unter^iüiztt  i  Ar- 

;i  v!j>  men  u.  s.  f.  Unterstützte  Arme,  welche  wieder  zu  Vermögen  ge- 

^  langen  sollten,  können  znr  Zarfickzahlung  der  empfangenen  Unter* 

^mk         rttttsmigeii  veranlasst  werden. 

Binsichtlioh  der  Art  der  ünterstätzung  stellt  §.  19  folgenden 
derilae  wiehtigen  Qrondsatz  auf,  der  fast  als  ein  Yorlftnfer  der  Haupt- 
1  Hiei  refoim  des  englischen  Armengesetzes  von  1834,  angesehen  werden 
i{|K»  konnte:  „Der  noeb  arbeitsfähige,  die  Unterstützung  des  Instituts 
nafibtoehende  Arme  muss  jedenfaUs  seinen  Unterhalt  im  Arbeits- 
btose  verdienen,  und  erhält  nur,  wenn  sein  desfaltsiger  Erwerb 
nicht  ausreicht,  einen  verhältnisämfissigen  Zuschuss  zn  seinem  Lohne 
ab  Extragabe*.  Das  Arbeitshaus  zerfällt  in  ein  Zwangs-Arheits- 
haus,  welchem  Herumstreiclur.  Bettler,  Trunkenbolde,  liederlich« 
jiüirf  Mädchen,  unTerbesserliche  Faule  u.  der^M.  theils  durch  den  Yor- 

stand  des  Armen-Instituts,  theils  durch  andere  Staatsbehörden  zu- 
jpff^  gewiesen  werden,  —  und  in  ein  eigentliches  Arbeitshaus,  das  obi- 

>ije^f  strengen  Vorschrift  entsprechen,  daher  Leute  aufnehmen  soll, 

j  <^\('  ^ifh  durch  ihrer  Hände  Arbeit  nicht  selbständig  zu  ernähren 

venuöi^'eii.  und  diese  zu  einem  etwas  niedrigeren  Lf.line,  als  sonst 
g  gezahlt  uiril.  eintrfiglich  beschriftigen.    Der  Aufgenommene  muss 

sich  der  Hausordnung  unterwerfen  und  allen  an  ihn  ergebendnu 
Weisungen  fügen;  er  kann  jeden  Augenblick  wieder  austreten, 
jgliils  verliert  dann  aber  den  Unterstützungsanspruch.  An  die  unbedingte 

Durchführung  dieser  Unterordnung  aller  arbeitsfähigen  Armen  unter 
j0  den  Zwang  des  Arbeitshauses  wird  in  Hremen  ebensowenig  zu 

{faBff  denken  gewesen  sein,  wie  in  i^lngl.iiid.   Es  lit  gt  in  der  Konsequenz 

^jj.  der  Zwangsarmenpflege  luid  namentlich  einer  verhüllten  oder  un- 

^0  verhGJlten  Armensteuer,  immer  aufs  Neue  dahin  zu  streben,  wie 

^  denn  m  Bremen  angeführter  Massen  auch  schon  am  Schlüsse  des 

^  rieblehnten  Jahrhunderts  etwas  Aehnliches  ins  Auge  gefasst  ward ; 

aber  es  zeigt  sich  dann  allemal,  dass  die  Humanität  und  Mannig« 
ftltigkeit  des  modernen  Lebens  der  Durchffihrung  solch  ^nfiJrmi- 
gen  Zwanges  flbermächtig  entgegentritt,  so  dass  die  Unausföhr- 
^  barkeit  der  nothwendigen  praktischen  Folge  darflber  aufklären  kann. 

'^^  ^  veiknhrt  die  Grundidee. 

Durch  welche  Oeffhungen  in  Bremen  hauptsächlich  die  Praxis 
^  jenem  fiberstrengen  Gebot  entsclilfli)ft  sein  mag,  wird  die  Auf- 

'  ^  xftblnng  der  anderweitig  zugelassenen  Unterstutzungsarten  andeuten. 
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Obenan  stehen  da  die  tsogeuannten  Bogengaben,  monatliclie  Geld- 
bewilUgnngeo,  welche  «nur  fOr  solche  Individnen  in  Ansprach  ge- 
nommen werden  dürfen,  die  ihres  Alters,  oder  ihres  kdrperlicheii 
oder  geistigen  Unvermögens  halber  ausser  Stande  sind,  sich  ihren 
Unterhalt  durch  Arbeit  zu  erwerben Sie  bcissen  Bogengaben 
und  deren  Empf^ngor  Bogenarme,  über  sie  regelmässig  und 
möglichst  erscböpfciul  Bucli  geführt,  und  über  ihrd  persönücfaeD 
Verhältnisse  durch  Beantwortung  vorgeschriebener  Kragoi  auf 
einem  gedruckten  Bogen  zunächiit  die  nöthige  Auskunft  g^ammelt 
wird.  Dieser  Gattung  von  Armen  können  ausserdem  noch  Klei- 
dungsstücke unentgeltlich  verabfolgt  werden.  In  „besonderen  Fäl- 
len, die  sich  nitiit  zu  einer  regr^lraässigen  Bogenaufnahme  quali- 
fiziren",  sind  , ausserordentliche  BeiBteiiern*  zulässig,  sogenannte 
lyxtiagaben.  Kls  solche  werden  beispielsweise  angeführt:  ausser- 
ordcntliclio  ( icl-lltinvilligung  in  Krankheitsfällen,  Verleihung  von 
Betten  und  ßetlgewiind  an  alte  und  schwache  Personen,  Einschreibe- 
geld zur  Erlernung  eines  ilandwcrks;  al)or  eben  weil  ,z.  B." 
davor  steht,  soll  die  Anführung  die  Zahl  der  zulässigen  Fälle 
olVenl)ar  niebi  erscliopfen.  Ausserd»'in  ist  Bewilligung  unentgelt- 
lichen Schulunterrichts  für  die  Kinder,  Bewilligung  unentgelt- 
licher ärztlicher  Behandlung  und  Aledi/.iu  in  Krankheitsfallen,  oder 
Verpflegung  der  Kranken  im  Krankenhause  gestattet. 

Dies  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Armenpflege;  nun  ihre 
Organisation.  Zu  dem  unmittelbaren  Verkehr  mit  den  ünter- 
stütimig  in  Anspruch  nehmenden  Armen  sind  vierzig  sogenannte 
Distrikts-Diakonen  berufen,  hervorgebend  aus  der  an  Selbstergbi- 
znng  streifenden  beschrankten  Wahl  der  Kirchengemeinden,  unter- 
stützt Ton  fönf  niedrig  besoldeten  Armenau&ehern.  Sie  theilen 
sich  in  das  st&dtische  Gebiet  so,  dass  Jedem  ein  besonderer  Distrikt 
zuftUt.  Die  erhobenen  Ansprüche  gehen  ihnen  zunächst  zu,  und 
es  ist  ihnen  Torgeschrieben,  deren  Träger  theils  im  gegebenen  ein- 
zelnen Falle,  theils  alQfthrlich  im  Frühjahr  nnd  im  Herbst  auf 
einer  Qeneralvisitation  sämmtlich  zu  besuchen.  Sie  sind  befhgt, 
,  Extragaben "  bis  zu  einem  halben  Thaler  Oold  (etwa  17  Sflber- 
l^oschen)  ohne  weiteres  zu  gewähren,  jedoch  nur  einmal  im  Mo- 
nat und  nicht  öfter  als  dreimal  im  Jahre  au  dieselbe  Person,  so- 
wie auch  ärztliche  und  wundär/tliclie  Behandlung  und  freie  Medizin' 
vorläufig  anzuordnen.  Alles  Mehr  haben  sie  mit  dem  vorgesetzten 
Instituts-Diakouen  zu  überlegen  und  eventuell  als  Antrag  an  die 
Session  zu  bringen.  Neben  d^n  viorzig  Distrikts- Diakonen  näm- 
lich, welche  als  eigentliche  unmittelbare  Annenpfleger  fungiren 
sollen,  giebt  ed  zwölf  Jiiätituts- Diakonen,  deren  zehn  je  vier  Di- 
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feH-  strikt^fD  vorgesetzt  sind,  während  der  elfte  die  auf  das  Land  in 

liP-  bezahlte  Fan!i!it'!i]»fl''f:ft'  «.n'L^'^'boHMn  \inien  versorgt,  und  der  zwölfte 

iik  als  «(Teüerahiiliniriistralör'  die  Geschäfte  der  GesaniintverwalluiiLj 

te  führt.   Sie  l>iU]rii  mit  zwei  von  den  vier  Seuatoreu,  welche  zuiu 

t-^  Aifflenweson  komuiittirt  sind,  und  deren  Einer  als  Pirt'ktor  des 

5!".  Armen-Instituts  fungirt,  die  sogenannte  Session,  die  kulltpa lisch 

fi«  geordnete  Behörde,  von  welcher  die  Aufnahme  unter  die  Bo<^«'ii- 

1-  oder  Instituts- Armen  und  überhaupt  die  ganze  regelmassjfro  Ai  nu  n- 

üt  pdege  abhängt.    Sie  , sucht  besonders",  heisst  es  in  §.  <!(),  ,die 

Ursache  der  Armuth  zu  ermitteln,  und  hai,  wenn  diese  in  ^Mangel 

H  an  Gelegenheit  zum  Erwerbe  oder  in  Unlust  zur  Arbeit  liegt, 

alh  ronogswase  dafOr  zu  sorgen,  dem  Nachfindieiideu  Arbeit  anztt- 

lip  wdsen  oder  ihn  daso  anzahaliien''.  Sie  soll  auch  «Tonuglich  ihre 

Aafinerksamkeit  darauf  richten,  dass  nicht  die  Bewilligung  von 

«  Bxtragahen,  die  nur  für  besondere  AusnahmsAUe  und  vorfiber- 

h  gellende  Bedürfiiisse  bestimmt  sind,  in  fortdauernde  Unterstatzun- 

V  gen  ausarte*.   Beides  eine  asiemlich  schwere  Aufgabe  för  eine 

Ük  monatlich  nur  einmal  zusammentretende,  die  ganze  st&dtische 

it  Annenpflege  leitende  und  überwachende  Körperschaft, 

fr  Die  sogenannten  Medizinkarten  —  welche  unentgeltliche  ärzt- 

ir  liebe  Hülfe  und  Arznei  verschaffen  —  sollen  (§§.  75  u.  76)  nur 

an  förmlich  au^enoromene  Tnstituts-Arme  ohne  Weiteres  vertiieilt 

f  werden,  dagegen  an  Andere,  auf  drei  Tage  gillig.  erst  nach  vor- 

f  läufiger  Nachfrage  des  Distrikts-Diakons  über  das  Vorhandensein 

i  und  den  Grad  der  Bedürftigkeit.    E.s  scheint,  dass  es  mit  dieser 

>  Vorschrift  von  jeher  am  wenigsten  genau  genommen  worden  ist, 

f  An  die  Stelle  der  „vorläufigen  Xachfrage*  hat  sich  vielfach  der 

I  unbedingte  Glan))«'  an  die  in  dem  Anspruch  liegende  Behauptung 

j  des  Fordernden  geschuben. 

J  Vor  vierzig  .lahren  hat  die  Zahl  der  uumittelbaron  Arm»  n- 
pfleger  zu  der  Zahl  der  Armen  natürlich  in  einem  angt  iiii  -s:  u«'i  rii 

f  Verhältniss  gestanden,  als  heute.   Damals  betrug  die  Bevölkerung 


der  Stadt  etwa  43,(j<m),  am  3.  Dezember  1867  aber  74 — 7ö,0(i<). 
Waren  unter  den  Letzteren  auch  IG.OOO  nicht  staat-sangehnrige, 
also  am  Armen-Institut  nicht  betheiligte  Personen,  während  unter 
den  Brsteren  deren  weit  weniger  gewesen  sein  werden,  so  k;um 
nia  doch  immer  aauehmeo,  dass  die  Zahl  der  auf  einen  Distrikts- 
Biabmeo  durchschnittlich  fallenden  Bevölkerung  ungefähr  um  die 
Hftlfte  gestiegen  ist;  und  der  gestiegenen  Bevölkerungszahl  nahezu 
entsprechend,  wurd  auch  die  Armenzahl  gestiegen  sein.  Sdion  b^ 
blossem  Festbalten  an  den  Grundgedanken  des  Gesetzes  von  1829 
wOrde  daher  eine  Vennebrung  der  Zahl  der  Distrikts-Diakonen 
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Tiw  Timig  auf  ungefähr  sechzig  geboten  erscheinen.  In  gleichv 
Richtung  dringt  die  seit  Jahron  allseitig  gemAchte  Wahfneimning, 
dass  keineswegs  alle  IHakoneOf  durch  ihren  Beruf  zunächst  in  An- 
spruch genommen  wie  sie  sind,  die  generell  Torgeschriebene  per- 
sönliche PrfiAing  der  Verhältnisse  durchzuföbren  vermögen,  son- 
dern entweder  gradezu  genothigt  sind,  oder  es  audi  f&r  erlaubt 
ansdien,  durch  die  Augen  der  Armenaufseher  zu  untersuchen,  so 
dass  ein  wichtiges  Stück  der  praktischen  Armenpflege  thataächlich 
in  die  Hftnde  dieser  gering  bezahlten,'  folglich  mangelhaft  T0^ 
gebildeten  Unterbeamten  geräth.  Angesichts  der  Erfolge  deswegsn, 
welche  neuerdmgs  anderwi&rtd  mit  der  Aufbietung  einer  verhältniss- 
mässig  starken  Zahl  von  Armenpflegern  und  der  entsprechenden 
Beschränkung  der  Zuhl  der  vun  jedem  Kinzelnen  /i;  versorgenden 
Familien  oder  Köpfe  auf  ein  auch  dem  be.schäftigt;>teii  Manne  allen- 
falls  noch  äbersehbares  Minimum  gemacht  worden  sind,  ist  es  in 
Bremen  zu  der  populärsten  jBefonnforderung  geworden,  dass  die 
Zahl  der  freiwilligen  Pfleger  erheblich  vermehrt  werden  müsse. 
Die  Intensivitat  der  Annenpflege,  hiernach  gemes-jcn.  verhält  sich 
rAvischen  Bremen  imd  Elberfeld  kaum  wie  1  in  4.  Sie  wird  sich 
nur  nie  I  zu  (i  vt-rlialt«'!!,  wenn  deiunüclist  iinvernieidlichermasseii 
auch  tli'  in(li(-tautsanf(('liöii<re  Hevölkenins^^  in  das  öffentliche  Ar- 
menue.>en  hereingenoiimieu  wird.  Dies  (»ringt  ge<^enWilrtig  das 
neue  Bundesverhältuiss  gt'hii-t.'risch  mit  sich;  es  hätte  aber  schon 
lange  nicht  allein  dfui  uiihicii  Interesse  des  < iemeinwohls.  son- 
dern auch  insüfi-ri]  der  Gerechtigkeit  entsproihen,  vou  der 
Steuerpflicht  die  .Frernden"  keineswegs  aiisgenoinruen  waren.  Sie 
mussten  also  gh'i»  ii  dt-n  Bürgern  zaiilen,  ohne  vorkommenden  Falls 
wie  diese  Unte?*stützung  /ii  enjiifangen. 

Die  Vermehr uug  der  Zahl  der  Armeuptieger  legt  zunächst 
eine  Erweiterung  des  Kreises  nahe,  aus  welchem  sie  genommen 
werden.  Jetzt  sind  es  fast  ausschliesslich  angehende  Kaufleute 
nnd  Anwälte.  Dass  dies  eine  vorzugsweise  geeignete  Gesellschaffes- 
klasse  wäre,  um  praktische  Armen)>fleger  zu  stellen,  wird  nicht 
leicht  Einer  behaupten.  Sie  kOnnen  im  Durchschnitt  nicht  viel 
Lebenserfahrung  flberhaupt  haben,  und  am  wenigsten  praktische 
Bekanntschaft  mit  den  Yerhältnissen  der  der  Verarmung  meist- 
ausgesetaten  niederen  Stände.  Sind  sie  von  hefrvorragender  Tüch- 
tigkeit, so  pflegt  ihr  Beruf  erhebliche  Anforderungen  an  ihre  Hm- 
gebung  zu  stellen;  im  anderen  Falle  werden  sie  der  Regel  nach 
auch  der  Armenpflege  keine  grossen  Dienste  leiste.  Jeden&lls 
aber  Jiaben  die  nmleren  Stände  und  Lebensalter  auch  einen  ge- 
wissen Anspruch  darauf,  hei  dem  Aufgebot  freiwilliger  Kräfte  für 
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ein?  so  bedeutsame  geseüscbaftliciie  Aufgabe  nicht  p^anz  ri))ergangen 
zu  wvrtlen.  Sind  sie  der  jetzt  allein  benu'ksiclitigteii  Schiclit  nicht 
positiv  überlegen,  so  versprechen  si<^  niindesteti-*  f'ine  werthvolle 
Ergänzung  für  die  Dienste  der  Di.ikoiien  zu  lieffru.  Die  Wahl 
durch  die  Kirchongenieinden.  welrhe  keinen  Vernuiihgrund.  son- 
dern lediglich  noch  das  Herkommen  und  den  geschichtlichen  Ur- 
sprung für  sich  hat,  würde  bei  dieser  Heranziehung  aller  selbständig 
wirtfaschaftenden  Ereiae  selbstferständlich  aufzugeben  sein. 

Denkt  man  sich  die  Zahl  der  Pfleger  wesentlich  Termehrt,  ao 
wflrde  wohl  auch  die  Herstellung  einer  Mittelinstanz  zwischen 
ihnen  vad  der  Session  in  Frage  kommen.  Die  Bewilligung  der 
eiozehien  Posten  seheint  die  Session  zu  überhUufen«  und  was  noch 
wichtiger  ist,  ein  Eindringen  in  individuelle  Situationen  yoraus- 
ziuetoi,  das  anf  der  Spitze  der  ganzen  Verwaltung  nicht  möglich 
ist.  Bewilligt  die  Session  nur  beispielsweise  in  Bausch  und  Bogen, 
würden  neu  zu  bildende  Bezirksversaromlungen  zu  der  die  einzel- 
nen Posten  bewilligenden  Instanz  gemacht,  so  wäre  die  Kontrole 
des  einzelnen  Pflegers  auch  gegeben .  und  ein  gründlicheres  Ein- 
flriügen  leicht  Was  5^.  60  und  62  der  Session  zuweisen  (s.  oben), 
könnte  so  einem  dazu  fähigeren  und  gunstiger  gestellten  Oi^an 
übertragen  werden. 

Dann  wären  auch  wohl  vierzeliutägige  Sitzungen  sowohl  der 
Ober-  wie  der  Mittelbehörde  einzuführen,  statt  der  jetzigen  monat- 
lichen. Vor  vierzig  .Tahrfu  iinderte  sicli  in  einem  vollen  Monat 
kaum  soviel,  wie  heutzutage  iu  der  rascher  unischwingeuden  Welt, 
binnen  einem  halben  Monat. 

Die  Statistik  des  ötlVntlichen  Armen woscus  i>L  während  der 
ersten  Monate  dieses  Jahri'S  Gegenstand  einer  besonderen  Ilntor- 
iiucbuug  gewesen,  zu  welcher  das  steigende  Missverhältniss  zwi>oben 
den  Ausgaben  des  Instituts  und  dem  Ertrag  der  allgeniciuen  Samm- 
loDgen  den  Anlass  gegeben  halte.  Im  Laufe  der  letzten  ueuu 
Jahre  hat  sich  dies  Verhältniss  folgen dermaasen  gestaltet: 


Jahr 

Ertrag  der  Sammlung 

Qesamintatisgabe 

Fehlbetrag 

TbaliT  Gold 

Thnl-  r  n,.t(t 

ThaltT  OoM 

1860: 

4a7l2 

3322 

40906 

45862 

4966 

1862: 

44747 

.50176 

5429 

1863: 

46958 

48U14 

1956 

1864: 

47551 

52178 

4627 

1865: 

48143 

02806 

4663 

1866: 

5ü;i38 

:»ÖHI9 

Ö511 

1867: 

49984 

r)98or) 

9821 

1868: 

Ö1159 

59505 

8346 

rnterdessen  also  die  Ausgaben  um  15793  Thlr.  wuchsen, 
liod  die  Einnahmen  aus  dieser  einzigen  erhehlichen  Quelle  nur 
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tun  10769  Thlr.  gewachsen.  In  Bremen  wird  bekannilicli  der  Ma- 
kommenschoss  anf  Bü^ereid  Terdecki  bezahlt;  von  dem  danach 
verstenerten  EinhomTnen  betragen  die  Gaben  ÜBr  das  Annen-In- 
stitot  gegenwärtig  0,38  Prozent,  während  sie  schon  0,64  Piesent 
betragen  haben.  Was  von  den  jährlichen  Fehlbeträgen  nidit 
durch  Nebeneinnahnien  wie  Zinsen,  Gelegenheitsgesehenke  n.  dgL 
zu  decken  war,  wurde  aus  den  anheimgefallenen  Nachlassgel-  . 
dern  u.  s.  f.  bestritten,  welcher  Fonds  indessen  jetzt,  einschUesBlidi 
einiger  weniger  Vennächtnisse,  auf  4250  Thlr.  Gold  zusammen- 
((eschmolzen  ist  Sonstiges  Vermögen  besitzt  das  Armen -Insti- 
tut nicht.  * 

Gänzlich  von  ihm  getrennt  nämlich  besteht  allerdings  eine 
beträchtliche  Zahl  von  milden  Stiftungen  und  Wohli^tigkeits- 
vereinen.  Einen  üeberhlick  über  dieselben  zu  erlangen  ist  eben 
deshalb  ;in!^serst  schwer,  zumal  auch  die  erwähnte  Untersuchung 
des  Standes  der  städtischen  Armenpflege  sich  bis  jetzt  nicht  auf 
sie  erstreckt  hat;  und  doch  sind  ohne  solche  Zusammenfassung 
Grad  und  Folgen  des  öftVntlichon  Unterstützungswesens  offenbar 
nicht  völlig  zu  übersehen.  Man  ist  dafür  im  wesentlichen  auf 
eine  so  alte  Quelle  angewiesen,  \\ie  Dr.  Ph.  Heinekeirs  ,Die  freie 
Hansestadt  Bremen  und  ihr  Gebiet vom  Jahre  18o7.  Dem 
Armen -Institut  bereits  untergeben  »'der  angesc!)l>s-ien  ^ind•.  das 
U)*J6  j>:estiftete  Arnienhaus,  das  Mannhaus  von  1G78,  die  Witt- 
wenhäuser  zu  8t.  .Jakobi  schon  etwa  vierhundert  Jahre  alt), 

St.  Nikolaus  (1599  ge.stilL.A)  und  8t.  Petri  (in  die  Zeiten  des  Ei7.- 
bisthums  Bremen  hinaufreichend),  das  reformirte,  das  lutherische 
und  das  katholische  Waiaenhaus.  Dagegen  stehen  ganz  selbstän- 
dig da  nicht  allein  solche  Familien -Stiftungen,  deren  Aufgabe 
Kttnftchst  ist,  von  den  Nachkommen  oder  Verwandten  des  StifterB 
materielle  Noth  abzuhalten,  imd  die  nur  etwa,  wenn  daför  nichtB  • 
zu  thun  fibrig  bleibt,  diese  engste  Qrenze  der  Wirksamkeit  flber- 
schreiten,  —  oder  die  sehr  zahlreichen  Stipendien  för  Stadirende, 
welche  meist  in  ähnlicher  Weise  vorab  die  Familie  des  Stifteis 
beracksichtigen,  —  oder  endlich  die  Stiftungen  fnr  einzelne  Stftnde, 
wie  z.  B.  das  dem  Seefiihrerstand  und  dessen  Angehörigen  dienende 
Haus  Seefahrt  (sdt  15d&),  und  die  j&hrliche  Vnterstfitzung  dreier 
armer  Schuhmacher  mit  je  60  Thlr.  Gold,  welche  bis  1831  dem 
Johannis-K' 1  st  er  oblag  und  dann  durch  Abkaufung  zu  einer  selb- 
stänilit,'en  Institution  wurde.  Noch  weniger  auffallen  kann  die 
Sel)>stäudigkeit  d»*r  drei  (gleich  dem  Mannhaus)  auf  Einkaufsgeld 
beruhenden  Stifter:  des  Katharinenstifts,  das  bis  1820  aeiuem  Ur- 
sprung entsprechend  Beguineuhaus  biess  und  16  Jungfrauen  über 
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B-  40  Jahre  im  Besitz  des  Grossen  Bürgerrechts  gegen  ein  Einkaufs- 
üB  geM  von  ö— l>(K)  Thlr.  aufnimmt;  des  149!)  von  Rath  und  Biir- 
li  gorschaft  ire.-tifteten  Ilsabeen^itifts,  das  33  Frauen  und  Jungtrauen 
«E  über  50  Jahre  im  Besitz  des  Bürgerrechts  mit  nicht  über  tausend 
Ü  Thaler  Vermögen  gegen  31(5^  Thlr.  Aufnahmegebühren  verptiegt; 
^1  untl  des  Rembertistifts ,  das  bis  zu  seinem  Brande  bei  der  Bela- 
us gerung  von  1547  als  Hospital  für  Aussätzige  diente  und  gegen 
jfl!  550  bis  8(X)  Thlr.  Einkaufsgeld  28  sogenannte  Pr«jvener  beiderlei 

Geschlechts  im  Besitz  des  Bürgerrechts  autnmimt.    Aber  abwei- 

p  cheiid  von  der  Eutwickeliaig  des  Armenwesens  in  den  meisten 

deutschen  Städten  erscheint  jedenfalls  die  unabhängige  Verwal- 

•  tong  der  wesentlich  für  Zwecke  der  allgemeinen  ArmeDpflege  die- 

»  Moden  Stiftungen,  wie  z.  B.  Frydags  Armengifte  von  1661  (an 
4b       '  12  Arme  witebeotlieb  je  3  Grote,  yom  Veberschnas  Kleidung  und 

«  Sdrabe),  Pflttmann's  Armengifte  von  1592  (an  40  Arme  wOcheni- 

i  Mi  Grote,  an  40  andere  jährlich  40  Mark),  E0pken*8  Gottes- 
st  Imde  von  1607  (fOr  9  arme  Frauen),  Katterbachs  Armen^fte 
iB  TOB  1627  (an  30  bejahrte  Leute,  vorzüglich  Frauen,  ohne  Unter- 

ii  ttbied  der  Konfession,  einige  Tbaler  jährlich),  der  sogenannten 
'ti  freundschaftlichen  Stiftung  von  1739,  wo  neun  M&nner  ihren  Karten- 
jjo  spielgewian  dauernd  zum  Theil  verschämten  Armen,  zum  Theü 
(jt  armen  Studirenden  bestimmten.  Die  Yeraltung  mancher  einst 
jj  immerhin  vollkommen  begründeter  oder  wenigstens  verständlicher 
^  BtißttngBSWecke  zeigt  sich  an  der  grosh^en  und  kleinen  Neumann's- 

Kasse,  jene  im  Jahre  1689  von  dem  ehemaligen  dänischen  Leib- 

^  arzt  Dr.  Neumann  für  rechte  und  fromme  Arme  reforrairter  Kon- 

]{.  fesaion,  diese  durch  dessen  Frau  hauptsächlich  für  um  der  Relii^ion 

jit  willen  vertriebene  Gelehrte  bestimmt.    Der  einzige  „Gelehrte", 

^  von  dem  man  allenfalls  sagen  könnte,  er  sei  neuerdings  „um  der 

^  Religion  willen  vertrieben"  worden  und  für  Bremen  von  näherem 

f  Interesse  gewesen,  war  der  18öU  ahLresotzte  Pastnv  Dulon  an  der 

4,  Liebfrauenkirche;  dieser  hat  aber  weder  die  kleine  Aeumann's- 

f  Kasse  in  Anspruch  genommen,  auch  als  es  ihm  in  Amerika  später 

j  ?deinlich  mangelhaft  erging,  noch  würde  diesellie  voraussichtlicli 

^  sich  ihm  aufgethan  haben.   Gleiches  gilt  aber  mehr  oder  weniger 

j,  sowohl  von  den  Familien  -  Stiftungen   wie  von  den  Stii»endien. 

I  Ihren  Gründern  schwebte  ein  weit  schwärzeres  Bild  von  der  Mög- 

^  Üchkeit  des  finanziellen  Kuins  ihrer  Nachkonmieu,  und  eine  weit 

jj  hJhere  Vorstellung  von  der  Nothwendigkeit  des  Sporns  zu  gelehr- 

i]  ten  Berufistudien  vor,  als  heutzutage  irgend  einem  Menschen  von 

^  cioigcrUrtheilsfähigkeit  gerechtfertigt  erscheinen  wird;  sie  glaub- 

g  ten  obendrein  die  Wohlthat,  welche  sie  von  ihrem  ßrwerb  oder 
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Erbgut  hinterliesseu ,  grösstentheil:«  au  bestimmte  äussere  Eigeu- 
sduften,  wie  Augehörigkeit  zu  dieser  oder  jener  Konfesäion  z.  B. 
knflpfen  *  zu  mfiesen.  Dadurch  tritt  die  unbem^rftakte  Fortdauer 
ihres  Willens  in  Widerspruch  zu  den  Interessen  und  legitimen 
Tendenzen  des  Jahrhunderts.  Cüne  Lösung  dieses  nicht  zu  dureh- 
hauenden,  ebensowenig  aber  passiv  zu  duldenden  Knotens  dureh 
die  Gesetzgebung  erseheint  unerlftssUch;  und  gldchzeitig  wird 
dann  auch  der  lebendige,  flüssige  Zusammenhang  solcher  Stiftun- 
gen,  aus  denen  heraus  öffentliche  Armenpflege  getrieben  werden 
soll,  mit  der  Organisation  des  städtischen  Armenweaens  herzii- 
stellen  und  nachhaltig  zu  sichern  sein. 

Demselben  Gebot  der  öffentlichen  Wohl&hrt  werden  sieh 
liülier  oder  später  die  bcstehendm  besoaderen  Wohlthätigkeita- 
Vereine  zu  nutcrwerfen  haben.  An  der  Spitze  derselben  stehen, 
was  das  Alter  betrifftt  drei  Brüderscliaften,  von  denen  zwei  mit- 
telalterlicben  Ursprungs:  die  St.  Aunen-Örüderschaft  von  1485, 
die  Urüderschail  St.  Jakobi  Minoris,  welche  int  Jahre  IG30  schon 
seit  3 — 1<XJ  Jahren  allgemeine  Sammlungen  hielt,  also  mindesten!* 
ebenso  lange  bestand,  und  die  Brüdersehaft  St.  Jakobi  iMajoris 
von  ll)5G.  Die  älteste  dieser  drei  Brüderschaften  knüpft  J.  0.  Kohl 
au  die  Wallfahrten  nach  San  Jago  de  Conipostella  in  Spanien,  welche 
während  des  ganzen  Mittelalters  -Axu-h  in  iinscrcn  Gegenden  stark 
im  Sehwange  war<*u  und  von  lluMnen  ab  häutig  zu  Schiffe  stiegeu. 
Sie  gewährt  l'J  avnwn  Muuuern  jährlich  jf  IG  Tblr.  Gold.  Von 
der  St.  Anneji-Brüdnschali  sagt  Dr.  H«Mnrken:  ,ihre  Stiftung 
reicht  bis  zum  Jahre  14>^')  hinauf,  und  der  Zweck  ihrer  Mitglieder 
»scheint  dabei  der  gewestu  zu  sein,  sich  in  Krankheitsfällen,  na- 
mentlicli  b.'i  der  Pest,  Hülfe  und  \'('rj»tlt'gung  zu  .sichern.  Sie 
be>tt'lit  jetzt  aus  einer  Gesell^cllaft  vuu  Mannern  aus  den  ersteu 
Ständen,  welche  jährlich  aus  einem  Fonds,  der  sich  durch  Samm- 
lung bei  ihren  opulenten  Mahlzeiten  (und  in  früheren  Zeiten  aucb 
durch  die  Stadt)  bildete,  an  zwölf  arme  Frauen  ein  Geschenk  von 
16  Thhr.  jeder  geben,  die  dafiör  den  Statuten  nach  den  Bruder, 
welcher  ne  sich  erkoren  hat,  in  Eranicheitsftllen,  wenn  es  ver* 
hingt  wird,  verpHegen  muss.  Die  Anzahl  der  Bruder  ist  nicht 
bestimmt,  und  jährlich  wird  ein  neuer  gewählt.*  Die  Brfider- 
schaft  St.  Jakobi  Majoris  gab  Mikes  Wohnung,  jetzt  19  Tblr. 
jährlich  an  12  arme  Frauen.  An  den  «opulenten  Mahlzeiten*, 
deren  l>r.  Heineken  in  seiner  kurzen  Notiz  ausdrflcklich  be^ 
vorhebend  gedenkt,  sieht  man,  was  diese  Braderschaften  un- 
geachtet  des  Entscbwindens  ihrer  ursprünglichen  Zwecke  so  lange 
zusammengehalten  hat.  Der  wohlthätige  Charakter  ihrer  Au^;^        1  >• 
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hat  das  Egoistische  abcrestreift,  dafür  abi-r  PiitsrhiUliLicn  die  Brfi- 
der  sich  durch  leckere  8c)in]äu:<e,  deren  innerer  Jvoutrast  mit  der 
Natur  ihres  Vereins  lange  Ceberliefcrunir  und  Gewohnheit  ver- 
decken nnu^sen.  Indessen  si)ielen  üjipige  Miihl/.eiien  doch  im  heu- 
tigen Bremen  lange  nicht  mehr  ihre  einstige  anmassliclie  Rolle, 
uud  so  würde  au  ihnen  die  Kinurdnuug  der  BrüderschaUeii  in  die 
allgemeine  Organisation  ja  wohl  nicht  scheitern. 

bn  Jahre  1804  entstaud  durch  junge  Leute  der  sogenannte 
Veroin  zwo.  Wohlthun,  um  durch  WochengHben  von  4—6  Groten 
an  Alte  und  kranke  Terschämte  Anne,  die  nicht  anderweitig  unter- 
stfitzt werden,  die  Lficken  der  stadtischen  Armenpflege  zu  ergänzen. 
Der  Verein  hat  mit  der  Zeit  ziemliche  Bedeutung  gewönne^,  da 
er  dem  Drange  zur  Betheiligmig  an  der  praktischen  Armenpflege 
in  weiteren  als  den  zur  Diakonie  herangezogenen  Kreisen  einen 
gewissen  Qrad  von  Befriedigung  verschaffte.  Seine  thätigen  Krftfte 
wilrden  bei  einer  Vermehrung  der  Zahl  der  öffentlichen  Armen- 
pflegdr  wohl  zunächst  in  Betracht  kommen. 

Aehnliches  scheint  von  einem  Verein  für  Armenkrankenpflege 
zu  gelten,  der  sich  erst  in  den  letzten  Jahren  gebildet  hat.  Sein 
Gebiet  berührt  sich  mit  demjenigen  des  ebenfalls  noch  jüngeren 
Vereins  zur  Pflege  armer  ^Vöchnerinnen,  der  begreiflicher  Weise 
durch  Frauenhäude  arbeitet. 

Bald  nach  dem  glücklichen  Ausgang  der  llefreinn<j:*kriege 
bildeten  sich  in  Bremen  (wie  anderswo)  Frauen  vereine  zur  Ver- 
wiindrtt-nptlege,  die  dann  in  dem  .Masse,  wie  ihr  erster  Zweck  sich 
erledigte,  zum  Betrieb  örtlicher  Armenpflege  übergingen.  Sie  brin- 
gen ihre  Mittel  meist  durch  Ausstellungen  um>(iust  gelielerter 
oder  bestellter  weiblicher  Handurbeilen  auf,  welche  alljährlich 
wiederkehren.  Bei  einer  Keorganisation  der  i^tadtischen  Armen- 
pflege werden  sie  neben  dem  vorgenannten  Verein  möglicher  Weise 
die  Handhabe  zu  geordiK'ler ,  regebniissiger  Heranziehung  weib- 
licher Knifie  darbieten,  die  die  Armenpflege  nicht  allein  nicht  aua- 
sehliesst,  sondern  gradezu  erheischt. 

Neben  allen  diesen  Vereinen  und  Stiftungen  ist  natürlich  auch 
die  ittdiTidueUe  Wohlthätigk^t  noch  auf  dem  Platze,  deren  Lti- 
sbmgen  sich  aber  vollends  der  Ueberschlagung  entziehen.  Die 
Statistik  des  öffentlichen  Armen- Instituts,  wie  sie  sich  in  dem 
schon  angezogenen  Bericht  der  Session  vom  30.  April  1869  findet, 
wird  hiernach  nun  richtiger  gewürdigt  werden  kOnneh. 

fis  wurden: 
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A.  Wegen  gftnslicher  Erwerbsunflhigkeit  dnuernd 

ttnterstai2i: 

im  Dezember  186ö 
1861/3.  1868.  fllrjedeParw  ftr  jede  Per- 
tie mit:       8on  mit: 
1)  Geistesschwache  und  Geistes-  Ld'r.  Grote.  Ld'r.  Grote. 


kranke  ausserhalb  des  Inren- 

haiisos 


47      4ä       -2    49,13       2  49,u 


2)  Körperlich  Beschädigte,  üe-  „        ^  a  oo 

IMimie,  Altersschwalle.  .  .  16S  168       2    39,57  2  ^ 

8)  Besondere  FAlle  öf»  1—48  —  « 

Zusammen  270  212 

B.  Wegen  theilweiser  ErwerbsunfÄhigkeit  vorübergehend 

unterstlltst: 
t)  Wittwen  mit  oder  ohne  ver- 

^  Borptc  Kinder  281     2Ö2  1     68         -  b'l,^ 

2)  Ehi-fiauon  abwesender  Mftn> 

n(T  d(sgl                                 "'2      <i8  2     70         -  ^«^^ 

3)  Wutwen  desjil                          15       5  ^  -r 

4)  Eheleute  desgl                         48      GO  3               -  4o,öc 

f))  UiivorolKOichtt'  ohne  Kinder  .      10      11  1     23          1  2d 

6)  UnvereheliiUte  mit  Kindern  .      44      50  -     39,;^  1 

7)  Verwaiste  oder  den  Eltern  ab- 

genommene  Kinder  ....     194    2o.i  3    26^       2  oö 

Zusammen    644  Gü^ 
Daitt  oMge    270  212^ 

macht  Summa  der  rfgetmfissig 

Unterstntzten   914  901 

mH  Kindern  unter  In  Jakren  1012  1168 

Ueberbaopt  1926  2054 

Von  den  im  Jahre  18C8  r^elmOssig  unierstfitsten  901  Pftr- 

tiea  waren 

1861  -62. 

a.  zu  Bogen  genommen  .../..  301  gegen  314 
\h.  durch  monatliche  Extragaben    .   .   409    w  ^ 

ußtei-stutzt  wi„,e,mon:ite  132     ,  124 

d.  auf  dem  Lande  untergebracht    .   .     59     ^  ^ 

Da  diosom  Nachweis  zufolge  die  Zahl  der  ünteratötetm  seit 
sechs  bis  sieben  Jahren  nicht  erheblich  zogenommen  hat,  zumal 
wenn  die  Zunahme  der  Bevölkerung  mit  berücksichtigt  wird,  so 
ist  das  Anschwellen  des  Haushalts  nur  durch  bedeutende  Steige- 
rung der  Gaben  erklärbar.  Um  diese  m  rechtfertigen,  werden 
offiziell  vgmehmlich  folgende  Grfinde  angeführt:  Vertheuerung  der 
ndthigsten  Lebensmittel,  mit  der  die  Erhobung  der  Lohne  der 
zumeist  in  Betracht  kommenden  Arbeiterkhkssen  nicht  gleichen 
Schritt  gehalten  habe;  Steigerung  &est  Miethen  um  die  Hälfte  oder 
mehr;  wachsende  materielle  und  polizeiliche  Erleichtcrunc^  des 
Belsens,  welche  gewissenlosen  Familienvätern  das  Durchgehen 
möglich  macht;  Aufhebung  der  zehnjährigen  Vorbürgschaft  für 
neu  einziehende  Bürger,  derzufolge  jetzt  22  l-^amilien  vom  Armen- 
Institut  unter.^tötzt  werden  inilssen,  ohne  das.s  dieses  sieh,  wie  früher, 
an  den  Vorbürgen  schadlos  halten  könnte;  endlich  grössere  Inten- 
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davQi] 

für  verptieg 

ii 

bisg«Minnit 

Kraokenbaas 

Personen 

18*50: 

Thlr.  121176 

Thlr 

339 

1S4J1: 

,  12792 

n 

8611 

347 

u 

1862: 

» 

8669 

365 

1868: 

,  1314> 

1» 

OOftG 

386 

i 

1804: 

„  14620 

I* 

111435 

458 

i 

1865: 

„  14196 

« 

467 

ii 

1866: 

l.'.'.i.'»^ 

l-'445 

5<)3 

J 

1867: 

„  10. 

11606 

459 

it 

186B: 

n  1S706 

» 

10025 

480 

3ivit;lt  der  Armenpflege,  bethätijft  nanietitlieh  an  venvahrlosteu, 
j  blödsiunigen  oder  kranken  Kindern.   VAn  ffanpti'rnnd  dürfte  hier- 

h  bei  noch  ühort^angen  sein:  die  mit  dem  wacliscnden  örtVut liehen 

*j  Wohlstand  scliritthaltende  NailiL:iel»ii,'kpit  gegen  Armenan^prüche, 

welche  ohne  eniut  L^''n.stehende  starki'  I>äninie  in  dauern«l'n  Ein- 
^  richtungeu  oder  irgend  einem  aii>s.'i '■rili  iiilieln'n  Drucke  der  ööeut- 

S  liehen  Meinung  allemal  und  allenthalben  eintritt. 

*  Für  Krankenpflege  hat  das  Arnien-rnstitiit  verausgabt: 

DurchscbuiUs- 
kosten  der  Kar 
Thlr.  24^ 

24^ 
.  28,7 

n  25,0 
»  22^ 
y,  23,1 

24,7 
»  26,1 

i  Von  den  329  Personen,  welche  im  Jahre  1868  dem  städti- 

aehen  Armenhanse  übergeben  worden ,  erhielten  243  keine  ander- 
weitige Unterstätzung.  Ziemlich  ebenso  gross  ist  diese  Verbältniss- 
liffer  bei  denen,  welche  1868  unentgeltliche  ärzUiche  Hülfe  und 
Arznei  erhielten,  nämlicli  1493  unter  2147.  Die  Session  bemerkt 
dazu:  ,Da  die  Hülfe  r^clineli  gewährt  werden  mnss,  so  ist  eine 

*  strenge  Kontrole  der  Naehsnchenden  schwer  zu  führen.  Es  er- 
scheint auch  viel  wichtiger,  dass  Keinem,  der  arztliehe  Hülfe  be- 
darf,  dieselbe  entbliebe,  dU  dass  einmal  eine  mii^bräuchliehe  Be- 
nutzung mitunterlaufe Dereine  dieser  beiden  Sätze  erregt  soviel 
Zweifel  wie  der  andere.   Bei  zweekmäs>iger  Organisation  wird  auch 

^  für  diesen  Zw*  ig  der  Vn  waltimg  die  unerlässliche  strenge  Kon- 

jj  trole  wiihi  iliavliftünbar  sein ,     aluvnd  die  „misbräuehliche  Be- 

jj  nutzung-,  die  andernfalls  eintritt,  gegenwärtig  grosjo  Dimensionen 

^  angenommen  hat,  wie  sich  dem  kundigen  Blick  ans  dein  Zwei- 

drillel-  oder  Dreiviertel-Antlieil  der  nicht  anderweitig  untorstützten 
^  Nutzniesser  der  Armenkrankenpliege  von  selbst  ergiebt. 

Ij  '  Die  städtischen  Waisenhäuser  nehmen  dem  Armen -Institut 

^  Kinder  ohne  Berechnung  und  Eutsehädigung  ab.    Wie  weit  die 

f  dadurch  gewahrte  Erleichterung  aber  reicht,  findet  sich  nirgends 

angesetzt  oder  überschlagen. 

Zu  eiuer  Revision  des  Gesetzes  vom  23.  April  1829  und  durch- 
greifenden Beform  der  stftdtisehen  Armenpflege  wird  nun  denmächst 
auzweifeUiaft  eine  Senats-  und  Bfirgerscbafts- Deputation  Auftrag 
erhalteu.  Die  wesentlichen  Angaben  der  Beform  werden  folgende 
soD:  Erstreckung  der  Öffentlichen  Armenpflege  über  den  engen 
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Kreis  der  Gemeüidebflrger  und  StaatsangebOrigeii  hinauB  auf  alle 
Stadtbewohner,  gleichfiel  wie  dieser  Theil  der  Frage  spftter  reo 
der  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  affizirt  werden  mag; 
Hereinuehung  sSmmtlicher,  der  allgemeinen  Armenpflege  dienenden 
Stiftungen  und  Vereine  in  die  Oiganiaation;  Vermehnuig  derZaU 
der  thätigen  Kräfte  aus  allen  sich  selbst  erhaltenden  Schichtea 
der  Gesellschaft  und  aus  beiden  Geschlechtern;  Verlegung  der 
Untersuchung  und  Behandhing  des  konkreten  Falles  in  die  unterste 
Instanz;  Kiur^chiebung einer Mittelinstau/  zwi>(  hen  der  unmittelbsnn 
personlichen  Armenpflege  und  der  obenjten  Leitiniir  les  Ganzen; 
strengere  Kinseliränkurifr  und  durchgängigere  Innehaltung  des  Be- 
griffs der  Hülfsbedürftigkeit;  Entfernung  alles  Zwanges  ans  den 
r^elmässigen  öffentlichen  Sammlungen. 

Von  der  Armenpflege  der  beiden  Hafenstädte  Bremerhaven 
und  Vegesack  und  des  Bremen  umL^t  lM  iiden  Landgebiets  ist  im 
Vorstehenden  nieht  die  Kede.  vSie  bietet  theils  zuwenig  besonde- 
res, tlieils  Ijewcgt  sie  sich  auf  zu  sclinialer  (iriiudlage,  als  dass 
sie  hier  noch  eigens  dargestellt  zu  werden  verdiente. 
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XV. 

Lübeck. 

Von 

Dr.  Panl  Kollmann  in  Lflbedt. 


1.    Das  Armenwesen  im  lübeckischen  Freistaate  ist  Sache 
in  der  einzelnen  Gemeinden.  Diese  haben  in  Gemässbeit  des  Gczetzes 

;i  vom  10.  Februar  1868,  wenn  Nioraand  sonst  dazu  gesetzlich  ver- 

^  pflichtet  ist  —  Eltern,  Kinder,  Dienstherrschaft,  FamilienstiHiung 

1^  —  die  Fürsorge  für  diejenigen  Armen  zu  übernehmen,  welche 

innerlmlb  der  Gemoin(le1>c/irke  einen  Unterstützungswohnsitz  be- 
gründet und  drei  Jahre  hiu^^  fortgesetzt  haheii.  "Wo  dici^os  nicht 
zutrifft,  liegt  die  Unterstützung  derjenigt-u  Liemeinde  ob,  in  der 
der  Arme  zuletzt  ausdrücklicJi  die  Aufnahme  in  den  Genieinde- 
verband erlangt  hat,  und,  wenn  auch  eine  solche  Gemeinde  nicht 
zu  ermitteln  ist,  derjenigen,  in  welcher  er  durcli  Geburt,  Legiti- 
miitiuu  oder  Adoption,  bei  Frauen  auch  durch  Verheirathung,  Hei- 
inathsrechte  erworben  hat.  Indessen  darf  keine  Gemeinde  inner- 
halb ihres  Bezirkes  einen  Armen  hülflos  lassen,  sondern  rauss  ihm, 
?orbebftItlich  des  Regresses  an  den  Verpflichteten,  einstweilen  Unter- 
sfcGtnmg  gewähren.  Ein  Anspruch  auf  Verpflegung  kann  gegen 
one  Gemeinde  nie  im  Recht»»,  sondern  nur  im  Verwaltungswege 
geltend  gemacht  werden. 

Abgesehen  von  diesen  allgemeitten  Bestimmungen  ist  das 
Ittbeekische  Äimenwesen  bisher  nicht  für  das  gesammte  Staats- 
gebiet und  in  einheitlicher  Form  durch  die  Staatsgesetzgebung 
gengelt  worden,  sondern  hat  sich  Tiehnehr  in  der  Stadt  Lfibeck 
und  in  den  Iftadlichen  Gebi^stfaeilen  verschieden  gestaltet  Dies 
ist  einmal  in  der  eigenühflmUdien,  aus  der  Vergangenheit  über- 
kommenen Stellung  der  Stadt  Lübeck  zum  Staate  begründet,  die 
dann  besteht,  dass  bisher  von  einer  Lostrennung  des  speziell  städ- 
tischen vom  Staatsvermögen  mit  wenigen  Ausnahmen  abgesehen 
worden  ist.  Die  beiden  StaatskOrper,  der  Senat  und  die  Bürger^ 
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Schaft,  fuDgiren  zugleich  als  Magistarat  und  Qemetndevertrotang. 
Zu  den  ausgeschiedenen  Zweigen  gehören  die  Amen-  und  Stif- 
tungsfoods,  hei  velchen  dann  auch  der  Kommuualkarakter  der 
Stadt  am  schärfsten  hervortritt;  doch  wird  hier  ebcnfiills  die  Ver- 
waltung durch  die  öffentlichen  Behörden  —  gehildet  aus  Senatofen 
und  sogenannten  bürgerliehen  Deputirten  —  wahrgenommen  ond 
in  den  geeigneten  rrillen  durch  die  Staatsgedetzgebnng,  anstatt 
durcli  Gemeindebescbluss,  festgestellt.  Das  ländliche  Armenwesen 
ist  (lage<:ren  eine  roin  interne,  von  der  staatlichen  Gesötzgebung 
oder  Verwaltung  im^  rülnlo  An^^eleg^enheit  der  Gemeinden  selbst, 
die  bislang  in  jeder  derselben  nach  Orti  s  Sitte  und  Gelegenheit 
geregelt  wurde.  Eine  fernere  Verschiedenheit  ergieht  sich  aus  der 
engen  Veibindung  der  stiidtijicheu  Armenpflege  mit  den  vorhan- 
denen öfTt'iitli.  Iieu  und  privaten  Stiftungen,  welche  füi*  das  Laad 
fast  fjar  nicht  bestehen.  — 

Die  nachfolgende  ]>ar-trllnnü-  ^\\v^  sich  bein;)])*^  au^i^ichliess- 
lich  mit  d(m  slädtisclii'n  Arniciiwt'scu  befassen,  da  nur  hierfür 
Material  vorlic-^t.  Doch  ist  aiicli  dieses  theilweise  sehr  untrenu'jend, 
besonders  hinsicliflich  der  vun  der  Gesaiiimthcit  der  kStiltimgen 
ausgeübten  Wolillhaii<;keit.  welche  vor  der  Wirksamkeit  der  eigent- 
lichen Kommunal.irmenplk'ge  zu  schildern  i.st. 

2.  Das  Arnioiiwesen  der  Stadt  Lübeck  ist  an  eine  Reihe  von 
einander  unabhängiger,  öflentlicher  und  privater  milder  Stif- 
tungen geknüpft,  welche  nach  verschiedenen  Grundsätzen  ihre 
besonderen,  oft  zugleich  mehrfache,  Funktionen  der  Wohlthätigkeit 
ausüben.  Hierbei  sind  sie  an  ihre  Fundationsurkunden  gebonden; 
daher  denn  auch  ihre  Verwaltung  eine  jeder  einzelnen  eigentbOm- 
liche  und  nicht  f&r  alle  gleichartige  ist  Auch  stehen  sie  unter- 
einander in  keiner  näheren  Beziehung,  sondern  jede  Anstalt  nimmt 
zunächst  ihre  eigenen  Angelegenheiten,  ohne  prinzipielle  Bücksidit 
auf  die  Gesanuntheit,  wahr.  Dies  trifft  jedoch  fQr  die  Offentlidien 
Stiftungen  insofern  nicht  zu,  als  die  reicheren  unter  ihnen  ver- 
pflichtet sind,  den  mindtnr  begüterten  mit  ihren  Verwaltungs-  m 
tiberschfissen  zu  Hülfe  zu  kommen.  Indess  liefern  auch  manche  ^ 
Verwalter  kleiner  Testamente  ihre  Gaben,  wenn  sie  dieselben  Dicht  ^ 
so  gut  wie  die  öffentlichen  Anstalten  zu  Nutz  und  Frommen  des 
Armenwesens  zu  verwenden  vermögen,  an  die  letzteren  ab. 

Die  Gesammtzahl  der  zu  milden  Zwecken  eingesetzten  milden 
Stiftungen  beträgt  214,  von  denen  11  öftentliche  sind,  und  zwar  ^ 
gehören  8  davon  der  Stadt  Lübeck,  1  dem  Landgebiete  und  2  dem 
Staate  an.    l'>ie  beiden  letzleren  sind  Heilanstalten,  die  nur  nach 
der  Yerwaitungspraxis  deshalb  hierher  gezahlt  werden,  weil  sie 
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■ii  aus  dem  Vermögen  ttmgf^y.o^i-iH'Y  Stil'tuiigeii  fimdiit  sind.   \  uii  den 

^  2()3  Privatwohlthätigkeitsanstalt^^n  beHitzen  2i>  ei'_r''ne  Gebäude, 

y  195  sind  ohne  Gebäudebesitz  und  *.>  sind  Familienötiitungen.  Sie 

alle  sind  nicht  blos  zur  Limleriinfr  wirklicher  Armiith, 
^  sondern  auch  zur  Ausübung  allgemein  wohlthätiger 

Ä  Zwecke  begründet. 

Diese  sämnitlichen  milden  Stiftungen  stciKMi  als  solche  unter 

der  Z  e  n  t r a  1  -  A  r  m  e n  -  T)  e p  u  t  a  fc  i  o  n ,  einem  aus  3  .S('iiat( iren  und 
i  8  sogenannten  bürgerlichen  Deputirten  gebildeten  staatlichen  Auf- 

fei Sichtsrath,  (dessen  ThüLigkeit  sich  jedoch  auf  das,  nicht  aus 

ä  Stiftungen  hervorgegaugeue,  also  namentlich  ländliche,  Armenweseu 

k  nicht  entreckt).  Die  Deputation  hat  nach  dem  Senatsdekrete  vom 
is-  16.  liftrz  1857  die  dem  Staate  obliegende  Oberauisicht  über 

d  ttmmtliche  Anstalten  zur  Vorbeugung,  Vennindening  nnd  firleich- 

tenuig  der  Armntli  wahrzunehmen,  damit  Missbr&ncbe  in  der  Yer- 
2^  waltang  der  einzelnen  Institute  verhindert ,  dne  dem  Zwecke  und 

^  G^te  der  einzelnen  Stiftung  wahrhaft  entsprechende  Verwendung 

li  ihrer  Fonds  gesichert,  grossere  Einheit  in  die  Wirksamkeit  der 

«;  getrennten,  zur  woUtbätigen  Benutzung  vorhandenen  Mittel  ge- 

^  bracht,  die  Vermehrung  dieser  Mittel  möglichst  befördert,  aber 

auch  das  Bedürfniss  ihrer  Verwendung  soviel  wie  niöj^lith  ver- 
^  mindert  werde.   Demgemäss  hat  sie  die  Verwaltungsakte,  insbe- 

jf.  sondere  die  Verwendung  des  Vermögens,  zu  prüfen  und  sind  ihr 

^  die  Abrechnungen  nnd  Geschäftsberichte  aller  Stiftungen  vorzu- 

iff  legen.  Alle  beabsichtigten  Abweichungen  im  Gange  der  gewöhn- 

j:  liehen  Verwaltung  sind  von  den  Verwaltern  anzuzeigen,  und  be- 

g.  dürfen  der  Zustimmung  der  Behörde.    Damit  bei  der  grossen 

^  Anzahl  der  Stiftungen  di(!  Vevtheilung  der  Almosen  eine  möglichst 

^  gerechte  und  würdige  sei,  liisst  die  I)e]»ulation  sogenannte  Prfi- 

l{;  bendistenbücher  IVihren,  in  welchen  die  unt'^rstützten  Personen 

^  und  die  Höhe  der  aus  den  verschiedenen  Stiftungen  ihnen  zuer- 

kannten  Unterstützungen  verzeichnet  werden.     Hinsiehilich  der 
«  Öffentlichen  Stiftungen  ist  auf  die,  von  den  einzelnen  Vorsteher- 

^  Schäften  eiogereichten  Budgets  jährlich  ein  Generalbudget  durch 

^  die  Deputation  zusammenzusteUen,  welches  der  ver&ssungsmässigeu 


Genehmigung  von  Senat  und  Bürgerschaft  unterliegt  Zugleich 
bat  sie  hiermit  einen  Bericht  über  die  Thätigkeit  dieser  Stiftungen 
zu  verbinden,  auch  alle  5  Jalire  einen  aUgemeinen,  über  den  Zu- 
itand  der  sftmmtlichen  Wohltbfttigkeitsanstalten  bezüglichen,  6e-  . 
rieht  zu  erstatten.*) 

Dem  ist  bisher  jedoch  nicht  strenge  nacbgekommcu.   äeit  ihrem 
«•Bteben  (1815)  sind  nur  6  soleber  Berichle  vorgelegt. 
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]>ie  ArmenmitUl  werden  in  erster  Linie  aus  dem  Stiftaqgs- 
TemOgen  genommen.  Dieses  Vermögen  ist  in  seiner  Gessmmtr 
heit  niemals  genau  ermittelt  worden.  Nur  die  belegten  Kapi- 
talien werden  in  den  öffentlichen  Berichten  angefilhrt  Ausserdem 
verfugen  die  meisten  Stiftungen  Über  einen  umfiingreiGhen  Besitz 
an  stiidtischen  uiL>  lanilwirthscliattlichen  Grundstflcken,  Forsten 
und  Mooren.  Während  das  Gesanimt vermögen  —  und  swar  kei- 
neswegs zu  hoch  —  auf  etwa  20  Millionen  Mark*)  gesch&tzt 
wird,  beträgt  das  der  belegten  Kapitalien.  *'^) 

1857  1862  im 

Mk.  Uk.  Mk. 

1.  bei  den  dlTentlichen  Wohlthfttigkeltg- 
ftostalten. 

der  Stadt   2,701051  2,iyl3651 

des  Landgebiete»                           10371  11671  16555 

des  Staate»                             18l>;i77  132931  VIWW 

zusammen     2,tk>7051  2,8456ö6  3,00ib46 

2-  bei  den  privaten  Anataltea 

mit  G.'l.äiulen  1,254556  1,270274  1,288772 

ohne  Gebiiude                          1,071020  l,i;^780  1,157037 

Familienitiftangen  .  .         .  322637        19357    888415 

susammen  2,61^^213  2,728411  2,7i;r)244 

8k  im  Ganzen  bei  den  OffeDtlidien  und 

privaten  Stiftungen                             5,3352M  ö,5740<i7  5.77-1070 

Ausser  dein  Ertrag  ilires  Vernif^gens  verwenden  die  Anstalten, 
namentlich  einige  öftentliehe,  auch  noch  freiwillige,  mittol?t 
Haiissaininlung,  Kirclienkollekten  oder  Geschenken  dar'jt'braLbte 
mild«' II  tiaben,  zu  ihren  Zwecken.  BIm  v<«r  iranz  Kur/.em  be- 
zogen zwei  Kommunalanstalten  noch  einige  ihnen  zugewiesene 
öflfentliche  flflumi^en.  So  floss  einer  Anstalt  eine  in  Höhe  von 
]  %  des  Kaut'i>reiHe.s  erhubenc  Abgabe  vom  Verkaufe  von  Immobi- 
lien zu;  eine  andere  bezog  die  Erträgo  der  im  stadtischen  Armen- 
bezirke umgelegten  Hundesteuer.  Der  Staat  ab  solclier  übt  weder 
AriiKMipflege,  noch  leistet  er  direkte  Beihülfe  da/u,  wenn  man  nicht 
die  ganz  geringfügigen  Unterstützungen,  welche  die  Polizeibehörden 
in  dringenden  Fällen  gewähren,  dahin  rechneu  will,  z.  B.  die  Vei^ 
pflegungskosten,  welche  bisher  von  der  Polizeikasse  bestritten  wni^ 
den,  -wenn  Zahlungsunfähige  auf  persönliche  Veranlassung  dem 
Kranken-  oder  Irrenhanse  fiberliefert  wuid^.  Annensteuern 
giebi  es  im  Armenbezirke  der  Stadt  Lfibeck  nicht 


♦)  1  Mk.  (Mark)  =  16  /J  (Schüling)  k  12  Pf.  (Pfennig)}  2  Mk.  8  ^  = 
1  Thlr.  Prensa. 

**)  Hier,  vie  femer  fiberall,  sind  die  Schillinge  ausser  Bechaofli 
gebmen,  resp.  abgerandet 
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Dio  Einkünfte  betrugen  zunächst  bei  den  öffentlichen 
Wohltbätigkeitsanstalten : 

Darunter: 


1851 
1856 
1801 

im 

1867 


Im 
Gänsen: 

240548 
252453 
25G919 
269807 
278825 


Aus  dem  Ver- 
mögen der 
Stmongen. 

Mk. 
151708 
158564 
162446 
179104 
181564 


Aus 
milden 

Gaben. 

Mk. 

35108 
26(»43 
21897 
20235 


Aus  erhöbe- 
nen  Kost- 
geldern. 

Mk. 

i(;.su» 
4.'^<  )it; 

4rj7i 
4M70 


Aus  Zuschasseu 
anderer  (HFentL  o. 
^vater  Stifmogen 

Mk. 

30248 
19561 

1(;C76 
12009 

12423 


Von  den  11  ÖffentUcheo  Stiftungeii  sind  es  5,  für  welche 
miids  Gaben  eiogesatnmelt  werden  und  zwar  sind  es  diejenigen, 
welche  sich  mit  der  Hausannen-,  Kranken-  imd  Kinderpflege  be- 
fassen und  finrner  die  beiden  Heilanstalten  des  Staates.  Zuschfisse 
von  anderen  Stiftungen  empfangen  namentlich  die  Kinderpflege- 
nnd  die  sogenannte  Ärmenanstalt^  sowie  das  Krankenhaus.  Solche 
Zuchtisse  zahlen  hanptsftcUich  die  reicheren  öffentlichen  Anstalten; 
doch  kommen  auch  Legate  nnd  Administrationsüberschässe  von 
Privatstiflungen  hinzu. 

Der  Etat  der  privaten  Wohlthätigkeitaanstalten  wird  nur 
selten  veröffentlicht;  es  können  daher  hier  nur  zwei  Absehldsse 
mitgetheilt  werden.   Dio^c  ergeben  an  Einkünltou 

1857:  IGööi).")  Mk.  und  1862:  107099  Mk., 
welche  fast  gänzlich  aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Stiftungen 
stammen.    Das  Gesammteinkommea  aller  Stiftungen  war  in 
diesen  beiden  Jahren 

1857:  4lL'342  Mk,  und  18G2:  415:)G0  Mk., 
eine  Summe,  die  sich  gegenwärtig  wohl  auf  600000  Mk.  belau- 
fen mag. 

Die  Verwendung  dieser  Mittel  ist,  da  sie  au.^  einer  grossen 
Reihe  von  Stiftungen,  welche  nach  verschiedenen  Grunilrfätzen  ver- 
waltet werden,  kommen,  eine  sehr  maimigfaehe.  Nur  di e  Aufgabe 
ist  ihnen  gemeinsam,  irgend  einem  ihnen  vorgezeichneten,  wohlthä- 
tigen  Zwecke  zu  dienen.  Da  fast  alle  Stiftungen  mehrere  Auf- 
gaben gleidizeitig  zu  erfüllen  haben,  so  ist  eine  Gruppirung  nach 
deatlich  untersoheidbaren  Sonderanfgaben  nicht  möglich.  Die  nach- 
folgenden einzelnen  Bubriken  gebm  daher  auch  nur  eine  annft- 
beröde  deutliche  Vorstellung  von  der  Verwendung  der  Stiftung«" 
mittel,  da  eben  die  darin  enthaltenen  Summen  bei  den  einzelnen 
Anstalten  unter  verschiedenen  Bedingungen  und  Modalitäten  zur 
Verwendung  gekommen  sind.  —  Es  beliefen  sich  die  Aas  gaben 
der  öffentlichen  Woblthfttigkeitsanstalten: 
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Darunter: 

Iro 
Jahre  -. 

Im 

GaDsen. 

auf 

Für 
Verpflegung 

u.  Unter- 
stntzunjr 
Hülfsbevlürf- 
tiger  aller 
Art 

\ 

Fflr 

Kranke 

(Hcil- 
mittclj. 

Für  ^^Qr 
Zuschüssei  *i»';i"*'en- 

rtndero  o^aurf- 
StiftuDgenj"'8se^"«»^ 

Für  die  ph 
snmmteBVer- 

waUangs- 
koston  cmsch. 

licbkeiten  u. 

Gehalte 

'Ml, 

MV  X];. 

m. 

im 

lHt;i 

18C6 
1867 

232301 
24äö88 

127418 

K;  17(57 

1  f.  1376 
158210 

13139 

12101 
llJ4»i 
14 

13177 

22644    1  14121 

16101  16-205 
yi68    1  17463 
9140   '  12412 
9340   :  14368 

Bim 

33068 

43056 
43347 

Die  Privat  Stiftungen  verausgabten: 


Im 
Ganzen 


Mk. 


Darunter: 


Für  Ver- 

pflepnng 

u.  l  Jiti  r- 

stützung 

HfltfiKbe- 

dfliftiper 

aller  Art 

Mk 


,  Süpen- 
dt«'n  au 

Studi- 
rende  u. 
'FrSmien 

;ii]I)ii'ti.st- 
boten 

!  Mk. 


Kircben- 
u.  Srhul- 
bedürf- 
nisse  aller 
Art 

Mk. 


Vorffp-  Adinini- 
schrie-  strations- 
bene   !  über- 
Lejjate  Schüsse 

an  andere  milde 
Stiftungen 

Fflr  VerwaU 
tungskosten 
einschl.  für 
Gebftulicb- 
keiten,  Ge- 
halte und 
Steuern. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

6591 
6498 

3354 
3202 

23956 
29291 

1857 1 1394'i3 
1862 1158044 


41637  ,  12678 
46327  12414 


10475 


Im  Giinzen  beiragen  sonach  dw  \  •Twendnngen  bciilpr  Klassen 
von  Stiftungen  Is.')?:  377023  :Mk.  und  18()2:  4:miH  m. 

Die  licdeutendsten  Aufwendungen  erheischt  die  Verpflegung 
und  Unterstützung  Hülfsbedürf tiger,  al.so  die  eigentliche 
Armenpflege.  Nach  der  Art  der  Unterstützung  und  nach  den 
Verhältniäsen  der  Unterstfilsten  kann  man  die  Anstalten  in  solche 
scheiden,  deren  Zweck  die  möglichste  Verminderung  der  Armatb 
ond  demgemäss  die  Linderung  des  Kothstandes  nach  Lage  des  ein- 
seben  Falles  ist  und  in  solche,  die  lediglich  eine  bessere  und  be- 
quemere Lebensversorgung  für  gewisse  Bevölkerungsklaasen  bieten. 
Die  Zahl  der  ersteren  ist  die  kleinere.  Zu  ihr  geboren  vor  Allem 
die  sogenannte  städtische  Armenanstalt,  femer  die  Anstalten 
zur  Einderpflege,  wie  einige  zur  Hausarmen-  und  Krankenpflege 
berufene  Privatatiftungeu.  'Bs  bestehen  hier  strenge  Qronds&izo 
fÖr  die  Darreichung  von  Unterstützung,  welche  gewöhnlich  erst 
eintritt  bei  völliger  Unfähigkeit  zur  Arbeit  und,  nachdem  der  Ver- 
such gemacht  i.st,  dem  Nothleidendm  iliu  i  h  Beschaffung  von  loh- 
nender Thfitigkeit  die  Mittel  zu  gewähren,  für  seine  Existenz  durch 
eigene  An>;trengung  Sorge  zu  tragen.  Von  dem  hauptsächlichen 
Institute  dieser  Art,  der  Armenanstalt,  wird  weiter  unten  noch 
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~         besonders  gehandelt.    Die  Mehrzahl  aller  Stiftungen  sind  aber 
Anstalten  zur  regelmässigen  oder  gelegentlichen  Ver- 

theiluni?  von  Gelduntorstützung  nnd  zur  Aufnahme  und 

Ufr  _ 

V 0 r p  f  1  c  g  u  n  g  w  e  n  i  g  B  0  m  i  1 1  e  1 1  c  r  in  Stift unpfswohnunf:»'n,  ohne 
^  dass  damit  Vorkehningen  zur  sittliehfn  Hrbun^r  der  Annen  ver- 

liiindt'n  wären.    Dies»'  liegen  auch  meistfiitlieils  n^anz  aus^^erbalb 
;  des  Wirkungskreisi-  imd  der  V<dlinacht  di'r  Verwalter.    Ihre  Auf- 

^  gäbe  besteht  eben  vun  vorneherein  niclil  darin,  o'eei^niHte  Mittel 

>  aufzusucben,  den  cinzeln'^n  Annen  in  seiner  Erwerbsfahigkeit  zn 

I  tibalten  nder  überhaii|it  in  uiufassenderer  Weise  Maasregeln  zu 

C  ergreifen,  die  nothleidendea  ßestandtbeile  der  Ge.-ioll.x  liaft  vor 

Untergang  zu  schützen.  Sie  haben  vielmehr  die  vorhandenen  .Mitttd 
zur  Veitheilung  zu  bringen  und  zwar  an  die,  welche  ihnen  aus 
'  der  ZaU  der  Bewerbenden  die  geeignetsten  erscheinen ,  soweit  sie 
9^  dalm  nicht  durch  die  Stiftnngsakte  an  Angehörige  gewisser  Be- 
^ :  mfaslAnde  gebunden  sind.  Besonders  sind  Wittwen  nnd  TOchter 
'ä  Ton  Kanfienten,  ErSmem,  Brauern  und  Schiffern  bedacht  worden. 
^  Diese  Anstalten  bieten  eben  meistens  einer  Anzahl  solcher  Per- 
1  sonen,  die  von  der  stadtischen  Armenanstalt  noch  nicht  als  unter- 

^  stfitnmgsbedürftig  anericannt  werden,  einen  Zaschuss  zur  besseren 
;  und  leichteren  Beschaffung  ihrer  Lebensmittel,  nnd  zwar  mitunter 

in  sehr  auskömmlicher  Weise.   In  vielen  Fällen  ist  die  Zahl  und 
l(  Höhe  der  Unterstützungen  vorgeschriel)en ;  ddth  ist  auch  ebenso 

häufig  beides  dem  Ermessen  der  Verwalter  überlassen.   Die  Grund- 
^  Sätze,  nach  denen  die  letzteren  bei  Darreiebunir  ihrer  Gaben  sich 

leiten  lassen,  hängen  von  ihrer  Einsicht  ab.    Die  verschiedenen 
^  Verwaltungen  verfahren  hinsichtlich  der  näheren  Prüfung  der  Um- 

[p  stände,  wie  hinsichtlich  der  Hohe  der  Verwilligungen  nach  ganz 

jj  verschiedenen  Grundsätzen.   Gesetzlich  ist  in  dieser  Hinsicht  nichts 

^  bestimmt;  nur  sind  die  Vorsteher  verptlichtet,  üah  aus  den  öffent- 

jj.  hch  geführten  sogenannten  Präbendistenbüchern  zu  vei  L,'ewissrni.  (Iavs 

jj  sich  nicht  auf  den  Kopf  eines  Einzelnen  eine  zu  hohe  P-mi .  u 

häufe.    Unterstützung  einer  und  derselben  Person  aus  mehreren 
jj  Stiftungen  pHegt  aber  vielfach  vorzukommen. 

^  Die  Unterstützungen  selbst  sind  ihrer  Höhe  und  .\rt 

^.  nach  ganz  verschieden.    Soweit  sie  von  der  städtischen  Armen- 

ji  anstaU  ausgehen,  richten  sie  sich  nach  dem  einzelnen  Fall  und 

werden  gespendet,  so  lange  die  Nothwendigkeit  nachgewiesen 
werden  kann.  Die  Begel  bei  fast  sämmtliehen  anderen  Stiftungen 
besteht  aber  darin,  dass,  mit  Ausnahme  der  kleinen,  «aus  der 
Hand*  vertheilten  Spenden,  die  einmal  gewährten  Uhterstfitzongen, 
^  wenn  nicht  ganz  besondere,  meist  in  dem  Verhalten  des  Empfön- 
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gen  begrfindete  Yeianlaflsung  vorliegt,  dauernd  beaEOgen  werden. 
NamenfUch  ist  dies  bei  der,  stets  für  die  Lebensieit  eifolgeiideD 
Anftiabme  in  die  Stiftungsfaftuser  der  FaU.  Ffir  einige  wenige 
derselben  besteht  noch  die  Bedingung  zur  Zahlung  eines  Eintritts- 
geldes oder  die  Verpflichtung,  einen  gewissen  Vorrath  Yon  Leib- 
und  Bettwftsche  mitzubringen. 

Abgesehen  von  dem  Siechen-  und  Hfinnerarmenhause  der 
Armenanstalt,  wie  vou  den  Instituten  der  Kinderpflege  und  den 
beiden  Staatsheilaiiatalten,  bestehen  4  öffentliche  Versorgungs- 
anstalten: ein  Sicchenhaus  für  8  alte  Frauen  auf  dem  Lande,  die 
St.  Brigittenstiftung  fÖr  12,  ein  Eintrittsgeld  von  je  1000  Mk. 
zahlende  JungfirauwJ,  und  die  beiden  in  umfassendst-er  Weise  für 
ihre  Angehörigen  sorgenden  Spitäler,  nämlich  das  „heilige  Geist- 
Hospital"  und  das  „St.  Johannis-Jungfrauea-Kloater".  Das  erstere 
gewährt  abgesonderte  Wohnung,  Kost,  Feuerung,  Licht  und  über- 
dies noch  wöchentlich  1  ^Ik,  haaren  Goldes  an  zusammen  130 
altersschwache  Männer  und  Frauen  der  mittleren  Klassen.  Nach 
amtlichem  Aussprudle  gcniessen  dieselben  eine  Verpflegung,  die 
weit  über  die  Bedürfnisse  ilirc-i  Standes  hinausragt  und  von  den 
llus|»ilaliten  in  ihren  besten  Zeiten  vorher  niemals  erlangt  werden 
konnte.  Die  andere  Stiftung  bietet  ;>i)  Konventualinnen  aus  hö- 
lieren  Standen  von  mindestens  35 jährigem  Alter  vollständige 
Ver.sorgnng.  Bei  der  Aufnahme  soll  besonders  auf  Töchter  von 
um  das  Gemeinwohl  verdienten  Bürgern,  sowie  auf  s(dche  Jung- 
frauen Kücksicht  genommen  werden,  welche  durch  eigene  Thätig- 
keit  im  Erziehungs-  oder  Lebrfache,  oder  durch  Krankenpflege 
oder  dnreh  andere  Beweise  aufopfernder  Liebe  ihren  Mitmenschen 
sich  nützlich  su  machen  gesucht  haben.  Die  Klosterfrauen  be- 
ziehen ein  jährliches  Einkommen  von  durchschnittlich  500  Mk. 
und  Feuerungsmaterial;  för  die  16  ftltesten  unter  ihnen  befindet 
sich  im  Stifte  je  ein  besonderes  Wohngebftude. 

Die  Privatstiftungen  besitzen  22  Armenhäuser  und  HOfe.  280 
Personen  erhalten  hier  freie  Wohnung,  grössere  oder  Ueinere 
Geldbezüge  und  zur  grösseren  Hälfte  noch  Feuerungs-  und  Beleueh- 
tungsmaterial.  An  baarem  Oelde  empfongen  yon  der  Stiftung: 

17  Peieonen  jahrliche  Gaben  uater      5  Mk. 

U  „  n  n            5-10  „ 

4n  „  »  »  «    10-20  . 

7-1  »  n  «  »   2()-30  „ 

«2  »  »  »  «   'V^-AO  „ 

J  n  1»  «  «    10^5^)  „ 

25  »  ,  „  «   .'»0  — tifi  „ 

1  »  »  «  n   60-70  „ 

12  »  n  n  •  100-106  , 
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1  Ausserdem  beziehen  die  Insassen  mehrerer  dieser  Stiftungen 

n  Torsehriftsraässige  Legate  aus  dem  Vermögen  bestimmter  anderer, 

if  m  was  jedoch  etwaige  Unterstützung  durch  wieder  andere  Stiftungen 

;F.iitni-  auch  nicht  aussrhliesst. 

visi«*  Die  nicht  mit  Aufnahme  in  die  Stiftungshäusor  verbundent^n 

Darreichungen  bestehen  in  Gelduntorstützungen,  die  von  einigen 
bw  Schilhugeu  an  sieh  bis  zu  400  Mk.  jährlicli  erheben.    Von  der 

1  alk  Armenaustalt  weiden   aUein  nocli  Natuialgaben  an  Brod  und 

rr^Hi-  Speiserationen,  Feuerungsmaterial,  sowie  uuentgeldliche  Krankeu- 

Ll.t  pflege  an  Hausarme  verabfolgt. 

Wili-  Die  Gesammtzahl  aller  Derer,  denen  die  in  der  obigen  Zu- 

WeKJ  sammenstellung  aufgeführten  Stiftungsmittel  zu  Gute  kommen,  ist 

ligelj^  leider  niemals  genau  ermittelt,  in  den  amtlichen  Berichten  aber 

DsiBSV  wiederholt  aaf  etwa  2500  Personen  geschätzt  worden.  Eine 

iiiiiiil9>  emzige  ^freilich  nicht  ganz  ToUstftndige  —  Au&ahme  ist  far  das 

nina  1^  Jahr  1857  gemacht,  auf  welche  sich  daher  die  gegenwärtige  Daiv 

)i         fliellang  beschrftnken  mass. 
ps^,  ^  Es  befonden  sich  darnach  in  den  Armen-  und  Versorgungs- 

Iwfa  aostalten  der  öffentlichen  Stiftungen,  und  zwar  im  Siechen- 

|t«fli9  hame  91,  im  IC&nner- Armenhause  40,  in  der  Kinderpflegeanstalt 
,  ^ir  252,  ün  Waisenhause  152,  im  hl.  Geist-Hospitale  131,  im  St. 

Johannis-Jungfranen-Eloster  36,  in  der  St.  Brigittenstiftung  12, 
^tt'         im  Travemünder  Siechenhanse  8;  ferner  in  den  beiden  Staateheil- 

{beJ>?  anstalten  24,  also  zusammen   838  Personen 

In  den  Privat- Armenhäusern  (172  Wittwen,  103 

Jungfrauen,  6  Münner)  ^   280  , 

jjl^  Es  wurden  somit  1118  Person oü 

pjjjjif'  so  gut  wie  ganz  durch  die  Wohlthätigkpit.sanstalten  unterhalten. 

fffy^  Unterstützungen  an  Hausiirme  ^viinlcn  durch  die  öftentliche 

Arnienanstalt  an  451  Familien  gewährt,  und  1007  Personen  ge- 
nossen unentgeldliche  Krankenpflege    Die  Privatstiftungen  unter- 
^  stützten  im  Ganzen  734  Personen  und  zwar  ausser  den  280  obigen, 

j.'.-'"  in  ihren  Armenhäusern  untergebrachten,  noch  4r>4  Personen,  näm- 

■0-  lieh:  26  Männer,  290  Wittweu,  126  Jungfrauen  und  12  ganze 

Familien. 

Das  Maas  der  Wohlthaten,  welches  auf  den  Einzelnen  ent- 
fallen ist,  stellt  sich  je  nachdem  diese  aus  einer  od.i  mehreren, 
EOS  reicheren  oder  minder  begüterten  Stiftungen  geflossen  .sind, 
als  ausserordentlich  ungleich  dar.  Auch  die  Yerpflegimgi^koBteu 
^r  Öffentlichen  Anstalten  variiren  in  hohem  Qrade.  Sie  betru- 
gen 1857: 
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Anstalt : 


In  (lf  u\  Travcmiiiitlor  Sio(  hcuhausp 
„  der  Kindel ptlegounstalt  .... 
M  dem  8i<>cbeiibause  .    ^  der 
„     „  MäniHTiirmtiihaiiBC    Arm*  u- 
,        Waispiibansc .    .     (  an&lall. 
„    .  Hl  Gt'i>i-ll(>spitale  .... 

.    „  Üi.  Brigitteiisiift  

_    .  St.  Job nnnis- Kloster .... 
Ft-nuT  in  d<'n  1)L>idcu  StaatsanstaUen : 

Im  lirinbau>«'  

-  Krankeohuusc  


Hegte 
l'ci  s.  im 
Jabros- 
durcbschn. 

Kosten: 

p 

s 

•3  (i 
O 

Ii 

Mk.  s. 

i  per  Kopf 

pro  Jahr. 

n 

8 

73  3 

3^5 

2 

76  12 

3^ 

li.'.^»J7 

1 

124  15 

5,4S 

r>i3i 

13 

l.Sl  11 

l.Vi 

l>(h;44 

i:>:)  13 

SJlJ:i 

324  9 

14,1» 

42.')S 

14 

354  15 

15,i* 

:m 

2411 U 

8 

0'.»2  14 

30,3S 

2G 

114-i;i 

433  5 

19/» 

379,13 

1«,« 

Aus  den  Privaiwuhlthätigkeitsanstalten  erhieKen  von  734  Per- 
sonen, welche  sie  im  Jahre  18ö7  untersiAteten: 

Hl  Pers.  Oaben  Ton  80-  90  Mk. 


96  Pen.  Gaben  unter 
79 
127 

97 
öl 
66 
42 

ao 

19 


« 

M 

n 
n 


r 
w 
w 

n 

« 


ff 


.  ■  ö  Mk. 
5-10  . 
10-20 

40-60 

ai— 70 

70-80 


10 
32 

Ut 
10 

5 
10 
5 
4 


» 

M 
I» 
tt 
* 

n 


n 
« 
n 
if 
f> 

M 
«1 


90-100  „ 

100-125  » 

125— IjO  , 

150-175  n 

185-200  • 

200-250  n 

250-300  B 

300-400  ^ 


Im  Uebrigen  fliessen  aus  den  iStiftungsfonds:  Stipeudien 
au  Htudirende,  welche  im  Jahre  IW  im  Betrage  von  10476  Mk. 
an  deren  14  vertheilt  wurden,  von  denen  2  unter  100  Mk.,  7 
xwischen  100—500  Mk.,  6  zwischen  500— tOOO  Mk.  ond  2  Aber 
1000  Mk.  erhielten.  Stipendien  werden,  gemäss  obrigkeitUcber 
Verfägnng  vom  12.  Juli  1828,  nur  an  Lübecker  gewährt,  welche 
nach  zweijährigem  Aufenthalt  in  der  Gymnasialprima  eine  (im 
Uebrigen  bis  jetzt  nicht  obligatorische)  Abitnrientenprüfung  (so- 
genanntes Stipendienexamen)  bestanden  haben.  Prämien  an 
Dienstboten  filr  mehijähiige  treue  Dienstzeit,  wie  zur  Ausstat- 
tung bei  ihrer  Verheiratbung  'erhielten  ans  19  verschiedenen  Testa^ 
menten  40  Personen  im  Betrage  von  2202  Mk. 

Aus  den  Zu^chü.-son  an  Kirchen  und  Schulen  worden 
je  eine  Armenschule  für  Kiiiiben  und  Madehen  durch  die  öffent- 
liche Annenanstalt,  eine  durch  das  Waiseninstitut  für  -eine  Zög- 
-linge  und  3  durch  Privatstiftunf^en  unterhalten.  Die  übrigen 
Verwendungfu  geschehen  thcils  für  allgemeine  Schulbedürfuisse, 
theil^!  als  diivkl»'  Zusihüsse  zu  den  öttentlichen  Volksschulen  in 
Stadt  und  Land.  Die  für  di*'  Kiri  lM'n  an  ^gesetzten  Legate  sind 
zur  luäiaudhaltung  der  Gebäude,  namentlich  bestimmter  Kapellen, 
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Epitaphien  und  Stühle  in  denselben  oder  für  Sust«  ntation 
Geistlichen  und  Beamten  bestimmt.  Eine  Fulge  dt?r  grossen  Man- 
iiitffaltigkeit  der  von  don  «'inzelnen  Stiftungen  verfolgten  Zwecke 
üüd  der  dabei  beobui'likw.'ii  Yorwaltnng.spriuzipien  ist,  das.s  auch 
die  Verwaltung.^ko3ten  bei  ihueu  erlieblich  differiren.  Ira  Durch- 
schnitte belaufen  sie  sich  auf  13 — 14%. 

Sowdl  gestattet  das  freilich  dürftige  Material  Aufschlnss  fiber 
(Ue  Oesammtheit  der  ADstalten,  welche  in  grosserem  oder  ge- 
ringerem Haase  sor  Armen?ersorguug  in  der  Stadt  Lübeck  bei- 
tragen. Eine  besondere  Beräclfsichtigung  verdient  hiemach  die 
eigentliehe  mit  der  Kommunalarmenpflege  betraute  Anstalt. 

S.  Die  öffentliche  Eommunalarmenpflege  wird  ge- 
genwlrtig  für  die  Stadt  und  die  Thorbezirke  durch  die  sogenannte 
Armenanstalt  ausgeübt,  deren  Wirksamkeit  sich  zur  Zeit  anf  einen 
Bezirk  von  36998  Seelen  erstreckt.  Dieselbe  hat  ihren  heutigen 
Wirkungskreis  in  den  Jahren  von  1846  bis  18ö7  erhalten,  wäh- 
rend sie  bis  daliin  subsidiär  neben  dem  vormaligen  städtischen 
Annen-  und  Werkhause  wirkti*.  Dieses  letztere,  ursprünglich  als 
eigentliches  kommunales  Aimeuinstitut  l)egründet,  war  in  eine 
Anstalt  ausgeartet,  die  sowohl  nothleidende,  wie  verwahrloste  und 
gefallene  Glieder  der  (lesell-^cliaft  zugleich  in  sicli  aufnahm,  aber 
der  eigentlichen  Aniii^np)l*'g>'  ganz  euttVenidet  war.  Di-',  17S:{  ius 
Leben  gerufene,  antangiich  nur  durch  milde  Beiträge  unterhaltene 
Armenanstalt  verwandte  ihre  Mittel  theils  zur  besseren  \"erpHegung 
der  im  Werkhause  ])efindlichen  Armcu,  theils  zur  Linderung  der 
Hausarmuth  und  zur  Begrenzung  der  Bettelpi. 

Da  die  Anstalt  ihre  Verptiichtungen  mit  den  ihr  zu  Uebote 
ötehendeu  Mitteln  nicht  erfülleji  konnte,  ihre  Verwaltung  eine 
höchst  mangelhafte  uml  eine  ganz  unzweckmässige  Organisation 
des  Armen-  und  \\  erkhauses  eingerissen  war,  begann  man  seit 
1846  um  eine  Reform  der  Armenanstalt  sich  zu  bemühen,  welche 
jedoch  erst  im  Jahre  1857  zum  Abschluas  kam.  Seitdem  ist 
sie  zur  wu-klichen  allgemeinen  Kommunalarmenanstali  geworden. 
Durch  Zusammenziehung  des  Vermögens  mehrerer,  bis  dahin  ge- 
trennt wurkender  Stiftungen  erhielt  sie  ein  Kapitalvermdgen  von 
500000  Mk.  und  einen  Grundbesitz  von  mehr  als  lOOOO  Mk.  Ein- 
kflnften.  ünter  der  Verpflichtung  besonderer  Berechnung  und  Ver- 
wendung wurden  ihr  femer  zwei  Legate  von  zusammen  57400  Mk. 
Öberwiesen.  Die  Folge  dieser  reichen  Dotirung  war,  dass  sich  seit 
der  Vollendung  der  Reformen  im  Jahre  1857  die  früheren  Aus- 
lalle in  betrftchtliche  Ueberschfisse  verwandelten.  Am  Schlüsse  des 
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Jalires  1867  stellte  ^ch  der  Kapitalbesitz  (ohne  Eftuser^  Ofiter 
und  sonstige  VermGgensobjekte,  anf  744844  Mk. 

Die  Annenanstalt  wird  Ton  einem,  auf  8  Jahre  gewaldtsn, 

aus  zwei  Senatoren  und  38  sogenannten  bürgerlichen  Deputirten 
gebildeten  Kollegium  verwaltet.  Jedem  der  letzteren  ist  die  Pfleg- 
schaft für  einen  der  38  Armenbezirke,  in  welche  Stadt  und  Vor- 
städte abgetheilt  sind,  und  die  HülfspHegscbaft  in  einem  anderen 
Bezirke  zugewiesen.  Die  Aufgabe  der  Armenanstalt  ist  dahin  ^ 
bestimmt:  ,  diejenigen  Armen,  die  nicht  im  Stande  sind,  ihre  und 
der  Ihrigen  nothwendige  Bedürfnisse  durch  den  Ertrag  ihrer  Ar-  y 
beit  oder  durch  die  Unterstützung  der  gesetzlich  zu  ihrer  Unter- 
haltung verptlichtetcn  Personen  zu  befriedigen,  in  dem  Maasse  zu 
unterstützen,  duss  ihnen  das  zu  ihrem  nothweudigem  Üüterhdlte 
Erforderliehe  verschafft  wird." 

Die  Gesuclie  um  Untin-stülzung  worden  bei  den  Bezirkspflegern 
persönlich  angebracht.  Von  diesen  wird,  nachdem  sie  die  Bitt- 
steller mit  den  Verhaltungsb«'stimnnmgen  für  Unterstütze  bekannt 
gemacht  und  sie  zur  wahrheitsgetreuen  Angabe  ihrer  Verliältnisse 
aufgefordert  haben,  ein  Pr<it(ikoll  aufgenommen,  welches  genaue 
Auskunft  über  die  Lage  der  Bittsteller  zu  geben  hat.  Namentlich  ^ 
ist  nach  der  Anzahl  der  vom  Bittstelk-r  zu  ernährenden  Angehö- 
rigen,  der  Höhe  seines  und  der  Seiuigen  Verdienstes,  dem  Grunde  ^ 
etwaiger  Arbeitslosigkeit,  der  Höbe  der  Miethe  und  der  Art  der 
Wobnui^,  sowie  nach  dem  Betrage  der  Schulden  zu  fragen.  Auf 
diese  Mittheilungen  hat  der  Pfleger  noch  geeigneten  Ortes  nfthere 
Erkundig ungeo  einzuziehen  nnd  alsdann  seinem  Nebenpfleger  nun 
Zwecke  gleicher  Kachforschung  die  Besultate  mitzutheüen,  wonof 
von  beiden  in  der  wöchentlichen  Sitzung  des  Kollegiums  Aber  den  ^ 
einzelnen  Fall  Yoriirag  gehalten  wird.  Der  Beschluss  zur  Unter- 
stfitzung  kann  nur  vom  Kollegium  ge&sst  werden.  Doch  steht 
es  in  dringenden,  namentlich  in  Krankheits^en  den  Bezurkspfle- 
gem  zu,  sofort  einstweilige  Darreichui^  von  Speise  und  Brod- 
rationen,  und  zwar  4  Pfd.  för  firwacheene  und  2  PM.  f&r  Kinder 
pio  Woche,  eintreten  zu  lassen. 

Die  von  der  Armenanstalt  gewährten  ü  ntertützungen  be- 
stehen, sofern  der  Bedürftige  arbeitsfähig  ist,  in  erster  Linie  in 
Zuweisung  von  Arbeit,  sei  es  im  eigenen,  oder  freiwilligen  Arbeits- 
hause, in  welchem  Falle  der  Lohn  stets  niedriger  bleiben  soll,  als  '^^ 
welchen  der  Bcilurftige  verdienen  könnte,  wenn  er  sich  selbst 
Arbeit  suchte.    Kur  Heissige  Arbeiter,  denen  ihr  selbst  gesuchter  j 
Verdienst  zum  Lebensunterhalt  nicht  ausreicht,  können  Berück-  I 
sichtiguug  iiuden;  ferner  wird  gewährt:  Brod  und  i^|>eise,  Feue- 
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^         ningsraaterial  und  Erlaubniss  zum  Holzsamnieln  in  (ien  Staats- 
foisten,  £iDweisung  von  Kindern  in  die  (unter  getrennter  Ver- 
^         waltung  stehende)  Kinderpflegeanstalt,  nnentgeldlicher  Schulunter- 
rirht.    Beisteuern  für  ansserordeutlicbe  Fälle  sollen  vom  Kolleg 
^  nur  nach  eingehender  s<)rn:f;Utiger  Prüfung  bewilligt  worden.  Da- 

hin  gehören:  Verleihung  von  Bettzeug  (an  altersschwache  Per- 
sonen),  von  Kleidungastücken,  freie  Wohnung  in  den  Lokalitäten 
^  der  Armcnanstalt ,  Bezahlung  von  Miethe,  GoM^i>enden  zur  An- 

sclKiffuQir  von  Arbeitsjreräth   oder  Erlernuiifr  eines  Handwerks. 
Regtlni;issige  Geldunterstützungen  sind  nur  in  ganz  besonderen 
Fällen,  wo  die  übrigen  Hülfsniittel  nicht  uusreichen,  und  an  ver- 
*'  3chämte  Arme,  zu  verabfolgen.    Arme,  welche  regelmässige 

^  Unterstützung  gemessen,  sind  zngleicii  von  der  Steuerpflicht  be- 

freit. In  Krankheitsfiillen  wird  freier  ärztlicher  Beistand,  freie 
^  Arzenei,  Krankenspeisc  und  1  Mk.  wöchentlich  an  Geld  gewährt. 
^  In  geeigneten  FäUen  hat  auch  Üeberweisung  in  eine  Heilanstalt 
^  oder  Aufiiahme  ins  Sieclienliaiis  statt  Änsserefaelich  Geschwän- 
^  gette  sind  der  Ün^indongsanstalt  zu  fibergeben.  Bezahlung  der 
^'  Beststtmigskosten  findet  nur  bd  völliger  Dflrfägkeit  statt  Aus- 
c^;  serdem  steht  der  Aimenanstalt  das  Hecht  zu,  anderen  Oifentlichen 
P' '  StiftoQgen  die  Aufbabme  Armer  zu  empfehlen. 
^  Die  tontrole  über  die  Unterstützten  wird  durch  die  Pfleger 

<^  ansgefibt  Zur  Unterstützung  sind  ihnen  insgesammt  4  Armen^ 
^  aulseher  beigegeben.  Die  Pfleger  haben  ein  Untersuchungsregister, 
in  dem  jeder  Unterstfitzte  sein  Folium  hat,  welches  seine  Perso- 
^  nahen  wie  die  ihm  zugewandten  Hfilfsleistungen  enthält,  ein  Kas- 
^'  senbueh  für  die  Ausgaben,  für  welche  den  Unter.stützteu  monat- 

^  liehe  Vorschüsse  geliefert  werden,  ein  Schul-  und  ein  Krankenbuch 

liS"  zu  führen.   Diese  Bücher  werden  allvierteljährlich  revidirt.  Bei 

allen  besonderen  Vorkommnissen  ist  an  das  Kolleg  zu  beiii  liten, 
^  namentlich  über  Verstösse  gegen  die  Vorschriften  im  Betreff  der 

^  Aufführung  der  Armen,  wie  über  etwaige  Qualifikation  für  das 

^  Zwangsarbeitshaus  wegen  Truiiksuclit,  Liederlichkeit  oder  Müssig- 

ganges.  In  diesem  Failü  erfolgt  die  Verweisung  an  die  Polizei- 
^  behörde. 

f9  Durch  Kathsdekret  (H.  Sept.   184.'))  bat  die  Armenanstalt 

an  dem  Nachlasse  aller  bis  .m  iluen  Tod  regelniiissig  uuterstüizk'n 

i  Pfleglinge  ein  Erbrecht,  auf  welches  sie  jedocli  aus  besunderem 

Anlass,  namentlich,  wenn  dadurch  bedürftige  Hinterbliebene  ge- 

Hf  schädigt  würden,  verzichten  kann.    Ebenso  darf  sie,  wenn  ein 

iS-  Unterstützter  zu  besseren  Vermögensverhültiiisseu  gelaugt,  Ersatz 

f  tu  ihre  Leistungen  beanäprucheu. 
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Zur  ErfüUnng  ihrer  verschiedenen  Aufgaben  besitzt  die  A^ 
roenanstalt  eine  eigene  Speiseanstalt,  ein  freiwilliges  Arbeits*,  eio 
Siechen-  ein  Männerarmenbaus,  sowie  zwei^  Annenschulen.  Für 
die  Krankenpflege  sind  ihr  femer  4  mit  je  500  Mk.  bezahlte  Ar« 
menSrzte  beigeordnet. 

Vor  dem  Jabre  1830  erstattete  die  Armenanstalt  nur  all« 
zehn  Jahre  Bericht  fiber  ihre  Th&tigkeit.  Seit  1851  erschdneD 
jährliche  Berichte.   Denselben  entnehme  ich  folgende  Daten: 


18.')(J 

1861 

186G 

1867 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

lik. 

Mk. 

KiDQabmen : 

Ans  ci|:enem  Vermögea 

37316 

31937 

37457 

37686 

,   milden  Galx  n    .    .  . 

«♦717 

10962 

ii)74r) 

„  zugeviesoiicn  IIcbuQgcu 

4i;7;> 

(•.14G 

8(»7«) 

•t7;?2 

I2.'i:}ii 

„  aniierefl  Stiflungea.  . 

121t()l 

i4;jor) 

l(r2(;2 

Iiii  Ciaii;;on  

mm 

5G3tiö 

691-20 

Gllüä 

Ausgabeu  : 

Fnr  die  allfipm.  Verwaltung 

as(i;j 

:in]7 

89r»4 

4217 

.    Arnicnpflopo  .... 

öOuc,7 

:i('.oi5 

„    Kraiik«'ii|ill*"ge  .    .  . 

7sir» 

7(175 

822f» 

7914 

„    Kinili  rptfege .... 

7177 

112 

40 

4431 

5000  i  i'jOUU 

.'>i2r» 

.'>134 

Im  Gaii/eii  

3353 

3.'.:«) 

3471 

mm 

61423 

r)i27:> 

')  12:52 

r)772l 

1352U 

131;£i 

8058 

JlitU'lbt  dtii  Hausaruiuapflege*)  wurden  unterstützt**) 


Familien  bestehend  in  1 

Einzeln 

Ma'sii. 

M;inn 

Mann 

Frau 

Stehende 

Im 

Krau  und 

und 

und 

und 

Gänsen. 

Kindern. 

Frau 

Kindern. 

Kindern. 

Manner  Frauen 

i8r>i 

1(1;') 

29 

412 

17 

Ü7 

G6S 

1856 

163 

15 

13 

268 

16 

71 

540 

1H61 

'  US 

7 

K» 

2m 

ir> 

r)0 

440 

JH60 

m 

9 

y 

223 

61 

46i^ 

1867 

177 

12 

n 

240 

9 

62 

511 

!);!>>  Aller  der  jedesmal  am  .Talü»  >>chlus'^  in  Ptlej^c  bolind- 
lielieu  ('<'r-i«tnen  stellt  sieh  rol<,'emlermaa.<(.ii ;  Am  .'Jl.  Dezbr.  wur- 
de» rcrsuueu*'-^)  uutersilützfc,  die  sich  befdudeu  in  deu  .Jahren  von  : 


•)  Die  cniätlrltin  Verarraungsursachca  werden  leider  niclit  vtr- 
vffentliclit. 

**)  Ilicrnntcr  sind  nicht  einbo {griffen  die,  welche  eine  einmalige  aus* 

S(  Toiilontli«  ho  rmprstulzunji  criiiehin,  in  die  L(*kalit~itcn  dir  Armenanstalt 
oii<  r  diiirli  (lii'scIlM-  cinrr  Heil-  od»  r  sonstigen  I'He<;eanstalt  (ilH  i  wif  si  n 
Sinti,  wie  eiitllicli  iliojouiyen,  welclie  Ivurlen  zum  liuizsauuMeln  emi>Üugcu. 

***)  Es  ist  hier  stets  daa  Alter  des  nnterstatsten  Familienhanptea  ge- 
lAblti  dessen  Angehörige  aberall  nicht  eingerechnet  sind. 
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Personen. 


Alter  von 


20"oO. 

31-40. 

4l-.'.0. 

öl— tiO. 

<il~70. 

71—80. 

81-J 

lh51: 

571 

9 

20 

78 

123 

iri3 

150 

36 

1856: 

881 

12 

44 

84 

81 

89 

60 

11 

1861: 

349 

9 

.3r> 

Gf) 

m 

81 

62 

17 

im: 

370 

7 

24 

«9 

79 

93 

60 

18 

2867: 

414 

11 

43 

89 

86 

108 

61 

17 

Die  Art  der  Unter  Stützung,  welche  den  llaii^arnion  /ii 
Tlieil  wurde,  bestaiid  in  der  Darreieliung  von  Cield  bis  v.wr  Höhe 
von  1  Mk.  wöchentlich,  von  lirod-  und  Speisekarten,  Ausseror- 
dffiitliche  Geld:>|)euden ,  die  über  die  obige  Summe  hinaus  bis  zu 
etwa  300  Mk.  jftbrlich  stiegen,  sind  nur  ganz  vereinzelt,  etwa  bei 
3  Personen  durcbschnitUich  in  jedem  Jahre,  vorgekommen.  Von 
den  beim  Jahresschluss  eingezeichneten  Armen  emidingon: 


Brod  .... 
Sppisc  .  .  . 
Brod  lind  Speise 
Geld  .... 
Geld  and  Brod 
Geld  and  Speise 
Geld,  Brod  n.  Speise  81 


1851. 
83 
44 
176 
55 
135 


185G. 

18G1. 

]8<u;. 

18G7. 

39 

55 

r»4 

r>7 

55 

35 

ao 

28 

158 

141 

127 

155 

18 

28 

32 

40 

66 

66 

93 

93 

2 

1 

1 

3 

44 

24 

32 

37 

Der  Betrag  der  vorstehenden  Spenden  belief  eich  und  zwar  für: 


Geldanterslfltzangen 

Brode  (&  8  Pfd.) 

Speiserationen 

regelmäs- 
sige 
Mk. 

ausseror- 
dentliche 
Mk. 

Diircli- 
Anzahl.  ,seliiiittä|tr. 
'    Ii.  Pf. 

Anzahl. 

Diirch- 
scbnittspr. 
Pf. 

i  ^  im') 

'■P'  mi 

r  1866 
-  1867 

26:  »0 
24:>9 

4ir)7 

4220 

20.'» 
Gl  3 
172.-) 
1974 

;i7i:5  10 
g:..s-2  8 

77!»4  8 
8l»iG  10 

7,vj 

G  .\r, 
l,r.i 

I.j.vi:i2 
G8322 

(;»;g!i8 

7:i872 

U.II 
11,1» 

13.:r, 
11.81 

Abge.sebcn  von  den  zweckentsprecliend  zuljereifceten  und  durum 
kostspiLdigenn  Krankensuppen,  gewülirte  die  Arnienanstalt  ausser 
(icn  an  die  obij^en  Hausarmen  verabfolgtiii ,  noch  ferner  unent- 
geldliche  tSpei.sen  an  dit»  '//)<^\uvj;i^  der  ]\b'inkinderschnh»n  und 
^11  liie  Iii.-;asscn  dfs  freiu illi^*'U  Arl)eit.<hanses,  .sdwie  gegen  Zah- 
lun;,'  an  die  unteren  BevölkerungsscbicUtca,  iasbcüoudere  auüaad- 
werksgcscllen. 

Kine  nicht  blos  auf  ilic  eiirontiicli  rnicrstützten,  .sondern  auch 
auf  andere  be<lüil'tige  Ilinwoluier  luisgfdi'hult'  Wnliitliat  besteht 
in  der  Krtliciliuig  von  Marken  zur  Kiii<aunuluug  vi.n  Lc>fliulz. 
.Ausserdem  fuidcu  rc<2"elmiissig  dn-iuial  während  di's  \Vinteis  \('r- 
theiluugen  von  Ihdz  und  Tml'  an  die  eingczoii  lineicn  Hausurnien 
statt.  Die  Kranken  pflege,  mit  der  .^ich  die  Aruieiiunstult  seit 
1B52  in  ausgedeliuterem  Maase  befasst,  ward  zu  'J'heil: 

21» 


3iö 


Jahr 

Penonen 

Davon  starben 

Storblichkeits- 
vcrhältniss  (%) 

;» 

3 
D 
O 

:* 

Frauen. 

Mädchen. 
Knaben. 

Zusammen. 

Männer. 

Frauen. 

Knaben. 

0 

p* 

<» 

D 

Zuaammeu. 

1  Männer. 

Frauen. 

Knaben. 

Zusammen. 
Mädchen. 

18.-) 

40o'  17')  20') 

19 

36 

14 

2r, 

94 

7,12 

10,n 

214 

4üöi  215  245 

1079 

22 

34 

IH 

17 

U2 

10,3»  8,40 

8,94 

6^  8^ 

1861 

162 

Sm\  157  m 

871 

16 

31 

14 

11 

72 

9,8« 

8,M 

ISOG 

IT'2 

i>(V2  2(1! 

14 

IH 

27 

14 

73 

8,u  5,12 

13,a7 

6,97,  7,S8 

1867 

175^ 

3üUj  14U  jl54 

Ö2y 

27 

27 

•••1 

15, 

78 

15,4S|7,60 

6,4a 

9,74ja,4l 

Die  Verpflegung  selbst  geschah  theils  auf  Beduraog  der 
Armenanstalt  im  ÖffenfUchen  Krankenhaiuei  oder  in  dem  durch 
Priratmittel  nnterhaltenen  Einderhospitale,  theils  im  Hanse  der 
Erkrankten  selbst.  Im  letzteren  FaUe  ward  ansser  ftrztlicher 
Hälfe  Medizin,  Bandagen,  wenn  es  erfordaüeh  war,  audi  Wftrtor, 
femer  Krankensnppen  und  Feaerungsmaterial  gestellt  Es  wurden 
derartig  verpflegt: 


Jahr. 

Personen 

Letztere  erhielten 

Durchschn. 
Kosten  der 
Verpflegung 
per  Kopf 

M.  ß. 

in  einer 

Heilanstalt 

im  eigc- 

non  Hause 

Portionen 

Krankeu- 
suppe. 

Portionen 

Holz    j  Torf 
(a  36  St)|(ii  40  St.) 

1856 

93 

J>87 

1074 

io:io 

942 

2 

7,» 

1.S61 

70 

HOI 

1056 

13(36 

1342 

2 

12,0 

1866 

yo 

817 

1U08 

1733 

1741 

8 

2,u 

1867 

99 

730 

1008 

1515 

1515 

8 

3,si 

Die  ;irbeit.sfalii«5^en ,  abor  ohne  Verscbuldon  verdienstlos  go-» 
wordenen  Armon  finden  im  frei  willirren  A  r  1)  ei  <  sli  :iuse  Be- 
scliältiiifun«];.  welche  ihnen  niei.stentheiis  in,  hpIu-u  ausser  dem- 
selben i^t'wfihrt  wird.  Die  Arbeiten  licstehen  *>(.\\öhulich  in  der 
Anft'rtif,nni;:,'  von  Stvohniatien,  «iurten,  IKirsU^n,  Fraugen,  Matratzen, 
in  »olz-  nnd  Srliuliarbi^iten,  Spinnen,  Nähen,  Waschen,  VVerg- 
plUirki'ji,  \\  cIm'ii  u.  dgl.  In  dem  Umstände,  da^'s  die  Verrichtungen 
ohne  Mitwirknng  von  Maschinen  betrieben  werden,  liegt  es,  dass 
durch  den  Ertrag  die  Erhaltungskosten  nicht  vollständig  gedeckt 
werden.  Den  Hauptgewinn  bezieht  die  Anstalt  ilurth  eine  Ver- 
loosung  der  angefertigten  Produkte.  Die  Frequenz  des  Arbeiti- 
bauses  wediselte  zwischen  58  (1865)  und  185  Personen  (1805). 
Es  wurden  zwischen  8159  (1805)  und  16458  Arbeitstage  (185ü) 
im  Jahre  im  Arbeitshause  Yerwerthei  Der  dnrchschnittlicbe 
Arbeitsverdienst  der  Männer  variirte  zwischen  6  ß  8^  Pf.  und 
8  ß  6t63  Pf.«  der  der  Frauen  zwischen  H  ß  6^1  Pf.  nnd  6  ß  2,31  Ft, 


SS 

'in 
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zeigt  aber  im  Allgemeinen  eine  steigende  Tendenz.  Die  Jabrea- 
zuschüsse  zu  den  Kosten  des  Arbeitshauses  schwanken  zwischen 

472  ß  und  3758  ß. 

Diejeni<^en  voll>j(;uidiL:  Xiitlilt^idr'ndeii.  (Iii-»  in  Foli^e  von  Alter 
odor  imlieilbarer  Krauklif  it  bi  -taiKliii  oder  voraiis.-ichtlioh  doch 
den  gröbsten  Theil  des  Jahres  bettlügerif]^  sind  oder  einer  beson- 
deren l'flpfje  bedürfen,  werden  dem  Siechen  hause,  völlig  ver- 
armte, arbeitsuntahige  Miinner,  die  ausserhalb  einerJ  Familionkreifies 
stehen,  dem  Mann  er  armen  hause*)  zugewiej'eu.  Für  beitie  ist 
unverschuldete  Arniuth  Vorbedingung:  liederliche  Arme  und  Sieche 
werden  dem  Zwangsarbeitshause  ül>ergeben. 


Es  wurden  versorgt: 


l 

Im 

Siechen- 

Kosten  pro  Tag  und  pro  Koi)f 

hause 

Im 

\  für  die  Gesaninit- 
verwaltmig 

Jabr. 

s 

^? 

c 

Mänoer- 

tür  Uic  Verptleguog 

m 
SO 

armon- 

im 

im  Män- 

im 

im  Man- 

a 

3 

hause. 

Siechen- 

nerarmen- 

Siechen- 

ticramen> 

n 

B 

2 

(S 

hause. 

hause. 

hauae. 

hause. 

D 

• 

Pf. 

Pf. 

ß.  Pf. 

Pf. 

1851 

26 

75 

101 

4:5 

:\ 

:i 

0.;n 

ß  O.r, 

4 

10,30 

1856 

27 

89 

116 

42 

4 

0,.»« 

4 

3,1H 

5  :>,.:i 

5 

s.- . 

1861 

26 

92 

118 

47 

:{ 

7,2a 

4 

;")  4,11 

6 

2.:;."i 

1866 

23 

H7 

110 

46 

3 

6,61 
9,2-. 

4 

5    3, 10 

6 

1867 

24 

89 

113 

45 

3 

5 

3,03 

5  !»,•.!•.' 

6,11 

Die  von  der  Armenanstalt  unterhaltenen  beiden  Schulen,  je 
eine  für  Knaben  and  Mädchen,  gewährten  freien  Unterricht  und 
Sehnlbedürfhisse  an 


Knaben.  Müdchen.  Knaben.  Mädchen. 

1852:        215        '2t  )4  1866:         192  186 

185G:         192         164  1867:        180  178 

1861:  1<9  192 

Die  Kinderp fl ego  wird  von  der  Armenanstalt  nur  indirekt 
ausgeübt.  Hierfür  bestehen  als  Ix's.nuk'r«^  Anstaltt^n  die  soge- 
nannte Kinderpflegeanstalt  und  das  Waisenhaus.  Die  erstere,  meist 
zur  Aufnahme  von  uueheliclien  oder  von  Kindern  sonst  sittlich 
gesunkener  und  in  Strafanstalten  befindlicher,  oder  völlig  verarmter 
Personen  bestimmt,  giebt  ihre  Pfleglinge  in  der  Regel  aufs  Land 
u  Kost  und  Logis.  An  sie  überweist  das  Armenkollegium  die 
Khider  und  zahlt  dafür  die  erforderlichen  Kostgelder.  Das  Waisen- 
haus dagegen  gewährt  bis  zn  150  ehelichen,  Töllig  gesunden,  den 
mittUren  Ständen  angehörigen  Kindern  im  Stiftnngsgebäude  fme 
Verpflegung  und  Erziehung. 

*)  FOr  Frauen  ist  durch  die  zahlreichen  anderweiten  öffentlichen  und 
piwten  Süftongen  genügend  gesorgt. 
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Der  im  Vorstehenden  geschilderte  Kreis  der  regelmässigen 
Tb&tigkeit  der  kommunalen  Armenanstalt  wird  aber  noch  durch 
geiegentlicfae,  aus  besonderen  Veranlassungen  hervorgerufene  Unter- 
stütsungen  erweitert;  namentlich  geschieht  dies  mittelst  ausser- 
ordentlicher VertheUangen  zur  Winterszeit  oder  in  Krankheitsr- 
föllen,  wozu  die  üblichen  Gelegenhcitsgeschonke  die  Mittel  bieten. 

Die  Armenpflege  der  Xjandgemeinden,  bis  zur  Einführung 
der  Kirchen-Gemetndeordnungen  (1862)  oftmals  von  der  Kirche 
unterstutzt,  war  bis  jetzt  in  jeder  einzelnen  derselben  ganz  den 
augcnMi(-l<1ichoii  Bcclfirruis.scn  angepaijst,  ohne  durch  bestimmte  ~ 
obrifflii'illit  lir  ihI.t  statutarische  —  Vorschriften  geregelt  zu  sein. 
So  oft  einmal  X'onmla.s.sung  vorlapf,  licss  der  liauervogt  von  Jpu 
zablungsfölii;,''on  rienii.'infl<\i;lirdürn  (von  denen  ein  Stellenbej>itzer 
das  secbszehnlache  des  Eiuliegers  zu  entrielitoii  pflegte)  Beiträge 
einsammeln.  Der  Ertrag  wurde  nacli  der  Beschaffenheit  des  ein- 
zelnen Falles  (Ion  Bediirttigcn  zngeiheilt.  Altersschwache  und 
Wittwrn  t'andtMi,  wo  ein  Armenkathen  war,  in  dienern  Unterkunft 
odor  wurdt'u  iiiii>'  hi(  litii,'-  aurden  Hofen  einquartiert;  einzelnstehende, 
arbeit>l;itii!;o'  rcr.suncu  orliiclten  reiheweiso  lu'i  den  llnlni'rn  Kost 
und  AVohnung,  wuliir  sie  ihnen  nach  Kräften  l'i'  üste  leisten  niii?s- 
ten.  Teller  die  Aniienv  eru  all  u  iig  sind  bis  dahin  l'ast 
ausnahmslos  von  den  rienieindebehörd  en  weder  Rech- 
nung noch  s  o  n  H  l,  i  g  N  a  e  h  weis  e  g  e  f  (i  h  r  t .  Es  fehlt  daher 
ganz  an  amtlieheiii  siatischeni  Material  zur  Darstellung  des  l'm- 
fanges  der  Laiidarnjeujdb^'jri'.  Eine  am  11.  November  1S»;7  erlai- 
sene  Iiandgemeinfle<trdnung,  welehe  geordnete  i\ruiiii)Ui).ilverhallni.sse 
einzuführen  bezweckt,  zählt  die  Armenversorgung  als  ( »hliegenheit 
der  (lemeinden  auf,  ohne  jedoch  bestimmte  (Ji llJui^cltze  dafür  auf- 
zustellen. —  Im  Städtchen  Travemünde  ging  bis  1862  die 
Armenptlegc  lediglich  von  der  Eirche  aus.  Ein  am  8.  September 
1866  erlassenes  Regulativ  ordnet  die  Bildung  einer  kommunalen 
Armenbehdrde  an,  die  im  Allgemeinen  das  für  die  Armenansbilt 
der  Stadt  LObeck  vorgezeichnete  Verfahren  zu  beobachten  hat 
Die  Mittel  sollen  durch  bestimmte  Zuwendungen  der  Kirchen-  und 
Gemeindekassen,  wie  durch  milde  Gaben,  namentlich  durch  Haw- 
Sammlungen,  aufgebracht  werden.  Verwaltungsberichte  werden 
dem  Senate  jährlich  erstattet,  jedoch  nicht  verOffentlichL  — 

Den  Ursprung  der  Armenpflege  in  Lübeck  mussmiia 
in  kirchlichen  Institutionen  suchen.  Nachweislich  stehen  die  Ältesten 
Einrichtungen,  die  in  Lübeck  vorkommen  und  eine  regelmässige 
Versorgung  der  Armuth  haben,  mit  dem  kirchlichen  Leben  jener 
Zeit  in  engster  Verbindung.  Die  Almosen  bestanden  in  der  Dar- 
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^  niebang  von  Speise,  welche  nicbt  nur  an  don  L'toi  tcn  dt  r  Klöster, 

sondern  ;inrh  von  anderweitigen  zahlreichen  fromiuea  Voreini^nniiron 
den  Nothloidi^nden  gospendot  wurde.  Die  sogenanntt'  Kalande, 
chriHtUche  Genossenscliaften,  welche  gesren  End»-  d^s  i:].  ,lahr- 
Hunderts  in  einigen  Theih^n  Norddeiitsclilandä  entstandt-n  und  deren 
Lübeck  5  zahlte,  die  ßrfiderscliafl'-n.  von  denen  es  einige  70  oab, 

'■'^  und  die  elK'nfalls  aus  dein  l."».  Jalirhuuderte  stammenden  —  l'üut" 

^  —  segcnannten  Konvente  hatten  neben  Andachtsühuuf^en  die  Auf- 

'^^ihe.  filr  das  leibliche  Wühl  der  Armen  durch  Vert]\<Mhuej;  von 

^'  Ij  in  nsniitteln ,  auch  durch  Anweisung  von  Wuhnung  /u  MUgen. 

*  auch  die  Gemeinde  wirkte  zur  Erriditung  von  Arnienliiiiisiin 
i'*  mit.  So  entstanden,  hervorgorulVn  durch  das  häutige  Auftreten 
^  ekelhafter  Krankheiten  und  Hungerinoth,  ein  Siecheuhaus  und  das 
^           grosse  und  reiche  Hospiial  /um  heiligen  Geist  zur  Aufnahme  ver- 

*  armter  Freunde  und  Verwandte  der  Bürger,  ersteres  12t)0,  letz- 
■>  teres  etwas  früher.  Das  Stadtregiment  selbst  befasste  sich  aber 
Iß-         mit  der  AnDenTerwftltnng  noch  wenig;  wohl  erliess  der  Rath  ffir 

die  unter  seine  Obhut  gestellten  Stifter  Hausordnungen;  eine  all- 
IV  gemeine  Leitung  und  Beaufeichtigung  der  Armenpflege  lag  ihm 
Vf-  aber  noch  fem.  Im  Ganzen  blieb  es  den  kirchlichen  Korporationen 
iV  oder  frommen  Bfirgem  äberlassen,  der  Wohlthätigkeit  zu  pflegen, 
iä'  oder  ihr,  was  Ton  Alters  her  in  Lübeck  in  üebung  war,  durch 
W'  Legate' die  nöthigen  Mittel  zu  gewähren, 
ts-  Auch  die  Beformation  &s8te  die  Armenpflege  noch  als  einen 

^  wesentlichen  Ausfinss  kirchlicher  Thätigkeit  auf;  doch  begann  in 
liiff  der  Refonnationszdt  bereits  die  Staats-  oder  Stadtverwaltung  ihren 

j$  Einfloss  darauf  zu  äussern.   Von  den  bei  jener  Gelegenheit  ein- 

gezogenen  Klöstern  wnrden  sofort  zwei  ym  Armen-  und  Kranken- 
ib  häusern  ausersehen  und  unter  des  liathes  Aufsicht  verwiesen,  ein 

anderes,  das  Johannis-Jungfrauen-Kloster,  unter  Belassung  gewisser 
^  Selbständigkeit,  in  ein  protestantisches  Fräuleinstift  für  angesehene 

jk'  Bürppr-Töchter  umgewandelt.    Das  Vermögen  der  Kalande  und 

\i,  sonstigen  Brüderschaften,  ebenso  flie  zur  Atduiltung  von  Yigilien 

jj  und  Seelenmessen  ausgesetzten  Legate  kamen,  theils  unter  selb- 

Ip.  ständiger  Verwaltung,  theils  dt-n  Kirchen  Vorstehern  überwiesen, 

^  ausschliesslich  den  Armen  zu  Gute.    (Jleichzeitig  mit  dieser  Ver- 

mehrung der  Armenmittel  ward  auch  in  der  V(ui  Bugenhagen  im 
Jahre  1531  abgefassten  lutherischen  Kirchenordnung  zum  i'r>ten 
^  Male  das  gesammte  Armenwesen  in  umfassender  Weise  geordnet. 

^  In  jeder  Kirche  soll  darnach  ein  Upferkasten  sein,  aus  dem  alle 

^  Sonnabende  durch  die  Kastenherren  (Diakonen)  den  Bedürftigen, 

11^  was  ihre  Notiidurft  erfordere,  zuzutbeilen  sei.   Doch  seien  nur 
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froruine  Christen  zo  bedenken,  GotÜose  hingegeu  abznvfliseiL  Am 
der  in  jeder  lürclie  aufzusteUenden  Hauptkasse,  in  welche  die 
Vermächtnisse  und  Urkunden  zu  l^en  waren,  sollten  die  in  den 
Fest-  und  Krankenhäusern  liegenden  Kranken  Terpflegt  und  die 
Wartefrauen  besoldet  werden.  Um  den  rechten  Armen  um  so 
besser  unterstützen  zu  können,  sollte  der  Bettelei  Einhalt  gethan 
und  Terschämten  Armen  in  der  Stille  Hfilfe  geleistet  werden.  Auch 
sollten  Yon  den  Eastenherren  fiber  die  Testamente  Öffentliche  Be* 
gister  geführt  werden. 

Diese  Maasrcgeln  genügten  jedoch  noch  nic^t,  Theuenmg, 
Hungersnotb,  Pest  mahnton  immer  wieder  daran,  weitere  Abhülfe 
irogen  das  auftretende  Elend  zu  schaffen.  Als  im  Jahre  1546  die 
Fest  ganze  Schaaren  v  on  Kindern  zu  Waisen  gemacht  hatte,  schritt 
man  zur  sofortigen  Errichtung  pinp^  Waiaaihanses ,  welches  von 
der  Stadt  mit  eingezogenem  Klost^^gut,  von  wohlhabenden  Prira- 
ten  durch  Geschenke  dotirt  ward,  um  elternlose  Kinder  achter 
Ehe  aufzunehmen.  loOS  nmsste  aus  hoher  Noth  schleunig  ein 
Pesthaiis  angelej^^t  werden,  da  die  vorhandenen  Lokalitaten  nicht 
ausreicliten,  und  die  todt^ui  ]\ör])er  atit'  der  Strasse  gefunden  wur- 
den. Solche  Missstände  führten  zu  eingehenden  Verhandlimi^'on 
zwischen  Kath  und  Bürcrersrluift,  deren  Ergehniss  die  für  die  da- 
malige Zeit  vorzügliche  Ariin-nordnung  vnn  ICOl  war.  die  erste, 
welche,  von  der  weltlichen  übrigkeit  ausg«ihend,  eine  grüudliche 
Abstellung  der  Uebelstände  bezweckte,  und  an  die  sieh  im  fol- 
genden Jahre  die  Kezesse  wegen  der  zweckmässigen  Verwaltung 
und  Verwendung  der  vormaligen  geistlichen  Stifter  zu  Armen- 
zweckcn  knüpften.  Nach  der  Armeiiordnung  waren  10  vornehme 
Bürger  zu  Provisoren  gemeiner  Armutl»  gesetzt,  die  alle  halbe 
Jahr  mit  den  Geistlichen  und  Diakonen  die  Woiinung  der  unteren 
Klassen  besuchen,  sich  nach  ihren  Verhältnissen,  wie  namentiicb 
auch  nach  Unterstützungen  aus  Privatstiftungen,  erkunden,  und,  wo 
es  Koth  fhne,  Abhilfe  schaffen  sollten.  Für  völlig  Arbeitsnnftlüge 
war  das  h.  Geist-Hospital,  für  Kranke  das  Sieehenhaus  bestimmt. 
Die  noch  Arbeitsfftbigen  sollten  in*s  St.  Aqnen -Kloster  gewiesen, 
dort  beschäftigt  und  unterhalten  werden.  Für  arme  eheliefae 
Kinder  war  die  Errichtung  eines  Kinderhauses  beschlossen,  f9r 
uneheliche  hatten  die  Gerichte  Sorge  an  tragen.  Auswärtige  durf- 
ten nur  in  KrankheitsfiOlen  verpflegt  werden,  waren  im  üebngsn 
aber  auszuweisen.  Ffir  die  Vermehrung  der  Mittel  der  Offenttlehen 
Armenpflege  hatten  die  Gotteskastenverwalter  ihre  üeberschusse 
an  die  Provisoren  abzuliofem,  ebenso  die  übrigen  Stifter.  Auch 
an  die  Verwalter  der  Privattestamente  eiging  die  Auffordenngt 
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1:  ihre  Einkünfto  dahin  zu  geben,  damit  sie  an  die  wahron  Armen 

Irl'  vertheilt  werden.    Endlich  war  redlielie  Veruallun<]:,  Vermeidung 

\k  aller  Gunst,  Zu^ammeuwiiken  der  verschiedenen  Stiftungen  ein- 

>i  ß  geschürft. 

D?  So  wohlthätig  bis  auf  die  jüngste  Zeit  herab  dieses  Gesetz 

^  hätte  wirken  kOniieii.  so  scheint  es  doch  niemals  zur  vollständigen 

ii:  Ausführung  gebracht  zu  sein;  wenigstens  steht  fest,  dass  sich  bald 

Klage  über  die  Verwaltung  erhob,  dass  die  einzelnen  Anstalten 
mdit  mit  einander  liarmonirten  und  dass,  was  das  Schlimmste 
war,  die  Einkfinfte  des  St  Annen-Armen-  und  Werkhauses  aidi 
lUi  aUmftllg  zu  mindern  begonnen  hatten  uhd  ihren  Anforderungen 
Kl  ^  mcbt  mehr  gerecht  werden  konnten.  Nebenbei  hatte  sieh  im 
jfai:  Laufe  der  Jahre  die  Betteid  wieder  zur  höchsten  Unsitte  ausge- 
}n  dehnti  der  Nothstand  nahm  trotz  der  zahlreichen  Stiftungen  über- 
^  band,  so  dass  die  Annenfrage  mehrfach  Gegenstand  der  Verhand- 
idf  bmg  zwischen  Bath  und  Bfirgerschaft  wurde.  Endlich,  im  Jahre 
#^  1783,  ebne  dass  inzwischen  irgend  etwas  Wesentliches  geschehen 
wäre,  einigte  man  sich  zur  Errichtung  der  Annenanstalt,  die  durch 
1^  Hau  Sammlungen  in  den  Stand  gesetzt  weiden  sollte,  das  Werk- 

und  Armenhaus  zu  unterstützen,  ausserdem  aber  die  ganz  dar^ 
/j^  niederliegende  Hausarmenpfl^e  zur  Ausübung  zu  bringen.  Durch 

Kath  und  Bürgerschluss  vom  24.  Januar  18ni  ward  die  Thätig- 
lik  keit  der  Armenanstalt  genauer  geregelt  und  ihr  2  Herren  des 

^  Baths,  2  sogenannte  bürgerliche  Deputirte  und  10  Arnienpfleger 

^  vorgesetzt,  die  Stadt  in  4  Armenbe/irke  getlicilt.   Auch  ward  ihr 

^  die  Fürsorge  für  arme  Kinder  und  deren  Unterricht,  und  der  Bei- 

^  stand  Kranker  und  Elender  auferlegt.    D'M-h  war  sie  nicht  im 

^  Stande,  allen  ihren  Obliegenheiten  nachzukommen:  die  Zuschüsse 

und  damit  die  l'eziehungen  zum  St.  Annen-,  Werk-  und  Armen- 
haus  scheinen  bereits  seit  IHM;')  mit  Abunbme  des  Ertrags  der 
Haussammlungen  aufgehört  zu  haben.  Demnaeh  siiehte  die  An- 
stalt die  Unterstützung  der  Hausarinen  nach  Kräften  wahrzu- 
nehmen, ward  jedoch  durch  die  Notli.stände  zur  Zeit  der  franzö- 
sischen Okkupation  völlig  in  ihrer  Wirk.samkeit  gehemmt. 

Eine  Reform  des  Arjuenwesens  koimte  erst  nach  Wieder- 
1^  berstdlong  der  alten  Stadtrerfassung  in  Angriff  genommen  werden. 

Vor  Allem  musste  in  der  fiberaus  laxen  Verwaltung,  die  allmälig 
^  eingerissen  war  und  eine  SchmSlerung  des  Stiftungsvermögens,  wie 

^  eine  vOUig  den  Fundationsbestimmungen  entgegenstibeDde  Ver^ 

^  Wendung  der  Mittel  herbcigefährt  hatte,  Ordnung  gebracht  wer* 

^  den.  Gleichzeitig  galt  es,  die  VITirkungskreiae  der  öffentiichen 

^         Wohlth&tigkeitsanstalten  in  einer  Wdse  zu  ordnen,  dass  jeder  «in- 
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zelnen  von  ihnen  die  Mittel  zur  l>lülluDg  ihrer  bcsouderen  Auf- 
gaben zu  Gebote  stönden  und  namentlich  die  Armenanstalten  und 
das  Werk-  und  Armenhaus  ihren  Verpflichtungen  nachzukommoi 
im  Stande  seien.  Es  ward  deshalb  unterm  6.  September  1815 
die  Einsetzung  der  Zentral-Armen-Deputaüon  angeordnet,  die  als 
staatliche  Aufsichtsbehörde  Aber  die  Ihndationsmässige  Ver- 
waltung der  yerschiedenen  Stiftungen  wachen,  den  eingesehlicheneD 
Ufissbrftuchen  entgegentreten  und  fSr  die  Öffentlichen  Wohltbfttig- 
keitsanstalten  eine  gegenseitige  Unterstützung  durch  Zuweisnag 
der  Administrationsttberschüsse  an  die  ärmeren  unter  ihnen  an- 
bahnen sollte. 

Wenn  gleich  die  Deputation  durch  strenge  Kontrolle  eme  u  4 
mandier  Beziehung  geordnetere  Verwaltung  zu  erzielen  und  durch 
Einrichtung  der  Präbendistenbücher  —  Kachweise  der  EmpfTinger 
und  des  Betrages  der  Unterstützungen  —  eine  gerechtere  Veithei- 
lung der  Gaben  zu  erreichen  suchte,  so  konnte  sie  den  grossen 
und  weithin  fühlbaren  Uebelständen,  die  ^u-h  euv^emsiei  hatten, 
nicht  mit  Erfolg  entgegentreten.  Die  Ur.satlieii  dieser  Uebdstände 
lagen  selir  tief,  vor  Allem  in  einer  gänzlichen  Verkennung  der 
Aufgabe  der  Armenpflege,  in  dem  eingewurzelten  Vorurtheile,  dass, 
wie  immer,  Verarmte  ein  i^utis  Kecht  auf  fremde  Hülfe  haben  und 
in  der  Planlosigkeit  der  rrivatwohlthfitigkeit,  welclie  jenes  Vnr- 
urlheil  nur  zu  nähren  geeignet  war.  Anderntheils  waren  die  Mangel  . 
der  AniRMipHcge  an.s  der  ullzugrossen  Zersplitterung  der  Wolil- 
thiitigkeit.sanstallen  fnispros^'-n.  wc]<  lii:  -lalirliunderte  hindurch  jede 
ihren  gesonderton  Zweck  verlnl^t  und  sieh  lianfig  nur  nach  der 
Willkühr  der  Verwalter  gestallet  hallen.  So  konnte  es  nielit  feh- 
len, dass  grade  denjenigen  Anstalten,  die  noch  am  meisten  der 
Armeuverciorgung  dienten  und  an  die  daher  die  grössten  Anfor- 
derungen gestellt  wurden,  in  Vermögensverfall  geriethen,  während 
grade  die,  welche  durch  die  ihnen  gegebenen  Kinrichtnngen  gegen 
zu  grossen  Andrang  Hülfe.sucliender  gesichert  wurden,  ilire  Geld- 
mittel von  Jahr  zu  Jahr  wachsen  sahen.  Am  meisten  litten  unter 
diesen  Verhältnissen  die  Armenanstalt  und  das  Werkhaus.  Sie 
bedurften  al^fthrlich  bedeutender  Zuschüsse  aus  der  Staatskasse. 
Aber  auch  ihnen  gebrai^  es  an  einer  regelrechten  Yerwaltong. 
Von  der  ersteren  erhielten  ohne  Unterschied  Arbeitsfähige  und 
unfähige,  Fleissige  und  Liederliche  dieselbe  Unterstützung;  das 
zweite  war  ein  Sammdpiatz  von  sieben  Terschiedenen  Klassen. 
Es  barg  in  ungenügenden  Lofcafitftten  Verbrecher  und  Sieche,  gut- 
geartete  und  verwahrloste  Kinder,  Aibeitsunfilhige  und  Vaga- 
bunden. 
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ilf.  Solche  Missstandp  veranlassten  den  Staat  zu  einer  umfäng- 

ta  liehen,  im  Jahre  1844  beironnenen,  aber,  weil  schwierig  durchführ- 

baren,  erst  1857  beendigton  Keforni  des  städtischen  Armen-  und 
Iß"  Stiftnngswesens.    Als  Grundsätze  wurden  dabei  hinsichtlich  der 

hi  öfl'enllichen  \Vohlthätigkcitsiinstalt"n  aufgestellt:  Aufhebung  aller 

\^  ohne  Nutzen  selbstfindig  fortbesteliender  Stiftungen  und  Vereini- 

3ß  giing  ihres  Veiniogens  mit  anderen:  ferner  gegenseitige  Unter- 

^.  Stützung  der  aufrecht  erhaltenen  Anstalten  durch  Auskehrung  der 

jjj;  reberschüsse  an  die  bedürftigsten  unti-r  ilinen.    Für  die  Trivat- 

Stiftungen  kDunte  aus  rechtlichen  Gründen  nur  eine  verschärfte 
Kontrolle  über  die  Verwaltung  und  Verwendung  ihres  Vermögens 
.  angeordnet  und  ein  Kingriff  nur  da  als  zulässig  erachtet  werden, 
^1  wo  die  von  den  Stiftern  getroffenen  Bestimmungeu  als  widersinnig 

^.         oder  dem  Staatesireeke  entgegenlaufend  erschienen. ' 

Demgemftse  wurde  eine  Beihe  von  Stiftungen,  uamenUlch  die 
Kabinde,  Konvente  und  Brüderschaften,  ferner  einige  vormalige 
^         Hospitftler  eingeasogen.  Zwei  Stifkangen  wurden  dem  Namen  nach 
^         und  lediglich  zur  Wahrnehmung  gewisser  damit  verbundener  Ge- 
,^         reebtsame  aufrecht  erhalten;  doch  Oben  diese  keine  Armenpflege 
ans,  sondern  liefern  ihre  Einkfinfte  anderen  Anstalten  ab.  Aus 
dem  auf  diesem  Wege  erzielten  Vermögen  sind  einige  der  auf- 
rechterhaltenen  Anstalten  dotirt  worden.   Namentlich  erlitt  die 
^  Annenanstalt  dne  durchgreifende  Umgestaltung.   Sie  wurde  jetzt 

förmlich  zur  eigontlicheu  kommunalen  Ärnienbehörde  geschaffen, 
und  ihr  die  früher  von  einer  Anzahl  von  Stiftungen  ausgeübten 
Funktionen,  Thätigkeiten  der  Uausarmen-  und  Krankenpflege,  wie 
^  der  - Armenspeisung,  überwiesen.    Dun  h  eine  Geschäftsordnung 

ward  ihr  eine  bestimmte  Norm  für  ihn!  Ailwü  vorgezAnchnet.  Sie 
soll  sich  hiernach  nur  der  uiivcrscluiMeten  Arnuith  annehmen  und 
dieser  zunächst  durch  Anweisung  von  Arbeit  In-ispringpu.  Zu 
diesem  Zweck»'  wurde  nach  dem  Vorgange  Hremens  ein  freiwilli- 
ges Arbeitshaus  errichtet.  Ferner  ward  eine  Speiseanstalt,  ein 
Siechen-  und  ein  Männerarmrnhaus  miterstellt;  für  Faule  und 
Liederliche  schuf  man  das  St.  Annenkloster  in  ein  Zwangsarbeits- 
und Zuchthaus  um,  wodurch  dasselbe  aus  den  Kreis  der  öffent- 
lichen WuhUhütigkeitsanst.ilten  heraustrat.  "Der  bisher  bedrängten 
finanziellen  Lage  ih  r  Arnienanstalt  ward  Abhülfe  gewährt.  Das 
Ueme  Vermögen  von  24(j<h)  Mk.  belegter  Kapitalien,  welches  sie 
1845  besass,  war  nach  der  Beendigung  der  Beformen,  im  Jahre 
^  1857,  auf  etwas  Sber  500000  Mk.  gewachsen.  Wfihiend  sowohl 

f  sie  wie  das  St  Annen-Werkhaus  bis  zum  Jahre  1850  al^fthrlich 

^         direkte  oder  indirekte  Unterstfltzungen  aus  der  Staatskasse  bis  vx 
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einer  Habe  von  24— -26000  Mk.  erfordert  hatte,  konnie  nonmebr 
allen  Anforderongen  Genüge  geleistet,  und  seit  1867  sogar  nodi 
erhebliche  Ueberschüsse  erzielt  werden.  Mit  Hfllfe  der  eingoso- 
genen  Gflter  wnrde  femer  ein  Enutkenhans  angelegt  nnd  die  be- 
stehende sehr  unzulängliche  Irrenanstalt  völlig  umgestaltet.  Aas 
diesem  Grunde  zählen  beide  Institute  zu  den  Öffentlichen  WoU- 
*  thAtigkeitsanstalten  und  stehen  als  solche  unter  der  Zentral-Armen- 
Deputation.  Endlich  rief  man  eine  besondere  Kindeipflege&nstalt 
in's  Leben. 

Aufreclit  erlialton  wurden  nur  die  für  gewisse  Klassen  dar 
Bevölkerung  liestimmten  Stiftungen,  wie  das  Johannis-Jungfrauen- 
Kloster,  die  Brigittonstiftuiig,  das  Waisenhaus  und  das  h.  Geist- 
Hospital.  Die  erst-  und  die  letztgenannte  dieser  Stiftungoi  sind 
verpflichtet,  5u3  ihren  üeberschüssen  namhafte  Zahlungen  an  die 
Armen-  und  Kinderpflegeaustalten  zu  leisten.  Da  jedoch  der  vnlle 
Betrag  dieser  Ueberschüsse  das  Bedürfiiiss  der  beiden  Anstalb  n 
überstieg,  wurde  er  in  Folge  g^etzlicher  Anordnung  zum  Theil 
für  Schulzwecke  mit  bestimmt. 

Der  Staat  war  somit  durch  die  Keform  au3  aller  fiuanzielleQ 
Verbindung  mit  dem  städli.scben  Armenwesen  getreten.  Gleich- 
zeitig wurde  aber  auch  das  schon  völlig  erschlaffte  Verhältuiss 
zur  Kirche  gelöst.  Die  kirchliche  Anuenpflege  hatte,  da  das  Amt 
des  Armenpflegers,  das  Diakonat,  durch  Abkauf,  nur  in  die  Hände 
wenig  Begüterter  gekommen  und  der  Ertrag  der  Opferstocke  immer 
mehr  zusumnieugeschrunipft  war,  bereits  völlig  ihre  Bedeutuug 
verloren.  Durch  den  Erlass  der  Kirchengemeinde-Ordnungen  vom 
Jahre  1860,  die  eine  völlig  selbständige,  vom  Staate  getroonte 
Kirchen  Verwaltung  bezwecken,  versuchte  man  auch  die  Sorge  für 
die  Mrchliehen  Armen  wieder  zu  beleben,  indem  die  Bildung  eines 
Armenrorstandes  fBr  jede  Gemeinde  vorgeschrieben  wurde.  Ifit 
dieser  Wiederherstellung  einer  kirchlichen  Armenpflege  sehlissst 
der  Entwickelungsgang,  den  das  Iflbsdie  Armenwesen  bis  jetst 
genommen,  ab.  Es  hat  sich  dasselbe  nicht  zu  einem  einheitliehen 
€lanzen  herangebildet,  sondern  sich  bis  auf  unsere  Tage,  wie  ge- 
zeigt, als  ein  Komplex  selbstftndig  neben  einander  stehender  milder 
Stiftnngen  erhalten. 
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^'^  Königreich  Bayern. 

*  Von 

^  Professor  Dr.  Makowiczka  in  Erlangeo. 

I. 

1"^:  Wenn  man  Ha iisner's  , vergleichende  Statistik  von  Europa* 

\^  (Lemberg  ISO:),  2  Bde.),  unter  den  neuesten  statistischen  Hand- 

le büchern  dasjenige,  welches  über  das  öffentliche  Armeuwesen  die 

meisten  Zahlenangaben  enthält,  und  überhaupt  auf  allen  Gebieten 
]^         der  Statistik  vom  Zahlenausdruck  den  um&asendsten  Gebrauch 
maeht,  su  Batlie  äeht,  so  minmt  Bayern  bezüglich  der  Zahl  der 
üa»        Armen,  im  Vergleich  mit  anderen  deutechen  und  ansserdenlischen 
Staaten,  eine  überaus  günstige  Stellung  ein.  Nach  Hausner, 
fi»        der  die  Zahl  der  aus  öffentlichen  Mitteln  unterstützten  Armen  in 
0        Bayern  zu  146000  angiebt,  kommt  hier  auf  32,1  EÜnwohner  1  Ar- 
ii£        mer,  w&hrend  nacd  ihm  in  Frankreich  unter  29,4»  im  Grossherzog- 
]if        ilium  Hessen  unter  23,7,  im  Königreiche  Sachsen  unter  22,6,  in 
0        in  Grosshritannien  unter  22,  in  Würtemberg  unter  19^  in  der 
1(1        Schweiz  unter  19,4^  in  Baden  unter  16,3,  in  Kurhessen  unter  15, 
in  Belgien  sogar  unter  7,5,  und  im  Königreiche  der  Niederlande 
t         unter  6,8  Einwohnern  sich  schon  1  Armer  befindet.   Unter  den 
ß         mittelenropfiischnn  Staaten  weisen  nur  Preussen  und  Oesterreich, 
f         wo  auf  34,4,  beziehungsweise  34,6,  Einwohner  erst  1  Armer  kommt, 
Tost  noch  günstigeres  Verhältniss  auf.   Allein  alle  diese,  so  wie 

ff  die  in  dem  genannten  Buche  sonst  noch  angeführten  Zahlen  über 
das  Annenwesen  besitzen,  wie  selbst  der  Verfasser  zugesteht,  nur 
einen  geririLfen  Werth,  weil  die  öffentliche  Armeiipf leere  in  den 
verschiedenen  Staaten  nichts  weniger  als  gleichförmig  geregelt  ist» 
die  Üeantwortuiig"  der  Fraf];'?.  wer  als  Armer  anzusehen  ist,  sonach 
verschieden  ausfallen  muss,  und  weil  leruer,  auch  unter  der  Herr- 
schaft ganz  gleicher  Grundsätze,  bei  der  Erhebung  der  Armeu- 
'-ahl  nicht  nur  in  den  verscliiedenen  Staaten,  suiidern  auch  in  den 
eiuzelneu  Landestheilen  desselben  Staates  durchaus  nicht  mit  glei- 
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eher  Genauigkeit  vorgegangen  wird.  Hierzu  kommt  noch,  dass 
die  Grösse  der  Zaiil  der  Armen,  die  der  dfifentlichen  Unterstützung 
anheim  fallen,  wesentlich  t<m  abennals  sehr  verschiedenen 
Sxtensioii  und  Intension  der  Privatwoblthätigkeit  abhftngt,  indem 
die  öffentliche  Armenpflege  nur  die  von  dieser  surückgelassenoi 
Ldclcen  auszuföllen  hat  Was  insbesondere  die  Angabe  Haus- 
ner* 8  über  die  Zahl  der  Armen  in  Bayern  anlangt,  so  ist  sie  nü 
zu  hoch  gegriffen.  Sie  betrug  in  keinem  der  drei  Jahre  1860— (>3, 
auf  die  Hausner  Bezug  nimmt,  146000;  sie  erreichte  überhaupt 
diese  Höhe  während  der  letzten  beiden  Jahrzehnte  niemals,  wie 
die  w^ter  unten  folgenden,  aus  amtlichen  Quellen  geschöpften, 
Mittheilnngen  ersehen  lassen.  Wir  nehmen  daher  von  den  Daten 
Hausner's  völlig  Umgang;  ebenso  verzichten  wir  auf  ^ne  Ver- 
gldchung  der  Amenzustände  Bayerns  mit  jenen  anderer  Staaten, 

*  zu  der  es  an  jeder  verlässlichen  Grundlage  fehlt,  und  besehrflnken 

uns  darauf,  lediglich  zu  einer  Statistik  des  bayerischen  Aimeur 
Wesens  die  Bausteine  zusammen  zu  tragen,  wobei  wir  nur  solche 

I  Daten  berücksichtigen,  die  in  den,  vom  statistischen  Bureau  in 

München  herausg^ebenen,  Beiträgen  zur  Statistik  des  König- 
reiches  Bayern*)  und  in  anderen,  aus  amtlichen  Quellen  gefios^^e- 

•  nen,  Publikationen  enthalten  sind,  oder  durch  freundliche  Verinit- 

telung  des  Herrn  Ministerial-Assessors  Riedel,  dem  wir  hierfür 
unseren  \r  iirjnsten  Dank  aussprechen,  und  aus  dem  im  Ministerimu 
des  Innern  aii<(n.sammeltea  bezüglichen  statistischen  Materialö  luitr 
gotheilt  wurden. 

Die  Zahl  der  konskri bir ten  auf  öfTentliche  ünt''r>iui/,mig 
angewiesenen  Armen  in  den  einzelnen  Kreisen  Bayerns  und  in 
dem  ganzen  Königreiche  ist  lür  das  .laljr  ls4(),  und  dann  fort- 
laulcnd  für  die  Jahre  1848  bis  1807  in  nacUfolgender  Tabelle  zn- 
samniengestellt:    (s.  pajf.  ^527.) 

Man  sieht  aus  diesen  Tabellen,  dass.  sowohl  die  absuliite,  als 
relative  Zahl  der  konskribirten  Armen  vun  1848  bis  18r>0  sich 
etwas  venninderte,  seit  1851  sich  aber  wieder  hob,  und  in  den 
Jahren  1854  und  1855  ihren  Höhepunkt  erreichte,  worauf  sie  bis 
18ÜC,  wo  sie,  abgesehen  von  1840,  den  niedrigsten  Stand  hatte, 
allmalig  wieder  herabsank  und  1867  abermals,  jedoch  unmerklich, 
stieg.  Den  Schlüssel  zu  diesen  Terandenrngen  liefern  die  wech- 
selnden Getreidepreise,  mit  denen  die  Zahl  der  Annen  ganz  parallel 
gebt.  So  wie  das  Brod  und  mit  ihm  das  Leben  theuer  wird, 
mehren  sich  bald  die  Schaaren  der  HfilfsbedOrftigen  und  sie 


*)  Von  1850  bis  1868  sind  90  Hefte  erschienen. 
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Zahl  der  konskribirten  Armen. 


• 

1 

»  5" 

05*2.  Cl- 

* * 

Jfthr. 

t 

5  !25 

5  2' 

or  Ober- 
■alz  u. 
ensburg. 

■  '  1 

Mittel, 
ankea. 

Untcr- 
anken. 

n  CT* 

2.» 

2.  N 

1840 

98r)2 

7üas 

16171 

641ft4 

7444 

12615 

70'^3 

12786 

79863 

1847  4« 

14570 

lt. 843 

23743 

708»; 

9738 

1  "^ÜH  l 

6!M  1 

16172 

104813 

1848/49 

13»!>5 

10559 

22814 

(if>n9 

9428 

l.')7*)4 

15921 

101914 

1849  50 

13809 

io4ori 

22114 

9147 

15744 

l  *J  t  T.K 

fi6<;2 

10644 

1(K)154 

1850T)I 

13905 

LT.  IV' 

898') 

158tiS 

15567 

102878 

1851/52 

18()63 

lUÖ4t> 

2«3Ül 

990Ü 

lB4ki8 

15205 

10Ö515 

1862  53 

14072 

11306 

30317 

7411 

1035f) 

16529 

7279 

15433 

112706 

ia'>:ir)4 

14S13 

11()27 

3817<; 

( 4,>2 

10381 

ri  1 1 KJ 

15972 

123807 

1854  5:) 

11922 

3664!» 

777Ö 

1(X»26 

17otl 

«277 

15387 

122140 

1855/5C 

ir.i24 

12039 

mm 

8203 

10154 

17348 

8172 

15160 

116504 

1856/57 

14349 

11911] 

26,snr> 

7754 

8i:i7 

16731 

8413 

14617 

lO'.»,iS2 

1857  r)8 

13895 

12U>0 

2;;si4 

7(*^4 

.S313 

lf.3ll 

.S460 

l;;852 

10MI2 

1858/59 

13121 

U2;.i» 

21HT9 

7  170 

7752 

15770 

8251 

12!»!  »2 

98168 

J859/ij<i 

i-r>'>i 

107s:l 

"J-J 1  'J  t 

767H 

75(U; 

15687 

8124 

12670 

l»72tH) 

1860.  ()1 

i:'r)sr) 

losc.i; 

741!» 

72.S3 

15128 

84)13 

1240(! 

94747 

18(51  6-J 

1211S 

llO.iS) 

L'(  i;!7n 

7547 

7o34 

15(>()S 

7977 

11S85 

!»2978 

1862,63 

11393 

11198 

19272 

74:;4 

6921 

14669 

7595 

1 1522 

89!»95 

1863,  i>4 

11052 

10776 

1831K 

7141 

65f»2 

14016 

7323 

10962 

86180 

1864  G5 

KKSÜl 

107IÜ 

iSlIlf) 

7214 

r;504 

13!»79 

7010 

1012! 

.S1S34 

l|6&/66 

11U74 

loüua 

1776l.> 

7023 

0322 

13709 

Ü342 

9923 

83U46 

1866/67 

12084 

11194 

17121 

7a04 

6388 

14326 

7006 

10055 

85678 

Durch  si'h. 

der  Jahre 

•mm 

18204 

11110 

24232 

7349 

8362 

15649 

7512 

13588 

101006 

Ueber  das  V'erhältniss  der  Zahl  der  Armen  zu  dem  jeweiligen 
Staude  der  Bevölkerong^  giebt  nachatobende  Tabelle  Aufschluss: 

Auf  1000  Einwohner  kommen  konskribirte  Arme. 


hht. 

In  Ober- 
bayern. 

In  Nieder- 
bayern. 

In  der  Pfalz. 

In  der  Ober- 
pfalz u. 
Ilegensliurg. 

In  Ober- 
franken. 

In  Mittel- 
franken. 

1 

In  Unt  or- 
franken. 

In  Schwaben 
u.  Neuburg. 

Im  ganzen 
:  Königreich. 

tm 

143 

146 

289 

133 

1 5.") 

216 

121 

2."..". 

183 

1847/48 

206 

lf>9 

:^9 

154 

195 

298 

117 

289 

232 

1848/49 

197 

194 

372 

140 

189 

2!)!> 

116 

284 

226 

193 

191 

359 

141 

183 

2!»8 

113 

279 

222 

IböUnl 

193 

187 

410 

143 

180 

300 

109 

277 

227 

1851/52 

187 

198 

463 

155 

1!»8 

810 

114 

269 

239 

ia*)2'53 

191 

206 

496 

ir>8 

207 

310 

122 

27.3 

247 

201 

211 

638 

159 

208 

318 

136 

283 

272 

l.Sf>l/55 

203 

216 

616 

165 

201 

319 

140 

273 

269 

1855'r)6 

203 

217 

517 

174 

20.3 

325 

1,39 

270 

257 

18;'.6  r)7 

192 

214 

454 

163 

168 

313 

14.3 

25!) 

239 

1857  f)« 

l>s4 

215 

402 

160 

164 

:>u5 

142 

24  t 

227 

15r)8;59 

173 

198 

;;(;8 

1.56 

152 

2!»3 

138 

228 

213 

186960 

1G4 

189 

370 

159 

148 

290 

135 

221  1 

2ü9 

18«V61 

163 

190 

d4tt 

154 

142 

279  , 

133 

216 

203 
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Jabr. 


p 

5 


3 

O 

o 
7 


o 
-1 

iL 


er*  O 

c  c  o* 
?»  7 


DO     o  K 


P  -5 


a  a 


e  n  E.B* 

p 


®  ST 


11 


1861  62 

1862  63 
1863/64 
1864;'6.^ 
1865/66 
1866/167 
Durchsoh. 
der  Jahre 

1847/67 


15o 
142 
137 
13;J 
135 
147 


174 


rj2 

194 

18:3 

180 
189 


197 


335 
314 
296 

284 
274 


155 
155 
146 
147 
143 
153 


154 


136 
183 
126 
123 
119 
120 


164 


275 
266 

252 
248 
243 
250 


289 


133 
125 
1-20 
112 
106 
120 


126 


206 
199 
189 
179 
170 
17S 


lichten  sich  eben  so  rasch  wieder,  wenn  der  Brodpreis  föUt.  Um 
diese  Wirkung  genau  zu  veranschaulichen,  fügen  wir  aus  den  ge- 
nannten Jahren  die  Durchächnittspreise  des  Boggens  auf  dex  Schranue 
zu  ßegensburg  liier  bei: 

Jahrcsdarchschnittapreis 
des  ScbctTcls  ßoggen, 
10  fl.  82  z. 


Jabr. 

JahTesdurchschnittspreiB 
des  Scheffels  Roggen. 

Jahr, 

1840: 

9  e.  12  z. 

1858: 

184S: 

8  „  52  „ 

1859: 

184*.» : 

6  «  40  , 

1860: 

1850: 

6»  28« 

1861: 

1851: 

10  „  48  „ 

1862: 

1852: 

n  ,  8  » 

1863: 

1853: 

15  »  48» 

1SG4: 

1H.'>4: 

22,  14„ 

1865: 

1855: 

19  «  44  „ 

1860: 

18.%: 

16,  S, 

1867: 

ia^7: 

14  «  14  „ 

13 
14 

14 
11 
10 

f) 

11 
17 


47 
48 
45 
31 
18 
37 
57 
fjö 
56 


Vergleicht  man  die  Zahl  der  konskribirten  Armen  in  den  ein- 
zelnen Kreisen,  so  ergiebt  sich,  dass  die  Vertheiluug  derselbea  eiue 
sehr  ungleiche  ist.  Die  Pfalz  hatte  in  den  letzten  20  Jaliren 
durchschnittlich  weit  über  dreimal,  und  iM itteltranken  mehr  als 
doppelt  30  viel  konskribirte  Anne,  wie  die  Oberpfalz  und  Unter- 
franken;  noch  bedeutender  war  der  Unterschied  in  der  ersten  Hälfte 
jener  Periode.  Die  uuverLaltuissmässig  grosse  Armenzahl  in  jenen 
beiden  Kreisen  ist  um  so  auflfallender,  als  die  Bewohner  derselben 
in  geistiger  Regsamkrit,  1  leiss,  Sparsamkeit  und,  wie  die  Suii.">iik 
der  Verbrechen  und  Vergehen  lehrt,  auch  in  sittlicher  Beziehung 
der  übrigen  Bevölkerung  Bayerns  durchaus  nicht  naclistehen,  ja 
sie  sogar  noch  übertreffen.  So  cutfielen  von  den  243227  Theü- 
nehniern,  welche  1865  die  bayerischen  Sparkassen  zählten,  flieht 
welliger  als  57366  allein  auf  MiUelfraiikeii  tmd  der  Antheii  der 
LetetereiL  an  der  geeammten  Einlage  Ton  24,357S2S  fl.  in  jenem 
Jahre  betrog  3,8459d2  fl.  Worin  liegt  nun  der  Grand  dieser  be- 
fremdliehen Erscheinung?  Zum  Theil  dürfte  er  wohl  schon  in  der 
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grösseren  Dichtigkeit  dor  Bevölkerung,  die  den  Krwerb  rrgchwert 
und  <]](■  Oefaiir  der  Arbeitslosi^^keit  näher  nickt,  zu  suchen  sein; 
denn  nach  der  jüngsten  VoIks/ähluiiL^  aui  3.  Dezember  18G7  leben 
in  der  Pfalz  58n(;  und  in  Mitt^'lfr.uikeu  4224  Mensrhen  auf  der 
l^uatlratrneile,  dagegen  in  Unterl'rankeii  nur  8841),  in  der  Ober- 
pfalz 2799  und  in  ganz  Bayern  3503.  Von  noch  enlselifideiule- 
rem  Gewichte  erschi-inl  abi'r  das  stärkere  Vorwiegen  der  städliscln'n 
Bevülkeruug  in  den  bnidt-n  genannten  Kreiden,  namentlich  in  Mittel- 
franken,  welches  9  unmitiell^are,  d.  i.  unnuttelbar  unter  der  Kreis- 
regierimg stehende  Städte  mit  über  oDOo  Einuuhnern  —  darunter 
2  (Nürnberg  und  Fürth)  die  zu.sammuu  über  lOUlMJU  Einwohner 
xfthtoi  —  und  ausser  ibneu  noch  13  weitere  Stfldte  mit  je  mehr 
ab  500  Familien,  anfireist.  In  städtischen  Wohnorten  ist  er£ih- 
mogsmüssigf  die  Zahl  der  Armen  grdsser,  die  Fürsorge  för  die- 
selben lebendiger  und  deren  Aufedchniuig  zugleich  genauer,  als 
auf  dem  Lande.  In  sämmtlichen  acht  Kreisen  des  Königreiches 
stellt  die  städtische  Bevölkerung  gegenüber  der  ländlichen  rer- 
hSltnissmässig  ein  weit  stärkeres  Kontingent  zur  Zahl  der  konskri- 
büten  Armen;  es  ist  daher  natürlich ,  daas  diese  dort  hoher  ist, 
wo  jene  einen  grosseren  Bruchtheil  der  GesammtberOlkerung  bildet. 
Als  Beleg  hierfür  dient  die  folgende  Tabelle,  in  welcher  die  Zahl 
der  Bevölkerung  und  der  konskribirten  Armen  in  Orten  mit  500 
Familien  nach  den  Ergebnissen  der  Zählaug  im  Jahre  1840  ver- 
glichen ist: 


Kreil. 


Bevölkerungsxaiil. 

1 

Prozent- 
{  sata. 

Zahl  Jcr 
konskri- 
birten 

Pro- 
zent- 

Armen. 

satz. 

In  Orten  mit  fi!«»  Fa- 
milien u.  darüber. 
In  Orten  unter  500 
Familien. 

•>2,K 

77.',! 

:j:»n 
r.M4i 

Zusammen 

,  lou 

100 

In  Orten  mit  500  Fa> ! 

niiJien  u.  darüber. 
In  Orten  unter  600  j 
Familien.  1 

36tt30 
485288 

!  7.« 

1  t>2,4 
100" 

im 

5815 

76,5 

Znsammen 

Teds  " 

100" 

In  Orten  mit  ÖUO  Fa- , 
milien  n  darflbtr. 
In  Orten  unter  600 
Familien. 

136416 

44.1704 

1  23,4 

76,ti 

4723 

1174« 

71,3 

i^uäammeu 

57i)iJü 

100 

1G471 

luu 

Oberbayem. 


Niederbayem 


■I 


Pfalz. 


EmalugfatoB,  Armeupriege. 


22 
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Kreis. 

BevölkeroBgBxthL 

Zahl  der 
konskri- 
bii-ten 
Armen. 

Pro- 
zent- 
gat2. 

Oberpfalz  u. 
Regeosborg. 

In  Orten  mit  Ü(M)  Fa- 
Tnilien  und  darüber. 
In  Orten  unter  500 
Familien. 

397728 

l.i,. 
8G,D 

4082 

33,7 

71,3 

Ztuammen    i  457(iOB  |   100    )  GüG4  |  100 


Oberfrankeo. 


In  Orten  mit  .'»tK»  Fa- 

milien und  darüber. 

81796 

16>8 

49 

In  Orten  nnto'  500 

Familien. 

404426 

83,s 

3800 

51 

Zasaramen    |  486222  (  100    |  7M4  j  100 


Hitkelfiranken. 


In  Orten  mit  500  Fa- 
milien und  darüber. 
In  Orten  unter  500 
Familien. 


14S878 
869068 


Zusaannen    ]  511937 


Unterfranken. 


In  Orton  mit  500  Fa- 
milion  und  darüber. 
In  Orten  unter  500 
Familien. 


Zusammen 


81512 

4977G7 
57l>27y^ 


14,T 

85,3 


100 


34»i 

G5,9 

"7023  ,  lÖT 


4625 


In  Orten  mit  500  Fa- 

fickwaben n. 

milien  und  daraber.* 

110470 

20,5 

4966 

38,8 

Neoboiig. 

In  Orten  unter  500 

Familien. 

433731 

79,6 

7820 

61,1 

Zusammen 

544201  i  100 

12786 

lUÜ^ 

In  Orten  mit  500  Fa- 

Im ganzen 

milien  und  darüber. 

80C622 

18,4 

29430 

36,8 

KAnigreich. 

In  Orten  unter  500 

Familien. 

3,564355 

81,6 

50433 

63,2 

Zusammen 

4^m7i  1 

"100" 

"79863" 

ioo" 

an 


Bei  dem  grossen  Antbeil,  ilon  die  stildüsche  Bevölkerung 
der  Arraonziilil  liut,  dürfte  es  iiielit  uiumgemcssen  sein,  noch  einige 
Städte,  namentlich  die  grösseren,  herauszuheben  und  in  ilmeu  die 
Zahl  der  Armeu  und  ihr  Verhältniss  zur  Bevölkerung  gesoadert 
zu  betradiieii.  Wir  dehen  hier  noch  das  Zählungsresultat  ?om 
Jahre  1852  heran,  um  zugleich  auch  die  Bewegung  dieser  Zahl 
eimgermaaeen  ersichtlidi  zu  machen,    (a.  pag.  331.) 

Die  Hauptstadt  Mfincben  hatte  hiemach  in  den  heiden  in 
Betracht  gezogenen  Jahren  verhftltnisamfisdig  die  wenigsten  Armen. 
Die  hohe  Armenzahl  in  den  alten  Biacbofistftdten  Bambeig  und 
und  Passau  erklärt  sich  wohl  zumeist  aus  den  dortigen  reiben 
WoU&ätigkeitsBtiftungen.  Wenn  in  diesen  heiden  Stödten  und 
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Stfcdte. 

1 

1840. 

1852. 

rungs- 
zaLl. 

Zahl  der 
konskri- 
hirten 
Armen. 

X  I  t  V 

satz  der 
letsteren. 

rungs- 
sabt. 

Zahl  der 
konskri- 
birten 
Armen. 

satz  der 
letcteren. 

München 

2119 

106715 

1935 

U 

1567 

2204 

4,1 

Augsburg 

3»»80y 

1530 

4,. 

3!  »310 

!)'J.') 

2.1 

W  anbarg  . 

2G814 

66» 

29848 

11») 

3,ii 

Regensbai^ 

21942 

902 

9.1 

2589A 

1304 

5 

Hamberg 

2aSG'? 

1373 

6,5 

2(>r.94 

935 

4,5 

Bayreuth  . 

16000 

(;37 

ISfilO 

635 

3,1 

Furth    .  . 

14989 

716 

4,7 

16745 

4(')(> 

2.8 

Speyer  .  . 

11447 

6S6 

1-J077 

273 

Passau  .  . 

10211 

698 

1  6.« 

I117U 

384 

in  noch  vier  anderen  unter  den  genannten  die  Zahl  der  Armen 
im  Jahre  1852  gegen  1840  abgenommen  liat,  so  kann  der  Grund 
hiervon  nicht  in  allgemeinen  wirthscliaftlicheu  Zuständen  Heiden, 
da  das  Jahr  1852,  verglichen  mit  1H40,  wie  weiter  oben  dargelegt 
wurde,  in  sämmtlifihen  Kreisen  des  Landes,  mit  einziger  Ausnahme 
von  Unterfranken,  eine  nicht  unbeträchtliche  Vermehrung  der  Armen 
aufzeigt.  Nürnberg,  die  zweite  Stadt  des  Königreiches,  betref- 
fend, finden  wir  in  einem  längeren  sehr  gründlielien  Artikel  über 
das  Armenwesen  dieser  Stadt  im  fränkischen  Kourier  (Nr.  273, 
274,  276  u.  278,  Jahrg.  1808),  dessen  VorfassiT  ofteiibar  aus  offi- 
ziellen Quellen  schöpfte,  dio  Zahl  der  kouskrildrlen  Armen,  jedoch 
ohne  Einrechnung  der  Kinder,  noch  aus  einigen  weiteren  Jahren 
verzeichnet,  wonach  dieselbe  1835/3G  1322,  1845  40  1112,  185f);)ü 
1472  und  1805/66  1493  betrug.  Ferner  enlnelnnrn  wir  noch  finer 
vor  uns  liegendt^n,  in  tabellarischer  Funii  angeferti</i<-ii ,  akten- 
mässigen  Darstellung  des  Anueiiweseus  in  Schweinfurt,  welche 
die  Jahre  1834  bis  18G8  umfasst,  dass  dort,  obwohl  während 
dieser  Zeit  die  Ausässigmachungen  sich  verdrei&cbten  und  die 
Berftlkerung  von  7169  auf  9748  Seelen,  somit  um  mehr  als  36  7o, 
stieg,  die  Armenzahl,  abgesehen  von  einigen  geringen  Schwan- 
kangen,  sich  stetig  ▼erminderte.  In  den  Jahren  1834—36  hatte 
Schweinfort  203  konskribirte  Arme,  1840  war  ihre  Zahl  bei-eitä 
auf  150  gesunken;  sie  sank  dann  noch  tiefer  nnd  bewegte  sich 
1852-^,  wo  d<nr  Armenstand  im  ganzen  Lande  seine  höchste 
Höhe  errdchte,  zwischen  122  und  130;  1868  war  sie  134.  Am 
Beguin  jenes  36 jährigen  Zdtraumes  betrugen  die  konskribirten 
Armen  2,8V«  der  Bevölkerung,  1868  bloss  noch  1,4*^A>;  ihre  Zahl 
bat  sich  also  um  volle  100%  verringert. 

Eine  Scheidung  der  Armen  nach  Alter  und  Geschlecht 

2y 


a32 

igt  in  den  Poblikationen  des  statistischen  Bureaus  nieht  duieh- 
gefiihri  Wohl  aber  geben  sie  im  1.  und  4.  Heft  für  die  Jahn 
1S40  und  1852  Anfschluss  über  die  Vertbeilang  der  BeTdlksmiig 
im  Ganzen  sowohl,  als  insbesondere  auch  der  Armen  nach  deo 
politischen  und  Erwerbsständen.  jBs  werden  drei  sohdier 
Stände,  nämlich:  K  die  landwirthscdiaftUche  Bevölkerung,  2.  die 
Ton  Mineralgewinnung,  Gewerben,  Industrie  und  Handel  Lebendeo, 
und  3.  die  von  Kenten,  höhereu  Diensten,  Wissenschaft  und  Kunst 
Lehendcii  unterschieden  und  hiernach  auch  die  Armen,  je  nach 
dem  sie  eintni  oder  dem  anderen  Stande  angehören,  in  drei  Klas- 
sen gebracht,  wobei  noch  zu  bemerken  ist,  dass  die  Dienstboten 
dem  Stande  ihrer  Dienstgeber,  und  die  Dienstboten  der  Milit4r* 
perSOnen,  da  diese  nicht  mit  in  die  Zählung  kommen,  der  dritten 
Klasse  zugerechnet  sind.  Wir  theilen  auf  Grund  der  hier  ange- 
gebenen Zahlen  die  Vertheilunp;  der  Annen  in  jene  drei  Stände 
nachstebend  in  I'ruzeutsätzeii  mit,  indem  wir,  um  auch  über  den 
Grad  der  Häufigkeit  der  ArnuUh  in  den  einzelnen  Ständen  sich 
ein  Urtlieil  bilden  zu  können,  noch  da-^  Verhältniss  der  Zahlen 
der  Armen  in  je<leni  Stande  zur  Gesammtzakl  der  Angehörigen 
desselben  bi'ist'tzen.    is.  pag.  333) 

Die  umstehenden  Daten  führen  zu  folgenden  Vj-gebuisseu : 

1.  Die  bei  weitem  grosste  Anzahl  der  Armen  fallt  auf  die 
beiden  ersten  Derufsklassen,  die  Armen  aus  der  dritten  bilden  nur 
eine  geringe  Quote  der  Genammtzahl ;  bloss  in  Oberba  veni  nähert 
sich  —  otlenbar  wegen  der  Haui»tsLadi  Müiu  lieu  die  Quote  aua 
der  dritten  Klasse  mehr  jenen  der  beiden  auderen. 

2.  Die  Annen  aus  den  zwei  eräteu  Klusseu  stehen  sich  hn 
Ganzen  der  Zahl  nach  hst  gleich;  nur  in  der  P&lz  überwiegt 
merk]i<^  der  Antheil  der  ersten  und  in  Ober-  und  MittelfiankeD 
jener  der  «weiten  Klasse. 

3.  Von  1840  bis  1852  bat  sich  im  Ganzen  der  Antheil  der 
ersten  Klasse  an  der  Armenzahl  vermehrt,  während  sich  jener  der 
zweiten  und  dritten  Tetminderte. 

4.  Obwohl  die  dritte  Klasse  die  geringste  absolute  Zahl  der 
Annen  stellt»  so  kommt  bei  ihr  die  Verarmung  dodi  am  häufig- 
sten vor;  die  VerarmungsfSUle  smd  hier  nach  dem  Darchsehnitt  ^ 
der  beiden  verglichenen  Jahre  mehr  als  dieünal  so  zahlreich,  als 
in  der  ersten  Klasse,  in  der  sie  am  seltensten  auftreten.  Die 
zweite  Klasse  nimmt  eine  Art  von  Mittelstellung  ein,  steht  jedoch 
der  dritten  näher  als  der  '/weiten.  Dies  erklärt  sidi  einfiseh  dar- 
aus, dass  die  erste  Klasse  eine  beträchtlich  grössere,  die  zweite 
dag^en  einen  viel  kleinaen  und  die  dritte  einen  noch  kleineren  ^ 
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Bnichtheil  der  gesammten  Bevölkerung  bildet  ,  al>  d^  r  Hrachtheil 
ist,  der  auf  jedo  von  ihnen  von  der  OpHaninitzalil  der  Annen  ent- 
fallt. Es  hptrugen  nämlich  von  der  gesammten  (Zivil-)Be?6lke- 
rang  in  Bayern: 

'  1840.  1858. 

1.  Die  bei  der  Landwirthschaft  Beschäftigten  .  67^  Pro«,  70 Pros. 

IL  Die  Bergbau,  Gewerbp  u.  Handeltreibenden  26^57     «  2^  , 
III.  Die  Toa  Renten,  höheren  Diensten  u.  b.  w. 

Lebenden  5|K    «,  5,ii  „ 


Digitized  by  Google 


334 


Ueber  die  Gliederung  der  Armen  nach  der  Art  und  dem 
Grade  ihrer  Hülfsbedürftigkeit  sind  uns  aus  d^  Jahn» 
1862/63  und  1866/67  folgende  auf  amtlichen  Au&eichDUiigen  be- 
ruhende Angabe  zugegangen: 

Unter  den  konskribirteu  Armen  befanden  sich 


1 
i« 

g 

■  A 

|V 
9» 

Kreis. 

Jahr. 

Arbeitslose 

Erworbs- 

Tbeilweise 

Erwcrbs- 

Gani  ESr* 

werlis- 

Wetktags- 

schal- 

schul- 

fahi;CP. 

uufiihige. 

pflichtige. 

pflirhli'Tf, 

Obirbayern 

l  Sh-2  r,3 
iNW)  (")7 

271 

4030 

44.K5 

3741 
3b<0 

513 

NiedeibAyetv 

18GG„67 

22 
51 

4178 
4604 

3422 
3310 

3107 
2770 

469 
SG9 

Pfa!z.   .  . 

lS(;-2  H3 

WY.) 
1075 

n441 
4933 

3201 
2742 

7225 
6542 

mi 
I82y 

OberpfiiJz  . 

1862/(xi 
1866/67 

ii) 
1 

2871 
S166 

2578 
8433 

1510 
1661 

421 
843 

Oberfiraoken 

1862/68 

1860,67 

21 

37 

3157 

1526 
1421 

m7 

370 
316 

Mitielfiranken 

1.S62  6;^ 
1866/67 

337 

5810 
5429 

2613 
2911 

5213 
4869 

739 
680 

Unterfranken 

1B62  63 
180G67 

69 

78 

33!I2 
3137 

lf»l-l 
1826 

1672 
1545 

518 
420 

Schwaben  . 

1SG2;63 
18G&67 

52 
80 

4823 
4857 

2427 
2491 

3495 
2658 

725 
474 

Kuuigreich  | 

IS62,G3 
1866/67 

2()87 
1999  1 

33702 
32998 

20544 
2U231  , 

27810 
25296 

11522 
5156 

Aijflalleud  ij^ross  ist  die  Zahl  d^r  arbeitslosen  Erwerbsfähigen 
in  t]or  IM'alz.  Die  Rubriken  4  iinil  6  lassen,  wenn  auch  nicht 
vollsläiulig  —  <la  die  noch  nicht  schiilptiiclitigen  Kinder  nicht 
ausgeschieden,  sondern  in  der  3.  Rubrik  mit  begriffen  sind  — 
doch  zum  Theil  die  Zahl  der  im  jugendlichen  Alter  stehenden 
Armen  erkeimen. 

Ein  in  sittlicher  Beziehung  sehr  bedenklicher  und  zugleich 
die  Rechtsordnung  gefthrdender  Bestandtheü  der  Armen  sind  die 
Bettler  und  Vaganten.  Sowohl  fiber  ihre  Zahl,  als  über  ihre 
Gliederung  nach  Alter,  Geschlecht  und  Heimath,  giebt  uns  für 
die  Jahre  1835—61  die  amtliche  Statistik  Bayerns*)  eingehende 
Aufschlüsse.  Wir  lassen  hier  zuerst  die  Zahl  der  angegriffenen 
Bettler  und  Vaganten  nach  Kreisen  und  im  ganzen  Lande  folgen. 


*)  Im  2„  8.  und  16.  Heft  der  vom  Kunigl.  statistischen  Bureau  her- 
ausgegebenen Beiträge  zur  Statistik  des  Königreichs  Bayern,  dann  in  der 
aus  antliclMD  Qoellea  bearbeiteten  «Statistik  der  Bettler  mid  Vaganteu  i» 
Königreidi  sayem  tob  Dr.  Qt,  Mayr,  Mflaeben  1866.'* 
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Es  wurden  in  den  26  Jahren  von  lä3iV36  bis  1860/61  auf- 
gegriffen: 


m 

IT 
» 
n 

10 

e 

» 

3 

H 

je 

Iii 

iß 

IT 
1* 


Bettler. 

Vaganten. 

In 

Ini  Durch- 

Im Durch- 

Im 

schnitt 

Im 

schnitt 

Grasen. 

pro  Jahr. 

Gänsen. 

pro  Jahr. 

160305 

&Uü 

249076 

!)580 

NiederBayern  .... 

3600 

15148» 

5H36 

der  Pfalz  

iav2;{ 

2076(>2 

70S7 

41  st 

152135 

5Hf>l 

81801 

;n4«; 

107606 

4138 

Hbcrfranken  

l(n;8 

4111 

Uoterfranken  .... 

H4-154 

3248 

Schwaben  oad  Neabai« . 

107751 

4144 

158161 

6063 

Im  gamenSsnigreieh  |  1,020065 

39233 

1  1,217479  1  46826 

Dio  absoluten  Zahlen  waren  in  tnl-^  inli'n  .T;i]ir*Mi  folLf-Mido: 


In 

1835/36. 
Bcttler.lyaganten, 

1847/48. 
Bettler.' Vaganten. 

1860/61. 
Bettler.;  Vaganten. 

ükrbayern  .    .  . 

9746 

4800 

;»li»:i 

4521 

11348 

Niederfiaycra  .  . 

3141 

4812 

8672 

2.'>55 

4913 

<lor  I'falz  . 

.''.215 

f»(;o7 

6i>20 

!»!M)4 

5677 

(1fr  OI>crpfulz  ,  . 

4794 

<;7r.» 

2511 

388«) 

Mittfifranken   .  , 

4i:ii 

1S!M) 

2013 

C'bcrfrankrn     .  . 

6  ISO 

:{:Vi;{ 

.•{•jor; 

114!I 

Uiiterfranken    .  . 

1745 

in;37 

i:5.')i 

2240 

-22.')0 

Schwaben  nndKeu- 

l'urg  .... 

3225 

4476 

3915 

7187 

2148 

3905 

Im  ganzen  Kö- 
nigreich  .   .  . 

31865 

40108 

34810 

4^839 

27116 

35240 

Zur  voratehenflen  Tabello  ist  vor  Allem  zu  l)enierk(Mi,  dass 
in  Bayern  erfaliruugsgeinäss  die  Aufg'reituni,''cn  von  Bettlern  und 
Vagant^in  mit  den  zur  Anzeigt?  gehraeliten  Fallen  derartii^fer  TTand- 
Uingon  der  Zahl  nach  fast  ziisamnienfallei)  und  ensb'ie  daher  einen 
richtigen  Solihiss  auf  den  Uiiil'ung  des  Betteliis  und  Vagirens  zu- 
la.ssen.  Würde  man  die  Zahl  der  AufgegrilYenen  in  den  einzelnen 
Jahren  vergleichen,  so  würde  sich  zeigen,  dass  sie  sowohl  im  ganzen 
Lande,  als  in  den  einzelnen  I\ reisen  ziemlich  genau  den  Bewegungen 
der  Zahl  der  konskribirten  Armen  und  mit  dieser  den  Schwankungen 
der  Getreidepreise  folgi.  Sie  ist  am  höchsten  in  den  Theuerungs- 
jahren  1846/47  und  1852/33,  und  am  niedrigsten  in  den  auf  letz- 
tere gefolgten  wohlfeilen  Jahren  1S56/61.  Die  SteUnng,  welche 
die  einselnen  Kreise  im  HinbHck  anf  die  Zahl  der  aufgegriffenen 
Bettler  und  Vaganten  einnehmen,  ist  jedoch  verschieden  von  Jener 
besflglieh  der  Zahl  der  konskrilnrien  Armen.  Ben  ersten  Platz 
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hat  allerdings  aucb  hier  die  PMz;  ihr  zunächst  steht  aber  nidit 
Mittelfranken,  sondern  Oberbayem.  Mittelfranken  finden  frir  viel- 
mehr mit  Unterfranken  hier  auf  der  untersten,  der  günstigsten  Stelle. 
Die  Zahl  der  Vaganten  fiberwiegt  im  Ganzen  jene  der  Bettler 
(54  ^/o  Vaganten  und  46  %  Bettler);  sie  ist  am  stärksten  in 
Niederbayem  (62  %  Vaganten,  38  7o  Bettler)  und  Oberbayern 
(60  7ö  Vaganten,  40  %  Bettler),  und  nShert  sich  mehr  der  allge- 
meinen Landcsziifer  in  Schwaben  (59  %  Vaganten,  41  Bett- 
ler), in  der  Oberpfalz  (58  ^'/o  Vaganten,  42  «Vo.  Bettler)  und  Mittel- 
frauken (57  Viiganton,  13  "o  Bettler):  fast  gleich  stehen  sich 
beide  Zahlen  in  Unterfranken  (49  "o  Vaganten,  51  "/o  Bettler), 
ganz  gleich  in  Oberfranken  (50  <i  Vaganten,  50  7o  Bettler);  bloss 
in  <lor  Pfalz  libersteigt  die  Zahl  der  Bettler  erheblich  die  der 
Vaganten  (44  "/.,  Vaganten,  56  Bettler). 

Das  V'erhältniss  <ler  Zahl  <ler  Aufgegriffenen  zur  Bevölke- 
rung anlangend,  so  treffen,  wenn  wir  den  Jahresdurchschnitt 
jener  26jährigen  Periode  zu  Grunde  legen  auf  KXXKX)  Einwohner  in 

Aufgegriffene 
Bettler. 


Oborbaytrn  .... 

Niederbayem    ....  605 

der  Pfalz   1788 

„    Oliiipf'ilü    ....  898 

ObertraQlKe&  '  820 

Ifittelfranken   600 

llnlorfrankea     ....  5<i9 

Schwabea   746 

Im  gansen  Königrddt   .  875 


Aufgegriffene 
Vaganten. 

vm 

1Ü76 
1345 
1275 


7«8 

551 

1045 


WA 
1741 
3083 
2155 
1649 
1888 
1120 

im 

1920 


Die  drei  firänkischen  Kreise,  namentlich  Untere  und  Ifittel- 
franken,  bieten  sonach  das  günstigste  Verhftltniss  dar,  das  ungün- 
stigste auch  hier  wieder  die  Pfalz. 

IMe  Vertheilung  der  AnfgegrifTenen  nach  Alter  und  Ge- 
schlecht stellt  sich,  wie  folgt.  Es  waren  in  der  genannten  Pe- 
riode durchschnittlich  in 


In 


Unter  100  aufgegriffenen 
Betülera. 

i         [  Kindeir 
Uftnner.rWeiber.  unter 
'  14  J. 


Oberbayern  .... 
Niederbayem  .  .  . 
der  Pfalz  .... 
der  Überpfalz  .  .  . 
OberfiraDKen.  .  .  . 
Mittelfranken  .  .  . 
Unterfr&nkcn  .  .  . 
Schwaben  .... 
Im  gMutea  KOnigMidi 


Unter  100  aufgegriffenen 
Vaganten. 

"  "\  t  KiDdä 
9f«nn«r.iWeiber.i  unter 

I  14  J. 


45 
42 
41 
33 
40 
46 
53 
51 
43 


40 
38 
31 
54 
88 
39 
32 
42 


15 
20 
•JÖ 
13 
23 
15 
15 
7 
19 


62 
56 
6«> 
53 
57 

r.G 

64 
68 
60 


33 
33 
22 
41 
88 
38 
28 
80 
82 


ö 
11 

18 
ti 

10 

6 
8 
2 
8 


•I 
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Die  Bethpiligung  am  Rottelii  niul  Vagiren  war  demnach  bei 
den  Männom  stärker,  als  bei  den  W«'ibern,  und  bei  diesen  wie- 
der stärker,  als  bei  den  Kiiidfiii.  Mehr  ii'ich,  als  lici  di'm  Bet- 
teln, waren  die  Männer  bei  dem  Vagiren  in  der  Mehrzahl.  Nur 
in  der  <  »hcrpfalz  überstieg  die  /;ilil  der  ini  Betteln  aufgegriffenen 
^Veilar  ji  n*'  der  Männer.  Die  meisten  bftttdnden  und  vagirenden 
Kinder  tinden  wir  in  der  Pfiilz,  die  wenigsten  in  Sehwaben. 

lieber  das  H eima t hs v e r liH Itn iss  der  aufgegriffenen  Bett- 
ler und  \'a;4aMtt^n  liefert  die  amtliche  Statistik  iiaehfolgende  Daton: 

Von  den  iu  der  Periode  1H;V)/Iil  Es  treften  daher  auf  lOMtHX»  Seelen 
aufgegriffenen  Bettlern  uinl  Va-  der  Bevrdkerung  jährlich  d.  Kreise 
(Tanten  gehörten  an  dem  Kreise.    aogebOrige  Bettler  u.  Vaganten. 


Oberbajern  ....  aiG91ii  1701 

Niederbayem   .  .  .  197824  1405 

Pfalz   40672ri  2G35 

Oberpfalz   259492  'iUa 

Oberfranken  ....  232216  18(H> 

Mittelfrauken     .    .    .  1S18:I7  1333 

Uutertxaukeu    .   .   .  14290Ü  934 

Schwaben    ....  228113  1580 


Was  die  ausserhalb  ihres  Heimathskreises  im  Kftnigreicbe 
aufgegriffenen  Bettler  und  Vaganten  betrifft,  so  nehmen  die  ein- 
Sehlen  Kreise  hiervon  nicht  im  gleichen  Verhältnisse  TheiL  Setzt 
nuin  die  Zahl  der  in  jedem  Kreise  beheimatheten  Bettler  und 
Vaganten  gleich  1000,  so  wurden  hiervon  in  anderen  Krdsen  des 
Königreiches  aufgegriffen: 


Aas  Oberbctvorn  .  .  .  .  117      Aus  Oherfranken   24»^ 

,  Niederbayern  .  .  .  206  »  Mittelfranken    ....  289 

f,  der  "FMz    .  .  .  .    f)9        »  Unterfranken   2S3 

,   dor  Oberpfalz  .  .  .  271         ^    Schwaben   240 


Wird  der  Zahl  der  in  jedem  Kreise  angehörigen  Bettler  und 

Vaganten  unter  den  aufgegriffenen  die  weiter  oben  angegebene 
Zahl  der  in  ihm  vortjekornmenen  Aut^^reifunpfen  entgegengehalten, 
so  ergiebt  sich .  dass  in  sechs  Kreisen  die  letztere  Zahl  grösser 
ist,  als  die  crstere.  Am  L,nössten  ist  der  Abstand  in  Ober-  und 
Niederbayern  (24,  beziehungsweise  20  "/»),  am  p^ering^sten  in  Mittel- 
franken (4  °").  Nur  in  der. Oberpfalz  decken  si<h  nahe/u  beide 
Zahlen,  und  in  Oherfranken  erhebt  sich  so<j:ar  die  t  i  -tere  um  volle 
0  "'i'  über  die  letztere.  Olx'rbayern  und  Niederliayern  sind  hier- 
nach am  meisten  von  fremden  iiettlern  und  Vai^auten  überschwemmt; 
in  jenem  hil  let  die  llaui>tstadt  für  sie  den  Anziehungsituuki .  in 
diesem  die  Fruchtbarkeit  des  Landes.  Hieraus,  und  nicht  etwa 
aus  der  dem  bayerischen  Stamm  vor  dem  fränkischen  eigenen 
stftrkeren  Wanderlust,  erklärt  sich  auch  die  unverhältnissmässig 
gro88e  Zahl  der  Vaganten  iu  jenen  beiden  Kreisen,  da  die  Vagan- 
ten groBsenthdls  aus  entfernteren  Orten  konment  Wie  gering 
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im  Gegenthflil  gerade  dort  bei  dem  in  Rede  stdienden  Bevdlke- 
mngselemeiii  die  Wanderlust  ist,  giebt  die  zuletzt  aogefuhrte 
Zahlenreihe  deutlich  zu  erkennen,  nach  welcher  von  den  m  Ober- 
und  Niederbayem  beheimatheten  Bettlern  und  Vaganten  ein  viel 
kleinerer  Thdl  ausserhalb  des  HeimathskreiBes  aui]gegriffea  wurde, 
als  TOn  den,  den  übrigen  diesseitsrheinischen  Kreisen  angehdrenden. 
Wenn  in  der  Pfalz  der  fragliclic  Bnichtheil  noch  bedeutend  ge- 
ringer ist,  als  in  Ober-  und  Niederbayern,  so  rührt  dies  von  der 
geographiHchi'n  Lage  des  Kreises  her,  der  ilurch  dazwischen  lie- 
gende fremde  Gebiete  vom  Hauptkörper  des  bayerischen  Staates 
getrennt  ist.  Die  Kangordnunj[^  der  einzelnen  Kreise  ist  mit  Rück- 
^  sieht  auf  die  Zahl  ihrer  Heiniathsantjeliörigen  unter  den  aufge- 
grilTenen  Bettlern  und  Vaganten  im  Verhältniss  zur  Bevölicerung 
eine  andere,  wie  jene  nadi  dfr  Zaiil  der  in  ihnen  statt^^^efiindeiicn 
Aufgreifinif(*^n.  i)it'  nilehste  SU'lle  nach  der  Pfalz  nimmt  hier 
nicht  Oberhaycin,  .sdiideru  die  Oberpfalz  ein,  auf  die  Oberfranken 
und  nacii  welchem  erst  Oberbayern  folgt.  Unterfranken  linden 
wir  auch  hier,  wie  dort,  auf  dem  untersten,  das  ist  günstigsten, 
Platz.  Dass  übrigens  nicht  die  Zahl  der  in  einem  Kreise  aufge- 
griffenen Bettler  und  Vaganten,  sondern  die  Zahl  seiner  heimi- 
schen Bettler  und  Vaganten,  gleichviel,  wo  sie  aufgegrifTen  wer- 
den, allein  einen  richtigen  Schluss  auf  den  grosseren  oder  geringeren 
Hang  seiner  Bewohner  zum  Betteln  und  Vagireu  zulässt,  ist  von 
selbst  einleuchtend.  Jene  erstere  Zahl  deutet  nur  das  Maas  der 
Belästigung  des  Kreises  durch  Bettler  und  Vaganten  an.  Sie 
begreift  auch  die  auslftndischen  Bettler  und  Vaganten  in  sich, 
deren  in  den  letzten  Jahren  1835—61  im  Ganzen  243174  aufge- 
griffen wurden.  Die  Zahl  der  während  dieses  Zeitraumes  im  Aus- 
lande aufgegriffenen  und  von  dort  eingeschobenen  bayerischen  Bett- 
ler und  Vaganten  betrftgt  dagegen  bloss  56946. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zu  dem  Aufwand  für  die  öffent- 
liche Armenpflege.  Die  Kosten  der  Lokalarmenpflege  m 
den  Jahren  1847/48,  1861^62  und  1866^67  in  den  einzelnen  Krei- 
sen und  im  ganzen  Königreich  sind  unter  BeifQgung  der  fünf- 
jährigen Durchschnitte  und  des  Qeeammtdurchschnittes  in  der 
Periode  von  1847— >62  in  der  nachstehenden  Tabelle  fibersichtlich 
dargestellt  und  in  selbe  ausserdem  noch  die  Kosten  in  den  Jahren 
1862/63  bis  1865/66  fOr  das  ganze  Königreich  au^i;enommen: 


Digitized 


Kraiae. 


Oleiliayern 


^^1 


ObMpbls 


Obarfraiiken 


Vitldfrsiikr 


l'nterfranken 


Jabra  and  Jafares* 


1847/48 

isui  t;a 


s  o  — 

:  hl 


(l847/4S-r,l  .V„> 
)lM;V2  ''i:i-rit;  n7 

l.Sä7/,'v'><— (il  f.L' 

1847/48-<;i,G2 
186^«? 


1S1748 
1847  4.><-f.l  ,V2 

lavj  :>.{— n«  57 

61/ (."2 
186C^«7 


mim 

186162 

Il8.t7'48-5l,/f>2 
2  J  .  )  1 852  M  56  57 
^■f  ^  i  1857/58-61/02 
■'S  1847/48—61/62 
^  186^67 


C4  k. 
>-»  3 
13 


1847/48 
1861/63 

1847/48-51/52 
11852/53-56,57 

1857«^— 61/68 
[1847/48-61/62 


« 'S 

O  CA 

1^1' 


1S47  48 

1 18-17,  r^-f.i 


V2 


n8;VJ/');j-i^(;  f.7 
11857  r>8— 61,  6:2 
[18-17 -IS— 61/ Ü2 
186<;  67 


Leiitongea  der  Lok»l- 
arsenpflege. 


am  Natu- 
ralien im  I 

Geld-    i  sam- 


Zu- 


271: 

Ü777I3 
2S'.i.sl7 
•271264 
884847 


r>!'.cs 

r.o !  1 7 

717J7 
84.J16 
6i)820 
110604 


:{74163 
311084 
406061 


ir».'>S!»8 

nr>-2it8 

161K»{t 
1719:>3 


44490  2f)0aHH 

79!«K)  26(1723 

445)!H  :  19028? 

722'>;<  i2336<vs 

7:i5ö3  ,2t:.rHi*; 

63601  !2-2;ilC)4 

84983  368116 


113461 
190309 

1136« 
1311JI0 
121268 
122031 
172796 


itoas 

44907 

22853 

44475 
42750 
50824 


132483 
165187 

13W87 
192113 
165743 
164781 

223622 


Von  den 

l.l'istUll- 

f;pn  im 
danzcn 
trifft  auf 
einen 
Annrn. 

22  26 

.U  f» 

•Jl  12 

24  I  - 

29  '  6 

24  1  88 

40  58 


Mi 


1847  4S 
ist;l 

KSiVZfp;) r.7 

18;'i7  .'S-61  62 
I847;4f»-61/62 
186G  67 


1H17  4H 
!st;i  i;2 

(1847  4>!-  .'il  TtO 

n8r.2  r>3— :'.n:)7 
ii8:.7/rKH-6n>2 

(1847/48-61/62 
^  1866/67 


7S8U 
1QS60B 
70956 

mm 

91796 
82747 

146902 

iiisrrf; 

142704 

lii:).'}7 
1:17748 
144.'^79 
131322 
2!6.'>tl3 

•.'.V.if»77 

;>(  iS6;«j 

237741 

2»;;h3;» 

2'i46ftK 
26;V.«t3 
4  1477;) 

162473 
124698 

i;^!<ir.8 
i:.iii4 

17137:'. 
147Ö13 


9086» 
lOOBM 

86807 
lOSOiS 

97572 

96741 
iir>:i54 

35338 
3077;') 
86C20 
41902 
34752 
37758 
30252 


166678 


U7968 
188B66 
189867 
178488 

2G2255 

149694 
173479 
1 147957 
1179650 
179631 
169080 

24<;«4r) 


18  28 
23  87 

18  — 

19  ■-■  öl 
21  54 
19  :  57 
31  I  32 

5 
8 
5 
5 
7 
6 
13 


64098  323175 

513757  102393 

65128  I302S69 

94630  .'i5«06;t 

9.'nTi  nüor,!» 


35i:t;> 

131J»29 

32;too 

60361 
114105 

69122 
219459 


197912 
2,56627 
I  l*t6752 
1259519 
2tr>219 
24uHt7 
1366971 


23 
26 

22 
24 
25 
24 

15  1  22 

24  39 
15 
18 
23 
18 
38  I  38 

20  "sT 
26  48 
19  I  1 

21  I  9 

25  '  3 
21  42 


2>i 
32 
2«» 

3:> 
'i:' 

:u 

52  I  22 
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Kreise. 


Schwaben 


Köllig» 

reicli 
Bayern. 


Jabrc  und  Jahres- 
Kcihen. 


Leistungen  der  Lokal- 
arraenpflege. 


au 
baarem 
Oelde. 


an  Natu- 
Iralien  im 

i  Geld- 
'  anschlag. 


Zu 


men. 

rl. 


•flu!;: 

■«1 


^1- 

2. 


o 

1. 


1847/48 
1861/62 
(18^17/48—51/52 

iiHr.2  r):)-r>G  r.7 

11857  58— 61/62 
(1847/48—61/62 
1866/67 

1847/48 

1861/62 
(1847/48-51/52 
)l.S52  5:5— 5i>  57 
11857,58-61,62 
1 1847/48— 61/62 

18G2 

I86a,64 

18fH'65 

1865  66 

1866  67 


2t  12268 
168r>55 
242966 
215119 
175iiü3 
211190 
154750 

1,414675 
1,441448 
1,332018 
l,4712(i-i 
1,440857 
1,414713 
1, 4672^3 
l,rKX»581 
1,510191 
l,r)00487 
1,936316 


(»559 
139322 

60062 
113147 
131968 
101725 
256920 

404243 
704791 
399577 
620994 
676713 
565761 
688064 
685001 
750675 
766V57 
996066 


322827 
307877 
808028 
3282fifi 
307271 
312866 
411670 

1,818918 
2,146239 
1,731595 
2,092259 
2,11757p 
1,980474 
2,155327 
2,194582 
2,260666 
2,36r,9M 
2,932382 


Von  den 
Leistao- 
iren  im 
Ganzen 
trifft  auf 
einen 
Armen. 


Ii. 


xr. 


19 
25 


57 
54 


19  t  17 


21 
24 
21 
40 


2ß 
4 

26 
96 


17  21 
23  i  5 

16  '  43 

17  M 
21  ,  42 

18  '  40 
23  57 
•25  27 

26  39 

27  17 
34  20 


Aus  voratchender  Tabelle  ist  ersichtlich: 

1.  Die  Leistungen  der  Lokalarmenpflege  haben  in  sämmtlicheii 
Kreisen  bebrftclLl^ich  sugeoommeo,  obwohl  sich  seit  Ende  der  fBnf- 
ziger  Jahre  die  Zahl  der  Armen  vermindert,  was  eich  daraus  er* 
klärfe,  daas  die  UntersiAtzangen  ausgiebiger  geworden  sind. 

2.  Bei  den  Naturalleistungen  erfolgte,  gleichMs  zum  Vor- 
theil der  Armen,  die  Zunahme  in  stärkerem  Verhftltnisse,  als  bei 
den  Geldleistungen.  Am  grössten  war  sie  in  Unter&anken  und 
Schwaben,  wo  dag^en  die  Geldleistungen  sich  Ferminderten.  Kur 
in  der  Oberpfalz  nahmen  die  Nataralleistnngen  in  schwAcheraDi 
Maase  zu  und  in  Oberiiranken  zeigte  sich  bei  ihnen  sogar  ein 
kleiner  Bäck^ng. 

3.  Der  Kopftheil  der  gewährten  Unterstützungen  ist  am  hOek- 
:<tpn  in  Uuterfranken ,  am  niedrigsten  in  der  Vfah.  Da  disaer 
Kreis  die  meisten  Armen  hat,  so  muss  hieraus  geschlossen  werden, 
dass  dort  die  freiwillige  Armenpflege  lebendiger  ist  und  die  Pri- 
vatspenden reiehlicher  fliessen,  als  in  den  übrigen  Theilen  des 
Landes. 

lieber  dio  Gesaramtleistungen  der  Distriktsgemeinden 
bestehfMi  kcinn  stati'-^tischen  Aufzeichnungen.  Es  kann  hierüber 
nur  soviel  mitgetheilt  werden,  dass  dir  Distriktsgeraeinden  bedeu- 
tende Mittel  für  ivrankenanstalten  Terwanden  und  die  von  ihnen 
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an  überbürdete  Genieiuden  geleisU'teii  Zuschüsse  für  Armenzwecke 
J862/63  60257  fl.  und  1866/G7  5(>9u4  H.  betrugen. 

Anl:nK^''end  die  Leistungen  zu  den  Annen  fonds,  ao  sind 
die  Gesanmitsunmien  sowohl,  als  die  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung nach  Alizug  der  Armen  entfallenden  Betrilge,  in  den  Jahren 
1^47 '48  und  ls(;i,G2  und  in  der  dazwischen  liegenden  Zeit  nach 
lijitijiihngt'iu  und  fünfzehnjährigem  üuichschniti  für  das  ganze 
Königreich  und  im  Jahre  186(3  67  auch  für  die  einzelnen  Kreise 
aus  folgender  Tabelle  zu  ersehen: 


anzen 
önur- 


Jahre  nnd  Jahres- 
BeilieD. 


Ol  cc 

h  ja  , 


Leistnngen  z.  d.  Annenfonda 


Pflicht- 
bei- 
trägen 


an  tVei- 
willigeu 
Beitriigeti 
von  Pri- 
vaten u. 
Vereinen 

n. 


Summa 


Treffen  auf 
den  Kopf  der 
BevdlkefttDg 


rt. 


'  an 

^°  freiwil- 
Pflicht-  ijgeu 
bei-  fei- 

trägrn  trägen 

Xr.    HIr.  Xr.  Ulr. 


1847/48 

1861  62 
1847/18-51  ö-^ 
1852/iV3-'r)6  Ö7 
'ö'H'^  11857  58-61/62 
-»J    (1847/48-61  62 
^  186667 


In  Oberbayern 
Hiederbayern 

Pfalz 
Oberpfalz 
Oberfranken 
Mittrlfranl\Cii 
Unterfranken 
Selivaben 


1866/67 


n 


566784 

l,(Jt>928'.»i  7 

6 

7 

7fKM72 

7iil(H)2 

1,454-174 

'.^ 

7 

9 

542741 

5148^7 

1,057578 

7 

3 

7 

665867 

56.'M% 

1,229:^63 

;» 

7 

75277!) 

579210 

i,:j:i2(iin 

10 

7 

6r>37'J6 

552524 

1,206320 

8 

6 

7 

1,181919 

844441 

2.026360 

11 

7 

10 

270714  , 

2U1425 

4771Jy 

20 

ii 

14 

116960  1 

58194 

175164 

12 

6 

i67;n2 

:vj]-j:> 

306497 

•) 

102749 

5:«J26 

1,)77«.) 

12 

Ii 

Ii 

84018 

44302 

12S:52() 

4 

5 

269947 

243:118 

513265 

28 

5 

25 

20b()3 

iiau42 

1338^45 

1 

11 

144549  1 

90005 

334654 

- 

9 

2 
1 

5 

r> 
d 


6 
6 


6 
5 
3 


lu  der  Kubnk  „freiwillige  Beitrage"  sind  nur  diejenigen  Be- 
träge aufgeführt,  welche  von  einzelnen  Privaten  und  Vereinen  den 
Armenpflegschaft>^rathen  übergeben  und  von  diesen  verwandt  und 
Tttrechnet  wurden.  Die  Summen,  über  welche  die  freiwillige 
Armenpflege  unmittelbar  verfügt,  die  also  den  Armen  von  Priva- 
lea  und  Vereinen  direkt  zufliessen,  entziehen  sich  der  statistischen 
Mebong  und  Berechnung.  Die  fortschreitende  Zunahme  der  frei* 
viBigan  Beiträge  zu  den  Armenfonds  liefert  den  erfrenlichen  Be- 
weis, dasB  die  üffenfUche  Armenpflege  mit  ihren  Umlagen  durchaus 
nicht  l&hmend  auf  die  Privatwohlthfttigkeit  einwirkt,  und  ist  ivl- 
gleich  ein  Zeichen  des  steigenden  Vertrauens  des  Publikums  in 
die  Leistungen  der  Armenpflegschaftsrftthe.  Die  höchste  ZUfer 
emichen  sowohl  die  Pflichfbeitrflge  als  die  frdwiUigen  Gaben  in 
Mittel&anken  und  Oherbayem;  am  entgegengeeetzten  Sndpunkte 
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stehen  bezfiglidi  der  Pflichtbeiträge  ünterfranken  und  bezflglich 
der  freiwüligeii  die  P&lz.  —  An  Distriktsumlagen  für  Armen- 
zwecke  wurden  1862/63  im  Ganzen  bloss  40126  fl.  und  1866/67 
42949  fl.  erhoben. 


Der  VormOgensstand  sfimmtlicher  Lokal»  und  DistrikU- 
armenfonds  stelite  sich  in  den  Jahren  1847/48,  1861/62  und  1866/67 

wie  fol^'t  : 


Rentirendeg  Vermögen 

KreiB. 

Jahr. 

der  Lokal- 
armenfonds, 
fl. 

derDistrikts- 
armenfonda. 
fl. 

Summa. 
II 

Oberbayern  .  .  .  ' 

1 

;  1847/48 
1861/62 
18607 

1,133»12 
1,702097 

2,245084 

266949 
430463 
482699 

1,400661 
2,13254» 

2,727783 

Niederbayern  .  . 

f  1847/48 
1861/62 
18607 

1,046028 
1,7104-10 
1,901039 

315010 
327599 
365779 

1.3G1647 
2,038039 
2,266818 

Ffats  .      .  • 

(    1847  4S 
'     1866  67 

445366 
20-1108 
2"J67ü2 

100064 

800(^'» 
90850 

54.'')l;]0 
31ts;i.i 
387042 

Oberpftls. 

[  1847/48 
1861  62 
'  1866,'67 

224349 

329146 
415348 

67S15 
97833 
111160 

292104 
420979 

520ri()8 

OberlhuikMi    .  . 

1  1847/48 
1861/62 
186fii/67 

422191 
662075 
697706 

4£040 
61588 
66379 

468231 
713613 
763067 

Mittelfiranken  .  . 

ist? '48 
1861/62 
'  186667 

40Ö2Ö& 
S89128 

43615 
71571 
32634 

2?.i015 
476856 
431757 

Unteffosnkeii  .  . 

'  1847'48 
1861  62 
1866  67 

1,116208 
1,504084 
1,7916117 

132803 

26<:)ß46 
272457 

1,249011 

1,704730 
2,007  ir>i 

(  1847/4S 
Schwaben   ...      1861  02 

(    1866  67 

1,015772 
l,399a54 
1,496694 

123205 
181768 
225304 

1,138977 
1,681662 
1,721998 

im  Königreich  .  . 

i  1847/48 
1861/62 
I  186fiil«7 

5,694856 
7,967149 
9,246486 

995510 
1,512083 
■  1,686265 

6,690366 
9,497882 
10,888761 

Eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  Leistungen  der 
Kreisgemeinden  für  Armenpflege,  die  sich  aus  den  landraths- 

abschicden  entnehmen  lassen,  ist  von  der  amtlichen  Statistik  bisher 
noch  nicht  unternommen  worden.  Diese  Leistungen  sind  keines- 
wegs geringfügig.  Es  sei  hier  nur  die  lobenswerthe ,  zum  Theil 
auch  4en  Armen  zu  Gute  kommende  Fürsorge  für  die  Geistes- 
kranken hervorgehoben,  welche  die  bayerischen  Kreisgemeinden  in 
freier  Ausübung  ihres  SelbstviM-waltunj^srechts .  ohne  Zwang  von 
oben  durch  die  mit  grossen  Geldopfern  bewirkte  Gründung  vou 
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8  Kreisirrenanstalten  betliätigt  haben,  die  alle  gleich  musterhaft 
eingerichtet  sind  und  dvo  besten  Hufes  sich  erfreuen.  In  der  Pfalz 
verdient  noch  besonderer  Erwähnmig  di*^  vortrefHich  geleitete  Kreis- 
Armen-  und  Krankenanstalt  in  Frankuithal,  in  der  gegen  400  in 
höherem  Grade  gebrechliche  und  kranke,  dann  auch  l)lödsinnige 
und  taubstuuiinc  Arme  verpflegt  und  iirztlich  belumdelv  wrrdcn. 

Diese  Wirksamkeit  der  Kreiageiueiudcn  kitct  auf  die  Betrach- 
tung der  verschiedenen  Anstalten,  die  zur  Unterstützung  und  Ver- 
sorgung der  Armen  sonst  noch  bestehen.  Unter  ihnen  nehmen 
die  Kranken-,  Pfründe-  und  Armenbeseliaftigungs- 
anstalten  die  erste  und  wichtigste  Stelle  ein,  da  sie  für  den 
weitesten  Kreis  der  Hfil&bedlirftigen  bestimmt  sind.  Der  Bestand 
derselben  in  den  Jahren  1862/63  und  186667  ist  nach  Kreisen 
und  für  das  ganze  Königreich  in  nachstehender  Tabelle  ange- 


Niederbayern 

.  . 

Ob€rpfalz.  . 

Hittelfranken 
Uoterfinnken 
SelnnM  . 
Im  Kötugreieh 

Bloss  für  bestimmte  Klassen  von  Hülfsbedürftigen ,  haupt- 
sicUichfür  die  im  kindlichen  Alter  stehenden,  sorgen  die  Klein- 
kinderbewahrau stalten,  das  Institut  ffir  kruppelhafte 
Kinder  in  Mfinchen,  die  Waisen-  und  Bettungshftuser  und 
die  Blinden-  und  Taubstummenanstalten. 

Die  Kleinkinderbewahranstalten  zuerst  betreffend,  so 
gab  es  deren  1833/34  erst  bloss  8  mit  515  Kindern  und  einer 
Ausgabe  von  3230  fl.,  die  fast  ganz  aus  Prlvatmittebi  bestritten 


Kranken- 

Pfründc- 

Armcnbeshäf* 

aus  talten 

austaltcn 

tigungsaost. 

Jahr. 

lo- 

dtstrik- 

lo- 

distrik- 

lo- 

distrik- 

kale. 

tive. 

kale. 

tive. 

kalc. 

tive. 

1HG2'G;5 

05 

21 

9 

1866;67 

55 

31 

Gl 

7 

1 

49 

23 

80 

1 

2 

1866/67 

51 

21 

73 

2 

18^63 

16 

25 

11 

1866/67 

17 

24 

15 

32 

31 

49 

3 

1 

3 

60 

35 

48 

1 

2 

3 

1Ö62/63 

15 

11 

1 

2 

1 

186^ 

24 

6 

39 

2 

2 

1 

1862/63 

41 

10 

31 

1 

10 

4 

1866  67 

43 

33 

1 

9 

'> 

186^63 

21 

21 

31 

18 

10 

3 

18661^ 

21 

22 

33 

11 
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wurde.  Scbon  18ol>52  zählte  man  deren  91  wotoo  21  iOnn  ig| 
in  Mittelfranken  —  mit  6796  Kindern,  von  denen  2740  nnenigeldfieli  « i 

und  1814  gegen  bloss  tbeilweise  Zahlung  aufgenommen  waron,  T 
einer  Ausgabe  von  48415  fl.  und  einer  Einnahme  Ton  51753  fl., 
wozu  der  Staut  331  H.,  die  Gomeintlen  79»i2  fl.,  Stiftungen  8300  fl.,         I  Um 
Privatwohlthiiter  2(1890  fl.  und  die  Kinder  14270  H.  beisteuerten. 
Niidi  einem  Jabrzehent  (1862/03)  hatten  diese  Anstalten  sieb  auf 
216  —  in  Mittelfranken  40  —  vennebrt;  die  Zahl  der  Kinder  ^j, 
betrug  1357Ü,  unter  denen  4133  sie  unentgeldlieh  nnd  4327  gegen 
blos  tbeilweise  Zahlung  benutzten;  die  Ausgabe  78340  11.  und  die 
Kinnahme  88707  H.,  und  zwar  vom  Staate  249  fl.,  von  Gemein- 
den 11843  Ü.,  aus  Stiftungen  14922  fl..  von  Privaten  :'>36G4  tl. 
und  v<m  den  Kin'lcru  28089  fl.    Jm  Jahre  1867  besass  Bayern 
237  Kleinkinderbewabnui^talteii.  je  41  in  Oberbay^rn  und  Mittel- 
fianken,  38  in  Unterfranken,  je  31  in  "Ifr  Pfalz  und  in  Schwaben, 
21  in  Niederbajern,  20  iu  der  Ober^ifaiz  unil  14  in  Ober- 
franken. 

üa.s  Institut  für  krüp |>elha fte  Kinder  in  München, 
seit  184341  Staatsanjtall.  be/idit  seinen  jährlichen  Hedaif  von 
4  ^50<M)  11,  grossentbeils  aua  Staats-  und  Kreisfouüs:  die  Zahl 
seiner  Pfleglinge  schwankte  in  den  Perioden  von  1843/44— 1851  52 
zwischen  8  und  15,  und  von  1852/03—1862  63  zwischen  IG  und  26. 

Bettungaanstalten  f6r  verwahrloste  Kinder  fanden 
sich  1853  erst  27  und  1857  schon  CO  mit  1659  Zöglingen  vor; 
1862/63  wurden  deren  86  gezählt,  die  meisten  in  Unteriranken 
(17)  und  Mittelfranken  (14);  die  Zahl  der  ZOglinge  war  2798, 
die  Einnahme  202504  fl.  (34133  fl.  aus  Ereisfonds,  30233  a.  ans 
Stiftungen,  48^24  fl.  Ton  Gemeinden  und  89314  fl.  yon  Privaten), 
die  Ausgabe  222201  fl.  Der  Mehrbedarf  wird  r^gehn&ssig  von 
religiösen  Genossenschaften  gedeckt. 

Waisenhauser  wurden  1852)<&3  45  mit  2128  ZOgUngen 
gezahlt  und  in  39  Anstalten  war  noch  Raum  für  575  Sind«'. 

Blinden-,  Erziehungs>  und  Beschftf  tigungsaustal- 
ten  hat*  Bayern  3,  die  Zentralanstalt  in  München,  eine  Kreia- 
anstalt  in  IVürzburg  und  eine  Lokalanstalt  in  Nürnberg,  in-dttwa 
sich  1862-63  127  Zöglinge  (in?  unentgeldlich  aufgenommene  und 
17  nur  tbeilweise  zahlende)  bet'auden.  Dieselben  verfügten  üIht 
eine  Einnahme  von  27791  fl.,  an  der  sich  der  Staat  mit  57v>ü  H. 
und  die  Gemeinde  mit  1688  fl.  betheiligten;  der  Rest  floss  aus 
Privat.spenden ,  Stiftungen  und  eigenem  Vennögen.  Die  grOsste 
unter  diesen  Anstalten  ist  die  Münchener,  die  bereits  1851  52,  wu 
sie  noch  die  einzige  war,  66  Zöglinge  fast  ganz  aus  ihren  Mitteln 
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^  unt<?rhieU  und  einschlio^sliob  »'iiiPs  Staatszuscbosses  von  4500  fl. 

ii  eine  Einnahme  von  147-s4  H,  hatte. 

E  Taubstumnieuinstitn t l)»'>tantlen   IHf)!       0  mit  220 

Zöglingen,  von  denen  l.'>9  nliih'  und  02  *?egen  Itloss  theilsveise 
•-  Zahlung  aufgenoiiiin^  u  waren,  iinti  <'inor  Einnahme  von  3:U24  fl. 

K  (13107  fl.  vom  Staute,  OöS  fl.  von  Gemeinden).   Die  Zalil  (h^  In- 

c  stitute  war  1802      auf  13,  durimter  ein  Zentralinstitut  in  Mün- 

i  chen  und  4  Krei^anstalten  in  Ang.slmro',  Keo-ensburg ,  Würzlnirg 

f!  und  Frankeiitlial,  jcno  der  Zögliiio-e  auf  272  (loT  nnentLCeldlich 

tt  anfgeiionimene  und  7(»  nur  theil  wcise  zahlende)  und  die  Kiunuhme 

i^  auf  4G(iÜ5  11.  gestiegen,  worunter  18433  fl.  vom  Staate,  2501  fl. 

i  von  Gemeinden,  das  übrige  von  Privaten,  aus  Stiftuiigeü  und  uige- 

£  nem  Vermögen. 

•n  üm  ein  Bild     öffaitlicbeii  Amieiipflege  in  dner  der  grdsse- 

e  ren  bayerisehen  Städte  zu  geben,  lassen  wir  noch  die  hierffir  in 
^  Nürnberg  während  der  letzten  30  Jahre  geschehenen  Verwen- 

^Dgen  folgen: 


i 


1885/aü. 

1845/46. 

i«5ö/5a 

1865^66. 

i 

«. 

fl. 

fl. 

i 

AnsgabcQ  der  Armenkasse  in 

■i 

67877 

88660 

96051 

131289 

Hiernntor: 

i 

Fixe  Wocbenalmosen  in  Geld 

2^521 , 

25223 

18210 

3(3953 

1            „          in  Brod 

i 

und  Suppe  .   •  • 

MST 

1477H 

i 

4913 

mo 

9104 

12208 

Kurkosten  bei  h&nsl.  Kranken- 

pflöge   

5217 

4013 

5745 

7475 

Zahlungen  an's  Krankenbans 

4425 

3426 

Für  Kleidung  der  Armen .  . 

2417 

2212 

6210 

7888 

a 

Für  arme  Geistpskranke  in  der 
Kit  isiiTenanstalt  in  Erlau- 

:i55(» 

r»057 

7372 

i 

Armcnbeschuftii^iiTii'PnnstDlt  . 

0286 

9302 

Tin 

2120 

ScLulaotorriciit  armer  Kinder 

51)04 

Momentane  Untentatzangen . 

3000 

2392 

4796 

7561 

i.  Die  Mittel  zur  Üestreitiuig  dieser  Ausgaben  wurden,  abge- 

j  sehen  von  den  zahlreichen  SLiftuuf^en,  die  von  1818  bis  1808  sich 

l  um  nicht  weniger  als  4G9HOO  fl.  vermehrten,  und  den  irosetzliclien 

f  Eiuiiahraen  des  Arnienfonds,  anränglich  durch  freiwillige  Beiträge 

I  der  EinwoLiiir  aufgel)racht,  die  1835  36  die  Summe  von  22357  fl. 

,  erreichten.    Seit  183i»40  sah  man  sich  durch  den  waehsendcn 

,  Bedarf  zur  Kinfülinmg  von  Zw  angsuinlagen  bemüssigt,  die  in  dem 

gedacbten  Jahre  40123  fl.,  184546  46092  fl.,  1855/50  4ü746  Ü. 
.  und  IBßöm  71363  fl.  betrugen. 
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Sdion  die  obeDstehenden  Angaben  Aber  die  fSnnahmon  der 
Terschiedenea  öffentHcheo  Wohlth&ügkeitaaDBtaLten  lassen  den  mdifc 
geringenv  ümfimg  der  freiwilligen  Armenpflege  arkennat. 
Es  irirken  in  dereo  IMensfee  aber  ausserdem  noch  Hnnderto  fon 
PriTatrereinen  zur  Unterstatzung,  thefls  in  allgemeiner  Annen* 
noth,  theils  in  FftUen  besonderer  HnÜBbedorftigkeii  Um  den  be- 
stehenden und  spftter  sich  bildenden  Vereinen  dieser  Art,  ohne 
BeeintrSchtigang  ihrer  Selbständigkeit,  einen  gemeinsamen  Mitliel- 
punkt  2U  geben,  stiftete  König  Max  II.  1853  den  Si  Johannis- 
Verein  uad  atattcte  ihn  mit  Korporationsrechten  und  einem 
Gründun<,'8kapital  von  30000  Ü.  aus,  dem  in  den  Jahren  1855/50 
und  1858  5^^  noch  wcik're  Zuschüsse  im  Hetrage  von  400Of)  fl. 
folgten.  Der  St.  Johannisverein  sollte  der  HaupttruLrer  dor  frei- 
willigen Armenpflege  in  Ravem  werden  und  seine  Tbätigkeit  allen 
Zweigen  und  Institukn  der  Privatwohlthätigkeit  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  geistigen  Interessen  der  Armen  '/nwenden; 
er  sollte  jedoch  als  Zcntralverein  nur  für  allgemeinere  Zwecke 
wirken  und  Hülfsquellen  für  grössere  Unternehmungen  erschlioasen, 
die  örtliche  Surge  für  Arme  dagegen  den  anderen  Vert-iucii  über- 
hi>st'ii  Ideibeii.  Bereits  im  ersten  .Talire  seines  Bestt^iicus  (1854) 
saniiiieUen  sich  um  den  St.  .Tt»h;mnisvereiii  nicht  Aveniger  als  G74 
Priv'.itvereine,  die,  mit  Einreclmung  der  5'^37  Mitglieder  des  Zeu- 
tvalvereins,  zusanimiu  llUläl  Mitglieder  zählten ,  und  sieb  ihm 
entweder  als  Zweigvereine  anschlössen  oder  uls  verwandte  Ver- 
eine hl' ISS  mit  ihm  in  Wechselheziehung  traten.  Ihre  Zahl  hob 
sich  1850  auf  liA,  1S61  02  auf  785  und  betrug  18G2  G3  74G. 
Die  von  ihnen  für  Armenzwecke  ausgegebene  Summe  belief  sich 
1854  auf475289fl.  und  war  1863  auf  79G941  fl.  gestiegen.  Dam 
kommen  noeh  die  Ldstungen  des  ZentnÜToreins,  die  in  jenen  bei- 
den Jahren  14680  und  6824  fl.  betrogen.  Wenn  nun  auch  die 
Organisation  der  f^iwilligen  Armenpflege  mittelst  des  St  JohaniiiB- 
vereins  nicht  in  dem  Maase,  wie  sie  der  königliche  Stifter  der- 
selben beabsichtigte,  erreicht  wurde  und,  soweit  sie  zu  Stande  ge- 
kommen war,  sich  nach  dessen  Tode  Ton  Jahr  zu  Jahr  wieder 
mehr  lockerte,  so  war  das  Wirken  des  St.  Johannisrereins  durch 
die  ZuscbQsse,  die  er  so  manchem  Ver^  gewahrte,  und  dordi  die 
Beihfilfe,  die  er  zur  Errichtung  und  Erweiterung  versduedener 
Wohlthätigkeitsanatalten  leistete,  doch  ein  sehr  erspriessliches  und 
ist  es  noch  gegenwftrtig. 
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1.  Rückblick  auf  die  Gesetzgebung  über  die 
öffentliche  Armenpflege  in  Bayern  vor  1816.*)  Wie 
in  uiideieu  deutschen  Ländüra,  wurzelt  auch  in  BajTm  die  ge- 
genwärtige Gcisetzg"pl)nn<i^  über  die  öffentliche  Armenpflege  in 
den  deutschen  Keich.sgeiet/eu,  und  zwar  in  dem  Abschied  des 
Reichstages  zu  Lindau  von  1497  und  in  den  Heichspolizeiordnuugen 
des  16.  Jahrhunderts.  Nach  dem  Lindauer  Beichstagsabschied 
war  das  BaKelii  nur  innen,  gebrechfiehen  und  w^waiäm  Personen 
gsstottet;  die  Kinder  der  BetUer  aber  sollten,  sobald  sie  ihr  Brod 
ni  ferdienen  geschickt  seien,  bei  Handwerkern  oder  sonst  in  Dienst 
imteigebracht  werden.  Die  Beichspolizeiordnuugen  schrieben  vor, 
dass  jede  Gemeinde  ihre  Armen  selbst  m  unterhalten  habe.  Diese 
ÜDteistfltKQngspflichi  wurde  jedoch  bloss  so  verstanden,  dass  die 
Gemeinden  ihren  heimsthsberechtigten  erwerbsnniähigen  Armen 
das  Almosensammeln  innerhalb  des  GemeindebeKirks  zu  gestatten 
imd  sie  in  die  Ortlichen  Spitäler  an&unehmen  hatten.  Die  mit 
vielen  Armen  beschwerten  Stftdte  und  Aemter  durften  den  Armen, 
die  sie  nicht  selbst  eraähren  konnten,  BetüeipSsse  zum  Almosen- 
sammeln  in  anderen  Orten  ausstellen;  anderen  Freiudou  war  das 
Betteln  untersagt.  Diese  Bestimmungen  gingen  mit  einigen  Zu- 
sfttsen  in  das  Landrecht  für  Ober-  imd  Niederbayern  von  1C16 
über.  Es  wurde  vorerst  die  Geraeindeangebörigkeit  der  Armen 
an  deren  Geburtsort  oder  bisherigen  Wohnsitz  geknüpft  und  da- 
durch genauer  festge^jtellt.  Die  durch  die  Bettlerpässc  gewährte 
Erlaubniss  zum  Almosensammeln  konnte  auf  den  ganzen  Land- 
gerichtsbezirk  ausgedehnt  werden;  dabei  wurde  aber  den  Obrig- 
keiten eingeschärft,  Armen  nur  nach  snrgtaliiger  Untersuchung 
der  Umstände  Bfätlerpässe  zu  ertlicncu  und  (lii'-e  jülirlich  zu  revi- 
diren.  Kin  Zwang  zum  Alniosengehen  fand  nicht  statt;  doch  soll- 
ten bei  den  Kirchen  Sanjnilungen  veranstaltet  und  die  Leute  von 
den  Kanzeln  herab  zu  W  erken  der  Bannherzigkeit  ermahnt  werden. 
Weiter  wurden  die  Obrigkeiten  zur  sorgfaltigen  Ueberwachung  der 
Spital-  und  Almosenverwaltungen  und  zur  llevision  der  Kechnungen 
derselben  verpflichtet.  Endlich  wurde  zur  Verhütung  der  Verar- 
mung der  gemeine  Mann  angewiesen,  seine  Kinder  bei  Zeiten  „in 
Usnimg,  Arbeit  oder  Dienst  unterzubringen*,  und,  falls  sich  hierzu 

*)  Wir  sind  hierbei  hauptsächlich  dor  geschichtlichen  Einleituug  in 
dem  gründlichen  bereite  in  vierter  Auflage  vorhegeudeu  Komiueniar  des 
hajerischeu  Gesetzes  über  Heimath,  Verchclichuug  und  Aufenthalt  vum 

April  1868  von  £.  Biedel  (Nördliiigeii  1869)  gefolgt. 
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keine  Oelegenheit  fände,  solches  der  Obrigkeit  nnzozeigen,  irdebe  ^ 
ihm  hierbei  die  nOthige  Hälfe  zq  leisten  hat.  üeberhanpt  hatte  m 
letztere  darauf  zu  sehen,  dass  jüngere  ledige  Leute  sieh  Terdugen  fir 
und  ftltere  mfissiggehende  nahruogalose  Personen  zur  Arbeit  ange- 
halten werden. 

In  diesem  Zustande  befand  sich  die  bayerische  Armengeseti'  |  c.  }^ 
gebiing,  als  iler  Krimioalkodex  von  1751  mit  seinen  wahrhaft  j  sikm 
drakonisclien  8tran>estinimungon  go<^on  die  Bettler,  namoitiicii  i 
gegen  die  ausländischen,  erschien.  Die  im  Lande  ergriffenen  aus- 
ländischen Bettler  wurden  gebrandniarkt  und  über  die  Grenze 
geschafft,  bei  wiederholter  Betretung  aber  imnaclisiehtlich,  die 
Milnner  dureb  den  Strang  nnd  die  Weiber  durch  das  Sehwerdk, 
hingerichtet.  Inländische  Bettler  waren  das  erstemal  mit  empfind- 
licher kürperliclicr  7ürbtii{ung  (,Karbatschstrcichen'')  an  die  Ar- 
beit oder  in  ihren  (ieburtsort  zu  weisen,  und  im  zweiten  Hetre- 
tnngsfall  auf  Jahr  nntl  Tu«  in  das  Arbeitshaus  zu  liel'ern,  wo  sie 
allwucbentlicb  ijezürlilii^i  wiirdi'n.  Vs'ir  irc^'on  das  VerVmt  Almoaen 
gab.  wurde  mil  t-iner  SualV  von  40  Urirlisliialoni  bdoi^t. 

Eine  weitere  ForthiMunuf  erhielten  die  Keieiisfredetze  durch 
die  beiden  Bettelnuindat*'  vum  27.  Juli  1770  und  vom  3.  Man 
1780,  Es  kam  nunnielir  der  (irundsatz  zur  (ieltung,  dass  die 
Gemeinde  als  Kur jMiialion  iluv  Armen  zu  verptleifen  iiabe, 
indem  angeordnet  wurde,  dass  den  Armen  das  /,\ini  L^-ben  Nöthige, 
statt  es  sich  durch  Selbsteinhammcdn  und  Herumbeiieln  zusamraeo 
zu  suchen,  von  der  Gemeinde  konkurrenzmässig  verabfolgt  ff  erden 
soll  Zugleich  wurden  die  Gemeinden  verpflichtet,  auch  jenen 
Arbeitsfähigen,  die  wegen  vieler  Kinder  oder  anderer  nach  obrig- 
keitlicher »Schätzung  erheblicher  Umstfinde  ihren  Nafarungsunter- 
halt  nicht  völlig  erschwingen  können,  verhältnissm&ssigen  BeitEag 
zu  leisten,  und  namentlich  die  Herberge  gegen  mässigen  Zins  zd 
gewähren.  Ausserdem  wurde  verfügt,  dass  die  mit  Armen  fiber- 
bärdeten  Gemeinden  vom  ganzen  Gericfatsbezurk  zu  unterstGtaen 
und  die  Kosten  hierfür  durch  Umlagen  au&ubringen  seien,  welche 
alle  Gerichts^gesessene,  ohne  Unterschied  der  Person  und  des 
Standes,  nach  dem  Hofifuss  treffen  sollen.  Von  einer  Beisteuer  hieiza 
sind  nur  diejenigen  Hofmarken,  Gemeinden  und  Einödhöfe  auszu- 
nehmen, welche  gerichtlich  erklären,  dass  sie  ihre  Armen,  ohne 
das  Gericht  im  mindesten  zu  beschweren,  selbst  verpflegen.  Be- 
reits wurde  auch  zur  Erleich tiTiing  der  gemeindlichen  Unter- 
stützungs|if1icht  durch  den  Staat  ein  fundns  paupcrum  (Arnien- 
fond)  gegründet,  dem  mehrere  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
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uti  erflosscac  Besolutioncn  und  Mandate  unterschiedliche  Gefälle  zu- 
k(  wiesen. 

fe  Für  die  fränkischen  Landesthcib.'  ist  noch  aus  der  letzten 

st         Zeit  des  Reiches  der  fränkische  Ivri-issclihiss  vom  24.  Wdrx  171*1 
bemerkenswerth,  durch  welchen  bestimmt  wurde,  dass  jedes  Land 
IS5  und  jeder  Ort  seine  Armen  zu  versorfi;*  !!  luiix  ii,  kein  IJettel  ge- 

llic  duldet  werden  dürfe,  vermötrenslose  Arlii'iLsfäliige  zur  Arbeit  anzu- 

ftji  halten,  fremde  Bettler  mit  Stuck sehlilgen  zu  bestrafen  und  ihnr 

vt         Herrschaft  auszuliefern,  im  Wiederbetretungsfalle  aber  in  ein 
üp.         Arbeitshaus  zu  sperren  seien.  Die  frinkiadien  EieisstAncle  bchid- 
ten  sidi  auaserdom  die  Gründung  eines  gemeinscbaftlicbcn  Ar- 
beits^  nnd  Zuehihanses  Tor,  die  jedoch  nicht  zur  Ausföhmng  kam. 
iL'  Mit  der  oiganischen  Verfügung  vom  22.  Febniar  1808  wurde 

^>  die  bisherige  Entwicklung  unterbrochen  und  die  öffentliche  Armen- 
^  pflege  auf  eine  neue  Grundlage  gestellt  Sie  hörte  auf,  Sache  der 
)»  Gemeinden  nnd  Bezirke  zu  sein  und  wurde  zu  einer  Angelegen- 
heit  des  Staates,  mit  deren  Besorgung  die  Staatsbehörden  be- 
traut waren.  Diese  neue  Einrichtung  hatte  jedoch  nur  kurzen 
Fl  Bestand  und  es  erfolgte  beräts  1816  die  Rückkehr  zu  dem  frfihe- 
^         reu  Systeme. 

i'  2.  Die  bayerische  Armengesetzgehung  in  der  Zeit  von  1816 

^  bis  1869.   Diese  Periode  wird  mit  der  Verordnung  vom  17.  No- 

2.  Tember  1816,  das  Armenwesen  betreffend,  eingeleitet,  welche  die 
%;  Armenpflege  den  Gemeinden  und  Bezirken  zurückgab  und  bis  zur 

Erfassung  des  Gesetzes  über  die  öffentliche  Armen-  und  Kranken- 


f  pflege  vom  20.  Aprü  18G9,  trotz  mehrerer  ihr  nachgefolgten,  sich 

V.  auf  diesen  Gegenstand  beziehenden  besetze,  die  Hauptnorm  für 

f  denselben  in  den  diesrheinischen  Laiidestheilen  blieb.    Die  wich- 

y  tigsten  dieser  Gesetze  sind:  das  Gesetz  über  die  Heiinatli  vom 

^,  11.  iSeptember  1825;  die  Instruktion  über  die  Behaudhmg  des 

A  Armenwesens,  vom  24.  Dezember  ISoo;  das  revidirle  (iesetz  über 

2  Ansässigmachung  und  Verehelichung,  vom  1.  Juli  I^^IU  (jj.  4); 

^  das  Gesetz  vom  23.  Mai  1846,  die  Ausscheidung  der  Kreislasten 

,  von  den  Staatslasten  betreflend  (Art.  I.,  Ziff.  4,  ß  und  8,  und 

j  Art.  X.  lit.  d.);  das  Gesetz  über  die  Unterstützung  uud  Verpfie- 

y  gung  hidfsbedürftiger  Personen,  vom  25.  Juli  1850;  das  Gesetz 

\  vom  28.  Mai  1852,  die  Distriktsräthe  betreflend  (Art.  das 

Geseis  vom  28.  Mai  1852,  die  Landrfttlie  betreffend  (Art.  15 
und  18);  das  Polizeistrafgesetabucb  vom  10.  November  1861,  hiu- 
sichtlioh  der  Bestniftog  der  Arbeitsscheuen,  LandstreiGher  und 
Bettier  (Art  87^90),  dann  binaichtlich  der  Antheile  der  Armen- 
pfleger  an  den  Geldstrafen  und  dem  Erlöse  aus  konfiszirten 
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G^nstftnden;  endlich  das  neue  Gesetz  Gber  Heimatii,  Verehe-  ^ 
lichung  und  Aufenthalt,  vom  16.  AprO  1868. 

Einen  Anspruch  auf  öffentliche  Annenonterst&üung  haben 
nach  der  Verordnung  vom  17.  November  1816  nur  jene  InUnder,  ^ 
welche  den  nothwendigen  Lebensunterhalt  sich  weder  aus  eigeDsn  <^ 
Mitteln  oder  aus  Mitteln  Dritter,  die  zu  ihrer  Unterstfifanuig  ge- 
setzlicb  verpfliclitet  sind,  noch  durch  eigene  Arbeit  zu  vendnien 
vermögen.    Diejeniiri  n .  welche  durch  Arbeit  die  Mittel  zu  ifanr  ^ 
Subsistenz  nur  zum  Tlieil  zn  erwerben  im  Stande  sind,  k(hnien  öi-'i 
blos  das  iin  ibrem  nothwendigen  Lebensunterhalt  Abgängige  ver- 
langen.    Arbeitsfähige,  denen  es  an  der  erforderlichen  Arbeits-  iDia 
geschickiichkoit  mangelt,  sind  in  eine  Lage  zu  versetzen,  in  der  iAn 
sie  ach  selbe  aneignen  können,  junge  Leute  daher  bei  Gewerbs-  sePi 
meistern  oder  Dienstherrschaften  unterzubringen.    Besitzen  sie 
solche,  r«*hlt  <'s  ihnen  aber  an  Gelegenheit  zur  Arbeit,  so  ist  iliiion  :->t,  j 

dieselbe  zu  vcrschaflen ;  iin  äussersten  Fall  soll  ihnen  oiiislweilen  r:;,v 
in  einer  Armenbpschiiftigungsanstalt  Arbeit  frc^reben  weiden.  Wol-  -:.  ■-j^ 

len  Arbeitsfiihi^a'  nicht  arbeiten,  sind  sie  durch  Zwang  dazu  auzii- 
lialten;  bleiltt  «lies  ohne  Erfolg,  sind  sie  in  das  Zwangsarbeitshaus 
abzugeben.  Au-sliinder  haben  während  ihres  AiitVnthaltes  im  Lande 
blos  im  Falle  einer  Erkrankung  oder  Verunglüekung  die  momon-  n^ij 
tan  erforderliclie  Hülfe  anzusprechen.    Der  Anspruch  des  Hülfs-  i-f]^ 
bedürftigen  auf  öffentliche  Unterstützung  hat  nicht  die  Natur  einer  4^  jj 

zivilrechtlichen  Forderung,  der  ein  Klagrecht  zur  Seite  steht.  ^ 
Wird  irrthümlith  ein  Scliciiiarmer  unterstützt,  so  hat  er  den  Kück- 
ersatz  zu  leisten.  Eben  so  sind  jene  Personen,  welche  sich  der 
gesetzlichen  oder  vertragsmässigcn  Unterhaltspflicht  gegen  arme  qji^j 
Angehörige  entzogen  haben,  für  die  letzteren  zu  Theil  gewordane  'i^ 
MFentliche  ünterstfltzung  ersatzpflichtig.  ^ 

Die  Öffentliche  Armenpflege  gewahrt  den  Armen  nur  das  znm  1^ 
Leben  unumgänglich  Noth wendige,  also  Wohnung,  mit  In»  iü^-^ 
begriff  des  unentbehrlichen  Brennmaterials,  Nahrung  und  Kkiduog; 
insbesondc»)  armen  Kranksn,  wohin  auch  arme  WOchnerinMo 
gehören,  Lager,  Wartung,  ärztliche  Behandlung  und  AizneieD; 
alten,  gebrechlichen,  blödsinnigen,  geisteskranken,  blinden  nnd 
taubstummen  Armen  die  Unterkunft  und  Teipflegung  in  einem 
Ffirfindnerhause  oder  einer  Irren*,  Blinden-  oder  Tbubstnmmen-  ^ 
snstalt;  armen  Kindern  Erziehung,  Schulunterricht  und  Gelegen- 
heit zur  firlemung  eines  Gewerbes  oder  einer  anderen  nützlichen 
Beschäftigung;  Armen,  die  in  die  Lage  kommen,  die  richterliche 
Hülfe  in  Anspruch  zu  nehmen,  die  nnentgeltliehe  Vertretung  (ds>  i^ 
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sogenannte  Armemvcht);  endlich  verstorbenen  Armen  das  Begräb- 

mä  nebst  Trauorgottesdirnst. 

Die  Verpfichtuüg  zur  öffentlichen  ArmenuntoiHtüt/ung  liegt 
jjf;  der  politischen  Gemeinde  ob,  in  der  der  Arme  Leimaths- 

2B  berechtigt  ist.    Den  sich  blos  in  der  Gemeinde  Aufhaltondfn  ist 

dieselbe  zu  keiner  Unterstützung  verbunden.  Nur  in  Füllen  uine.s 
ifc  augenblicklielit'u  Bedürfnisses,  insbesondere  bei  vorübergehender 

yg  Erkrankimg  und  Arbeitsunfähigkeit  hat  sie  auch  solchen  Fersonon 

ii  die  nöthige  Hülfe  zu  leistou.    Die  Kosten  liierfür  trägt  die  Auf- 

1^  eüthaltsgemeinde  aber  nur  dann  definitiv,  wenn  die  UnterstützU?n 

^.  als  Dienstboteu,  Lehrlinge,  Gewcrbsgcbülfen  oder  Fabrikarbeiter 

e         aidi  am  Orte  aufhalten,  oder  nun  Armenfond  ihres  Aufimthalts- 

ortee  Fflichfbdträge  entrichten.  Im  ^ten  Falle  kann  die  Ge- 
i  meinde  von  den  beseldmeten  Personen  unter  Haftung  ihrer  Diensir 
s:  henpen  einen  angemessenen  ünterstütznngs-  oder  Krankenverpfle- 
^         gungsbeitrag  bis  zum  Maximum  von  wOehentlich  3  Kreuzern 

edieben.  Ausser  diesen  beiden  F&Uen  ist  die  Gemeinde  des  Auf- 
^         enthaltsortes  berechtigt,  für  die  erwachsenen  Austogen  von  der 

Heimsthsgemeinde  des  ünterstfltzten  oder  auch  unmittelbar  von 
^  den  zu  dessen  Unterhalt  gesetzlich  verpachteten  Personen  Ersatz 
9  zu  findem.  Fflr  gewisse  Einrichtungen  zur  Unteistfitzung  der 

^  Armen,  die  nicht  blos  örtlichen  Bedfirfnissen  dienen,  trifft  die 

jj  ,  Last  nicht  die  Gemeinde,  sondern  grössere  politische  Verbände, 
^  und  zwar  entweder  den  Distrikt,  wie  bezüglich  der  Beschäfti- 

^  gODgs-  und  Krankenhäuser,  oder  den  Kreis,  wie  für  Irren-,  Ge- 

^  bir-  und  Findelhftuser,  KreisbeschäfÜgungsanstalten,  dann  Kreis- 

j  '  kranken-  und  Armenhäuser;  einzelnen  Klassen  von  Armen  reicht 
Jj  überhaupt  die  Staatskasse  die  Unterstützung,  nämlich  jenen, 

denen  die  Heimath,  weil  sie  sich  nicht  ermitteln  lässt,  blos  ange- 
,  wiesen  ist,  und  den  in  den  Besserungs-  und  Strafanstalten  des 

^  Staates  sich  Befindenden.    Dürftige,  mit  Armen  überladene  Ge- 

meinden  sollen  aus  gemeinsamen  Mitteln  des  Distriktes  unterstützt 
j  werden. 

j.  Die  gewöhnliche  Ani^eiiunterstützung  ist  das  Almosen,  das 

in  wöchentlichen  Geldspenden  verabreicht  wird.  Das  Geldalmnsen 
j  kann  aber  auch  ganz  oder  zum  Theil  durcli  Naturalspenden  er- 

^  setzt  werden;  namentlich  wird  diese  Art  der  Unterstützung  auf 

^  dem  Lande  gesetzlich  als  angemessener  bezeichnet  und  empfolilcn. 

j  Arme  Kranke  werden  auf  Kosten  der  Gemeinde  entweder  in  ihren 

^  Wohnungen  ärztlich  behandelt  und  mit  den  nöihigcu  Arzeneien 

j  TOTsehen  oder  in  einem  öffentlichen  Krankenhause  untergebracht. 

Arme  Kindel-,  die  der  natürlichen  elterlichen  Fürsorge  eutbehien, 
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sind  gotgesimiten  Pflegeeltern  vertragsmftaaig  zur  Erziehosg  ni 
dbergebeo  und  mit  dem  nothwendigea  Unterhalt  bis  zur  Erlangug 
dgener  ErwerbsfUhigkeit  zu  yersehen. 

Die  öffentiichc  Armenpflege  schöpft  ihro  Mittel  aus  den 

Nutzungen  des  fiir  Armcir/v  i cki«  ausgeschiedeneu  Vermögens  der 
Gemeinden,  d.  i.  der  Lolvalarnienfonds,  die  als  juristische  Personäi 
erwerbfähig  sind  und  ein  gesetzliche.-?  Erbreclit  auf  den  Nachlass 
der  ans  ihren  Mitteln  unterstützten  Personen  haben,  wofern  nicht 
arme  Notherben  derselben  vorhanden  sind;  aus  den  ^utzungeB 
der  Distriktsarmenfoiuls;  aus  den  fJrträgnissen  der  Wohlthatig- 
keitsstiftungen  und  .sön>'tigen  für  die  Armenpflege  bestimmten 
Verniögeiis,  insbesondere  der  aus  den  Ersjtavnissen  der  Armcnptloge 
sieh  bildenden  Kapitalien;  ans  den  den  Arnient't>n(i>  aus*  öfl'ent- 
lieheii  Kassen  zutiiessenden  Reiehnissen;  aus  lieiwiiligcii  Gaben; 
aus  gewissen  der  Armenpflege  gesetzlieh  überlas.-.i'nen  unstäJidigen 
örtlichen  Abgalten;  endlieh  aus  den  dem  Arnieutbnd  gesetzUch 
zugewiesenen  Strafgeldern.  Reichen  diese  Hüllsquellen  nicht  aus, 
80  ist  der  Nbsfang  aus  Uebersebnssen  des  Gemeindesiukels  und 
der  Kirolit'iisiiliuiigen  zu  deeken,  und  wo  diese  fehlen  oder  unzu- 
reichend sind,  sollen  den  Kinwohnern  der  betreifenden  Gemeinden 
oder  Distiikte  ohne  Zugestehung  irgend  einer  Befreiung  auf  eine 
gewisse  Zeit  Pflichtbeiträge  aufgelegt  werden.  Es  steht  den  Ge- 
meinden frei,  die  Art  nnd  den  Maasstab  dieser  Beitifige  nidi 
den  örtlichen  Terhftltnissen  zu  bestimmen.  Ohne  solche  Bestim- 
mung werden  dieselben  nach  den  durekten  Steuern,  die  jeder  Ein- 
wohner in  der  Gemeinde  entrichtet «  in  Geld  bemessen  und  er^ 
hoben.  Die  Pflichtbeitrfige  fOr  Zwecke  der  Distriktsannenpfl^ie 
werden  von  dem  Distriktsrath  gleich  anderen  Distiiktsmniagen 
festgesetzt 

Die  Organe  f&r  die  öffentliche  Armenpflege  sind  die  Ar- 
menpflegschaftsräthe.  Der  Lokalarmenpflegschaftsrath  in 
unmittelbaren  StSdten  besteht  aus  dem  königl.  Stadtkommissär  (in 
München  aus  dem  königl.  Polizeidirektor),  den  Bürgermeistern, 
3  4  vom  Magistrat  abgeordneten  Magistratsräthen,  sämmtlichen 
Pfarrern,  dem  städtischen  Gerichtsarzt  nnd  4 — 8  von  den  Ge- 
meindebevollmächtigten gewählten  Angehörigen  der  verschiedenen 
beitragspflichtigen  Kinwohnerklassen ;  in  mittelbaren  Städten  und 
Märkten  aus  dem  Bürgermeister.  '2 — ^  Abgeordneten  des  Ma- 
gistrats, sämmtlichen  Pfarrern,  dem  Geriehtsarzte,  oder,  wenn  ein 
solcher  nicht  am  Orte  ist,  aus  einem  daselbst  wohnenden  prakti- 
schen Arzte  nnd  3—6  von  den  Gemcindebevollmächligten  ge- 
wählten Vertretern  der  sonstigen  beitragspüicktigen  Einwohner;  in 
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:  Landgemeinden  aus  dem  Pfarrer  als  Vorstunfl  unfl  dem  gesanun- 

t  ten  Gemeindeaiissrhussc.    In  den  .städtiselien  Gemeinden  wählen 
die  Arnienpflegöcluittsriitho  den  Vorstand ,   nur  für  München  ist 

k  der  Polizeidirektor  gesetzlich  als  solcher  bezeichnet.  Der  Disirikts- 

t  arnionpflegschaftsrath  ist  aus  dem  Distriktspolizeibeamteu  als  Vor- 

'A  stand,  siinuntlichen  Tfarrern,  Bürgermeistern,  Ortsvorstehern  und 

t  dem  Gerichtsarzte  des  Distriktes  zusammengesetzt  und  wählt,  da 

i  er  in  der  Begel  jährlich  nur  einmal  zusammentritt,  zur  Besorgung 

»  dflr  laufenden  Qeschftfte  einen  Äusscbuss  von  6—9  Mitgliedern, 

^'  Ton  denen  mindestens  ein  Drittbeil  ans  seiner  Mitte  genommen 

'a  werden  mnas. 

C:  Der  Armenpllegschaftisrath  hat  das  zur  ünterstfttzung  der 

t'  Armen  Iwstimmte  Vermdgen  mit  Ausnahme  der  Wohlthfttigkeite- 

stiftongen,  deren  Verwaltnng  von  besonderen  Organen  —  die  aber 

^  dum  auch  an  den  Beratbnngen  des  Armenpflegscbaftsrathes  tbeil- 

/  nehmen  —  besorgt  wird,  zu  verwalten,  also  die  j&hrlichen  Vor- 

i  aDsehlSge  zn  machen  und  die  Einnahmen  zu  erbeben,  zu  verwenden 

j]  und  zu  verrechnen.   Die  Grundlage  des  Voranschlages  bildet,  so 

j.  weit  p^  sich  um  die  Ausgabe  handelt,  die  Arraenheschrcibung, 

■£  welche  der  Armenptlegschaftsrath  alljährlich  zu  Anfang  des  Win- 

}  ters  vorzunehmen  und  bei  d*  r  >  r  nicht  nur  den  Grad  und  die 

j,  Art,  sondern  auch  den  Grund  der  Hälfsbedürftigkeit  deitet,  welche 

j  die  nflfentliche  Armenunterstützung  in  Anspruch  nehmen,  zu  er- 

j,  mittein  hat.    Er  ent<(  hei<lf't  über  die  Gewährung  oder  Versagung 

j  der  begehrten  Unterstützung  und  bestimmt  im  Falle  der  Gewäh- 

»  rung  die  Art,  den  Umfang  und  die  Dauer  derselben.  Ausserdera 

j;  öbprträgt  das  Gesetz  dem  AmieMptlegschaftsrath  diu  sittliche  und 

j  polizeiliche  Vornnnulschatt  über  die  Armen  und  macht  ihm  zu 

diesem  Behufe  eine  fortgesetzte  Aufsicht  über  dieselben  zur  I*fiiclit. 

f.  Um  diese  Aufsicht  zu  ermöglichen,  darf  kein  Armer,  dem  die 

j  Hülfe  der  öffentlichen  Armenpflege  zu  Theil  wird,  ohne  Krlaubniss 

j  des  Ortsvorstehers  seinen  Wohnort  und  ohne  Erluubniss  dea  Po- 

lizeivorstandes  seinen  Polizeibezirk  verlassen, 
j  Ueber  das  Verhältniss  der  Privatwohlthätigkeit  zur 

,  «ffenfliehen  Armenpflege  spricht  sieb  die  Verordnung  vom  17.  No- 

,  .  vember  1816  im  Art.  24  folgendermaasen  aus:  »Durch  die  öffent- 

j  liehe  Vorsorge  för  den  Stand  der  Armuth  wird  die  freie  Wohl- 

^  thfttigkeit  Einzelner  gegen  Einzelne  zwar  nicht  ausgeschlossen, 

j  jedoch  darf  dieselbe  weder  den  allgemeinen  Verbindlichkeiten  eines 

-  Men  gegen  die  Armenpfleger  der  Gemeinden  und  Bezirke  Ab- 

hmcb  thnn,  noch  den  Verordnungen  dber  die  Bettelei  widerstreben.  * 
In  der  Bheinpfalz  war  während  ihrer  VereinigQng  mit 


Digitized  by  Google 


354 


Fhinlaetcli  die  dSeniUche  Annenpflege  durch  das  Gesetz  vom 
24.  Vendömiaire  U.  (vom  15.  Oktober  1793)  geregelt  HieniMh 
hatte  der  Arme  Ansproeh  auf  Hfil&l^tung  an  dem  sogenaonton 
Unterstatzungswohnsitz  (domicQe  de  secoors),  welcher  bei  Mmder- 
jSbrigeii  der  Geburtsort^  d.  i  das  gewöhnliche  Domizil  der  Mattor 
zur  Zeit  ihrer  Geburt  war  und  Ton  Grossjflhrigen  in  der  Begel 
durch  einjährigen  Aufenthalt  nach  bewirkter  Einschreibung  bei 
der  Gemeindebehörde  erworben  wurde.  Dieses  Gesetz  blieb  auch 
nach  (lern  Ut  lx^rf^tinge  der  Pfalz  an  Bayern  in  Geltung,  wurde 
jedoch  durch  die  alsbald  erlassene  Verordnung  vom  0.  Aug.  1816, 
welche  den  Anspruch  auf  Almosen,  SpitfUer  und  Waisenhäuser  in 
der  Gemeinde  an  die  Entrichtung  des  Büigergeldes  knüpfte,  und 
später  durch  die  Ministerialinstruktion  vom  24.  Dezember  1834, 
welche  die  Gemeinden  für  eventuell  verbundon  zur  Unterstützung 
ihrer  anneu  Heimatlisangehorigen  erklärte,  und  das  Armenweseo 
in  einer  den  Gruudbostiaimungen  für  die  diesrheinischen  Landas- 
theile  analogen  Weise  ordnete,  wpspiitiich  modifizirt. 

3.  Das  Gesetz  über  öffentliche  Armen-  und  Krankenpflege 
vom  29.  April  1869.  Durch  dicsts  (besetz,  welches  mit  dem 
1.  Juli  1809  im  ganzen  Umfange  des  Königreiches  in  Wirksam- 
keit init,  ist  die  bisiierige  Gesetzgebung  über  die  uflenÜiche  Ar- 
menpflege, obwohl  die  Hauptpriuzipien  derselben  beibehalten  wur- 
den, in  verschiedenen  Punkten  geändert,  in  andercu  vcrviillst;indi^ 
worden.    Die  wichtigeren  Veriimleriingcn  und  Ergiuizuugcii  sind: 

a.  Ei>  i6i  ausdrücklich  ausgeM|tiucbcn,  dass  die  öflenthche 
Unterstützung  dem  Armen  nur  Das  zu  bieten  hat,  was  er  durch 
die  freiwillige  Armenpflege  nicht  erlangen  kann,  also  nur  eme 
snbsidiftre  ist  (Ari.  4). 

b.  Ausser  den  irrth&nlich  imtentQizten  gchwnannen  Bind 
nun  anch  jene  Personen  zum  Ersätze  des  Empfangenen  ferpfüditel) 
welehe  binnen  üOnf  Jahren  nach  erhaltener  OffenfUeher  Unto^ 
stdtznng  ein  Vermögen  erwerben  haben,  das,  unbeschadet  der 
Sidierstellung  Ihres  Lebensunterhaltes,  die  Ersatzleistung  ermög- 
licht (Art  5).  Dagegen  wird  den  öffentlichen  Armenpfiegem  statt 
des  bisher  bei  At^g  armer  Notherben  besessenen  Erbrechtes  in 
den  Nachlass  der  Yon  ihnen  Unterstützten  Idoss  der  Anspruch  auf 
Bflckersatz  der  gewährten  Unterstotzung  an  deren  YerhiBseDsehaft 
unter  der  Voraussetzung  eingeräumt,  dass  die  Unterstfitnmg  m 
den  letzten  fünf  Jahren  vor  dem  Tode  des  Unterstützten  gegeben 
wurde,  keine  armen  Notherben  vorhanden  sind,  und  der  Unter- 
stützte nicht  von  einer  Wohlthatigkeitsanstalt  beerbt  wird  (Art.  7). 

c.  Die  Aufenthaltegspuande  hat  den  Aui^and  für  Hüli»- 
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i!  leiatung  in  Krankheiten  nicht  blos  bei  Dimtboten,  Gewerbsgchil- 

fijBB  fen,  Lehrlingen  und  Fabrikarbeitern,  sondern  bei  säramtlicheD 

yvm  Lohnarheitern ,  die  am  Orte  in  einer  ständigen  Arbeit  stehen,  zu 

dhif-  tragen,  doch  liegt  ihr  diese  Last  nur  für  die  Zeit  von  90  Tage 

ob;  bei  längerer  Dauer  der  Krankheit  hat  die  Hciniutli.-^o-emeinde 
i'-iS  den  Kranken  m  überneUmeii  oder  die  weiter  entcstehendeu  Kosten 

iiB.  i'-  zu  ersetzen  (Art.  11).    Fordert  die  Gemeinde  von  den  genannten 

&m  Personen  regelmässige  Krankenkassenbeiträge  —  wozu  sie  auch 

m  nach  dem  neuen  Gesetze  berechtigt  ist  —  so  wird  die  ihnen  ge- 

.1)^.  währte  Krankenhülfe,  wofern  sie  nicht  länger  als  90  Tage  dauert, 

nicht  als  eine  öffentliche  Ärmenuiiterstützung  betrachtet  (Art.  20). 
;:  ;  üebrigcns  können  auf  Autrag  des  Armenpflegschaftsrathes  nun- 

mehr  auch  industrielle  Grossuiiteniehmer,  die  gleichzeitig  viele 
Siim  Arbeiter  beschäftigen,  durch  die  Gemeindeverwaltung  angehalten 

tm  werden,  ihren  Arbeitern  die  nöthige  Krankenhülfe  durch  Gründung 

i^Lait         T<m  KraiikAnmitflntfitzungskassen,  für  wdclie  de  von  ihnen  Bei- 
trage erhehen  dfirfen,  seihst  zu  gewfthren.  Wo  solche  Einrich* 
■^^^         tongen  hestehen;  sind  die  daran  theOnehmeaden  Arhäter  von  der 
Leitung  von  Erankenkassenheitragen  an  die  Gemeinden  hefrdt 
(Art:  21), 

^  j,^^  d.  Ffir  jene  Enatzansprftehe  der  Armenpflege  an  das  Aus* 

j.^K  land,  die  dureh  hestebende  Staatsvorirftge  nicht  zugelassen  sind, 
-v.:^  oder  ohne  Erfolg  geltend  gemacht  wurden,  tritt  die  Staatskasse 
"^^  jj         ein  (Art  15). 

e.  Privatpersonen  haben  lür  die  einem  Armen  gelästete 
Hülfe  nur  dann  einen  Ersatzanspruch  an  die  unterstfttznngspflich- 
tige  Gemeinde  oder  eine  öffentliche  Kasse,  wenn  diese  Hülfe  so 
dringend  war,  dass  der  Armenpflegschaftsrath  des  Ortes  der  Hülfe- 
^jjl  leistung  nicht  vorher  in  Kenntniss  gesetzt  werden  konnte;  aber 

'^0'  ^^^^  ^^^^  haben  sie  bei  Verlust  ihres  Ersatzanspruchs  längstens 

^  ^  büinen  48  Stunden  nach  Beginn  der  Hülfeleistung  die  Anzeige  an 

den  Armenpflegschaftsrath  zu  erstatten  (Art.  17). 

f  Die  Armenpflichtbeiträge  nehmen  die  Natur  der  Gemeinde- 
^^^jlj  steuern  an.  indem  die  Mittel,  die  sie  bisher  lieferten,  von  nun  an 

^vio  jene  für  andere  Gemeindebedürfnisso  durch  ITmlatren,  Verbrauch- 
steuern  und  sonstige  örtliche  Abgalx  n  liir  Benutzung  des  Ver- 
mögens,  der  Anstalten  und  Unternehmungen  der  Gemeinde  aufge- 
^  bracht  werden  (Art.  18). 

g.  In  Betreff  der  Zusammensetzung  der  Armenptlegsclmttärathe 
sind  folgende  Veränderungen  eingetreten :  n)  es  werden  nicht  mehr 
^ Klassen  von  Gemeinden  unterschieden,  sondern  bloa  zwei: 
0  Gemeinden  mit  ätadti:^cher  Verlaäsung  und  sonstige  Gemeinden; 
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f)  den  Gemeinden  isi  sowohl  die  Fesiaetenng  der  ZaU  dei  dnieh 
WaM  m  besdchnenden  Mitglieder  des  AimeDpflegschaftBraihes,  als 
die  Bestellung  derselben  obne  vorher  einziiholende  Bestfttigong 
Überlassen;  y)  in  den  Gemmden  mit  st&dtischer  Vei&ssang  Mt 
der  Stadtkommissftr  und  in  Mflnchen  der  PoUzeidiroktor  als  Mit- 
glied weg,  daför  ist  der  Vorstand  der  israelitischen  Eultusrerwal- 
tung,  wenn  ein  solcher  in  der  Gemeinde  ist,  als  Mitglied  hhnu- 
gekommen;  i)  Vorstand  des  Armenpflegschafterathea  ist  in  st&dti- 
sehen  so  wie  in  sftmmflichen  Ffiihser  Gemeinden  der  B&rgeoneister, 
unter  mehreren  der  erste;  in  den  übrigen  Gemeinden  der  Pianv 
vorstand,  und,  wenn  deren  mehrere  vorhanden  sind,  der  Dienstp 
älteste  der  Konfession  der  Mehrheit  der  Gemeindeangehörigen; 
f)  in  den  Landgemeinden  diesseits  des  Rheins,  wo  bisher  dar  Gfr- 
meindeausschuss  mit  dem  Pfarrer  die  Geschäfte  des  Arraenpfleg- 
schaftsrathes  zu  besorgen  hatte,  wird  nunmehr  ein  eigener  Armen- 
pflegscliaftsrath  wie  in  den  anderen  Gemeinden  gebildet;  C)  diß 
Wahlen  für  den  ArinonpHegschaftsrath  geschehen  immer  nach 
Vollendung  der  Ofiik-indewahL  u  und  gelten  in  Gemeinden  mit 
städtischer  VerfassuiiLr  nuf  dit  i .  in  den  übrigen  Gemeinden  auf 
sechs  Jalire;  tj)  der  Aruieiii)t1ogscliaft5rath  darf  sich  durch  Mit- 
glieder aus  den  Vorstehern  der  in  der  Gemeinde  befindlichen  Wohl- 
thiitigkeitsvereino  verstärken  und  einzelne  in  den  Armenpflegschafts- 
rath wählbare  Kinwohuer  als  Armenpfleger  für  bestimmte  iJezirke 
der  Gemeinde  aufstellen  (Art.  22—24). 

h.  Der  Wirkungskreis  de.s  Armenpflegschaftsrathes  ist  jenem 
der  Gemeindebehörden  gegenüber  schärfer  begrenzt  und  innerhalb 
desselben  die  freie  Bewegung  mehr  gesichert.  Der  Armenpfleg- 
schaftsrath hat  das  Kecht,  Annen  Behufs  gerichtlicher  Verfolgung 
von  Vermögensrechten  die  haaren  Prozeüsauslagen  vorzuschiessen, 
Eltern  ihre  von  der  Armenpflege  unterstützten  Kinder,  wefeni  sie 
deren  Erziehmig  vemadilässigen,  abzunehmen  und  über  VerschwciH 
der  die  Kuratel  zn  beantragen  (Art  27~-37). 

i.  0ie  Aoi^gfaben  dar  Distriktaarmenpflcge  sind  genauer  prft- 
zisirt  und  den  Bescbftftigungs-  und  Krankenhftnseni  noch  Ar- 
menhftuser,  Armenkolonien  und  Anstalten  zur  Erziehung  armer 
verwahrloster  Kutder  als  weitere  Distriktsanstalten  hinzogeiligi 
Die  Besorgung  der  IKstnktsaimenpflege  ist  wie  eine  andeie  Disjankts- 
angelegmiheit  zu  behandeln  und  gehört  sonach  zum  Geschflftskieise 
des  Distiiktsrathea  und  l^triktsaussdiusses.  Ein  eigener  Distrikts- 
Aimenpflegschaftsrath  besteht  daher  nicht  wdter.  Doch  haben  aa 
üea  Sitzungen  dieser  Organe  die  Bezirksärzte  und  zwei  am  Bflgiaa 
jeder  Distriktswahlperiode  auf  die  Dauer  derselben  von  dem  war 
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gebildeten  Distriktsaiisschiiss  mit  Stimmenmehrheit  gowählte  selb- 
ständige Pfarrer  des  Distiiktes  mit  voller  Sümmberechtigung  theil- 
zunehmen  (Art.  38—40). 

k.  Den  Geo-pr^tänden  der  KrcisLirmenpfleg'e  ist  die  Unter- 
haltung und  Gründung  von  Armenknlniiicii  angereiht.  Sodunn  ist 
bestimmt,  th^^i  der  Landrath  bei  jeder  seiner  ordentlichen  Jahres- 
veraanimlungen  darüber  zu  beratlien  und  zu  bescbliessen  hat.  ob 
und  in  welehem  Umfange  einzelne  Distriktsgenh'inden  des  Kreises 
als  mit  Armenlast^n  überbürdet  erscheinen  und  deshalb  einer 
Kreisunterstützung  bedürfen  (Art.  41). 

1.  Die  Verletzung  der  Achtung  gegen  den  Arnieuitllegscliafts- 
rath  von  Seite  der  öffentliche  Unterstützung  geniessenden  Armen, 
sowie  der  unbefugte  Verkauf  oder  die  muthwillige  Unbrauchbar- 
machiing  der  ibnen  Ton  der  öffentlicheii  Armenpflege  übergebene 
üntentfitnmg^fegenBtände,  Arbeitsstoffe,  Werkzeuge  a.  s.  w.,  zieht 
eine  Aireststrafe  bis  zu  8  und  im  BücMalle  bis  zu  80  Tagen  nach 
m\L  Femer  werden  ArbdtsßÜiige,  welefae  von  der  Amen^ege 
Onterstfitzong  beziehen  oder  beanspruchen  und  die  ihnen  ange- 
wiesene Arbeit  nicht  verrichten,  oder  welche  innerhalb  Jahresfrist 
eine  solche  Unteratfitznng  beansprucht  oder  bezogen  haben  und 
sich  weder  einer  ihren  Kräften  angemessenen  Arbdt  widmen,  noch 
dannthun  vermögen,  dass  sie  sich  auf  erlaubte  Weise  emilliren, 
mit  Arrest  bis  zu  14,  im  Bflckfalle  bis  zu  30  Tagen  bestraft. 
Die  Strafen  sind  höher  gegrififen,  als  sie  für  ähnliche  Uebertretun- 
gen  das  Straf-Q.-B.  im  Art.  12.S  und  das  Pol.  Straf-Ö.-B.  im 
Art.  87  festsetzt  Dag^n  ist  das  Verbot  der  Entfernung  unter- 
stützter Armer  aus  ihrem  Wohnorte  oder  Folizeibezirke  ohne  Er- 
laubuiss  des  Orts-  und  beziehungsweise  Polizeivorstandes  aufge- 
hoben (Art  44). 


xvn. 

KSnigreich  Württemberg. 

Voa 

OberregierongBrath  Friedrich  Bitser  in  Stuttgart 

Der  Württembergische  Staat  gewann  Bestand  und  Umfang 
von  kleinen  Anfangen  durch  stetigen  Zuwachs  im  Laufe  von  sechs 
Jahrhundert<:'n  (1241).  Vom  mittleren  Neckar  und  seinem  Seiten- 
flü.ssehen,  der  Rems,  ans,  wo  die  SUidte  Stuttgart,  Kaanstatt, 
Waiblingen,  Schonidorf  mit  den  umliegeiitlen  Dörfern  den  Grund- 
stock der  Besitzungen  bildeten,  wusste  das  (irafengeschlecbt,  wel- 
ches dem  Lande  den  Namen  und  dem  Staate  den  Bestand  verlieh, 
unähnlich  so  maueht'm  deutschen  Fürstenliause,  in  dessen  Händen 
grosse  Besitzungen  zerfielen,  ein  immer  grosseres  Gebiet  dadurch 
sich  zu  verschaffen,  dass  es  das  Erworbene  in  fester  Hand  behielt, 
wenn  nüthig,  kämpreiid  beliaupiftc  und  dem  sichereu  Besitze  steU 
neue  Erwerbungen  hinzufügte.  Was  den  Ersten  jener  Fürsten, 
der  in  der  Geschichte  kennbar  hervortritt,  aus/eichnete:  Energie, 
Sparsamkeit,  kluge  fienuteung  der  Umstände,  war  auch  den  mei- 
sfeen  seiner  Nacbfolger  eigen,  und  beinahe  Jeder  derselben  hinter- 
lieae  seinem  Brben  ein  grosseres  Gebiet,  als  er  übernommen  hatte. 

Durch  Untfa^barkeit,  Mnberrschaft  und  UuTerinaserlicfakeit 
dee  lAudes  gewann  das  Herzogthnm  (seit  1485)  eine  Festig- 
keit und  Einheit,  welche  in  der  Ausbildung  der  landstSndiachen 
VerfiMsnng  und  der  Einheit  des  evangeliacben  Qlaubensbekeiuit- 
nlsses  weitere  Stützen  erhielt  und  sich  auch  in  den  ' folgenden 
Jahrhunderten  bewShrte. 

Gleichzeitig  mit  der  Einführung  d«  Beformation  (1536)  wurde 
auch  an  die  Ordnung  des  Armen  Wesens  Hand  angelegt  (1536) 
und  in  den  eüizelnen  Gemeinden  aus  Mitteln  für  Unwegfidlende 
kirchliche  Leistungen  an  Armenfonds  (Anuenkasten)  gegründet, 
aus  welchem  die  Armen  nach  näherer  Vorschrift  der  hierüber  er- 
lassenen Ordnung  unterstützt  werden  sollten. 
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Durch  die  politischen  Ereignisse  zn  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts (1803—1810)  erhielt  Württemberg  (seit  1806  König- 
reich) einen  Liiutlerzuwarhs ,  welcher  in  kurzer  Zeit  die  Bevölke- 
rung voü  65UiKX)  auf  1,4ihmkh)  Kinwuliiirr  erhöhte.  Die  neuen 
Besitzungen  bestanden  in  frühereu  Keichsstiidtfu  und  Klöstern,  in 
der  Oberheit  über  reicii.sunraittelbare  Herrschaften  und  liittergüter, 
zu  einem  gi-089en  Theile  mit  katholischer  Bevölkerung  und  mit 
Einrichtungen,  welche  von  denen  des  alten  Landes  sehr  verschie- 
den waren. 

Gleichwohl  gelaug  es,  im  Laufe  der  Zeit  die  neuen  Be- 
sitzungen mit  dem  alten  Lande  zu  einem  fest  verbundenen  Gan- 
zen  zu  Yerschmelzen.  Zur  Ordnung  des  Armenwesens  insbesondere 
müden  dnroh  eine  Polizeiverordnnng  vom  11.  Septemlier  1807 
umfiisseDde  Yorkelirungt  u  wegen  Abstellung  des  Betteins  getroffen 
und  der  wichtige  Satz  ausgesprochen:  dass  Jeder,  weloher  sieh 
nicht  selbst  nothdfirftig  erhalten,  noch  ton  seinen  Verwandten  unter- 
stütit  werden  Unne,  auf  die  Beihilfe  deijenigen  politischen  Qe- 
nemde  Anspruch  sni  machen  habe,  in  wdcher  er  das  erbliche 
Börger-  oder  Beisitsrecht  habe,  oder,  wenn  solches  bei  ihm  nicht 
zutrifft,  wo  er  fünf  Jahre  lang  stillschweigend  geduldet  worden, 
oder  endlich,  wo  er  geboren  sei. 

Während  durch  diese  Vorordnung  für  das  ganze  Land  der 
Grund  zu  einer  gleichförmigen  Regelung  der  Pflicht  zur  Armen- 
unterBtützung  gd^t  wurde,  gaben  zu  einer  über  das  gesammte 
Königreich  sich  verbreitondon  Armenfürsorge  die  Nothstände  An- 
lass,  welche  im  Jahre  1810  zum  Ausbruche  kamen. 

Nurhdf^TU  25  blutige  Kriegi^jahre,  heisst  es  in  einem  Berichte 
ans  jener  Zeit,  alles  Drückende,  was  sie  mit  sich  führten,  über 
Württenibori^  <rcl)niclit  und  besonders  durch  Natunillicferuugen, 
Einquartierungen,  I'ii'hnen  den  "Wohlstand  Vieler  zerstört,  beinahe 
alle  Vorräthe  ersch(">pft,  den  Vielistand  vermindert  —  nachdem  die 
Bewohner  mehrerer  (  n'genden  des  Landes  einige  Jahre  nach  einan- 
der ihren  Getreide-,  Wein-  und  Obstsegen  dui-ch  Miswachs  ver- 
nichtet gesehen  hatten,  wurden  im  Jahre  1816  durch  Frühlings- 
fröste die  Obstbäume  und  der  Weinstock  aufs  Neue  beschädigt, 
und  es  war  auch  die  Witterung  des  Sommers  von  der  Art,  dass 
bei  dnem  überaus  ungünstigen  Ertrage  der  Früchte  jeder  Art 
eine  Thenerung  aller  Lebensmittel  entstand.  Der  Wohlhabende 
sah  sieh  genöthigt,  seinen  Verbranch  und  seine  Unternehmungen 
auf  jede  Art  einzusdirSoken,  der  Manu&kturist  mnsste  aus  Man- 
gel an  Absats  einen  Theü  seiner  Arbeiter,  der  Handwerker  aus 
Mangel  an  Bestellungen  und  wegen  des  thenren  Brodes  jeden  ent- 
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behrlichen  Gesellen,  der  Landmann  jeden  ftber^fiasigen  Kneobt  liln 
entteasen.  Dadurch  wurde  mandier  fleiseige  Arbeiter  ausser  Yer- 
dienst  und  in  einen  Nothstsnd  versetzt,  der  ihn  zwang,  sein  ein-  M'A 
ziges  Stack  Tieh  zu  scblachteu  oder  die  noch  wenige  liegende 
Habe,  ja  schon  fast  imeutbchrlicbe  Hausgerftthe  und  Kleidungs-  ^ 
stücke,  oft  uro  jeden  Preis,  der  ihm  gt  botpn  wurde,  zu  verkaufen.  \^ 
Unter  solclien  Umständen  mehrte  nich  die  Zahl  der  Armen  ung»' 
mein,  die  örtlichen  Armeneinricbtungen  erwiesen  sich  ab  unzu-  j^ß^gj^ 
länglich,  es  fehlte  vor  Allem  an  einem  Sammelpunkte,  welcher 
die  Einsichten  und  Erfahrun«?en  einzelner  Menschenfreunde  ver-  ^  ^ 

einigte,  daraus  allgemeinere  Kcsnltaie  zof^f,  und  solclien  Lolval- 
beliördeu,  welche  der  gehörigen  Umsicht  entbehrti^n,  mit  Beleb- 
rungen  an  die  Hand  ging;  es  zeigte  sich,  dass  hei  dem  besten 
Willen  nur  Vereinigung  aller  Kräfte  und  Mittel  zum  Zwecke  j^.  ^ 

führen  koiiiit,i\ 

In  solch"  sdiwierigen  Verl)iUtni>.sen  fas^e  die  KOnigin  Katha- 
rina den  Entschluss:  im  ganzen  Lande  aus  allen,  gegen  die  Notb- 
leidenden  nicht  Oleichgültigen  einen  Wohlthätigkeits -Verein  /.u  ]  j 
bilden;  der  Plan  wurde  den  20.  Dezember  181G  von  einer  Anzahl 
Frauen  und  Männern  geprüll  und  von  König  Wilhelm  den  7.  Ja- 
nuar 1807  genehmigt.  Zweck  dieses  Vereins  war:  , Hülfeleistung 
zur  Verminderung  des  Elendes  der  Armen,  nicht  nur  in  der  dama- 
ligen Noth,  sondern  für  immer  und  zu  allen  Z^ten,  mM  Meis 
in  einzehien  Orten,  sondern  im  ganzen  Umfang  des  Königreiches, 
nicht  nach  einseitigen  individuellen  Ansichten,  sondern  nach  allge- 
meinen  fihereinstimmenden  Grundsätzen.* 

Dieser  Verem  leistete  im  Jahre  1817  ungemein  Vieles  Ar 
die  Linderung  der  herrschenden  Noth;  allein  nach  Beseitigung 
derselben  nnd  nach  dem  schon  am  9.  Januar  1819  erfolgten  Tods 
seiner  Stifterin  trat  seme  Wirksamkeit  mehr  nnd  mehr  znrfick,  und 
die  Th&tigkeit  seines  Zentralorgans  .der  Zentralleitnng  des  Wohl- 
thfttigkeits- Vereins*  bescliränkte  sich  fortan  auf  bestimmte  Zweige 
der  freiwilligen  Armenpflege,  insbesondere  auf  die  Sorge  für  Be- 
schäftigung und  Erziehung  armer  Kinder,  während  die  gesetzliche 
und  obligatorische  Arroenfürsorge  ausschiiessUch  von  den  ordent- 
lichen Armenbehördeu  besorgt  wurde.  ^ 

Für  diese  gesetzliche  Aniienpflege  war  es  von  prinzipieller  j^"*' 
Bedeutung,  dass  der  §.  62  der  Verfassungsurkunde  vom  25,  Sei>-  ^  ^ 

tember  1H19  den  Grundsatz  aussprach,  ,da3s  jeder  Staatsbürger, 
sofern  nicht  gesetzlich  eine  Ausnahme  bestehe,  einer  Gemeinde 
als  Bürger  oder  Beisitzer  angehören  müsse",  wühreiid  schon 
in  fruhereu  Gesetzen  (lbu7,  löiö).  die  Vei-ptticbtujug  der  Ge-         ;  ?^ 

i  ^ 

_  1 
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K  raeiaden  festgestellt  war,  für  iiothdürftige  Unterstützung  der  ihnen 

als  Biircror  oder  Beisitzer  angeliörigen  Annen,  in  so  weit  hierzu 

*  Mittel  öffentlicher  StiftunLCen  nicht  vorhanden,  aus  <  ieni.Mndt'mitteln, 

somit  nöthigenfalls  durch  Umlagen  auf  daä  zum  Gemeiudebezirke 

if  gehörige  steuerbare  Vermögen,  zu  sorgen. 

1  Indessen  wurde  jener  Grundsatz  erst  durch  ein  /.iemlich  später 
If-  zu  Stande  gekommenes  Gesetz  zur  Ausführung  gebracht,  durcii 
ff  das  Gesetz  über  das  Geuieindebürger-  und  Reisitzrecht  vom  15.  April 
^  indem  dieses  erst  durch  eine  Eeilie  von  Bestimmungen  dazu 
f  IVilirte,  dass  allmälig  jeder  Wüi'ttemberger,  indem  er  thatsächlich 
t  irgend  einer  Gemeinde  als  Bürger  oder  Beisitzer  angehörte,  ein 
^         Heimathrecht  erlangte. 

2  Dasselbe  Gesetz  sprach  auch  den  Grundsatz  ganz  bestimmt 
^         aus:  «dass  dieses  Heimatbrecht  im  Falle  der  Dfirftigkeit  den  An- 
spruch auf  Unterstützung  aus  den  örtlichen  (Gemeinde-  oder  Stif- 

>         tongs-)  Kassen*  der  Heimathgemeinde  gewähre, 
i .  Mit  der  Vollziehung  des  Bfhrgerrechtgesetzes  von  1828,  dessen 

Wirkungen  frühestens  in  dem  Jahre  1830  und  nur  allmftlig  sich 
i  geltend  machten,  begann  eigentlich  erst  die  schon  früher  b^grOn- 
^  dete  Armengeseizgebung  Leben  zu  gewinnen,  und  es  ist  deshalb 
k  Ton  Werth,  von  dieser  Zeit  an  die  statistischen  Erhebungen  über 

i  die  öffentliche  Armenunterstfitzung  zu  vergleichen,  welche  vor 

i  einigen  Jahren  für  den  Zeitraum  von  1830  bis  1864  gemacht  wor- 

den sind.  Bas  Anfangsjabr  1830  zeigt,  namentlich  in  Vergleich ung 
'  mit  dem  der  Theuerungszi'il  1^16  17  nahestehenden  Jahre  1H18, 

einen  sehr  günstigen  Stand.  In  dem  zuletzt  genannten  Jahre  kam 
t  I  Armer  auf  21,  1  arbeitsfriliiger  Armer  auf  91  P^inwohner;  im 

;  Jahre  ispjü  dagegen  1  Armer  auf  ölloc,  Einwohner.    Allein  auch 

t  im  Verhältnisse  zu  der  folgenden  Zi'it  war  das  Jahr  LS30  sehr 


};ünsti^^  indem  das  Verhältniss  der  Unterstützten  zur  Bevölkennig, 
welches  l^'M)  bestand,  in  den  loliT'^nden  .Tahren  iiidit  wieder  er- 
reicht wurde,  und  erst  das  Jahr  18(14  mit  dem  Verhältnisse  1  :ö2,oi 
sich  jenem  Anfangstermine  nahe  stellt. 

Bei  Vergleiehnng  der  Zeit  von  1^31  bis  1864  ist  es  indessen 
nothwendig,  drei  Perioden  zu  unterscheiden:  die  Periode  billiger 
Freise  für  Lebensmittel  von  1831  bis  1842,  die  Theuerungsperiode 
1843  bis  1854  und  die  Periode  mit  hohen  Lebensmittelpreisen, 
aber  höheren  Lohnen  von  1855  bis  1864. 

In  der  ersten  Periode,  1831—1842,  war  der  Dnrcfaschnitts- 
prais  von  1  Scheffel  Dmkd,  der  in  Württemberg  f&r  den  Preis 
des  Brodes  maasgebenden  Fruchtgattung,  5  Gulden;  er  stand  in 
den  ersten  Jahren  dieses  Zeitraumes  niedriger,  als  5  fluiden,  und 
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betrug  1836  nur  4  fi.  4  kr.  Der  Preis  des  Ochsenfleiaehes  betrog 
pro  Pfund  zwischen  8  and  9^^  kr.,  deijenige  von  1  Simri  {i  Seheffsl)  in 
Kartoffeln  zwischen  17  und  33,  dnmal  (1840)  nur  11  kr.  In 
der  Landwirthschaft  betrag  der  Tagelohn  für  M&nner  in  der  lütte 
des  Landes  (Hohenheim)  und  in  dem  Unterlande  (Neckanndm)  ^ 
nicht  fiber  24  kr.,  in  Oberschwaben  zwisdien  26  und  30  kr.  Die 
Ldhne  der  Hand werksgeh Olfen  betrugen  bei  den  Schustern  30,  [(|^ 
Schni'i'l  ni  r.o— 31,  Schniiodm  34— H"),  Sattlern  und  Drochslorn 
,'?■)— :iC),  Schreinern  3(i    37,  Flaschnern  37    3S.  Kupferschmieden  p 
38,  Schlo^isorn  und  Mcssorschunt'dcn  38    3*J,  Zimraerleuten  40, 
Maurern  40—41,  Färbern  41,  Gerbern  41-42,  Uhrniachcrn  46, 
Hold-  unil  Silberarheitern  47,  Feinmechanikern  48  —  49.  Stein- 
hauern  öO- .')!,  Töpf-'m  r)4  -  ö")  kr.   Es  bestanden  im  AUgemeineu 
billige  LebensuuUelpreise  und  ebenso  billige  Löhne.  j^p^ 

In  dieser  Zrit  war  das  \  erhältniss  der  Unterstützten  zur  Be- 
völkernng  1831   Iröl.aö,  1832  l:4!>,58.   1^33  l:49,yi,  1634  -^^ 
l:49.u7,  1-S3.-)  r.4H..>s.  iSMlj  1  :  4S.7,,,  !s:iT  1  :  4S.24.  1H38  1:47,78,  j,^, 
1831)  1  :  u;.t>.;.  l'S4n  1:4»;.;,.,,  I.s41  1  :  47,7(».  1><42  1  :  4(iJ8.  hj^" 

Wenn  su  bei  im  (iun/j-n  giinstigt-n,  sich  wenh^  ändernden  Nah-  v^,^ 
rungsvt'rhältnissin  trleichwohl  schon  in  der  Peri^Mle  von  1831  bis  jj.^ 
1842  eine,  Avenn  auch  nicht  biMloutende,  doch  sti'li*jp.  Zunahme  der  |^ 
rnterstiitzten  im  Verhältniss  zur  Bevölkci unj4  mvIi  kmid  gab,  80  .j^' 
kann  der  Grund  hiervon  wohl  nur  darin  gesucht  werden,  dass  es 
durch  das  Bürgerrechtgesetz  von  1828  den  Unterstützung  Suchen-  ^ 
den  leichter  gemacht  war,  die  Gemeinde  zu  finden,  gegen  welche 
sie  ihren  Anspruch  erhelien  konnten.   Es  wfirde,  wenn  diese  Ver- 
mnthung,  was  kaum  zu  bezwdfeln,  richtig  ist.  hieraus  nicht  so- 
wohl eine  Verschlimmerung  der  wirtbschafUichen  Znstftnde  des 
Landes,  als  die  Tfaatsacfae  zu  folgern  sein,  dass  eine  genaue  Frl- 
zisirung  des  Unterstützungsanspruchs  und  die  Erleiditenmg  des  ^ 
Weg&s  ihn  geltend  zu  machen,  eine,  wenn  auch  nicht  erhehliehe,  ^ ' 

Vermehrung  der  Unterstätzungsfölle  zur  Folge  bat. 

Wesentlich  ungünstiger  gestaltete  sich  die  zweite  Periode 
von  1842  bis  18.")4.  Schon  im  Jahre  1842  war  Futtermangel, 
theiiwei^er  Miswaclis  des  Getreidts  und  der  Kartoffeln  eingetre- 
ten: das  .lahr  1843  braclite  einen  weitverbreiteten  Gewitterschaden 
und  die  uuf^ewöhnlich  lange  Dauer  und  Strenge  des  Winters  von 
KS43  44  wirkte  bei  hohen  Getieidepreisen  auf  die  Minderbemittel- 
ten drückend.  Ganz  Ijesonders  nachtheilig  aher  waren  die  Folgen 
der  KartoU'tdkrankheit.  welche  l.s4ö  /um  ppstt  n  Male  in  grösserer 
Ausdehnung  auftrat  uiul  in  den  .labren  184Ü  und  1847  ihre  Ver-  |  ^ 

beerungeu  fortsetzte  und  weiter  verbreitete.  Dazu  kam  theüwei^r  ^ 
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M  Viswachs  and  geringo  Krndteergebnisse  in  ganz  Deutschland  uud 

S  einem  ji^osseu  Theile  von  Europa,  welche  im  .lahre  I.S47  eine 

t  .  langt'  nicht  sjekannte  Theucrung  der  Lebensmittel  herbeiführten, 

i  Zwar  traten  in  den  folgenden  Jahren  wieder  bessere  Ernten  ein; 

i  allein  in  d*'n  Jahren  ]X4X  und  l'^45t  ilrüekten  die  politischen  Ver- 

h  hältüisse  auf  den  Erwerb,  und  zu  Aufan;j:  der  ISiX) er  Jahre  traten 

i  Ueberschwemniunir»'!!  und  Mi^^SlM■nt<'U  auf.  so  dass  im  Jahre  \H^}4 
t  wieder  ähnliche  Is<jtbzu.>tiuide  \orhauden  waren,  wie  im  Jahre  l«47. 

ii  Der  Preis  von  1  Scheffel  Dinkel  hatte  zwar  schon  in  der 
i  vorigen  Periode  vorübergehend  den  miitleren  Beitrag  von  f)  H. 
1»  übeischritteu ;  in  dfui  gauzen  Zeitraum  von  1H42  bis  1854  aber, 
j  mit  Ausnahme  der  Jahre  1848  bis  1851,  behielt  diese  i  ruihi- 
K  gattung  einen  hohen  und  steigend  höheren  Stand,  und  es  betrug 


aer  Preis  1843  7  fl.  15  kr.,  1846  8  il.  47  kr.,  1847  10  fl.  16  kr., 
1853  7fl.  14  kr.,  1854  9fl.  43  kr.  Ganz  besonders  aber  stieg 
der  Preis  der  Kartoffeln;  er  betrug  1846  1  fl.  4  kr.,  1847  1  fl. 
20  kr.,  1852  und  1854  1  fl.  pro  Simri,  während  die  Mheren 
Preise  sich  zwischen  20  und  30  kr.  bewegt  hatten.  Auch  der 
Preis  des  Fleisches  hielt  sich  pro  PAind  um  1—2  kr.  hoher,  als 


^  mm, 

■f.  Dagegen  blieben  die  Löhne  in  der  Landwirthschaft  bis  zum  Jahre 

1855  ohne  erhebliche  Verändemng  und  auch  in  den  industriellen 
Gewerben  kam  keine  bedeutendere  Erhöhung  zum  Durchbnich. 

^  Eine  soL  lu*  ii!iL;üiistii:f' Veränderung  der  wirthschaftlichen  Zu- 


?  stände  hatte  mit  der  Zeit  die  nacliüieiligsten  Folgen. 

^  Die  Zahl  der  Trauungen,  ein  Kennzeichen  der  Gunst  oder 

r  Ungunst  der  wirthschaf fliehen  Zustände,  war  im  Verliriltiüss  zur 

t  Bevölkerung  in  fortwilhrendeni  Kü'kgnng.    Es  kam  1830  eine 

,  Trauung  auf  121  EinwOhm-r,  1X42  auf  128,  1843  auf  135,  1840 

j  auf  141,  1847  uuf  153,  1851  auf  löl,  1852  auf  107,  1853  auf 

201,  1854  nur  auf  23Ü  Emwohner. 

Die  Au>uaM<!rrn!ii,'-,  nach  Nordamerika,  stieg  in  einem  \\ uhr- 
haft er.^clireclvendciii  Mausr  uud  r-s  belirf  ,>icli  der  Mehrbetrag  der 
Auswanderungen  über  die  Ein  Wanderungen  in  den  -fahren  1851  52 
.     ■        Hilf  137ii7,  1852  53  auf  i;;s4;i.  1  s53  54  auf  2< '6511  pprsum-ii,  wobei 
r  w  \  iele  nicht  eiugert'i  lint-l  sind,  welche  nicht  furmlich  auswauder- 

(  teu,  aber  doch  das  Lund  ideibeud  verliessen. 

Damit  stieg  denn  auch  die  Zahl  der  Unterstützten  inmier 
I  mehr,  und  es  betrug  das  Verhälfcniss  derselben  zur  Bevölkerung 

I  1843  1 : 44,80,  1844  1 : 45,50,  1845  1  : 44,40,  1846  1 : 36,76,  1847 

l:29,j!fi,  1848  1:36,08*  1849  1:39,37,  18dO  1  :39,65,  1851 
1 : 34,60,  1852  1 : 30,69,  1853  1 : 27,78,  1854  1 : 26,97. 
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Ks  traten  in  Württemberg  Zustände  ein,  welche  ileii  Notli- 
stftnden  nach  den  Kriegen  zu  Ende  des  vorigen  und  zo  Anfang 
des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  an  Erschöpfung  wenig  mMMaBdai^ 
und  m  weiten  Kroeen  der  BevOlkenrng  eine  beklagenewerthe  Muth» 
lodgkeit  und  einen  Hangel  an  Vertraaen  auf  irgendwekfae  Besae- 
mng  der  wirtbschaftlicben  Verhältnisse  des  Landes  henrorriefen. 

Um  so  erfivnlieher  war  der  An&chwnng,  weleher  die  dritte 
Periode,  185& — 1864,  kennzeichnet 

In  diesem  Zeiträume  besserte  sich  das  VerhSltniss  der  Unter- 
stützten zur  Bevölkerung  zusehends  und  in  sehr  starkeu  Yerfaftlt- 
nissen.  Es  betrug:  1855  1 : 29,94,  1856  1 : 34,28,  1857  1:27,86 
(voTfibergehander  Bfickgang),  1858  1 : 40,00,  1859  1:44,94, 
1:44,H  Id61  1:40,01,  1862  1:47,87,  1863  i:50,io,  1864 
1 : 52,01,  so  dass  es  nahezu  den  günstifren  Stand  des  Jahres  1880 
(1 : 53,(16).  welcher  seit  t jener  Zeit  nicht  mehr  dagewesen  war, 
wieder  orreiohte. 

übeuso  gestaltete  sich,  trotz  der  hoschriliikenden  Vorschriften 
über  das  Verehelicliungsrecht,  welche  durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai 
1852  eingeführt  worden  waren,  das  Verhältniss  der  Trauungen 
zur  Bevnlkt  run^'  fortwährend  günstiger.  Dasselbe  betriif^:  1854 
I  IHöö  1  :  182,  1856  1  :  165,  1857  1  :  165,  1858  1  :  150, 

1859  1.156,  1860  1:146,  1861  1:147,  1862  1 ;  138,  Ibtiä 
1  :  131,  lbÜ-1  1  :  126. 

Der  Grund  dieser  Ersolieinunj^en  kann,  zumal  im  Hinblick 
auf  (lit?  vorangegangene  Auswanderung,  nur  in  einer  eutscliiedenen 
Hessi'iung  der  Nahruugsverhälinisse  der  grossen  Masse  der  Be- 
völkerung gesucht  werden.  Gerade  hier  aber  zeigt  sich  das  Eigeu- 
thüniliche,  dass  diese  Erscheinung  nicht  im  Zusamnienhaug  steht 
mit  einem  Kückgauge,  sondern  mit  einem  tbeilwei.seu  Steigen  der 
Preise  der  Lebensmittel,  während  früher  ein  solches  Steigen  stell 
dne  Zunahme  der  üntersttitsnngsUst  nnd  eine  Abnahme  der 
Trauungen  mit  sich  gebracht  hatte. 

Es  betmg  nftmlieh 

der  Preis  von  1  Scheffel  Dinkel:  1861  5  fl.  49  kr.,  1852  6  fl. 
89  kr.,  1853  7  fl.  14  kr.,  1854  9  fl.  43  kr.,  1856  8  fl.  46  kr.,  1856 
7fl.26fcr.,  1857  6fl.58kr.,  1858  5fl.  40kr.,  1859  5fl.  32 kr., 

1860  6  fl.  öl  kr.,  1861  7  fl.  5t>  kr.,  1862  6  fl.  56  kr.,  1863  61 
48  kr.,  1864  6fl.  2 kr.; 

der  Preis  von  1  Simri  Kartoffeln:  1851  54  kr.,  1852  I  fl., 
1853  1  fl.,  IS'A  1  fl.  2  kr.,  1855  54  kr.,  1856  46  kr.,  1857  43  kr., 
1858  2;^  kr.,  lööy  39  kr.,  1860  62  kr.,  1861  61  kr.,  1862  47i  kr., 
1863  24  kr.,  1864  48  kr. 
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Ganz  besonders  aber  waren  die  Fleischpreise  im  Stpjgtn  hr- 
griffen,  und  es  stieg  der  Preis  von  1  Pfund  Mastochsenfleisch, 
welcher  1854  mit  12  kr.  den  höchsten  Stand  erreicht  zu  haben 
schien,  auf  13.  14  und  15  kr. 

Die  Erklärung?  dieser  an  sich  aiiffallondt'n  Erscheinung  ist 
offenbar  in  zwei  Thatsachen  zu  suchen,  welche  auf  dio  wirthschaft- 
lichen  Verhältnisse  des  Landes  ungemein  günstig  einwirkten :  es 
ist  dies  einmal  der  Bau  der  Staats-Eisenbahn  und  deren  Auscbluss 
an  die  Bahnen  der  Nachbarstaaten,  sodann  aber  die  allmälige 
Entwickelung  einer  grösseren  industriellen  Thätigkeit,  zu  welcher 
in  der  ersten  Hälfte  der  1850er  Jahre  der  Grund  gelegt  wor- 
den war. 

Die  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  erweiterte  fortwährend 
das  Absatzgebiet  für  alle  Erzeugnisse  des  Ackerbaues,  Obstbaues, 
Wdnbanes,  der  Waldwirthsehaft  und  für  alle  anderen  Zweige  der 
Urproduktion,  und  bewirkte  hierdurch  die  EizieluDg  höherer  Preise 
bei  günstigen  Ertragsverhftltnissen.  Dadurch  wurde  hinwiederum 
die  KoQsumtionsflUügkeit  der  von  der  Urproduktion  sieh  nfthrenden, 
die  ungemeine  Mehrzahl  der  Bevölkerung  des  Landes  bildenden, 
Klasse  und  deren  Bedarf  an  Erzeugnissen  des  Gewerbfleisses  ge- 
steigert. Hierdurch  aber  stieg  das  Bedüifiiiss  an  Arbeitskraft, 
sowohl  in  der  Industrie,  als,  in  Büekwirkung  hierron,  sowie  in 
Folge  der  Ausdehnung  mancher  Zweige  der  Urproduktion,  in  der 
letzteren,  und  diese  Steigerung  des  Bedarfs  an  Arbeit  hatte  natur- 
gemäss  eine  Erhöhung  aller  Löhne,  und  damit  eine  Verminderung 
des  Anspruchs  auf  Armenunterstützung  zur  Folge. 

Die  Steigerung  der  Löhne  betrug,  gegenüber  von  den  früher 
angegebenen  Sätzen:  bei  den  Arbeiten  in  der  Landwirthschaft  zwi- 
schen 1;")  und  2U"/o,  bei  den  Gehülfen  der  Schuster  (36*'/«',  Schnei- 
der 65 ",ü,  Schmiede  62" Sattler  61%,  Drechsler  r)!"^,  Schreiner 
61%,  Flaschner  57  v'o,  Kupferschmiede  63 "/u,  Schlosser  60",  o,  Messer- 
schmiede 487o,  Zimmerleute  797",  Maurer  tJU'!ü,  Färber  öä%, 
Gerber  51%,  Chrmachor  r)2"o,  (jold-  und  Silberarbeiter  53 Vo, 
Feinmechaniker  77 -'/<',  Steiuhuuer  80"  ..,  Topior  81%. 

So  war  denn  die  Besserung  der  Armenzustände  in  den  Jahren 
1855—1864  die  einfache  Folge  der  in  den  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnissen des  Landes  überhaupt  eingetretenen  günstigen  Verände- 
rungen, zum  deutlichen  Beweise  dafür,  daas  die  Armenverhältnisse 
sines  Iiandes,  die  Kehrseite  sdnes  gesammten  wirthschaftlichen 
Zustaodes,  hei  weitem  mehr  von  dem  ungünätigen  oder  günstigen 
Gange  des  Wirthschaftslebens  eines  Volkes,  als  von  dsn  hesonde- 
m  Einrichtungen  fflr  die  Armenpflege  abhängen,  wenn  auch  die 
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erhebliche  Bedeutung  der  letzteren,  namentlich  wegen  ihres  Bin- 
flusses  auf  die  intellektuellent  sittlichen  und  Gharaktennistilnde  der 
minder  bemittelten  Yolksklasse,  diese  wichtige  Bedingung  des 
Wirtbschaftslebens  —  nicht  zu  verkennen  Ist. 

Bas  Bild,  welches  durch  die  seitherige  Darlegung  der  E^t- 
wickelung  der  Aimenunterstfitzung  in  dem  ganzen  Lande  sidi  er- 
giebt,,  wird  noch  TervoUständigt,  wenn  man  einen  Blick  wirft  auf 
den  Gang  der  Armenunterstfltzung  in  den  verschiedenen  Bezirksn. 

Württemberg  besitzt  wenige  grössere  Städte  (Stuttgart  69,000 
£mw.,  Ulm2200(J,  Heilbronn  I60OO,  Esslingen  und  Beutliugen  12000, 
Ludwigsburg  11000  G.);  die  meisten  Städte  sind  klein  und  zäbled 
zwischen  1000  und  400'),  manche  noch  wonii^er  Einwohner,  Die 
Industrie  des  J.andes,  obwohl  im  NA'aclisen  begriffen,  ist  nicht  an 
wenigen  Orten  kimzcntrirt,  vielmehr  liber  ein  grösseres  Oebiet  zer- 
streut, und  seihst  da,  wo  sie  stärker  iieiv ortritt,  nur  selten  für 
den  Charakter  der  Itevölkerun*,^  ausschlies-slich  hestinimend;  sogar 
in  8tutti(art  ist  der  Weinbau  für  die  \^  irthschaftlichen  Verhält- 
nisse <1er  l^evölkerung  mindestens  so  wichtig,  wie  die  industrielle 
Entwi(  keluiiir.  Eine  Vergleichung-  der  ['uterstntzunjrslast  in  den 
.Städten  iiinl  in  den  Landgemeindt'ii  giclit  drsliiill».  wie  sieh  bei 
näherer  Erhebung"  und  \  rrijleii'hiinLr  ilcr  NolizfU  Lfezeigi  hat,  kein 
Resultat,  welcher'  irgend  vou  allgeuu'iMeiciu  \S'erthe  wäre.  Da- 
gegen ist  die  VerglHiclniiig  der  Armeuuiiterstützung  in  den  ver- 
schiedenen Oheranilshezirken  deshalb  von  W  ichligkeit,  weil  die  mei- 
sten derselben  niclit  blos  ein  politisches,  sondern  auch,  theils  von  An- 
fang au,  theils  in  Folge  lange  dauernder  Vcrbiiuhmg.  ein  mehr  gleich- 
artiges wirthschaftJiches  Ganzes  bilden,  wenn  gleich  in  manche  der- 
selben verschiedenartige  wirthscbaftl^che  Gruppen  sich  hineinziehen. 

Bei  Yergleichung  des  Verhältnisses  der  Uhterstttzten  zur  Be> 
vOUcerung  in  den  einzelnen  Bezirken  des  Landes  in  den,  besondere 
Beachtung  verdienenden,  Jahren  1818,  18:^,  1848,  1851,  18M, 
1857,  1861  und  1864  treten  zunächst  die  dichtbevölkerten,  duidi 
Wein-  und  Obstbau  gesegneten  Gegenden  des  altwärttember- 
gischen  Unterlandes,  vom  Einflüsse  der  Fils  in  den  Neckar  bis  zam 
Austritt  desselben  aus  dem  Lande,  das  Neckarthal  mit  seinen 
Seitenthälem  und  den  anliegenden  Hügelabhängen,  besonders  günstig 
hervor:  die  Bezirke  Manlbronn  und  Besigheim,  das  Amt  Stutt- 
gart und  die  Bezirke,  welche  die  gewerbsamen  Städte  Cannstatt, 
Esslingen,  Heilbronn  in  sich  schliessen.  Ihnen  ii'ilien  sidi  tlii' 
AWirnlMTger  und  das  Kemstbal  im  Waiblinger  imd  einem  Tht  ile  tle> 
Schorudorfer  Bezirkes  an;  es  werden  aber  diese  drei  Bezirke  heoin- 
trächtigt  durch  Iheile  derselben,  welche  auf  den  H<>hen  des  Maiu- 
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hftrdier,  Schlichten-  um!  S;  hiirwalds  gelegen  sind.  AVonigfr  günstig 
erweisen  sich  die,  theils  mehr  dem  Feldbau  sich  widiueiulen.  iheiis 
von  der  Hauptverkclirsstrasse,  der  Eis>  nlmlin,  abliegenden  Gegen- 
den des  Ludwigsburger,  Vailiinger  und  Marbacher  B'.'/irkPs. 

Ebenso  zeigen  die  Weingt'gendon  des  oIhtcti  Xpckailhals  bis 
Rottenburg,  trotz  der  in  manchen  liezirkun  /.iciulivli  r-rhw  unghaften 
Industrie  fTu'Utlingen.  Nürtingen.  Urach)  ungünstigere  Vrihiiltnisse, 
mag  nun  hier  das  Hcreinragen  der  rauhen  Alb  in  einem  Tiieile 
dieser  Bezirke,  oder  in  einzelnen  Städten  der  Besitz  reicher  Stif- 
tungen die  Ursache  sein. 

Dagegen  sind  wieder  besonders  günstig  die  wein-,  obst-  und 
fnichtreichen  neuwQrttenibergisthen  (Jegenden  in  den  fränkischen, 
früher  theils  holu-nlohischeu,  theils  deutschordenschen  Lande-stheilen, 
in  den  Bezirken  Künzelsau,  Mergentheini,  Neckarsulm. 

Einen  schroffen  Gegensatz  des  Anbaus  gegen  das  wftrttember- 
gisdie  Wein-  und  Obsüand  bilden  die  waldreichen  Bezirke 
des  Sehwarzwaldes,  in  welchen  Wald  und  Holz  nnd  die  damit  zu- 
aammenhängende  Industrie  die  Grundlage  der  Nahrungsverhältnisse 
der  Bevölkerung  sind:  die  Bezirke  Freudenstadt,  Neuenbürg,  Calw 
und  Nagold.  Allein  hier  zeigen  sich  nahe  bei  einander  grosse 
Unterschiede,  und  es  'scheint,  als  ob  die  Verhältnisse  um  so  besser 
wSien,  je  mehr  ein  Bezirk  durch  die  Absatzgelegenheit  begfinstigt 
ist  und  je  mehr  seine  Industrie  sich  an  die  Erzeugnisse  des 
Waldes  und  Gebirges  anschliesst,  so  dass  Neuenbürg  durch  das 
günstige  Enzthal  gegen  Freudenstadt,  durch  die  Art  seiner  In- 
dustrie gegen  Calw  im  Yortheile  wäre. 

Das  württ^mbergische  Getreideland,  welches  sich  iheils 
an  die  Wein-  und  Obstgegenden  und  das  Waldlaud  im  Neckar- 
und  Schwarzwald-  und  einem  Theile  des  Jaxtkreises  anschliesst, 
theils  in  diesem  und  dem  Donaukreise  über  weite  Strecken  sich 
liinziebt,  ist  schon  nach  dieser  seiner  Lage  sehr  verschieden 
geartet. 

Im  altwürttembergisohen  Uuterlande,  in  den  Bezirken  Leon- 
berg, Böblingen,  llerrcnVtcrg,  stellt  sieh  dassdlx'  luittleien  Wein- 
gegenden gleich  und  überbietet  die  gemischten  Bezirke:  Ludwigs- 
burg, Marbach,  Vaihingen. 

Sehr  verschieden  sind  die  Getreidegegcudcn  des  Schwarzwald- 
kreises am  Heuberg"  und  der  Mb,  in  welchen  bald,  wie  in  den 
Bezirken  Oberndort,  Balingcu,  Kottweil  und  Tuttlingen,  eine  starke 
gewerbliche  Thätigkeit  entfaltet  ist,  bald,  wie  in  den  Bezirken 
Horb,  Sulz,  Spaichingen,  Ackerbau  und  Viehzucht  die  nahezu  aus- 
BoUieBBUohe  Grundkge  des  Nahmngsstandes  bilden. 


Ungleich,  obwohl  im  Ganzen  günstig,  »M  die  Verhältoisae 
in  der  Hohenloher  Ebene  an  Jaxt  und  Kocher;  es  sind  aber  die 
Verhftltnisse  des  Haller  Bezirks  wohl  mehr  durch  die  reichen 
Si^enden  des  Spitals  in  Hall,  als  durch  unguostige  Gestaltung  der 
wirthscbaftlichen  Verhftltnisse  in  Schatten  gestelli 

Die  Gegenden  um  den  Mainhardter  und  Welzheimer  Wald 
in  den  Bezirken  Backnang,  Gaildorf,  VVelzbeim  sciiliessen  sich 
den  früher  gennnnttni,  ihnen  benaohlv.irten  und  ähnlichen  Bezirken 
Weinsberg,  Waiblingen  und  Schorndorf  an. 

Als  eine  der  günstigsten  Gegenden  tritt  das  Plateau  der  Alb 
hervor,  von  den  Limpurger  Bergen  über  Ellwangen,  Aalen, 
Nerosheim,  Heidenbeim,  Geisslingen,  Ulm  bis  Blaubeiu'on  und 
"Mfiüsiniit'n.  Ks  sind  hier  industri<'llt'  Ikzirke,  wie  Aalen,  Hei- 
denheim, Geisslingen,  d^ren  riiterstützungsverbältnisse  denen  der 
«.'unstigsten  Wein-  und  Obstgegenden  «l^s  rnti  rhindes  theils  gleich 
stellen,  theils  sogar  vorgeben,  sodann  abt-r  auch  nahezu  ausschliess- 
lich landwirthschaftlichc  Ik'zirke,  uie  Ellwangcn ,  Müüäiiigen, 
Neresheim,  weicht^  sehr  günstige  Verliältni.sse  aufweisen. 

Am  wenigsten  günstij,''  sind  aus  nicht  ermittelten  Gründen 
die  Verhältnisse  in  den  Bezirken  iilaubeuren,  Goi>piugeQ,  Gmünd 
und  Ulm. 

Das  letzte  Gebiet  des  Landes  cinllich,  welches  seinen  eigen- 
ihümlicben  Charakter  der  Bevölkerung  und  de,s  Anbaues  hat,  ist 
das  oberschwäbische  Hügelland  vom  Donauthal  bei  Ulm  bis  zum 
Bodensee  nnd  das  Allgäu.  Auch  hier  zeigen  sich  günstige  Ver- 
hältnisse, wie  im  Tettnanger  und  in  dem  zum  Allgäu  gehörigen 
Leutkirchen  Besirke;  dagegen  stehen  die  meisten  dieser  Bezirke 
wenigstens  in  neuerer  Zeit  wesentlich  znrfick  gegen  die  vorhin  a- 
wfthnten  Gegenden  des  Albplateaus  und  gegen  das  Getreideland 
und  die  Wein-  und  Obstg^enden  des  Unterlandes. 

Von  den  mehr  oder  weniger  hierher  gehörigen  Bezirken  Ehin- 
gen, Biberach,  Biedlingen,  Waldsee,  Saulgau,  Tettnang,  Baveni- 
hurg  geborten  unter  die  16  günstigsten  Bezirke  nur  die  folgenden: 
1818  Waldsee,  Ehingen  (Wangen  im  Allgäu),  183u  (Leutkirch  im 
AUgftu),  1848  (Leutkirch),  1851  (Leutkirch),  1854  Biberach  (Wan- 
gen), Tettnang,  Waldsee  (Leutkirch),  1857  (leutkirch),  1861 
(Leutkirch),  18G4  Tettnang  (Leutkirch). 

Die  vielgenannt*  \Voblhabenheit  Oberseh wabens  ist  auffallen- 
der Weise  bei  Vergleichung  der  Unters tützungsproportion  der 
oberschwäbischen  Bezirke  mit  derjenigen  der  fibrigen  Bezirke  des 
Lande?:  nicht  InNonders  wahrnehmbar. 

Iffl  Ganzen  zeigt  sich  bei  Yergieichung  der  einzelnen  Bezirke, 
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wio  >efir  die  üntprstritziingsproportion  in  donsolbeu  einerseits  durch 
die  Grundlagen  ihrer  wirthschaftlichen  Vcrhiiltinsse :  Klima,  Lage, 
Meerpshöhe,  Rodenbeschaffenheit ,  Kulturart  u.  .s.  w  ,  bedingt  ist, 
und  wio  die  liozirko  liiernarh  sich  theils  ähnlich  sind,  thcils  iinler- 
scheidon.  Andererseits  aljcr  zeigen  sich  wieder  Unterschiede  und 
Veränderungen,  welche  nicht  in  solchen  natürlichen  Verhältnissen, 
sondern  in  den  Handlungen  der  Bewohner,  ihrem  Gewerbefleiss 
u.  s.  \\.\  oder  auch  in  dem  Vorhandensein  reicher  Stiftungen  ihren 
Grund  haben  niögc^i.  Diese  Unterschiede  werden  besonders  aiigen- 
Bcheinlich,  wenn  man  die  Stellung  der  Bezirke  zu  einander  in  ver- 
schiedenen Jahrgängen  vergleicht. 

Es  hatten,  um  hier  einige  Andeutungen  in  dieser  Richtung 
2U  geben,  die  stärkste  Unterstfitzongslast: 


die  Badrke 


1848. 

Ti.ttlingea 
HeutUngea 

Hall 

Kirchbeim 

Gmünd 

Calw 

Herrenbcrg 
Kavensburg 
Vaihingen 
Saulgau 


1854. 

Tuttlingen 
Reutlingen 
Hall 

Kirchbeim 
Calw 

Wetsbebn 

Sulz 

Weinsberg 
Tübingen. 


1864. 

Tuttlingen 
Reutlingen 
Hall 

Kiicbheim 
CtUw 

RaTensburg 

Vaihingen 
Saulgau 
Tobingen 
Ulm 


Die  geringste  Unterstfitzongslast  dagegen  hatten: 


die  fiesiilEe 


1848. 

Küiizelsau 

Lcutkirch 

Gerabronn 

Heidenheim 

Aalen 

Besigheim 

Ellwangen 

Stattgart.Amt 

"Wtiusbcrg 

Nereshi  im. 


1854. 
Künzolsan 
Leutkii  ch 
Gerabroan 
Aalen 
Besigheim 
Neresheini 
Oehriogen 
Manlbronn 
Mttnflingen 
Mergentheim 


18G4. 
Künzelsau 
Heidenheim 
Aalen 
Besigheim 
Stuttgart.  Amt 
Maulbrui.n 
GeissUngen 
Spaicbingen 

Obern  (lorf 
Neui'iilaug 


Mit  dem  Jahre  l>i(J4  scli 
Aufnahmen;  dagegen  ist  sdvie 


■ssen  die  vorhande/icn  statistischen 
aus  dem  Jahre  li^().S  bekannt,  da.ss 
öber  eine  Zunahme  der  (.uter«uitzung!tla.st  nicht  geklagt  wurde, 
und  namentlich  die  Unterstfitzung  arbeiisrähiger  Armen  in  den 
meisten  Bezirken  verschwindend  klein  war. 

Die  Gesetzgebung  über  das  iVrmenwesen  in  Württemberg, 
dessen  Bntwicklung  bisher  dargestellt  wurde,  beginnt,  wie  schon 
frfiber  erwähnt  worden  ist,  mit  der  Einfährang  der  Reformation. 
Die  erste  Armen-(Kasten-)Ordnuug  wurde  im  Jahre  1536  erlassen 
und  beachftftigt  sich  mit  den  Mitteln  zur  Ordnung  eines  gemeinen 
Kastens  (einer  Armenkasse),  mit  den  verschiedenea  FSUen  der 
ArmenonteistlltKang  und  mit  den  Organen  der  Armenpflege.  Als 
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Mittel  für  die  Bildung  des  Arnienkastens  werden  bezeicliiiel:  ver- 
schiedene kirchliche  Einkünfte  für  Leistungon,  welche  mit  der 
Reformation  wegfielen,  wie  fgr  das  ewige  lacht  u.  s.  w.<,  Erdbri- 
gungen  der  Kirchenfabrik  nach  Bestreitung  des  Aufwandes  ftr 
Erhaltung  der  Kirche  tmd  ftU*  Besoldung  der  Kirchen-  und  Schal- 
diener,  endlich  der  Ertrag  Yon  Sammlungen  bei  Hochselten  und 
sonstigen  Anlässen.  In  Absicht  auf  die  Armenunterstfitzung  wud 
unterschieden  zwischen  solchen  Armen,  denen  man  ohne  Hoffhnng 
auf  Wiedererstattung  Almosen  sa  geben  habe,  und  Mtnderbemittetteii, 
denen  man  auf  Wiedergeben  leihen  müsse,  so  sie  es  mit  der  Zeit 
zuwege  bringen  mochten.  Weiter  werden  nähere  VorBchriften  ge- 
geben fSr:  kranke  Arme,  arme  Waisen,  arme  GeseUen,  die  ihr 
Handwerk  anfangen  wollen,  hausaime  Leute,  durch  Theuenmg 
bedrängte  Arme,  kranke  Dienstboten.  Die  Anordnnnj^  wegen  Orga- 
nisation des  Armenwesens  geht  dahin,  dass  in  jedem  Orte  neben 
Pfarrer  und  Schultheiss  zwei  Armenpfleger  zu  bestellen  soien,  and 
berührt  schliesslich  näher  die  geordnete  Verwaltung  des  Armen- 
kastens. 

Diese  Kastenordmin^  wurde  noch  im  Laufe  des  16.  Jahrhun- 
derts ergänzt  und  bildet  die  Grundlage  der  vierten  Kaatenordnuug 
vom  2.  Januar  1615,  welche  in  manchen  Punkten  noch  gegen- 
wärtig in  Wirkung  ist.  Auch  die>e  Ordnung  beschäftigt  sich  ein- 
gehend mit  den  Mitteln,  welche  zur  Arnienunterr^tützung  zu  ver- 
wenden sind,  mit  der  Unterstützung  der  Armen  und  mit  der 
Organisation  der  Armeupflege. 

AI;?  Mittel  für  die  Bildung  des  Arnienkastens  werden  bezeich- 
net: Einnahmen  für  abgeschaffte  kirchliche  Leistungen,  das  sonn- 
und  festtägliche  Kirchenopfer,  Sammlungen  bei  verschiedenen 
Anlässen,  Gebühren  für  Trauergeläutc ,  gewisse  Geldsu alen,  Lei- 
stungen von  Spitälern  und  Siechenhäusorn ,  welche  Ueberschösse 
haben,  endlich  Beiträge  der  politischen  Gemeinden,  wenn  jene 
Mittel  nicht  ausreichen.  Spezielle  Vorscfariften  regehi  die  Soige 
für  kranke  Arme,  Alte  und  Gebrediliche,  fttr  gering  begdterte 
Personen  und  arme  Handwerker,  fOr  arme  Waisen,  kranke  IMenst- 
boten  und  Knechte,  kranke  Beisende,  für  arme  durchreisende  F^- 
sonen.  Bndlich  werden  Vorschriften  fiber  Besorgung  der  Annen- 
pflege und  über  die  Zucht  in  den  Armenanstalten  ertheili 

In  der  folgenden  Zelt  trat,  an  der  Stelle  der  weiteren  AuflbU* 
dung  der  Armenpflege,  allmälig  die  Regelulig  der  UnterstQtzangs- 
pflicht  in  den  Vordergrund  und  es  wurde  diese  durch  eine  Polizei- 
Verordnung  vom  11.  September  1807,  das  Verwaltungsedikt  für 
die  Gemeinden  vom  1.  März  1822,  endlich  durch  das  BflrgenreditB* 
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s»  gesetz  vnni  \'^.  April  1828  (revidirt  4.  Divombw  1833)  derjenigen 

f        "  politischen  Gemeinde  zugescliieden,  in  welcher  der  zn  unterstützende 
Staatsangehörige  das   Beisitz-  oder  Heimatbrecht   besitzt.  Bei 
5  Gemeinden,  welche  niis  mehreren  Orten  mit  juristischer  Persönlich- 

ü-  keit  beistehen,   wurde  jene  Leistunt,»'  diii'ch  das  Gesetz  über  die 

5  Verhältnisse  der  zusaninienir'  spf/ten  Gpinoinden  vom  17.  Septem- 

«  ber  1863  demjenigen  Orte  zugewiesen,  weicbem  speziell  der  Arme 

£  angebört. 

2  So  hat  denn  nach  den  gegenwärtig  geltenden  Gesetzesvor- 

Ic  Schriften  jeder  württembergisehe  Staatsbürger  ,iiu  Falle  der  Dürf- 

f  tigkeit  Ansjuiich  auf  Unterstützung  aus  der  örllichen  Kasse  der- 

i  jeniLren  Gemeinde,  in  weleher  er  dai<  Bürger-  oder  Beisitz-  (Hei- 

s  uiaiii  -  Recht  be>uzi."  ")    In  diesem  allg(uneinen  Satze  ist  die 

>  Grundlage  alles  Dessen  entlialten,  was  in  Absicht  auf  das  Kecht 
i  aaf  Gemeindeunterstätzung  in  Württemberg  seit  der  Durchführung 
)          der  ToTschiift  dei'  Verfassungsurkunde  Tom  25.  September  1819 

>  fiber  das  VerMltniss  der  Gemeinden  zum  Staatsverbande  (§.  62) 
Gdtmig  hat.  Es  ist  jedoch  dieser  Satz  gleichwohl  kein  bedingungs- 
loser und  er  enthält  nicht  aUes  Dasjenige,  was  zum  Yerstandnisae 

i  der  Armengesetzgebung  nothwendig  ist 

>  Zunächst  ist  faerrorzuheben,  dass  nur  dem  Erwerbsunfähigen 

>  der  erw&bnte  Unterstützungaansproch  zusteht,  indem  nur  Deijenige 
zn  demselben  berechtigt  ist,  welcher**)  weder  von  seinem  Vermögen, 

f  noch  Ton  seiner  Arbeit  und  seinem  Gewerbe  sich  nothdfirftig  er- 

lialtcn  kann.    Sodann  aber  ist  jener  Anspruch  weiter  dadurch 


bedingt,  dass  Derjenige,  welcher  in  der  eben  erwähnten  Lage  sich 
befindet  ***),  von  seinen  nächsten  Verwandten,  die  dazu  die  recht- 
liche Verpflichtung  haben,  nicht  unterstützt  werden  kann. 

Wie  nun  der  Unterstützungsanspruch  bedingt  ist  durch  Er- 
werbsunfähigkeit und  den  Mangel  der  Unterstützung  durch  ver- 
plliohtete  Verwandte,  so  wiril  dcrsnllh'  zugleich  begrenzt  durch  die 
PHicht  der  arbeitsfähigen  Armen  zur  Arbeitsleistung,  indem  gesetz- 
lieh bestimmt  istf),  dass  Arme,  welche  zu  ihrem  i*e!r;iiuliciien 
Unterhalte  oder  zu  demjenigen  iiirer  l"'a)nilic  ülVentlielirr  Unter- 
stüt/mig  bedürfen,  in  Ermangelung  eigener  zweckmitssiger  Beschäf- 
tigung verbunden  sind,  die  ihnen  von  der  Obrigkeit  angeliotene 
oder  vermittelte  Arbeit,  weklie  ihren  Kräften  angemessen  ist, 

*)  Bendirtes  Gesetz  ttber  das  Gemeinde-Bflrger-  abd  BwBitsrecht  vom 

4  Dezbr.  1833  art  2 

*♦)  Genenil-Verordnung  vom  11.  Sept.  18<i7  §.  16, 
*•*)  Gen.-Verf>r(ln.  vom  11.  Sept.  18C»7  §.  10. 
tJ  Ergäuzuugä^cbctz  vom  2.  Mai  18&2  zum  PolizcigUuigcäetz,  urt  ö. 
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unweigerlich  zu  verrichten  und  dass  sie  hienu  iM^thigeutalls  durch 
Strafen  und  andere  Zwangsmaasngtlu  augehaltoi  werden  kDuuii. 

Der  80  gestaltete  Anspruch  auf  Unterstüisung  im  FaUe  der 
Dfiiftigkdt  ist  gerichtet  gegen  diejenige  politische  Gemeinde,  weldier 
der  Staatsbürger  mit  Heimathrecht  angehört 

Jeder  Staatsbürger,  diess  ist  allgemeiner  Qmndsatx*),  mius, 
sofern  nicht  für  ihn,  was  selten  zutrifft,  das  Gesetz  eine  Ansnshme 
begründet,  einer  Gemeinde  als  Bürger  oder  Beisitzer  angehören, 
und  es  ist  nur  der  Staatsbürger  filhig,  ein  Gemeinde-Bürger* 
oder  Beisitzrecht  in  einer  Gemeinde  des  Eönigrei^es  ni  besitieo. 
Das  Gemeinde -Beisitzrecht  enthält  die  Befugniss  der  hftnslichen 
Niederlassung  und  des  Gewerbebetriebes  und  den  Anspruch  auf 
Armenunterstütznng,  das  Burgerrecht  überdem  gewisse  poliÜBd» 
Bechte. 

Zur  Durchführung  dif^ps  Grundsatzes  enthält  das  Bfilgerrechts- 
Gesetz  von  1828  (revidirt  1834)  eine  Reihe  von  Vorschriften, 
welche  diese  Durchfühnmg  auch  seit  dessen  Krsclieinen  be>virkt 
haben,  und  es  wird  wohl  nur  wenige  württembergische  Staats- 
bürger (j:eben.  deren  Goineindeangehörigkeit  nicht  evident  ist. 
Das  Heimath-  (Bürger-  oder  Beisitzer-)  Recht  ist  ein  persönliches 
Recht**),  welches  durch  Geburt,  Aiifiuihmc  durch  die  Gemeinde- 
organe, oder,  wenn  die  gesetzlii-heu  Voriiussetzungeu  enier  Aufnahme 
gegen  den  Willen  der  letzteren  vorbanden  sind,  durch  Entscheidung 
der  zuständigen  B<  liörden,  bei  Frauenspersonen  auch  durch  Vereheh- 
chung  mit  dem  Angehörigen  einer  Gemeinde,  oder  endlich,  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen,  durch  Zutheilung  erworben  wird.  Das- 
selbe ist  von  dem  Wohnsitze  oder  Aufentlialte  in  der  Gemeinde,  ge- 
genüber von  welcher  es  besteht,  unabhängig  und  wird  nur  verloren 
durch  die  Erwerbung  des  Bürgeln  oder  Beisitzrechts  einer  anderen 
Gemeinde  deb  Landes,  oder  in  FjtUen,  in  welchen  der  Verlust  des 
StaatsbfiigeiTechts  eintritt 

So  ist  denn  auch  der  UnterstütKungsansprui^  jedes  württem- 
bergischen Staatsbürgers  an  die  Gemeinde,  in  welcher  er  hdmath- 
berecfatigt  ist,  nnabhftngig  davon,  dass  er  sich  in  dieser  Ge- 
meinde anflUUt,  es  besteht^  mag  er  auch  rielleieht  niemals  in 
derselben  gelebt  haben,  und  mit  ihr  nur  dnreh  die  Heimaths- 
berechtigong  mbunden  sein. 

Die  politischen  Gemeinden  in  Württemberg  sind  aber  sehr 
hftnfig  aus  einer  Mehrheit  von  Orten  (gemeinsamen  Ansiedinngen) 

•)  Bevid.  BOi-gerrechtBgeselK  Tom  4  Desbr.  1888,  ut  1,  9^  8,  i  & 
*^  Berid.  Bargenechte^a.  all  6,  m  41  n.  06. 
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zusammengesetzt,  welche  unter  gewissen  Voraossetzungeo*)  inner- 
halb der  Gesammtgemfiinde  Theilgemeinden  mit  eigener  juristischer 
Persönlichkeit  und  eigener  Vermögensverwaltung  bihlen.  Obwohl 
in  solchen  zusaTnniongesetzten  Gemeinden  Jeder,  welcher  einem 
dieser  Orte  als  Hfimathsgenosse  auL.'-i'hiiit,  Bür^-or  odf^r  Beisitzer 
der  Gpsanimtgeineiude  ist**),  so  liegt  duch  in  zusaniiiuMigesetzten 
Gemeinden  die  Unterstützung***)  nothleidender  GeiutMtideglieder 
jedem  einzelnen  Orte  für  seine  Angebörigen  ob,  wufern  nicht  eine 
üebereinkunft  zwischen  den  Theilgemeinden  dieselbe  für  eine  Last 
der  Gesammtgenieinde  Jerklärt.  Nur  im  Falle  des  Unvermögens 
einen  Ortes  zu  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeil,  oder,  wenn  im  ein- 
zelnen Falle  nicht  ausgcmittelt  werden  kann,  welcher  Theilgemeinde 
der  Nothleidcnde  augehört,  ist  die  ganze  Gemeinde  verpflicbtet, 
fOr  das  Fehlwde  einzutreten,  beziehungsweise  die  Unterstützung 
2tt  fiberoehmen. 

Wie  wichtig  diese  BestimmaDg  für  die  Leistung  der  Armen- 
imterstfitsinig  ist,  davon  kann  man  sich  eine  ungefiUure  Vorstelliuig 
machen,  wenn  man  bedenkt,  dass  Württemberg,  welches  im  Gan- 
ten 1910  politische  Gemeinden  zählt,  nur  1698  Dörfer,  dagegen 
3198  Weiler  in  sich  begrdft  und  daüs  von  den  1910  politischen 
Gemeinden  1369  weniger  als  1000  Einwohner  zAblen* 

Die  örtlichen  Kassen,  welche  die  ünterstfitznngen  in  Fftllen 
der  Dürftigkeit  zu  leisten  haben,  sind  in  erster  Linie  die  Kassen 
der  in  den  einzelnen  Gemeinden  vorhandenen  Stiftungen  für  Annen- 
bedürfnisse f).  Es  ist  jedoch  bestimmt,  dass  diejenigen  Stiftungen, 
welche  der  Armoianterstützung  gewidmet  sind,  hierzu  nur  in 
Anspruch  genommen  werd  ri  können,  soweit  es  ohne  Angriff  ilues 
Verniögensfonds  und  ohne  Abbruch  ihrer  sonstigen  stiftungs massigen 
Ausgaben  thunlieh  ist,  da^s  aber,  bei  der  Unzulänglichkeit  dieser 
Beiträge,  oder,  snwini  Stiftungen  nicht  vorhanden  sind,  jede  Ge- 
meinde für  ibre  Armen,  sei  es  aus  ihren  Kevenüen,  oder,  soweit 
Sttlclie  nicht  zureichen,  durch  Umlagen  zu  sorgen  hat.  Die  Armen- 
ausgaben werden  in  solchem  Falle  wie  andere  Gemeindeausgaben 
bestritten,  der  nach  dem  Jahreshaushalte  sich  ergebende  Abmangel 
aber  mit  dem  sonst  nöthigen  Umlagebedarf  auf  das  inuerlialb  des 
Gemeiudeverbandeä  gelegene  steuerbare  Vermögen,  ohne  Ausschei- 

*)  Geieto  vom  17.  Sept  1868,  betr.  die  VeriillUuMe  der  siiMuiiiiieii* 
gNMsten  Oeneinden,  «rt  6 

•*)  Bürgerrechts-Ges.  a.  7. 

***)  Gesetz  Obor  die  zusammengesetzten  Gemeinden,  art  7. 
t)  Verwaltungsedikt  für  die  Gemeinden,  Oberamter  und  Stiftaogen 
vom  1.  Min  18S2,     12U,  135,  VM. 
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dong  der  Zwecke,  für  welche  ein  Aufirand  zu  machen  ist,  also 
ohne  hesondere  Amenstener  umgelegt 

Nach  den  Grhebungen,  welche  Aber  den  Armenaufirand  in 

den  Jahren  ^'  j'^'^'.  \^  gemacht  wurden .  betrugr  derselbe  im  gameu 
Lande  im  Durchschnitte  H0i)S40  Gulden.  Hin  vou  wuideii  (iiiuli- 
schnittlich  bestritten  aus  den  Mittehi  von  Stiftungen:  4740oG  Gul- 
den, von  Gemeinden:  41(3204  Gulden.  Dabei  war  jedoch  in  Jahren 
einer  massigen  Amienunterritützung  der  Aulwand  der  Geraeindeu 
erheblich  geringer,  als  derjenige  der  Stiftungen,  während  in  Fällen 
bedeutender  Leistungen  för  Armenbedfirfhisse  der  umgekehrte  Fall 
eintrat.   Es  betrug: 

IH'A)  fjl  dtr  Aufwand  der  .Stiftungen  4.ö.3<)21  G.,  der  Gemeinden  304702  (j. 
IHMT-f)   „         „        .         ,        r)l.-)7*22  „     ^         „         54(1970  „ 
lJs:,8  r>9    „         ,        „         „        439727  „      „         „         ;r>2«^'.S  , 
IbüH  GO    „         .        „         „        436722  „      „         „         ;>tKt322  , 

Ueber  den  l'nterstützungsaDspruch  erkennt  zunächst  diejenige 
örtliche  Behörde,  dtM»Mi  Verwaltung  die  Kasse  anvtntrant  ist.  aus 
welcher  die  rnti'r>iui/,un<j;  zu  lu^zahlen  sein  würde,  bei  8üftungen 
der  aus  dem  Orisgei-^IIicli.n  und  dem  Gemeinderath  bestehende 
Stiftuii.i,':^nitli.  l>»'zit'hiin<4>urise  dessen  Ausschuss,  der  Kirchenkonvent, 
bei  Geuieindeu  der  Geuh-inilerath.  (Jegen  die  Vi'rtugungen  dieser 
örtlichen  Organe  ist  die  lienil'mig  an  die  Vrrwaltnncrsbehöideu 
des  Staats,  dagegen  nicht  die  IJclretung  des  Kecht^ucges  zül;i^-ii:. 

Vergleicht  man  den  Gang  der  württembergischeu  Arnui)- 
gesetzgebung  von  ihrem  Anfange  bis  zur  Gegenwart,  so  /»-igt  sich 
im  Laufe  der  Zeit  einn  wesentliciu^  Aeudurung  ihrer  lUchtung. 

Die  Tendenz  der  Ari]i<  n'>i(lnung*'ii  aus  dem  IG.  und  17.  Jahr- 
hundert, auf  welchen  die  wüvtiembergische  Gesetzgebung  urspi-üng- 
lich  ruhte,  war  darauf  gerichtet,  in  jeder  Gemeinde  des  Landes 
Mittel  für  die  Unterstützung  der  Armen  zu  gewinnen,  und  eine 
ins  Einzelne  gehende  zweckmässige  und  einheitliche  Armenpflege 
.  herzustellen.  Diese  Tendenz  wurde  jedoch  in  der  Folgezeit  mn  so 
mehr  beeinträchtigt,  je  entschiedener  die  neuere  Gesetzgebung  die 
Unterstützung  der  Armen  als  eine  Pflicht  der  hfligerlicben  Ge- 
meinde, und  zwar  der  Heimathgemdnde  im  Sinne  der  wfirttem- 
hergischen  Gesetzgebung,  endlich  der  Ortsgemeinde  und  nicht  der 
Gesammtgemeinde  erklärte. 

Unter  dieser  Gesetzgebung  entwickelten  sich  denn  auch  ver- 
schiedene Uebelätände,  an  welchen  die  Armengesetzgehung  leidet, 
und  als  welche  zn  bezeichnen  sind :  die  Trennung  des  Unterstfitzungs- 
ansprnchs  vom  Aufenthalte,  die  mangelude  Kinheit  der  Annen- 
pttege  und  der  Unfllhigkeit  vieler  Gemeinden  zur  ßrrivbtung  guter 
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■jf  Armenanstalteu  und  zur  Hebung  der  nöthigen  Zucht  gegen  arbeite- 

ächem  Arme. 

:  Die  HeiniatlijJft'setz'i^ebuDg'  in  Württenibprg  luu  den  nicht  zu 

V  uutc'rschfitzendi'u  Vurtheil,  da.^s  mit  verssehwiDdeudeu  Ausnahmen 

^  bpi  jedem  Staat san^^phöri^en  feststeht,  gegen  welche  Gemeinde 

*  liüii  im  Falle  der  Dürftigkeit  ein  Anspruch  auf  Unterstützung 

*  zusteht.  Nachdem  das  ßürgerrechtsgesetz  von  1828  seit  mehr 
j^'          denn  vierzig  Jahren  im  Vollzuge  ist,  sind  die  Fälle  selten,  in 

welchen  gegenüber  von  anerkannten  Staatsangehörigen  erst  im 
r  Unterstfttzungsfalle  ein  Ueimatihreebt  m  ermitteln  ist,  und  es  ist 

wohl  beinahe  bei  Jedem  bekamit,  in  welcher  Gemeinde  er  heimatii- 
berechtigt  ist.  Es  hat  dies  aber  nicht  nur  den  Werth  emer  Er- 
leichterung der  Administration,  sofern  die  Nothwendigkeit  zahl- 
rdeher  Hdmaihrechtsermittelangen  wegfiUlt,  sondon  es  wird  auch 
das  Missliche  beseitigt,  dass  ein  Armer  im  NothfiiUe  deshalb,  weil 
Aber  die  zn  seiner  Unterstütsnng  verpflichtete  Gemeinde  Streit 
besteht,  einer  widerwilligen,  seine  Aufnahme  bekämpfenden  Ge- 
meinde vorläufig  zugeschoben  und  dann  erst  nach  längerer  Zeit 
festgestellt  wird,  wo  er  bleibend  zu  unterstfitzen  ist,  indem  hier- 
durch beinahe  unausbleiblich  ein  inhumanes  Verhalten  der  Gemeinde- 
behörden gegen  den  zu  Unterstützenden  hervorgerufen  wird. 

Auf  der  ando tcii  Seite  aber  scheinen  dennoch  die  Uebelstände, 
welche  mit  der  in  Württemberg  bestehenden  Heimathgesetzgebung 
verbunden  sind,  jenen  Vortheil  zu  überwiegen.  Wenn  ein  Armer, 
der  vielleicht  Jahrzehnte  hindurch  in  einer  Gemeinde  freien  Auf- 
enthalt und  Wohimng  und  seinen  redlichen  Erwerb  gehabt  hat, 
im  Falle  der  Dürftigkeit  in  die  ihm  fremd  gewordene  Heimath- 
geincinde  zur  rnter>tützimg  verwiesen  wird,  so  liegt  hierin  eine 
Unbilligkeit  sowohl  gegen  die  Heiniathgemeinde ,  wie  gegen  den 
2U  Unterstützenden. 

Gegen  die  Heimatligemeinde  ist  es  unbillig,  ihr  die  Unter- 
stützung von  Personen,  welche  ihre  guten  Tage  anderwärts  ver- 
bracht, dort  zu  den  Gemeindeausgaben  mitgestevu^rt  haben,  von 
dem  Augenblicke  an  aufzulegen,  wo  ihre  Kräfte  verbraucht  sind; 
gegen  den  Armen  ist  es  Unrecht,  ihn  im  UnterstüLzuug^ialle  der 
gewohnten  Umgebung  zu  entreissen,  und  ihn  an  einen  Ort  zu  ver- 
setzen, wo  er  erst  recht  hülflos  wird.  Es  ist  aber  dieses  Verhält- 
aiis  um  so  woiiger  zu  billigen,  je  mehr  mit  der  Zunahme  der 
Industrie  und  dem  Anwachsen  grosser  Städte  der  Zufluss  von 
Arbitern,  welche  in  Landgemeinden  heimathberechtigt  sind, '  in 
jeno  wächst,  und  es  ist  eine  solche  Einrichtung  nur  in  so  lange 
erträglich,  als  dieser  Wechsel  des  Wohnortes  noch  seltener  ist. 
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Die  Erhebungen  über  die  Heimathangehörigkeit,  welche, out 
der  am  3.  Dezember  1867  Toigenommeneii  Zfthlong  der  Bev9Um- 
rang  verbunden  worden  sind,  zeigen,  dass  damals  1,744016  Staats- 
angehörige im  Lande  sich  aufgehalten  haben,  und  dase  von  diesen 
1,426829  Personal  in  ihren  Heimathgemeinden,  dagegen  817187 
Personen  in  anderen  Gemeinden  ihren  Aafentbalt  hatten.  Im 
Durchschnitt  waren  somit  18  der  BeTOlkemng  nicht  m  dem 
Orte  ihres  Aufenthalts  heimathherechtigt.  Das  VerhSitniss  der 
Ortsfremden  zu  den  Gemeindeangehörigen  war  in  den  euuebufl 
Gemeinden  sehr  rerschieden,  in  manchon  Landgemeinden  niedrig, 
in  grösseren  Gemeinden  weit  über  dem  DurcJischnitt.  Es  betrag: 
73  "  0  der  Bevölkerung  in  der  Stadt  Ludwigsburg  (Garnisonsstadt), 
Ü3  '^0  in  Stuttgart,  62  in  Friedrichshafen  (am  Bodensee),  55*/« 
in  Ulm  (Garnisonsstadt).  49  Ho  in  Esslingen,  48  %  in  Heilbromi, 
4Ö  "/o  in  Ravensburg,  45  in  Aalen  und  Göppingen,  43  "o  in 
Cannstatt  und  Ueidenheim,  42  %  in  Gmünd  und  Oehringen,  41  % 
in  Hall  u.  s.  f. 

Das  Missliclie,  was  hierin  liegt,  wird  iudess  gemildert  durch 
eine  Kinvichtving,  welche  so  ziemlirh  in  allen,  niclit  ganz  unbe- 
deutenden, Städten  des  Landes  durcligefülirt  ist,  durch  Krankon- 
anstalt^en  für  Dienstboten,  GewerbcLreliülfcn  und  Arbeiter  in  Ge- 
werben in  Verbindunt^  mit  Kraukenversicherungsaustultea,  an 
denen  Theil  zu  nehmen  die  Dienstboten  und  Arbeiter  durch  ört- 
liche Statuten  verpüichtet  sind.  Diese  Ansialtcn  gehen  theil»  von 
Genieinden,  theils  von  Bezirksverbanden  aus  und  sichern  den  Mit- 
gliedern unentgeltliche  VerptUgnng  in  Krankheitsfällen,  der  Kegel 
nacli  auf  die  Dauer  von  sechs  Wochen.  Zu  Anfang  des  Jahres 
1867  bestanden  derartige  Anstalten  in  4S  Gemeinden,  meist  in 
Städten,  und  es  sind  deren  inzwischen  weitere  errichtet  worden. 
Ge  wird  hierdurdi  dem  Uebelstande  begegnet,  dass  Arbeiter  and 
Dienstboten,  welche  ausserhalb  ihres  Heimathortes  erkranken,  ihren 
gewohnten  Verhältnissen  entrissen  werden,  und  dass  ihnen  daduteh 
die  Bflckkehr  in  ihre  frfiheren  Dienst-  und  ArbeitSTerhSltniflse 
erschwert  wird  und  sie  gemessen  zugleich  hierdurch  häufig  einer 
mehr  rationellen  Behandlung  und  einer  besseren  Pflege,  als  ihnen 
in  dem  Orte  ihrer  Heimath  zu  Thdl  werden  wfirde. 

Der  zweite  sch  m  oben  erwähnte  Misstand ,  welcher  mit  der 
Annengesetzgebung  in  Württemberg  verbunden  ist,  besteht  in  dem 


zur  Unterstützung  verpflichteten  Genieindeu.  Zwar  lag  eine  solche 
Einheit  der  Armenpflege  in  der  Tendenz  der  früheren  Arnienord- 
nungen,  welche  mehr  eine  Ei-gänzuug  der  einheitlich  geordueteu 


Mangel  eines  einheitlichen  Organes  für  dh'  Armenpflege  in  den         j  - 
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Armenpflege  diircli  die  Mittel  der  politischen  Gemeinde,  als  eine 
selbständige,  vnn  dieser  auH£?ehende  Armenpflege  im  Aucfe  hatte, 
uud  es  heisst  in  der  Kastenordnuiig  von  1G15,  eä  solle  wi'iiu  der 
Anneukästen  nicht  genügend  helfen  könne  «die  Gemeinde  mit 
ihrer  Handstaaer  Kuheben  und  helfen.*  Ebenso  wurde  in  dner 
Terfägung  vom  11.  Juni  1690  davon  auagegangeu,  es  i^ei,  wo  die 
StiftnngaeitrSifniaae  nicht  zureichen,  .etwas  in  conimuni  heizu- 
ateuem.*  Auch  die  neuere  Gesetsgebung  hielt  ursprflnglich  diesen 
Geni^tspunkt  fest,  und,  wenn  das  Verwaltungsedikt  fOr  die  Gemein- 
den und  Stiftungen  ?om  1.  Mftrz  1822  §.  136  bestimmt,  es  liege  bei 
der  Unzulänglichkeit  der  Mittel  Öffentlicher  Stiftungen  für  Armen- 
zwecke  jeder  Gemeinde  die  Fürsorge  fiir  ihre  Armen  oh,  so  war 
damit  die  schon  früher  mannigfach  bestehende  Einrichtung  ge- 
ffissermaasen  gut  geheissen,  wonach  der  gosanirat«»  Aufwand  für 
Anne  aus  Stiftinigsniittelii  br'i^tritten  uud  die  Arnienj^flcf^t'  vnn 
den  Bfhürdeii  t'ur  die  Vi-rw altuu'j  dt-r  üitlicluni  iSlil'iuu^-eu  Ciii- 
Klrchi'ii-.  Scliul-  uud  Arnien'/,\\t'cki'  lji'^i<rgt,  der  sich  erg-^heudr 
Abmangnl  aber  durch  Zuschüsse  aus  der  (Jemeiudeverwaitung  er- 
gänzt wird. 

Indessen  liatte  die  Verweisung  der  Armen  au  dir  Hülfe  der 
bftrgerlichen  Gemeinde  gleichwohl  die  Folge,  dass  sicii  in  vielen 
Gemeinden  aoasdiliesslieh  oder  neben  der  von  den  Stiftungsorgauen 
besorgten  Aimenunterstatzung  eine  von  den  Organen  der  politischen 
Gemeinde  geleitete  Armenpflege  entwickelte,  indem  die  Leiiltnng 
der  ünterstfiizungen  aus  den  Mitteln  der  Gemeinde  dazu  fOhrte, 
dasB  auch  die  Armenffiraorge  auf  die  Organe  fflr  die  Gemeinde- 
verwaltung überging.  Hierdurch  entstand  eine  Zersplitterung  der 
Arbeit  für  die  Armenpflege  in  den  Gemeinden,  welche  ßr  den 
Zweck  derselben  keineswegs  erspriesslich  war.  Wurde  auch  von 
Seiten  der  aufsehenden  Behörden  mehrl'ach  versucht,  eine  Beseiti- 
gung dieser  Trennung  und  eine  einheitliche  Versorgung  des  Annen> 
Wesens  durch  Zuspruch  herbeizuführen,  so  gelang  dies  doch  nur 
theilweise,  da  es  ohne  Aendernng  der  (üesetzgebung  nicht  möglich 
war,  die  Verwaltungsorgan»'  der  verschiedenen  ürilirlicn  Armen- 
kassen ihrer  gesetzlichen  Hefugnisse  theilweise  zu  euikleiden  und 
iiiu«h  Verlügung  ein  besonderes,  zweckmässig  gebildetes  Organ 
för  die  örtliche  Armenpflege  herzustellen. 

Ebenso  unmöglich  war  es  gegenüber  von  den  gesei/licheu 
Vcisehriflien,  die  Armenpflege  und  die  Annenlast  den  hierfür  häu- 
fig unzoreiehendoi  Theilgemeinden  abzunehmen  und  sie  grosseren 
VeibAnden  au&nlegen,  von  welchen  sie  leichter  und  besser  ge- 
leistet weiden  konnte. 

B«Biii(h»«i,  AxoMplegt.  25 


S78 


Die  nachtheiligeD  WirkungeD  dies«  EäDriebtaug  madiea  neb  hn, 
bsnpte&ohlich  in  dem  mangelhafteii  Zustande  mancher  (tfUiclMr  Ua 
Armenhftufler  geltend.  ikt 

Nach  einer  Aofiiahme  vom  Jahre  1868  bestanden  am  Schfanss  Di 
» dee  Jahres  bei  im  Gansten  1502  Gemeinden  1842  AimenhftDBir.  Ute, 
Wfthrend  violc  Gemeinden  kein  Armenhaus,  die  meisten  nur  eioM 
belassen ,  haben  andere  Gemeinden  deren  2,  3,  4^  welche  in  des  s^. 
Parzell  n  /entreut  sind.  Die  GesammtberOlkerung  der  Armin-  ^ 
hänser  betrnsr: 

lis.'if)  Erwachsene,  ^ 
4899  Kinder  unter  14  Jahren, 
zusammen  16734  Personen,  somit  auf  1  Armenhaus  etwas  über  ' 
9  Personeil,  zu  5  Er^vachsene,  zu     Kinder.    Neben  den  Erwach-  ■^■^^ 
seuJ'U  waren  arbeit^JUiituliitr  3182  Personen,  arbeitsfiihig  86r>3  Per- 
soncii;  uuter  dfU  Arbeitslähigen  2893  männlicben  und  öTriü  weib- 
lichen (lesehlecbl.s.    Unter  den  Kindern  waren  287t)  eheliche  und 
2023  ausst-ruhelirlje. 

Die.-^e  Erhebungen  weisen  darauf  hin,  dass  der  Anstalten  zu 
viele,  die  Bevölkerung  eine  zu  gemischte  ist  und  es  ist  deshalb 
gegeuwiirtig  das  Bestreben  dfr  BehOid»-»  daraul'  gerichtet,  dem 
bestehenden  Uebelstande  /.uiidchst  durcli  eine  gemeinsame  Armeü- 
besehäftiguugs-  und  Versorgungsanstall  für  einen  grösseren  Bezirk 
abzuhelfen. 

Währende  die  AnnenansUlten  mancher  ländlichen  Gemeiiidai 
ein  unerquiclcUcbes  Bild  darbieten,  sind  die  Wahmdunnngen 
freolioher,  welche  in  Abdeht  auf  die  Einriehtangen  in  anderen 
Gebieten,  der  Armenpflege  zu  machen  sind,  die  aber  auch  woU 
anderswo  in  ähnlicher  Weise  Torkommen  und  hier  fibergangcn 
werden  können.  Besonderer  Erwähnung  werth  ist  indflss  die  Sozg« 
für  die  Emehung  armer,  namentlich  verwahrloster  Kinder.  IHe 
Fürsorge  fOr  solche  Kinder  wird  nämlich  dadurch  wesentlieh  ub- 
terstfitat,  dass  neben  2  Staatswaisenhäusem,  mit  zusammen  664 
Zöglingen,  24  Kinderrettungsanstalten  besteJien,  in  weldun  im 
Jahre  1857  1238  Kinder  untergebracht  waren.  In  den  meisten 
dieser  Rettungsanstalten  werden  die  Kinder  in  der  Landwirthsohaft, 
theilweise  durch  Arbeiten  der  Hausindustrie,  beschäftigt. 

An  diese  Kinderrettungsanstalten  schlieast  sich  dann  die  im 
'Jahre  1859  gegründete  Rettungnanstalt  für  verbrecherische  und 
sonst  be><*>nder.s  cntarteio  ältere  KnalnMi  auf  dem  Schöiibühlhofe. 
in  welche  in  dieser  Zeit  7.S  ZüL:linge  «jintraten,  die  mit  dem  An-  \^ 
bau  von  33  Morgen  Feldgütern  und  mit  Weberei  beschäftigt  j 
werden.   Von  diesen  sind  14  entwichen,  39  ordnuttgtunnrä  | 
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i  lassen,  25  noch  in  der  Anstalt.  Von  den  entlassenen  Zöglingen 
k  haben  11  das  Zengniss  „gut",  11  das  Zeugniss  „ziemlich  gut", 

16  das  Zongniss  »niittelmässig",  1  das  Zengniss  , schlecht". 
B  Die  meisten  dieser  Rettungsanstalten,  auch  die  zuletzt  ge- 

■  nannte,  sind  Privatanstalten,  deren  Einnahmen,  soweit  sie  durch 

»,  die  Kostgelder  nicht  gedeckt  werden,  aus  milden  Beitrü<,'eu  he- 

il stehen ;  sie  erleichtern  aher  den  Gemeinden  die  Fürsorge  für  arme 

II  Kinder  gerade  dadurch,  dass  sie  in  Folge  jener  Beiträge  in  den 

Stand  gesetzt  sind,  ein  niedriges  Kostgeld  zu  verlangen. 

Ausserdem  wird  dieser  wichtige  Zweig  der  Arnienpliege  durch 

18  in  verschiedenen  Jlezirken  gegründete  Vereine  für  Unterhrin- 

ii  gUDg  armer  Kinder  in  Familien  oder  Rettungsanstalten  und  durch 
*  die  im  Jahre  1817  an  die  Spitie  des  allgemeinen  Wohlthätigkeits- 
^  Vertinü  gestellte  ZenMIeitniig  g«lftrdert,  welehe  a]]«ltt  hieifilr  in 
»;         den  letzten  10  Jahien  gegen  10000  Gulden  verwendet  hai 
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Gros8herzo|[rthaiii  Baden. 

Vom  Herausgeber. 


Statistisch«  Erhebungen,  deren  Krc|;ebnis.se  dazu  l»«^uüt«t 
Werden  kunnteu,  die  Wirksamkeit  beateliender  Ges.'t/.e  uml  Ein- 
richtungeti  im  ik'trefl"  d(s  \nnei)\vi'<ens  zu  beurthfilen.  sind  im 
Grus?;]ierzoLrthinn  Baden  niemals  geuuirht  wortleu.  Zahlenangaben 
für  das  «xanze  Land  datiren  erst  aus  dem  Jahre  Hr)4.  ]>e<chräiik^« 
sich  aber  ffir  die^'s  .lahr  und  das  .Talir  l>^t;<i  auf  die  (i  enieinde- 
Ausj^alK-n  für  Ani)<'!!ii*i]izei.  Solche  Angabni  sind  dann  \vi'it<'r 
lir  ilit'  »Iii  hii  lst;4  bis  für  das  letztgenannte  Jubr 

aliHV  iiorh  üiiht  [juhli/jrl.  ISiM  sind  auch  die  aus  OttVat- 

lich^^ii  Sil  flu  Ulfen  bi-stritteiicii  Aufwände  für  das  Annenwesi-ii 
gemeiud»'-,  bc/ÜLflich  ämter-wei  f  ermittelt  und  zusammen<r<'stellt. 
Aber,  um  zu  ermitteln,  was  aus  anderen  Quellen,  als  aus  ileu 
eb<  (I  ycnauuten,  an  Untei"stützungsbeitrrif,'en  gello>>en,  um  weiter 
zu  ermitteln,  in  welchen  Formen  die^e  (nibeu  und  weleheu  Kate- 
gorien von  Bedürftigen  sie  zogeflosiieuen  sind;  um  die  erfoIde^ 
liehen  Angaben  für  eine  längere  Jalirenreihe  zu  gewinnen,  — 
müsste  man  eine  in  hohem  Grade  mdbsame  und  zeitraubende  Er- 
hebung anstellen,  und  eine  solche  Erliebung  würde,  wie  die  Dinge 
liegen,  selbst  dann  schwerlieh  zu  einem  sonderlich  zurerläsaigeD 
Ergebniss  fiOhivn,  wenn  die  Organe  der  amtlichen  Statistik  sieb 
der  Aufgabe  bemftchtigen  wurden.  Denn  in  einem  Lande  mit 
xwei  Drittheilen  katholischer  Bevölkerung  entzieht  sich  selbstver- 
ständlich ein  sehr  erheblicher  Theil  der  Armenpflege  jeder  etakteo 
Ermittelung.  ^■ 

Obwohl  von  der  OJorinj^nvj'rthigkeit   solcher  Zahlenangaben 
vollständig  überzeugt,  will  ich  doch  im  Nachstehenden  mittheilen,    '      |  i,^ 
wie  viel  in  den  verschiedenen  Kreisen  des  Grossherzogthums  Badeu         *  * 
in  den  Jahren   1^54  und  IHÜO  aus  Gemeindemitteln  und  uns  j  "^i 

Öffentlichen  Stitluugüfonds  zu  Zwecken  der  Armenpliege  veiaiu-  >  .  * 
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cjalit  Wurden  ist.  Ich  cntiiphTii»'  dicst'  Anirali-'n  für  i?r:;ti?p- 
nannton  beiden  Jahre  den  ,  Beitrügen  zur  Statistik  der  inneren 
Vi-rwaltiiMir  >\f<  (irosslierzo<(thunis  Baden"*),  für  die  spätere  dah- 
reureihe  den  seil  IHHö  jährlich  erscheinenden  Hericliten  der  Grossh. 
J;andeskommissäre**)  über  die  Zustiände  und  Ergebnisse  der  inne- 
ren V'erwaltung. 

Aus  Gemeindemitteln  wurden  für  die  Armenpflege 
verwendet  (, Gemeindeausgaben  auf  die  Arnienpolizei") 


1860 

1864 

1865 

1866 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

Im  Soekreis***) 

.  11627!» 

83466 

86963 

Im  Oberrheinkreis  . 

.  323592 

141H6Ö 

204841 

r.»20lt) 

211325 

Im  Mittelrheiokrei» 

.  44f>398 

22ir>y2 

1U5977 

147278 

? 

Im  Unterrheinkreis 

.  213481 

131857 

128209 

? 

In  GroBsbersogUmm 

1,102750 

552868 

565024 

554425  ~ 

Anf  den  Kopf  der  Bevölkerung  betrugen  die  Gemeinde- 
ausgaben  för  Armenpflege 

1854    1860    1864  1866 
kr.       kr.      kr.  kr. 

Im  Grossherzogtüum   24,m  23,7a  23,« 

Im  Seekreil   ^,«9  17,««  18,i9  18^ 

am  neisten  im  Amt  Donaueschingen,  uärnllch  7o,4s  — 

•      man    Stockftch,  nämlich ...      —  27,es 

am  irenigstni  im  Amt  Konetane,  nftmlicli  .  .  17,«  — 

*j  Heft  !>  und  Hett  14,  crschi(Micn  in  den  Jahron  18.'>S,  59  und  1S<";:^, 
nnd  enthaltend  eine  Statistik  der  Vermugenbverhähnisse ,  Einnahmen  und 
Ausgal'cn  der  Ot  iueindeu. 

**)  Kaeh  dem  Gesets,  betreffend  die  Organiiation  der  inneren  Ter» 
waltuug  vom  5.  Oktbr.  1863  (§.  'Jo  fT  kanu  das  Ministerium  dos  Innern 
Bevollmäclittf:to  aus  seiner  Mitte  alt;  liaiuk-skominiss  ire  verwenden,  welche 
im  Ministerium  Sitz  und  Stimme  behalten.  Die^ielben  führen  (iber  die 
Amts-  und  Kreis-Yerwaltuug  und  Uber  deren  Beamte  die  unmittelbare 
AnMeht  und  es  kann  ihnen  ihr  Wohnsitc  ausserhalb  angewiesen  werden. 
Die  Landeskommibsikre  sind  u.  A.  beauftragt,  „tiborbaupt  Iik!«  rnd  und 
anregend  einzugreifen,  wo  sie  Vernarhliissipung  in  der  Pflege  der  Interessen 
der  Kreise  oder  Bezirke  w  ihmrinnon,  oder  wo  diese  Intere^^en  ibrer 
Wichtigkeit  und  ihres  räumliciien  Umtauges  halber  die  Fürsorge  der  Staats- 
regierang  besonders  in  Ansprach  nehmen.'*  Sie  haben  aber  ihre  Wahr- 
nehmungen Berichte  an  das  Hinisterittm  nach  einem  vor^^ezeichneten 
Schema  zn  erstatten,  welche  dann  zusammengestellt  und  verutTentlicht  wer- 
den, und  mit  (h  l  Zeit  ein  sein-  wertbvoUes  Material  für  die  ErkenntuisB 
wirthschaftlicbeu  und  Bildungszustunde  des  Laudes  bilden  werden. 
Euie  stehende  Rubrik  in  diesen  Berichten  bildet  das  Armenwesen  nnd  die 
Armenpflege. 

***)  Diese  KrciseintheilnDg  ist  swar  veraltet,  liier  aber  der  Einfach- 
heit wegen  beibehalten. 

t)  Es  fehlen  die  Zahlenangaben  in  den  Berichten  für  den  Mittel-  und 
üntsnMikrels. 
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am  wenigsten  im  Amt  PfuUeudor^  n&mllch  . 

Im  Oberrlieinkreif  

MD  aMisten  im  Amt  Btanftn,  ntanlidi  .  .  . 

^  wenigsten«  im  Amt  waldumC,  nlallelk  . 

»  »  V        r  -  »         •  • 

Im  Mittelrhciükreia  .  

am  meisten  im  Amt  Aehem,  nämlich  .   .  . 

„         ^      n    Genpenhnrh,  namlich  . 
„  weuigsteti  im  Landamt  Karlsruhe,  nämlich 

n  rt  n  9  fi  w 

ImUntorrheinkrcis  

am  meisten  im  Amt  Sinsheim,  niimlich    .  . 
^        „            ^     I)Uchon,  uämlicb     .  . 
„   wenigsten  im  Amt  Mannheim,  nAmlich  . 
n        7>       t,    ^  Tinbefbiiehofrheim 
namlich  

Die  Zahl  der  Gemeinden  des  Gr 

Jahr  1854:  1596,  im  Jahr  1860:  1597. 


1854 

IMO 

1864 

18K 

kr 

kr. 

kr. 

kr. 

il,as 

IHw 

39,96 

Ol  M 

W,4S 

'i:i»r 

177,75 

37.67 

20,ao 

20,17 

1U,79 

9.»  - 


13^ 

ums  betrug  im 


Im  See* 

Im  Ober- 

Im Mittel- 

Im Unter- 

Im OfOfi* 

kreis 

rheinkreis 

rheinkreis 

rheinkreis 

herzogth. 

1.S60 

IHM  1860 

1654  18» 

•  lemeindon. 

(iotntlntlrn. 

ti'Tneiiidnn. 

Gemeinden. 

Keinen  Kommu- 

1 

nalaoArond  fiir 

( 

Armenpflp^'o*J  .  . 

16 

30 

7 

9 

5 

8 

10 

15 

:^8 

es 

Einen  Aiifwaud  im 

Betrage  von  Proz. 

des  Gesanimtkom- 

munalaufwandes  *) 

Bis  mit  5^,  0  .... 

98 

16<i 

80 

12  t 

fifi 

134 

80 

180 

328 

564 

aber  5  bis  mit  W/o 

106 

106 

104 

164 

101 

150 

101 

188 

419 

648 

»     10    f,      „     15  n 
,     15    r      „  20„ 

»  20  »    w  25 » 

75 

42 

97 

83 

78 

52 

80 

67 

330 

M4 

16 

57 

43 

53 

26 

58 

26 

206 

III 

19 

44 

21 

37 

15 

32 

ISS 

47 

«15«    n  30« 

7 

33 

6 

Sl 

4 

10 

j 

61 

16 

«  30  „  «85« 

8 

15 

4 

16 

4 

5 

89 

6 

»  36  »    »  40« 

4 

2 

12 

1 

11 

4 

1 

81 

4 

»  40  «  .46. 

1 

2 

2 

1 

2 

7 

1 

T>   45  w    w  50  „ 

1 

2 

1 

3 

1 

»   50  «    n  60„ 
■  80  «    «  €9« 

1 

2 

2 

1 

3 

11 

l 

8 

3 

871 

870 

444  1 

445  1  896 

896 

886 

S86 

tm\ 

ljel)eraus  dürftig  ist  die  Ausbeute  einer  Entzifferung  dieser 
Zahlenreihen,  Man  erhalt  daraus  kein  lUld  des  Wechsels  der 
Xothstande  während  einer  liingereu  .lahrenreihe;  man  kann  aus 
der  Verminderung  der  Ausgaben  nicht  auf  eine  Verminderung,  aw 


*)  Die  Ar  die  Unterstfltiung  Ton  Amwanderen  in  mflkieren  Orten 
ausgegebenen  bcdettteaderen  Summen  kamen  bei  dleier  PNaennedmang 
nicht  in  Betnekt 
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der  Vermi'hriing  nicht  auf  eine  Verraelining  der  Zahl  der  Annen 
ächliessen.  Mehr  als  ^rewagt  wäre  ein  Sehluss  auf  Verhältniss- 
niiissigkeif  /.wij^  hen  der  Koiumunalbelastiin'j|-  einer-  und  dem  Armen- 
stand  andererseits  in  den  verschiedenen  Kreisen.  Ks  ist  unniut/lich, 
aus  diesen  Angaben  auch  nur  einen  Wahrscheinlichkeilsscliluss 
auf  die  Wirksamkeit,  die  Bewahrung  oder  Xichtbewiihrung,  der 
bestehenden  gesetzliclien  und  sonstigen,  das  Armenweseii  l)etreffeu- 
<\m  Einrichtungen  zu  ziehen.  Die  Geringwerthigkt  it  der  obigen 
Zahlen  geht  deutlich  hervor,  wenn  mau  den  Genieiudeaufwaud  für 
cUs  Armenwesen  in  einzelnen  Städten  mit  dem  konstatirbaren 
sonstigen  Aufwand  vergleicht. 

Es  betrugen  t.  B.  in  folgenden  Stftdten  und  Jahrgängen 


die  Gemeinde-Ausgaben  für  f 

1854 

1860 

xmi 

1865 

1864  1865 

In  den  Stidten 

fi. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl.  fl. 

KoDStanK 

370 

16 

218 

265 

18888  14212 

Ueberlingen 

nO 

10 

0 

0 

ca.  Aom  fl. 

Freiburg 

3üUG 

8120 

7423 

73448  ÜÖS-W 

Karlsruhe 

11521 

1430") 

12631 

132H9 

90126  *j21.ö7 

Heidelberg 

12999 

12417 

StiOU 

7615 

15609  19330 

Murabeim 

8976 

18156 

16154 

16901 

21474  20901 

Besonders  die  öffentlichen  Stiftungen,  aber  auch  Vereine  für 
Armenunterstützung  sind  es,  und  nicht  nur  in  den  Städten,  son- 
dern auch  auf  dem  platten  Lande,  deren  Leistuno-^n  die  der  Ge- 
meinden oft  ganz  erheblich  übersteigen.  Es  mag  hier  eine  zahlen- 
mässige Darstellung  dieser  Leistungen  ftdgeu,  freilich  in  der  Unvoll- 
stlndigkeit,  die  dem  mir  zu  Gebote  stehenden  Material  entspricht. 

Es  worden  in  den  Jahren  1864  nnd  1865  aus  Stiftungs- 
und  Yereinflmittdn  in  den  nadibenannten  Kreisen  folgende  Sum- 
men zur  Armennnterstfitzung  yeransgabt:   (s.  pag.  384.) 

Also  ein  Stiftungskapital  von  10,58832,^  fl. ,  oder  von  circa 
7 5  fl.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  stand  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1864  und  6;")  dem  badischen  Armenwesen  zur  Verfügung, 
wenn  man  aiininuut,  dass  die  aus  Stiftungsfonds  verabreichten 
ünteritfitzungen  zusammen  sich  als  4prozentige  Rente  eben  jener 
Fonds  darstellen. 

Und  es  wurden  also,  nadi  den  vorli^enden  Ausweisen,  auf 
das  Armenwesen  Torwendet  im  ganzen  Grossherzogthnm: 

1884  tm 

«u  Oemeinde-Hittelii         566684  fl.         554186  fl. 

„   Stiftungs-     ,  418482  „  428584  „ 

„  Vereins-      „  55181  „  57568  , 

aosünBea    ymtN  fi.      i/M&i  fL  
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Villi 
Wal' 


Iddiot 


Khenialiger 
SeeJareiB  .  • 


I,örrfti-h  •  • 
Freiburg 

Ob.-IU»wo-Kr. 


Baden  .  '  • 

themali^er 
Mitt-Sbem-Kr 


Mannheim  . 
Heidelberg  . 
Hoabftcb  .  . 

EhemaUger 
Unt-Rhein-Kr. 


Im  Groraher- 
sogChum  . 


Zahl  der 
Orte,  in  de- 
nen die  Un- 
lerstüteun- 
gen  Terab- 
■,.  ,  M  w'irden 

102 
55 
120 


m 
277 

von 
461 
Orten. 

I7<j 
117 


m 

vou 

Orten. 
119 
78 


Dos  Kreises 
Seclciizahl 

nach  der 
Zäliliiiig  V. 

S.  Dez.  1661 

127r»82 
6.').'t92 
82161 


Aufwand  flar  Armennm'*^ 


aof 

Stifitiuigiin{tt«ln 
1864  l8Gr, 


  '^g 

aus 

Vereüuanittcio 

im' 


375835 


90733 
194,S36 
143164 


433713 


120355 


«114     8()(j7      ^  2<?74 


104201 


104621 


'■m\  10571 

8967U  «6827 
29497 I  32096 


129108  129^ 


94126  ,  99316 
10891  11022 


in 

197 

344160 

105017 

110338 

29562 

S92I2 

von 

414 

Orten. 

23 

89<>83 

38426 

88291 

132 

123 

61 

1281  »90 

'.21849 

20182 

4293 

5168 

134 

158667 

1U88I 

203Ö6 

1146 

1289 

in 

218 

375810 

80156 

5570 

6075 

von 

396 

Orten. 

in 

1074 

1,429048 

418182 

56181 

57558 

von 

lÖ5b 

Osten. 

4064  ^  417J 


193 
13186 
2316 


43 

Mm 
2m 


15896 


17562 


28162  i  ^817 
1390  :  14S5 


Aber  weder  repräsentirten  diese  Sammen  (s.  p.dSB  ».E.)  den  gan- 
zen öffentlichen  Aufwand  für  das  Aimenweseii,  da  ancfa  aas  derStaats- 
kasse  nicht  unbetriichtlichc  Beiträge  goloistot  werden,  da  aus  Stiftun- 
gen viel  grössere  Beiträge  tliossen,  aI^)  in  don  Berichten  der  Landes- 
komniii^säre  angenommen,  und,  da  in  diesen  Berichten  nur  ein  Ivlciner 
Tlioil  dei"  Vereinsleistungen  verzeichnet  werden  konnte:  noch  lässt 
sich  aus  jenen  (^esammtzalden  (wie  auch  aus  denen  lür  die  Kreise) 
ein  anniiliernd  richtijjes  Bild  des  Armen-Untristäf/ungswcsens  kon- 
struiren,  da  schon  die  Uemeinde-,  noch  m^hr  aber  die  StlAuflga- 
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und  Vereins- Heitrage  nicht  nur  per  Kopf  der  Unterstützten  (diese 
Kopfzahl  ist  nur  leider  nicht  zu  ermitteln),  j^ondern  auch  por 
Kopf  der  Ortsbevölkerung  unendlich  verschiedeuartig  von  Ort  zu 
Ort  verthcilr  sind. 

Für  iVir  Kreise  Mannheim,  Heidelberg  und  Mosbach  tinde  ich 
in  dein  .laiiresbericht  dos  Lande.skomniissfir<  für  1S65  ein  Ver- 
/X'itlinisii  der  bestehenden  >vpUli<'licii  Stiliiingcn  mit  Angabo  dos 
Vermügensbt'st;ind»'S.  Dar  letzter'-  beträgt  insgesaniiiit  2,801409  tl. 
Zieht  man  von  dieser  Summe  die  nicht  zu  Armen-l^nterstützungs- 
zwecken  gemachten  Stiftungen  ab,  so  bleibt  für  letzteren  Zweck 
immer  noch  ein  Stiftuugsvermögen  von  2.t)97144  fl.  übrig.  4**/o 
von  diesem  Kapital  geben  107885  fl.,  3^  Vo  94398  fl.,  also  immer 
noch  mehr,  ala  in  der  obigen  Tabelle  als  Beitrag  der  Stiftungen 
za  Armenmiterstützungen  für  die  fraglichen  Kreise  und  das  Jahr 
1865  Terzeicfaset  ist.*) 

Dass  namentlich  die  Stiftungsfonds,  welche  doch  meist  eng- 
begrenzten Kreisen  zu  Gute  kommen,  sehr  ungleich  über  das  Land 
vertheilt  sind,  ist  selbstrerständUch.  Nichtsdestoweniger  wird  es 
am  Platze  sein,  diese  Ungleichheit  durch  einige  Beispiele  zu  ver- 
deutlichen, zu  zeigen  also,  wie  völliger  Maogel  an  Stiftungsmitteln 
und  äusserster  embarras  de  richesse  mit  einander  abwechseln. 

In  den  2^1  (3rten  (nicht  Gemeinden)  des  Kreises  Konstanz 
hatten  im  Jahre  1865: 

1H5  Orte  gur  keioe  Stiftungsbezüge  /u  AnoeQunterstüUuogcii, 
in  16 

r,  39 

,  lü 
,  28 

.  3 
«  2 
»  2 

n  1 
n  1 

Greift  mau  unter  den  102  Orten  des  Kreisuf,  welche  im  Jahr 
1^65  aus  Stiftungen  Mittel  zur  Armenuutorstützung  bezogen,  be- 
liebig einige  heraus,  und  vergleicht  man  die  Beträge  dieser  Mittel 
niit  den  Einwohnerzahlen,  so  komnil  man  zu  den  gröbsten  Ver- 
ächiedenheiten;  z.  B.  bezogen  au^  iSUftuugeu: 


Orten  brachten  die  StUtunsen  unter 
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*)  lo  demselben  Bericht  für  1866  befindet  üch  ein  NachtnigSTeraeich- 

niss.  welches  den  obigen  Betrag  um  7.H.¥>fX^  fl  erhöht  Unter  den  hier  auf- 
KfffthrtPii  Stiftungen  ist  gewiss  auch  wiodn-  iler  crrossorc  Theil  für  /wt  rko 
der  Armenunterstatziing  bestimmt.   Genau  crsicbtlich  ist  dies  leider  nicht. 
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die  Orte 


Ueberlingen  bei  3.'9S 

F.inwolmern : 

4/J127 

H. 

Meersburg 

„  1025 

n 

Pfullendorf 

„  2044 

n 

5108 

ft 

BadolfzeU 

„  1556 

rt 

2r»62 

r< 

Konstanz 

^  8516 

n 

11617 

1 

Markdorf 

„  IH^H 

n 

2000 

Gögsingen 

» 

600 

Rerebenau 

,  1481 

1183 

Möhringen 

.  1479 

960 

Messkirch 

n  1872 

N 

yi3 

n 

Engen 

«  1768 

n 

500 

» 

Sinken 

«  1<524 

85 

n 

Gailingen 

.  11)^2 

9 

11,1-,  fl.  per  Kopf. 

2»ao «  «  • 

1>!*0  r»  »  » 
0,« 


•  It 

0,49  «     »  • 

»1*  • 


0^ 


Nimmt  luiin  die  Durchsehnitts/.iiljl  der  AngebOrigen  einer 
Familie  7ai  5,5,  und  den  noth wendigsten  Bedarf  einer  solchen  Fa- 
milie im  Seekreise  zu  250  fl.  an,  so  konnten  in  Ueberlingen  160 
Familien,  oder  fiber  25%  aller  Familien,  völlig  verarmen  wi 
dnrch  die  Stiftungserträge  nothdflrftig  ganz  erhalten  werden,  h 
Engen  dagegen  wäre  es  nnr  möglich  gewesen,  2  F^unilien,  oder 
0,6*^^  aller,  nofhdürftig  zu  erhalten,  wäre  man  ansschliesalich  «if 
die  Stiftnngserträge  angewiesen  gewesen. 

Man  wird  vieUeic&t  am  ersten  noch  dem  Zweck,  den  eine  lOe 
Verhältnisse  berficksichtigende,  zahlenmässige  Statistik  freüicb  am 
yollkommensten  erreichen  üesse,  entsprechen,  wenn  man  dem  nicbt* 
tabellarischen  Theile  der  Berichte  der  Landeskommissftie  die  be- 
merkenswertliesten  Tbatsachen  auszugsweise  entnimmt.  Ich  werde 
im  Nachfolgenden  die  Aufgabe  auf  diesem  Wege  zu  lösen  ver- 
surhrn. 

I.  Den  Beriflitt'ti  <!ts  Lindoskomuiissitrs  fttr  die  Kreise  VilliftgtO 
und  Koustana*)  eutnthiiu'  ioh  Fulgendes: 

1)  Für  186Ö.  In  diesem  Bezirke  flössen  die  Uauptbeiträgc  zur  Annen- 
untentOtsiiog  aus  den  reiehen  Spitalfonds  m  Konstamt,  Pfiilleador^  Ueber 
lingen,  Meersburg  und  Markdorf,  s  .wie  aus  Distriktsstiftungen  der  Fflnd. 
P'ürstenbergischen  Standeshcnsi  haft.  Ein  besonderes  Armenhaus  i'für 
13  Gemeinden)  hat  durch&cbnittlicb  21  Pfleglinge.  5  Frauenvercine 
des  Bezirks  nehmen  sieh  besonders  der  Krankenpflege  armer  Fersoneo 
an.  Waiienhinser  bestehen  in  3  Stidten,  in  Veibindnn«  nH  dea  Spi* 
tälern.  Die  Bel&stigung  des  Publikums  durch  Battier  bat  gegen  frfiber 
abgenommen.  Einheimiscbe  betteln  so  gut  wie  gar  nicht.  »  rxistirtB 
zwei  Kettungsanstaltcn  für  verwahrloste  Kinder  im  Bezirk. 

9}  Bericht  far  186&  Der  Bezirk  bat  sich  um  den  Kreis  Waldsbut 
Tergrfiem»!  Trota  des  Kriegaanstandes  sind  ausserordentliehe  Mittel  sam 
Bebufe  der  ArvenantantetaaDg  nicht  erforderlich  gewesen.  Der  Bettel 
n;ihm  f  twas  zu,  aber  os  waren  ;iiich  in  diesem  Jahre  fast  nie  Einheimische, 
welche  dabei  bcti-oflen  wurden.  Die  meisten  Armonbivuser  —  es  werden 
deren  155  in  8  Amtsbezirken  beispielsweise  aufgcfulirt  —  sind  nicht  Yer- 
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pSegangsanstalteo ,  sondcm  bieten  dcu  Insassen  nur,  oft  ganz  anentgeld* 
lieb,  eine  Wobnstätte,  stellen  sich  aber  als  „wahre  Hühlcn  des  Elends  und 
des  Lasters"  dar.  Stidtiache  Weisen  hin  «er  bestendeo  in  KoDStaiis, 

Radolfzell,  üeberliugen,  Villingon,  Säckingen  mit  ztisanimeu  183  PflegÜBgenf 
welche  t&glich  von  S  kr.  (Siiokingrn)  bis  '22\  >  kr.  ( relirrlin^rn)  zn  ver- 
pflegen kosteten.  Armen  kill  der -Pflegeanstalten  bestanden  ö  im 
Bezirk  (171  Pfleglinge j  7 — 21  kr.  tiiglicber  Verpflegungsaufwand);  Armen- 
hioser  miiYerpflegiing  der  InsASsen:  2(35  Pfleglinge;  SVit— Ukr. 
tiglidier  Aufwand  pro  Kopf/;  PfrOndnerh&user  (Spitäler):  1-i  (576 Pfleg* 
ünge;  11-  27  kr.  taplichor  Aufwand  pro  Kopf);  Kra nkenli;\user:  14. 
Die  letzteren  iiiui  jedocb  zum  grossen  iheile  nicht  eigentliche  Armen- 
anstalten. Die  in  allen  Amts-  und  einigen  anderen  Städten  des  Bezirks 
^  bestehendoiFrniienvereine,  sowie  eine  Reihe  von  anderen  Privatrereioen, 

I(  haben  sich  je  in  ihrem  Wirkungskreise  der  Armeapfl^  angenommen.  In 

den  Dörfern  bescbriinkt  sioli  die  Armenuntcrstüt/ung  meist  auf  das  Aller- 
nolhdürftigstc.    Vcibteigoruugen  armer  Kinder  an  den  Miudestfordernden 
'  seheinen  nicht  vorzukommen;  dagegen  in  manchen  Gemeinden  das  „Um- 

"  halten"  (Reihe- am- Yergflegung).  Es  wird  Ober  den  Hangel  an  Bezirks- 

^  spitilcrn  und  an  Anstalten  zur  Verpflegnng  chroniscber  Kranker  geklagt. 

^  In  den  Städten  verfthrt  die  Arnionpflege  systemlns  und  hiiufen  sich  oft 

Unterstützungen  von  verschiedenen  Seiten  auf  ein  und  dieselbe  Person, 
f  „Um  zu  zeigen**  —  heisst  es  in  dem  Bericht  —  „in  welcher  Weise 

'  nan  in  einer  Stedt,  wie  Üeberlingen,  bei  einer  BerOlfcemng  von  3598  Ein-  > 

*  wohBcrn,  über  40,00<)  fl.  als  Annenunterstützuug  vcnuisgaben  kann,  sei 
5             Folgendes  erwähnt:  Der  dortige  Spitalfond  hat  im  Rechnungsjahr  18G5  6*> 

*  im  Spital  selbst  durchschnittlich  täglich  120  l'ersoneu,  im  Waisenhause 
durchschnittlich  4G  Waisenkinder  verpflegt.  Ausserdem  wurden  in  der 
Siadi  in  den  Sommermonaten  durdisebnittlich  18,  in  den  Wintermonaten 
'26  Personen  durch  Verabreichung  von  Essen  unterstützt.  Die  Verpflegung 
berc'hnet  sich  zu  22'  j  kr.  für  die  Person  und  den  Tag,  und  wurden  filr 

f  den  Spitalhaushalt,  neben  101  Ohm  (20200  Flanben)  Weiu  und  169  Klaf- 

ter Bols,  an  Geld  23752  fl.  verausgabt.  Als  Unterstützungen  an  die  in 

*  der  Stadt  wohnenden  Armen  wurden  abgegeben:  an  baarem  Gelde  ISdOOfl. 
*'  r)7kr.,  Lohrgelder  6H8  fl.  r.2kr  .  V.  rpfli'^ungskosteu  für  uneheliche  Kinder 
5  416  fl  und  Klafter  lirennhulz".  Der  Berichterstatter  verschweigt  es 
t  nicht,  dass  auch  unter  den  Bürgern  so  reich  ausgestatteter  Städte  Viele  im 
>            Klaten  sind  über  die  Gefahren  solchen  zweifelhaften  Keichthums. 

^  3)  Berieht  iar  1867.  Auch  in  diesem  Jahre  ist  in  keinem  Thefle 

f  des  Bezirks  die  Armuth  in  bedenklicher  Weise  aufgetreten.  Dem  Bettel, 

i  wo  er  noch  vorkommt,  wird  Seitens  der  Wohlhabeudci'  nipist  in  übelange- 

i  brachtet  Gutmüthigkeit  Vorschub  geleistet   Der  Bezirk  hatte  ^  stultisehe 

Waisenhäuser        Pfleglinge),  5  Armenkiuderaustalten  (187  Zög- 
^  ÜBge),  5Armenbftus'er  mit  Verpflegung  der  Insassen  (184  Terpflegte), 

S  I')  Pfründnerhäuser  (Spitiler)  (mit  679  Pfründneru).   Einige  treflliche 

^  Anstalten  IQr  arme  Arbeiterinnen  sbd  in  Verbindung  mit  Fabriken 

^  eotstanUen. 

jf  Einigermaasen  erhebliche  Fortschritte  in  der  Art  der  Handhabung  der 

;  Anienpflege  sind  nur  in  der  Stadt  Konstana  bemerkbar.  Sie  begannen 

*on  dem  Moment  an,  wo  die  Stiftungsverwaltung  der  Kircbenbehörde  ent- 

*  Zügen  und  in  die  Hand  der  Gemeinde  gelegt  wurde.  Die  gleiche  Maas- 
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regd  hat  ia  Ueberlingen  noch  nicht  gleich  gute  Folgen  gehabt  FrdM  feib 
erschwert  die  aui^srhliossliclio  nostimmimg  der  überreichen  StifinngBCttiigi  ^ 
2U  Armenzwcckcii  j(cii'  vcnrinfti^'o  Reform  utitremcin.  jfTu 

Für  den  ganzen  Kreib  ist  im  Jahr  l^'is  cjue  grosse  WaisenanbUli  iis-j- 
im  Hegne  bei  Konstanz)  begrflndet  worden,  in  welcher  die  Pfleglinge  nteh 
Wehrli-Fellenberg*8chen  GruQdB&lsen  erzogen  werden.  Die  Schöpfmig  ist 
bei  der  ultramont:inon  i'.uioi  gros  sein  Widerstande  begegnet}  bewährt  odi 
aber  mehr  und  mehr  als  segeiiöreicli. 

II  Berichte  aus  den  Kreisen  Wuldshut,  Ldrrach  und  Freiburg  ^«.^ 
(seil  1866:  Lörrach,  Freiburg  und  Offenbarg}.  ij[ 

1)  Für  1865.    Ausserordentliche  Anstrengungen  n  Zwtekm  dw  j^t^ 
Armenpflege  waren  nicht  erforderlich.    In  grösseren  Orten  nehmen  sich  |' 
7.ah]n'irhf'  P  r  i  v  a  ( v  e  r  e  i  ii  c  des  Anncnwebens  an.    An  solchen  ist  beson- 
ders die  btadt  Freiburg  reich,   iiier  besteht  auch  eine  grössere  Armen- 
beschftfti^ungs-Anftalt  (18  Personen).  Armenhäuser,  worin  nur  t^-^ 
Obdach  gewihri  wird,  bestehen  in  weitaus  den  misten  Oemeinden  desBe*  tui 
xirks.   Sic  befinden  sich  meist  in  verwahrlostem  Zustand,   üeber  h&ufigen 

Bettel  wird  nicht  (;(  klagt.  Froiburg  hat  drei  Wais  en hau. scr,  desgleichen 
eine  Blinden  -  Erziehuugs-  uud  eine  Bliudenversorguogs-Aa- 
stalt,  erstere  Staats»,  letatere  PrivaMnstitot.  Ein  dem  Landetkommiu&r 
surHftUe  in  auBserordentUchanKothfftUen  eröffneter  Kredit 
brauchte  nicht  benützt  zu  worden.  ..^^ 

2)  Für  IHtiG.  Den  schon  oben  zahlenniiissig  angopebenen  LnterstAt- 
zungsauf wänden  würden  erhebliche  ^^uturaluoierstutzungen  aozutügeo 
sein,  welehe  ia  giandien  Gmcinden,  theüs  in  der  Form  des  ReihentiidiM 
(„Umesien*),  tbeils  in  anderen  Formen  gewfthrt  werden.  Die  Terstei- 
gerung  der  Verpflegung  Ortsanner  an  den  Mi ndestiiehm enden  kommt 
hier  und  da  in  Landorten  des  Amtsbezirks  Freiburg  vor.  Hie  für  das 
Torige  Jahr  vcrlautbartc  Klage  über  den  traurigen  Zustand  der  Armen- 
hioser  wird  auch  Atr  dieses  Jahr  wiedor  erhoben.  Der  Bettel  hat 
überhand  genommen,  wird  aber  vorzugsweise  von  Fremden  betrieben,  bs 
Besirltsamt  Frt'iburg  beispielsweise  wurden  100.'),  meist  arbeitsfähige,  Per- 
sonen wegen  Betttlns  Ix-straft  (gegen  870  ins  V  ijihr).  Im  Amtsbezirk 
Lörrach  wird  diesem  Inwesen  durch  zwockmUssig  eingerichtete  Vereine 
wirksam  gesteuert.  —  Die  drei  Kreise  hatteu  G  Armeubeschäftiguugs- 
Anstalten  mit  95  Pfleglingen,  deren  Verpflegung  insgesammi  einen  Alf- 
wand von  S35()  fl.  verursachte;  10  Waisenhäuser  (283  Waisenkinder: 
I777<i  fl.  Verpttcgungsaufwaud  :  1»;  „W  o  )il  t  Ii  ä  t  if,'k  e  i  t s  ans  taltcn"  (4<>*i 
Pfleglinge;  29747  11.  AufwaudJ;  -A'J  Kiaukenhäuser  (421G  Pfleglinge;  ' 
38875  11.  Aufwand).  Die  letztgenannten  Anstalten  sind  nur  zum  Thcil  sli  '  ^ 
Armenanslalten  an&ufassen.  ^ 

3)  Für  1867.    Die  Zahlen  der  letzterwlhnten  Anstalten  und  ihrer  *^ 
Ptleglinge  haben  sich  im  Jahr  l.S<>7  folgendcrmaascn  verniidert:  4  Armen- 
beschäftigungs-Anstaltcn  (lÜU  Plleglinge) ;  10  Waise nhauser  (3ül  ^ 
misenkiuder);  9  ,WohlthätiglceitBanstalten.''  (392  Pfleglinge;;  89 
Kranlcenh&ttser  (5638  Pfleglinge).  J'^ 

Au8ser(»rdentliehe  Nolhständo  traten  auch  in  diesem  Jahre  nicht  eis.  ^ 
Im  .Amtsbezirk  Freibur}?  musst<*n  mehrere  Gemeiiulfn  /nr  Unterstützung  j  ^ 

ihrer  Ortsarmen  amilich  gezwungen  werden.    Die  Errichtung  eines  Be-  '  ^ 

zii  ks-Pfrflndnerhanses  (Bezirksamt  Suufen)  war  im  Werke.  Uebsr  ^ 
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^■^  den  Zustand  der  Armenhäuser  ertönt  im  Wesentlidipn  die  alte  Klage. 

^  £beoso  über  den  häufigen  Bettel  Fremder.    (Man  erfahrt  nur  nicht,  ob 

ÜB  Taganten  meiit  BadAner  oder  Niehtbtdeiier,  und  im  enten  Fall  nur 
Orb-  oder  Bezirksfremde  sind).  Die  im  Bezirk  Lörrach  g^D  den  Bettel 

H;  begründeten  Orts  vereine  scheinen  sich  doch  nicht  so  gut  bewährt  zu 

^:\  haben,  als  erwartet  wurde.   Dadurch  sei  „der  liettol  gcwissermaasen  orga- 

;s  nisirt"  worden.   (Sehr  erklärlich,  wenn  die  Verein«  nur  den  Zweck  ver- 

fülgtco,  die  Gaben  xa  zentralisireo,  nicht,  das  AlmoBengeben  Abeihanpt  an 

beseitigeiL) 

in.  Berichte  ans  den  Kreisen  KarUmhe,  Baden  andOffenbnrg 
ti        '  (aeit  18G6:  Karlsruhe  und  Baden). 

t  1)  Ftir  lb65.   In  allen  Bezirken  wird  über  Ueberhanduehmeu  des 

c  HansbetteU  nod  Aber  mangelhafte  Beschaffenheit  der  ArmenhAaser 

v:  geklagt  In  ^gen  Stödten  bMtehea  Armenkommisaionen  cur  Ver- 

t  waltang  der  aus  Staats-,  Gemeinde-  und  Stiftungskassen  fliessenden  Unter- 

Stützungen.   Die  Vereinetli  utigkeit  ist  besonders  in  den  Städten  rege; 
1:1  aber  es  fehlt  an  entsprechender  Organisation.  Der  Bericht  macht  7  Wai- 

fi-  tenblnser  mit  ansanunen  316  Waisenkindern,  2  Armen- Arbeitshtu- 

;  ser  mit  71  Pfleglingen,  2  Rettungs  an  stalten  far  verwahrloste  Kinder 

S  Bit  123  Pfleglingen,  1  Pfründnerhaus  mit  5f>  Pflofflingeu  und  1  kloster- 

k,  artis/<'  K r z i  e h un gs a n s I  u  1 1  für  arme  Mädchen  mit  10)  Z  lyliugen 

uumhatt.  In  den  Gemeinden,  in  welchen  uoch  geschlossene  ilofgiiter 
c  ?orhemchen,  liegt  die  Armenpflege  am  meisten  darnieder.  (!) 

^  2)  Fftr  I86a  Der  Besirk  nmfasst  nnr  noch  die  Kreise  Karlsrnhe 

f  und  Baden.   Der  Bericht  enthält  wenig  bemerkenswrrthe  Thatsachen. 

,  Das  Ue tte! u n w e.s e II  luit  sich  eher  ver>c))limnii rt,  als  gebessert.    In  der 

;  Zahl  der  Armcnaustalteu  sind  Aendenuigf  n ,  von  den  durch  die  Ver- 

;  Ideinerung  des  Bezirkt  herbeigefährten  abgesehen,  kaum  eingetreten.  Nur 

«ifligeKleinkinderbewahr-Anstalten  sind  entstanden.  Ein  in  Baden 
^  entstanJoncr  Verein  („zur  Pflege  und  Unterstützung  armer  Kranker  ohne 

i  l'iiterscbied  der  Koufessicm")  liat  die  Krankenpflege  in  der  Stadt  Baden 

>  ubernümmen  und  lasst  dieselbe  durch  barmherzige  Schwestern  ausüben. 

^  »Diese  Krankenpflege  wird  Allen,  die  sie  Teilangen,  unentgeldlich  ge- 

,  wlhrt." 

j  .'!)  Für  18G7.   Auch  dieser  Bericht  ist  äusserst  dürftig.   Es  wieder« 

j  boleu  sich  die  Klugen  uber  die  noch  immer  grosse  Zahl  von  Bettlern 

f  uud  Uber  die  mangelhafte  Einrichtung  der  Armeuhäuser.   Ein  neues 

^  Spital  mit  Armenhaos  (letzteres  nicht  nur  zur  GewAhrung  von  Obdach)  ist 

eatstauden  (Gemeinde  Steinbaeb,  Bezirksamt  Bttbl). 
\  IV.  Beridite  aus  den  Kreisen  Mannheim,  Heidelberg  and  Mos- 

bach. 

«  Iji  Für  1665.   In  den  grossereu  Städten  sind  reichliche  Mittel  vor- 

banden nnd  geschieht  fOr  Armennnterstatanog  eher  zu  viel,  als  zu  wenig. 
Auf  dem  Lande  fehlt  es  hftnfig  nicht  nnr  an  den  Mittefai,  sondern  auch 

»  am  guten  Willen.  Besonders  tiaui  ici  ist  es  da  um  die  Pflege  armer  Kinder 

-  bestellt,  welche  /war  nicht  nielir  der  Form,  aber  doch  noch  der  S.iche  nach 
.  den  Mindestfurdenuleu  in  Ptlege  gegeben  werden.    Da  auf  dem  Laude 

^  vislEu^  NatnralTerptlegung  der  Ortsarmen  fiblich  ist,  geben  die  oben  an- 

gefbhrten  Zahlen  kein  dentliehee  Bild  der  wirklichen  Aufwünde  für  Armen* 
pflege.  Ansserordentiiehe  Nothstftnde  traten  im  Berichtigabre  in  keinem 
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Theile  6m  Besirkes  «in.  —  Wdtaus  die  meisten  Gemfindin  Üben  Ar- 

menbäusor  zur  unentgeldüchen  Obdafhgewäbrung.  Diese  Art  von  Untar- 
Stützung  erweist  sieb  uicb  iu  diesem  Bezirke  als  nachthoilig.  lieber  Zu- 
nahme des  bcttcls  wird  nicht  geklagt.  In  mcbreTeu  Orten  des  Bezirk^ 
beliehen  Erankenunterstaisungs*  Vereine,  welcbe  ihren  Mitgliedern 
für  KfankheitsfAlIe  Unteritatning  auf  Gegvnaeittgkeit  sneieheni  (die  Stadt 
Maonheim  hat  doren  allein  15).  Ea  werden  an  Armenanstalten  nainentlicli 
Aufgeführt:  7  Pfrfi  n  d ii  er  h  ii  ii s  er  mit  ungefähr  180  PH<  glinfren,  i  Er- 
ziehungsanstalten lUr  %-erwahrloste  Kinder  mit  llü  ZogUngea, 
2  gemischte  WohUhfttigkeitsanttnlten (darunter  eine  Arawatpitalt 
fflr  Hanspflege  in  Mannheim  mit  689  eingeseichnetea  Aimen);  4  Araiea* 
Krankenhäuser;  2  Arnienkinder- Anstalten  mit  08  Pfleglingen; 
1  Waisenhaus;  Kleinkindcrbewahranstalten;  1  Armenbaus 
mit  Verpllegung.  -  in  einigen  Städten  bestehen  Ar menkommissioaea 
snr  Verwaltung  der  Steat«*,  Qemeinde-  und  SUftungsmitteL 

2)  Far  186&  Die  allgemeinen  Bemerknngen  des  TOijahrigea  Berich- 
tes wiederholen  sich.  Nur  wird  Ober  Zunahme  des  Hausbcttels  geklagt. 
Der  Kinflüsse  des  dirscn  Bezirk  besonders  heimsuchenden  Kriepes  (Feld- 
zug der  Main -Armee)  wird  in  diesem  Berichte  nicht  gedacht.  Die  Zahl 
der  Armcnanstalten  hat  sich  um  einige  vermehrt;  die  der  Pfleglinge  aatflr 
Udi  vertndert  Ein  genanea  Verseichniss  aller  bestehenden  solcbea  Ab- 
stalten  fehlt. 

V,j  Für  ls<)7.  Zu  dem  Bezirk  ;'ehriren  die  düiftigsten  Theile  (Oden- 
wald) des  im  Ganzen  so  wohlhabenden  Landes.  Man  sollt«  denken,  da:& 
in  diesen  Landestheilen  der  Krieg  des  Vorjahres  die  Annenlasten  erhdh 
lidi  gesteigert  hätte.  Der  Bericht  erwfthnt  nichts  von  ausserordeotlieken 
Nothständen.  Allerdings  wird  über  starke  Zunahme  des  Bettels  und  äber 
den  beklagenswert)) (  H  Zustand  der  Armenhäuser  geklagt.  Alier  «las  sind 
alte  Klagen,  begrtindet  in  Einrichtongen  und  Mängeln,  deren  weiter  unten 
Erwähnung  geschehen  wird.  —  Die  Bemerkungen  über  die  bestehMidea 
Armenanstalten  sind  nicht  voBstiüiidig.  Ans  allen  drm  Jahresbeiiehtea  n- 
samnien  erhält  man  keinen  deutlichen  Begriff  von  der  wirklichen  Zahl,  der 
Verthfilnnu' ,  dem  Zweck  und  der  Wirksamkeit  dieser  Anstalten.  —  Es 
werden  drei  Armeabesehäftigungs- Anstalten  namentlich  aufgeführt, 
welche  48  Pfleglinge  mit  einem  Gesammtaufwaude  von  6971  fl.  beschäftig- 
ten. Femer  7  Pfrflndnerhftnser  mit  131  PfrOndnero  und  87  Kranken. 
Femer  12  Waisen-  und  Rettungshäusera  mit  374  Pfleglingen.  End- 
lich enthalt  der  Bericht  genaue  Mittheiltingen  über  die  Leistungen  und 
Aufwände  des  grossen  allgemeinen  Armen-  und  Kraukenhauses  >» 
Mannheim. 

Die  Kreisanssohasse  der  drei  Kreise  haben  sich  im  Jahre  1867 

mit  der  Frage  der  Erziehung  kreisangehöriger  armer  Kinder 
und  der  Krankenpflege  für  ^«ilrhe  Kinder  beschäftigt.  Nur  der  Kreis 
Mannheim  hat  sich  zur  Errichtnng  einer  Kreis-Erziehungsanstalt  für  Kin- 
der bis  zum  sechsten  Lebensjahre  entschlossen  und  gleichzeitig  die  Untei^ 
bringnng  armer  Kinder  von  Aber  6  Jahren  in  geeigneten  Familien  m  Aas* 
sieht  genommen.  Wegen  der  Erankenverpflegung  armer  Kinder  sind  Seiteas 
aller  3  Kreise  besondere  Verträge  mit  im  Bezirk  bestehenden  Kranken- 
anstalten (z.  B.  der  Heidelberger  Augenheilaustalt)  abgeschlossen  worden. 
Aehnliche  Verträge  wurden  Übrigens  auch  von  anderen  Kreisversaiaaf 
hngen  des  Landes,  tkeils  im  Jahie  1867,  theib  schon  firidier,  vereiBbsit. 
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Ein  Rückblick  auf  die  sämmtlicben  vor:?tehenden  statisüschen 
Mittheilvmgen  giebt  dem  Leser  zwar  kein  deutlichem  Bild  von  den 
Zuständen  des  Arnienwesens  im  Grossherzogthinn  Baden:  nament- 
lich werden  ^^'la  jede  Angabe  über  Zalil,  Alter  und  Geschlecht  der 
öffentlich  Unterstützten,  Howie  über  die  A\'andluiigen  dieser  Ver- 
bal tnisse  in  entsprecliend  langen  Zeiträunien  vermissen.  Aber 
Folgendes  geht  doch  deutlich  aus  diesen  Miitheilungen  hervor: 
018  im  Ganzen  vielleicht  reicher  als  Irgend  ein  anderes  dentsches 
Und  von  der  Natar  ausgestattete  Grossherzogthum  Baden  ist  auch 
jwskt  in  numeheD  Thmloi  überreich  an  Mittehi  zur  Armennnter- 
stfttEQog.  Aber  diese  Mittel  sind  sehr  ungleich  vertheilt.  In  den 
SUdten,  denen  solche  Mittel  fiist  nirgends  fehlen,  wird  für  Armen- 
pflege oft  flbrig  viel  geleistet,  nirgends  aber  ganz  phinmftssig  dabei 
verfidiren,  meist  vielmehr  so,  dass  man  sich  nicht  wundem  dOrfte, 
w«nn  die  Zahl  der  Untentfitzten  in  stärkerem  Verhftltniss  wüchse, 
ab  die  Bevölkerungszahl  Auf  dem  Lande  sind  die  Leistungen 
meist  sehr  gering  und  werden  sie  doch  als  eine  drückende  Last 
empfanden.  Hier  herrscht  das  sehr  bedenkliche  Institut  des  Ar- 
menhauses, über  dessen  verder1)lichen  EinHuss  fort  und  fort  gekillt 
wird,  ohne  dasa  ernstlich  Wandel  geschaffen  würde. 

Der  Hauäbettel  ist  überall,  in  den  Städten,  wie  auf  dem  Lande, 
eher  im  Wachsen,  als  im  Abnehmen  begriffen:  man  kann  des 
Uebels  nicht  ^lei-<ter  worden.  Von  einer  Organisation  der  Armen- 
pflege Seitens  dt'v  Kreise  sind  erst  schwache  Anfänge  zu  bemerken. 
WirkUch  musterhalte  Kinriehiungen,  wie  sie  z.  H.  die  Städte  Elber- 
feld und  Ikaunschweig  und  nvanche  Landbezirke  des  Königreichs 
Sachsen  zeigen,  sind  nirgends  \orlianden. 

Das  Grosslierzogthum  Ba<leH.  in  seinem  jetzigen  Bestände  eine 
Schö|ifung  des  Lüneviller  Friedens,  des  Keichsdeputationshaupt- 
schlusses,  des  Friedens  von  l'ressburg,  der  liheinbuudakte ,  des 
Wiener  Friedens  und  des  Wiener  Kongresses,  durch  welche  Trak- 
tate und  bezüglich  Staatsaktionen  die  im  Jahre  1771  vereinigten 
BlrUande,  Baden-Durhich  und  Baden-Baden,  allmftlig  vergrössert 
wurden,  hat  erst  seit  dem  Beichsdeputationshauptsehlusse,  streng- 
genonmiep  erst  seit,  dem  5.  Mai  1805,  an  welchem  Tage  der  Kur- 
ierst Karl  Friedrich  sich  fOr  den  unumschränkten  Souverain  des 
l4Bdes  erklärte,  eine  allgemeine,  för  den  ganzen  jetzigen  Terri- 
torialbestand maasgebende  Gesetzgebung  au&nweisen.  ZaUreiche 
Clesetu  und  Verordnungen  aus  jener  ersten  Periode  verdanken 
wesentlich  dem  Bedfii&iss  der  Ausgleichung  und  Zentralisation 
Uiren  Ursprung. 

So  auch  die  das  Armenwesen  betreffende  Gesetz- 
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geboDg.  Dieselbe  ist  jedocli  oiemals  in  ein  einziges  Qesetz  m- 
sammengefiust  worden,  und  von  jeber  dürftig  und  nnToUstSndig 
gewesen. 

Noch  bevor  gesetadicfa  konstatirt  war,  welche  Persona  ab 
Arme  m  betcacbten  seien,  wer  die  unterstütaningsbedQrftigen  Aimeii 
2u  unterätfltzen  habe,  in  welchen  Formen  diese  Unterstützung  ge- 
währt werden  sollo,  wurde,  und  zwar  in  dem  Or>^aiiisatiöü8- 
reskript  vom  26.  November  1 8( >9  (Beil,  Ö.),  festgestellt,  daas 
das  Armenwesen  die  Armenpolizei  —  zur  unuiitt<:*lbareii  Komr 
petenz  der  durch  eben  jenes  Reskript  reurgaiii.sii-ten  Verwaltimgs- 
iiniter  gehör^'n  solh\  Denselben  ward  die  Handhabung  der  An- 
staltpn  gt'trcii  Bettel  und  Müssiggaii  die  Aufsicht  über  di-^  Ver- 
waltung der  Orts-Almosen,  der  , Heiligen",  diT  mir  für  einzehie 
OvU}  öder  für  den  AiutsV)Pzirk  bestimmten  Spitiiler,  Waisen-. 
Siechen-,  IrreuiiäustM"  u.  s.  w.  ühcrwifscn.  Sie  solltt'n.  auf  (K^n 
Antrag  dtT  ()rts;^ft'richte  oder  der  Siudtiäthe,  soweit  niiiit  ftwa 
vStift^mg.sg^'^t'tze  elwa?  Anderes  anordnen,  die  W-rwalier  iiml  Ver- 
lechner  jvuer  Anstalten  bestellen:  si*^  suDImh  die  Aufnabiiie  der 
nach  den  Stifiungsgesetzen  sicli  du/u  i'iL;ii«iiden  I'ersnneii  in  die 
Anstaltt'H  M'iiinlaBsen,  und  die  «•vdmuigsmüssige  VcrlliHilnng  der 
UnU'r^lüV/.ungt'u  ;\u>  dfus^dben  beaui,-it  liiigen:  endlieb  vainle  iluieii 
die  Sammlung  und  Liuf,fudung  vier  für  die  AruieusLalistik  dieueii- 
deu  Materialien  übertragen. 

Leider  sind  solche  Materialien,  deren  tOrhebung  nach  einem 
recht  zweekmftssigen  Formular  angeordet  war,  entweder  nicht  regel- 
mässig von  den  Aemtem  erhoben,  oder  aber  nicht  aufbewahrt 
und  übersichtlich  bearbeitet  worden.  Denn,  als  kfindich  die  fiesr- 
beitung  eines  neuen  Armengesetzes  m  Frage  kam,  stellte  sieh  der 
sdion  im  Eingange  dieses  Aufsaisses  beklagte  Mangel  brauehharer 
statistischen  Daten  heraus. 

Eine  Verordnung  vom  19.  Oktober  1808  betrifft  die  danub, 
wie  es  scheint,  häufig  vorgekommene  Verbringung  anner,  fremder, 
kranker  Personeu  durch  Frrdmdfuhien  von  Ort  zu  Ort 

Vom  20.  Mai  IHK)  datirt  eine  Verordnung  wegen  des 
Bettels  und  Müssigganges.  Dieselbe  ist  ausge.sprochenwp- 
maasen  aus  dem  Bedürfuiss  einheitlicher  Zusammen&ssung  derui 
den  verschiedenen  Laudestbeilen  gültigen  Bestimmungen  bervoT' 
gegangen. 

Es  soll  hiernach  jede  (lemeinde  schuldig  sein,  ,  ihre  Armen' 
aus  ihren  AhiKisfii-.  Gejneinde-  oder  anderen  dazu  giciirneten 
öffentlichen  Kassen  mit  dem  nothwendigen  Lnterhalt  zu  verschcu. 
Die  Ortävorgeäetzteu  suileu  alle  Müssiggäiiger  mit  Nachdruck  und 
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nöthigenfalls  durch  Zwangsmittel  und  Strafen  zur  Arbeit  anhalten, 
auch  den  Armen  das  Auslauten  in  andere  Orte  zum  Betteln  aufs 
Schärfste  untersafren.  —  Strassen-  und  Hausbettel  wird  verboten. 
Betroffene  Bettler  sulUn  mit  körperlicher  Strafe,  Arrest  oder 
öffentlicher  Arbeit  belegt,  und,  wenn  sie  fremd  sind,  in  ihre  Hei- 
üiath  zurückgewiesen  werden.  Im  Wiederbetretungsfalle  sind  sie 
dem  Bezirksamte  zu  scliärftMer  lie.-^trafuüg  zu  überweisen.  —  Wer 
Bettelfuhreu  in's  Land  bringt,  hat  Geldstrafen  zu  gewärtigen  und 
mD  ZOT  Zurückführung  gezwungen  werden.  Gemeiudeu,  die  in 
^Smt  Besiehung  nicht  wachsam  siod,  sollen  die  ihnen  zngefShr- 
ten  Bettler  aus  dem  Ihrigen  verptlegeu  und  auf  eigene  Kosten 
zorfiektninsportiren.  Ni<dittnuisporttable  fremde  Kranke  sind  von 
der  Gemeinde  einstweilen  zn  verpflegen;  die  letztere  kann  Ersatz 
der  bierdureh  erwachsenen  Kosten  von  deijenigen  Gemeinde  for^ 
dem,  aus  deren  Bezirk  ihr  die  Pfleglinge  zanftchts  zugeführt  wur- 
den. —  Anslftnder,  welche  «ihrem  Aeusseren  nach  gegrfindete 
Beaorgniss  geben,  dass  sie  durch  Bettel  u.  s.  w.  sich  fortbringen 
möchten*,  sollen  bei  ihrer  Ankunft  an  der  Qrenze  zurückgewiesen 
werden,  auch  wenn  sie  einen  gültigen  Rcisepass  vorweisen  können. 
—  Aus  entfernten  Gegenden  kommende  mit  gültigen  Legitimation^- 
papieren  versehene  Arme  dürfen  bei  der  Gemeinde  einen  Zehr- 
pfennig erbitten,  sind  aber  von  d^  ersten  Gemeinde,  wo  dies 
geschieht,  an  da.^  Amt  zu  verweisen,  um  sich  eine,  bei  der  ferne- 
ren Keise  streng  einziihnltende  Zwangsroute  vorschreiben  zu  lassen. 
-  , Fechtende  Handwerks- Pursche  nml  Kollektanten "  sind  wie 
Bettler  zu  beliandeln.  —  IMe  Aernter  und  KreisobriL'kt'itni  haben 
alle  Sorgfalt  anzuwenden,  nm  zweckniilssige  Arnienanstalten  für 
Arme  zu  errichten  und  die  bereits  bestehenden  s<d(.hen  Austallen 
zu  verbessern.  Für  besonders  eifrige  und  wirksame  derartige 
Bestrebungen  wird  den  Beamten  die  besondere  Gnade  des  KeL'en- 
kü  zugesichert.  Die  betretenen  Bettler  sind  in  solche  Auslallen 
zu  schicken,  oder,  wenn  es  an  letzteren  fehli,  auf  öflentürhen 
Plätzen,  Strassen,  Kammer-  oder  Geraeindsgütern,  oder  auch  im 
Arrest,  zu  angemessenen  Arbeiten  anzuhalten. 

Auch  nach  Erlass  der  eben  angeführten,  das  Armenwesen  hc- 
treflenden  geaetsliehen  Beätiinniungeu  fehlte  es  noch  geraume  Zeit 
in  einer  bestimmten  und  prfizisen  Regelung  der  Aimennnter- 
stützDngspflicht,  von  der  nur  ganz  allgemein  angenommen  war, 
<ha8  ne  «der  Gemeinde'  obliege,  soweit  es  sich  nm  ihre  Ange- 
hörigen handele. 

Das  Gesets  fiber  die  Verfassung  und  Verwaltung  der 

Ittnlashaat,  AmMpeat«.  26 
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Gemeinden  (die  Gemeindeordnnng)  und  das  BftrgiN 
reclitsgesetz  vom  31.  Dezember  1831,  welche  bdde  Geseb«, 
im  Lanfe  der  Zeit  mehi&ch  abgeftndert  und  ergftnist,  dareh  Ter- 
Ordnung  vom  5.  November  1858  in  ibrer  jetogoi  Geltimg  neu 
gefasst  worden  sind,  und  das  Gesetz  über  Niederlassuig 
und  Aufenthalt  vom  4.  Oktober  1862  enthalten,  wenn  man 
von  einer,  später  zu  erw&hnenden  Verordnung  vom  Jahre  1838, 
von  den  Stiftungsgesetzen,  von  der  Kirchen  Verfassung,  absiebt, 
alle  weeentliehen  Bestimmungen  im  Betreff  des  badiscben  Armeu- 
wesens. 

Nach  dem  Böri^'t  rrHrhtsti^cspt'/  stplit  dem  Bürger  neben  ande- 
ren Kechten  zu:  das  Recht  des  ständigen  Aufenthaltes  in  der 
Gemeinde  und  das  Hecht  des  Anspruches  auf  Unter- 
stützung aus  den  Gemeindeinittehi  in  Fällen  der  Dürf- 
tigkeit. Dieselbon  Rechte  gLMiiessen  auch  Diejenigen,  welclie  ein 
angehoreiies  Bürgerrecht  besitzen,  dasselbe  aber  uoeh  nicht  aiige- 
treteu  haben  *].  Der  1»  e  i  r  i  e  1>  e  i  n  e  s  (1  e  r  b  e  s  war  jedoch  zur 
Zeit  des  Ki  hisst  s  ih  s  lUugerrechtägöSützes  noch  durch  den  Antritt 
des  Bürgerrechts  bt  iiiugt. 

Das  Bürgerrecht  wird  erlangt:  l)  durch  Geburt,  2)  durch 
Aufnahme.  Bürgertöehter  halben  ein  angeburenes  Bürgerrecht, 
können  dasselbe  aber  erst  antreten,  wenn  sie  sich  mit  einem 
Gemeindebürger  verheirathen.  Andere  Frauensjtersonen  erlangen 
das  Bürgerrecht  nur  durch  Verehelichung  mit  einem  CJemeinde» 
bürger  oder  durch  Aufbabme  ihres  Ehemannes  in  das  Bürgeneehi 
Auch  nach  getrennter  oder  nlehtigerklärter  Ehe  behSlt  die  Fish 
ihr  Bflrgerrecht  in  der  Gemeinde,  in  welcher  ihr  Ehemann  das- 
selbe zur  Zeit  der  Auflösung  der  Ehe  hatte. 

Alle  ehelichen  Kinder  haben  das  angeborene  Bürgenecht  in 
der  Gemeinde,  in  der  ihr  Vater  zur  Zeit  der  Geburt,  oder,  wena 
er  frtther  gestorben  s^  sollte,  zur  Zeit  seines  Todes  Borger  ge- 
wesen ist.  Uneheliche  Kinder  erlangen  das  angeborene  Bflrgenedit 
in  der  Gemeinde,  in  welcher  die  Mutter  zur  Zeit  der  Entbindung 
das  angeborene  Börgerreeht  hatte.  Durch  nachgefolgte  Ehe  er- 
werbe die  der  dterlichen  Gewalt  noch  nicht  enüassemn,  im  Khe- 
vertrage  oder  vorher  gesetzlich  von  dem  Vater  anerkannten  KiiKlcr 
das  nürgerreeht  in  der  Gt'meind<^,  in  welcher  der  Vater  zur  Zeit 
der  Verehelicbuog  solches  hatte;  das  frühere,  durch  die  Mutter 

*)  Das  angeborene  Bargerrecht  anzutreten  ist  Nieniand  verpflichtet, 
ansier  im  Falle  der  Verehelichnng.  Personen,  welche  das  aageiwrane 
Bdrgerrecht  besitzea,  aber  noch  niebt  angetreten  haben,  entbehren  der 
politischen  Gemeuiderechte. 
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erworbene  hört  auf.  War  das  Kind  zur  Zeit  der  Verebelichung 
seiner  Eltern  der  Hltprlichen  Gewalt  bereits  entlassen,  so  behält 
es  sein  bisheriges  Bürgerrecht. 

Dem  Geinoinderath  und  BürgeriUissoliiis?^  steht  allein  das  liecht 
der  Büri^'H  rauf  nah  nie  nach  Maasgabe  des  Gesetzes  zu.  Die 
Bürgerauluuhiiie  dail"  weder  auf  eine  bestimmte  Zeit,  noch  unter 
einer  die  gesetzliehen  Hechte  des  fienieindebürgers  beschränkenden 
Bedingung  ertheilt  werden.  Jeder  liadi^ehe  Staatsbürger,  welclier 
das  2;").  Iieben>jahi-  zinückgelegl  hat,  hat  das  ]{echt,  die  bürger- 
liche Aufnahrae  in  jeder  Gemeinde  fiir  sich  und  .seine,  der  Gewalt 
noch  nicht  entlasseneu,  Kinder  2a  verlangen,  wenn  er  die  gesetz- 
lichen Bedingungen  erfftllt,  and  nicht  besondere  gesetzliche  Gründe 
vorliegen,  welche  die  Au&ahmeverweigening  rechtfertigen.  Es 
kann  nflmlich  die  Aa&ahnie  in  eine  Gemeinde  Versagt  wetden: 
1)  Offenkundig  schlechten  Hansh&ltem  oder  Trunkenbolden,  oder 
solehenf  wdehe  offenkundig  einen  ausschweifenden  Lebenswandel 
föhren;  2)  Entmfindigten  und  Hundtodten;  3)  denjenigen,  welche 
zu  euier  pelnlicfaen  Strafe  verurtheilt  wurden;  4)  deigenigen,  welche 
zu  einer  Arboitshansstrafe  Ton  wenigstens  sechs  Monaten  oder  zur 
Diensten tla.s9ung,  oder  wegen  Diebstahls,  Unterschlagung,  F(U- 
sdiUDg,  Betrugs,  Landstreicherei,  oder  Betteins  zu  irgend  einer 
anderen  Strafe  gerichtlich  verurtheilt  wurden,  während  der  ersten 
fftnf  Jahre  von  erätandener  Strafe  an;  5)  denjenigen,  welche  sich 
wegen  eines  Verbrechens,  welches  nach  Nr.  3  und  4  einen  bleiben- 
den oder  zeitlichen  Verlust  des  Anspruches  der  Aufnahme  zur 
Folge  hat,  in  gerichtlicher  L'ntersuchutig  befinden,  bis  zu  erfijlgenr 
dem  richterlichen  Krkenntniss;  G)  denjenigen,  welche  sich  als 
PHeglingo  in  der  ijulizeilicheu  Verwahrungsanstalt  befunden  liaben, 
während  der  ersten  fünf  Jahre  nach  ihrer  Entlassung  aus  der- 
selben. 

l)ie  noch  unter  elterlicher  <  lewalt  stehenden  Kinder  des  Auf- 
genommenen erwerben  das  angeborene  Bürgerrecht  durch  die  Auf- 
nahme des  Vaters,  verlieren  aber  das  bisher  in  einer  anderen 
Gemeuide  ihnen  zugestandene  solche  Bürgerrecht. 

Die  gesetzlichen  Bedingungen  der  Bürgeraufnahme  sind :  1)  Die 
Kadiweisung  eines  bestimmten  Nahrungszweiges;  2)  der  Besitz 
eines  Vermögens  von  500  bis  1000  fl.  (je  nach  der  Grösse  des 
Ortes).  Ebenso  bd  der  Büigeraufiiahnie,  wie  \m  dem  Antritt  des 
Bflrgenechts  (Seitens  derer,  die  das  angeboroie  Bftrgerrecht  besitzen) 
nnd  bestiiniDte  Geböhren  zu  entrichten,  welche  in  diesem  Falle 
zwischen  3  und  10  fl.,  je  nach  der  Grösse  des  Ortes,  sieh  abstufen, 
in  jenem  Falle  aber  flir  die  grösseren  Stftdte  auf  120  fl.  fixitt^ 

26» 
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SSi  Ueinere  Orte  abor  auf  bestimmte  Prosentefttse  des  Quotienten 
aus  der  Einwohnerzahl  und  dem  GesammtsteaerkapHal  ftstgesettt 
sind.  Bestehen  in  einer  Gemeinde  besondere  Gemeindenntnmgeo, 
so  bat  sich  der  utifzunehmende  Bürger,  nicht  aber  derjenige,  wel- 
cher das  angeborene  Bürgerrecht  autritt,  auch  noc)i  in  den  Gennas 
derselben  ein/.ukaufen.  Der  O^neinderath  und  BürgeraussdklUS 
könniMi  dcmjt'nigfii  die  Aufnahme  versagen,  der  seinen  Nahrungs- 
zweig nicht  in  der  Gemeinde,  in  welcher  er  Aufnahme  sucht,  be- 
treihen will  und  betreiben  kann. 

Das  (ienieinde))ürgorrecht  geht  verloren:  l)  durch  den  Ver- 
lust des  Staat-lifirgerrcclits;  2)  dureh  die  definitive  Aufnahrae  iu 
(hu  (ienieindebürL'"t'n''('lit  einer  anderen  (jenieinde;  3)  durch  Auf- 
kündigun«,'"  mm  l^  lmle  dtT  Auswanderung  oder  des  Eintrittes  in 
den  Staatsdienst  innl  wfilirend  desselben. 

Jedi'r  Staatsai]y;elHirif;e,  der  nicht  vermöge  seines  Standes 
od'T  l'i'riircs.  »mIit  des  ani^cburtMien  oiler  durch  Aulnahrae  erlang- 
tt'U  Uüi'jfcrrerhi.--  einen  sLandigt-n  Wuliiisitz  liat,  kann  von  einer 
(.Jemeinde  in  das  K i nsassen reclit  freiwilli<:;  aufgenommen,  oder 
einer  sohhen  /ugewiesen  werden.  Kiu  derartiger  Heimatliloser 
erhält  dnrcli  diese  Aufnulime  oder  /u\veisun<f  für  sich  und  seine 
Fannlie  das  Einsassenrecht.  Diese.s  Kecht  giebt  die  Befugniss, 
einen  jeden  erlaubten  Nahrungszweig  iu  der  Gemeinde  zu  treiben, 
die  öffentlichen  Gemeindeanstalten  zu  benützen,  und  endlich  den 
Anspruch  an  die  Gemeinde  auf  Unterstützung  in  Fftl- 
len  der  Dürftigkeit  Nur  iu  gewissen,  namentli^  aufgerahrteD 
Fällen  kann  dieser  Anspruch  Seitens  des  Einsassen  und  der  von 
ihm  hinterlassenen  Kinder  nicht  gegen  die  Gemeinde,  sondern 
muss  er  gegen  den  Staat  geltend  gemacht  werden.  Den  SiJhnen 
der  Einsassen  steht  unter  gewissen  Bedingungen  das  Becht  zut 
die  Bfirgei-anfnabme  zu  verlangen,  und  haben  sie,  ausser  den 
etwaigen  Kosten  des  Einkaufs  in  die  Bürgemntzungen  nur  dieje- 
nigen Gebühren  zu  entrichten,  welche  beim  Antritt  des  angeborenen 
Bürgerrechtes  gezahlt  werden  müssen.  Wenn  keine  Gemeinde 
einen  heimathlosen  Staatsangehörigen  freiwillig  aufnehmen  will, 
so  ist  er  einer  solehen  von  den  Staatsbehörden  unter  Beachtung 
folgender  Vorschriften  zu/uweison:  1)  Diejenigen,  welche  ihr  an- 
gel)oienes  oder  durch  Aufnahme  erlangtes  Bürgerrecht,  in  der 
Absieht,  aus/u  wandern ,  aufgegeben  hahen,  auch  wirklich  ausge- 
wandert, und.  (dinc  ein  anderes  Heimathsrecht  zu  erlangen,  zurfick- 
gekelirt  sind,  weribii  der  (iemeinde  zugewiesen,  in  welcher  sie 
früher  Bürgerrecht  iiatten;  *J)  derjenige  Heimathlose,  der  sich  seit 
ö  Jaiircü  in  einer  Gemeiude  ununterbrochen  für  sich  oder  mit 
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seiner  Familio  aufgehalten  hat,  ist  der  Gemeinde  dos  AulVnthaltei} 
zuzuweisen.  Hat  er  sich  in  mehreren  Gemeinden  fünf  Jahre  lang 
aufgehalten,  so  wird  er  dor  riomeinde  des  letzten  fünfjilhrijren 
Aufenthaltes  zuirewiesen;  3)  ist  ein  ftinfjahrii^'er  Aufenthalt  in  einer 
Gemeinde  nicht  darzuthnn,  so  wird  der  Hfiniathlnse  der  (jciiK-indH 
zi]i,'ewie8en,  in  welcher  er  gesetzlieli  getraut,  worden  ist.  und  zwar, 
wenn  mehrere  Gemeinden  zu  einer  Pfarrei  ^'ehören ,  di-riiMiigen 
Gemeinde,  in  welcher  die  Trauung  vorgenommen  wnde  Fiii'let 
auch  diese  Bestimmnng  keine  Anwendung,  so  ist  4)  der  li.-iinatlil.'se 
derjenigen  Gemeinde  zuzuweisen ,  in  welcher  vr  sich  zwar  nicht 
fiinf  Jahre,  aber  doch  mehr  als  drei  ^luiiate  zuletzt  aufgehalten 
bat,  und,  wenn  auch  dies  nicht  anwendbar  ist,  so  kommt  b)  die 
Reihe  an  die  Gemeinde,  wo  er  geboren «  oder  als  Fiudliug  aufge- 
fanden  wwden  ist  6)  Ist  der  Gebnitsorfe  nidit  attazumitteln ,  so 
ist  der  Heimathlose  derjenigen  Gemeinde  zuzuweisen,  in  welcher 
er  sieh  zuletzt  aufgehalten  hat,  oder  in  welcher  er  aufgegriffen 
worden  ist.  7)  Die  Ehefrauen  der  Heimathlosen,  deren  Ehe  vom 
Staate  als  bfirgerlich  gültig  erklärt  sind,  erhalten  in  dem 
Orte  das  Einsassenrecht,  welchem  ihr  Ehegatte  zogetheilt  wor- 
den ist 

Die  Zuweisung  von  Wittwen  von  Heimathlosen  ist  na(di  den 
ebenaufgefuhrten  Vorschriften  (1 — 6)  zu  enlH  IhMden.  Können 
solche  nicht  in  Anwendung  kommen,  so  sind  dieselben  dei*  Gemeinde 
zuzutheilen,  in  welche  ihr  Khemaim  hätte  gewiesen  werden  müssen, 
wenn  er  am  Leben  gewesen  wäre. 

Die  Kinder  der  Heimathlosen.  \\'dche  noch  unter  vilterlioher 
Gewalt  stehen,  erlialten  das  Einsassenrecht  in  der  Gemeinde,  wel- 
cher ihr  Vater,  oder  bei  unehelichen  Kindern  die  Mutter,  ziii^e- 
wiesen  worden,  oder  zugewiesen  worden  wärou,  wenn  die  ülturn 
sich  noch  am  Leben  befunden  hätten. 

Die  Einsassenverhältnisse  der  der  elterliclien  Gewalt  zur  Zeit 
der  Zuweisung  der  Eltern  in  eine  Gemeinde  bereits  entlassenen 
Kinder  werden  nach  den  obigen  Vorschiiften  (l  — (>)  beurtheilt. 

Das  Kecht  der  Ansässigmaclumg ,  oder  nach  dem  Wortlaute 
dea  Bürgerrechtsgesetzes,  der  Antritt  des  angeborenen  Bür- 
gerrechts, womit  ausser  dem  Rechte  des  ständigen  Aufenthaltes 
und  dem  Armenunterstötzungsansprach  u.  A.  auch  das  Kecht  d&s 
Qewerhebetriebs  und  der  Verehelichung  verknüpft  ist,  ist,  wie 
dieses  letztere  Becht  selbst,  bedingt  1)  durch  das  zurflckgelegte 
25.  Lebensjahr;  2)  den  Besitz  eines  den  Unterhalt  dner  Familie 
Bicheiiideii  Nahnmgszweiges  und  daneben  den  Besitz  eines  Ver* 
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mögens  von  100,  brauglieh  200  GuldoD*);  3)  insofern  die  Ana- 
Übung  des  Nahrungesireiges  an  gesetzliche  Bedingongen  geknifft 
iett  die  Nachweisung,  dass  solchen  Genüge  gethan  sei.  PeEaanen,  ^ 
welche  m  Freiheitsstrafen  von  längerer  Dauer  verurtbeilt,'  odsr  M 
wegen  Diebstahls,  Unterschlagung,  FSlsehung,  Betrugs,  Landstni-  il 
cberei  oder  Betteins  bestraft  worden  sind,  offenkundig  sehköbte 
Haushälter  und  Trunkenbolde  können  auf  bestimmte  Zeit  nirfick-  ^  .id 
gewiesen  werden.  lid 

Nach  dem  im  Vorstehenden  analy.sirien  Bürgerrecbt^ssetl 
niusst.e  jeder  Badener,  —  von  den  Staats-  und  Kirchendienero, 
Offizieren  nnd  Lehrern  an  öffentlichen  Schulen  abgeseheD  —  ent«  ;^tfl 
weder  Bürger  oder  Inhaber  des  angeborenen,  aber  noch  nicht  an- 
getretenen  Bürgerrechten,  oder  Einrisse  in  irgend  einer  Gemeinde  :^tü» 
des  Landes  sein.    Jeder  Bürger.  y'<V'r  Besitzer  des  angeborenen  , 
Bürgen'echtos  und  jeder  Kin.saase  hatte  und  hat  noch  jetzt  den  «iw 
Anspruch  a u f  A  r m e n u n te i' s t ü t z u g  i n  d c r  ( 1  e m e i n d e ,  de- 
ren  IJürgor  oder  Kiusasse  er  ist.    Die  Kinder  von  Staats- 
un<l  Kir(-heitdienern,  Ofrtziereu  etc.,  welche  niclit  Bürger  sind,  hab^n  ['..j, 
das  angeborene  Bürgerrecht  in  der  Gemeinde,  wo  der  Vater  iuige-  j.., 
st-ellt  ist  oder  angn«<tellt  war.    Die  Pfliclil  aber,  sie  im  Falle  der  [  „| 

Dürftigkeit  zu  unterstützen,  liegt,  sf>  liingc  sie  ihr  Bürgenecht 
noch  nicht  angetreten  haben,  dem  Staal»^  ob.    Die  Handhabung  m^^^ 
der  Armeupolizei,  wie  der  ganzen  Ortspolizei,  ist,  nach  der  Ge* 
Dieindeordnung  ron  1831,  Gemeindesache,  steht  jedoch  unter  der  ^^  ^^ 

unmittelbaren  Auisicht  der  Staatsbehörden.   Das  oben  erwähnte 
Organisations-Beskript  regelt  diese  AufsichtsfShrung.   Die  kom-  ^\f^ 
potente  Verwaltungsstelle  erster  Instanz  waren  nach  jenem  Beakript 
die  Aemter  und  sind  seit  der  Yerwaltungsoiganisation  vom  5.  Ok- 
tober  186S  die  Bezirksämter. 

Die  Behandlung  solcher  Inländer,  die  ausserhalb  der  Gemeinde, 
wo  sie  Bärger-  oder  EÜBsasseniecht  hatten,  in  Folge  einer  ^jv. 
krankung  in  Noth  geriethen,  oder  solcher  Ausländer,  die  wfthrend 
eines  zeitweisen  Aufenthaltes  im  Lande  oder  auf  der  Durchreise  ^ 
krankheitshalber  unters tfU/nngsbedürftig  wurden,  Avard  durch  eine  jj^ 
Verordnung  vom  IH.  Februar  1838,  die  Behandlung  ar-  j^jj 
mer  Dienstboten,  Handwerker  und  anderer  armer  Rei-  | 
sender  im  Falle  ihrer  Erkrankung  ausserhalb  ihres         .  ^ 
Heimath sortes  betreffend,  geregelt.  | 

*)  Nach  dem  Oviets  vom  4.  Oktbr.        die  Abfinderaag  des  Geseties 

vom  31.  Dezbr.  18^1  betrtffend,  ist  nicht  mehr  der  Nachweis  eines  be-  . 

stimmten  Vcrnj'»g'^iis,  sondern  nur  ^'lor  Jh^'nz  eines  den  Unterhall  «iaer  ,  u* 

Familie  sichernden  Yermögeiu  oder  Jb^ahrungssweiges''  erforderlich.  ,  ^ 
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»  Hiernach  soll  die  Sorge  für  soh  lip.  die  an  dem  Ortf^.  wo  sie 

^  in  Dienst  oder  Arbeit  stehen,  erkrankten,  w^^nn  diis  Leiden  \orüber- 

ft  gehend  ist,  Ptiicht  der  HtTrscluiften  und  Ai  licitgebcr,  wenn  dauernd, 

ir'  Ptiicht  der  Ortspolizeibehurde  sein.    (§.  1.)   Diese  Verbindlichkeit 

«.  soll  bis  zur  >[ü£rlichkeit  des  TransjHirtes  in  die  Heimath,  und  inin- 

5'  destens  4  \V  m  lit  ii  dauern.    (§.  2.)    Die  Verptiegungsko^ten  sollen 

,j.  geschöpft  Werdtin  aus  Kassen,  in  welche  die  Betreffenden  regel- 
mässige lieilnigc  zu  zahh-n  haben,  oder  aus  Zunl'lkassen,  Stiftungs- 

;r  kassen,  und  in  deren  ikmangelung  aus  der  Genieindekasse.  (§.  3.j 

j,  Wenn  vorauszusehen  ist,  dass  der  Kranke  nach  4  Wochen  zwar 


ireiter  transportirt  werden  kann,  aber  entweder  nodi  nicht  ganz 
heigestellt,  oder  nicht  im  Stande  sein  wird,  seinen  Unterhalt  zu 
verdienen,  so  benaehrichtigt  die  Polizeiliehdrde  des  Aufenthalts- 
ortes jene  des  Heimatbsortes  des  Erkrankten  hiervon,  und  äberlAsst 
es  ihr,  entweder  för  die  Verbringoog  des  Kranken  in  seine  Hei- 
math, oder  ffir  Mittel  zu  sorgen,  dass  er  fernerhin  in  seinem  bis- 
herigen Aufenthaltsorte  verpflegt  werden  könne.  Unterl&sst  die 
Polizeibehörde  des  Aufenthaltsortes  diese  Benachrichtigung,  so 
rnuss  sie  auch  femer  für  Verpflegung  sorgen.  Unterlisst  aber  die 
Polizeibehörde  des  Aufenthaltes,  zu  thun,  was  ihr  angesonnen,  so 
hat  die  Behörde  des  Aufenthaltsortes  für  den  i*)rkrankt^n  zwar 
weiter  zu  sorgen,  darf  aber  Ersatz  ihrer  Auslagen  von  der  Hei- 
mathsbehörde  fordern.  (§.  4.)  Ist  der  Kranke  heimathslos  oder 
ein  Ausländer,  für  welchen  der  Koatenersatz  nicht  von  der  Heiniath- 
behörde  beigebracht  werden  kann,  so  sind  die  Kosten  nach  Maaa- 
gahe  der  §§.  i  zu  bestreiten;  nur  dass  an  die  Stelle  der  llei- 
mathsgenieinde  die  Amtskasse  tritt*),  (ij.  ö.)  —  Erkranken  arme 
•  Inliinder  oder  Ausländer*)  ausserhalb  ihres  Heimatbsortes  auf  der 
Durchreise  an  eiiieni  Orte  de's  Inlandes,  so  hat  die  Polizeibehörde 
diesea  Ortes  für  sie  zu  sor<jfen  ijj,  61.  —  Sie  hat  aber  die  Heinuiths- 
behörde  sofort  zu  benaehru  htiLjen  und  aufzufurdern ,  das  Nfithiijo 
vorzukehren.  Die  Heimathbehördo  kann  dann  den  Erkrankten 
weiter  dort  verpllegen  lassen,  wo  er  ist,  oder  iur  Unterbringung 
in  seine  Heiinath  sorgen.  (J?.  7.)  —  Die  Weiterbringung  der 
Kranken  von  Ort  zu  Ort  durch  sogenannt«  Bcttelfuhren  ist  unstatt- 
(§.  3.)  —  Trifft  die  benachrichtigte  Heiinathsbehördc  keine 
Anordnung,  so  hat  die  Polizeibehörde  des  Ortes,  wo  der  Erkrankte 
sich  befindet,  für  die  Verpflegung  des  letzteren  fernerhin  Sorge 

*)  Diese  Bestimmungen  sind,  insoweit  sio  sirii  ant'  Angehörige  eines 
Andereo  deutschen  Bundesstaates  beziehen,  moditizirt  worden  durch  die 
b^tnote  sogenannte  ..Eisenacber  Kouvention**  vom  11.  JuU  1853, 
«eloher  die  Badische  Begiemsg  untem  8.  Kai  1864  beigetfeten  Iii 
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m  träges.  (§.  9.)  —  Die  Kosten  werden  von  der  Gemeinde,  in 
welcher  der  Erknuikte  sieh  befindet,  Torgescheesen,  von  der  inllii- 
dischen  Heimathsgetueinde  ersetzt;  wenn  sie  von  der  ausUndiflohen 
Heimatbsgemeinde  nicht  beigebracht  werden  können*),  Men  sie 
der  Amtskasse  zur  Last  (§.  10.)  —  Brsatz  der  Kosten  kann  von 
der  Heimathsgemeinde  nii^t  gefordert  werden,  wenn  diese  aus 
eigens  hierzu  b<  . stimmten  Stiftungen  bestritten  wurden,  und,  wenn 
die  Anzeige  nicht  reclil zeitig  an  die  Heimathsgemeinde  gelangte, 
(g.  11.)  —  Krunko,  die  aus  dem  Auslände  eingebracht  werden 
sollen,  sind  an  der  (Jrenze  zurückzuweisen,  es  wJire  denn  a)  däss 
der  Kranke  ein  Inländer:  dann  ist  er  in  dem  der  Grenze  zunächst 
gelegenen  Orte  z\i  [»eluiiuleln  wio  in  den  Füllen  des  §.  6;  b)  dass 
der  Kranki'  einem  Staate  angehört,  gegi'ii  welchen  sich  die  hadi?cho 
Kegieruiig  zur  TJcbernahnie  verbiiidlieli  gein;iclit  hat.  Kaiui  der 
Kranke  in  <lieseni  Falle  weiter  transjiortirt  werden,  so  geschieht 
dies.  Kann  er  nicht  weiter  tiansportirt  werden,  so  i^t  mit  ihm 
zu  verfahren  wie  in  den  Fallen  der  §§.  6  und  10.  (§  12.)*)  — 
Die  Kost^^n  der  Bestattung  auf  der  Kei.^ie  Versterbender  bestrei- 
tet naeii  Lage  der  Sache  die  Heimathsgemeiude  oder  die  Amt^* 
kasse.*)  — 

Kannte  die  bisher  analysirte  Gesetzgebung,  wie  wir  gesehen 
haben,  nur  (iemeindebürger,  Personen,  die  das  angeborene  Bürger- 
recht noch  nicht  angetreten  haben,  Eiiisa-ssen,  Staats-  und  Kirchen- 
diener, Offiziere  und  Lehrer  an  dffentlichen  Schulen  ab  solche 
Personen,  mit  denen  sich  im  Verarmuiigsialie  die  Oemeindjen  vai 
hezfiglich  die  Staatsbehörden  regefanässig  und.  nach  Maasgabe  der 
bestehenden  Bestimmungen  fm  beschäftigen  hatten,  so  schuf  das 
'Gesetz  Tom  4.  Oktober  1862  über  Niederlassung  und 
Aufenthalt  mne  ganz  neue  Klasse  von  Einwohnern  —  Einwohner, 
welche,  ohne  Bürger  oder  Einsassen  in  irgend  einer  Gemeinde  des 
Landes,  ja  selbst  ohne  badische  Staatsangehdrige  zu  sein,  sich  an 
iigend  einem  Orte  des  Landes  niederlassen,  und,  unter  gewissen 
Beschränkungen,  ein  Gewerbe  betreiben  konnten;  es  wurde  mit 
einem  Worte  durch  jenes  Gesetz  in  Verbindung  mit  dem  Gewerbe- 
gesetz vom  20.  September  1862  die  gewerbliche  Freizügig- 
keit c  i  n  g  e  fü  h  r  t ,  und  Ii iermit  eine  Bevölkerungsklassc  geschaffen, 
fiir  welche  die  bisherige  Armengesetzgebung  nicht  valedirte.  Weder 
konnte*  der  sonst  in  der  badischen  Gesetzgebung  anerkannte  Grund- 
satz, dass  der  Anne  ein  Recht  auf  Unterstützung  habe,  auf  die 
nach  dem  Freizügigkeitsgesetze  Niedergelassenen  ohne  Weiterei 

*}  YergU  die  ifote  auf  pag.  3991. 
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fibertngen  wcnlon,  noch   war  Vorkehrung  getroffen  für  eine 
»  Organisation  der  t  hat  sächlichen  Armenpflege  in  dem  Falle,  dasa 

s  niedergelassene  Nichtbürg-er  und  Nichteinsassen  verarmten.  Das 

»:  BürgerrechtsE^esotz  wiisstf  ja  von  einem  Höchte  dor  Niederlassung 

'I  gar  nichts,  und  die  Verordnung  vom  IG.  l'^ebruar  lS^i>>  bezog  sich 

i;  ja  nur  aul"  erkrankte  Arme  und  noch  dazu  auf  einen  Personen- 

« 

4  kreis,  der  durcii  das  Freizügigkeitsgesetz  ganz  erheblich  erweitert 

$  wurde. 

i'-'  Dieses  letztere  Goset/  lifslimrat  nänilicli  gleich  im  ^.  1: 

^1  »Keinem  Inländer  ilarl"  die  ^Niederlassung  oder  der  voi  üb'jrgcli.'nde 

K  Aufenthalt  an  irgend  einem  Orte  des  (irossh('rz(»gtliuiiis  ver.sagt, 

>  oder  durch  lilstige  liedinguugen  erschwert  werden,  ausgenommen 
s  üi  den  gesetzlich  bestimmten  l  alleii."    Und  im  i?.  7:  ^Angehö- 
?  rigen  deutscher  Bundesländer,  sowie  Angehörigen  auswärtiger  Staa- 
ten ist  ebenso  wie  InlSndeni  die  Niederlassung  oder  der  vorübcr- 

i  gehende  Aufenthalt  an  jedem  Orte  des  Grossherzogthums  gestattet, 

Torbehaltlieh  folgender  Beslammungen  etc.* 
^  Das  Gesetz  enthftlt  nnn  die  V&llä,  in  denen  nichtheimaths- 

>  berechtigten  Inlftndem  und  Ausländern  ausnahmsweise  das  Becht 
der  Niederlassung  oder  des  Aufenthaltes  an  einem  Orte  des  Gross- 

f.  bersogthums  Tersagt  werden  kann.  Es  geht  aus  dieser  Aufiohlung 

«  benror,  dass  eigentlich  nur  Heimatblose  und  in  der  einen  oder 

anderen  Beziehung  Terdächtige,  bezüglich  gravirte  Personen  Nicht- 
gestattang  der  Niederlassung  oder  des  Aufenthaltes  zu  befürchten 
haben. 

-  Nach  dem  Vorhergehenden  ist  die  dermalige  Sachlage 
;  folgende:  Das  Armenwesen  ist  nur*)  goregelt  im  Betreff  der 
;           Gemeindebürger,  derer,  welche  das  angeborene  Bürgerrecht  besitzen, 

dasselbe  aber  noch  nicht  angetreten,  und  der  Einsassen,  sowie  der 
:  bei  dauerndem  oder  vorü])ergehendeni  Aufenthalte  in  einem  Orte 

:  des  Grossberzogthums.  an  welchem  sie  nicht  lieimatbbereehtigt 

:  sind,  erkrankenden   Mittellosen.     Die  Regelung  liesclininkt  sich 

aber  auch  liinsichtHch  dieser  rersojirü  iliraiif.  dass  den  er>tirc- 
>:  nannten  Kategorien  ein  Hecht  auf  Untei  siützung  und  den  I  iemein- 

i  den  die  rtlieht  der  ArmenpHeg«'  z\ierkannt  und  bezüglich  über- 

wiesen ist,  dass  die  Kassen  bezeidniet  sind,  aus  denen  in  verschie- 
f  denen  Fällen  die  ünteratütz;uug  zu  bestreiten  ist,  und  dass  die 

-  *)  Tloim  Gebrauch  ditses  „mir**  sind  wir  uns  dessen  Aohl  hcwusst, 
'•              d&8s  die  jetzige  Armenge Bctzjiebung,  indem  sie  für  die  ei  wuljuten  Kla.^^son 

der  Bevölkerung  sorgt,  einer  nur  sehr  kleinen  Minderzahl  nicht  gedenkt. 
Abw  ein  Uangel  bleibt  dlM  Imiieiluii. 
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Behörden  benannt  sindt  su  deren  Kompetenz  die  Auftiehi  Aber 
das  Annenweeen  gehdrt 

Aber  weder  enthlllt  die  bestehende  Gesetzgebang  iiigend  weldie 
Qarantien  gegen  eine  gemeingeßüirlidie  Handhabung  des  Aimsii- 
wesens,  ausser  deigemgen,  welche  in  dem  Anftichtsrecht  der  Staats- 
behörden liegen,  noch  irgend  welche  Keime  zu  einer  raiiouellen 
Organisation  der  Armenpflege*),  und  hinsichtlich  Derer,  weUshe, 
ohne  im  Cirosshorzogthume  Gemeindebürger  oder  Ein^^assen  zu 
sein,  sieh  daselbst  niedergelassen  haben  oder  sich  daselbst  auf- 

•)  Es  muss  daran  erinnert  werden,  dass  zwar,  z.  B.  durch  Verord- 
nunpcn  vom  Ü8.  April  1817,  vom  21.  Novbr.  1S20  (Rpk.-RI.  v.  IKJT  Nr  1) 
vom  10.  April  1833,  vom  "JO.  Novbr.  ],S61  und  Vdni  2M.  Febr.  \fMy2,  die, 
Verwaltung  der  kirchlichen  und  weltlichen  btiliungeu  geregelt,  aber  keine 
Vorsorge  dingen  getroffen  ist,  dass  Stiftungen  fBr  ArmeDiweeke  genadii 
und  sanktioniit  worden,  aus  deren  Ertrlgniuen  kritiklos  ünterstatzong 
gewahrt  iirifJ  des  Gtitrn  zuviel  gethan  werden  muss  l  ebcrclies  knnktirrirt 
mit  der  Armoni»Hoge  dir  Gemeinden  die  der  Stiftungen,  die  der  Privai- 
vereine  und  mit  der  weltlichen  noch  die  kirchliche  Armenpflege,  ohne  dus 
auf  Qrnnd  getetslicber  BestiniBrangen,  oder  in  Folge  geietslieliex  Einrieb* 
tungon  eine,  immer  sehr  bedenkliche,  grundsatzlose  UntersilttraBg,  oder 
eine  Häufung  vf'rpchiedcncr  G;iben  auf  eine  Person  verhütet  wrrden 
konnte.  .\iilariL'(  r;d  die  kirchliche  Armenpflege,  so  spricJit  sich  dartiber 
B.  die  Vei  iabbuug  der  vereioigteu  evangelisch  -  prutestantischcn  Kirche 
des  GroBsherxogUiiuns  vom  5.  Septbr.  1861  im  $.  88  folgcndemassen  «ob: 
„Insbesondere  Hegt  den  Eirchgctncindi  rath  auch  die  kirehUcbe  Armea- 
und  Krankenpflf'L'f,  powcit  erforderlich  (!)  im  Kiuvorstimdnisse 
mit  den  A r nn  n b o lio rdc n  ob  sowie  die  Fürsortje  für  die  Verwahrlosten 
und  die  biirgerlich  Bestraften.  Er  bestellt  hierzu  üemeindehelfer  (Diakonen), 
wo  nnr  immer  die  Terbältnisse  es  lolaesen.  Das  Amt  der  Gemcindelieifer 
ist  ein  kirchliches  Ehrenamt* 

Als  ein  grosser  und  Begonsroiclicr  Fortschritt  wurde  es  anzuerkennen 
«ein,  wenn  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Rechtsverhältnisse 
und  die  Verwaltung  der  Stiftungen,  welcher  so  eben  im  Schooae 
der  Begiening  beratben  wird,  recht  bald  Oesetaeakrafl  erlangta  Hienaek 
soll,'  soviel  wir  vernehmen,  die  Verwaltung  der  weltlichen  OrlasdflaDgeD 
(Schulstiftungen  aiisgenomnM  ri ;  den  Genicindphi  hOrden  Übertrag»''!!  wfrdeD. 
Bei  reinen  Arroenstiftungeu,  deren  Kriragnisse  ledicrlirb  zur  Vertheilung 
unter  die  Orlsarmeo,  oder  unter  die  Armen  einer  bestuumten  Kunfessioa 
bestimmt  sind,  loU  die  Yertheilnng  durch  die  ftrtliehe  ArmenbekOide  dct 
—  jet2t  nur  noch  im  Eutwuif  vorliegenden  —  neuen  ArnMOgeiettfli} 
wf'Icher  ili^'  nach  dem  jübrlichei)  ^'or■anschlag  zur  Vertheilnng  eröbrigen- 
den  Sliflungserträgnisse  zur  Vertiigunp;  zu  stellen  sind,  bewirkt  werden-  l  ^ 

Dies  soll  auch  von  denjenigen  Armenstifuingen  gelten,  deren  Verwaltung  ^ 
avanabmaweiae  einem  besonderen  örtliehen  Stiftongaialhe  Obertragea  ist 
Nur  in  besonderen  Fällen  —  wtun  die  Stiftung  mindeatena  500  fl.  Jahres-  ^ 

rrirajr  ^ii  lit,  wenn  mit  der  Stiftung  eiiif  besondere  Anstalt  vi-i-lnmd'^n 
wenn  der  älUter  entgegenstehende  Anordnungen  getrofienj  wenn  die  ge- 
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halten,  fehlt  es  an  jeder  armengesetzlichfii  Xoini.  \A>fler  ist  ihuen 
ein  Keclit  auf  Armenunterstützung  zuerkannt  und  das  ist  aller- 
dings ein  Glil'  k  -  ,  norh  i>t  Vorsnrrrc  dafür  t^-'f'trotlVn ,  dass  sie 
im  VerarmnnfTsfalle  auf  ir^'end  eine  \\  unterstützt  werden  — 
man  uiü.sstc  denn  diese  Vorsorge  in  der  generellen  Ueberweisiing 
der  Aufsicht  über  das  Anuenweseu  an  die  Verwaltungsbehörden 
erblicken. 

Allerdings  besteben  Verbote  gegen  den  Hetlel  und  gesetzliehe 
Bestimmungen  in  Betretl  des  ^Müs.siggangen"  *).  Aber,  wie  die 
oben  zitirten  Aeusseruugea  der  LandeskomuiissiUe  bestätigen,  wu- 
chern diese  Uebel  in  dem  im  Ganzen  so  wohlhabenden  Lande  fort 
uod  fortt  was  wohl  als  ein  sicheres  Symptom,  iheils  för  die  Ge- 
fahr, die  in  der  Zuerkennung  eines  Rechtes  auf  Armenunterstütznng 
an  gewisse  Personen  liegt,  anzusehen,  theils  auf  Rechnung  ande- 


BOisbereehtigteo  Konfessioosaugcburigen  danuif  antrssen  —  ^ull,  nach 
dem  Entworfe,  von  dieser  Regel  abgogaogen  werden  können.  Ein  üi  sol- 
chen AnsnahmdUlen  für  die  VerwaUang  zn  liebti  llcndcr  Ortest iftunggrath 
soll  aber  iminer  aus  di  iii  Bürgprmoister,  :ils  Yor>(elior,  und  o  bis  li,  auf 
Graud  zweier  Yorscbhvgslistcu,  deren  esnc  der  (jemeiudcrath,  die  andere 
die  bisherige  Stiftungsverwaltung  aufttellt,  durch  den  Gemelnderalh  und 
Auasebnss  zn  emennendoi  Hitgliedern  bestehen.  In  emem  Lande  mit 
so  vielen  und  grossen  Stiftungen,  wie  Baden,  ist  ein  solches  Gesets  eine 
Unerlässlichc  Erg;in?:untr  zum  Armenge^(>t/. 

*)  So  neben  der  üben  zitiiten  und  nicht  ausdrücklich  au^äcr  Kraft 
gesetitoi  Yerordnuug  vom  28.  Bfoi  1810  eine  Verordnung  v.  13.  Mürz 
1836,  das  Verfahren  bei  Bestrafung  der  Bettler  und  die  6e- 
bahren  für  die  Einfaugung  derselben  betreffend.  Dieses  Ver- 
fahren wird  sehr  uinstiiiMilirh  ^'preij<]t,  <lor  Verordnung  s-elbst  aber  rino 
weiU&ufige  motivirende  Einleitung  vorausgeschickt,  der  wir  Folgendes  ent- 
nehmen: Es  wird  savorderst  daa  hedenklicbe  Uebeihandnehmen  des  Bettel- 
unwesens konstatirt.  Die  Bettler  seien  meist  arbeitsscheue,  liederliche 
Personen.  Diese  nähmen  den  wirklich  Dftritigen  und  Würdigen  das  Brod 
weg.  Diese  Ietzt<'ren  erhalten  —  heisst  (  s  dann  weiter  —  ^diirch  den  in 
allen  Gcmeindeu  des  Landes  bcrrscbeudcn  regen  Man  für  Mildthatigkeit 
die  aOthige  UnterstOtniDg,  ohne  dass  sie  dtei^h«  auf  der  Strasse  und  vor 
den  Thoren  erbetteln  mflsien.  Denn  es  bestehen ,  oder  sind  in  allen  Ge- 
meinden Anuenkoinmissionen  zu  errichten,  welche  die  freiwilligen  Beitrige 
zur  Armeuunterj^tiitzung  einsammeln  und  an  die  wahrhaft  Bedürftigen  ver- 
theilen werden.  Wo  aber  solche  freiwillige  Beiträge  nicht  hinreichrii.  da 
tritt  die  gesetzliche  Verbindlichkeit  der  Gemeinden  ein,  ihre  Armen  mit 
dem  nothdttrftigen  Unterhalt  an  Tertehen,  und  wo  auch  die  Krftfte  einer 
Of  Trn  inde  nicht  hinreichen  sollten,  da  tritt  die  Staatskasse  hülfeleistend 
ins  Mittel.  Unter  dieser  Voranspetzung  kann  man  mit  der  Streüuo  di  r 
bestehenden  Gesetze,  ohne  sich  dadurch  den  Vorwurf  der  Härte  zuzuziehrn, 
gegen  alle  Bettler  verfahren.  Ans  diesen  Gründen,  und  in  Erw&guug,  das« 
die  neuen  Kfairiehtongen  der  Behörden  . .  •  eine  Yer&nderaiig  in  der  Be- 


404 


rer  Gebrechen  und  Lücken  der  badischen  Armengesetzgebung  zu 
schreiben  ist. 

Diese  Gebrechen  zu  beseitigen,  diese  Ldcken  ansznMen  ist 
man  jetzt  bemühi  Kin  das  gemmmte  Annenwesen  behandebd« 
Gesetzentwurf  ist  bearbeitet  und  wird  den  Kammern  im  Herbst 
dieses  Jahres  (1869)  vorgelegt  werden. 

Der  wesentliche  Inhalt  dieses  Entwurfes,  welcher  in  folgende 
6  Abschnitte  zerßlllt:  I.  Allgemeine  Bestimmungen,  II.  Armen- 
vcrljände,  III.  Umfluig  der  Armenpflogo,  IV.  Armenbefaörden, 
V.  Aufhriiigung  dos  Aufwandes,  VI.  Schlussbestimmnngen, 
soll  im  Xaclistt'lH'nden  mitgolhoilt  wi'n1»>ii. 

I.  s^.  1  erlilärt  die  öffentliche  Armenpflege  für  eine 
Aufgabe  der  Gemeinden  und  Kreise.  Ihr  wird  aber  nur 
ein  subsidiarischer  Charakter  beigelegt;  den  nsie  soll  nur  ein- 
treten, ,wenn  und  soweit  nicht  durch  die  freiwillige 
Armenpflege  einem  vorhandenen  Bedürfniss  entspro- 
chen wird".  Als  Arme,  mit  denen  sich  die  olTontlichc  Arm^n- 
pHf'jc  zu  ]>•  >chäftigen  hat.  werden  im  2  solche  Personen  he- 
zeichnet,  welche  dauerud  oder  vorübergehend  ausser 
»Stande  sind,  für  ihren  Unterhalt  selbst  Sorge  zu  tra- 
gen. Der  Eintritt  der  öflfentlichen  L'nter.stui/.ung  wird  jedoch, 
ausser  in  Fällen  wo  (ielahr  im  Verzuge,  davon  abhängig  gemacht, 
da>s  nicht  andere  Unterstütznn«j:spHichtige  vorhanden  sind.  Auch 
in  I "allen  der  gedachten  Art  können  die  C)rgane  der  (jft'entlit'heü 
Arnienplicge  nachmals  von  solchen  anderen  Verpflichteten  Ersatz 
der  Aufwände  fordern  (§.  3).  Tu  §.  4—6  wird  die  Ersatzpflicht 
des  Unterstutzten,  wenn  er  wied«  zu  Krtiften  kommt«  der  Ansprach 
solcher  dritter  Personen,  welche  in  dringlichen  FUlen  HlUfe  leiste- 
ten, auf  Ersatz  ihrer  Ausgaben,  der  Anspruch  der  Aerzte  auf 
Gebfihren  in  dem  gleichen  Falle  geregelt   §.  7  hütet:  ,^19 


strafting  der  Bettler  notfawendig  gemaeht  haben,  ridit  man  sidi  veranlurt» 

zu  verordnen  wie  fo^:** 

Durch  Vnordming  vom  Juli  1810  w.ud  dann  die  noch  bestehende, 
polizeiliche  N  erwah  ranstalt,  als  Landcsanstalt  zur  Verwahmng  und 
Bcüscnnig  vuu  Laudstreicbcrn,  Bettlern,  Müs&iggängern  errichtet  Aucb 
Ausländer  sollten,  wenigstens  provisorisch,  darin  untergebracbt  werdea. 

jy&s  Pnlizoistrafgesetzbuch  vom  31.  Oktbr.  18»>3  bat,  wenig-  •  'J^ 

<irm  was  dif  Strafen  aiiluliiim^t    die  Verordnung  vom  13.  März  1835  in  j  ^ 

einigen  Punkten  abj,'candcrt.    AiboiUschcu  —  unter  gewissen  Bedingungen,  * 
—  Landstrcicberci,  Bettel,  Anleitung  zum  Bettel,  Veruachlä«»i>igung  to 
Aafticht  Ober  Geisteskranke  nnd  Blödsinnige,  VemaichlMsigiuig  der  schal-  % 
digcii  '  ilc^c.  werden  als  PoiiieivergeheB  anerkannt  nnd  mit  entsprechen* 
den  äti^fen  belegt  .  |  | 
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öffentliche  Armenpflege  ist  oino  AnQ^olo<^('nlir'it  dpv 
inneren  Verwaltung;  ein  Roclitsannpr ut- Ii  auf  L'nter- 
1/  Stützung  besteht  nicht  und  i'j)  k;uni  weder  die  Frage 

X  der  Unterstützungsbedürfti^ktit.   nucli   die   Art  der 

fi[  Unterstüt/ii n  g  der   Entscheidung    der   Vor  w u  1 1  u  ngs- 

gerichto  unterstellt  werden."   §.  S  enthält  Sinifbe-tiMiMiiin- 
jj.  gt?n  liir  den  Fall  der  Erschleieliung  Oli'entlicher  Fntt'rstutziingi'ii. 

II.        1).    „Zur  Lei.stung  der  öffentlichen  Armeii- 
t  pflege  ist  die  üeuieiude  vorpflichtet,  in  welcher  ein 

Inlftnder  deu  Unterstfitzungswohnsitz  hat*  Den  Un- 
terstfitzungswohnsitz  (§.  lo)  hat  der  Inländer  in  der 
Gemeinde,  in  welcher  er  nach  erreichter  Vollji&hrig- 
(         keitsich  aus  freier  Selbstbestimmung  zwei  Jahre  lang 
^         aufgehalten  hat  Nach  §.  11  soll  auf  Antrag  der  Gemeinde 
.,         der  Aufenthalt  an  einem  Orte  im  Beginn  demjenigen  versagt  wer- 
den, dem  sie  nachweisen  kann,  dass  er  bereits  arm  im  Sinne 
^         des  §.  2  ist  und  dem  Armenwesen  dieses  Ortes  anheimfallen  würde, 
j,         .Die  Besorgniss  künftiger  Verarmung  berechtigt  nicht 
^.         zur  Zurfickweisung*.  Vor  der  Ersitzung  des  Unterstüt/.ungswotm- 
,^  Sitzes  eintretende  nicht  nur  vorüberoehunde  Xothwendigkeit  öffent- 

licher Unterstützung  berechtigt  die  Gemeinde,  Au.swei8ung  de^ 
,  Niedergelassenen  zu  verlangen.   Stellt  sie  dies  Verlangen  nicht, 

30  unterbricht  die  empfangene  Unterstützung  niilit  die  Ersitzung 
i.  des  llnter-stützungswohnsitzes  (§.  1*2).    §.  13  handelt  von  Füllen 

^  der  Unterbrechung  der  zweij:ibri'j'»'u  Frist  zur  Erwerbung  dr<  Uu- 

^  terstrd7iiiig3W(dinsitze>.   Nach      14  hoU  der  durch  Aufeniliult  b»'- 

grüüdete  Unterstützungswohnsiiz  verloren  gehen  durch  zweijiihrige 
^  freiwillige  Abwesenln'it  nach  erreichter  VolljäliriL'^k.'if .  und  in  die- 

sem Falle  soll  an  die  Stelle  der  gesetzlielien  Frist  für  die  Erwer- 
i'ung  eines  neuen  Unter.stützuugswohüsitzes  —  10  oben  —  die 
verlängerte  Frist  treten. 

Die       15  und  10  lauten  wie  folgt:  §.  15.  ^Der  in  die  Zeit 
vor  Verkündigung  dieses  Gesetzes  fallende  Auleniliall  [»egründet 
j  den  Unterstützungswahnsitz  nicht.    Wer  in  einer  Gemeinde  das 

3  angeborene  Bürgerrecht  besitzt,  oder  das  angeborene  Bürgerrecht 

^  angetreten  hat,  oder  als  Bürger  aufgenommen,  oder  Kiusas.x  ist, 

bebUt  daselbst  zwei  Jahre  lang  nach  VerkQndung  dieses  Gesetzes 
den  Anspruch  auf  ÜnterstOtzung*.«  §.  16.  »Die  Gemeinde,  iu 
l  welcher  ein  H^bedfirftiger  Bdigerrecht  besitzt,  ist  zur  Unter- 

t         stQfeuQg  dann  verpflichtet,  wenn  und  so  lange  er  daselbst  seinen 
K         gevOhnlichen  Aufenthalt  nimmt   In  diesem  Palle  ruht  die  im 
S*  10  anderwärts  etwa  begrOndete  Unterstützungspflicht*. 
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Nach  §.17  sollen  die  Bestimmungen  des  BfirgerreebtageeelittB, 
denen  znfolge  die  GemeindebOrger  als  solche  nnd  diejenigen,  die 
ein  angeborenes  Bürgerrecht  besitzen,  das  Bflrgerreoht  aber  nodi 
nicht  angetreten  haben,  das  Recht  des  An^roches  anf  Unter- 
stützung aus  Qemdndemitteln  in  FftUen  der  Dürftigkeit  haben, 
ferner  die  Bestimmungen  jenes  Gesetzes,  welche  das  Sinsassea- 
recht  betreffen,  und  einige  andere  Vorschriften  des  Börgerredid- 
geäetzes  aufgehoben  werden.  Iiidess  soll  das  auf  Grund  jener  Be- 
stimmungen bereits  bestellende  Bürgerrecht  in  Kraft  bleiben. 

V?.  18  ret^elt  die  Unterstützungspfliclit  des  Kreises  für  Fälle, 
wo  eine  Gemeinde  nicht  verpflichtet  werden  kann;  die  Verpfle- 
gung soll  der  Kreis  einer  Gemeinde,  gegen  Erstattung  der  Kosten, 
überlragen  dürfen.  (Ks  handelt  sich  hier  stets  nur  um  imter- 
jitüt/ungsbediirftiLfe  liiliinder.)  Ein  Untei-stützungswohnsitz  in  di^r 
Gemeinde  soll  diiraus  nicht  entstehen. 

§.  IIJ  regelt  den  ljiiter.stv"itzung-'wohn-sitz  der  Ehefrauen,  ^i'- 
schiedeiieu  Ehefrauen,  Wittwen,  ehelichen  und  aussereheliclieu 
Kinder. 

III.  Im  s^.  20  wird  der  I  nifang  der  Aniit npflvrfe.  welche  ein 
verpflicht«'ter  Anneiiverhand  /u  leisten  hat.  nähe]  bezeichnet.  Im 
§,  21  wird  den  tlrganen  der  <'tff»'nllirhi-n  ArnienpH<'ge  die  B^'fug- 
niHS  zum  Erlas.s  von  Haiisniduungen  tur  die  OöVulliidieii  Armeu- 
anstalten  und  zur  AulVeehb  iliallung  der  Di.^ziplin  in  den  letztereu 
übertragen.  Gemeinden  .sollen  (§.  22)  die  fiir  die  örtliche  Arraen- 
pHege  nöthigen  Kinrichtungeu  treflfeu,  es  sollen  auch  mehrere  Ge- 
meinden gemeinschaftlich  solche  Einrichtungen  trefifen  dfirfeu.  Die 
§S.  23 — 27  regebi  die  Unterstützung  armer  Inlfiod^r  oder  Aus- 
länder, welche  ausserhalb  ihres  Wohnsitzes  erkranken.  Nscii 
§.  28  darf  , keine  Armenbehürde  einen  Armen  hülflos  von  sieh 
weisen,  sondern  muss  ihm  die  nOthige  Unterstütaung  unter 
Vorbehalt  des  Ersatzanspruches  an  die  dazu  Verpflichteten  ge- 
wfthren«  * 

IV.  In  diesem  Abschnitt  (§§.  29-31)  wird  die  öitUche  Ar- 

*)  Diese  BeätimiuuQg,  w«im  sie  auch  im  gleicheu  Siunc  im  l'reuss. 
QeseU  vom  31.  Deibr.  1842  §.  26  —  vergl.  bl  oben  —  uud  einigen  «ll- 
deren  Annengesetzen  enthalten  ist,  erscheint  doch  im  hohen  Onde  be- 
denklieb, da  sie  thatsachlich  tiii  Recht  auf  ArmrnuuterstQtzung  gevftlirt 
und  dazu  heitiageu  muss,  die  Sorglosigkeit  und  den  Leichtsinn  zu  bffbr- 
dern.  Was  woUtti  man  auch  scLliessUch  nüt  einer  Armenbeliörde  aniangeiH 
die  80  uamentcUich  wAre,  einen  Einwohner  verhungern  zu  buMea?  GlSek* 
lieherweiie  ist  dieser  Fall  heatentage  llberiianpt  nicht  mehr  denkbar,  ds, 
wenn  die  Armenbehorde  nicht  MWgte,  Privntwohlthitigket  die  BflJfe 
nicht  retsagea  wflrde. 
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it  menpflege  dem  Gemeinderatl» ,  die  Krei^armenpflege  den  gesetz- 

i  licheu  Organen  der  Kreise  übertragen.    Der  Geraeinderath  soll 

1  die  örtliche  Armenpflege  wnU'v  Mitwirkung  «des"  (?)  Ortsgeist- 

t  lieben  und  eventuell  des  .Staatöavzti'S  und  des  Polizeibeamten  aus- 

>:.  üben:  er  soll  auch  ermüchtigt  sein,  das  Aniienwesen  einer  beson- 

A  dtreü  Koramission,  der  dann  die  eben  genannten  Personen  angelnlren 

i:-  müssen  und  in  welcher  aucli  die  nichtbürgerlicheii  st^  iarpliit  hiigen 

^  Einwohner  sich  vertri't*'n  lassen  dürfen,  zu  übejUagen.  Lieber- 

haupt ist  in  dem  Entwurte  der  freieste  Spielraum  gelassen  für  die 
Ii-  Organisation  der  örtlichen  Armenpflege  und  enthält  namentlich 

dieser  Abschnitt  in  dem,  was  für  zulässig  erklärt  wiid,  fruchtbare 
■V,         Keime  für  eine  rationelle  Qestaltuug  der  eigentlich  praktischen 
r         Aniienp6ege.  Werthvoll  ist  es,  dass  der  OrtUeheii  Armenbehörde 
V         die  Befugniss  einger&umt  wird,  von  der  Verwendmig  soleber  Stif- 
taugen  Är  Armenzwecke,  welche  von  anderen  Behörden  verwaltet 
werden,  Kenntniss  xn  nehmen,  und  daes  ihr  die  Verpflichtung  auf- 
t;         erlegt  wird,  aof  eine  möglichst  einheitliche  Organisation  des  ge- 
sBDunten  Ortsarmenwesens  hinzuwirken.    Die  Handhabung  der 
Kreisannenpflege  ist  der  freien  Beschlussfassung  der  gesetzlichen 
i         Organe  der  Kreise  flherlassen. 

>  (§§•  32—35.)  Da  die  örtliche  Armenpflege  Gemeinde- 
sache ist,  so  sollen  auch  die  Kosten  derselben  aus  Gemeindemitteln 

K  bestritten  werden.    Die  Erhebung  von  zu  diesem  Zwecke  etwa 

^  nöthig  werdenden  Umlagen  ist  zum  Theil  zu  Gunsten  der  minder 

r  bemittelten  Steuerpflichtigen  eingeschränkt;  dag^n  wird  eine  die 

Fabrikanten  hinsichtlich  der  Genieindebesteuerung  begünstigende 
^  Bestimmung  der  Gemeindeordnung,  für  den  Fall  dass  ümlagen 

p  /i)  Armenzwecken  nöthig  Nverden,  ausser  Kraft  gesetzt.    Wie  zu 

der  Bestreitung  dt-r  Kosten  der  Ortsarnieij}>tlege  sollen  zur  Be- 
y  streitung  der  Kosten  der  Kreisannenpflecro  die  Klasät'ii-  und  Ka- 

^  pitalsteuerkapitalien,  für  die  letztere  jeduch  nur  die  für  eigentliche 

lü-meindezwecke  nicht  angreifbaren  Theile  dieser  Kapitalien,  bei- 
I»  gezogen  werden.    Schliesslich  ertheilt  das  Gesetz  den  örtlichen 

Annenbehördeu  die  Befugniss,  uuter  gewissen  Bedingungen  Kran- 

>  keuversicherungsanstalten  für  gewisse  Personen  -  Kategorieen  zu 

*  errichten  und  den  fraglichen  Personen  die  Zahlung  von  Kranken- 
l  versicherungs- Beiträgen  aufzuerlegen.  Die  Zahlung  solcher  Bei- 
j  trftge  soll  jedoch  nur  zu  freier  Verpflegung,  während  einer  be- 
«         stimmten  Zeitdauer,  berechtigen. 

>  VI.  Die  Schlussbestimmungen  (§§.  36  u.  37)  verfügen,  dass 

*  und  in  welchen  Fftllen  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  in 
Armensachen  zur  Kompetenz  der  Yerwaltungsgericbte  gehören 
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solle,  und  aela^D  Am  Termin  des  Inkrafttretens  des  neuen  Ge- 
setzes fest 

Einer  eingehenden  Kritik  dieses  Entwurfes,  dem  wsß  das  Ver- 
dienst nicht  absproc]\en  kann,  das.s  or  die  scliwierige  Materie  unUr 
gewbseohafter  Anknüpfung  an  Bestellende«!  und  doch  ausgebend 
von  ganz  neuen,  im  Wesentlielien  richtigen  Gesichtspunkten,  be- 
handelt, dass  er  namentlich  der  Regelung  des  Armenwesens  nacli 
den  lokalen  Bedürfni:isen  und  den  verfügbaren  Mitteln  und  der  Or- 
ganisation der  Armenpflege  einen  freien  und  weiten  Spielraum 
Ifisst,  müssen  wir  nns  an  diPr^er  Stelle  enthalten.  Aus  einer  Ver- 
glciehung  de^  Entwurfes  mit  den  in  der  Einleitung  zu  die«(>m 
Werke  aufg*  still  ton  Forderungen  wird  zur  (lenüge  erbellfn.  in 
welchen  Punkten  der  erstere  nach  unserem  Ermessen  nncii  nicht 
allen  Ansprüt  hen  genügt.  Nur  in  aller  Kürze  sei  daniuf  auf- 
merksam gfviv.u-lit,  dasH,  obwohl  das  olicnerwähnte  Licsft/.  Qki" 
Niedt'rlas.->ung  und  Aufentluilt,  vi>m  4.  (»kiulter  1802*).  auch  Aus- 
länderu  den  Ar.fentlialt  und  die  Niederlassung  im  ( irossluTzogthuiii 
ohne  ers.chwi-veiule  Uodingungeu  gestattet,  in  dem  Entwürfe  — 
abgesehen  von  der  allgemeinen  Verplliehtung  der  Armenbehürdeu 
im  v^.  28  —  keine  einzige  für  die  Verptlegung  der  Ausländer  im 
Yerarmungsfalle  {ausser  für  den  Fall  der  Erkrankung)  maasgebende 
Bestimmung  enthalten  ist,  während  es  doch  ganz  unbedenklich  ge- 
wes^  wftre,  anch  AnsÜndem,  wenn  ihnen  «nmal  das  Beeht  der 
Niederlassung  und  des  Aufenthaltes  gewährt  ist,  anch  die  Erwer- 
bung deä  TJnterstfitzungswohnsitzes  zu  ermöglichen,  und  wihrend 
es  doch  auf  der  Hand  liegt,  dass  in  irgend  einer  Weise  auch  (Sr 
den  Verarmungsfall  niedergelassener  oder  im  QrossherM^ame 
sich  anfbaltender,  nicht  erkrankter,  Auslftnder  vorgesorgt  we^ 
den  muss. 

  I 

•|  Wdches  Gpsct7  jffloch  auch,  dem  Vernehmen  nadi,  einer  Revision 
nntPrzogen  werden  ^oll  —  jedenfiills  niclit  im  Sinne  (^iner  Kisi  hwerung 
oder  hesclirankuDg  des  Niederlassnngs-  und  AufentLaltärecbtes. 
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Grassiierzogtimm  Hessen. 

Von 

MiniBterUdrSekreCair  P.  Lotheigen  üt  Barmitedt 

Die  statistischen  Ermittelungen,  tlie  man  im  Grossherzog- 
thum Hessen  über  das  Armenredil  liat  eintreten  lassen,  finden 
sich  /U'iamnien^'estellt  in  den  von  (ii  r  Zentralstelle  für  die  Laudes- 
Staiisiik  herausgegebenen  »Beiträgen  zur  Statistik  des  Grossherzog- 
thunis  Hessen". 

Zum  ersten  Male  sind  diese  Erhebungen  in  einer  für  die 
Zwecke  des  gegenwärtigen  Werkes  geeigneten  Weise  im  Jahre 
1861  angestelU  und  sdtdem  sweimal,  in  den  Jahren  1864  und 
1867,  wiederholt  worden.  Bei  Prüfung  ihres  Resultates  ist  daher 
eine  gewisse  Vorsicht  ndthig  und  erst  öftere  Wiederholungen  auf 
derselben  Grundlage  werden  eine  grössere  Sicherheit  der  daraus 
zu  ziehenden  Folgerungen  bewirken  können. 

Unter  .Almosenenipfönger*  sind  in  Naehstehendem  zu  ver- 
:iteben,  und  bei  den  statistischen  Erhebungen  verstanden  worden, 
nur  Diejenigen,  welche  notorisch  ganz  oder  vorwiegend  von  Almo- 
sen leben,  nicht  aber  auch  Diejenigen,  welche  nur  zeitweise  Unter- 
stützungen erhalten.  Es  begründet  hierb'  i  keinen  Uaterschied,  ob 
die  Almosen  aus  öffentlichen  oder  Privatmitteln  entnommen  sind. 
Auch  solche  Personen,  welche  als  Insassen  von  Verpflegung"s-  und 
dergleichen  Anstalten  wegen  Mangels  eigen pr  zureichender  Subsi- 
stenzniittel  ganz  oder  vorwiegend  auf  Kosten  dieser  Anstalten 
unterhalten  werden,  wurden  als  notorische  Almosenempf&nger  be- 
handelt 

Ergebniss  der  statistischen  Erhebungen  im  Jahre  1861. 

Nach  der  Volkszablujig  vom  3.  Dezember  1864  hatte  das 
Grosäherzogthum  eine  ortsanweseude  Bevölkerung  von  841677 
Einwohnern.    Es  wurden  gezählt: 

SnniiBKbau»,  Armeopnegc.  27 
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hk  der  Prorinz  Sturlcenbiirg    .  .  .  SSNKSO  E. 

^  „  „  Oberhessen  ....  290875  »  iii 
^    „       »      Rbeiabessen     .   .  .  230512  , 

841677  E. 

Im  ganze Q  Orossherzogthum  wuidcu  Aluiosenempfänger  er- 
milteit   5634. 

Bavoa  lebten: 

In  der  Provinz  Starkenbnrg    .....  1782 

„    „       „      Oberbossen   2087 

„    „      „      lUieiuhesseu .   ,  .  .   .  .  1765 

5634 

Hiernach  kommen  auf  je  1000  Köpfe  der  Bevölkerung; 

In  der  Provinz  Starkenburg   5^t 

.    «    «       «      Oberhessen   7,ia 

„    ^      f,      RbeinbeBseo   7,ns 

im  ganzen  OroBSberzogthum  

Wfiiu  man  dit«  Zahl  der  AlnioscueDiiiliUigt  r  m  den  einzeliwn 
KreUen  betrachtet,  so  kummeu  auf  je  lUUO  Bowoliner  an  Almosea- 
empfängeru  in  den  einz^en  Kreisen:  Darmstadt  2,72,  BradMttm 
9,21,  Dieburg  5,57,  £rbaeh  4,06«  Gross-Goraa  4,54 «  Heppenhdm 
8,83,  Lindenfels  5,44,  Neustadt  5,92,  Olfenbach  5,63i  Wimpfen  1^ 
Glessen  6,37t  Alsfeld  5,79,  Biedenkopf  8,84,  Büdingen  7,46,  Fried- 
berg 7,56,  Gränberg  5,40,  Lauterbach  9,57,  Nidda  6,27,  Schotten 
4,18,  Viebel  G,85«  VObl  5,34,  Mainz  9,21,  Alzey  5,46,  Bingen  6,14 
Oppenheim  6,95  und  Worms  8,57-  Es  geben  diese  Zahlen  eb 
sehr  interessantes  BUd  der  Verschiedenheiten  des  Wohlstandes  ih 
den  einzelnen  Kreisen. 

Nach  Stadt  und  Land  unterschieden  wurden  im  Grosshenog- 
thnm  ermittelt:  in  den  Städten  2693,  auf  dem  Lande  2941 ,  zu- 
sammen 5634  Almosenempfftnger.  Von  dieser  Zahl  befanden  sieh: 

in  den     auf  dem 
Suidten  Lande 

In  der  Provinz  Starkenbnrg    .    876  906 

„  ^  „  Oborhcssen  .  .  GHO  1398 
„    „       „      Hhcinliesscü .    .    Hl»H  (]37 

Hicinacb  kommeu  auf  je  1000  Bewohuer  im  gaazeu  (jtm- 
herzogtUum: 

in  den  Studteu  lU,«« 

auf  dem  Lande  6^08 

Nach  Provinzen  berechnet  kommen  auf  je  1000  Bewohner: 

in  den  auf  dem  i  J,' 

Städten  Lande  f 

In  Starkonliurg  6,i7  ^  -'  '^k 

„  Oberhessen  '  16,ii  5|is  *  itf 

„  Rheinhessen  ll,eo  4,«s  ^ 

Jn  den  einzelnen  Kreisen  zählt  man  an  AlmosenempfiUigein  y 
auf  je  1000  Bewohner:  ^ 
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In  Kreise 
Darmstadt 

Boiislioim  .  , 
Dieburg   .  < 
Erbaeb.  . 
Gross  Gorau 
Hcppenlieiiii 
Lindeofels 
Neustadt  . 
Offen bach 
Wimpfen  . 
Qie&Ben 
Alsfeld .  . 
Bedenkopf 


in  den 
Städten 

12,1 
6,2 

l,c 


<J,4 

27,» 

15,3 

22,1 
4V 


anf  dem 
Lande 

0,9 

äri 
2,8 

4,8 

7,1 

6,4 

5,9 

3^ 


Im  Kreise 

Büdin^u  . 

Friodbcrg 
Grünberg  . 
liauterbach 
Nidda  .  . 
Schotten  . 
Vilbel  ,  , 
Vöhl  .  . 
Mainz  .  . 
Alzey  ,  , 
Bingen  .  . 
Oppenheim 
Wonna 


in  den 
Städten 

18,8 

21,8 

'  13,4 
8,5 

6,8 

8,6 
.  13,9 


auf  dem 
Lande 

5.7 

6,6 

6.3 

5,3 

5,8 
3,9 

6a 


Entweder  ist  also  in  den  Städten,  mit  wenigen  Ausnahmen, 
die  Zabl  der  Armen,  oder  die  Ffirsotge  für  solche  bedeutender  ab 
auf  dem  Lande. 

Ergebniss 

der  statistischen  Erhebungen  im  Jahre  1864. 

Nach  der  Volkszählung  vom  3.  Dezember  1864  hatte  das 
Orossherzogthum  eine  ortsanwesende  Bevölkerung  von  853316  Ein- 
wohnern. Davon  lebten: 

In  der  Provinx  Starkenborg    .  .  .   328167  E. 
„    „       „       (»berhcssen  ....    2894H4  . 
n    n       »       Kheiuhe&sen    .    .    .   23ä(kM  „ 


853316  £. 

Die  Anzahl  der  AlmosenemptUuger  betrug  im  ganzen  Oross- 
herzogthum  47d9. 

Davon  lebten: 

.  .  1674 

.    .  1743 

4799" 

Hiernacli  komint-ii  auf  je  lOOO  Köpfe  der  BevölkeruDg: 

lu  der  Provinz  Starkenburg  ....  4,8 
„    „      „      Oberhessen  6^ 


In  der  Provioi  Starkenbnrg  . 

Ohrrlirssfii  . 
lihciuhessen  . 


m 


n 


liheinhesscn 
Im  ganzen  Grossherzoglhnm 


6.« 


Die  einzelnen  Kreise  zeigen 


1  i'i'i 


Ver.sch  ie  Jenli  •  ■  i  t  f  n . 


kommen  nämlich  anf  je  HJOO  Bewohner  an  Alnio.seneniptiliigern  in 
den  Krei.seü:  Darnistadt  2,m,  Bensheim  8.t)i.  Dieburg  4,i8,  Er- 
bach 2,88,  (Tross-Gorau  3,55,  Heppenheim  8,;{3.  Lindenfels  4.74, 
Neustadt  ;'),25,  Offenbach  4,29,  Wimpfen  15,33,  Gie.-^sen  4,07,  Als- 
feld 4,60,  Biedenkopf  6.3G,  Büdingen  7,i6,  Friedberg  G,i'j,  Grün- 
berg 0,70,  Lauterbach  7,71,  Xidda  6,95,  Schotten  5,50,  Vilbel  6,65, 
Vöhl  4,80,  Mainz  C,87,  Alzey  4,47,  Bingen  7,62,  Oppenheim  5,36 
und  Worms  6,71. 

27* 
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Nach  Stadt  und  Land  unterschieden  zählte  man  un  Oroas- 
herzogthum  in  den  Stildteo  1988,  auf  dem  Lande  2811,  zuaanmun 
4799  Älmoseneniptanger.  Davon  lehten: 

In  den  fiOdten.  Auf  ta  Lm^ 
In  der  Pmine  Starkenburg    ...  681  943 

„  „      Olierhf^ssen  ....    455  1288 

„   „       y,      Ilhciubessen    .   .   .   IK>2  580 

Hiernach  kommen  auf  je  1000  Bewohner  im  ganzen  Giws- 


herzogtlium: 


In  den  Stüdt<?n 
Auf  dem  Lande 


7,a5 

4,S3 


Nach  Provinzen  berechnet  kommen  auf  je  1000  Bewohner: 

In  den  St&dten.  Auf  dem  Lande. 
In  Starkenbarg  ....  4^  4,77 
^  Oberliesaen    ....  10,iu  6,n 
„  Kheinbesaen   ....  9,3^  4,1^ 

Nach  Kreise  gmppirt  kommen  auf  je  lOOO  Bewohner  an 

Almo8emempföu<]:eni : 


Im  Kreise 
Dannstadt 

liiMisheim  . 
Dieburg  . 
Erbflcb .  . 

Griiss-Gnr:\ii 

Lindenfels. 

Noiistadt  . 
Offfubucli  . 
Wimptten  . 

Alsfeld  .  . 
Biedenkopf 


in  den 
Stadteu 

3,1  s 

4,6} 

•3,1,-, 


4,7t) 
11,4» 

40,da 


auf  dein 
Lande 

1,85 

<S,ÜT 

4,  w 

1»30 
4,74 

&,» 

5,  ao 

3,61 

3,10 


Im  Kreise 
Bttdingen 

Friodberg 
Urüuberg 
Lauterbaeh 
Ni'Irla  . 
Schulten 
Vilbel  . 
Vöhl 
^lain;;  . 
Alzey  . 
Bidficn  . 
Opj)enheim 
Worms .  . 


in  den 
Städten 

7,81 

lo,.-!» 

4,<» 

7,68 
7,79 

ihn 

11^ 


auf  dem 
Lande 

M 

5,81 

6,93 

4,  n 
6,a 

4,1« 

5.  :« 

4,4t 

4.» 


Ergebniss 

der  statistischen  Erhebungen  im  Jahre  1867. 

Die  am  3.  Dezember  1867  voigonommene  Yolkszäiilung  er* 
gub,  dass  das  Grossherzogthum  eine  ortsanwesende  Bevölkeraog 
von  823138  Einwohnern  hatte.  Die  Verminderung  gigen  die  Ein- 
wohnerzahl des  3.  Dezember  1864  hat  ilu:en  Grund  in  den  dorch 
den  Friedensvertrag  zwiscfaen  Hessen  und  Preussen  vom  3.  Septem- 
ber 1866  für  das  Grossherzogthum  herbeigefOhrten  GebieisabtM- 
tungen,  welche  durch  die  Gebietserwerbungen  nicht  ausgeglicheD 
wurden.  Die  Verminderung  betrifft  ausschliesslich  die  Provinz 
Oberhessen. 

Von  jeuer  GesammtbevOlkerungszahl  kommen: 

Auf  die  Provinz  Starkenburg  ....  mtl'^r»« 
Ubcrhesseu  ....  ifölobö 
Bhdalieisen  ....  234875 


n 
n 


n 
9 


mm 
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Tm  ganzen  Orossherzogthum  wurde  an  Almoaenempränj^ern 

nachgewiesen  die  Zahl  von  r  4ö8Ö. 

Davon  lebten:  lo  der  Provinz  Stjikcnburg  ....  1810 


n 


()berhcsseil 
Kbeinbessen 


1430 
4888 


Hiernach  kommen  auf  je  1000  Köpfe  der  Bevölkerung: 

In  der  Provinz  Starkenburg   ....  5.87 

„    „      f,        Oberbessen  ö,7t 

„    „      „        Khcinht'SBon    ....  G,?« 

Im  ganzen  Grot;t>bcrzogtbum     .   .   .  5,m 

Die  Zahl  der  Almosenemptanger  in  den  einzelnen  Kreisen 
Tariirt  wiederum  selir.  Auf  je  1000  Bewohner  zählte  man  näm- 
lich an  Almosenempiungern  in  den  Kreisen:  Bannstadt  2,52«  Bens- 
heim 7,iBi  Dieburg  ö.t^s,  Erbach  3ao,  Gross-Goran  4^  Heppen- 
heim 9,86,  londenfels  4,ii,  Kenstadt  5^4,  Offenbach  6,59,  Wimpfen 
10,60,  Giessen  4,86,  Alsfeld  7,i2,  Büdingen  4,39,  Friedberg  5,67, 
Grönberg  4,46  t  Lauterbach  7,93,  Nidda  0,57,  Schotten  6,09«  Vil- 
bel 5^,  Mainz  10,S3,  Alzey  5,oi,  Bingen  ö,20,  Oppenheim  6,27, 
Worms  5,41. 

Die  Zählung  der  Almosenempfönger  nach  Stadt  und  Land 
eigab,  dass  in  den  Städten  des  Grossherzogthums  deren  2273, 
auf  dem  Lande  2615  lebten.   Davon  befanden  sich : 

In  den  Stiidteo.  Auf  dem  Lande, 
lu  der  Provinz  Starkenburg    .  .   .  SbÜ  Hao 
„    .       „      Oberhessen  ....  382  1057 
„    „        „      Rbeinbessen     .    .    .1011  G2S 

Folglich  kommen  auf  jt^  luOO  Bew.  im  ganzen  Grossherzogth. : 

In  den  Sudten  *  .  ä^i 

Auf  dem  Lande  4iM 

Nach  Provinzen  berechnet  kommen  auf  je  1000  Bewohner: 

In  den  St&dten.  Auf  dem  Lande. 

In  Starkenburg  ....  6,20  4,73 
„  Oberbessen  ....  11,17  ö,(u 
„  Rbeiiihessen  ....  10,6   .  4^ 

Nach  Kreisen  betrachtet  zählte  man  an  AlmoaenempfiUigem 

auf  je  1000  Bewohner: 


Im  Kreise 

DArmstadt  , 
Bentheim  . 
Dieburg  ,  , 
Erbach  .  , 
Grotis-Gorau 
Ueppenfaeim 
Linuenfels 
Neustadt . 
Offenbaeh 
Wimpfen 
Giessen  . 
Alsfeld  . 


in  den 
Stadtcu 

1,81 

8,1» 

7,76 

10,u 


8,87 
16t4& 

24^ 


auf  dtm 
Lande 

Ö,77 

5,00 
l,w 

3,7s 

4,11 

4,01 

5,13 


Im  Kreise 

Bödingen 

Friedberg 
Grünberg 
Lautt-rbaeh 
Nidila  . 
Schotten 
Vilbel  . 
Mainz  . 
Alzey  . 

Oppenheim 
Wonns  . 


in  den 
Städten 

2*70 
6,g7 

18,n 

12.» 

6,71 


auf  dem 
Lande 

r>,29 

4,30 

5,80 
5.46 

1,11 

4,97 
4,13 

4^ 
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Vei^ldcht  man  die  Zabl  der  notorischen  Almosenempftnger 
in  den  Jahren  1861  und  1864,  so  ergielvt  sich,  dass  dra 
Zahl  sowohl  im  ganzen  Groasherzogthnm,  als  anch  fast  überall  in 
den  einzeben  Theilen  dessdhen,  sich  vermbdert  hat  Dagegen 
müssen  die  Ergehnisse  des  Jahres  1867  hinter  denen  des  Jahns 
1864  etwas  zurückstehen.  Immerhin  sind  sie  aber  günstiger,  als 
diejenigen  des  .Talircs  1861.  Die  Gründe  des  Rückganges  ia  1867 
liegen  nahe:  Krieg  und  damit  verbundene  VerkehrsstockuBgen 
wirken  auf  die  Erwerbstliätigkeit  des  Volkes  ungünstig  ein  und 
vermehren  die  Zahl  der  Armr-n. 

Die  , Vergleichende  Statistik  von  Europa"  von  0.  Hausner 
giebt  an,  dass  sich  im  Grossherzogthum  Hessen  360(>0  Arme  (1 
auf  23,7  Einwohner)  befanden,  was  relativ  eine  grosse  Zahl  wäre. 
Der  Verfasser  giebt  nicht  an,  worauf  seine  Angaben  über  Hessen 
beruhen,  und  jedenfalls  steheii  dieselben  mit  (hm  Zahlen,  welche 
die  ofljziellen  statistischen  Ermittelungen  ergeben  haben,  im  Wider- 
spruch. Es  kann  im  Gegentheil  auf  Grund  der  o])igen,  den  amt- 
lichen Erhebungen  entnommenen,  Zahlen,  wohl  behauptet  werdeu, 
dass  die  Anzahl  der  vnii  Almosen  lebenden  Personen  in  Hessen 
eine  verhältnissmässig  geringe  ist. 

Auf  die  Altersklassen  und  das  Geschlecht  der  Almosenempfön- 
ger  haben  sich  die  statistischen  Aufuahmen  nicht  erstreckt. 

Die  Quellen,  aus  denen  mau  Belehrung  über  die  Entwicke- 
lung  der  Gesetzgehung  über  das  Armenwesen  und  die  Armenpflege 
im  Grossherzogthum  Hessen  ach&pfen  konnte,  flieasen  sehr  qÄrlick. 
Die  ältere  Zeit  kennt,*  wie  dies  anderwftrts  wohl  aueh  der  Fall 
gewesen  ist,  gar  keine  Einwirkung  der  Gesetzgebung  auf  diese 
Materie;  man  müsste  denn  die  aus  dem  HOrigkdtsrerhflltDin 
fliessende  ünt^tfitzungspflicht  des  Herrn  gegen  den  Hürigeu  hie^ 
her  rechnen  wollen.  Man  fiisste  viehnehr  die  Pflicht  der  FOrsoige 
fOr  Bedürftige  als  eine  moralische  Yerbindlichkdt  auf  und  ging 
Über  das  Prinzip  der  PrdwilUgkdt  nirgends  hinaus. 

Das  Aussprechen  des  Grundsatzes,  dass  nüthigenfUls  äusser- 
lidie  Zwangsmittel  anzuwenden  seien,  um  eine  angemessene  Bei- 
hülfe zu  den  Bedurfnissen  Erwerbsunfähiger  zu  erwirken,  gehftrt 
erst  der  neueren  Zeit  an. 

Um  die  grosse  ündcherfaeit,  welche  durch  Gesindel  aller  Art, 
namentlich  durch  Hettler,  erzeugt  wurde,  abzustellen,  criiess  man 
im  16.  Jahrhundert  harte  Strafandrohungen  gegen  die  Bettelei. 
Allmälig  versucht^^  man  auch  den  Grund  des  Hebels  dadurch  zu 
beseitigen,  dass  man  iieihülfe  in  äusserster  Noth  für  Tliicht  er- 
klärte.  Anfangs  musste  man  mancherld  Ausnahmen  von  dem 
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Verbot  des  Bettels  statuiren  und  z.  B.  Wallfahrern,  alten  Solda- 
ten. Abgebrannten.  Handwerksburscben  gestatten,  milde  Gaben  zu 
fordern.  Erst  die  hf'ssisolip  Verordnimf^  von  1777  ontschloss  sicli, 
alles  Betteln  ausnahmslos  iTir  strafbar  zu  erklären,  üleich/f'iiig 
sprach  die  nämliche  Verordnung,  indem  sie  rfihnit.  dasr^  „veiscliie- 
dene*  Gemeinden  schon  bisher  ii>re  Armen  vi-n-sorgt  hiiUen,  den 
Grundsatz  aus,  dass  die  Heim;illigenieinde  die  Versorgung  ilirer 
armen  Angehörigen  zu  übernclmien  liabe.  Nähere  IJestinimungen 
über  die  Art  der  Aufbringung  der  Mittel  zur  Armenversorgung 
enthält  die  Verordnung  jeducli  niclii.  Noch  die  Verordnung  von 
1812  über  den  Haushalt  der  Gemeinden  erlaubt  dem  Schultheias 
für  einen  Armen  nicht  mehr  alä  10  xr.  anzuweisen. 

Erst  die  Gemeindeordnimg  von  1821  hat  bestinmite  and  klare 
Grandsfttze  filier  die  AmeiiTerBorgung  aufgestellt.  Sie  ist  noch 
jetst  geltendes  Recht  und  ein  neneres  Gesetz  toq  1S58  hat  die 
durch  die  Gemeindeordnung  eingeführten  Grandsätze  über  die 
ArmenTersorgung  lediglich  wiederholt 

Hiernach  ist  die  Unterstfitzang  armer  GemeindeangehOrigen 
gesetdich  ansgesprochene  Pflicht  der  Gemeinden. 

Die  Mittel  zur  Armenpflege  sind,  insoweit  nicht  Freiwillige 
Gehen,  die  Ertr&ge  etwa  vorhandener  Almosenfonds,  oder  Beiträge 
aus  kirchlichen  Anstalten  und  Mitteln,  ausreichen,  aus  den  Erträg- 
ussen  des  Gemeindevermögens  oder  durch  Umlagen  auf  die  Ge- 
sammtheit  der  steuer)>fiielitigen  Gemeindeeinwohner  aufzubringen. 
Sollten  in  einer  Gemeinde  freiwillige  Beiträge  und  ein  Ausschlag 
'  zu  diesem  Behufe  stattfinden,  so  muss  eine  Aufrechnung  der  frei- 
willigen Beitrage  auf  den  Ausschlag  verwilligt  werdm.  Wenn 
und  so  lange  sich  Arme  auHwartb  aufhalten,  können  iliri'  H.'iniutlis- 
geraeinden  nicht  angehalten  werden,  ihnen  eine  Uuterätützuug  zu 
ibrem  ünterhalt-e  zu  vorabreichen. 

Da  die  Gesetze  von  der  Ansicht  ausgingen,  dass  eine  weise 
Armenuuterstütznng  zwar  zunächst  in  der  allgemeinen  Mcusclien- 
und  christlichen  Kächsteuliebe  ihre  Wurzel  haben  solle,  aber  zu- 
gleich die  sittenpolizeilichen  Zwecke  niclit  aus  dem  Auge  verlieren 
dürfe,  so  ist  zu  dem  Zwecke  ein  Zusammenwirken  der  geistlidien 
und  weltlichen  Lokalbehörden,  d.  h.  I'tarrer  resp.  Kirchen- 
vorständü  und  der  Bürgermeister  angeordnet.  Der  polizeiloiien 
Ihfttigkeit  lallt  dabei  besonders  die  Aufgabe  zu,  die  Regelung 
der  Hülfe  zu  vermitteln  und  ihren  Mishnmch  durch  arbeitsscheue 
Mnssiggängw  nnd  Taugenichtse  ahznwenden.  ffie  schafft  dem 
arbatsloeen,  doch  arheits&higeu,  Armen  nährende  Beschäftigung 
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und  Verdienst,  überliefert  aber  den  bettelnden  Mossigg&i^  und 
Landstreicher  den  Gerichten  zur  Bestrafong. 

Die  Ueberwachnng  der  Armenpflege  ist  der  besonderen  Für- 
sorge der  BegiemngsbehOrden  empfohlen,  welche  darauf  n  sehsD 
haben,  dass  die  Gemeinden  ihre  Verbindlichkeiten  in  dieser  Be- 
ziehung genau  erfüllen,  und  dass  insbesondere  die  Vorsehrift» 
fiber  Armenpfl^  pünktlich  zum  Vollzug  kommen. 

Die  Försorge  für  die  Armuth  kann  sich  in  manuigt'altigäter 
Weise  äussern.  Zwei  Haupirichtungen  sind  zu  unteracheiden:  ent- 
weder besteht  die  Fürsorge  darin,  dass  sie  die  augenblickliche 
Noth  lindert,  oder  sie  richtet  ihr  Augenmerk  darauf,  die  Ursachen 
der  Arniuth  selbst  zu  beseitigen.  Zu  diesem  Zwecke  sucht  sie 
die  Beihülfe  der  arbeitenden  Klasse  selbst  Zugewinnen,  ntfenbai 
ist  diese  letztere  Art  dor  Fürsorge  die  wirksamste  ArmeupÜege. 

In  beiden  Kichtungen  können  Genu-iuden  und  Staat  thätig 
sein.  Letzterer  kann  seine  Mitwirkung  oder  ausschliesslich»'  Für- 
sorge da  eintreten  lassen,  wo  die  KniP.e  der  Gemeinden  niclil  ;oi.s- 
leichen,  oder  wo  die  erstrebten  Zweckt'  allgemeinerer  Natur  sind. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Armenpflege  im  (rrossherzogthuni 
im  Einzelnen  eingerichtet  uud  gehaudhabt  wird,  ist  aus  Kach- 
stehendem zu  ersehen. 

Die  ganz,  oder  theilweise  erwerbsunfähigen  Armen  unl<»rätützt 
die  Gemeinde  durch  Gaben  an  Geld  und  Lebensmitteln,  durch 
Darbietung  von  Unterkunft,  durch  Verwendung  bei  Geniemde- 
arbeiten tt*  8.  w.  Die  VITahl  der  TJnterstatzungsweise  riehtet  «ch 
nach  der  Beschaffenheit  des  einzelnen  Falles.  In  allen  Gemeiii- 
den,  in  trelcfaen  keine  eigenen  Armenkonunissionen  besteheu,  hat 
der  Bürgermdsier  Tierteljflhrlich  oder  monatlich  ein  Verzeichniss 
aller  hälfsbedfirftigen  Armen  au&ustellen  und  dabei  zu  bemerkeo, 
was  jeder  derselben  wöchentlich  an  Geld,  Kost  oder  sonsügsn 
Naturalien  empfangen  soll.  Dieses  Verzeichniss  ist  sodann  dem 
EircheuTorstande  zur  Aeusserung  und  Beifügung  seiner  BemeF- 
'  kungen  roiizutbeilen.  Sind  in  einem  Orte  Terschiedeue  Konfes- 
sionen vertreten,  so  ist  das  Verzeichniss  dem  Kirchenvorstande 
jeder  Konfession  raitzutheilen.  Im  Falle  des  p]in Verständnisse 
ist  alsdann  das  Verzeichniss  auf  die  Gemeindekasse  oder  die  be- 
sondere Ortsarmenkasse  zur  Ausgabe  anzuweisen.  In  Fällen  nicht 
zu  beseitigender  Meinungsverschiedenheit  soll  der  Fulrgermeister 
das  Ver/ficlmiss  der  Regierungsbehörde  mit  Bericht  über  die  An- 
stände zur  Fntscheidung  vorlegen. 

Kine  Auäthüiluug  der  Almosen  durch  die  Ffarrer  äoU,  im^o- 
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weit  sie  nicht  in  Folge  stiftuugsmässiger  liestiümiuiig  zu  erfolgen 
hat,  nicht  statiünden. 

Bei  aosserordentlicben  Unglnclraftnen  und  Scliicksalen  leistet 
unter  Umständen  die  vStaatskasse  besondere  Hülfe. 

Eine  andere  wichtige  Verpflichtung  der  Gemeinde  besteht  in 
der  Sorge  f&r  die  Armen^Krankenpfiege.  Die  Büi-germetetereiflit 
sind  angewiesen,  für  die  nöthige  Wartung  und  ärztliche  Pflege 
aller  armen  Kranken  in  der  Gemeinde,  einerlei,  ob  sie  derselben 
angehören  oder  nicht,  Vorsorge  zu  treffen  und  den  Kranken  die 
erforderlichen  Unterstützungen  an  Nahrungs-,  Arznei-  und  Ver- 
band-Mitteln nadi  Anordnung  der  behandelnden  Aerzte  zn  leisten. 
Die  daraus  entstehenden  Kosten  hat  in  der  Kegel  die  Heimath- 
gemeinde zu  tragen.  Gehört  der  arme  Kranke  einer  anderen 
Gemeinde  an,  so  ist  eine  sofortige  Benachrichtigung  der  Heimath- 
behörde des  Kranken  zu  \eranlassen,  damit  diese  Bestimmung 
darüber  trefien  könne,  ob  der  Kranke,  vorausgesetzt,  dass  er  nach 
dem  Ausüpruch  des  Ärzied  übtrlKtniit  transporträhif,'  ist,  in  seine 
Heimath  verbracht  werden  soll  oder  nicht.  Eine  Unterlassung 
dieser  Anzeige  kann  zwar  nicht  für  die  Ersatzpüicht,  wohl  aber  für 
den  Betrag  des  Ersatzes  von  Einfluss  sein. 

Eine  AiMnalune  von  der  Kej^el  der  Kosteiiersulziillirlit  Seilcn.>j 
der  HeimathLienieindo  tiu«!»  !  bezüglich  der  An«fehOrigen  derjentijea 
Staaten  statt,  mit  we1<  iieii  eine  liel)ereinkunft  weifen  unentgelt- 
licher Verittieguag  aimer  Jvrai»ker  liestelit.  Ein  solcher  Staats- 
vertrag ist  am  11.  .luü  lSrK>  zuiM-lien  Pr.'u>st'ii.  Sacli-,  u.  Hiin- 
nover,  Kiirhfssfii  imil  dem  < iin>'ueizo<j;l]ium  zu  Eisenach  abge- 
schlos.seu  worden.  Fast  alle  anderen  deutscheu  Staateu  sind  die^eiu 
Vertrag  später  beiget itten. 

Speziell  für  die  ürztiiche  Behandlung  armer  Kranker  und 
die  dadurch  entstehenden  Kosten  gelten  nachstehende  Grundsätze: 
An  ihrem  Wohnorte  sind  die  vom  Staate  angestellten  Kreisärzte 
und  Kreisvrandftrzte  dienstlich,  die  praktischen  Aerzte  aber 
moralisch  verpflichtet,  alle  ki  i  [  ilich  leidenden  Armen  nnent- 
g eidlich  ftrztlich  zu  behandeln.  Ausserhalb  des  Wohnortes  und 
Im  ganzen  IMenstbezirk  soll  die  Armenkrankenbehandlung  der 
Begel  nach  Ton  dem  Bezirksmedizinalbeamten  oder,  bei  grosser 
Bntferaung  desselben,  von  einem  nahe  wohnenden  praktischen 
Ante  g^gen  die  taxmässigen,  von  der  Gemeinde  zu  zahlenden, 
Gebühren  ausgeübt  werden. 

Auch  für  die  Kosten  der  Arzneien,  welche  den  armen  Kranken 
verabreicht  werden,  haben  die  Geraeindon  aufzukommen.  Die 
Apotheker  sind  verpflichtet,  die  ordinirten  Arzneien  auf  Armnths- 
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beschemigong  der  betreffenden  Bflrgenneister,  in  eOenden  Wim 
des  beliandelnden'  Arztes,  Torbeh&ltlich  des  Kostenersaizes  dardi 
die  Gemeinde,  zu  verabfolgen. 

Ebenso  sind  die  Kosten  für  Wartung  nnd  sonstige  Teipfle* 
gitng  des  armen  Kranken  von  dem  Bflrgermeister,  beziehnngsweise 
den  Vorständen  der  Pflichtigen  öffentUehen  Fonds,  unmittdbar  rar 
Zahlung  anzuweisen. 

Bezüglich  der  Kosten  des  Transports  auslftndischer  armer 
Krauker  entscheiden  die  Staats  vertrage. 

Eine  hervorragende  ^rt  indirekter  ITnterstützungweise  ViUrt 
die  den  Gemeinden  auferlegte  Pflicht,  für  den  Unterricht  und  die 
Erziehung  der  Kinder  armer  Eltern  zu  sorgen.  Armuth  der  Eltern 
soll  kein  Hindern i.-^s  .'«ein  für  die  Bildung  und  das  Fortkommen 
der  Kindrr.  Aime  Eltern  sind  daher  von  Zalilinig  des  Schul- 
geldes  zu  (h'u  \'idksschulen  für  ihre  Kinder  ganz  oder  theilweise 
hefreit.  I)a^^<'llu>  ^vird.  in  Ermangelung  stiftungsmässiger  und 
zureiL'heniler  Fonds,  aus  Genieimlemitteln,  und  zwar  ohne  Unter- 
schied der  Eeligion,  hezahlt.  Auch  nothige  Schulbücher  für  arme 
Kinder  sollen  denselben  aus  Genieindeniitteln  angeschaft't  werden. 

Für  die  Erziehung  armer  Weisen  sorgt,  sofern  die  Heimath- 
gemeiude  keine  eigenen  Funds  oder  Anstalten  zur  "Waisenversor- 
gnng  besitzt,  und  zu  deren  Erziehung  auch  sonst  keine  vermögende 
Verpflichtet*?  vorhanden  sind,  die  aus  Staatsmitteln  dotirte  Landes- 
waiseuanstalt. 

In  gleicher  Weise  sorgt  der  Staat  aus  öffentlichen  lOttidn 
ftlr  Findlinge  und  verlassene  Kinder. 

Ffir  die  Zwecke  des  Unterrichts  und  der  Erziehnng  tanbstimmier 
Kinder  nnvermOgender  Eltern  hat  ebenfalls  der  Staat  die  Taab- 
stummen- Institute  zn  Friedberg  nnd  Bensheim  errichtet.  Die 
Unterrichts'-  nnd  Verpflegongskosten  eines  armen  taubstommen. 
Kindes  werden  zu  |  vom  Staat,  zu  i  von  der  Hamafhgemande 
getragen.  Bei  sehr  armen  Gemeinden  übernimmt  der  Staat  des 
ganze  Kösfeld. 

Für  die  Erziehung  armer  blinder  Kinder  besteht  zur  Zeit 
noch  keine  Staatsanstalt,  sondern  nur  ein  durch  Privatmildthätig- 
keit  gegründetes  und  unterhaltenes  Institut.  Eine  gleiche  Anstalt 
für  Idioten  ist  in  der  Errichtung  begriffen. 

Drni  Armen  ist  dif*  Wolilthat  des  sogenannten  Annenrechtes, 
d.  h.  die  Möglichkeit  gewährt,  sein  gekränktes  Kecht  vor  Gericht 
geltend  /n  raachen.  Der  Staat  selbst  hat  diese  Pflicht  übernom- 
men und  erlüUt  sie  dadurch,  dass  er  dem  Annen  auf  Vorh«];*^  der 
Aimuthszeuguisse  das  Armenrecht  ertheüen  lässt,  welches  von 
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.'ti  Vorlage  des  Gerichtsstempciä  befreit  und  Anspruch  auf  Beigebung 

iV.  eines  Armenanwaltes  giebt. 

Ein  äusserst  wohltliüliger  Verein  ist  der  unter  Beihülfe  des 
»i  Staates  gofrriin'lete,  und  theilweise  an.s  Staatsmuleln  fundirte  Verein 

i^j  zur  Unti*rsliit/,uug  entlassener  Strätlinge,  welche  bei  ilirer  Ent- 

11  lassung  aus  der  Strafanstalt  zum  ^"ossen  Theil  der  Kategorie  der 

Armen  angehören.    Er  verfolgt  mittelst  seiner,  im  ganzen  iüinde 
ß  zerstreuten  Zweigvereiue,  deren  Bestrebungen  die  Kegierungsbehör- 

den  zu  unterstützen  angewiesen  sind,  den  Zweck,  den  entlassenen 
g  SMlflingen  Ünterfciiiift  und  Verdienst  naelizQweiseii  und  sie  dadoreh 

;j  vor  BficUUlen  möglichst  zu  bewahren.   Der  Yetein  kann  sich 

2  Bchon  segensreicher  Erfolge  rOhmen. 

n 
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Oesterreich.*)  ak 

Voa  % 

Dr.  jur.  Friedrich  Kleinwftelittr,  ^\ 

DoMtttt«  4er  |t«IU.  O«kooomie  an  der  k.  lu  Unlvenitll  «a  Pmg.  <  liTi, 

a: 

Wi«'  übt'iall,  so  wurde  wohl  üuch  in  den  J.äiidera,  welche  yy. 
heute  dem  Osteneicbisichcn  Kaiberstaate  anj,'eböre!i ,  die  Armeo- 
pflege  durch  die  EinfShiung  des  Chrisienthums,  wenn  uicbt  zuerst  ^ 
angeregt,  so  doch  wcdentlich  gefördert**).  Die  Forsten,  der  Adel, 
Korporationen  nnd  Private,  insbesondere  aber  die  Geistlichkeii^ 
waren  bemfiht,  durch  Austheilang  von  Almosen  und  Erricbtong 
•milder  Stiftungen  die  Noth  zu  lindem.  Einen  bedeutenden  Em- 


■4 


V 


♦)  Die  vorliegeudo  Darstellung  hcziobt  sich  Ii  diglich  auf  die  deutscb- 
slavischcn  Lfindi  r  der  nstorrcirhis  licn  Mnnarcliie  mit  Hin\vpi'l;<';«nng  der 
Militürgrenzo  und  ] >.ilinaneiis .  iiamfniluh  also  auf:  Oliir-  und  Nidder- 
"  Oesterreicb,  Salzburg,  Steiermark,  Karutbeu,  Krain,  Triest,  üurz  und 
Gradiska,  Istrien,  Tirol  und  Vorarlberg,  B^thmeii,  M&bren,  Schlesien,  G»- 
lizicn  und  die  Bukowina.  Dir  Grand  hierfOr  liegt  in  der  Souderstelloogi 
welche  die  ungarieclieu  Länder  jnnipntlich  in  administrativer  Beziehung 
stets  eingcuommen  baljeu,  und  in  dem  weiteren  rmstando,  dass  in  dca 
statibtiscbcn  Ausweisen  regelmässig  nur  die  auf  die  vurgcuannten  L&nder  ^ 
Bezof  nehmenden  Angaben  erscheinen,  wfthrend  die  Daten  der  ungaiiKhen 
Liu.d  1.  I).iliiiati(>ns  und  der  Militärgrenzc,  man  kann  sagen,  eine  seltene  ^ 
Aupualiiiu'  in  den  st  ifistisclicn  T;iln  l!i n  hüdcii  7>:o  fdiPiualig'ni  italieni- 
schen i'roviuzeu  wurden  »eggelasscji,  wdl  dieseiiu'u  gcgcnwaitig  keinen 
liestdiidtbeil  des  Osterreicbi^cben  Staates  mehr  bilden,  uud  die  statistischen 
Daten  far  dieselben  ans  dem  Jahre  1848  nnd  einigen  folgenden  Jabiea  j  h 

fehlen.  ( 

**)  Df  r  kais.  Guberiii:ilrfif Ii  vcmi  Kiegger  sagt  in  seinen  Materialien 
zur  alten  ui;d  neuen  Statistik  von  li  .buieu  —  (Prag  und  Leipzig  178T  und  ^ 
ff.  Jabre)  bei  Kaspar.  Bd.  11  pag.  ;>19:  „Bei  den  Bobmcn  war  die  Eia*  , 
„fiBbrang  des  Cbristentbnn»  angleich  die  Epoche  der  Terpflegsaostalten  || 
.ttir  die  Annen  ....  Verschiedene,  sowohl  einheimische,  als  ausliindisfhc 
„Geschicbtsscbreihcr  erzählen,  dass  schnu  Borziwoy.  der  erste  chiistUcbe  ^ 
„Herzog  in  Böhmen,  dergleichen  Stiftungen  errichtet  habe."  , 
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fluss  auf  die  EntwickeliinG:  der  öffentlichen  Armenpflege  nahmen 
die  Kreuzzüge  und  die  damit  im  Ziisammenhanf^e  stehenden  Wall- 
fahrten nach  dem  Oriniit.  weil  sie  die  Krriclitmt^f  von  Pilger- 
herbergon  und  Krankenliaiisern  ziüthvv endig  luiuiilen.  An  den 
Mauern  \Vien>  zo^en  Tausonde  von  Pilgern  v*)riil)er,  von  de- 
nen  manche  daselbst  erkrankten  oder  krank  aiikunkii,  und  häufig, 
wenn  sie  keinem  ünterslaud  in  den  Herbergen  erhielten,  in  den 
Strassen  schntzlns  lifo-en  mochten.  Endlich  hatte  die  häufige 
Berührung  mit  dem  ( h  ieni  Ifüsariige  Krankheiten  nach  dem  Abend- 
lande verpflanzt;  es  ist  daher  erklärlich,  wenn  mau  schon  frühe  iü 
Wien  bedacht  war,  durch  Gründung  eines  Hospitales  in  dieser 
Riehtung  Udlfe  m  sebaffen.  Auf  Anregung  des  Heisteis  Ger- 
hart, Leibarztes  des  Herzogs  Leopold  VL^  wurde  von  letzterem 
am  27.  Mai  1211  der  Stiftsbrief  fiber  das  »Spital  zum  heiligen 
Geiste*  in  Wien  ausgefertigt,  welches  naeh  dem  Muster  des  im 
Jahre  1204  bei  der  Kirche  Sancta  Maria  in  Sassia  gegründeten 
yj  Heüigen-Qeist-Spitales  in  Rom  eingerichtet,  nnd  den  Brüdern 
s  des  Heiligen -Geist -Ordens  zur  Leitung  übergeben  wurde.  Als 
!^  Zweck  der  Stiftung  bezeichnet  der  Stiftsbrief  die  Anfiiahme  von 
»■  gebrechlichen  oder  kranken  Armen  (panporum  infirmorum).  We- 

-  nige  Jahre  später  wurde  zu  „Ehr-'U  der  heiligen  Jungfrau  und 

J  Aller  Heiligen"  von  der  (Jemeinde  AN  ien  ein  zweites  Hospital 

gegründet,  welches  in  der  ältesten  bekannten  deut-dieii  Urkunde 
i  vom  Jahre  128'J  als  .der  Burger  Spital*  bezeichnet  wird.  Der 

^  Zweck  und  die  Bestimmung  des  Bürgerspitales  ist  in  dem  Auf- 

rufe  vom  20.  Juni  1208,  den  Meister  Heinrich  und  die  Bruder- 
j  sdiaft  des  Bniger>pitale>  erliessen,  deutlich  ausgesprochen.  Es 

^  wurdr^  L'^egriindet  für  Anin'  und  Kranke  der  Stadt,  oder  für  solche 

i.  gebrechliihe  I'ersiuien,  die,  aus  andtTpn  Ländern  nach  Wifu  kom- 

'  meud,  h^ier  keinen  Zuliuchlsujl  und  keine  Mittel  hatten,  um  ihr 

von  Alter,  Krankheit  und  Arniuth  gedrängtes  lieben  zu  fristen. 
^  Diesen  Anstalt*?n  folgten  bald  andere  nach,  so  das  im  Jahre  12G6 

;■  von  Gebhard,  Pfarrer  bei  St.  Stefan,  gegn'indete  S]»ital  für  Aus- 

t.  Sätzige  bei  dem  Klaglmum  auf  der  AVieden.  das  von  dem  Herzoge 

'  Friedrich  dem  Schönen  am  3.  Juli  1327  gegründete  Spital  für 

Kranke  bei  St  Johann  vor  dem  Werder-Thore  u.  dgl.  m.*) 
,  Ans  diesen  kurzen  Andeutungen  ergiebt  sich,  dass  auch  die 

in  Wien  gegi-ündeten  HospitSler,  wie  überall,  während  des  Mittel- 
alters in  der  Regel  keinen  speziellen  Zweck  hatten,  sondern  über- 

,  *)  Vergleiche  hierüber  die  „Geschichte  der  öffentlichen  Anstalten, 

I  Fonds  imd  Stiftungen  fiir  die  Annenversorgung  in  Wien**  von  Karl  Weis«, 

MAt,  Archivar  ond  BibUothekar.  Wien  1867  bei  Wilbehn  BiaamQller. 
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haupt  btttimmt  waien,  anne  Personen,  äe  moebten  nun  iniUicli 
krank,  oder  gebrectilidi,  oder  endlich  anch  nur  notUddend  ma, 
anfininehmen,  und  elienso  wenig  wurde  besfigtieh  des  Alters  oder 
des  Heimaihsortes  des  Aufzunehmenden  ein  Unterschied  gemadii 
Wer  die  Hülfe  eifier  Öffentlichen  Anstalt  aus  einem  der  angefüib^ 
ten  drei  Gründe  in  Anspruch  nahm,  fand  dort  eine  ünteikmfk, 
gleicfagiltig,  woher  er  kam. 

Der  Austheilung  von  Handalmosen  Seitens  der  Fürsten,  des 
Adels,  des  Klenis  und  der  Privaten  \y\mh  bereits  erwähnt;  inter- 
essant ist  jedoch  die  Erscheinung,  dass  bereits  im  13.  Jahrhnn- 
dert  in  Wien  sich  Bruderschaften  aus  weltlichen  Mitgliedern 
bildeten,  welclie  es  sich  zur  Aufgabe  setzten,  Sammlungen  einzu- 
leiten, um  dip  empfanu'<nif>n  Almosen  den  Klöstern,  mit  denen  sie 
in  Vorbindung  standen,  zur  Unterstützung  der  Armt^n  und  Kranken 
zu  ül)ergebon  oder  auch  selbst  die  Vertheiluug  7,u  übernehmen.*) 
Diese  Bruderschafton  sind  die  Vorläufer  des  gegenwärtig  in  Oester- 
reich all<^n>nieiu  ( ingeführten  Armen-Institutes,  von  welchem  später 
die  Kede  sein  "wird. 

In  diesi'i  Weist*  bliel)  ilie  Armenpflege  bis  in  die  ersten 
Dezennien  des  10.  Jahrlmudci  ts.  Bis  (hihin  galt  im  ganzen  Landi' 
die  Meinung,  da>>;  die  in  Wien  bestehenden  Woldthätigkeitsatbial- 
ten  nicht  blos  lur  Arme  und  Kranke  der  Stadt,  sondern  auch  für 
jene  des  tlaciien  Landes  zu  sorgen  Lallen.  "  )  Da  jedoch  die  Stadt 
nicht  im  Stande  war,  alle  vom  Lande  einströmenden  Bettler  in 
versorgen,  nnd  von  arbdt^faeuen  bettelnden  Müssiggäugeru  arg 
heimgesucht  wurde,  so  war  man  gezwungen,  gegen  den  Unfiig 
wiederholt  Zuzuschreiten.  Das  Patent  vom  15.  Okiober  1562 
Ordnung  und  Beformation  guter  Polizey  in  den  fünf  niederOsteir. 
Landen  und  der  fÜrstL  Grafschaft  Görz*,  Kaiser  Ferdhisnd's  I.) 
bestimmt,  dass  Niemandem  gestattet  werden  soll,  an  bettehi,  der 
nicht  mit  Alter  und  Leibesgebrechen  behaftet  ist  Bettdkmder, 
die  ihr  Brod  selbet  Tcrdienen  können,  sollen  zu  Handwerkern  in 
den  Dienst  gegeben  werden.  Jede  Stadt  und  jede  Kommune 
ist  verpflichtet,  ihre  Armen  selbst  zu  ernähren,  and 
fremde  kräftige  Bettler  sind  streng  zu  bestrafen.  Eine  Ausnahme 
fand  blos  in  so  fern  >tatt,  als  Gemeinden,  die  alisolut  nicht  im 
Stande  waren,  alle  ihre  Armen  versorgen,  berechtigt  sein  soll- 
ten, solchen  Personen  Scheine  und  Urkunden  (die  nachmals  soge- 

*)  Ycrgl.  das  schon  xitiite  Werk  von  Karl  Weiss  nGcseUcht»  dar 
MrentUehen  Anstalten,  Fonds  nnd  Stiftungen  fftr  die  Annenvenorgag  is 

Wien"  pag.  23. 

*•)  Ebendaselbst  pag.  2& 
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nannten  , Bettelpässe'')  aiiszufertij?en,  auf  Gruiullage  welcher  diese 
Armen  in  fremden  (jemeinden  betteln  durften.  Der  liier  v.nm  err-ten 
Male  ausgesprochene  Gedanke,  dass  jede  Obrigkeit  oder  Konimiine 
für  die  Erhaltung  ihrer  Annen  selbst  zu  sorgen  habe,  nunle  von 
nun  au  vun  der  (lesetzgebniig  festgehalten.  Das  Patent  Kaiser 
Ferdinand's  T.  vom  3.  November  1G62*)  verfügt,  dass  die  Obrig- 
keiten (GiitsherrschurLfu)  verbunden  seien,  iliie  kranken  und  armen 
ünterthanen  in  die  eigenen  Spitäler  aufzunehraeü.  Noch  weiter 
geht  das  Patent  vom  S.  April  1682**),  iodem  es  bestimmt,  dass, 
wenn  künftig  arme  kranke  Personen  ans  anderen  Orten  nacli  Wien 
kommen,  solltoi,  dieselben  nach  ihrer  Heimath,  zu  befragen  seien, 
and,  wenn  .sieh  nnn  zeigen  thätte,  dass  ihnen  von  ihren  Obrig- 
«keiten  oder  Herrn  die  schuldige  Hfilff  versaget,  und  sie  etwan 
«Verstössen  oder  ausgeschafft  worden,  wurde  man  nicht  uiterlassen,* 
«dieselbe  mit  unnachlässslieher  wohl  empfindlieber  Straff  nicht 
«allein  zubelegen,  sondern  auch  mithin  solche  krancke  Personen 
«an  Orth  und  Ende,  wo  sie  herkommen,  widemmb  zurock  zu- 
«Bchicken.* 

Mit  dem  Patente  vom  12.  Februar  1G95***)  wurde  verordnet, 
«dass  fOr's  Erste  alles  bissbero  beschehenes  Betteln  gleich  nach 
«Üeberkümmung  dieses  Patents  durchgehends  im  gantzen  Ertz- 

«fiertzogthumb  Oesterreich  unter  der  Eons  abgestelt,  und 

«hinfüro  kniues  Weegs  mehr  verstattet'  sein  solle,  dass 
jede  Obrigkeit  ihre  verarmten,  selbsteigene  Grund-Holden,  Inn- 
«leiith  (Insassen)  und  Dienstbotten,  so  entweders  autf  dero  Grund 
«gebohren,  oder  bey  solcher  Grund-Obrigkeit,  oder  ihren  Grnnd- 
, Holden  gedient  haben,  es  seyen  .selbige  gfscliädigte  Soldjiteu,  oder 
.andere  arme  Weibs-  und  Manns- Persohnen ,  oder  Kinder*  zu 
unterhalten  habe,  dass  ^.hingegen  erstgemeldete  (irundobrigkeitfu 
»dergleichen  von  ihnen  zu  versorgende  arnle  Leuth  zu  einer  leydent- 
, liehen  Arbeit  anzulialteu  befugt  seyn".  Weiter  be.stimmt  dieses 
Patent,  dass  die  fremden  Bettler  nach  ihrer  lleimath  zu  .sclialfen 
smd,  und  dass  an  den  Grenzeü  uud  Mauthen  keine  Bettler  iu  das 


*)  Codex  auBtriacus  Bd.  I.,  2.  Theil  pag.  76,  Patent  vom  3.  November 

1662   „Als  ist  üoser  gnädigster  Befehl  hiermit  an  euch  oltbenannte 

•(i.  e.  Obrigkeiten)  alle  und  jede,  iasouderhcit,  dass  ihr  die  bei  euch  sich 
«beflodliche  arme  Leiilh  in  eure  eelbst  habende  SpiUelw  einnehmet,  anff 
nkeine  Weiss  aber  anhero  (i.  e.  nach  Wien)  scliafr«^,  oder  weisen  lasset; 
„wie  Wir  dann  gegen  diejonipp,  so  hierwider  handeln,  mit  Wflrcklicher 
«Bestraffuag  zu  verfahren  nicht  unttrlasseu  werden  .  .  «  ,  .  ** 

**)  Cod.  austr.  Bd.  1 ,  2.  Theil  pag.  76  et  77. 
Cod.  amt  Bd.  L,  1.  Theil  m.  S07  et  m 
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Land  gelassen  werden;  die  «Städt-  Harkt- nndDoiff-Olnigkfiiteo* 
sollen  ,aaff  dergleiclien  bettelnde  Leutb,  es  mOgen  die  aeyn,  wer 
,8ie  immer  wollen,  fleiasige  Obsieht  tragen,  die  im  betteln  betrete 
«tende,  nnd  zar  Kri^Diensten  nntuebtige  Fersohnen  aUobalden 
sin  Yerbafft  nehmen,  solche  zu  barter  Arbeit  mit  aller 
«Scbftrffe  anhalten:  Diejenigen  aber,  so  zu  Kriegs-Dieutfla 
«tauglich,  denen  Werbern  nebst  Mitgebnng  einer  SchriftrGeseog- 
,,Quss,  dass  soldie  vermCg  dieser  Unserer  gnädigst  ergangeaen 
«Verordnung  wegen  des  betteln  zu  Soldaten  gemacht  worden,  ubff- 
«geben*.  Die  £rrichtung  -  von  eigenen  Spitälern  nnd  Siechen- 
häusem  fur  ihre  ann-  ti  und  ki-anken  Unk»rthanen  war  den  Obrig- 
keiten, Städten,  Märkten  und  Flecken  mit  dem  Patente  vom 
1.  Juli  159(3*)  (wiederholt  kundgemacht  am  1.  Juli  1609,  am 
30  September  1G44  und  am  14.  Juli  1()46)  anbefohlen  worden. 

Die  Grundsiit/.c.  welche  Karl  VI.  bezüglich  des  Armenwesens 
befolgte,  sind  in  seinem  Pntpute  vom  17.  Januar  1724**)  klar 
und  ziemlich  systematisch  uusgesprochen.  Dasselbe  verfügt  iiach- 
atehendes: 

1.  Im  2:an'/A'n  Lande  (unter  der  Knns  )  sollen  öfters  im  Jahre 
, General-  uu'i  Partieular- Visitationen"  l)ehufs  Abteilung  des 
Betlelus  vorgenommen  werden.  Die  aufgegriffenen  Bettler  sollen 
in  Untersuchunfj  gezogen,  die  fremden  in  ihre  Heimath  ahge- 
sclioben  und  vun  ihrer  (irundol)rigkeit  versorgt  werden,  weiche 
die  gesunden  Bettler  zu  Strassenbauteii  oder  anderen  Arbeiten  gegeu 
billigen  Lohn  verwenden  können,  die  arbeitsunfähigen  .Vrmen  aber 
ernähren  müssen. 

2.  In  Wien  und  auf  dem  Lande  sollen  Arbeitshäuser  errichtet 
werden,  daselbst  die  «Waisen  und  anderen  arme  Leute  beyderley 
»Geschlechtes  in  abgesonderten  Orten  durch  die  eigends  anneh- 
»mende  Schul-  und  andere  Lehr- Meister  zum  Theil  im  Lesen, 
«Schreiben  und  Rechnen,  mehren^heils  aber  im  Spinnen,  Stricken, 
«Tuch-  nnd  Käppel-Machen,  auch  anderer  gemein-nätzlieher  Ariieit' 
unterrichtet,  und  gegen  gemessenen  Lohn  von  3,  4  und  5  Kreoier 
zu  den  angegebenen  Arbeiten  verwandt  werden,  der«i  Erlös  die 
Kosten  decken  soU. 

B.  Ausgedient«  Soldaten  soUen  in  gleicher  Wdse  in  eiiieai 
eigenen  Arbeitshause  versorgt  werden. 

4.  Arme,  mit  unheilbaren  Gebrechen  b<  liaftete  Personen  soUeo 
ebenfalls  in  einem  ellg^en  Hause  nnteigebracht  werden. 


*)  Cod.  austr,  V.ii.  I.,  L».  Thoil  pag.  307  et  äOa 
Cod.  aastr.  Bd.  UL  ptg.  168  u.  ff. 
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5.  In  den  Kirchen  und  Häusern  sollen  periociische  Samm- 

longen  veranstaltet  und  die  eingehenden  Gelder  von  einer  Kom- 
mission theils  als  Handalmosen  an  würdige  Anne  vertheilt,  tlieils 
zur  Bildung,'  eines  Fonds  behufs  Errichtung  eines  neuen  Spitales 
verwendet  werden.  Ueberdies  sollen  künftig  eingehende,  bestimmte 
Strafgeldei-  zur  Ansammlung  eines  «beständigen  Fundus  für  die 
Annen"  dieiK-n. 

Aehnliche  \  ertuL,nmgt'ii  trifft  die  „Ober-Ennssische  Bettler- 
Ordnung*  vom  1.  Augusi  1725*),  das  Bettler-Patent  vom  1.  Ok- 
tober 1723**),  daa  Patent  vom  8.  November  1723***),  die  ,ßett- 
,1er-  und  Leinwand-Ordnung"  vom  20.  Dezember  1728t)  und 
zahllose  ähnliche  Verordnungen. 

Hiermit  war  aber  noch  nicht  genug  gethan,  man  wollte  der 
Yenurmung  vorbeugen,  und  weil  die  .Regierung  mit  gutem  Grund 
«aamerket,  dass  zu  dem  Anwachs  derer  BetÜer,  und  also  hftoiBg 
•verarmenden  Personen,  die  bishero  in  diesem  Land  Oaterzeich 
.unter  der  Ennss  ohne  Unterschied  derer  Personen  (ob  sie  sich 
»mit  Yerlftsslichkeit  ehrlich  ernähren  können  oder  nicht)  zuge- 
lassene Copniationea  einen  merklichen  Vorschab  geben*,  so  wurde 
die  .unterm  15.  Oktober  1716  in  dem  Land  Osterreich  ob  der 
.Ennss  eingeführte  hejlsame  Ordnung  (Kraft  welcher  sammüichen 
.Decania,  P&rrem  und  Yiearüs  unter  schwerer  Yerantwortung  die 
.Brant-Penonen  aof  keine  andere  Weis  zusammen  zu  geben  erlaubt 
»worden:  als  wann  selbe,  ihres  ehrlichen  Auskommens  und  Brot- 
,gewinnes  halber,  von  ihren  Herrschaften,  Grund-Obrigkeiten  oder 

.Gemeinden  ein  beglaubtes  Zeugniss  auszuweisen  haben  ) 

,auch  in  diesem  Lande  unter  der  £nn3s*  eingeführt,  und  die  Be- 
stimmung getroffen,  wenn  ein  auf  diese  Weise  getrautes  Ehepaar 
nachträglich  verarmen  würde,  dass  dasselbe  sammt  seinen  Kindern 
derjenigen  Obrigkeit  oder  Gemeinde,  welche  das  Zeugniss  ausge- 
stellt hatte,  nicht  blos  «zur  Alimentation  heimgesteUt  werden'', 


•)  Cod.  aust.  Bd.  m.  ood.  pag.  279  ff. 
**)  Bbendaselbst  pug.  142. 
***)  BbendaBelbet  pag.  148. 

t)  Cod.  austr.  Bd.  III.  pag  504  ff.  Diese  Verordnung  ist  namentlich 
darum  interessant,  weil  sie  das  Ueberhandnehmen  des  Betteins  zum  Theile 
verscbiedeDeu  Missbräuchen  und  YeriUschungca  iu  der  Erzeugung  von 
LcimaDd  bdinisst,  welche  ihreneita  wieder  einen  BQekgang  der  Leinen- 
Indiatiie  nad  damit  dM  Biodlotwerden  lablrefcber  Aibeifer  TeniMcht 
haben,  üni  diesen  üebelständen  abzuhelfen,  werden  daher  in  den  eates 
11  Absätzen  des  Gesetzes  Bestimmungen  über  das  .Annenwesen  getroffen, 
Wahrend  der  12.  Absatz  die  Erzeugung  tod  Leinwand  und  den  Handel 
Vit  derselben  um&täadlich  normirt 


426 


sondern  dass  diase  auch  noch  «in  eine  woblempfindliche  ArMtnN 
«Straf  reifsIleB  seyn*  solle*).  In  demaeiben  Patente  inirde  doi 
Onind-Obrigkeitan  ?erboten,  ,klmne  ZinahSuser*,  d.  i.  Ziaswoh- 
nungeu,  für  anne  Leute  zn  Imuen  oder  bauen  zn  lassen,  mü  disB 
der  <Hfentlichen  Sicherheit  abtrfiglich  ist,  hingegen  soUsn  sie  — 
wie  schon  öfter  erwfibnt  ihre  Annen  gehörig  Tersorgea.  Die- 
selben Bestimmungen  werden  in  mehreren  anderen  Gesetzen  Kaiser 
Karls  TL  getroffen. 

Diese  Gmnds&tze  der  Armenpflege  wurden  von  der  Kaisma 
Maria  Ther^ia  noch  schärfer  entwickelt,  und  and  namea^ck  ia 
der  für  alle  Erbländer  erlassenen  „Betüerschub-  und  Teifpflsgs- 
ordnung*'  vom  22.  November  1754**)  klar  und  präzis  aosgesproelifla. 
Dieses  Gesetz  thfiit  die  Hülfsbedürftigen  in  drei  Kla>spn: 

1.  „Diejenige  Personen,  welche  sich  in  einem  Erblande  an-  . 
„sessig  gemacht,  das  Bürgerrecht  ordentlich  erworben,  oder  als 
^unbehausie  Innwohner  ihr  Gewerb ,  oder  Profession  getrieben, 
,und  so  gestaltig  bis  zur  erfolgten  Mühsäligkeit  die  gemeine  Last 
, mittragen  geholfen*.  Bezüglich  dieser  Personen  bestimmt  das 
Gesetz. 

a)  dass  iVui  \iüYjj:cY  im  Falle  ihrer  VeninnmiL;-  in  ihrem  Auf- 
♦'uiiialisort"  .ab  Aerario  commuui  civitatis  vel  Loci,  oder  wo  iSpi- 
,ti\U'r  vorliatiden,  in  solchen  verpflo^f»'!  werden  sollen.* 

I))  Dass  tli**  blossi'ii  Insassen,  wenn  sie  durch  10  oder  iiiphr 
Jährt'  an  einem  Orte  anyassig  waren,  im  lalle  ihrer  Verariuuuä^ 
ebenso  zu  versurgen  sind,  wie  die  eigentlichen  Börger,  dass  die- 
selben hingegen  —  wenn  sie  nicht  durcii  \i>\\v  io  Jahre  in  einem 
Urte  sich  aufgehalten  haben  —  im  Palle  ihrer  Verarmung  in  ihroi 
Geburtsort  abzuschicken  sind. 

2.  Personen,  welche  entweder  bei  einer  Oemeiade  oder  bd 
Privaten  an  einem  Orte  durch  10  Jahre  im  Dienste  staadso. 
Diese  sind  im  Falle  ihrer  Verarmung  von  der  Qem^de  des  Ortes,' 
oder  —  wenn  sie  dem  Herrn  des  Ortes  allein  während  dieser 
Zeit  gedient  haben  —  von  der  Herrschaft  ohne  Beitritt  der  Ge- 
meinde zu  Tersorgen. 

3.  Personen,  w^he  zwar  auch  durch  10  oder  mehr  Jshre 
von  ihrem  Geburtsorte  abwesend  waren,  die  sich  jedoch  während 
dieser  Zeit  an  verschiedenen  Orten  aufgehalten  haben,  sind  im 
Falle  ihrer  Veraimung  in  ihren  Gebnrtsort  xu  bef&rdem  und  da> 
sdbsi  sa  versorgen. 


•)  Cod.  snst  Bd.  IIL  »ag.  44ß.  Patent  vom  la  November  1187. 
*»)  Ood.  auBtr.  Bd.  T.  psg.  905. 
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ist  Die  früheren  Verfuguniren  bezüglich  des  Verbotes  des  Bettels 

ti  und  der  Ab-^diir-lmiiLr  fremder  Bettler  in  ihre  lleiniatb  wurden 

II  erneuert.    Bezüglich  dej-  \'ersor*jun}^  der  ln\alideii  wurde  mit  dem 

Ii  Patente  vom  2^.  März  1750*)  die  Errichtung  von  Invalidcidiäusi-m 

if-  (Dach  dem  Muster  des  bereits  iu  Peslh  bestehenden  Invalidenhausns) 

1  und  deren  Dotirung  anbefohlen,  und  ebenso  wurde  von  der  Kaise- 
'm,  rin  in  dem  Patente  vom  24.  März  1704*)  die  Errichüuijj:  eines 

Findelhauses  in  Aufsicht  LrestelU.    Da^!  vom  Kaiser  Karl  VI. 

f  erlassene  Verbot  iler  Verheirathung  liir  inittelloRo  i'ersonen  wurde 

J:  von  Maria  Theresia  in  dem  Patente  vum  1.  Juli  174G**)  mit  dem 

!^  weiteren  Beisatze  erneuert,  dass  im  Falle  des  Zuwiderhandelns 

2  die  beiden  Ehegatten  nicht  blos  gestraft,  sondern  die  Männer 


im  FaDe  ihrer  Dienstiauglichkeit  in  das  Heer  eingereiht  werden 
aoilen. 

Aus  dem  Dargestellten  ergiebt  sich,  dass  bis  zur  2.  Hftlfte 
des  n.  Jahrhunderts  in  der  österreichischen  Armenpflege  die  mittel- 
alterliche Auffassung  vorherrschend  blieb,  der  gemäss  jeder  Hülfs- 
bedfirftige,  er  mochte  blos  arm  oder  auch  krank  sein,  in  seinem 
jeweiligen  Aufenthaltsorte  unterstützt  wurde.  Die  Beicbspolizei* 
Ordnung  Kaiser  Ferdinand's  I.  vom  15.  Oktober  1&52  spricht  zwar  . 
schon  den  Grundsatz  aus,  dass  jede  Kommune  verpflichtet  sei, 
ihre  Armen  selb.st  zu  ernähren,  allein  einerseits  nui»,'  dieselbe  nicht 
so  streng  gehandhabt  worden  sein,  und  anderor.seils  .schiesst  sie 
in  ihre  eigenen  Bestimmungen  Bresche,  indem  sie  die  Aufnahme 
zolässt,  dass  Gemeint]'  n.  welche  ihre  Armen  nicht  selbst  zu  ernäh- 
ren im  Stande  sind,  Ixuechtigt  sein  snlh  n,  dieselben  mit  Bettel- 
päs.sen  zu  versehen  und  in  die  Fremde  zu  senden.  Sie  erscheint 
somit  eher  als  ein  Auslluss  des  Strebens,  die  Last  zu  erleichtern, 
welche  den  *,'rös.spren  Städten,  und  namentlieh  Wien,  durc'i  das 
daselbst  von  allen  Seiten  zusammenstrniueiidr  Kli  nil  eruiielis.  Erst 
in  der  zweiten  Hällie  des  17.  .lahrhuudrits,  und  namentlieh  in 
der  riesefztrebung  Kaiser  Leoiiohrs  I..  maehon  sich  veräiidi'rte 
Gesiehtspuiikte  in  dieser  Kichtung  gellen»],  und  wird  den  Dominien 
und  Gemeinden  bei  Vermeidung  von  Straf»'  die  Ver.^orgiing  ihrer 
Armen  und  Kranken  zur  Pflicht  gemacht  und  der  Aufschub  frem- 
der Bettler  eingeführt.  Unter  Karl  VI.  und  Maria  Thtnsia  A\«'r- 
den  dann  diese  Prinzipien  weiter  ausgebildet,  indem  unter  Ersterenj 
die  Sonderung  der  Hülfsbcdürliigeu  und  der  für  dieselben  zu  errich- 
tenden Anstalten  in  verschiedenen  Kategorien  schärfer  hervortrat, 


•)  Cod.  austr.  Bd.  VI.  pag.  558. 
Cod.  austr.  Bd.  Y.  i>ag.  381. 
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während  Maria  Theresia  in  ihrer  vorhin  berührten  «Belüerschub- 
und  Verpflcgsordnang*  Yom  22.  November  1754  feste  Gnudstbe 

in  das  Wesen  der  ArmenTersorgung  zn  bringen  bemüht  war,  und 
daher  zwischen  der  Versorgung  von  Bfirgeru,  GemeindeiiiitgUedflni 
und  von  Personen  mit  welcbselndem  Domizil  unterscheidetb 

NVas  die  zweite  Frage  in  dem  österreichischen  Annenwcsen 
anbelangt,  wem  die  Leitung  desselben  zustund,  so  hat  schon  Kaiser 
Ferdinand  I.  in  seinem  Patente  vom  Jahre  1546  den  Grundsatz 
ausgesprochen,  dass  es  ihm  als  Landesfürsten  gebühre,  die  be- 
stehenden Manfjrel  in  den  Spitälern  zu  Gunsten  der  Armen  und 
Kranken  zu  beseitigen*)  und  hat  somit  das  Aufsichtsrecht  über 
die^eibeii  für  sich  in  Anspiuch  genommen;  auch  später  war  die 
Leitung  des  Belth'r-  und  Sehubweseiis ,  als  ein  Theil  der  Polizei- 
verwaltung (speziell  der  Sicheri)eitsi)tlege )  Saehe  der  Regierang 
und  endlich  ist  dieser  Gesichtspunkt  auch  in  der  wiederholten  Be- 
stellung von  verschiedenen  Hof-Kommissionen,  welche  sich  mit  dar 
Regelung  des  Aiiueuwesens  '/u  belassen  liatteu,  festgehalten  worden. 
Andererseits  war  jedoch  die  Verwaltung  einzehier  Wolüthütigkeits- 
anstalten  Sache  der  Gemeinde  und  zwar  nicht  blos  in  Wien,  son- 
dern noch  mehr  in  kleineren  Städten.  Weil  jedoch  die  Mittel 
zur  BestroituDg  des  Aufwandes  der  Armenpflege  zam  überwiegend 
grossen  Theile  durch  besondere  Zuflüsse,  als  durch  SammlnngeOi 
Stiftungen,  Vermächtnisse,  zum  Theil  aucii  durch  Au&chläge  auf 
bestimmte  Waaren,  durch  gewisse  Strafgelder,  oder  dwdi  Ver- 
leihung einzelner  einträglicher  Gerechtsame,  z.  Bi  des  Piopinatioiu- 
rechtes,  beschafft  wurden,  so  wird  es  erklärlich,  dass  die  Verwal- 
tung dieser  Fonds  von  Alters  her  eme  gewisse  Selbständigkeit 
besaas. 

Kaiser  Joseph  II.  blieb  es  forbehalten  in  der  Verwaltong 
des  Osterreichischen  Armenwesens  eine  neue  Aera  anzubahnen,  und 
auf  den  von  ihm  gelegten  Grundlagen  ruht  noch  heute  im  Grossen 

und  Ganzen  die  österreichisehe  Armenpflege.  Von  dem  Dnu^ 
beseelt,  die  bis  dahin  bestehende,  in  vielfarher  Beziehung  unzu- 
reichende Armenpflege  ZU  verbessern,  bot  sich  dem  grossen  Kaiser 
in  der  vom  Grafen  IJouquoy  im  .Jahre  1779  auf  seinen  Herrschaf- 
ten gebildeten  Gesellschaft  „die  Vereinigung  aus  Liebe  des  Näch- 
sten" ein  Muster  rationeller  Armenversorgung,  welche  vom  Kaiser 
bald  in  den  sämratlichen  deutsch -slavischen  Erblanden  der  Mo- 
narchie eingeführt  wurde.  Der  Zweck  der  genannten  Gesellschaft 
bestand  darin,  die  is'othleidendeu  zu  unterstützen  und  die  Bemit- 


*)  VrgL  Uieiübcr  das  öfter  zitirte  Werk  ?on  Weiss,  pag.  37- 
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tclten  zu  Hülfeleistiing  anzueifem.  Zu  diesom  Bohufe  wurde  jede 
Herrschaft  des  Grafen  Bouquoy  in  so  xioh  Bezirke  getheilt,  als 
de  Pfswreien  hatte,  und  die  Leitung  jedes  Bezirkes  dem  Pfarrer, 
dem  aus  den  Einwohnern  des  Bezirkes  gewäliltfii  Arnienvater  und 
einem  Rechnungsführer  übertragen.  Der  l'tarrer  hatte  auf  den 
Erlag  der  Sitendon  Kintluss  zu  uehinrn,  diT  Arunnvatrr  dicM-lhcn 
iü  Empfang  zu  nelinien  und  im  Einvcniebnien  mit  dem  Pfarrer 
an  die  Arnifii  d^s  Bezirk''-^  zu  VfrtlH'ilcn,  wälin-iid  ilcr  Tv'Thnungs- 
fiihrer  die  Verrechnung  der  eingenommcuen  und  veraiisgal^tr-n  Spen- 
den zu  führen  hatte.  Die  Kiii^ammhmg  der  Ahuosen  geschah  v->n 
Seite  der  angesehensten  Beu<»bner  in  j-Mlem  Orte,  die  Oberaufsicht 
über  das  Ganze  führte  die  Grundobrigkeit. 

Im  Jalire  1782  berief  der  Kaiser  den  Grafen  Bouquoy  ii;ii  h 
Wien  und  betraute  ihn  mit  der  Durchführung  des  „Armen-Insti- 
tuts* (so  wurde  die  ursprüngliche  Einrichtung  des  Grafen  Bouquoy 
beoaimt)  in  Oesterreich.  Die  Elemente  bierzn  waren  schon  vor- 
handen, indem  —  wie  frOher  erw&hnt  —  in  Wien  verschiedene 
BnidefsdiafteD  mid  andere  Institute  existirten,  welche  periodisch 
Almosen  für  die  Annen  einsammelten.  Diese  Einrichtungen  wur- 
den als  zum  Armeninstatute  gehörig  erklärt,  und  die  Sammlung 
von  Almosen  ergiebiger  eingerichtet»  indem  man  nebst  den  bereits 
bestehenden  Opferstocken  in  den  Kirchen  und  den  Sammlungen 
mit  der  Armenbfichse,  noch  die  Subskription  von  Almosen  ein- 
leitete, durch  welche  die  Subskribenten  sich  zu  periodischen  Zah- 
lungen-bestimmter Beiträge  verpflichteten.  Vor  der  Vertbeilung 
der  Almosen  (Portionen  oder  Pfirfinden  genannt)  in  täglichen  Be- 
trägen von  2,  4,  ü  und  8  Kreusern  wurde  die  niögliclist  sorgfal- 
tige «Armenbeschreibung*  vorgenommen  ^  deren  Zweck  in  der 
Scheidung  der  wahrhaft  Dürftigen  von  blos  scheinbar  Armen  und 
in  der  Erbebung  des  Grades  der  Dürftigkeit  be.^tebt.  Die  Absicht, 
welche  man  mit  der  Einführung  des  Armeninstitut-'s  erreichen 
wollte,  war,  die  Armen,  welche  man  in  den  eigontlirlien  Versor- 
gungshäuseru  nicht  unterbringen  konnte,  dnri  h  Geld-  oder  andere 
Spenden  zu  unterstützen,  so  dass  die  ArmenUauser  zur  Versorgung 
der  gauz  armen,  das  Armen-Tnstitut  zur  Unterstützung  der  blos 
dürftigen  Personen  dienen  sollte. 

Zugleich  unterzog  Kaiser  .losef  II.  dif  ben-its  bestehenden 
Wohlthätigkeitsanstalten  einer  gniiidlit  heu  Hefurm,  Mit  der  Aus- 
arbeitung des  Planes  betraute  er  die  „milde  Stiftungshof-Konimi?;- 
sion",  welcher  er  jedoch,  mit  dem  f^rlasse  vom  IC.  April  178 1, 
die  Grundsätze  oder  ,  Direktiv- Regeln "  persönlich  vorzeichnete. 
Da  dieselben  die  Grundzuge  der  gegenwärtigen  Armenpflege  in 
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.  Oesterreich  enthalten,  so  glauben  wir  den  Wortlaut  dieser  Direktiv- 
B^b,  mit  Hinweglassung  der  speziell  auf  die  Wiener  Wohl- 
thfttigkeits- Anstalten  Bezug  nehmenden  Stellen  wiedeigeben  m 
BoUen:*) 

„  da  nhiic  richtig  bestimmten  Grundsätzen  die  Ausarbeitung 

..nur  fnifhtlos  iiiistit  Jc.  so  ""obo  Ich  d*'r  K  mzloy  allhifr  die  wahre  grada- 
„tiou  und  Grundsätze  zu  verstehen .  nach  welcher  sie  der  liegieruug,  und 
„der  Fiudations-KomiiiisBion  die  gemeinsehafttiche  Arnftrheitung,  um  unter 
„ihrer  Anleitung  ein  Ganzes  zu  macben,  aufgetragen  «ird.** 

^jmo.  Ym-  allen  mnss  zur  Grundlage  genominrn  werden,  dass  man 
„hlos  auf  die  wahre  Erhakun;;,  und  den  Bedarf  der  Menschheit,  i  hne  sieb 
„an  jenes  zu  binden,  was  schon  besteht,  in  diesem  Geschäfte  sehen  mdsse, 
„folglich,  dass  erstens  die  verlassene  Jugend,  zweitens  die  TerBorgnsK  der 
„Ton  Mitteln  cntblössten  Kranken,  nnd  dann  drittens  der  gänzlich  unfthi> 
,,gen,  oder  dem  Allgemciuen  zum  Schaden,  oder  zum  Eckel  dienenden 
„Menschen  bey  der  aligcmeineu  Versorgungaanstalt  zur  Absicht  zu  aeb- 
„men  sey." 

„In  Bezug  auf  das  erstere«  nehmlieh  die  Erhaltung  der  Mensdibeit, 
„nnd  den  Bedarf  der  Terlassenen  Jugend,  da  versteht  sieh  von  selbst,  dau 

„vonienilich  auf  nacbätchonde  Erfordernisse  fürzudenken  Beje.** 

„a)  Auf  ein  gut  einperichletes  Findelhaus." 

„b)  Auf  einen  wobkubureitcteu  Ort  zur  beimiicben  ^'iederkunfl  lediger 
„Personen  von  was  immer  fiSr  einem  Stande.*^ 

„c)  Auf  die  Übernahme  in  das  Findelhaus  aller  durch  derley  hebnliAe 

„Niederkünften  gehohrner  Kinder.'* 

„d)  Auf  die  allsobaldipe  Versorpiinff  und  Austheilung  aller  diejer 
„Sauglinge  auf  das  Land,  wo  ^^ie  veriusäiicheu  Leuten  gegen  einen  hiakog- 
„lieben  Lohn  zur  Verpflegung  zu  uberlassen  sind,  da  deren  Uateihatt  ia 
„Hause  versunmleter  viel  su  kostbar,  nnd  allemal  höchst  aehidlidi,  siidilB 
„allda  nur  fQr  Kranke  oder  auch  neu  dahin  kommende  Kinder  hScbsteos 
„auf  ein  oder  zwry  T'.vjr  zu  gestatten  wäre." 

„e)  Vornebmlicii  wird  l>ci  dieser  Vertbeilung  der  Kinder  die  Btzab- 
,,lung  des  Unterhaltes  so  ausgemessen  werden  massen*  damit  den  Mattm, 
„die  solche  Obernehmen,  der  Beiz  des  Eigennutzes  erhalten  und  befiriedigt 
„werde,  uod  damit  diese  folglich  die  Besirj:-  und  Wartung  der  Kinder 
„sich  rifripst  anpelegr-n  seyn  h'i'^r-n  und  da  durch  ihre  bewiesene  Sorgüdt 
„das  weitere  Vertrauen  zu  erwerben  suchen." 

„fj  Wiren  diejenigen  dieser  Kinder,  die  das  fünfte  oder  sechste  Jahr 
„erreicht  haben,  und  dem  Bauernstande  zvr  Last  fiiUen,  mit  Jenea  dis 
„Waisenhauses  in  eine  Verbindung  zu  setzen,  und  in  das  Haus  zurflck* 
„zuziehen,  da  ohnehin  s-nimtliche  von  dem  W.iisenhati'-e  anfgenomroen 
„worden;  namentlich  sollen  aber  nur  jene,  die  dem  Bauernstände  zur  Last 
„fallen,  dieser  Vorsehung  theilhaitig  werden,  dann  jene,  die  der  iBauni* 
„Stand,  so  sie  aufgenommen  und  erzogen  bat,  selbst  beibehalten  «ollte. 
„sind  ihm  unbedenklich  zu  überlassen,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  die 
,,Bezahluncr,  wenn  das  Kind  schon  etwas  nutz  seyn  könnte,  sich  Tensift* 
„derte  und  dann  mit  gewissen  grösseren  Jahren  gar  aufhörte." 

'  Di«  J'irektiv-Kegeln"  sind  in  dem  mehr  xitirten  Werke  von  Wein» 
IL  Abthlg.  pag.  C.  abgedruckt 
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„g)  Im  Waisenhausf»  würden  die  Kinder  weih-  und  raiinnlichfn  Ge- 
„schlecbtes  zu  jenen  vorzüglich  gebildet,  was  ihnen  am  ersten  ein  Brod 
„versebalfen  konnte:  wohl  m  bMchten  irftre  nar,  daw  tie  fnmtr  fr«4e  and 
„ungezwangonn  Lente  wären,  data  sie  eo  ipso  per  rcscrlptum  Principis  als 
j^egitimirt  anzusehen,  Tind  dann  uiisgrnommpn  der  Kenntniss  der  Ri  liiiion 
„und  des  Lesens  und  Srhreilicns  in  fler  deutschen  Sprache  blos  nach  ihrer 
„Leibs-cJunstitutiou ,  und  nach  ihren  Talenten  zu  Fabriken,  Handwerken, 
„bildenden  Kftnaten,  Musik,  oder  Dienste  verwendet  würden,  dergestalten, 
„dass  mit  dem  achtzehnten  Jahre  spätestens  weder  m&on-  noch  weibliebe 
„Zdgiinge  mehr  im  Hauso  wären  und  iiuch  vor  di«Rcn  Jahren  jedermann 
„einige  von  Reibt  ji  mit  den  uöthigen  Vorschriiien  nach  Verlaninen  verab- 
„folgt  werden  konnten ;  es  verstehet  sich,  dass  Kobt,  Kleidung  und  Lteger« 
„Statt,  dann  Gebin  lediglich  in  Absiebt  auf  die  Gesundheit  nnd  au  Bildung 
„eines  stärkereu  Körpers  eingerichtet  würde,  und  alles  flbrige  kostbarei 
„weichliche  oder  zieiliclic  ganz  hindanbliebe." 

„h)  Fur  nrmo,  in  den  Srluilen  sich  bp.-!<»nders  hervorthucude,  und  ein 
„nicht  geuieiues  Talent  weisende  Zbglinge,  von  was  immer  für  einem  Staude 
„sie  wftren,  mflssten  TorzQglieh  und  allein,  die  8tiftpl&tse  in  den  Akade- 
„mien,  in  dem  Theresiano,  und  anderen  gewidmet  werden,  in  welchen  der- 
„gleichen  Talente  Wdlil  ^e]irüfet,  zum  linheren  Studieren  ausgebildet  und 
„zu  wciteri  n  Diensten  des  Staates  vorboreiti  t  würder.,  in  diesen  aber  musste 
„keine  mindeste  recommandation  oder  Vorliebe  statt  haben,  boudern  solche 
„blos  dem  verdienstliehen  angetiieilet  werden,  damit  man  sieh  nicht  um« 
„sonstmitderErsiehttng  solcher  jnn gen  Leute  abgebe,  die  nicht  die  F&hig- 
jtkeit  hatten,  weiter  zu  grianpcn,  und  distinguirte  Subjerte  zu  wenb'n." 

„'jrto.  Die  von  Mittein  entblössle  Kranke  l'ftrctTend :  da  müssen  die 
„schon  vorhandene,  und  noch  dazu  wiedineude  >pualer  hinlänglich  errichtet, 
„nnd  in  einen  solchen  Stand  gesetset  werden,  dass  alles  blos  snr  Schönheit, 
„oder  zur  Zierde  gehörige  hinweggelassen,  nichts  aber  den  Gesundheits* 
„stand  befördernde  unterlassen  werde  Hohe  der  Zimmer.  Lnft  in  selben, 
„gesunde  Gegend,  wohl  eingerichtete  Bedienung,  Versehung  mit  Mdlicis, 
„Ghyrurgis,  und  mit  Medizin  das  nuthige,  nicht  das  übertlUssige ,  wirth- 
„sebaftliehe,  aber  gute  Kost,  ein&che  Oberauüridit,  nur  Annehmung  der 
„wahrhaft  Armen  in  die  Fnndationsplätze,  nicht  Duldung  jener,  so  nicht 
„wirklich  krank,  kurzum  alles  müsste  daher  in  ^elften  /-n^ammenfliosseni 
„was  der  kranken  Arinuth  zu  Hilf  zu  kommen,  nuthig  wäre." 

„üti»-  Der  Unterhalt  der  gänzlich  unfähigen,  oder  dem  allgemeinen 
»,inni  Sdiaden  oder  Eckel  dienenden  betreffend." 

„Unter  ersteren,  nemlich  den  unAhigen  verstehen  sich  nur  diejenigen, 
„welche  Altershalber  am  Körper  oder  Geist  so  entkräftet  sind,  dass  sie 
„za  gar  nichts  fähig,  dann  gänzlich  blinde,  stumme  oder  lahme,  welche  aus 
„dem  Bett  nicht  aufstehen  können,  oder  sich  nur  so  herumschleppen,  diese 
ngehAren  allerdings  in  die  Tersorgung  jener  Gemeinden,  ans  doien -sie  sindi 
„nnd  für  diese  sind  die  Grondtpitller  wahrhaft  gewidmet  und  beysubehal* 
„ten.  Die  gr^sste  "Wirthschaft  in  deren  Verwaltung,  Abstellung  aller  un- 
„nutzen  Ausgaben,  die  wohlfeilste  Bekleidung,  eine  gesunde  aber  sehr  ein- 
„fache  Nahrung  sind  für  sie  zu  bestimmen." 

„Unter  jenen,  die  Sdiaden  oder  Eckel  verunachen,  verstehe  ich  Wahn- 
rifits^  nnd  mit  Krebsen  oder  solchen  Schäden  behaftete  Personen,  welche 
tjUä  der  allgemeinen  Gesellsdiaft,  nnd  ans  den  Angen  deren  Menschatt 
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tfoltaum  entfernt  werden,  'diese  mflsien  «nunmen  in  ein  eatfenlei  Spifd 

„verlegt  werden,  allwo  weder  andere  Kranice  noch  weniger  Jugend  oder 
„Kindsbetterinen  eich  befinden.  Verbesserungen  derselben,  damit  noch  ein, 
„noch  der  andere  unter  das  Publikum  komme,  muss  das  erste  Ziel  seio. 
„Übrigens  mi  tie  ittdi  ihren  Unut&nden  mit  der  geringgtm  Keit,  Qod 
„vddfeileiten  Bekleidung  nadi  simplester  Verwaltung  und  adnüniitntioa 

1,  aanunt  allen  nötbigcn  an  Medicis  Chyrurgicis  m  versorgen." 

„In  dieses  auszuwählemlt^  Spiuil  kiinieu  alle  solche  Unglückliche,  von 
„was  immer  für  einen  Stand  sie  waren,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  sie 
„nach  ihrem  Stande  abgesondert,  und  nur  etwas  besser  in  der  Koet  getal* 
„ten  w&rden.  Dieiea  sind  also  die  8  Bauptabsfttse,  auf  weiche  die  Abi* 
„arbeitang  muss  gegründet  werden  

Da  —  wie  schon  erwähnt  —  die  gegenwärtige  .«Innenpflege 
in  Oesterreich  auf  diesen,  von  Kaiser  Josef  II.  ausgesprochenen 
Prinzipion  hpruht,  und  unter  seineu  Nachfolgern  keine  wespniliolien 
Abänderungen  getroffen  wurden,  so  können  wir  nunmehr  7Air  Dar- 
stellung des  heutigen  Arnienwesens  in  Oesterreich  übergehen. 

Als  oberster  Grundsatz  der  Armenpflege  gilt,  dass  jodor  er- 
werbsunfähige Anne,  der  V(»n  seiner  Familie  nicht  erlialten  wmhn 
kann,  narli  Maasguiie  seiner  nachgewiesenen  Armuth,  auf  die  Ver- 
Borgung  in  derjenigen  Gemeinde  An.sprncli  hat.  der  er  angehört. 
Personen,  deren  Gemeiudeangehörigkcit  nicht  nachgewiesen  werden 
kann,  fallen  derjenigen  Gemeinde  zur  Last,  in  welcher  sie  sich 
zuletzt  aufgehalten  iiabeii  (§.  18.  22  und  23  des  allgem.  Gemeinde- 
Ges.  V.  17.  Marz  1849).  Die  i'aragraplien  Hü  und  120  desselben 
Gesetzes  erklären  die  Handhabung  des  Armen wcsens  und  der  Ar- 
menpolizei in  jeder  Gemeinde  für  die  wesentlichste  Aufgabe  des 
Gemondevoistandes.  Erat  wo  die  Eiaft  der  Gemeinde  nicht  au- 
leioht,  tritt  die  HiUfe  des  Staates,  beziehungaweise  dermal  des 
Landes  ein. 

1.  Das  Armen-Institnt  wurde  —  wie  schon  erwähnt  — 
zuerst  von  dem  Grafen  Bouquoy  aaf  seinen  Herrschaften  is  Büli- 
men  eingeführt,  spftter  mit  dem  Hofdekrete  vom  9.  November 
1782  auf  ganz  JBOhmen  ausgedehnt^  mit  der  Hofentschliessuig  w 

2.  Juni  1783  eur  aUgemdueu  Nadiahmung  anempfohlen,  und  in 
den  folgenden  Jahren  bis  1787  in  den  deutseh-slavischen  Ländern 
der  (Saterreichischen  Monarchie  succesaiv  eingeführt.  Die  Orgaoi- 
airung  des  Armen-Institutes  ist  vollständig  der  vom  Grafen  Boii- 
qooy  gegründeten  Gesellschaft,  ,die  Vereinigung  aus  Liebe  de^ 
Nächsten",  nachgebildet,  und  auf  die  Pfarreintheilung  gegründet. 
Jeder  Pfarrbezirk  besitzt  sein  Armen-Institut,  dessen  Vorstand  der 
jeweilige  Pfarrer  ist.  Diesem  sind  auf  dem  Lande  zwei  oder  I 
mehrere  Armenväter  und  ein  Becbnungafubrer  beigegeben*),  wekbe 
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*)  Snisaehrsiben  von  a&  AfftÜ  und  a  Angost  178& 
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von  den  V"r-t*^lif^rn  il^r  cingt'pfarrtt'n  Orlsrjonioinden  im  Einver- 
ständnisse mit  dem  Ttarrer  ans  ange.setiensteu,  vertrauens- 
wiiidii^'^tcn  nnd  als  unbedingt  redlich  bekannten  Männern  dieser 
Gemeindon  gewälilt  werden*). 

Die  Beschaffung  der  Geldmittel  geschieht  auf  nach- 
stehende Weise: 

a)  Im  Wege  der  Subskription,  durch  web  he  die  bemittelteren 
Personen  sich  zur  Zahlung  pcriodischi-r  Beitrage  verpllicbteii 

b)  Tm  Wege  der  Sanmilung  mittels  der  SammlungsbücLsen. 
Biese  Sammlungen  geschehen  durch  eigene  Leute,  welche  mit  der 
Sammelbflcbse  Ton  Hans  zu  Haus  gehen,  um  auf  diese  Weise  den 
miiider  bemittelten  Personen,  welche  sich  nicht  zur  Zahlung  [>eriodi* 
scher  Beitri^fe  Tcrpflichten  kOnnen,  Gelegenheit  zu  bieten,  ihr 
Scbftrflein  beizotragen***). 

c)  Durch  Sammlungen  in  den  Kirchen  mittels  des  Klingel- 
beutels nnd  der  Opferstöcke  f). 

d)  Durch  letztwilligc  Zuwendung.  Mit  dem  Hofkanzleidekrete 
Tom  16.  Mal  1846  Z.  15910  wurde  nämlich  angeordnet,  dass  alle 
.den  Armen*  (ohne  nShere  Bezeichnung)  letztwillig  zugewendeten 
Erbschaften  oder  Vermächtnisse  dem  Lokal -Armen -Institute  des 
Erblassers  gehören.  In  ähnlicher  Weise  bestimmt  das  Hofkanzlei- 
dekret vom  17.  September  1812  Z.  100(3  Ju8tiz-Ge8.-Sammlnng, 
dass,  wenn  Jemand  .seine  Seele"  zum  Erben  einsetzt,  ohne  die 
Lesnng  von  M^'sspn  ausdrücklich  anzuordnen,  zwei  Drittheile  der 
Erbschaft  dem  Lokal -Armenfonde  des  Erblassers  zufallen  sollen. 
Ein  weiteres  gesetzliches  Erbrecht  steht  den  Armen -Instituten 
auf  den  Nachlass  der  ab  intestato  verstorbenen  katholischen  Säkular- 
Geistlichen  zu.  Naeh  dem  HutVlekrete  vom  27.  November  1807 
Ko.  828  der  Justiz-Ges.- Sammlung  fallt,  wenn  der  Ei  blasser  bei 
einer  Kirche  dauernd  angestellt  war,  an  das  Armen -Institut  des 
Ortes,  zu  dem  die  Kirche  gehört,  und,  wenn  der  Erblasser  keine 
bleibende  Anstellung  bei  einer  Kirche  hatte,  an  das  Armen-Institut 
des  Ortes,  wo  er  starb,  ein  Drittheil  seines  reinen  Nachlasses. 
Ausserdem  nmss  in  Graz  von  Jeder  daselbst  zur  Abhandlung  kom- 
menden Verlassenschatt,  die  den  Betrag  von  100  fl.  Konv.  Münze 
(oder  105  fl.  Österr.  Währung  =  70  Thlr.  preuss.  Krt.)  übersteigt, 

*)  Hofkaiisleidekret  Tom  SO.  Dezember  1880.  Z.  39070. 

*♦)  Hofkammerdekret  vom  26.  März  1702. 

♦*•)  Nachricht  vom  1.  August  1783,  duiD  Verordnang  tmb  17.  Febra«r 
17bö  und  vom  20.  November  17H4i. 

i)  Verordnung  vom  17.  Febr.  1784  und  vom  20.  Nov.  178t),  dann  Hof- 
dckrel  vom  6.  Juni  1787. 
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^  Proz.  des  reiDon  Nachlasses  an  den  dortigen  Hauptarmeiifcaid 
entrichtet  werden*). 

e)  Im  Falle  einer  freiwillig  venuistalteten  Ölfienilielie&  Ter- 
Steigerang  yon  Mobilien  nnd  Immobilien  gebflhrt,  nnd  swar  im 
ersten  Falle  dem  Armen-Institute  des  Ortes,  wo  die  Versteigerong 
statt&nd,  im  zweiten  Falle  dem  Armen-Institnte  des  Ortes  (e^or 
der  Orte)  in  dem  (oder  in  denen)  das  Immobile  li^g^  1  ®^  des  Er> 
löses**).  Für  Wien  wurde  diese  Abgabe  mit  2%  des  Erlöses 
festgosetzi***). 

Q  Endlich  fliessen  gewisse  Strufgelder  in  den  Fonds  (I  n  Armen- 
Institutes.  So  verfügt  241  des  Straf-Ges.-B.  vom  1'7.  Mui  1852, 
dass  die  an  Geld,  an  Waareu,  Feilschaftea  oder  Gerfithen  wegw 
Vergehen  oder  Ucbertretungen  vorwirktc  Strafe  (also  auch  konfis- 
sdi'te  Waaren  und  dtTgl.)  jedt'siiial  dem  Armenfonds  des  Drtes, 
W(»  die  strafbare  Handlung  bogaiigeii  wurde,  verfallt.  Das 
Gleiilie  gilt  vu  Folge  Hofkaii/.lel'b'krr't»'-«  vom  (!.  März  1840  Z. 
4069,  bi'/.ügluh  der  für  rolizLuvcigeljeii  verlulnglen  Geldstrafen, 
wenn  das  einzelne  Gt'^eiz  kt'ine  andere  Vertuguiig  hierwegen  trifft. 
EbensM  verfallen  zu  Folge  de?  Pressgesetzos  alle  für  Press-Delikt«^ 
ausgesprochenen  Geld -Straten  und  Kautions- Verluste,  femer  (zu 
Folge  §.  104  und  lu.)  des  Straf. -Gej?.-B.)  in  Bestechungsfällen 
die  wirklieh  gegebenen  oder  auch  nur  angetragenen  Geschenke  dem 
Aniieii-lnstitutc. 

Der  Uetheilung  mit  Almosen  muss  die  sogenauule  Armea- 
beschreibung  vorausgehen,  d.i.  die  Erhebung  der  Veriialtnisse 
der  Armen  Seitens  des  Armenvaters,  bei  wek&em  jene  Persoiieiii 
die  ein  Almosen  zu  erhalten  wQnscben,  sich  jedesmal  penBaM 
melden  müssen  f). 

•)  IIoMfkr.'t  vom  lo.  Jnni  ISIG,  X..  l-_>."i(»  der  Justiz-Gesetz-SammUme 
**)  Ursprünglich  zu  Haaden  der  Lassa  pauperum  augeordnet  von  der 
Kaiserin  Maria  Tkereda  mit  der  VerordnuDg  vom  11.  Juni  1761  (Cd* 
aiutr.,  Bd.  VI.,  Seite  140)»  später  emeoert  Ar  Niederösteneieb  dnrdi  Hof« 
kanzlfidekrct  vom  8.  Juni  1839,  Z.  1B532  —  fiir  OberOsterreich  durch  das 
RegieruDgsdekret  vom  1<»  AiiLMist  1,h25,  Z.  193%,  vom  15.  April  1831,  . 
Z.  7454  und  vom  2G.  :Nuveml)cr  1831  Z.  26023  —  für  Steiermark  durch 
die  GnbemüJ-Terordiittng  rem  24  Angast  1882  Z.  11410  —  für  THjn» 
dnreh  die  Oabemlal-Terordnimg  vom  30.  September  1814  Z.  IdTjSS  —  ttr 
Tirol  durch  das  Gubemial-Dckret  vom  17.  M  irz  1837  Z.  3837  -  für  Prag 
und  Pöhmen  durch  die  Verordnung  vom  11.  April  17S1  (in  Kropatschck's 
Ges  -SammJ.  Bd.  I.  S.  26*;;,  durch  das  üuberuial-Dekret  vom  30.  Juai  1821 
Z.  17326  and  daa  Holkaiulei- Dekret  Tom  24.  Mfixz  1837  Z.  6497  —  Ar 
M&bren  dnreh  daa  Hoflcanzlei-Deltret  rem  11.  Mai  1887  Z.  9946. 
♦*»)  Finanz-Hof-Kommisfiona-Dekret  vom  25.  April  1812  Z.  987. 

f)  Yerorduujig  vom  6.  Desember  1784  und  Hofdekret  vom  i.  Min  1786. 
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Die  Betheiligung  tltT  Armen  ist  eine  doppelte,  und  zwar: 
a)  Eine  blos  vorübe^gelleIld^^  Unterstützung,  welche  im  Falle 
ll*  eines  vorühergcheudeii  Bedarfes,  z.  H.  in  Folge  eiruT  Krankheit 

und  dergl.,  einzutreten  hat.   Jedes  Arnienanit  ist  crniilchtigt,  jähr- 
^  lieh  einen  vom  Magistrate  zu  bestinunenden  Pauschalbetrag  für 

^i:  derartige  Aushilfen  und  L'nterstützungen  nach  seinem  Ermessen 

^j.  zu  verwenden.    Auih  die  Restiininung  der  (Jrösse  der  einzelnen 

zu  vertheilenden  Beträge  bleibt  der  Einsicht  des  Arnienamtes  über- 
lassen, nur  musSf  wenn  die  einer  tmd  derselben  Person  zuzuwen- 
,t  denden  UnterstfltKungen  im  Laufe  eines  Jahres  10  fl.  übersteigen 

sollten,  die  Bewilligung  des  Magistrates  hierzu  eingeholt  werden. 
^  Nach  dem  Begier ungsdokrete  vom  16.  AprU  1842  Z.  18333  soll 


^  jedoch  in  der  Regel  eine  derartige  rorfibergehende  ünterstützang 

^  blos  aolchen  Personen  zu  Theil  werden,  welche  keine  dauernde 

y  Unterstützung  geniessen. 

.;,  b)  Eine  dauernde  Unterstütsung  mit  einer  sogenannten  Armen- 

^,  Instituts- Pfründe.  Ist  die  Noth  einer  Person  eine  bleibende,  so 

j  wird  ihr  eine  dauernde  Unterstützung,  eine  sogenannte  Annen- 

•i  Instituts -Pfründe  oder  Armenportion  zugewendet,  welche  derart 

,  bemessen  wurde,  dass  der  Ptrundner  der  Nothwendigkeit  zu  bet- 

teln  überhoben  wurde.    Die  ganze  Armenportion  i^t  mit  8  kr. 
Konv.  Münze  (2  Sgr.  9,6  Pfg-  preuss,  Krt.),  die  halbe  Portion 
mit  4  kr.  Konv.  Münze  (1  Sgr.  4.«  Plg.)i  die  viertel  Portion  mit 
^  2  kr.  Konv.  Münze  (8,4  Pfg.  preuss.  Krt.)  taglich  festgesetzt.  Zur 

Zeit  Kaiser  Josefs  II.  befnig  allerdings  die  ganze  Portion  ein 
Driftheil  des  damaligen  Arbeil .•-lolines*).  und  war  daher  zureichend. 
,^  Gegenwärtig,  wo  der  Tagelohn,  wenigstens  in  >\on  Städten,  circa  I  H. 

österr.  Währung  beträgt,  i.st  die  Portion  tiii^lii  lu  i  s  kr.  Konv.  Münze 
oder  14  kr.  österr.  Wahrung  selbstverständlich  ganz  unzureichend,  um 
i  einen  Menschen  in  einer  halinvcgs  grosseren  Stadt  zu  ernähren. 

^  Bezüglich  der  Vertheüuug  der  Armenportionen  gelten  folgende, 

.Regeln: 

j  Die  Portion  täglicher  J  kr.  Konv.  Münze  (8,-i  Pfg.  preuss. 

•  Krt.)  ist  nur  für  arme  eheliche,  nicht  verwaiste  Kinder  unter 

i  12  Jahren  bestimmt,  und  soll  armen  Eltern  die  Ernährung  und 

EiTziefaung  ihrer  Kinder  erleichtem.  Als  Grundsatz  gilt,  dass  ein 
'  gesundes  Ettempaar  drei  Kinder,  mne  gesunde  verwittwete  Mutter 

'  m  Kind  zu  ernähren  im  Stande  sei.  Aus  diesem  Grunde  können 

I  nur  die  diese  Anzahl  übersteigenden,  oder  die  Kinder  kranker 

;  Utem  mit  dieser  Armenportion  betheilt  werden.'  Immer  aber 

bleibt  (gu  Folge  Hofdekretes  vom  4  April  1836  Z.  20063)  diese 

.  *)  Yeir^  das  dfter  altirte  Werk  Ton  Cail  Weiss,  pag.  190. 
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WohlthiU  an  dif  Be<liii<,ning  geknüpft,  dass  die  im  schulptliclitigen 
Alter  stehenden  Kinder  die  Schule  besuchen,  und  es  müssen  daher 
die  Eltern  bei  Erhebung  der  Armenportion  die  Schulzeugnisse 
vorlegen. 

Die  geringere  Armenpfrflnde  täglicher  3  kr.  Konr.  Mtue 
oder  54  kr.  Osterr.  Währung  (1  Sgr.  0,6  Pfg.)  wird  gewOhnlicli 
zum  ersten  Anfange  als  suhsidiSre  ünterstfitznng  hei  ahnehmender 
Erwerbsunfähigkeit  und  beginnender  Gebrechlichkeit  armer  Per- 
sonen im  Alter  von  50  bis  60  Jahren  zugewendet. 

Die  halbe  Portion  iSglieher  4  kr.  Konv.  Httnze  oder  7  b. 
Osterr.  Währung  (1  Sgr.  4,8  Pfg.)  wird'  in  der  Begel  nur  erkrank- 
ten, in  der  haiisliehon  Pflege  verbleibenden,  erwachsenen  Armen 
auf  die  Dauer  der  Krankheit,  Oihr  auch  grösseren  (über  12  Jahre 
alten),  aher  h-Mifv^  kränkelnden  und  sehr  gebrechlichen  Kinden, 
oder  endlidi  vaterlosen  Waisen  verabreicht. 

Arme  Leute  im  Alter  von  mehr  als  60  Jahren  erhalten  Pfrün- 
den von  5  oder  6  kr.  Konv.  M&nze  (1  Sgr.  9  Pfg.  oder  2  Sgr. 

1,2  rfg.)  täglich. 

Üie  gan/'»  Portinu  täglicher  8  kr.  Konv.  Münze  oder  14  kr. 
österr.  Währung  (2  Sgr.  0,g  Vds.)  ist  mit  Kücksicht  auf  'Wo  Kräfte 
des  Armen-Institutes  nur  an  arme,  im  höchsten  Greisenalter  (von 
80  oder  mehr  Jahren)  stehende,  oder  allcnialls  auch  jüngere,  aber 
durch  Krankheiten  zum  Erwerbe  gam  unfähige  Personen,  die  sich 
noch  ausserhalb  eines  Versorgungshauses  fortbringen  können,  zu 
vertheilen. 

Auf  dem  Lande,  wo  die  Lebensmittel  billiger  sind,  als  in 
den  Städten,  können  die  Armenportionen  auch  niedriger  bemessen 
werden. 

Die  Betheilung  der  Armen  erfolgt  an  einem  bestimmteo 
Tage  der  Woche  zur  festgesetzten  Stande  bei  dem  Pfarrer  oder 
bei  dem  Aimenvater. 

Der  Bezog  einer  solchen  Pfrfinde  bildet  für  den  Armen  kein 
Hindemiss,  uro  in  eine  Krankenanstalt  aufgenommen  za  werden; 
nur  bezieht  die  Anstalt  die  PMnde  so  lange,  als  der  Anne  da- 
selbst verpflegt  wird. 

Ausser  diesen  eigentlichen  Armen-Inatituten  bestehen  in  ver- 
scMedenen  Theilen  der  hier  behandelten  Länder  der  Ostendchisclien 
Monarchie  von  Privatpersonen  gebildete  nnd  unterhaltene  Institute, 
welche  jährlich  an  dürftige  Personen,  namentlich  Waisenkinder, 
dann  Blinde  und  Taubstumme,  femer  an  dürftige  BrautpersOiien 
beiderlei  Geschlechts,  an  Wittwen  u.  dgL  bestimmte  Beträge  veP- 
theilen.  Da  diese  Institute  ihrem  Wesen  nach  mit  dem  Amen- 
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Institute  vollständig  zusammenfallen  und  die  Resultate  ihrer  Ge- 
bahrung  in  den  offiziellen  statistisciiLU  Publikationen  über  die 
österreichische  Monarchie  bis  zum  Jahre  1<S03  in  die  Ausweise 
über  die  Thätigkeit  der  Armen -Inslimto  bald  einbezogen,  bald 
getrennt  verrechnet,  und  erst  seit  dem  Jahre  18G4  (,'osondert  aus- 
gewiesen werden,  so  wurde  in  der  naobfoljy^endL'U  Tabelle  die  Ge- 
bahrung  dieser  Fonds  unter  die  der  Armeu-Inatitute  durchgehende 
einbezogen. 


Gebahrung  der  Armeninstitute 

in  den  dont-Jch-^lnvisehen  L-raid-M-n  'I-t  rKt-'-n-'-irb.  Mönnrrbivi*) 


Jahr. 

Zahl  der 

Betbeilte 

Betiiwlt  mit 

Auf  den  Kopf 

AmeDinstitQte 

Penonen. 

n.  ft.  W. 

n.  0.  vt> 

•  1845 

5165 

1559G1 

1,853144 

11,88 

im 

5317 

161051 

1,95(5478 

12,11 

1847 

•  1,29 

1H48 

5317 

1  17786'.» 

1,995713 

ll,a 

18J9 

ö.mc 

2,077790 

12,24 

im 

53()5 

149338 

1,691779 

ll.y 

1851 

5452 

142367 

1,889827 

13,27 

1852 

fvilO 

144152 

2,202189 

15,27 

1858 

5509 

158936 

2^705 

14,tf 

1854 

4895 

146380 

1  1,640549 

2,049:5(;s 

11,« 

1855 

6(»39 

174665 

11,74 

1856 

5879 

158031 

1  2,2ö754o 

14,41 

1857 

6138 

156647 

2,105708 

18,M 

1858 

5733 

139750 

2,054878 

14»» 

1859 

5844 

247  Familien 
151280 

2,172865 

14,«^) 
?  % 

1860 

? 

? 

? 

1861 

? 

? 

? 

186» 

? 

? 

? 

1868 

6447 

203  Familien 

154854 

8,390009 

16,» 

1864 

6637 

203  Familien 
160172 

2,535691 

15,75 

1865 

6663 

203  FamilieD 

IGOOTß 

2,464926 

15,» 

1866 

6678 

202  Familien 
171768 

2,577568 

Hm 

*)  Bezüglich  des  Umstandes,  dass  die  hier  nnd  in  den  folgeuden  Ta- 
bellen mitgethciltcn  Zahlen  lediglich  Iiis  in  das  Jahr  181.')  LinaufiPichcn, 
sei  Folgendes  bemerkt:  Im  Jahre  1810  wurzle  in  Oestprrei<  h  zuerst  die  Idee 
angeregt,  ein  statistisches  Bureau  zu  gründen  \  der  Plan  wurde  jedoch  erst 
im  Jahre  1829  realiaiil  Der  erste  Jahrgang  seiner  Arbeiten  mniksst  die 
Ergebnisse  des  Jahres  182B,  und  wurde  blos  in  100  Exemplaren  (mit  Hin- 
^eglassung  aller  auf  die  Finanz-  nnd  Militärverwaltung  Bezug  nehmenden 
Tabellen,  welche  als  „streng  geheim"  blos  in  (I  Exemplaren  abgezopon 
wurden)  lithographirt.  Bei  diesem  Verfahren  blieb  man  bis  zum  Jahre 
IBtt.  Der  Jahrgang  18^  wordo  nierst,  nnd  xwar  gleidifalls  mit  Hinireg» 
lassung  der  Tabelleo  aber  die  Finans*  nnd  Militärverwaltung  (von  velchen 
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Auf  die  emzelnen  Provinzen  vertheilt  sieb  die  Wirksamkeit  ' 
der  Ämen-Institate  im  Jabre  1888  wie  folgt:  (s.  pag.  439.)  j 

2,  Vorsur^Miiigsliiiuser.    Gdii/  kraftlose  und  yebrei-bliche, 

laiiliiu  Uurcliweg  ürwerbsimfilliige,  alte,  jeder  Hülfe  beraubte  Fer-  ,  [ 

suuen,  ferner  mit  unbeilbaren  Schäden  behaftete  Arme  werden  '  J 

(ohne  Unterschied  der  Eeligion)  in  eigene  Yersorgungs-  oder  Siechen-  üi 

hftuser  nntergebracbtt).  Sie  erhalten  daselbst  die  Wohnung,  Ho-  | 

zung,  Beleuchtung,  Kleidung  und  Wflsche,  ferner  im  Falle  einer  i  & 
Krankheit  firztlicbe  Pflege,  Arzeneien  sowie  die  Kost;  gesonde 

Arme  erhalten  statt  der  Verköstigung  eine  GeldbetheUniig,  welche  k 

 ,   Jb 

abermals  nur  G  Exemplare  angefertigt  wurden),  durch  Typendruck  verriel* 
ftitigt  und  der  Oefl't'ntliclikt'it  übergeben,  indem  die  k  k.  Hof-  und  Staate-  J  it 

druckerci  in  Wien  mit  dem  Verk  uife  dii'scs  Werkes  betraut  wurde.  Ebenso  * 
trurden  die  beiden  folgenden  Jahrgänge  18-43  und  1844  zusammengestellt  "* 
und  reröffentUdit.  Eine  abermalige  Reform  fand  in  dem  Jahifange  19ffi 
und  den  folgenden  Jahrgängen  ihren  Ausdruck,  indem,  von  dieser  Zeit  an- 
gefangen, die  statistischen  Ausweise  vollstündicj  (also  mit  Ii;lnM;rritr  der  Er- 
gebnisse der  Staatsverwaltung)  der  Oeffentlichkeit  übergeben  wurden.  [Vgl.  ^ 
hierüber  den  Aufsatz  „Skizze  einer  Geschichte  des  k.  k.  Statist.  Bureau's  ^ 
in  den  Jahren  1829  bis  1863  und  die  Daratellnng  der  Th&tigkeU  demellMB  . 
im  Jahre  1854  *  von  Dr.  Adolf  Ficker,  k.  k.  Ministeriateekretftr,  vertftat-  _  ^ 

licht  in  den  „Mittheiluugen  aus  dem  Gebiete  der  Statistik",  herausgegeben  ^ 
aus  der  Direktion  der  administrativen  Statistik  im  k.  k.  Handcisministeriura;  ^  ^ 

4.  Jahrgang  1.  Heft.   Wien  1855  aus  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei.  *  ^ 

In  Kommission  bei  Wilb.  Branmflller.]  Obwohl  also  bereits  die  sUtisti-  ^  ^ 

sehen  Tabellen  der  österr.  Monarchie  fttr  die  Jahre  18fö,  1843  und  1^44 
der  Oeffentlichkeit  übergehen  wurden,  so  waren  diese  Jahrgänge  dem  lief.  i  ^ 

denridi  Ii  nicht  zugängig,  und  musste  sich  dersellte  auf  die  vorliegenden  U 
Juhrgaugc  1845  bis  inci.  18öU  des  grossen  Statist.  Tabcllenwerkes  über  die  aid 
ftgterr.  Monarchie  beschränken. 

**)  Die  in  der  mitgetheilten  und  den  später  folgenden  Tabellen  bcßndliche  |  ^ 

Lücke  in  den  Angaben  für  die  Jahre  ISGO  bis  incl.  1863  erklärt  sich  da-  , 
durch,  daSB  d  is  voransi  inhrte  grosse  statist.  Tabellenwerk  über  die  österr.  •  * 

Monarchie  mit  dem  Juhre  1851>  abgeschlossen  wurde.    „Das  statistische  ik 
Jahrbuch  der  österr.  Monahshie*,  welches  als  Fortsetzung  des  vorenrlhih 
ten  grossen  Werkes  von  der  k.  k.  statistischen  Zentral-Kommission  heraus-  ^ 
gegeben  wird,  beginnt  mit  den  Ergi  Imi'jscn  des  Jahres  18ß3  (thcilweise 
schon  18H2V    Die  dadurch  sich  ergebende  Lücke  wird  zwar  durch  das 
, Statistische  Uandbüuhlein"  pro  181)0  und  durch  diu  „Uebersichtstafela  zur  '* 
SUttstik  der  flsterreichischen  Monarchie  Ittr  die  Jahre  1861  und  18S2*  e^  f 
fftnzt,  dieselben  enthalten  jedoch  keine  Angaben  aber  die  Armenpflege  in  \ 
Oesterreich  ^ 

♦*♦)  Bei  Berechnung  des  im  Durchschnitte  auf  den  Kopf  eutfallenden 
UnterstUt/angsbetrages  im  Jahre  185U  und  den  folgenden  Jahren  wurde  ^ 
die  Familie  za  4  KOpfen  gerechnet. 

t)  Nachricht  vom  20.  Juni  1784  und  vom  13.  JanoftT  1796,  TeKwdnnng  » 
vom  14.  Februar  im,  Hofdekret  vom  1&  April  1817. 
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Linder. 


Betheilte  i  BetheUte   auf  den 
'     mit  Kopf 

fl  5.  W.     '    fl.  ö.  W. 


Personen 


ie 


üntor-  (Wien  .... 
Oesterreich  {  das  übrige  Land 

Ober-Oesterreich  

Salzburg  

SteiemMtk  

Klmthen  ...*.... 

Triest,  6öKu.0ndidto,'l8trien 
Tirol  und  Vorarlberg.  .  .  . 

Böhmen  

Mähren  

Sclik'sicn  

Galizieu  

Bakowioa  

Die  flbrisen  Fouds,  deren  Stand- 
ort nicht  Migegeben  ist   .  . 

Summa 


G5ü5(>2 
ITKHjO 

101U02 
144766 
41289 
41399 

141226 

830!  >20 
271>(»!»1 

1425 
-7186 
106455 


40,3» 

14,9« 
17,M 

13,  Tt 
7^ 

6,21 

12,30 

!*,... 

14,  !« 
14,60 

85*7*) 
24^ 


:  1,71768  ,  2^77563  I  14,9» 
!Fam.:202! 


sie  nach  ihrem  Belieben  verfrenden  können.  Diejenigen  Armen, 
welche  keiner  ärztlichen  Pflei^e  bedürfen»  wohnen  nach  getr»  imt* n 
Cieschlechtern  in  genieiu.srlniftlicben  Stuben  und  können  sich  da- 
selbst inil  <  ifi  '  riitspreclienden,  der  Hausordnung  nicht  wider- 
streitenden Arbeit  beseliäftigen  und  sich  dadurch  ein  Xcbeneinkoni- 
men  verschafl'eu.  Ueberdie.s.s  werden  sie  /u  alhui  in  der  Aur^talt 
erforderlichen  häuslichen  Arbeiten  verwenilet  nml  erhiilten  hierfür 
einen  bestimmten  Lohn.  Da  die  Vcr^nrt^uuLr.shäUHer  durch «jeliendr* 
liokalanstalten  sind,  so  erfolgt  die  Autnahino  in  dieselb.'u  ]eili<(lich 
auf  Vertu^'unfr  der  bctreft'enden  Koinimiuui  -  Behörd.-  luu-h  Kiu- 
Vernehmung  der  Armen-instituts-Verwaltung.  Hicrlici  ist  jedoch 
vorher  ininier  genau  zu  erheben,  ob  das  aufzunehmende  Individuum 
nicht  wtüigstens  /.iini  'J'lieil  noch  arbeitsfähig  ist,  oder  ob  dasselbe 
nicht  bei  Veruandleij  oder  anderen  Personen  eine  l^nterkunft  HinJen 
könnte*).  Bezieht  der  Auf/imehmeude  irgend  eine  rnterstülzung, 
so  wird,  wenn  diesell)e  geringer  ist,  als  die  Verpllegskosten  in  dem 
Verjwrghause.  das  Fehlende  aus  dem  Armenfonds  ergänzt  und  die 
Betheilung  zu  dunsten  des  Versorgungsfonds  eingezogen.  Ist  hin- 
gegen die  Unterstützung  grösser,  als  die  Verpflegungskosten,  so 
bekommt  der  Aufisonehmende  den  nach  Abzug  der  Verpdeguugs- 
kosten  (welche  gleichfalls  zo  Gnnsten  des  Versorgungsfonds  ein* 
gezogen  werden)  erübrigenden  Best  auf  die  Hand.  Fremde,  d.  i. 

*)  Auf  die  J?'amilie. 
**)  Hofdekrete  vom  12.  April  und  12.  Blai  1784  und  Allerh.  finttchUessuug 
vom  10.  Joni  1880. 


Digitized  by  Google 


440 

in  eine  andere  Gemeinde  znätandige  Personen  werden  nnr  dum 
in  ein  Versorgnogsbaus  auijgenommen,  wenn  der  Banm  dies  ge- 
stattet, und  wenn  von  Seite  ihrer  Heimathsgemdnde  oder  eines 
anderen  Fonds  die  vollständige  Vergütung  der  Verpflegungskosten 
geleistet  wird. 

Der  Austritt  aus  der  Austalt  ist  den  Pfründnern  gestattet, 
wenn  bezüglich  ihres  (  iesuiulheitszustaudes  kein  Anstand  obwalteti 
und,  wenn  sie  sich  über  ihre  anderweitige  Versorgung  ausweisen. 
Von  Amts  wegen  wird  ein  Pfründner  entlassen,  wenn  er  als  unheil- 
bar aufgonommen  ward,  in  der  Folge  aber  seine  Gesundheit  soweit 
hergesteilt  wird,  dass  er  sieh  seinen  Unterhalt  selbst  erwerben 
kann,  oder  wenn  einem  Pfründner  ein  so  l)edeutendes  Vennögcü 
zufallt,  dass  er  von  der  Keute  Uesä^iben  auäserhalb  des  Yersor- 
guugshauses  leben  kann. 

Bezüglich  der  in  der  folcfenden  Tabelle  in  der  Bubrik  ,Be- 
küstigung"  aiigt-rulirtt'n  Zalil^n  ^ei  bemerkt,  dass  dieselben  bl03 
den  für  die  Personen  der  Pfründner  gemachten  Aufwand  darstellen, 
und  den  sonstigen  Aufvvand  für  die  Besoldung  der  Beamten,  die 
Erhaltung  der  Gebäude,  für  lvanzl<'i-Jhiurdernisse  u.  dgl.  m.  niclit 
enthalten,  so  dass  der  gesanimtt-  Aufwand  für  die  Veraorgungä- 
hiiu&er  sich  bedeutend  höher  herausstellt. 

Versorgungs-  (Siechen-)  H&nser. 


« 


Jahr. 

Auzahl. 

Verpflegte  Individuen 

Beköstigung 
in 

fl.  6.W. 

Auf  den 
Kopf 

fl.  O.W. 

Sterbe- 

mie 

mftnnL 

weibl. 

1845 

1258 

8()78 

11423 

86-2HOS 

44,94 

1849 

1816 

12G5 

8243 

11641 

919470 

46,?4 

1660 

1847 

1274 

8787 

12215 

9535O0 

45,40 

21fi9 

1848 

1281 

8785 

11746 

90«  »259 

43,» 

1799 

1849 

1285 

9109 

12.399 

2;t8255 

41,76 

2i*51 

]8d0 

1241 

83Ü7 

11129 

879969 

45,13 

2Ü09 

1851 

1225 

8341 

1U04 

901494 

46,25 

9M7 

1852 

1220 

8714 

11873 

9GG39Ü 

4G.3I 

1989 

1853 

1254 

9175 

12250 

1,055(111 

49,a» 

2160 

1854 

1290 

9110 

12096 

1,221237 

i,:n9ü78 

57,59 

2108 

1855 

1258 

10129 

14093 

54.18 

18:V; 

12:U 

10274 

ir)064 

l,2575ti5 

49,r, 
52.3? 

21 -'7 

1.S57 

9241 

12964 

1,162732 

i:t30 

18Ö8 

ll'.l'.t 

9110 

13445 

1,047052 

46,42 

1945 

1859 

1213 

9265 

11334 

l,i:>8970 

59,13 

1897 

iStUI 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

1862 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

18G:? 

1085 

!»7-29 

13934 

1 ,843052 

56,76 

20?8 

18G4 

101 G4 

14594 

1,387857 

56,06 

2194 

18tö 

Ii '5*1 

10970 

148ÖI 

1,416445 

2057 

1866 

lÜUÖ 

ma 

11879 

M001Ö8 

2M0 

I 
I 

« 

I 


H 

Eir 
in 
lüi 

Ii) 

Gsl 
U 


ii 

t 

l! 
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■  'V 

•  I 

> 

1 


Auf  die  einzolnen  Kronländern  vertheüen  aicb  die  Versor- 

gungshäuscr  im  Jahn?  Isiiil  wie  folirt: 


Länder. 

Zahl. 

fndhidoen 

Beköstigung 

Sterbf- 

liUlc« 

männ- 
liche 

1 

weib- 
liche 

im 

VT   Ii /«eil 
II.  o.  tV . 

•Ulf  jI 
Tv  niif 

II.  u.  V\  . 

Unter-       )  Wiea  .... 

10 

7H2 

539 

Oesterreich  ]  das  flbrige  Land 

127 

1286 

1705 

309115 

103,:!» 

329 

uoer-uesicrreicn  

1  io 

Ion« 

UNK) 

74104 

30,'.i7 

1;'.) 

37 

3r>-. 

492 

53309 

02,92 

78 

77 

774 

10}»6 

134920 

66,90 

282 

13 

IGl 

285 

25521 

57,22 

36 

7 

45 

108 

5691 

37,19 

20 

Triest,  Görz  a.  Gradiska,  latrien 

21 

507 

352 

2011 S 

22,1 :» 

64 

Tirol  and  Vorarlberg    .  .  . 

62 

825 

729 

119951 

77,11 

161 

358 

2076 

3340 

SÖ2841 

46,68 

500 

Mahren  

109 

455 

7rH 

G9143 

59,72 

155 

n 

VA 

13b 

5674 

28,« 

9 

106 

48\i 

7€ö 

41396 

34»« 

74 

Bnkoviiia  

Samma 

|10Ö5 

9253 

11879 

^,400159 

66,16 

2410 

3.  Die  Krankenpflege.  Arme  Kranke,  welche  ungeachtet 
ihrer  Krankheit  wenifrstpiis  zum  Theile  n<>c]i  erwerbsfühii;  sind, 
oder  solche,  die  bei  iiiitii  Augehüri^^eu  oder  anderen  Pfrsoiii'U 
verpflegt  werden,  erhalten  eine  zeitweilige  UntLratützung  aus  dem 
Anneu-Institnte.  Die  vom  Staate  augestellten  Sanitiltspersouen, 
insbesondere  aber  die  eigens  von  den  einzelnen  G^neindeii  bestell- 
ten  Amen-Aerzte,  Wundärzte  und  Hebammen  sind  yerpflichtet, 
solche  Arme  unentgeltlich  zu  behandeln.  Die  von  den  Armen- 
ärzten  solchen  armen  Kranken  verschriebenen  Arzneien  und  chirur- 
gischen Verband-Stficke  werden  den  letzteren  auf  Kosten  des  Armen- 
fonds unentgeltlich  verabfolgt. 

Krankenhäuser.  Dieselben  sind  bestimmt, .  solche  arme 
Inranke  Personen  auftunehmen,  welche  zu  Hause  keine  entsprechende 
Verpflegung  finden.  Selbstverständlich  werden  aber  gegen  Zah- 
lung der  vorgeschriebenen  Taxe  auch  bemittelte  Personen  zu  jeder 
Zeit  daselbst  aufgenommen  und  verpflegt.  Ausgevscblossen  von  der 
Verpflegung  in  einem  Krankenhause  sind  jedoch  die  mit  einem 
nnheilbaren  Gebrechen  behafteton  Personen .  zn  deren  Aufnahme 
die  Siechenhiinser  bestimmt  >ind.  Bei  Weitem  die  meisten  der  in 
Oesterreich  bestehenden  Krankenhäuser  be.sitzen  ilir  eigenes  ge- 
stiftetes Venuögen,  welches  ungeselimäbTt  erhalten  und  abgeson- 
dert verrechnet  werden  soU'^).  Die  KraukeuUäuäer  aind  fast  durch- 


*)  Hofdckrotc  vom  18.  September  1819,  Uauu  vom  24.  August  und 
19.  September  1820. 
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gängig  Lokalaustalten ;  reicht  daher  das  Einkoramen  aus  dem 

Stiftungsvermögen  nicht  hin,  am  den  nöihigen  Aufwand  der  tfn-  i 
Keinen  Anstalt  zu  Ijestrdten,  so  ist  der  Abgang  aus  den  Lokalquelleii 

zu  beschaffen*).   Einzelne  dieser  Anstaltm  (so  z.  ^.  das  sllge-  ^ 

meine  Krankeidians  in  Prag,  das  allgemeine  Krankenhaus,  ferner  ;  jeli 

das  Bndolfs-Spital  in  Wien  n.  a.)  sind  Staatsanstalten;  in  diesem  .  «( 

Falle  ist  daher  ein  etwaiges  Defizit  vom  Staate  zu  decken.  lid 

MeksichÜich  der  Aufnahme  gilt  als  Begeli  dass  jeder  Knunke,  s  k 

der  an  einer  Tenerischen  oder  lebensgeffthrlidhen  Krankheit  leidet,  b 

unbedingt  aufgenommoi  und  verpflegt  werden  muss,  und  daa  ^ 

erst  nachher  an  die  Einbringung  der  Kosten  geschritten  wird.  m 


Zum  Ersätze  dor  Verpflegmigsf^n  bfilir  ist  selbstverständlich  in  erster  g 
Reihe  der  Kranke  selbst  verbunden.    ICann  er  diese  Kosten  nicht 

tragen,  so  trifft  die  Ersatzptlicht  seine  Venvandten  in  auf-  und  . 

absteig^der  Lini(         Im  Falle  der  ünvermögenheit  auch  dieser  ^  ^ 

Personen  hat  die  Gemeinde,  zu  welcher  der  Vcrpfleffte  zuständig  '  y 

ist,  die  VerpHegungskosten  zu  bezahlen***).    Ist  auch  dieses  nicht  |^ 

mö<]^lich,  so  sind  die  Verpflegungskosten  auf  die  sämmtlichou  direUea  ^ 

SteuiTH  des  Kreises  (in  dem  die  fraixliche  Gemeinde  liod),  uud  ^ 
wü  Kreis  und  Land  zusammenfallen,  de.s  Landes,  ninzuiegi'n  und 

einzuhebenf).    Zur  unentn^eltlichen  Aufnahme  in  da^^  Kraiikenhaud  ^ 

sind  geeignet:  diejenigen  Personen,  weldv'  mit  einem  Almosen  aus  ^ 

dem  Armen-Institute  betheiligt  werden;  Dienstbotiin ,  welche  der  |g 
Dieiistgeber  nicht  bei  sich  verpflegen  kann,  wenn  er  nicht  im 


Staude  ist,  die^Verpflegungskosten  für  sie  zu  bezahlen*;  endlich  solche 

Kranke,  welche  keine  bemittelten  Angehörigen  (in  aiil-  uud  ab- 

sieigonder  Linie)  haben,  wenn  deren  Armutli  vum  Seelsorger  und  • 

Armenvater  ihres  Bezirkes  durch  ein  Zeugniss  bestätiget  wirdtt)«  : 

Arme,  welche  eine  Unterstützung  aus  dnem  Versorgungs-  oder  Armen- 

fonds  beziehen,  müssen  dieselbe  während  ihrer  Verpflegung  au  das  ^ 

Krankenhaus  abtreten.  Diejenigen  Krankenhäuser,  weldie  Lokal- 

anstalten  sind,  sind  zwar  zunächst  för  die  der  betreffenden  Ge-  |i 

meinde  aogebOrigen  Personen  bestimmt,  die  Polizeibehftiden  süid  |* 

Jedoch  angewiesen   alle  armen   und  yunterstandlosen'  Por-  [ 

sonen,  welche  krank  gefunden  werden,  in  das  Krankenhaus  i 

■  -  -   —  ) 

•)  Hoiaefaet  voa  22.  Oktober  1818  Z.  82987.  1 
**)  §§.  139,  143  und  154  des  allgcm.  bfligttr].  Ges.-B.,  dann  HoMekrwie 
vom  7-  Juli  18IG  Z.  107."»^  und  vorn  7.  Januar  1819  Z.  587. 

***)  §.  22  Z.  ö  und  ä.  2^  des  Gemeinde- Ges.  vom  17.  März  1849.  ^ 
f ;  Miniaierial-ErlMS  Tom  Sa  Oktober  1850  Z.  7148.  > 
ff)  Holdekret  vom  80l  Joai  1781,  daim  sieder-Ostarr.  Begtemiigidekiete 
vom  4.  Oktober  1884  Z.  68471  und  vom  8.  Se^tomber  184Sr  Z.  6196& 
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d«  Ortes  EU  überbringen  und  müssen  dieselben  daselbst  verpflegt 
werden. 

Die  Entlassung  aus  dem  Krankeiihause  findcl  in  <ler  Regel 
dann  statt,  wenn  der  Kranke  als  genesen  erkannt  wird.  Damit 
jedoch  dio  aus  dem  Krankeuhause  entlasäen^-n  Kckonvaleszenten, 
welche  ihre  l.rvverbsfähigkeit  noch  nicht  v'oll"^täiidig  erlangt  haben, 
nicht  sofort  wieder  der  Noth  preisgegeben  seit  ii,  wurde  mit  dem 
H"td»'kri'te  vom  13.  August  ISIG  Z.  15.')U1  angeordnet,  dass  den 
Krankfuhausdirektionen  von  Zeit  zu  Zeit  Geldbeiträge  aus  dem 
Armenfonds  übermittelt  werden  sollen,  aus  welchen  die  entlassenen 
ai  üien  und  noch  nicht  vollständig  erwerbätahigeu  liekonvaleazenten 
üu  unterstützen  sind. 

Ausser  diesen  Staats-  oder  Gemeinde-Krankenanstalten  giebt 
es  in  Oesterreich  zahlreiche  Privat-Krankenhäuser,  welche  zumeist 
Ton  geistliclien  Orden,  ale  den  ^barmherzigen  Brüdern",  den 
»barmherzigen  Sehweetern",  den  »Elisabethinerinnen*  o.  a.  unter- 
halten werden.  Diese  Anstalten  unterstehen  zwar  der  d£fentlichen 
Aufsicht;  sie  sind  jedoch  nicht  verpflichtet,  über  ihre  Vermögens- 
gebahrung  Rechnung  zu  legen. 

Die  nachstehende  Tabelle  zeigt  die  Anzahl  und  die  Wirksam- 
keit der  in  den  in  Rede  stehenden  österreichischen  Ländern  be- 
stäienden  Krankenhauser  und  ihre  Wirksamkeit  in  den  Jahren 
1845  bis  1866. 

Krankenhäuser. 


"1 


1815 
1846 

1847 

184« 

1849 

18ö0| 

1861 


3 


163 
172 

177 
IHO 
195 

\xl 


V.nj 

mm  211 

1054!  237 
266 


Kranke 


B 
a 


74427  53367 
8241464180 


Beköstiguug 


O 

v> 
a 

N 
O 
B 

(1  ö. 


—        t''  — 


54801  3536 
61029  390')  l 

70217  4;wy:^i,4öü0bi 
63658j465tl|  1,554065 

tiäGoi  47854 

68421 49(i(X)<l.Tns(t|-  ],-,,,-. 


l.t(;r.l)77  12,'.o 
l,2s7r>47  12,-i: 
l.ln;M>il  12.*-;. 
13,01 
14,10 

l,(;<;i)658  14,.n 
l,Gti5427  15,14 
l,(J(«2r,2  14,9; 


I,y8:i4.)<  15.53 
2,156794  14,71 


Die  Kuijrik   ,  Beköstigung 


er 


18:)( 

18.'.7 
1H.".S 
18.^(1 
18(iti 
18(31 
18<;j 
l8G;i 

18«',  1 

18»;- 

1806 


I 


N 


Kranke 


3  ^ 


Beköstigung 


ii- 


W.  ig.d.W. 


271 
287 

:m 

y 
? 

317 

;i:5 

U,') 
362 


77302  58343  2,318654 17,(w 
70590  65264;  2,244'J2(  i  1  l,u 
GH7:>.".  .'XXMKI  2,2-l2.-'ij0  18,flb 


74U16  5;>71J)i 
?    I  ? 

?    '  ? 

?    t  ? 
88(161  7.5778 
%<K):J6S7I6 
1004^)1)  69885 


2,46825318^ 
?  ? 

?     !  ? 
2,8794341 17.S7 
2.9K)299  18,(i-j 
3,05U873|17,ai 


132553;7d964|  3,110531 1 14,68 

imita^ist  lediglich  die  für  die 


Kranken  gemachten  Auslagen,  aüsschliesslicli  des  Aufwandes  für 
die  Besoldung  der  Beamten,  Aerzte,  Krankenwärter,  für  die 
Erhaltung  der  Gebäude,  für  Kanzleierfordeniisse  n.  dgl.  m.  Mit 
Hinzurechnung  dieser  Auslagen  —  welche  Mder  in  den  staüsti- 


29* 


Digitized  by  Google 


444 


scbcn  Tabellen  nicht  nachgewiesen  sind  —  wfirde  flkh  der  ge- 
sammte  Aufwand  für  die  öffentlichen  Anstalten  namhaft  h<lher 
stellen.  Da  jedoch  andererseits  unter  den  Kranken  viele  Personen 
mitgezählt  werden,  welche  auf  ihre  dgenen  Kosten  in  den 
'  liclion  Krankenanstalten  verpfl^  werden,  und,  da  femer  die  Bubrik 
.Beköstigung'  auch  den  für  diese  Pttsonen  gemachten  Aufwand 
mit  einbegreift,  so  wird  man  der  Wahrheit  ziemlich  nahe  kommea, 
wenn  man  annimmt,  dass  die  in  der  Rubrik  ,Beköstigang'  aoge- 
fülirttm  Zahlen  den  Aufwand  für  die  Krankenpflege  der  Annen 
darstelk-n,  iianientlich ,  wenn  man  erwägt,  d^s  die  Abneigung 
f^ci^on  <l;is  Krankenliaiis  im  Publikum  noch  immer  sehr  allgemein 
ist,  und  (lass  die  bei  weitem  gröbste  Mehrzahl  der  Kranken  das 
Krankenhaus  nur  dann  aufsucht,  wenn  ihnen  die  Verpfl^[ung  ansser- 
halb  desselheu  geradezu  unmöglich  ist. 

Auf  die  (Mii/eliien  LfindtT  vertheilt  sich  die  Wirksamkeit  der 
Kraukcuhäusur  im  Jahre  löt>ü  wie  folgt: 


Krankenhäuser  im  Jahre  1866. 


.Länder. 

Zahl 

Betten 

Kranke 

Beköstigung 

männ- 
liche 

weib- 
liehe 

im 

Ganzen 

fl.  u.  W. 

auf  d. 

Kopf 
fl.  ö.  w. 

UntOT-        }  Wien  .... 

8 

42H1 

2811  r. 

mm 

1,024220 

22,17 

Oesterreich  i  (las  übrige  Laud 

it; 

1081 

6091 

aoi7 

7789 

OliiT-ücstcrreich  

:!4 

21223 

278.') 

6.]2;t4 

9 

418 

17119 

1026 

36299 

12  n 

19 

1203 

7889 

5382 

195950 

14m 

4 

3<>2 

1723 

1273 

4'.i278 

16,18 

5 

278 

1022 

795 

68099 

31,97 

Triest,  Görs  u.  Gradiska,  Istrien 

9 

1462 

4341 

3266 

129184 

16,18 

Tirol  und  Vorarlberg    .  .  . 

GC 

2r.75 

f^m 

2456 

223281 

20,25 

80 

8721 

19767 

15046 

f74o:i8r> 

18#? 

40 

1475 

9025 

5014 

ITSTO.') 

12,72 

10 

242 

1591 

lor,-, 

37:.74 

11..S4 

OU 

3470 

18Ö3Ö 

18Ü0« 

435961 

11,61 

8 

816 

8663 

1546 

86671 

8,» 

Sonima 

362 

21401 

1^2053^  79964 

3,110531 

H<3 

DU  Qffentliehen  Irrenhäuser  wurden  durch  das  HoC- 
dekret  vom  24.  August  1820  durehgdiends  für  Staatsanskatten 
erkl&rt.  Demgemftss  wurde  in  dem  Hofdekret  Tom  S,  Juli  1824 
Z.  14478  hestimmt«  dass  die  für  Verpflegung  der  Iixoi  entMeo- 
den  Oehühren  zunächst  aus  dem  eigenen  TermSgen  derselhen,  oder, 
in  Ennangelung  dessen,  von  ihren  Verwandten  in  auf-  und  ab- 
steigonder  Linie,  und,  wenn  dies  nicht  thunlich  erscheint,  von  dem 
Staiilsschatze  zu  tragen  seien.  In  Folge  der  seit  dem  20.  Ok- 
tober IdtK)  erflosaeoeu  Staatsgrundgesetze  wurden  jedoch  die  Ofieat* 
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liehen  Irrenhäuser  und  deren  Verwaltung  den  einzelnen  LändeiTi, 
beziehungsweise  den  Landesaussehüssen,  übergeben.  Es  sind  daher 
gegenwärtig  die  Verpflegung>£!"cbnhron  in  eventu  nicht  mehr  aus 
dem  Staatsschätze,  sondern  aus  den  eiuzelucu  Laudesfunds  zu  be- 
streiten. 


Die  Gebahrung  der  Irrenhäuser  seit  dem  Jahre  1845  bis  zum 
Jahre  1866  zeigt  die  nachstehende  Tabelle. 


1  Jahr. 

1  Zahl. 

Indinduen 

Bekustignng  ' 

C4 

p 

• 

N 

Individuen 

Beköstigung 

o 
? 

Q 
p 

a 

1.  «.  w. 

•H.P. 

f.  5.  W. 

miinnl. 

1  3 

fl.  5.  W. 

o 

ii.ö.vir. 

1845 

18 

1830 

1214 

30201H  118,71 

is:,(; 

1  j 

21121', 

577SGr, 

M(t,.v, 

184G 

13 

1488 

12;t4 

316370,  lia,72  1 

,  18;»7 

14 

22öa 

2070 

57708« 

1847 

Vi 

1495 

V2U0 

321717  115J1  1 

1  im 

14 

2282 

1956 

549509 

129,eü 

1848 

i;5 

\-\'u 

1272 

380697 

120,73 

14 

22G1 

2018 

547613 

127,OT 

184!) 

14 

1447 

1287 

322804 

118,07  , 

18G<» 

y 

•> 

V 

? 

? 

1860 

14 

1.5()3 

13()1 

319:)r)5 

113,9«  ! 

:  18r;i 

? 

y 

? 

V 

? 

1851 

M 

im 

i4:)L^ 

27r.H21 

90,^^-,  i 

18(12 

? 

V 

y 

y 

■? 

18.')-2 

14 

42:;7:)2 

118,r« 

IStiJ 

14 

2GH1 

232(> 

7H;;9G7 

l.")G,,7 

18f).S 

14 

iHtS 

.'».H07O7 

14 

2l«;7 

223t> 

724G21 

ir)4,(is 

1854 

14 

mm 

2073 

545748 

18G5 

14 

24G4 

2060 

742.'i59 

186Ö 

14 

2m 

2047 

573948 

'  13H,.M 

186B 

14 

2460 

2180 

7-4CK)eo 

Hil,:il 

Bezüglich  der  in  der  Kubrik  „Beköstigunir'*  angeführten  Zah- 
len gilt  Dasselbe,  was  wir  betreffs  der  gliMchrii  ilubrik  bei  der 
Darstellung  der  KrankcnhäusiT  und  iliivr  AN'irksanikeit  g»'sagt. 
Man  wird  daher  aus  den  niiinlii  luMi  (in'indeii  nicht  viel  von  der 
Wahrheit  abweichen,  wenn  ni;in  annniimni,  ihiss  diese  8uninie  den- 
jenigen Betrag  reprüsentire,  welcher  in  den  nicht-imijrarischen  Län- 
dern (mit  Ausschluss  von  Dalinaticn  und  der  Militärgrenze)  der 
österreichischen  Munarchie  für  die  Verpflegung  armer  Irrsinniger 
aofgewendei  wurde.  Der  Umstand,  dass  die  för  die  Verptleguug 
Eines  IxtsSrndgem  entfiilleadeii  Kosten  um  so  viel  höher  sind,  als 
die  fftr  die  Verpflegung  ESnes  Kranken  au^eweudeieu  (siehe  die 
bezflgliche  Tabdie)  erklärt  sieh  einfach  aus  dem  Grunde,  dass 
die  Bewegung  der  Kranken  in  den  Krankenhäusern  eine  sehr  be- 
deutende, die  der  Irrsinnigen  hingegen  eine  sehr  geringe  ist. 

Die  Veitheüung  der  Irrenhäuser  auf  die  einzehien  Länder 
und  ihre  Wirksamkeit  im  Jahre  1866  ist  aus  der  umstehenden 
Tabelle  zu  entnehmen,  (s.  pag.  446.) 

Gebärhäuser.  Wie  schon  erwähnt,  wurde  die  Errichtung 
von  Gebärhäusem  bereits  Ton  Kaiser  Josef  II.  angeordnet,  <l;uiiit 
ledige  schwangere  Frauenspersonen  im  Geheimen  ihrer  Niederkunft 
f'ntgegensehen  können.  Diese  Anstalten  wurden  mit  den  Hof- 
dekreteu  vom  22.  Oktober  1818  Z.  22897  und  vom  11.  Februar 
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Irrenb&QSer  im  Jahre  1866. 


Lftnder. 

Zahl 

Individuen 

BcköBtigang 

.. 

mann- 
liche 

weib- 
liche 

im 
Ganzen 

fl.  5.  W. 

auf  den 
Kopf 
1  «.  w. 

Unter-         )  Wien  .... 
Oeste  rreich  ji  das  übrige  Land 
Oh  IT- Oesterreich  

Krain  

Triest,  Gütz  u.  Gradiska,  Istrien 
Tirol  und  Yorariberg    .  .  . 
Böhmen  ........ 

Schie.''icn  

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

1 
2 

1 
1 

2 

826 
226 
126 

2i 
151 
31 

36 
85 

i;>2 

346 
270 

204 

748 
217 
104 

30 

32 
2S 
36 
92 
277 
250 

236 

210770 
91185 
36800 

8926 
4ftS80 
12696 

6762 
22235 
40014 
1457r.8 
00475 

54549 

133,*) 
205^1 
146,M 
141« 

175,63 

201,^ 
105,« 

183,76 

236,06 
116,» 

123,75 

i  Uj24ßO 

2189 

74C060  161,34 

1819  Z.  2675  für  Staatsanstalteu  erklärt  und  seither  aus  dem 
Staatsschatz^  erhalten.  Tn  Foltrc  der  seit  dem  20.  Oktober  1S60 
ei'floasenen  .Staat>f!:nmdfi,rs<^tze  wurden  jedoch  auch  die  debärhäuser, 
als  zur  Konifietenz  der  Laudtatje  «gehörig,  den  Landesau.^schüssen 
übergeben,  und  i»'  -omit  jet/t  J.and'saiiätalUiD,  welche  aus  den 
betreffenden  Landi-r^lunds  duiirt  werden. 

Die  unentgeltliche  Aufnahme  erfolgt  auf  Vorwei^^ung  eines 
vom  Pfarrer  aufgestellten  und  vom  Gemeiudevorstande  vidirten 
Armutli^zeugnisses*),  oder,  wenn  sich  die  Aufzuneliniende  verbind- 
lich macht,  sich  beim  praktischen  Unterrichtt'  verwenden  zu  lassen 
(die  Gebärhäuscr  sind  durchgehende  mit  eiuer  geburtshülflichen 
jklinik  für  Aerzte,  oder  mit  einer  Hebammenschule  in  Verbin- 
dung), und  nach  ihrer  Enibindmig  durch  vier  Monate  im  Fin^- 
hanae  Ammendienste  zn  verrichten.  Ebenso  wie  bei  den  KstxAm' 
h&Qsem  gilt  jedoch  auch  hier  als  Kegel ,  dass  die  Anfiiabme  in 
dringenden  Fallen  nicht  verweigert  werden  darf. 

Die  nebenstehende  Tabelle  veranschanlicht  die  Wurksamkeit 
der  Gebaranstalten  während  der  Jahre  1845  bis  1866.  (8.  p.  447.) 

Bezäglich  der  Rubrik  «Beköstigung*  gilt  das  Nandiche,  wu 
wir  Aber  dieselbe  bei  den  Kranken-  und  Irrenh&useni  gesagt  Ans  den 
dort  angeführten  Gründen  kann  man  auch  hier  annehmen,  dass 
die  unter  der  Bezeichnung  «Beköstigung^  angefahrten  Zahlen  deiH 
jenigen  Betrag  reprftsentiren,  ^velcher  für  die  Verpflegung  armer 
lediger  Wöchnerinnen  aufgewendet  wurde. 

*)  Hofdekret  vom  11.  Juli  1839  Z.  20728. 
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'  Zahl. 

Woch- 
ne- 
rin- 
nen. 

BekMignnf  j 

i 

,  iiaJir« 

Zalil. 

Woch- 
nc- 
rin- 
ueu. 

BeköBtigaiig 

im    laufd.  i 
Gänsen.' Kopf.  ' 

fl.  6.  w.  ,  a. ...  w 

im  j 
Qaoten. 

fl.  ö.  W. 

auf  d. 
Kopf. 

fl.  6.  W. 

1845 

12 

12996 

111007 

8,M  1 

1 

1856 

14 

15475 

211999 

13,69 

184« 

1-2 

13548 

111519 

8,an 

1857 

14 

1723 1 

213241 

12,si 

1847 

12 

13550 

111639 

8,ö  , 

,  1858 

14 

l8aS7 

211031 

ll,u 

1848 

12 

13380 

115681 

8,66  1 

:  1859 

14 

18a32 

217728 

11,87 

1849 

14 

15095 

124160 

8,ss 

[  I8»i0 

? 

? 

? 

1850 

14 

14109 

113002 

8 

i  1861 

9 

? 

? 

? 

1851 

14 

15326 

98801 

6,i5 

1  1862 

y 

? 

? 

1852 

14 

16096 

153117 

9,50 

1863 

15 

is;»07 

239667 

12,67 

im 

14 

16458 

172026 

10. 4-, 

IKtU 

14 

m'2i 

248546 

12,jn 

im 

14 

17317 

187775 

10,H1 

1805 

14 

isc.r.G 

2rj22(ii» 

13,52 

1866 

14 

15181 

182661 

,  12,08 

1  1866 

14 

18824 

230424 

,  12,M 

Auf  die  einzelnen  Länder  vertheilen  sich  die  Geb&rhftusor  im 
jAhn  1866  wie  folgt: 

Geb&rhftuser  im  Jahre  1866. 


Wöchne* 
riimeii. 

Beköstigimg 

Lftnder. 

Zahl 

im 
Gänsen, 
fl.  «.  w. 

auf  den 
Kop£ 

I.&W. 

Ober-Oesterreich  

8«h5bnrg  

Triest,  Görz  und  Gradiaka,  latiien  - 
Mähren  

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
2 
1 
2 

1 

9310 
977 
218 

1560 
287 

aao 

402 
462 
2770 

1617 

901 

105094 
14728 
1810 
14848 
4285 
7295 
2465 
16042 
26226 
26994 

18687 

11,» 

15,  W7 
8,30 

9,st 

14,93 

22,80 

6,13 

34,» 
10,18 
16,69 

l^u 

Sünna 

1  u 

18824 

286434 

12^ 

4.  Die  Versorgung  armer  Kinder  geschieht  zunächst 
in  den 

FindeUiietalteiL  2m  ünterhringung  armer  unehelicher 
Kinder,  dann  der  eigentiiohen  Findlinge,  deren  Eltern  gänzlich 
unbekannt  sind,  wurden  unter  der  Begierung  Kaiser  Josefs  II. 
die  Fmdelanstalten  errichtet,  wel(die  jedoch  in  besonderen  Fallen 
au^  eheliche  Kinder  aufnehmen,  wenn  deren  Eltern  durch  Krank- 
heit oder  andere  ümstftnde  verhindert  sind,  ihre  Pflichten  gegen 
ne  ni  erfüllen,  und  wenn  die  Aufiiahme  dieser  Kinder  in  ein 
Waisenhaus,  Mangels  des  voigesdiriebenen  Alters  oder  anderer 


Digitized  by  Google 


448 


Erfordernisse  nicht  thunlieh  erscheint*).  Mit  dem  Hoflnmzlei-  ni 
Dekrete  vom  22.  Oktober  1818  Z.  22987  wurden  die  sftmmflichea 

Findelanstalten  für  Staatsanstalten  erUftrt;  dieselben  sind  jedoeh  ^ 
wie  die  Irren-  nnd  Gebärhänser  auf  Grundlage  der  sdt  dem 
20.  Oktober  1860  erflossenen  Staatsgnmdgeaetze  in  das  Eigen-  I  ^ 
thum  und  die  Verwaltung  der  betreifenden  L&nder  fibergegangen.  f,  w 
Wo  daher  die  den  Fin^lolhruiäcrn  gehörigen  Fonds  nicht  hioreiebeD,  •  M 
intt  t],  II  gemaclitcii  AutVand  zu  bestreiten,  muss  der  Abgang  von         ^^  k 

dem  betre£fendeu  Lande  gedeckt  wei  l«  ii.  hr 

Die  Aufnahme  der  Kinder  in  (iie  Findelanstalten  geschieht 

unentgeltlich  oder  gegen  massige  Zahlung.  ük 

Ztir  unentgeltlichen  Aufnahme  sind  geeignet:  Kinder,  die  auf  j^ii 
der  Strasse  uiedergolcgt  gpfimden  wcrdfii--*),  Kinder,  deren  Mutter 

im  fiebiirhause  unentgeltlieh  verptlogt  Aviirdo,  oder  im  Findelhausc  *tt 

als  Amme  in  Verwendung  stand***),  endlich  Kinder,  deren  Mütter  £^1 

sieh  durch  ein  Zcuguiss  des  l'fajrers  und  Armenvaters  \\\m-  iliie  &i 

giin/li«lie  Mittellosigkeit  aus7.ii\vei>fn  vermögen.    Auch  von  Seite  k 

der  Strafgerichte  und  Straniansverwaltungcn  k«tnnen  Kinder  dem  la 

Findelliause  zur  unentL^'  Ulii'lieu  Verpflegung  übeigebeu  werden t).  » 

Für  diejenigen  Kinder,  denen  die  unentifeltliche  Aiiliialnii*'  & 

nitdit  zu  Theil  werden  kann,  muss  eine  bestbunite  Aufnahni>iaüe  i» 

erlegt  werden,  welche  in  den  einzelnen  Anstalten  verschieden  be-  \i 
messen  ist.    Die  Anbringung  eines  Kindes  in  das  FindelhaiM 

gegen  Erlegung  der  Taxe  kann  jeder  Zeit  geschehen,  wenn  das  End  ^ 

das  10.  Leben^ahr  noch  nicht  ToUendet  hatft).  k 

In  der  FindeUinstalt  werden  die  Kinder  bis  zu  einem  AHer  tj 

von  2  Monaten  verpflegt.  Sind  sie  gesund  und  mit  Eifolg  ge-  1; 

impft,  so  werden  sie  sodann  in  die  auswärtige  Pflege  fibeigeben.  \ 

Letztere  kann  entgeltlich  oder  unentgeltlich  sein.  Zur  Uebemahme  f 

in  die  entgeltliche  Pflege  sind  nach  den  Hofdekreten  ?om  25.  April  t 
1822  Z.  17528,  Tom  25.  September  1823,  vom  22.  Oktober  1839  <  ( 
und  vom  27.  Juni  1831  Z.  14957  nur  verheirathete,  in  dem  Kron- 

lande  des  Findclhauses  ansänge  Leute  von  tadellosem  Lebens«  j 
wandel  geeignet,  die  ein  solches  Einkommen  haben,  dass  sie  das 
Verpfl^nngsgeld  nicht  iur  sich,  sondern  fax  das  nbemommene  Kind 


*)  Hofdekrete  vom  .Tiiiii  and  8.  Sejrtbr.  177^  wm  8.  Sipt  1781 
und  vom  4.  April  181 1  Z.  s-jmi 

**)  Hofdekret  vom  1.  April  1813  Z.  5352. 
«**)  Hofdekrete  Tom  14  Februar  1806,  dann  vom  9&  nnd  80.  Joti  1889 
Z,  13191  nnd  17910. 

f)  Hofdekret  vom  I.  April  mn  Z.  5372. 
tt)  Hofdekret  vom  31.  März  im  Z,  2&m 
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verwondpn  können.  Diese  Eigenschaften  müssen  jedoch  durch  ein 
Zeugniss  nachgewiesen  werden,  welches  in  den  Huuittstädten  von 
der  Pulizeibehörde,  auf  dem  Lande  von  dem  Ortsseelsorger  gemein- 
schaftlich mit  dem  Gemcindtnorstandc  ausgefertigt  sein  muss*). 
Das  Kostgeld,  welches  die  Anstalt  für  die  auswärtige  Verptleguug 
eines  Kindes  zahlt,  ist  in  den  verschiedenen  Ländern  verschieden 
aligestiift.  Mit  dem  verrflckenden  Alter  des  Kindes  nimmt  jciSoeh 
das  Kostgeld  ab,  weil  man  annimmt,  dass  die  Kinder  allmälig 
durch  ihre  Diensüeistangen  im  Banse  ihrer  Pflegeeltern  einen 
Theil  ihres  Lebensbedarfes  verdienen.  Meldet  sieb  Jemand  zur 
nnentgeltlidieii  Yerpflegong  dnes  Kindes,  so  ist  ihm,  wenn  er 
seine  Moralität  nnd  seinen  Wohlstand  nachweist,  das  Kind  zu 
übergeben*^.  Zur  unentgeltlichen  Pflege  sind  auch  ledige  oder 
verwittwete  Personen  zuzulassen*^).  Eine  im  Gehärhaose  unent- 
geltlich verpflegte  Wöchnerin,  wdche  ilir  Kind  in  die  unentgelt- 
liche Pflege  zu  sich  nehmen  will,  muss  sich  mit  einem  Zeugnisse 
der  Ortsbehörde  darüber  ausweisen,  dass  sie  das  Kind  zu  ernäh- 
ren im  iStande  ist,  oder  dass  auf  eine  andere  Weise  für  dasselbe 
gesorgt  werden  wirdf)-  Lu  Ucbrigen  ist  jedoch  den  leiblichen 
Kitern,  welche  ihr  Kind  von  der  Anstalt  zur  Verpflegung  über- 
nehmen wollen,  selbstverständlich  vor  allen  anderen  Peräouen  der 
Vorzug  zu  gebpirrf ). 

Das  Verh;ilinis>  der  Pflegeeltern  eines  Findlinges  der  Anstalt 
beruht  auf  einem  förmlichen  Vertrage.  Die  Anstalt  ist  berecbtigt, 
den  Findling  zu  jeder  Zeit  nacb  vorliergegangener  14  Lägiger  Auf- 
kündigung zurüekziilVirderu ,  dagegen  sieht  auch  den  Pflegeeltern 
das  Kecbt  zu,  nach  einer  gleichen  Aufkündigung  das  Kind  der 
Anstalt  zuriiekzustelhni.  Zur  Aufsicht  über  die  in  der  auswärtigen 
Pflege  stehenden  Findlinge  sind  die  Ortsseelsorger,  die  Gemeinde- 
TOFStftnde  und  das  öfi'entlich  angestellto  Sanitätspersonal  ver> 
pffichtetttt). 

Die  Vei  i  tU  guiig  der  Findlinge  auf  Kosten  der  Anstalt  dauert 
in  der  Kegel  bis  zum  vollendeten  10.  Lebensjahre  des  Kindes;  die 
Pflegeeltern  sind  jedoch  berechtigt^  die  Pflegekinder  bis  zu  deren 
vollendetem  22.  Lebensjahre  bei  sich  zu  behalten  und  dieselben  zur 


*)  Hofdeknt  vom  84.  Fetonr  1827  Z.  8363,  Hofkammerdekxet  vom 
21.  September  1«29  Z.  34298. 

**)  Hofdekret  vom  20.  Mai  1830  Z.  12157. 

♦**)  Nieder-österr.  Regicrungsdckrct  vom  fi.  Dezbr.  Ib20.  Z.  66890. 
t)  Hofdekret  vom  7.  Jauuar  imti.  Z.  27bl6. 
tt)  NiedAmtaterr.  SegienmgBdciknt  vom  2.  Oktobv  1688  Z.  6889& 
ttt)  Niedev^Otterr.  Begiernngsdekret  vom  91.  Uu  1888  Z.  29466. 
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Arbeit  in  ihrem  Hause,  ihrer  Wirthschaft  oder  in  ihrem  Gewerbe 
zu  verwenden.  Nach  vollendetem  22.  Leboisjahre  steht  e>  dem 
Findlinge  frei,  bei  seinen  Pflegeeltern  gegen  ein  mit  denselben  m 
treiTendcs  IJoboreinkomraen  zu  bleiben  oder  »icb  anderwärts  seinen 
Lebensunterhalt  zu  suchen  *V 

Nacl»  dem  Hofdekrete  vom  10.  Juli  1824  Z.  16672  ist  jeder 
Fintfliüg.  welcher  nach  Ablauf  der  Fiudolbaus- Verpflegungs-Periode 
als  krüppeliuift  oder  erwerlisunlähig  befunden  wird,  ein  GegenstaDii 
der  Lokal-Armf'nvors'oigung. 

Wenn  .sich  die  leihliclicn  KUern  dos  Fiüdliuges  melden,  um 
denselben  zu  reklainin'u,  ^lu  ist  ihnen  das  Kind  gegen  Ersatz  der 
Kosten  an  die  Anstalt  und  unter  der  Bedingung  herauszugeben, 
dass  sie  den  Pflegeeltern  den  vollen  Ersatz  für  alle  Vortheile  leisten, 
die  ihnen  von  dem  Findlinge  von  der  Zeit  meiner  Reklamirung 
an,  bis  zu  seinem  erreichten  22.  Lebensjahre,  auf  was  immer  for 
eine  Art,  hütten  zugeben  können,  oder  aidi  hierüber  vor  dv 
Direktion  der  Findelanstalt  vergleichen**) 

Die  Wirksamkeit  der  Findelanstalten  seit  dem  Jahn  1846 
bis  zum  Jahre  1866  zeigt  die  ifolgende  Tabelle: 


iiJ 


Kinder  im  Hanse 

Kinder  anaier  ] 

IniR 

Jalur. 

Zahl. 

männ- 

' ■. 
,  weu)- 

Bekösti- 

mann- ' 

weib- 

BekAsti- 

liche- 

'  liehe. 

1 

gung. 

n  ^  \v 

liehe. 

lirho. 

i;  Vf. 

1845 

10 

6401 

t  G066 

127256 

20397 

19662  1 

868880 

1846 

10 

7088 

64.34 

128764 

21257 

21162  1 

881883 

1847 

8 

7.528 

7200 

139212 

22169 

21814 

tW7U74 

1848 

10 

7279 

7289 

1 1.M79 

22926 

22259 

964787 

18-li) 

11 

7861 

ir.;)423 

24139 

23479 

969918 

1850 

11 

7,'>;^i 

7412 

139417 

22861 

23826 

97(X).rJ 

18f)l 

11 

8273 

8219 

156609 

23036 

14323 

979160 

11 

8813 

.  8838 
f  8400 

177905 

24077 

2.')018 

983489 

im 

11 

9130 

198755 

24173 

24f>47 

1,039230 

1854 

11 

9758 

9150 

225899 

24930 

2,').'i8n 

1,079728 

185.') 

11 

y257 

i  8476 

234649 

24301 

24681 

1,045691 

11 

8993 

i  8048 

260714 

23T08 

84144 

1,008951 

1857 

11 

96-27 

8ltf)4 

218827 

23412 

23521 

1,031124 

1858 

11 

101, 'iB 

9447 

;  244557 

24.568 

24744 

1,061043 

1859 

11 

1051.3 

9836 

274553 

23388 

24839 

1,055559 

1860 

y 

V 

? 

? 

? 

I  l 

l 

1861 

? 

V 

? 

1862 

? 

? 

? 

? 

y 

? 

? 

isfi;^ 

12 

10068 

t  9220 

.  240473 

24738 

25738 

1  1:^0357 

1864 

10 

9913 

9164 

'  3107:i5 

24518 

,  24932 

1,106684 

1865 

10 

9764 

8694 

\  2.50.352 

23385 

24661 

,  I,l3a560 

1866 

10 

8994 

i  8483 

i  250367 

25277 

25859 

1  1,115150 

AUerh.  Xuntschlicssung  vom  20.  Juii  1829. 
«*}  HoikMkdeidtkret    1.  April  1818  polit  ta-SiaBd.  Bd.  40  p.  6i  Si 
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Die  Wirksamkeit  der  Fiiidelunsialten  in  den  einzelnen  Ländern 
im  Jabre  1866  zeigt  die  folgende  Tabelle: 


Ii 
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«t 
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o 

■ 
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Ii 

cn 

o 

I 

u 

o 
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o  _ 
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Im 

•  O  = 

•  s  2  • 

■o 


CS  .2 


ja  «  c  .= 

J3 


4« 


•s 


I 

I 


a  «       C  "C  .»3  «  'S  'S  ^  's 


Bezüglich  der  Rubrik  J3ekö:<tigung^  gilt  das  Nämlicbe.  was 
wir  über  H'mr  Rubrik  bei  den  früheren  Tabellen  .^esta^^.  Da 
jedoch  die  bei  Weitem  i^nösstr-  M-hrzahl  der  Kinder  unentgeltlich 
in  die  Findelanstalten  aut\rt'ni'nini''n  wird,  und.  da  überdies  die 
Auinahmstaxe  —  wenn  sie  entrichtet  wüd  —  bei  Weitem  geringer 


versteht  sich  übrigens  Toa  selbst,  dass  im  Falle  eiues  Prozesses  dio 
Mflgedtern  des  FüidtiogB  den  NmeliweiB  liefevn  mflaten,  welehe  Yorthclle 
iluNii  tarn  der  Peraon  dee  Findliiv^  enradisea  «ftren. 
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ist,  als  die  Kosten,  welche  der  Anstalt  ans  der  Erhaltmig  des 

Kindes  erwachsen  *  so  wird  man  mit  Bficksicht  auf  die  in  der 

Bnbrik  »Bekdstigang*  nicht  inbegriffenen  Kosten  für  die  Erfaal- 

tong  der  Gebäude,  Besoldung  des  Personales  etc.  mit  Toller  fie-        i  ^) 

nihigang  annehmen  können,  dass  der  eigentliche  Aufwand  fördie 

dem  Oemeinwesen  zur  Last  fallenden  Findelkinder  "viel  bedeuten-         i  WAb 

der  ist,  als  die  unter  der  Bezeichnung  «Beköstigung''  aogefuiutea        I  5. 

Summen.  ?  ma  zi 

Versorgung  der  Waisen.  Arme  Waisen,  sie  mögen  beide  "^ma 
Elterntheile,  oder  nur  den  Vater  verloren  haben,  werden  in  die  a| 
Waisenhäuser  aiifirenomnien,  oder  ausserhalb  derselben  verpflegt.  ^Mi 
Den  Waisen  gleirbircliaUen  werden  in  dieser  Beziehung:  Kinder,  ik^r 
deren  Eltern  sieh  in  öffentiiehen  Vcrsorgimgsanstalten ,  Kranken-  \ 
oder  Strafhäusern  befinden,  oder  unbekannten  Aufenthaltes  sind.  i  fe 

Die  Koriten  der  A\'aisenhauser  werden  in  der  liegel  aus  dem  Lokal-  "■  »öciie 

aimenfonds  getragen;  doch  sind  denselben  auch  häufig  milde  Stif-  ü 
tungen  zugewiesen,  deren  Einkünfte  xur  Dotirung  einer  entsprechoi-  ^esgüi 
den  Anzahl  von  Stiftungsplätzen  dienen.  iim 

In  die  Waisenhfluser  selbst  werden  in  der  B^  nur  solche  y 
Kinder  au^enommen,  die  beide  Eltemtfaeile  verloren  haben,  die  ritiit 
gesnnd  und  bildungsfilhig  sind,  wenn  sie  das  6.  Lebensjahr  voUen-  ^ 
det  und  das  13.  Jahr  noch  nicht  überschritten  haben.  Waiaea-  * 
kinder  unter  6  Jahren  werden  durch  die  Finddanstalten  versorgt,  . 
während  bildungsunfähige  oder  mit  irgend  einem  Gebrechen  be-  , 
haftete  Waisen  in  den  Siech^äusem  untergebracht  werden.  Die  %| 
Zöglinge  der  Waisenhäuser  werden  in  den  Anstalten  vollständig  ' 
verpflegt  und  entsprechend  unterrichtet.    Bei  der  Wahl  ihres  Be-         !  ^ 
rufes  ^vird  sowohl  auf  die  körperliche  und  gciatige  Beföhigung,  ^ 
als  auf  die  Neigung  der  Zöglinge  möglichst  Kücksicht  genommen.  ' 
Bei  Zöj^liiiLren,  welche  auf  (Irundluge  einer  Stiftung  in  die  Anstalt  [ 
aufgeiiünirnen  wurden,  wird  den  Absichten  oder  Wünseheu  des 
Stifters  thunlichst  Keebmmg  getragen.    Waisenknaben  werden  in  * 
der  Kegel  zur  Erlernung  eines  Gewerbes  angehalten,  während  die  ^ 
Mädchen  in  der  Art  erzogen^  \y erden,  dass  sie  durch  Eintritt 
in  den  Dienst  ihr  weiteres  Fortkommen  sidi  zu  verschaffen  im 
Stande  sind. 

Arme  Waisen,  deren  Mutter  noch  am  Leben  ist,  oder  gSos- 
lieh  verwaiste  Kinder,  welche  Mangels  <»ner  der  oben  angefthrteo 
vorgeschriebenen  JSSgenschaften,  oder  weil  es  an  Baum  gehricUi  ^ 
nicht  in  das  Waisenhaus  selbst  aufgenonunen  werden  künneo,  wer- 
den bei  Landleuten  oder  Handwerkern  dnridi  Vemuttlong  der 
Anstalt  in  die  Kost  gegeben.  In  diesem  FaUe  wird  dem  Kost- 
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hei-rn  von  Seite  der  Anstalt  durch  3  Jalire  ein  Bekleidungsbeitrag 
für  den  Pflegling  bezahlt*). 

Leider  werden  in  den  statistischen  Tabellen  die  Gebahrungen 
der  Waisenhäuser,  sowie  der  Aufwand  für  dieselben  nicht  speziell 
naehgewiesea,  so  dass  die  Darstellung  ihrer  Wirksamkeit  hier  nicht 
gegeben  wardon  kann. 

6.  Die  sonstigen  Institutionen,  welche  tiunls  den  Ar- 
men zu  nntezstätzen,  theils  die  Yerhütang  einer  zukQnitigen 
Tenirmnng  bezwecken.  Hierher  geh<(ren: 

a)  Das  sogenannte  Armenreeht  Mit  den  Hofdekreten 
Tom  2.  August  1784  No.  321  der  Justiz -Ges. -Samml.  und  vom 
1.  April  1791  No.  133  der  Justiz -Ges. -Samml.  wurde  nämlich 
verordnet,  dass  den  Armen  zur  Fülining  ihrer  Kechtsangelegen- 
heiten  vom  Gerichte  sogenannte  Offo- Vertreter  zu  bestellen  sind, 
welche  dieselben  unentgeldlich  zu  vertreten  haben. 

Ueberdies  wurde  den  Annen,  weldie  ein  legales  Armuths- 
zeugniss  beibringen,  die  StemjielfreiJieit  für  ihre  Eingaben  an  die 
Behörden  durch  das  Gebülirengesetz  eingeräumt. 

b)  Begünstigungen  der  Armen  beim  Schulun [er- 
richte. Arme  Schüler,  und  zwar  sowohl  der  Yoliis-  und  Mittel- 
schulen, als  aucli  der  Universitäten  und  sonstigen  hölieren  Lehr- 
anstalten geniessen  die  Befreiung  vom  Uiiicri  ieliisgelde.  In  den 
Volksschulen  werden  die  Kinder  armer  Eltern  und  die  Findlinge 
mit  doi  erforderlichen  Lehrbflcbem  unentgeldlich  versorgt.  Ueber- 
dies besteht  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Studenlenstiftungen,  welche 
armen  Studirenden  die  Mittel  zur  Ausbildung  bis  in  die  höchsten 
Schulen  bieten. 

c)  Maasregeln  sur  Yerhfitang  des  MüsjBigganges. 
Hierher  gehört  namentUch  das  Terbot  des  Bettdns  (welches 
allerdings  überaus  lax  gehandhabt  wird),  die  Vorsichten  bn.  der 
Ertheilung  von  Lizenzscheinen  für  Had^wammler,  für  wandernde 
Komödianten  und  sonstige  Seliaustellungen,  für  Bettelmusikanten 
und  Hausirer.  (Letztere  Beschränkung  ist  allerdings  eine  Maas- 
regel von  sehr  zweifelhaftem  Werthe,  deren  Fortexistenz  jedoch 
fraglich  ist.  da  -  Zi'ituiigsnachrichten  zufolge  -  die  zislintha- 
nische  llegiorung  diMii  lu  ichsratlie  den  Entwurf  eines  zeitgemiw^seu 
Hausirgesetzos  \urzulegen  beabsiclitigt.) 

Ein  positives  Mittel  zur  Unterdrückung  des  Müssigganges 
sind  die  Zwangsarbeitshäuser,  deren  Zweck  darin  besteht,  arbeits- 


*)  Verordnung  vom  10.  Juni  1783,  vom  5.  Oktober  17tt4,  dann  vum 
6.  Fvtaur,  vom  6.  April  und  vom  1.  Juni  1785. 
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seltene  Menschen  zwangsweise  »ir  Arbeit  anzuhalten  nnd  aof 
diese  Weise  an  die  Arbeit  zu  gewöhnen*).  Derartige  Zwangs- 
arbeitshäuser  bestehen  in  Wien,  Linz,  Graz,  Insbracfc,  Sehwaz, 
Prag,  Brfinn  nnd  Lemberg.  Znr  Abgabe  in  das  Zwangsarbeiti- 
hans  sind  geeignet:**) 

u)  Müssiggfinger  und  arbeitsscheue  Ia'wU',  die  sich  ihren  fei- 
len Bedarf  zn  erwerliou  im  Stande  si.td,  dies  jedoch  nicht  tbun; 

ß)  arbeitsfähige  Bettler; 

y)  Personen,  welche  entweder  j^ar  kein  ehrliches  Gewerbe  be-  • 
treiben,  (»der  »in  .solches  blos  vorspiegeln; 

d)  dienstlo-c  Dionstlioton,  welche  am  eigenem  Vpvschulden  kei- 
nen Dienst  gefunden  Jiaben,  ot>r  solche,  welche  langer  als  14  Tage 
sich  umhertreibi^ii.  ohne  sIcIj  Itei  der  Beh')i'(le  gemeMpt  zu  haben; 

f)  Minderjährige  iiu  AKtT  vui  uiuhr  als  12  Juliieii,  die  in 
einem  der  angegebenen  Fälle  sich  befinden,  jedoch  in  der  Regel 
nur  uiii  Bewilligung  des  Vaters,  oder,  in  dessen  KrmangeluDg,  der 
Vormuudscbal'tsbehördc. 

Pie  Einbringung  in  das  Zwungsarbeitshaus  kann  jedoch  oicht 
brevi  manu,  sondern  nnr  auf  Erkenntniss  der  Behörde  erfolgeu. 
Berufen  hierzu  ist  die  politische  Behörde  des  Bezirkes,  und  in 
Städten,  wo  eigene  Polizeibehörden  bestehen,  die  letzteren***).  IMe 
Arbeitskräfte  des  Zwangsarbeitshauses  werden  in  der  Kegd  Ter- 
miethei  Jeder  Arbeiter  hat  täglich  ein  bestimmtes  Arbeitsqaan- 
tum,  das  sogenannte  Pensuuo,  zu  leisten,  wofür  er  von  der  Anstalt 
die  volle  Verj>flegung  erhält.  Eine  etwaige  Mehrarbeit  ^\inl  ihm 
separat  gelohnt,  der  Lolni  jedoch  gutgesclirieben  und  dem  Arbei- 
ter erst  bei  seinem  Austritte  au.s  der  Au-^l  ilt  eingehändigt. 

Die  statistischen  Tabellen  enthaitea  keine  Aufzeiehnuogeu 
über  die  (iebahrung  dieser  Anstalten. 

In  Wien  wurde  überdies  im  (»ktober  1783  ein  freiwilligeä 
Arbeitshaus  errichtet,  welches  solchen  rcrsonen,  die  arbeit.sföbig 
und  arheit.viusLig  sind,  aber  keinen  Erwerb  finden  konnten,  oiu 
Asvl  und  den  noihdürftigen  Unterhalt  bieten  soll.  Ucber  dk 
tJebuliiung  dieser  Anstalt  und  den  etwaigen  üestimd  ähoiicher 
Anstalten  ist  in  den  statistischen  Tabellen  nichts  verzeichnet 

d)  Aushülfe  in  ausserordentlichen  Ealamititen. 
Eine  gesetzliche  Norm  hierffir  existirt  in  Oesterreich  nicht;  wokl 
aber  giebt  es  zahlreiche  Beispiele,  dass  bei  ansseroitlentiidMn 

*)  Ilofkanzleidekrct  vom  16.  August  lbl7. 
**)  UotkumQUäsioosdckret  vom  15.  Juni  löll. 
*••)  Hi^ommiisionsdekret  vom  ?•  M$i  1806  und  Regierungädekret  von 
9.  April  181«. 
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NothfUllen  uffentliohe  Bautou  auf  Eechiuirii^  des  Staatos.  eines  ein- 
zelnen liandt'S  oder  einer  (Teiiieiiiilt?  aus<,felüiiri  wurden,  >o  zur  Zeit 
der  Ciiolerucpidemie  iiu  Jahre  IHM  ,  ferner  in  den  Jahren  1847 
und  1848.  (Eine  der  letzten  Bauten  ist  die  auf  Rechnung  der 
Gemeinde  Prag  im  Jahre  1866  während  der  preussischen  Okkopa- 
iaoii  geschehene  Anlegung  einer  Strasse.)  Hierher  gehört  ferner 
die  Bewilligung  von  Gelddarlehen  oder  Vorschfissen  seitens  des 
Staats  an  Fabrikanten  oder  Grundbesitzer  in  der  von  der  Noth 
heimgesuchten  Gegend,  welche  wiederholt  vorkamen,  die  Bildung  von 
H111ft-Eomit^*fl  behufe  Unterstützung  der  Nothleidenden  u.  dgl.  m. 

BezügUeh  der  lef,aslatorisrlien  Kompetenz  in  Sachen  des  Ar- 
menwesens sei  noch  beraerlct,  dass  diese  Gesetzgebung  firüher  vom 
Staate  ausging,  während  Ae  gegenwärti<,'  den  Landtagen  zusteht, 
in  deren  Kompetenz  sie  durcli  dio  seit  dem  20.  Oiitüber  18(30  er- 
flossenen  Staatsgrundi^cst  t/e  ^':>\viesr'n  wiirdi*.  Kin  solches  Pr«v- 
vinzial-Gesetz  ist  bereits  in  ^\'irksalllkeit,  nämlich  d;is  .Gesetz 
Vom  3.  Dezember  18(j^.  wirksam  für  das  K  r. iiiL,n  eieh 
Böhmen,  betretend  die  Armen  ].fli'i,fe.'  Da  di.'M'.>  Gisi  tz, 
welches  die  Verpflichtunu^  zur  Ariii- den  Geiiit'iiuh'ii .  ihren 
verarmten  HeimathsantjeiiOriL^en  rrpfr»  iiuIk  r,  zuerkennt,  durchaus 
keine  neuen  Buhnen  beschreitet  und  in  k.  iiier  Beziehung  sonderlich 
bemerkenjjwerthe  Bestimnumgen  enthält,  mag  eine  Analyse  des- 
desselben  an  dieser  Stelle  unterbleiben. 


•  wsi 

A 

M 

Die  Schweiz.  j^; 

Von  •  '^^J  !• 

Professor  Y.  Bübmort  in  Zürich.  ^' 

Die  .Schweiz  zeigt  in  ihren  25  Kantonen  anf  einem  Gebiete      '  emlw 
von  etwa  749  Quadratmeilen  mit  2,514494  Einwobnero  (am  10.  udin 
Dezbr.  1860)  die  bunteste  Mannigfiiltiglreit  des  Amenwcseiu.  irnt 
Es  giebt  fast  kein  System  der  ÄrmeDförsorge,  welches  nicht  da  kl 
oder  dort  in  der  Schweiz  xur  Anwendung  gekommen  wftre:  ge- 
setiliche  nnd  freiwillige  Aimenpflege  in  den  yersehiedenartigsten  iHten 
Formen,  rein  heimathliche  nnd  rein  5rtliehe  Armenpil^  und  ^ 
Kombinationen  von  beiden,  absolates  üeberlassen  des  Armenwesens  Znj|.| 
an  die  Gemeinden  nnd  subsidiäres  Eintreten  des  gansen  Staates,  ^ 
Anerkennong  einer  Unter.stütznn<i:si.fliclit  und  bestimmte  Ableh- 
nung einer  solclien  —  kurz  dieselbe  Musterkarte  von  Eiuriehtun- 
gen,  wie  auf  anderen  Gebieten  des  öft'entlicben  Lebens.  Bei  dieser 
Mannigfaltigkeit  von  Einrichtunjjeji ,  die  man  in  der  Sehweiz  nie  hi 
ver<re.>>en  darf,  wird  der  vergleichenden  „generali.sirendi?n"  l'ar- 
stellun£(  und  Statistik  beständig  der  feste  Boden  entzogen  oiicr 
wenigstens  inisielier  gemacht.    Eine  Abhandlung  über  das  schwei- 
zerische Arnicnwesen  sollte  daher  strenggenommen  25  verschiedene 
Arbeiten  übur  die  Armeuveihriltnis.se  jedes  einzelnen  Kantons  ent-  «ib 
halten.  Kefereut  will  sich  die  Veröffentlii  hnng  dieser  Einzelarbeiten  % 
vorbehalten  und  muss  sieh  hier,  mit  Rücksicht  auf  den  engbe- 
grenzten  Banm,  darauf  beschränken,  die  charakteristisdien  Hasptp 
Züge  und  Eigenfchfimlichkeiten  der  schweizerischen  AnnenYeisoigiing, 
sowie  vergleichende  Zusammenstellongen  dber  die  wichtigsten  Be-  lir^ 
Stimmungen  der  schweiKeriscben  Annengesetze,  Aber  die  Zahl  der  h 
Unterstfttxten  und  die  Sunmie  der  Armenausgaben  in  der  Mehr-  ^ 
zahl  der  Kantone,  mitzutheilen.   Als  Quellen  sind  immer  die  fatn-  ^ 
tonalen  Gesetze  selbst,  die  Jahresbericlite  der  Bogierungen,  sowie 
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direkte  freundliche  Mittlieilungeii  von  kantonaloii  Beliörden  oder 
Privatpersonen  und  eudlicli  die  reichhaltige  Litt>ralui-.  welche  sich 
meist  an  die  Revision  der  Armeiigesetze  eiu/eliier  Kautoue  au- 
schliesst,  benutzt  worden.*) 

Allge meint'S.  Der  Anfang  des  schweizerischen  Armeu- 
weseus  trügt  Iji.s  ins  11.  und  15.  Jahrhundert  einen  vorwiegend 
kirchlichen  Charakter.  Kin  Viertheil  des  Kirchen verniögen.s, 
insbesondere  des  Zehntens,  war  ffir  die  Armen  bestimmt.  Der 
Siems,  als  Beherrscher  der  Gewissen,  sammelte  aus  reichlichen 
Schenkungen  und  Venn&chtoissen,  aus  AnniTersarien,  Dispensen 
jeder  Art,  ans  dem  Ahlasshandel  etc.  grosse  Schätze  an  und  lebte 
bald  nicht  mehr  für  die  Armen,  sondern  von  den  Armen.  Neben 
der  allgemeinen  kirchlichen  Unterstützung  ohne  räumliche  Ab- 
grenzung enthielten  die  Bechtsverbflltnisse  der  schweizerischen 
March-  oder  Zwinggenossenschaften  (kleinere  oder  grössere  Qe- 
mehnvesen  mit  Gesammteigentbum)  bereits  den  Keim  zu  der 
nachmaligen  begrenzten  oder  lokalisirten  Gemeinde- 
Armenpflege.  —  Die  Hel'orniation  schritt  zur  Säkularisirung 
der  Klöster,  Stiftungen  und  Fonds  der  geistlichen  Armen]>Hege. 
Sogar  in  den  katholischen  Theilen  der  Schweiz  wurde  der 
Gütererwerb  der  Kirclie  dunh  die  so^eiuiunten  Aniortisations- 
Gesetze  bedeutend  ersch'.\ert.  So  verordnet  u.  A.  das  Lu/.ernische 
Zivil-Gesetzbuch  in  §§,  450  und  451:  „  Vermäch tüiüse  *aji  todte 


*)  Unter  den  Schriften  über  das  schweizerische  Armen wesni  ragen 
die  Arbeiten  des  früheren  Beruer  Kegierungoraths,  jetzigen  liundesrath» 
C.  Sehenk  liwvor:  1)  Die  Entwickelung  der  Armenverbältnisse  des  Kantons 
Bern  in  der  neueren  Zeit,  hauptsächlicli  wahrend  der  Jahre  1846  bis  Ende 
18.')').  Dargestellt  von  C.  Schenk,  HegiorutiL'si  ;it!i  Bern  1S5()).  —  2)  Gut- 
RCbteu,  IJeformprojekt  und  Projektgeßetz  iibcr  das  Annenwesen  des  K'an- 
tOBi  Bern.  iBern  185G).  Ferner:  3}  die  A  rmeuf  rage  mit  Rücksiebt  auf 
die  Revision  des  Annengesetses  von  Renward  Meyer  (Lnsern  1864).  — 
4)  Die  Noth  der  Verarmung  oder  der  Pauperismus  und  die  Mittel  ila^Tgcn 
mit  besonderer  Piücksicht  auf  den  Kanton  Ziirich.  Von  Dr.  l'.  Zehnder 
(Zürich  lb48).  —  5)  Itede  des  Herrn  Staatsanwalts  Dubs  bei  Eröfinung 
des  Grossen  Ratbs  den  1.  Hft»  1853.  —  6)  Ueber  die  verscbiedenen 
Systeme  der  Armenpflege.  Ein  Referat  von  Job.  Kirsel  (ZQrich  1854>  — 
7)  Bt'rirht  .Icr  Kommission,  Itoatiftrngt  mit  der  Prüfung  der  Frage  über 
den  Pauperismus  im  Kantou  Freiburg,  v  Kci^if  iiingsrath  Schal  1er  (Frei- 
burg  Iböö).  —  8)  Enquete  sur  Ic  pauperisme  duns  le  canton  de  Vaud 
(Lausanne  1841).  —  9)  Ueber  Erriebtung  von  Zwangsarbeitsanstalten,  von 
Dr.  A.  V.  ürelli  (Zürich  186.')).  —  10)  Ke  Berichte  der  Kantonsregie- 
rungen über  die  Vcrv,  altnng  des  Ärmenwesens  im  Jabre  1867.  (Zeitscbrift 
für  schweizerische  Statistik  Jahrg.  186Ü  Nr.  1—3.) 
BainiDKiiaui,  ArmcupAei;«. 
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Hand«,  welche  Liegenschaften  befbreffen  oder  den  zehnten  Theil 
des  Nachlasses  übersteigen,  sind  ungültig.*  Als  der  Staat  die 
Kirchen-  und  Klostergüter  in  Besitz  genommen  hatte,  sahen  sieb 
die  bisher  davon  unterhaltenen  Armen,  ungewohnt  oder  unfähig, 
zu  ui  Ih  iten,  nach  anderen  Gebern  um,  lösten  sich  von  ihren  festen 
W'ubii^-itzen  los.  streiften  liettfliul  umher  und  wurden  zu  einer 
wahren  Landplage,  dass  die  'i'agsalziiiig,  um  die  Armen  wieder 
zu  fixiren  und  zu  lokalisiren,  15.")1  den  Uriindsatz  aussprach,  dass 
künftig  jedtT  Ort  und  jedes  Kirchspiel  seine  Ai  men  erhalten  solle. 
Dieser  Gnai<isatz  wurde  durcli  t'ino  Keilie  von  Verurduungea 
immer  schärfer  präzisirt,  bis  niun  tudlich  durch  besondere  Bet- 
telordnungen Jeden  definitiv  der  Gemeinde  zuwies,  wo  er  ge- 
boren imd  erzogen  worden,  die  Erblichkeit  der  GemeindeuigeliO- 
rigkeit  festsetzte,  die  rechtliclie  Unterstützungspflicht  der  QemeindeB 
gegenüber  ihren  Armen  aussprach  und  dafür  die  Armentellea 
(Armensteuera,  gew5hslieh  vom  Netto-VermOgen)  einführte.  Die 
Bettelordnnngen  bezweckten  vor  Allem  die  Verwandlung  des  regel- 
losen Almosengebens  in  eine  ölTentliche  Armenpflege  durch  Be- 
stellung dnes  eigenen  Almoseners  und  eine  bessere  Eontrote  über 
die  Armen.  Die  freie  Niederlassung  war  nicht  beschrtokt,  aber 
auch  nicht  Vorsorge  getroflfen,  dass  die  Niedergelassenen  ohne 
Schwierigkeit  Bürger  und  im  Verarraungsfall  Armenhörige  ihres 
neuen  Wohnorts  hätten  werden  können.  Gerade  die  mit  der  tie- 
raeindeangehörigkeit  verliundcne  Armenhörir'-keit  legte  vielmehr, 
je  deutlicher  der  Zusammenhang  ins  liewusslsein  trat,  den  Keim 
zur  Abschliessuug  der  «lenieiiideu,  insbesondere  der  Städte.  Wäh- 
rend unlilnglich  die  Heiniallisiumenpttege  zugleich  Orlsarmenpflege 
und  nichts  als  Ortsarnn'HjiHegc  war,  so  fing  sie  bald  an,  sich 
über  ihre  Grenzen  auszuJelinuu  und  einen  auswärtigen  Arnienetat 
zu  bekommen,  welcher  um  so  mehr  anwuchs,  je  mehr  die  Ver- 
hältnisse in  der  Heimath  zur  Auswanderung  trieben.  Damit  ent- 
wickelte sich  ein  immer  deutlicheres  Krebsübel.  Die  Anfiddit  ood 
amenptiegerische  Behandlung  der  auswärtigen  Armen  wurde  un- 
mOglidi  und  die  den  Gemeinden  auferlegte  Unterstütsnngspflicht 
bewirkte  «L&hmung  der  eigenen  Kraft,  unbedachtes  Oiünden  ein» 
eigenen  Hausstandes,  ökonomischen  Leichtsinn,  Gewohnheit,  sieb 
an  Andere  zu  halten,  Abschwächung  des  Ehrgefühls,  lügnerisches 
Bitten  und  trotziges  Dräugen.*  Die  Zahl  der  Unterstützten  und 
Verpflegten  nahm  zu.  Während  in  der  Zeit  des  Bettelns  und 
Almosengebens  die  Einzelnen  über  unerträglichen  Dnick  geklagt 
hatten,  so  seufzten  nunmehr  die  Gemeinden,  deren  Armeu- 
steuern  schon  in  dem  letzten  Viertel  des  vorigen  Jahrhunderts 
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sehr  drückend  waren  und  sich  iu  den  Hevolutioiiäjahren  immer 
mehr  steigerten. 

Die  Revolution  ^^dh  dem  Arnienwcseu  der  Schweiz  tiiu;  ffstere 
Gestaltung,  iu  tinein  unterm  13.  Februar  1799  erlassenen  Ge- 
setze stellten  die  belTetischen  Käthe  folgende  Grundsätze  auf: 
,1)  Derjenigen  QeselUchaft  In  jeder  Gemeinde,  weleber  bis  dabin 
miier  dem  Namen  der  Bürgersebaft  die  Pflicbt  der  Unterbal- 
bmg  und  Unterstützung  ihrer  Armen  obbig,  soll  diese  Pflicht 
ferner  obliegen;  2)  ein  niedergelassener  helvetischer  Staats- 
bOrger  soll  nicht  gehalten  sein,  irgend  eine  fieisteuer  zur  Ver- 
pflegung der  Armen  der  Gemeinde,  in  welcher  er  sich  anfhslt, 
oder  zu  der  Verwaltung  der  Gemeinde-  und  Armengüter  derselben 
zu  leisten,  falls  eine  solche  Beisteuer  unter  den  Antheilhabern  des 
Gemeinde-  und  Armenguts  stattfindet;  3)  es  soll  keine  Gemeinde 
berechtigt  sein,  ihr  Arniengut  zu  vertheilen.'*  Auch  die  Me- 
diationsregiennig  beschäftiLrte  sieh  von  1804 — ^1808  angelegentlich 
mit  dem  Armenwc.son  und  suchte  den  Klagen  der  Gemeinden 
durch  drei  Gesrfzf'  über  das  Niederlussuugss^esi'n,  das  Armeuwesen 
und  die  AruiMipolizi  i  abzuheltVn.  Diese  UcMt/e  führten  keine 
prinzipiellen  Keroriii'-ii  ein:  sie  ver."5(hiirtteu  die  Stialgfwalt  der 
Gemeinden  über  uinviirdige  Arme  und  Bettler,  organi^irten  die 
Armenpflege,  erleichterten  deji  Genjeinden  die  Ausweisung  von 
Soldien,  die,  ihnen  nicht  angehörig,  durch  wiederholtes  Betteln 
xur  Last  fielen,  garantirten  den  unverschuldet  Armen  von  Neuem 
nothdüi-ftige  Unterstützung  und  übertrugen  die  Sorge  dafSr  den 
Gemeinden  und  Bürgerschaften.  —  Im  Allgemeinen  ist  die  schwei- 
zeriache  Armenpflege  seit  der  Revolution  unter  dem  Einflüsse  der 
Gesetzgebung  der  Mediations-Begierung,  sowie  unter  Nachhülfe 
der  kantonalen  Gesetze  immer  mehr  in  das  Geleise  einer  festen 
lokalen  Ordnung  eingetreten.  Das  frühere  Vagantenthum  ist 
fast  überall  verschwunden.  Der  Arme  hat  eine  feste  Heimatb. 
Die  gesetzliche  Unterstützung  durch  die  Gemeinde  ist  zu 
konsequenter  Ausbildung  und  allgemeiner  Geltung  gekommen. 
Xur  ywr'i  Schweizerstädte,  Basel  und  Genf,  und  der  bernische  Jura 
sind  davon  bis  jetzt  unbei  ülirt  'jfeblieben.  Die  Armenuuterstützung 
beruht  daselbst  wie  im  nachbarlich(>n  Frankreich  auf  —  freiwil- 
liger Privat- Wohlthiitigkf'it.  Im  bernisehen  Jura  war  bei  der 
Wiederherstellung  der  dortigen  i}ürg\'rri.'chte  im  Jahr  1815  zu- 
gleich statuirt  worden:  „dass  zwar  in  den  Gemeinden  zur  Unter- 
stützung bedürftiger  Kranken,  Gebrechlicher,  Wittwen  und  \V  aisen 
frnwillige  Steuern  gesammelt,  und  besondere  Armenscckel  errichtet 
werden  sollen,  dass  aber  diese  Verbindlichkeli  der  Gemeinden 
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gegen  ibre  bedürftigen  Bürger  nie  anders  angesehen  Verden  lOime, 
wie  als  eine  Pflicht  der  freien  Wohlthätigkeit  und  cbristlidien  Liebe*. 
Der  Kanton  Neuenbürg  hat  sich  diesem  System  am  meoaten  ge- 
nähert, indem  daselbst  1773  die  gezwungene  Armenpflege  ein-  [ 
geführt,  dann  aber,  anf  Klagen  über  die  Yermehrmig  der  Zahl  : 
und  der  gesteigerten  Begehrlichkeit  der  Armen,  im  Februar  1819 
dahin  modifizirt  .vvivdc:  ,da;H  zwar  die  Gemeinden  ihre  Armen 
^  zu  unkrstützen  l\al)en,  soweit  ihre  Hülfsmittel  an  Armengülem 
es  erlauben ,  dass  aber  die  Erhebung  einer  Taxe  für  die  ArmeD  i 
ausdrücklich  untersagt  sei."  —  ^ 

In  der  ganzen  ül)rigen  Schweiz  hat  sich  die  obligatorische 
Koiniiiuiial-A  rmenpflege  festgesetzt;  dieselbe  charakterisirt 
sich  jeduch  thidiirrh.  dass  in  den  im  isten  Kaiituneii  eine  gegdi- 
seitige  Ergänzung  di-r  gesetzlichen  und  freiwilligen  Armeupflt'ge 
stattfindet.  Die  Untersuitzungspfl icht  der  Gemeinden  erstreckt 
sich  gewühnlicli  nur  auf  die  Hülflosen  oder  sogenannten  Xotli- 
armen,  d.  h.  auf  arme  AVaiseu,  auf  Kranke  und  solche  Erwach- 
sene, welche  wegen  Alter  oder  Gebrechlichkeit  zur  Arbeit  unfähig 
sind.  In  erster  Linie  Stud  fast  fiberall  die  nftehsten  YerwandieD 
gesetzlich  zur  ünterstfitzung  ihrer  armen  Angehörigen  verpffiohtet. 
Die  (gemeinde  wird  als  die  Familie  im  weiteren  Sinne  betraditei 
Ausgeprägter,  als  in  Deutschhind,  hat  sich  in  der  Schweiz  der 
mehr  familiäre  Charakter  der  Armenunterst&tzung  erhalten;  man 
hat  daher  auch  das  Bedtkrfhiss  nach  PräventiTmaasregehi  gegen 
den  rau])erisnnis  lebhafter  empfunden,  Nirgends  ist  man  so  rasch 
bei  der  Hand  mit  den  sogenannten  «Bevogtigungen",  dem  Be- 
i^tollen  von  Vormündern  für  liederliche  verschwenderische  Personen, 
welche  zu  verarmen  und  den  Gemeinden  zur  Last  zu  fallen  droheu. 
Ferner  ist  die  gesetzliche  ArnionpHege  der  Schweiz  auch  keines- 
wegs so  rein  iiusserlich-staatlich  oder  bürcaukratisch,  wie  in  Eng- 
land, was  sich  aus  der  sehr  verschicdeueii  Gemeindeverfassung 
erklärt.  Die  Schweiz  ist  und  war  von  jeher  ein  Gemeiudestaat. 
Jedes  Stück  des  Staatsgebietes  ist  einer  bestimmten  Gemeinde 
zugeschieden,  jeder  Staatsbürger  zugh  icli  Gemeiudebörger.  Die 
Gemeinde-Kegieruug  hat  in  der  Schweiz  eine  weit  duicligrcifendere 
Bedeutung  erhalten  als  das  selfgovernmeut  in  England.  Nnr  der 
Kanton  Appenzell  I.  Bh.  hat  etwas  abweichende  Terbältnisse^ 
indem  dort  keine  eigentlichen  Gemeinden  beeteheu,  vielmefar  der 
Kanton,  mit  Ausnahme  der  Gemeinde  Oberegg,  in  eme  einzige 
grosse  polltische  Gemeinde  vereinigt  ist,  für  welche  die  Ausfibong 
der  Polizeigewalt  und  auch  die  Terwaltung  des  Armenwesens  tob 
mes  ZeatralateUe  aus  erfolgt  und  mithin  eine  gemeiaachaftüdi^ 
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ist.  Diese  einziehe  grosse  politische  Gemeinde,  oder  ,<las  innere 
Land",  hat  auch  gemeinsame  Arnienanstaltcn;  ebenso  hat  die 
politlsdie  Gemdnde  Oberegg,  oder  »das  äussore  Land,*  seine 
dgene  ArmeiiTerwaltung  und  zwei  besondere  Armenanstalten, 
*  Hiraehberg  und  Oberegg. 

Im  üebrigen  bat  das  scbweisierische  Gemeindewesen  unter 
den  nenen  Bundeseinriehtungen  in  Folge  der  Gewährleistung  freier 
Niederlassung  und  wegen  des  raschen  Ortswechsels  der  BevOlke- 
rang  eme  Umgestaltung  erlitten,  die  auch  auf  die  Gestaltung  des 
Annen\v(  <i  schon  maclitig  zu  wirken  beginnt.  Die  Bewohner 
der  Gemeinden  unterscheiden  sich  in  1)  Gemeindt'bürger,  2)  Nie- 
dergelassene, 3)  Aufenthalter.  Die  Gemeindeljürger  bilden  die 
Bürgergemeinde,  wahrend  die  sogenainite  Einwohner'jff^meinde 
auch  dio  Nif'der<r*'lass.Mitri  mit  umfasst,  welche  gegenwilrLij:^  in 
immer  ziuu'hinender  Zalil  uml  Bedeutung  neben  den  Bürgern  auf- 
treten und  hier  und  da  schon  weit  zahlreicher  sind,  als  die  Bürger. 

Die  obligatorische  Armenpflege  der  Schweiz  beruhte  nun  bis 
auf  die  jüngste  Zeit,  rein  und  unvermischt  auf  dem  Prinzip  der 
Heimathangehörigkeit,  d.  h.  diu  B ürgergemuiude  unterstützte 
lediglich  ihre  bürgerlichen  Armen,  gleichviel  ob  diese  in  oder 
ausserhalb  der  H^matbgemeände  wohnen,  und  zog  desähalb 
konsequenter  Wdse  ihre  auswärts  wohnenden  Bärger  auch  zur 
Armensteuer  heran  (bürgerliches  oder  heimathliches Prin- 
zip der  Armenpflege).  Das  entgegengesetzte  Prinzip,  das  der 
Unterstützung  der  Armen  durch  die  Ort^gemeinde  (Territorial- 
oder Einwohnerprinzip),  ist  seit  dem  Jahre  1857  in  dem 
grOssten  Theil  des  Kantons  Bern  eingeführt  worden.  Dort  trägt 
die  Einwohner-Gemeinde,  unter  Beihülfe  des  Staates,  die  Last  der 
Unterstützung  aller  auf  ihrem  (Jebiete  wohnenden  Armen  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Heimathangehörigkeit.  Unter  der  Herrschaft 
der  bürgerlichen  Armenpflege  zeigt  sich  von  Jahr  zu  .lahr  ein 
grösseres  Missverhältniss  zwischen  der  Zahl  der  innerhalb  der 
Gemeinde  und  der  ausserlialb  derselben  sicii  auflialteiiilt'ii 
und  unterstützungsbedürftigen  Personen.  In  vielen  Gemeinden 
bilden  die  auswärts  lebenden  Armen  schon  die  Mehrheit  und 
machen  der  Annenbehörde  weit  mehr  zu  SLhaÜ'en,  als  die  im  Orte 
lebenden  bürgerlichen  Armen.  Die  ZurückschalVuug  der  Verarm- 
ten in  ihre  Heimathgemeinden  findet  immer  weniger  Anklang, 
weil  sich  dieselben  in  einer  ganz  neuen  Umgebung  7on  ihrem 
wirtbseliaftlidien  Falle  viel  schwerer  wieder  erholen.  Aber  die 
Verpflegung  der  Armen  am  Wohnort  durch  die  Heimathgemeinde, 
wozu  man  sieh  jetzt  bftufig  entschlieast,  steht  dem  Fortschritt  der 
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Armenpflege  auch  sehr  hemmend  im  Wege,  macht  eine  Eooirole 
Aber  die  Annen  kaum  möglich  und  verleitel;  manche  aoawartige 
Dflrftige,  von  ihren  heimuthlichen  Armenbeh^rden  ITnter.stfitzungini 
zu  erpressen  oder  sich  darauf  zu  verlasbeu,  dasa  ihre  neimatb  gern 
Opfer  bringen  werde,  um  nur  die  Kückkclir  veramiter  Bürger  abzu- ' 
wenden.  —  Ferner  stösst  die  Erliebung  der  Armensteuer  von  den  aus- 
serhalb der  Heimathg-enieinde  \vohnen<loii  liüri^ern  auf  immer  grös- 
sere Sch\vieri*,'keiteü,  nachdem  die  BiiFii|i  sver.sammlui\f  auf  eine  Be- 
schwerde des  Kantons  Zürich  <4'eg"eu  den  Kanton  8t,  Hallen  zu  (Tiin>tt'a 
der  Behandlunsf  der  Annensteuer  als  »'iner  Kinwohnerstencr  eiitsclii*:'- 
den  und  das  Verfahren  Zürichs  gef^i^en  seine  abwesenden  Bürger  als 
ein  bundeswi'lriges  um!  uii>ta'Jhal'te.s  erklärt  hat.  Dadiueh  ist  in  das 
System  der  bürgerlichen  AriueiipMeife  ».'in  bedenklicher  Riss  gekom- 
men. Die  Kautoae  mit  bürgerlicher  Armen  Verwaltung  verlieren  die 
Armenstenem  ausvftrts  wohnender  Burger  und  erhalten  keinen  Emti 
von  ihren  eignen  fremden  Einwohnern,  welche  aie  freiwillig  steuerfrei 
lassen,  so  dass  dann  diese  letzteren  nirgends,  weder  darch  ihre 
Heimathgemeinde,  noch  in  ihrem  Wohnorte,  besteuert  werden.  Bme 
solche  Anomalie  zum  offenbaren  Naohtheil  der  Bürgergemeiiide 
wird  auf  die  Dauer  wohl  kaum  bestehen  können.  Auf  der  andern 
Seite  wird  man  sich  auch  scheuen,  die  wohlhabenden  Niedergelu^ 
senen  für  die  Armuth  zu  besteuern  und  zu  gleicher  Zeit  die  ver- 
armten Niedergelassenen  in  ilire  Heimatii  zurückzuschicken.  £8 
mehren  sich  daher  auch  in  I  n  Kantonen  mit  bürgerlicher  Armen- 
pflege die  Stimmen  für  Uebei  lragung  des  Armenwesens  an  die 
AVohngemeinden.  Im  Kanton  Zürich  isi  diesen  Stimmen  in  alVr- 
neu-ier  Zeit  eine  Konze-siun  gemacht  \\<>iden.  indejn  Art,  ;'>4  der 
neuen  Wrfiissung  vom  31.  März  1869  lautet:  ^Die  vorniund- 
schalLliche  Ob-orge  und  die  Pflicht  der  l'nter>tülzung  im  Fall 
der  Verarnmng  liegt  in  der  ivegel  der  Heimatbj^'eHieinde  ob.  Durch 
die  Gesetzgebiaig  kümien  indessen  die  diesl'älligen  Pflichten  und 
die  damit  verbundeneu  Kcchte  ganz  oder  theilweise  der  Wohn- 
gemeiude  übertragen  werden/ 

Es  muss  im  Interesse  einer  unparteiischen  Berichterstattung 
hierbei  auch  derjenigen  Argumente  und  Thatsachen  gedacht  wer- 
den, welche  in  der  Schweiz  gegen  die  allgemeine  ünierstfltzong 
durch  die  Wohnortsgemeinden  angeführt  werden.  Wenn  jeder 
Ort  fflr  alle  seine  Bewohner  sorgen  muss,  so  kann  es  gescheheilt 
dass  die  eine  oder  andere  Gemeinde  ihrer  veranntm  oder  der 
Verarmung  auagesetzten  Einwohner  sich  absichtlich  zu  entledigen 
sucht,  indem  sie  ihnen  Geld  giebt,  damit  sie  bei  Zeiten  fortziehen. 
Der  Kanton  Bern  hat  es  bei  Einführung  der  Ortsarmenpflege  da- 
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her  auch  für  urithifj  erachtet,  durch  sein  Niederla^isungsgesetz  die 
Gemeinden  vor  solchen  l'ersoncn  zu  schützen .  die  unter  Mithülfe 
de^;  üübeien  Wolinorts,  nicht  um  der  Arbeit,  sondern  um  der 
öffentlichen  Wohlthätigkeit  willen  einen  Ort  aufsuchen.  Es  wird 
darin  Terordnet,  dass  Jemand,  der  sich  in  das  WobnsifczrQgister 
einer  Gemeinde  als  Anfen£halter  einschreiben  lassen  will,  ämch 
ein  Zeagniss  seines  bisherigen  Wohnsitzes  nachweisen  mnss:  a)  dass 
weder  er  selbst,  noch  eine  seiner  Gewalt  unterworfene  Person  anf 
dem  Notharmenetat  stehe;  b)  dass  er  vollstftndig  arbeitslähig  sei 
oder  entsprechende  Snbsistenzmittel  besitze.  —  Bei  der  Ein- 
scbieiboDg  als  Niedergelassener  kann  überdies  noch  verlangt 
werden:  ,Xarhs\ eis  eigener  AVrdinung  in  der  Gemeinde  oder  eines 
Wohnungsakkords  für  dieselbe  ohne  Gutsprache  v'on  Seiten 
des  Wohnsitzes."  —  Die  Niederlassung^- Gesetze  werden  nun 
der  Natur  der  Sache  nach  von  den  Ortj^gemeinden  bei  ört- 
lich^T  Arni»'?i)iflege  immer  strenger  L't'bjtntlbabt  worden,  als  da, 
wo  niuu  \  eraiiiit'^  wieder  an  ihre  Heiinathgt'rneiii'lcn  zunUkweisen 
kann.  Und  doch  bedarf  Niemand  der  unbedingten  ^'iederlassungs- 
freiheit  so  sehr,  wie  gerade  der  Arme  und  Almoseugenössige. 
Angesichts  der  eben  geschilderten  Scliwifrigkeiten  und  Schatten- 
seiten beider  Systt-me,  sowohl  der  büigt-i  liehen,  als  auch  der  ört- 
lichen Armenpflege,  muss  das  Ziel  der  Befreiung  der  Armenpflege 
durch  Uebertragung  der  Last  von  den  Sehnltem  der  Gemeinde 
oder  des  Staats  auf  die  Schultern  freier  oder  frei  Terbundener 
Vereine  immer  mehr  in  den  Vordergrund  treten.  Es  fehlt  aacb 
in  dieser  Kichtung  in  der  Schweiz  nicht  an  Versuchen  und  Er- 
&hmngen,  wie  sich  speziell  ans  unserer  Darstellung  der  Armen* 
pflege  in  den  £antonen  Bern  und  Basel-Stadt  ergeben  wird.  Im  AU* 
geroeinen  giebt  man  auch  da,  wo  man  die  gesetzliche  Armenpflege 
noch  beibehalten  zu  mdssen  glaubt,  bereitwillig  zu,  dass  man  ohne 
Mithülfe  und  Ergänzung  der  freiwilligen  Armenpflege  niemals  im 
Stande  sein  wird,  den  Pauperismus  erfolgreich  zu  bekämpfen.  — 
Freiwillige  Armen i'fl 'ge. 

Es  bestehen  in  den  meisten  Kantonen  frei  willige  Armen- 
vereine oder  Armonanstalten  frei''r  Vereine,  w^elche  neben  oder 
mit  den  gesetzlicL(Mi  Arnfnl'oliürdeu  der  Armuth  abzuhelfen  suchen. 

Das  nachahmungswiudii;sit'  Beispiel,  welches  die  Schweiz 
auf  dem  Gebiete  des  Arnieuwesens  der  Welt  gegeben  hat, 
sind  ihre  A  v  m  e  n  e  r z  i  e  h  u  n  g  s  -  A  u  s  t  a  1 1  e  n ,  die  Scliöi)fuugen 
ihrer  würdigen  Söhne  Pest-alozzi,  Fellenberg  und  Wehrli,  welche 
den  Gedanken  der  Erziehung  armer  Kinder  durch  Arbeit,  insbe- 
sondere  duich  landwirtfaachafllldke  Arbeit,  praktisch  Terwirklioht 
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haben.  Nach  dem  Muster  der  Wehrlianstalt  in  Hofnyl  M  an 

40— öO  Armcnscliiilon  in  der  Schweiz  errichtet  worden,  welche  den 
Griunlsat/.  der  Ki/it^liiniLT  zur  Arbeit  und  durch  Arbeit  an  cUe 
ypit/e  ihrer  Thiiiiirkeit  stellen  und  meist  mit  kleiiiorpn  Hin-  '^\-ön^ 
ren  (lutswirtlisclialten  in  Verbindung  stehen  (siehe  das  Werk  von 
Kd.  Zellwpq-('i-  .dio  sehw  ei/**rischen  AnnfMisfliulen"),  —  Eine  der 
neustt'Ji  Ansfülten  dieser  Art  ist  die  im  Jahr  1868  von  der  geraein- 
nüt/.ii^en  (icsidlseliaft  des  KanUms  Ziirieh  {»'eLfründete  Pestalozzi- 
stifliiii<^'  für  Knaben  bei  Sclilieren,  welche  für  arme,  einer  guten 
Ki"/.iehun<,^  entbehrend»'  Kinder  mittelst  freiwilliger  Opfer  des  Ge- 
meinsinns  und  der  Hiinianilat  sorjcren  will.  Im  Knnton  Aanrau, 
wo  namentlich  die  sor^ry.uuiten  „Kulturgesell-rliiilliii*,  augeregt 
durch  Heinrich  Zschokko  und  andere  edle  Männer,  sich  durch 
Gründung  von  TaubstummenanBtaltcn,  Arbeitsschulen,  Erspaniii»- 
kassen,  Krankennnterstützungs -Vereinen  etc^  verdient  gemacht 
haben,  besteht  gegenwärtig  ein  ganzes  Netz  yon  Armenersie- 
hungs-Yereinen,  die  im  Jahre  1865  9022  Mitglieder  ans  191 
(von  284)  Gemeinden  zählten  und  629  arme  Kinder  in  Familien 
oder  bei  Lehrmeistern  zur  Erlernung  eines  Handwerks  unter- 
gebracht hatten.  Ausser  10  grossen  Armenerziehnngsvereinen  be- 
standen im  Kanloa  Aargau  1867  noch  60  Franen-,  Arbeits-, 
Kranken-  und  Almosenvereine  mit  zusammen  3019  MitgUeden, 
welche  931  Kinder  und  1271  Erwachsene  unterstützten.  — 

Mit  der  Si»ri:<'  für  gnte  Erziehung  armer  Kinder  gelit  auch 
die  Sorge  für  «verwahrloste*  Kinder  von  Seiten  zahlreicher  freier 
Vereine  Hand  in  Hand.  Die  Armenvereine  haben  hie  und  da 
auch  die  .Einführung  neuer  lndii.>triez\veige*  mit  unter  ihre  Zwecke 
autLjeiiumiiieii.  In  Solothurn  be.si.ht  eine  Armenarbeitsanstalt,  die, 
ausgeiieud  vuii  (h  in  (irundsatze  „  Arbeil  ist  das  beste  Almosen*, 
den  Zweck  hat,  armen  arbeitsfähigen,  aber  arbeitslosen  Personen 
in  Solothurn  und  Ümgegeiid  Verdienst  zu  verschaffen.  Die  Ein- 
richtung besteht  darin,  dass  sich  mehrere  Aktionäre  zu  einem 
jahrlichen  Beitrage  verpflichten,  woraus  Bohstoffe  (meistens  Flachs, 
Hanf,  Garn,  Baumwolle  etc.)  angeschafft  und  zur  Verarbeitung  an 
Anne  abgegeben  werden,  wofür  ihnen  Arbeitslohn  beiahlt  wird, 
wShrend  die  Fabrikate  verkauft  oder  an  Mitglieder  des  Vereins 
2u  einem  wohlbemessenen  Kaufpreis  abgegeben  werden. 

Eine  besondere  £rwfibnung  verdient  die  treflBichd  Oigani.^ation 
der  Ireiwüligen  .\rnien vereine  des  Kanton.s  Appenzell  a.  Rh.  Von 
sämmtitchen  20  Gemeinden  dieses  Kantons  besitzen  1-^  freiwillige 
Armenvereine ,  die  übrigen  2  Gemeinden  (Wtddstatt  und  <iais) 
haben  wenigstens  Frauenveieine,  die  eioigeimaasen  als  Ersatz  au- 
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gesehen  werden  können.  Diese  freiwilligen  Vpreinc  erstrecken  ihre 
Thätigkeit  auf  alle  Bewohner  ohne  Riicksiclit  auf  Bfirgerreciit  und 
Konfession;  sie  bezwecken  räch  ihren  Statuten  , Hülfe  gepcen  die 
Armennoth,  uicht  aber  nur  durch  Verabreichung  von  Gaben  zur 
Milderung  der  schon  vorliandenen  Noth,  sondern  ebensosehr  und 
hauptsächlich  durch  persönliche  religiössittliche  Einwirkung  zur 
Entdeckung  und  Verstopfung  der  Armuthquelleu  in  möglichster 
ErgSozimg  dessen,  was  die  gesetzUehe  Armenpflege  aus  versehie* 
denen  Grdnden  nie  eizwecken  kann*.  Hauptprinzipien  der  Ver- 
eine sind:  das  Familienleben  der  Armen  zu  beben,  die  Erziehung 
der  Kinder  zu  fördern,  alle  Armen  in  ihren  Wohnungen  zu  be- 
suchen, in  der  Begel  keine  Unteratfitznngen  in  baarem  Gelde  zn 
verabreiehen,  den  Armen  Arbeit  zu  versehaffen,  dem  Bettel  ent- 
gegen zu  arbeiten  und  sieh  «zur  Erzielmig  gesegneten  Zusammen- 
wirkens in  Zucht  und  Pflege  der  Armen  auf  geeignete  Weise  mit 
der  gesetzlichen  Armenpflege  in  Verbindung  zn  setzen".  Der  Vor- 
stand dieser  Vereine  besteht  gewöhnlich  aus  7  Mitirliedern,  welche 
die  nöthige  Zahl  von  Armenpflegern  aus  siininitiithen  Vereins- 
mitgliedem  wählen.  Kinen  besonderen  Verwaltungszweig  der  Ver- 
eine bildet  die  sogenannte  Almusenstube  für  reifende  Handworkor, 
die  im  Falle  der  UnterstützungsbediirftiL^'keit  einen  Zehrpltunig 
erhalten.  —  Diese  freiwilligen  Vereine  habeu  zu  wiederholten  Malen 
Abgeordneten -Versaniin hingen  veranstaltet,  um  in  einzelnen  Ge- 
bieten ihres  ^^'irken3  möglichste  Uebereinstimmung  zu  erzielen. 
Daraus  sind  mehrere  praktische  Sinriehtungen  hervorgegangen. 
Die  Vereine  haben  die  Ffibrung  eines  doppelten  Protokolls  liber 
jeden  Armen  beschlossen,  Ton  denen  das  eine,  anf  lose  Bogen  ge- 
schrieben und  genaue  Angaben  öber  die  Persönlichkeit,  Verhfilt- 
niase  und  Unterstützung  eines  Armen  enthaltend,  bei  dessen  Wegzug 
aus  emer  Gemeinde  dem  Armenverein  desjenigen  Orts,  in  welchen 
er  zieht,  zugestdlt  wird.  Gleichzeitig  wurde  vereinbart,  dass  die 
Unterstütznng  der  reisenden  Handwerksburschen  nicht  mehr  von 
jeder  Gemeinde  für  sich  und  nach  eigenem  Gutdunken,  sondern 
nach  gewissen  gemeinsamen  Grundsätzen  und  Ordnungen  geschehen 
solle.  —  Die  Verbindung  der  gesetzlichen  mit  der  freiwilligen  Ar- 
menjtflt'ge  hat  sich  im  Kanton  Appenzell  a.  Rh.  sehr  gut  bewährt; 
die  eine  ergänzt  und  korrigirt  die  andere,  wozu  hauptsächlich  der 
Umstand  günstig  mitwirkt,  dass  in  allen  Ivomite's  der  freiwilligen 
Armeiivereine  Mitglieder  tlor--  gesetzlichen  Arnienkonimissionen 
sitzen.  Es  ist  dadurch  am  Ii  in  die  gesetzliche  Armenpflege  ein 
neuer,  besserer  Geist  eingedrungen;  die  Grundsätze  der  freiwilligen 
Armenpflege  sind  von  ihr  nach  und  nach  adoptirt  worden. 
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Die  Appenzeller  Armenrereiiid  erhalten  eine  wesenfliehe  F<(r* 
derung  durch  den  St  Galler  Verein  gegen  Haus*  und  Oassen- 
bettel,  der  nach  .seinem  Jahresbericht  von  1867  jetzt  655  Mit- 
glieder zählt,  und  seine  Thätigkuit  namentlich  auch  auf  die 
Nachbarschaft  erstreckt,  indem  er  29  Armenfereine  der  Umgegend 
unterstützt.  Diese  29  Vereine  zählten  zusammen  über  33<>')  Mit- 
glieder, welche  ihre  Wirksamkeit  im  Jahre  1866  auf  7929  l'er- 
sonen  verbreiteten  (die  durdireiäendeü  Haudwerksburschen  nicht 
mitgerechnet). 

Die  Anti-Bettclvereiu«^  sind  auch  in  andern  Theilen  der  Schweiz 
sehr  verbreitet,  liegenden,  wie  die  Umgebungen  des  Züricher 
See's,  erlreuen  t^ich  nicht  nur  bei  Tuuristen,  sondern  auch  bei 
Bettlern  einer  klus:ii»cheii  Berühmtheit.  Man  hat  Bettler  aufge- 
griffen, die  nach  Beendigung  ihrer  gewohulich  viertägigen  Wan- 
derung um  den  ZQiidier  See  rieh  fiher  40  Franken  erbettelt  hatten 
und  wie  die  Zngvdgei  wiederkehrten,  zahlreiche  Genossen  aus  wdter 
Ferne  nachziehend,  bis  man  sieb  endlich  gegen  diese  Landplage 
durch  Vereine  schützte,  deren  Mitglieder  sftmmtliche  Bettler  ao 
ein  gemeinsames  Biireau  verweisen,  das  ihre  VerhältDisse  und  . 
Schriften  prüft  und  eventuell  Dürfilage  mit  einem  einmaligen  il* 
mosen  unterstätzt.  Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  der  Betld 
ein  Geschäft,  eine  Industrie  ist,  die  erst  dann  in  Verfall  und  Verruf 
kommt,  wenn  .sie  sich  nicht  mehr  rentirt  Im  Kanton  Neuenbürg 
haben  die  unter  dem  Namen  „bureaux  de  Tnendicitö"  in  den  Haupt- 
orten des  Kantons  bestehenden  Anti- Bettel  vereine  ebenfalls  zur 
Abschaüung  der  Bettelei  wesentlich  beigetragen.  Im  Kantoo 
Glarus  ist  ilasselbe  geschehen.  In  Basel  leistet  ein  seit  1867 
gegmndeter  «Erkundigungs-Ven  in",  der  seine  Verbindunijen  imth- 
gedrungen  über  Stadt  und  Kanton  hinaus  auf  die  N;irhl»;irgemeiti- 
den  von  Basel -Land,  Elsass  und  Baden  erstreckt,  uhüliehe  vur- 
treftiiclie  Dienste.  Am  zweckmäsaigsten  unter  allen  Auti-Bettel- 
vereinen  verfahrt  die  in  Lausanne  1851)  gegründete  ,Societe  pour 
reprimer  les  abus  de  la  mendicite*,  die  einen  glänzenden  Sieg 
Über  das  Bettelwesen  erfochten  hat  Diese  Gesellschaft  verUieiit 
an  ihre  Mitglieder  gedruckte  Karten,  aus  deren  Kummer  man  den 
Namen  des  Gebers  erkennt.  Ein  Kontrolbüreau  empfängt 
Annen,  welche  mit  einer  solchen  Karte  versehen  sind,  prüft  ihre 
Hülikbedüiftigkdt^  giebt  ihnen  in  der  Begel  nur  Unterstützung 
in  Nahrungsmitteln  für  einen  Tag,  notirt  ihre  Namen  und 
Wohnorte  und  übt  eine  heilsame  Kontrole  über  säe.  Schon  der 
erste  Jahresbericht  dieses  Vereins  konnte  höchst  erfreuliche  Resul- 
tate über  die  Abnahme  dee  Bettels  mittheilen.  Mehrere  Bettler 
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hatten,  indisrnirt  tiber  die  Lühmung  ihrer  Industrie,  erklärt,  dass 
sie  mit  den  Karten  dieses  Vereins  in  Lausanne  nichts  mehr  anfan- 
gen konnten,  iiml  Einer  von  ihnen  liatte  siel»  heklaj^^t,  dass  er.  seit 
diest^s  Uiireaij  itestfhe,  zur  EisenltalinailM'it  luibe  nlcrgehen  müssen. 
—  Leider  kehrt  in  den  Berichten  solcher  N'ereiue  immer  die  Klage 
Wiedel-.  da>;5?  man  wohl  mit  den  Rettlern,  aber  nicht  mit  den  Al- 
m.iseMgebern  fertig  werde,  und  dass  namentlich  die  üeberinuen 
oft  durcbauB  nicht  zu  belehren  und  von  ihrer  irrigen  Unterstützungs- 
iieise  abzabriogen  seien.  Wahrend  der  eigenUiche  OftssenbetI»! 
meist  rerschwunden  ist,  findet  der  Hansbettel  darin  seine  Nah- 
rung, dass  sich  so  viele  nicht  zu  grundsfttzlichem  Neinsagen  ent* 
aehliessen  kOnnen  oder  ans  Trägheit  das  rasche  Spenden  einer 
Gabe  der  Nachfrage  nach  dem  Armen  vorziehen,  ohne  zn  beden- 
ken, dass  man  durch  jedes  Almosen  an  unbekannte  Bettler  ein 
doppeltes  Unrecht  begeht!  ein  Unrecht  gegen  den  Bettler,  der  im 
Umherschweifen  bestärkt  und  demoralisirt  wird,  und  ein  Unrecht 
gegen  die  Gesellschaft,  deren  Anstrengungen  gegen  den  Pauperis- 
mus man  vereitelt.  Der  Beitritt  zu  einem  Verein,  dessen  Karten 
man  statt  des  Almosens  dem  Bettler  überreidit.  U{  vorzüglich 
geeicfnet,  der  Barmherzigkeit  Derer,  welche  is'iemanden  abweisen 
wollen,  die  rechte  Richtung  /.u  geben. 

Unter  den  Instituten  der  Freiwilligkeit  verdienen  endlich  aucii 
die  von  Ausländern  gegründeten  Hülfsvereine  Hrwähnung.  von 
denen  die  deutschen  Hülfsvereine  in  Zürich,  Basel.  Bern.  (Jenf 
und  Aargau  eine  weitreichende,  die  x\oth  ihrer  deutschen  Lands- 
lente  lindernde  Thfttigkeit  entwickeln.  Diese  Hfilfsvereiue  bilden 
einen  Zentralverein,  um  die  Hälfeldstung  zweckmässig  zu  organi- 
slren.  Die  meisten  deutschen  Begierungen  befdrdem  die  Bestre- 
bungen dieses  Zentralvereins  darch  Jahresbeiträge.  Schweizerische 
und  deutsche  Eisenbahnen  gewfthron  diesen  Vereinen  Freikarten 
fBr  heimkehrende  kranke  oder  verarmte  Deutsche.  Der.  deutsche 
Hülfsvereiu  in  Zfirich  zählte  nach  sdnem  letzten  Jahresberichte 
252  Mitglieder,  welche  642  Personen  unterstützten  und  zwar  theils 
durch  Reiseunterstützungen,  theils  durch  Krankenpflege,  theils  durch 
Hülfe  an  nothleidende  Familien.  Bei  der  grossen  Anzahl  von  be- 
dürftigen Deutschen,  welche  sich  in  der  Schweiz  aufhalten  oder 
durchreisen,  ist  die  Arbeit  der  Vorsteher  dieser  Hülfsvereine 
keine  kleine. 

Nelten  dem  Segen  der  sich  frei  bethfitigenden  barmherzigen 
Gl  sinriung  wuchern  in  verschiedenen  Theilen  der  Schweiz  auch  die 
Schaden  der  unorganisirten  freiwilligen  Armenpflege,  des  unüber- 
legten regellosen  Spendens,  und  die  jNachtbeile  grosser  Bürger" 
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notcungen  und  Woblthfttigkeitsfoiidg.    Die  reichste  Stadt  der 

Schweiz,  Basel,  hat  verhältnissmässlg  auch  die  grösste  Zah!  der 
Unterstützten.  In  dem  wolilli;ib<  ii(l(  ?i  Kanton  Zürich  ist  das  Ver- 
hältniss  der  Unterstützten  in  den  drei  reicheu  Bezirken  Zürich, 
Horgen  und  Meilen  am  ungünstigsten,  —  wie  es  in  dem 
Re<^icrnngsrathsbericht  von  1861  lieisst  —  ,in  diesen  mit  Hin- 
siclit  ;inf  AVolilstaiid  in  den  ersten  Reihen  stehenden  Bezirken  den 
Arnienunterstützungeu  eine  weitere  Aiisdoliniinf^  gegeben  wird,  als 
dien  in  manchen  anderen  lJez.irken  der  Fall  ist".  Der  Züricbor 
Hegieruiigsrath:sl)eri(']it  von  1865  nennt  unter  den  von  eiiizeluen 
Armenpflegen  hervorgoliobcnen  Gründen  der  Verarmung  geraiiczu 
,die  in  einzelnen  Gemeinden  bestehenden  Korporatiunsgütor,  an 
wekiie  sich  mancher  junge  Manu  halte,  statt  anderwärts  sein  Aus- 
kommen zu  suchen.'  Auch  im  Kanton  Bern  fand  sich  nach  einer 
in  den  40er  Jahren  Teranstalteten  Enqudte  «die  giOssts  Zahl  der 
Unterstfttztea  im  Verhftltniss  zur  GHtese  der  betreffenden  Bflrger- 
aehaiten:  1.  in  den  Stadtgemeinden,  wo  reiche  Armengftier  des 
Ldchtsinn  der  Armen  begOnstigen;  2.  in  Gemeinden,  welche  im 
Yerhftltniss  zu  ihrem  Gemeindebezirk  ungemein  grosse  Bflrger- 
Schäften  haben;  3.  in  Gemeinden,  welche  ziemlich  grosse  Bürger- 
genüsse gewahren;  4.  in  Gemeinden,  welche  ihrer  Abgelegenheit 
willen  Mangel  an  Verdienst  leiden".  Eine  neuere  Schrift  des  ber- 
nischen Staatsmannes  IJlösch  über  das  Geiiieiudewesen  nennt  es 
,eine  Thatsache,  dass  überall,  wo  die  grössten  GemeiudenutzimgeH 
existiren,  ;ini  meisten  Trägheit,  Faullenzerei  und  Arbeitsscheu 
herrscht."'  Der  treffliche  Bericht  des  Hegiernngsrath^  Srhaller 
über  den  Pauperismus  im  Kanton  Freiburg  maclit  ebenfalls 
(pag.  12)  darauf  aufmerksam,  ,dass  die  Zahl  der  Armen  bei  Weitem 
grösser  sei  in  den  reichen  Gemeinden,  wie  Freiburg.  Greyerz,  Mac- 
conens  etc.  und  auf  gleicher  Höhe  bleibe,  während  die  iiülfsniittel, 
über  die  jene  Verwaltungen  verfügen  können,  gerade  es  möglich 
machen  müssten,  durcli  Yorsichtsmaasregeln  gegen  die  Eosteaz 
des  Pauperismus  selbst  zu  reagiren*. 

Armengesetze. 
Anlangend  den  dermaligen  Stand  der  schweizerischen  Annen* 
gesetzgebung,  so  ist  zu  bemerken,  dass  sechs  Kantone  keine 
speziellen  Armengeaetze  oder  Armenordnungen  besitzen,  nümlieh: 
Basel-Stadt,  Appenzell  a.  Kh.  und  Appenzell  i.  Bh.,  Waadt,  Neuen- 
bürg nnd  Genf.  Nur  in  den  Verfassungen,  in  den  Beschlöasea 
der  Laudesgemeinden,  in  den  Polizeigesetzen,  Steuergesetzen  and 
anderen  Verordnungen  dieser  Kantone  finden  sich  einzelne  zerstrente 
Beetimmungen,  welche  auf  das  Armenweeen  Bezug  haben. 
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•  Die  übrigen  Kantone  besitzen  foli^onde  Gesf'tzo:  Aar^au 
hat  das  älteste'  noch  ^-ültige  Arraenfresetz  vom  17.  Mai  1^04  (neuer 
Gesetzentwurf  vuu  l."^t)7).  Es  folgen  ünterwahlen  nid  dem 
Wald:  Gesetz  vom  14.  Januar  1811,  Solothurn:  Grundiuaximen 
zu  einer  Armen- Verordnung  vom  17.  Dezeni))er  1813,  Wallis: 
Oesetz  vom  20.  Mai  1827  nnd  vom  29.  Juli  18.")ü,  8t.  Gallen: 
Gesetz  vom  30.  April  1835,  Zug:  Verordnung  über  den  Gassen- 
bettel und  das  Armeaweseu  vom  13.  November  1845,  Freiburg: 
Ärmengesetz  vom  25.  Mai  1850  (neuer  Entirorf  TOm  Mai  1869X 
Schwyz:  Armeoordnuug  vom  12.  Februar  1851,  Schaffbausen: 
Annengesetz  vom  14.  Mftrz  1851,  Unterwaiden  ob  dem  Wald: 
Armengesetz  Tom  26.  Oktober  1851,  Zürich:  Gesetz,  betreffend 
das  Armenwesen  vom  28.  Juni  1853,  Tessin:  Legge  comunale 
13  gingno  1854  und  L^ge  27.  NoTOOtiber  1855,  Luzern:  Ärmen- 
gesetz vom  5.  Dezember  1856  (neuer  Entwurf  von  1864),  Bern: 
Ärmengesetz  vom  1.  Juli  1857,  Graubünden:  Armenordnung 
vom  1.  Juli  1857  mit  Abänderungen  durch  Grossrathsbescblüsse 
vom  20.  Juni  1859,  vom  5.  Juni  1862  und  vom  5.  Juni  1867 
und  Kleinrathsbeschluss  vom  25.  Oktober  1861,  Basel -Land: 
Gesetz  über  das  Armenwesen  vom  7.  November  1850,  Thurgau: 
Armonge>Ttz  vom  15.  April  1861,  Glarus:  Armenge>etz  erlassen 
von  der  Laudsgemeinde  1840,  tbeilweise  abgeändert  iu  deu  Jabreu 
1849,  1850,  1852  nnd  18(34.  — 

Die  ebenerwabnten  Gesetze  cbarakterisiren  .sich  dadureli.  dass 
sie  den  Gemeinden  die  Uni^rstützung  der  Armen  zur  Ptlicht 
machen  und  zwar  der  Kantun  Bern  deu  Wohngemeinden  und 
die  fibrigeu  Kantoue  den  Bürger-  oder  Heimatbgemeinden, 
•gleichviel  ob  die  Gemeindebfirger  in  oder  ausser  der  Gemeinde 
wohnen*.  Nur  die  beiden  Urkantone  Uri  nnd  Schwyz  haben  Be- 
stimmungen, welche  von  dem  streng  bürgerlichen  Flrinzip  der 
Armenpflege  abweichen.  Im  Kanton  Uri  bestimmt  das  Gesete 
von  1843  in  §.  3:  »Den  betreffenden  Gemeinden  und  ihren  Armen- 
pflegen fiülen  alle  ihre  Gemeindegenossen  zu,  welche  von  jeher 
oder  seit  mehr  als  15  Jahren  in  dort  angesessen  sind".  ISs 
werden  mitbin  Bezirksburger  schon  nach  einem  15j&brigen  Auf- 
enthalt in  einer  neuen  Gemeinde  dort  auch  almosengenössig.  — 
Die  Armenordnung  von  Schwyz,  wo  die  Unterstützungäpflieht 
ebenfalls  anf  der  Heimathgeraeinde  des  Armen  ruht,  bestimmt: 
»Als  heimathrechtig  in  einer  Gemeinde  sind  diejenigen  zu  be- 
traebten,  welche  a)  aus  derseli)eii  abstammen  nnd  von  jeher  dort 
gewohnt  haben,  b)  in  Folge  von  BürgerrecbtsertheLlung  oder  Ver- 
ehelicbuQg  ihr  angeboren,  c)  ihren  zugähörigeu  Behörden  als  Au- 


Digitized  by  Google 


470 


gehörige  oder  zu  Duldende  zugewiesen  werden,  d)  wenigatens  85 
Jahre  in  einer  anderen  als  der  ursprungliehen  Heimaihgememde^ 
jedodi  innerhalb  ihres  Heimathbezirks,  ununterbrochen  niedeigelas- 

sen  waren." 

In  Betreff  derjenigeu  Personen,  wddie  ausserhalb  ihrer  Bürger- 
oder Heimathgemeinde  verarmen,  verordnen  die  meisten  kanto- 
nalen Gesetze,  dass  sie  bei  eintretender  plötzlicher  Hülfsbediirftigkeit 
oder  Erkrankunfj  von  den  WohngemeindHii  ,n]it  HückgrilT  auf  ili" 
üeiniathgcmeindeii''  oder  ^.vorachussweiäe"  mit  dem  I^othweudigea 
Unterst ütxj  wcnlcu  sollen. 

rt'brigeiis  haben  die  Kantone  Zürich,  Uri,  Glarus,  Zug,  Mo- 
thurn,  Busel-Stadt,  Basel-Landschaft,  Si-hatlhausen,  Appcn'/ella.  Rh., 
Appenzell  i.  Rh.,  8t.  (Jallen,  Graubünden,  Aargau,  Tiiurgau,  Waadt, 
Genl',  Neuenbürg  und  Tes.sin  durch  ein  am  26.  November  IHtiö 
vereinbartes  und  aiu  1.  September  IHOG  in  Krall  getretenes  Kun- 
kordat  gegenseitige  Vergütung  von  Yerpflegungs-  und  Begr&bniM- 
kostcäi  für  arme  Angehörige  dureh  die  Heimathgenieinde  vereinbari 
Danach  sollen  vermögenslose  Kranke  und  im  Schwangenebafb- 
zustande  befindliche  Personen,  deren  Transport  in  den  Heunaih- 
kanton  nach  Ärztlicher  Beurkundung  aus  Bficksichien  der  Homanitlt 
nnthunliclL  erscheint,  von  der  Qemdnde,  in  welcher  sie  sich  be- 
finden, die  nothwendige  Hülfeleistung  erhalten.  Wenn  ein  Ver- 
pflegungsfall eintritt,  ist  die  verpflegende  Gemeinde  verpflichtet, 
der  Heiniathgemeinde  der  betreffenden  Person  sofort  auf  amilichem 
Wege  hiervon  Anzeige  zu  machen.  Für  die  zu  leistenden  Vergü- 
tungen ist  ein  gegenseitig  vorembarter  Tarif  unbedingt  niaas- 
gebend.  —  Neben  diesem  Konkordat  bestphen  VeiirfiLf.'  der  meisUm 
Kantone  mit  Italien,  Breussen,  Oesterreich,  Bayern  und  Baden  und 
anderen  Staaten,  zufolge  deren  die  konlrahircuden  Staaten  sich 
gegenseitige  uiientgeldliebe  Verpflegung  der  beirelYenden  armen 
Staatsangehürii^en  zugesagt,  jedoch  »ich  Ansprüclie  an  Unterstützte 
oder  andere  privatrechtliche  Verpflichtete,  die  zum  Ersatz  der 
Kosten  im  Stande  sind,  vorbehalten  haben.  —  Diese  neuen  Ver- 
tragsverhältuisse  haben  die  Ausgaben  tür  das  Armenwesen 
Gemeinden  nnd  kantonale  Behörden  nidit  un^heblieb  gesteigert 

Armenausgaben  und  Armensteuern.  Die  Hauptquelle 
ZOT  Bestreitung  der  Armenausgaben  bilden  die  Ertiftge  der  Armeih 
gtlter,  f&r  deren  Erhaltung  und  reap.  Vermehrung  &st  alle  scfawd- 
zerischen  Armengesetze  Sorge  tragen«  Die  meisten  schweizerischoi 
Gemeinden  besitzen  solches  „Armengut*  in  Immobilien  oder  in 
beweglichem  Vermögen,  dessen  Zinsen  alljährlich  verwendet  oder 
theilweifle  zum  Kapital  geschlagen  werden.  In  vielen  ExaUum 
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erreichen  die  Armenfonds  der  Gemeinden  eine  bedeutende  Höhe. 

—  Weitere  Quellen  sind:  Gebühren  und  Hussen,  die  dem  Armen- 
gut  zufallen,  direkte  Staatsbeiträge,  8aniniluui,'eu  freiwilliger  Gaben, 
Kückerstattungen  früher  geleisteter  Cntt  istützungen,  Beiträge  von 
Verwandten  der  Annen  und  endlich  Annensteuern.  -  Direkte 
Staiitsbeiträge  zur  Arnieupfiege  leisten  die  Kantone  Bern  (jährlich 
bis  zu  500000  fi-.).  Zürich  (ca.  GOOOO  fr.),  Waadt  (I8G7:  22630  fr.), 
üri  (8000-1O0OÜ  Ir.j,  Glarus  {UmO  fr.),  Schalfhausen  (unter- 
stfttztie  1865  direkt  165  Personen  mit  479&  fr.),  Aargau  (1867: 
sasammen  40421  fr.  an  dfirftige  Gemeinden,  BezirlcBarmenrereine, 
arme  Kinder  etc),  Granbnnden  (in  den  3  Jahren  1865—67 
durcbscimittlich  1801  fr.  70  efc.  ohne  die  Beitrage  for  die  Anstalt 
m  Beaita),  Thnrgan,  Basel-Land.  — 

Keine  Armensteuem  bestehen  in  den  Kantonen  Basel -Stadt, 
Genf,  Neaenburg,  Waadt,  Uri,  Appenzell  i.  Kb.  Der  Kanton  Bern 
hat  ebenfalls  Verzicht  auf  Arraensteuern  geleistet  nnd  gestattet 
den  Gemeinden  die  Erhebung  jährlicher  Armensteuern  zur  Er- 
setzung des  Armenguts  nur  so  ]anc<\  bis  ihr  Armengut  den  gesetz- 
lichen Bestand  erreicht  hat  und  durch  sich  selbst  den  gesetzlichen 
Ertrag  liefert.  Im  Kanton  Waadt  tritt  die  Gemeindekasse  ein, 
wenn  der  Krtrag  aus  dem  Arniengut,  der  ,b.iurse  des  pauvres", 
nicht  ausreicht.  In  den  seltenen  Fällen,  wo  beide  Quellen  nicht 
ausreiclien,  werden  die  Gemeinden  durch  Dekret  des  gr(tsseu  Ilaths 
ermächtigt,  iutuM-halb  ihres  Gebiets  Gruud>leucrn  auszuschreiben. 

—  Die  übrigen  Kantune  gestatten  den  Gemeinden  die  Erhebung 
Yon  Armensteuern.  Von  dicker  Befugniss  njachen  jed-jcli  viele  Ge- 
meinden keinen  Gebrauch.  So  hatten  z.  B.  im  Kanton  Zörich 
von  165  Gemeinden  69  keine  Armensteuem.  Bas  Gesetz  von 
Unterwaiden  ob  dem  Walde  bestimmt  ausdrücklich:  «Ww  ein 
Gemeinderath  fiberzengt  ist,  dass  statt  der  Armensteuem  die  Anf- 
nahme  von  freiwilligen  Gaben  zur  Unterstfttzong  d^  Armen  hin- 
reicht, so  mag  er  solche  Kollekten  nnter  den  Kirchgenossen  all- 
jfthrlidk  anordnen." 

Die  Armensteuem  worden  in  der  Schweiz  mebt  vom  Ver- 
mögen, hier  und  da  von  Vermögen  und  Einkommen  erhoben.  Der 
Kanton  Unterwaiden  ob  dem  Wald  gestattet  ,  eventuell  auch  eine 
Kopfsteuer  von  einem  neuen  Franken".  Im  Kanton  Glarus  darf 
die  Arineiistouer,  die  eine  reine  Vermögenssteuer  ist,  1  Franken 
von  lOüÜ  nicht  übensteigen.  Im  Kanton  Luzern  steuerten  nach 
„lienw.  Meyer"  in  den  .lahren  1849 — 58:  Gfuneiuden  1 — ö  fr. 
von  1000  fr.  und  33  sogar  6—1.5  fr.  von  lOUU.  Im  Jahr  18^6 
hatten  sich  die  Verhältoisse  schon  wesentlich  gebessert:  9  Gemein- 
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den  bezogen  keine  Armensteuera,  7  'Oememden  bis  1  fr.  m 
1000  fr.,  84  Gemeinden  1—5  fr.  und  nnr  9  Gemeinden  5—11  fr. 
von  1000  fr.  Vermögen.  Im  Kanton  Tburgau  „bat  der  Staat  an- 
gemessene Znscbfisse  zu  lotsten,  wem  in  oner  Gemeinde  die 
Steuern  ftbr  die  Armealast  gewisse  darcb  das  Gesetz  festzosebende 
mftssige  Verbältnisso  fiberschreiten'  .  — 

ArmoDstou  erpfliclitig  siml  Inden  meisten  Kantonen  aQe 
Gemoindsangehörijife ,  ob  sie  in  oder  ausser  der  Gemeinde 
wohnen.  Einzelne  Kantono  ziehen  jedoch  trotz  ihrer  bloss  „bür- 
gerlichen*' Arnif'üitflr'fre  auch  die  Einwohner  heran.  So  besteht 
z.  B.  in  St.  Gallen  Krhebuncr  der  Aniu"n?teuer  „von  allen  steuer- 
pflichtigen Einwohnern  der  l'tlicHejKlea  politischen  Gemeinden*'. 
Glaru.H  beobachtet  in  Üt'tref!  'h  i  Angehörigen  anderer  Kantone 
und  Staaten  den  Grundsat/  des  (logonrechts. 

Der  neueste  Entwurf  dea  Armengeset/es  für  den  Kanton  Frei- 
burg voiii  Miü  1869  bestimmt,  dass  die  Armeuau.sgaben  zunächst 
aus  den  Armen-  oder  Gemeindegütern  und  aus  Privat-Unterstützun- 
gen  oder  OTentaell  vermittelst  allgemeiner  Gemeindeksten  (niebt 
mebjr  durch  eigentliche  Armenstenern)  gedeckt  werden 
sollen.  — 

Ueber  die  gesetzlichen  Beiträge  der  nftcbsten  Ver- 
wandten der  Armen  (die  sogenannten  Verwandtsehaftsstflnem) 
sind  die  Bestimmmigeii  in  den  einzdnen  Kantonen  sebr  veisdiie- 
den.  Im  Kanton  Bern  „sind  für  Notharme  die  Verwandten  der- 
selben in  auf-  und  alsdi^'ender  Linie,  sowie  Ehegatten  äieseaf 
Verwandten,  wfthrend  der  Dauer  der  Ehe  beitragspflichtig".  Die 
Beiziehong  geschieht  zuerst  gütlich  durch  die  Armenbehörde,  event 
nach  dem  Armenpolizeigesetz.  Das  Maximum  des  Pflichtigen  Ver- 
wandtenbeitrags beträgt  in  der  I'.  ltoI  das  Durchsehnittskostgeld. 
—  Im  Kanton  St.  Gallen  liegt  nur  Eltern  und  Kindern  von 
Armen,  die  unter  den  Begriff  der  Notharmen  M\m .  jf^dorzrit  die 
erste  gegenseitige  Unterstützungspflicht  ol).  insoweit  solche  von  der 
ArmenbehOrde  als  vermögend  erkannt  werden".  —  Jm  Kanton  Zürich 
sind  in  erster  Linie  die  Eltern  der  Jünder,  in  zweiter  Linie  die 
Grosseltern  oder  Enkel  gegenseitig  zur  Unterstützung  verpflichtet^ 
so  weit  die  einen  und  die  andern  sie  zu  leisten  vermögen,  „in 
dritter  Linie  die  erbberechtigten  Geschwister,  jedoch  nur  insoweit, 
als  die  Erfiillmig  der  diesfiUligen  Ldstungen  ftr  sie  in  keiner 
Weise  drflckend  ist*'*  Ganz  fthnfieh  lauten  die  Bestimmungea  in 
Basel-Land.  Im  Kanton  Ghirus  sind  die  nflchsten  Verwandten 
Ins  xnm  driti halben  Grade  der  Vmandtschaft  pllichtig.  Vco 
diesen  sogenannten  Verwandtechateteuem  machen  jedoch  geg»- 
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I  wärtig  in  Glarus  von  32  Armenkreisen  nur  noch  15  wirklichen 

i  Gebrauch.    WeiUn-  geht  der  Kanton  Wallis.  .,wo  die  Verwandtea 

t  bis  zum  vierten  Grade  pflichtig  sind,  wenn  si«^  mit  den  dürfti- 

b  gen  Verwandten  in  einer  Gemeinde  wohnen;  die  uuswarti<^en  Ver- 

k  wandten  können  nur  bis  /.um  zweiten  Grade  herangezogen  werden".  — 

Rückerstattungen  geleisteter  Unterstützungen  können  von 
'f  Denjenigen,  weldie  durch  Elrbschaft,  Schenkungen  oder  anf  andere 

Wase  wieder  zu  Yermögeu  kommen,  gefordert  werden,  jedoch  ohne 
t  Berechnung  von  Zinsen  und  in  der  B^el  nicht  von  den  nur  im 

i  *  Kindeaalter  Unterstützten. 

V  Unter  den  Arten  der  Unterstützung  wird  die  Yerkoet- 

getduDg  oder  Unterbringung  der  Armen,  insbesondere  der  Kinder« 

r  »bei  wohlbeleumdeten,  arbeitsamen  und  verpflegungsfilhigen  Leu- 

ten' immer  allgemeiner  als  die  zweckmässigste  Versorgung  aner- 
kannt und  der  Unterbringung  in  Gemeindearnienhäusern  vorgezogen, 
die  nur  zu  oft  wahre  Brutstätten  des  Elendes,  Schmutzes  und  der 
Verwahrlosung  sind  und  uameutlich  die  arme  Jugend  demoralisiren 
müssen. 

Bt^s-;pr,  als  die  Gemeindi'arin»Miluiuser,  .sind  die  Waisenhäuser 
ans/tHchrieben,  ferner  die  Kranken-,  Blinden-,  Taubstunmicn-, 
Irrt'n-  und  andere  Armenanstalten ,  WL-lchc  last  in  allen  Theih'n 
der  Schweiz  theils  durch  die  gt  sei/liclie  und  öfter  noch  durch  die 
freiwillige  Armen])flege  in's  lieben  ^rt  rufcn  worden  sind. 

Ein  Produkt  der  gesetzlichen  Armeuptlege  sind  die  Zwaugn- 
arbeitsbäuser  oder  Korrektionsanetalten.  Es  bestehen 
in  der  Schweiz  1)  die  Korrektionsanstalt  in  Bealta  im  Kanton 
Granbfinden,  2)  die  Zwangsarbeitsanstalt  Kalchrain  im  Kanton 
Thnrgau,  3)  Thorberg  im  Kanton  Bern,  4)  die  Bezirbarmen-  und 
Koirektionsanstalt  Kappel  im  Kanton  Zürich,  5)  die  Arbeitsanstalt 
Klosieificbten  im  Kanton  Basel-Stadt  und  6)  die  Zwangsarbeits- 
anstalt Lenzburg  im  Kanton  Aargau.  Diese  Anstalten  nehmen 
eine  Mitt^ktellung  ein  zwischen  einem  Armenhaus  und  einem 
Zuchthaus;  bald  nähern  sie  sich  mehr  d^m  erstem,  bald  mehr 
dem  letztern.  So  ist  Kappel  vorherrschend  Annenanstalt,  Kloster- 
sichten trägt  ganz  den  Charakter  einer  wohlthätigen  Privatanstalt, 
Kealta  und  Kalchrain  mit  strengerer  Disziplin  sind  polizeiliche 
Detentionshäuser  für  Vaganten  und  liederliches  Gesindel.  Thor- 
berg und  Lenzburg,  in  welche  die  Bewohner  durcli  gerichtliches 
Urtheil  verwiesen  werden,  sind  quasi  Strafanstalten.  —  In  neue- 
ster Zeit  ist  die  Errichtung  von  Korrektionsanstalten  in  Appen- 
'  Zell  a.  Rh.  und  im  Toggeuburg  beschlossen,  und  im  Kantou 
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Luxer a  von  einer  regierungaräthlichen  Kommission  beantragt  wor- 
den. Auch  aus  dem  Kanton  Neuenbuig  wird  uns  berichtet,  dam 
man  dort  gegenwärtig  an  (L  r  Errichtung  eiu*s  Zwungs.irbeitshauses 
lÖr  Säufer  und  Solche,  ilie  ihre  Fuuiilicn  verliisrien,  arbeite.  — 
Dagegen  hi  die  im  Kanton  Scliaffhauscn  1852  errichtete  Zwaiii:-- 
urbcit.saustalt  Griesbach,  deren  Zöglinge  etwa  13U  .luchart  Land 
mit  zu  bearbeiten  hatten,  im  Jahr  ISfJs  wieder  aufgehoben  worden, 
weil  ^ie  l)ei  mangelhaften  Besserungs- Kesultaten  in  16  Jahren 
einen  Gelil/.vischuss  von  W.WO  Franken  für  zusanmien  öS  Zi'g- 
linge  erfordert  hatt»*,  unter  denen  31  sich  125  Oesertieiitii  halten 
zu  Schulden  k  annien  lassen,  und,  weil  der  Kanton  l'hur^au  bereit 
ist,  arbeitssehene  Individuen  des  Kanti)n>  SihalThaiheii  in  seme 
Zwangsarboitsan^ialt  Kaleliiaiii  atil/uui  linen.  Auch  andere  Kan- 
tone pflegen  liederliche  Arme  nach  Kalchrain  zu  schicken.  —  Die 
Frage  der  Zweckmäs^iigkeit  von  Zwangsarbeitsaustalteu  wird  in 
der  Schweiz  lebhaft  erörtert  Es  werden  dagegen  viele  theoretische 
und  prinzipielle  Bedenken  vorgebraeht,  während  die  praktiseheii 
Arbeiter  auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  solche  Anstalten  als 
ein  unentbehrliches  letztes  Aushülfsmittel  der  Armenpolizei  fordern. 
Thatsache  ist,  dass  die  Gcmeinds-  und  Bezirksarmenpfl^gen  in 
ihren  Berichten  den  Buf  nach  Zwangsarbeitsansfcalten  immer  bftn- 
figer  wiederholen,  um  arbeitsscheue,  liederliche  Personen  loszu- 
werden, resp.  abzuschrecken.  Aus  Kantonen,  welche  solche  An- 
stalten besitzen,  wird  berichtet:  „dass  die  Furcht,  ilahin  versetzt 
zu  werden,  bei  manchem  Kandidaten  das  Motiv  abgebe,  die  eigene 
Anstrengung,  durch  welche  hauptsäcidich  eine  Verniinderiuig  der 
Armntli  zu  erzielen  sei,  in  grössere  Aktivität  zu  versetzen.  Diese 
indirekt».'  Wirksamkeit  i>t  nicht  gering  anzuschlagen^'. 

Wie  verseliieden  im  l'ebrigen  die  Arten  der  in  der  Schweiz 
ertheilten  Unterstützungen  sind,  erhellt  recht  au^eliaulich  aus  dem 
neuesten  offiziellen  Bericht  über  das  Armenwesen  im  Kanton  Grau- 
büwien  während  der  Jahre  1805,  Gti  und  ü7,  wo  es  u.  A.  heisst: 
, Einige  Gemeiudeu  gestatten  noch  den  Hausbettel,  andere  be- 
köstigen ihre  Armen  auf  der  Bod;  die  meisten  geben  ihnen  Unter- 
stutzungen in  Naturalien  oder  Geld,  oder  durch  Ueberkssung  von 
Pflanzland;  an  einigen  Orten  wird  jährlich  ein  bestimmtes  QeaD-  l 
tum  Salz  an  die  Gemeindsarmen  ausgeUieüt;  andere  suchen  deren 
Auswanderung  nach  Amerika  zu  erleichtern,  indem  sie  ihnen  Geld- 
beiträge zu  diesem  Zwecke  bewilligen  oder  den  firtrag  der  Ge- 
meindsloo^e  eine  Anzahl  Jahre  nach  ihrer  Auswanderung  zosiehem'. 
Die  Darreidiung  von  Mitteln  zur  Auswanderung  ist  anch  in 
vielen  anderen  Kantonen  üblich.   Das  beraische  Aimengeaeti  ^ 
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*  wiihnt  in  §.  40  ausdrücklich,  dass  sich  der  Staat  an  der  Armen- 

»  l.llege  lür  die  Dürftigen  durch   .freiwillige  Beiträge  au  arme 

k  Faniilicn  zur  Auswanderung''  bethciligen  werde.       Diese  künst" 

Ikhe  Beförderung  der  Auswanderung  .scheint  jedoch  wenig  Segen 
>  zu  stiften.  Der  Bericht  fiber  du  Armeaverwaltung  in  Graubünden 

Ii  vom  Jalire  1859  bekennt  oMea:  «Zu  den  unerfrenlicheo  firschei- 

1  nuügen  auf  dem  Gebiet  der  ArmenpHege  gehört  die  Abschickung 

von  angef&hr  300  armen  Individuen  nacb  Brasilien,  wodureh  über 
!>  90000  Franken  nnserm  Kanton  entzogen  und  das  Loos  der  betref- 

i  fenden  Armoi  nicht  nur  nicht  verbessert,  sondern  in  hohem  Grade 

verschlimmert  wurde", 
r  \h  A rmenbehördon  fungiren  in  der  Schweiz  gewöhnlich 


die  rienioinderäthe  (so  im  Kanton  Bern  und  St.  Gallen,  Luzeru, 
Basel-Land,  Wuüdt,  üri,  Schaflliausen.  Te.s>in),  in  anderen  Kan- 
tonen die  vom  Gemeinderath  gewählten  oder  Ijestellten  „Arnien- 
jiHHtrcii"  (so  in  Zug,  Wallis,  (traubünden,  .Soh\v\/).  In  vielen 
Kantuut'u  hat  sich  der  kirchliche  Charakter  «Icr  ArnK'ii]ill('Lri'  in- 
sufem  ei  lialtcn,  ah  der  Kirchengenieindevorstund  in  der  Kegel  die 
Arnunpllcgc  bildet,  so  im  Kanton  Zürich,  Thurgau,  Glarus,  Unter- 
waiucü  ob  und  nid  detn  \\'akl.  In  St.  Gallen  bilden  in  pariu- 
tischen  Gemeinden  die  kunfcssiuneikn  Verwaltungen  häutig  die 
Armenbehürden.  (Die  117  Armeubehördeu  des  Kanton;»  St.  Gaileu 
worden  Uüü  gebildet  von  47  Gemeinderäthen,  56  Ortsverwaltun- 
gen  und  14  konfessionellen  Verwaltungen.)  Im  Kanton  Freiburg 
ist  jetzt. von  einer  Kommission  f&r  die  Beform  der  Armengesetz- 
gebnng  die  £infittirun^  der  Ünterstützong  nach  Pfarreien  bean- 
tragt worden;  der  Staatsroth  schlägt  jedoch  die  Beibehaltung  des 
Gemeindesystems  vor. 

Den  Armenbehörden  sind  in  vielen  schweizerischen  Armen- 
gesetzen siemlich  wtttgehende  Strafbefugnisse  gegen  arbeitsscheue 
umrerbes^erlicbe  Arme  ertheilt.  Auch  sollen  sie  <li'in  Bettel  ent- 
gegen treten.  Der  Bettel  wird  ülterliaupt  in  allen  schwoi/erischen 
Armcngcaetzen  verboten  und  mit  Strafe  bedroht.  Schon  die  Ans- 
stellnng  von  schriftlichen  Empfehlungen  zur  Sannulung  von  Unter- 
stützungen ( Bettelbriefen)  ist  sowohl  Beliörden  als  Privateti  unter- 
sagt. Allein  die  Handhabung  der  tiefet/!'  durch  die  Armenbehonieu 
und  die  Polizei  und  die  Mitwirkimg  des  Publikums  bei  der  Armen- 
pflege ist  in  den  einzehien  l\antonen  überaus  verschieden.  Die 
Erfahrung  zeigt,  dass  nnvn  die  Heilung  kranker  Zustände  eines 
Landes,  sowie  die  Beseitigung  von  Vorurtheiien  und  schlechten 
Gewohnheiten  nicht  von  blossen  Gesetcen  erwarten  darf,  sondern 
dasB  es  der  fortgesetsten  tfitarbeit  des  Volkes  ond  des  regsten 
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Gemeiittmnes,  sowie  wirüischaftliclier  Einsieht  und  sitOidier  Stnoge 
bedarf,  um  dem  Bettel  imd  der  Amemiotii  erfolgr^  entgegen 
zu  wirken. 


Indem  wir  hiermit  unsere  allgemeinen  Bemerkungen  über  das 

schweizerische  Armenwesen  sehliessen,  lassen  wir  noch  drei  Spenal- 

darstellimgen  über  das  Armenwesen  der  Kantone  Bern,  Zürich  und 
Basel-Stadt  folgen,  welche  die  drei  in  der  Schweiz  herrscheDden 
Hauptprinzipien  der  Armenversorgung  repräsentiren,  nämlich  1.  das 
Prinzip  der  gesetzlichen  örtlichen,  2.  das  Prinzip  der  ge- 
setzlichen bürgerlichen  und  endlich  3.  das  Prinzip  dar  frei- 
willigen Armenpflege. 

1.  Der  Kautou  Bern,  der  löGl»  4G7141  Einwohner  und  492179 
Kantousaugehörige  innerhalb  der  Schweizergrenzeu  zählte,  wovon 
auf  den  sogenannten  , alten  Kanton"  (ohne  Jura)  379170  bürger- 
liche Bevölkerung  kamen,  hat  unter  allen  Kantonen  der  Schweiz 
mit  dem  Armenwesen  am  meisten  zu  thun  gehabt.  Mau  seufzte 
dort  in  den  30  er  und  40er  Jahren  unseres  Jahrhunderts  so  nhr 
unter  dem  Drucke  der  Verpflichtung  der  Gemänden  zur  üht«^ 
stfltzung  der  Armen,  unter  der  Begehrlichkeit  der  Armen  und 
unt«:  der  Last  der  Armensteuem,  welche  selbst  in  wohlftilen  Zeiten 
anwuchsen,  dass  die  gesetzliche  Armenpflege  immer  mehr  Gegner 
fond  und  man  es  für  nOthig  hidt,  das  üeheL  grfindlich  aussurotten.' 
—  Im  Jahr  1846  wurde  endlich,  und  zwar  fest  mit  allseitiger 
Zustimmung,  die  Aulhebung  der  gesetzlichen  Unterstfitzungspflicbt 
in  der  neuen  Verfassung  proklamirt,  und  zugleich  legte  sich  d« 
Staat  mit  bedeutenden  finanziellen  Beiträgen  in's  Mittel,  theils,  um 
den  Gemeinden  sofortige  Erleichterung  zu  bringen,  theils  um  den 
üebergang  aus  der  gesetzlichen  in  die  freiwill Armenpflege  zu 
erleichtem  und  zu  befördern.  —  Nach  dem  Armengesetze  vom 
21.  April  1847  sollte  die  Hauptaufgabe  bei  der  angestrebten  Ke- 
form  theils  dem  Staate,  theils  dem  Institut  der  freiwilligen  Ärmen- 
vereine  zufallen.  Von  Seiten  des  Staats  wurden  1,200000  Frauken 
für  die  Errichtung  von  Zentral-  und  Filialhospitälern,  /waug^f- 
arbeitshausein,  W  aisenhäusern  und  zur  Uuterslüizung  von  Ge- 
meinde- nnd  Fri?atarmenerziebungsanstalten  ausgeworfen.  Des 
Gesetz  enthielt  Straf  bestimmungen  gegen  den  Bettel  und  gegen 
Sttem  und  andere  Forsonen,  welche  die  ihnen  AnTertranten  htlf- 
los  lassen,  es  verbot  die  Bflekweisung  von  Kantonsange» 
hörigen  in  die  Heimath  aus  Grund  der  Armuth  und 
verordnete,  dass  die  Armeosteaem,  wo  sie  bisher  bestanden  hatteOf 
in  abnehmendem  Maasstabe  erhoben  und  nach  yier  Jahres  gaaz 
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aufhören  sollten.  Vom  Jahre  1851  an  sollte  die  bürgerliche 
Armenpflege  nur  noch  über  den  Ertrag  des  Armenguts  zu  dispo- 
niren  haben,  keine  Armensteuer  mehr  erhoben  werden,  kein  Staats- 
beitrag mehr  an  diese  Armenpflege  ttiessen,  dagegen  ein  freiwilli- 
ger Armenverein  mit  freiwilligen  Gaben  die  örtliche  Armenpflege 
ausüben,  von  btaatsanätalten  unterstützt.  Die  Staatsbeiträge  soll- 
ten dann  nur  diesen  freiwilligen  Veieiiieii  nnd  den  Staatsanstalten 
nffieeien.  — • 

Eb  war  ein  grosses  üntemebmea  nach  dem  rationellen  Ziele 
der  firelwiUigen  Armenpflege  hin!  Aber  das  Ganse  schdtorte  an 
dem  Nicliteintreffen  einer  Beihe  von  VoranBsetsangen.  ,Ffir  das 
Gelingen  dieser  Beform*  —  sagt  Schenk  —  «kam  in  erster  Linie 

Alles  darauf  an,  dass  die  freiwilligen  Armenvereine  zahlreich  und 
kriftig  in  die  Schranken  traten,  ihre  Hölfiiqaellen  produktiv  mach- 
ten und  den  örtlichen  ('b;irakter  der  Armenpflege  fest  und  fester 
halten  würden,  dass  ebenso  die  Staatsansialteu  durch  hinlängliche 
Zahl  und  ökonomisch  gute  Leitung  iliro  wichtige  Stelle  tüchtig 
ausfüllten.  In  zweiter  Linie  bedurfte  die  Kefirm  zu  ihrem  Ge- 
lingen gleicbraassige  scharfe  Befolgung  der  gesetzlichen  Vonschrif- 
ten. Es  musste  Emst  gemacht  werden  mit  der  Sichtung  des 
Armenetats,  mit  der  administrativen  Untersuchung  d^r  gereichten 
Unt^T^ilützungen,  mit  der  Verantwortlichkeit  der  Armenbehörden 
—  Ernst  gemacht  werden  mit  der  Verfolgung  liederlicher  Eitern, 
der  Diszipliniruug  arbeitsscheuer  Bettler  und  Müssiggänger  u.  s.  w.; 
denn  eine  Bestimmung  hatte  die  andere  als  Stütze,  jede  musste 
ihre  Anfgabe  Tollstftndig  lösen,  wenn  das  Ganze  fest- 
halten sollte.  Endlich  war  die  ganze  Berechnung  auf  ein  be- 
stimmtes Maas  von  Bedfirfiiissen  der  Annenpflege  basirt;  sollte 
sich  dieses  durch  unvorhergesehene  Brngnisse  namhaft  erhöhen, 
so  war  das  ganze  Beeoltat  in  Frage  gestelltV  —  Solche  unvorher- 
gesehene  Breignisse  traten  rasch  nadi  dem  Inkrafttreten  des  neuen 
Axmengesetzes  von  1847  ein.  Politische  Stfirme  und  schlechte 
Jahre  verschlimmerten  die  Lage  der  Armen  von  Jahr  zu  Jahr. 
Biß  Durchföhmng  des  Gesetzes  war  mangelhaft ,  mit  mehreren 
Theilen  des  grossen  Reformplanes  blieb  man  im  Rückstände;  die 
Errichtung  von  Staatsanstalten  erfolgte  sehr  langsam;  das  Volk 
konnte  sich  der  alten  Gewohnheiten  und  Sitten  nicht  recht  ciit- 
Bchlagen  und  der  wichtigste  Tbeil  des  Reformplans,  die  Gründung 
von  freiwilligen  Armen  vereinen ,  scheiterte  in  vielen  Opmeinden, 
namentlich  auf  dem  Lande,  an  der  Lauheit  des  Publikums,  wel- 
ches sich  auf  die  Staatsbeitiäge  verlassen  zu  können  glaubte.  Nach 
«Schenk*  bewies  die  Erfahrung  allerdings:  ,dass  die  neue  Orga- 
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nisation  an  manclioii  Ortcii  aucli  hüc  tüchtige  Emanzipation  aus 
der  alihergebracliten  büriaukratidchon  Armeuptlege  möglich  machte 
and  zo  Stande  bradite,  dase  das  Institut  d«r  Armenrftter,  die  d^ 
mit  TerbnndMe  Tbeüong  der  Armen  in  kleuieie  Qrappen,  die 
speziellere  Aufsiclit  über  dii  selben  u.  8.  w.  fiberall,  wo  sich  die 
^he  nur  irgendwie  lebendig  gestaltete,  als  woblth&tig  sieb 
auswies,  dass  olm»;  Armen  vereine  in  den  st'hwif'ri<,'<n  Z<*iten  man- 
ches wohlthiitifift'  Werk  in  Kath  und  That  unterblieben  wäre,  das 
mithalf,  die  Armen  über  jene  Zeiten  noch  hinüberzubringen". 
Allein  iu  vielen  Gemeinden,  wu  die  freiwillige  Woblthätigkeit  im 
ersten  Jahr  frisch  nnd  willig  den  Anforderungen  and  Bedftrf- 
nissen  «itsprach,  nahm  sie  im  zweiten  Jahr  ab  und  hOrte  im 
dritten  und  vierten  auf.  ,Das  war  da,  wo  einzebe  Ver- 
mögliche, ja  Reiche  sich  entweder  gar  nicht,  oder  nicht  im 
Verhäl(ni«<s  ihres  Vermögens  hetheiligten,  wo  die  weniger  Bemit- 
telt»'n  siii)  veihältnissmässig  die  grösste  Last  /Aige^choben  pahen, 
und  durch  diese  selbstsüchtige  Engherzigkeit  verletzt  sich  ziirüek- 
zogen,  da  femer,  wo  einzelne  Ortschaften  von  Kiichgeuieiuden 
passiv  blieben  and  den  fibrigen  die  MQbe  und  Last  der  Annen- 
besorgnng  einzig  dberliessen  etc.* 

Anfitogs  1851,  in  wddbon  Jahre  die  Armensteuem  ganz  auf- 
hören sollten,  waren  im  Kanton  Rem  iiooh  die  Haltte  der  Kirch- 
gemeinden ohne  freiwillige  Artnonvcveint'.  Damii  liatt«^  die  KelVinii 
in  dem  l  ii^'eiiilielien  Zentrum  der  <  iperationsiiuie  gegen  die  <:esetz- 
licbe  Armenprtegc  eine  Niederlage  erlitten.  Die  in  den  schweren 
Jahren  von  1847—51  gesteigerte  Armennoth  hatte  schon  vorher 
dazu  geftthrt,  den  Gemeinden  die  Forterhebong  von  obl^iatoriscien 
Annensteaem  zu  gestatten  und  mithin  das  Aimengesets  vw  1847 
in  einem  wichtigen  Punkte  zu  suspendiren.  Die  bürgerliche  Armen- 
pflege trat  wieder  mehr  in  den  Vordergrund  und  das  alte  System 
sehien  über  das  neue  den  8ieg  davon  tragen  zu  sollen.  Trctz 
dieser  Krfahningen  beharrte  man  dabei,  in  dem  Prinzip  der  frei- 
willigen und  örtlichen  Armeupflege  die  einzige  Kettung  zu 
erblicken  und  dasselbe  nur  nach  den  gemachten  Erüihrangeu  lu 
modiflziren. 

Das  neueste  bernische  Armengesetz  vom  1.  Jali  1857 

hält  an  der  Ortsarmenpflege  fest  und  modifizirt  den  in  der 
Gesetzgebung  von  1H4')  17  junklaiiiirton  Grundsatz  der  Freiwillig- 
keit der  Armeiiitflegc  nur,  insofern,  als  es  die  Einwohnerq-emeintle 
zur  Unterstützung  einer  beschriukten  Kategorie  von  sogetiannteu 
yNotb armen"  verpflichtet,  während  es  in  Betreff  der  bios 
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.Dürftigen"  boi  dem  (jrundsiit/  der  FrfiwiiliLrkoit  verbleiben 
soll.    Die  RiUiptbe?diinmungen  dieses  Gosetze.s  huuen: 

§.  1.  Siiramtlidie  Arme.  An'j»Miöri!]^p  de*?  nUi^n  Kniiton^'tlipilg, 
welche  in  oiiier  Gemeinde  ilufn  Woinisitz  liabeu,  bilden  den 
Gesammtarmeiietat  der  Einwohiierj^emeinde. 

§.  2.  Dieser  Gesaniiniannoiietat  jeder  Einwobnercfemeinde 
enthält  zwei  verschiedene  Klas.^en  von  Armen:  1.  Arme,  welche 
gänzlich  olme  Vermögen  und  zudem  ohne  die  leiblichen  oder 
geistigen  Erftfbe  zii  einem  fSr  ihren  Unterhalt  hinlänglichen  Erwerb 
durch  Arbeit  sind  —  die  Kotbarmen,  Bürger  sowohl  als  Ein- 
sassen. ~  2.  Arme,  welche  arboits-  oder  erwerbsfilhig  sind,  aber 
dennoch  zeitweise  an  den  unentbehrlichsten  Bedürfnissen  des  Le- 
bens Hangel  leiden  —  die  Dürftigen,  Bürger  sowohl  als  Ein- 
sassen. 

§.  3,  Die  Armenpflege  zerfallt  A.  in  eine  Armenpflege  für 
die  Tsotharmen  und  B.  eine  Armnipflcire  für  die  Dürftigen. 

N  0 1  h  a  r  m  e  n  p  f  1  e  g  e.  A  uf  den  alljährlich  in  jeder  Einwohner- 
gemeinde festzustellenden  Notbarmenot;it  werden  nur  auf^^^enommeni: 
1.  verrrit'tgensln^e  Waisen  oder  sonst  bülf!i).«e  Kinder  bis  zur  Kon- 
firmation: 2.  vermögenslose  Erwachsene,  welche,  sei  es  in  Fol^fe 
angeborener  Uehel.  sei  es  in  Folf^c  (iel)rrihni  des  Alters,  unheil- 
barer Krankheiten  und  Beschädigungen,  arboiuj-  und  verdienst^ 
unlahig  sind. 

Hülfsmittel.  Die  Mittel  zur  Versorgung  der  Notharmen 
sind  für  die  Gemeinden  und  den  Staat:  a)  Rückerstattungen; 
b)  Beiträge  der  blutsverwandten;  c)  Beiträge  der  Bürgergüter; 

d)  Beiträge  der  Gemeindsarmengüter  (zur  Ersetzung  des  Armen- 
gates  können  in  einer  Gemeinde  jährliche  Armentellen  so  lange 
erhoben  werden,  bis  ihr  Armengut  den  gesetzliehen  Bestand  er- 
reicht hat  und  durch  sich  selbst  den  gesetzlichen  Ertrag  liefert); 

e)  Gef&lle  (Antheil  an  Taxen  für  Aufenthalts-  und  Kiederlassungs- 
bewiUigungen);  f)  Leistungen  des  Staats.  Da,  wo  die  genannten 
Hfilfsquellen  nicht  ausreichen,  ergänz!  Ii  r  Staat  das  Fohlende  bis 
zum  Slaximum  von  50(M)(X>  fr.  jährlich.  Ausseid. in  bellioiligt 
sich  der  Staat  nodi  durch  Beiträge  zu  verschiedenen  Arraen- 
anstalten  und  durch  Uiitorstützung  d^r  notharmen  Angehörigen 
des  alten  Kantonstheils,  welche  ausscrhiilb  d^'ssdhen  oder  innerhalb 
der  Schweiz  sich  befinden,  während  der  Dau*r  ilires  aibwärtigen 
Wohnsitzes,  init  Ausnahme  der  Uürger,  welche  einer  rein  bürger- 
lichen Annenpflege  angehören. 

Wo  eine  Bürgergemeinde  mit  dem  Fjrtrag  ihres  Genieinde- 
armengutes  ohne  Teile,  Umgang,  Vertheiluug  der  Kinder  ohne 
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Entschädigung  und  Staatsbeitnig  Üm  sämmflidien  in-  nnd  ans- 
wftrts  wohnenden  Annen  hinlSoglieh  zu  nntentütun  Tennochte 

•  (es  war  dies  bei  etwa  40  Bürgergemeioden  des  alten  Kantons  der 
Fall),  da  ist  sie  nach  geleistetem  Nachweis,  dass  sie  dies  auch 
fernerhin  vermag,  berechtigt,  innerhalb  der  örtliehen  Anneopflege 
für  ihre  AngeJiörigen  eine  rein  bürgerliche  Armenverwaltung  fort- 
zuführen und  den  Ertrajj;  ihres  Armonguts  nur  -/ur  ünterbaUilDg 
der  annt'ii  Bürger  in-  und  auswärts  zu  verwenden. 

Behörden.  Die  Armcnpliege  für  die  Notharmen  wird  aus- 
geübt und  geleitet  durcli  die  Kinwohnergemeinderäthe  (in  Bürger- 
gemeinden  mit  reiu  bürgerlielier  ArnienverwaltiiDg  durch  die  Bür- 
gergemeinderiithe),  die  Arnienin.sitektoreu,  die  Hegierungs>tatthaltor, 
die  Diickiion  des  Innern  (Abtheilung  Armeuwesen)  und  dcu  Ke- 
gierungsrath.  • 

B.  Die  Armenpflege  für  die  Dürftigen.  Die  Dürfti- 
gen, welche  in  einer  Gemeinde  ihren  Wohnsitz  haben,  Ulden  mm 
eigenen  abgesonderten  Tb^l  des  Gesammtarmenetats  der  Ein- 
wohnergemeinde. Dieser  Etat  ist  beweglich  nnd  kann  jedenrit 
vermehrt  oder  vermindert  werden.  Dieeem  Etat  Mka  —  im  Ein- 
zelnen nach  Ermessen  der  Armenbehürde  —  zu:  1.  Erkrankte 
nnd  deshalb  vorübergehend  arbats-  und  erwerbsunfthig  gewordene 
Dürftige;  2.  arbeitsfähige  vermögenslose  Einzelne  und  Familien, 
welche  in  Folge  allgemeiner  oder  besonderer  Nothstände  an  der 
Kothdurft  des  Lebens  Mangel  leiden;  3.  notharm  Gewordme  bis 
zu  ihrer  Aufnahme  auf  den  Etat  der  Notharmen. 

Die  orgauisirte  freiwillige  Wohltiiätigkeit  nimmt  sich  dieser 
Dürftigen  an  vermittelst  zweier  Hülfsanstalten,  nämlich  1.  der 
Spendkasse,  2.  der  Krankenkasse. 

Die  Bildung  der  Sjiendkasse  geschieht  durch  die  Kinwohner- 
gemeinde,  welelie  zur  Verwaltimg  dieser  Kasse  und  zur  Armen- 
pflege für  die  Dürftigen  einen  Ausseiiu^s  wühll.  Verweigerung 
der  Bildung  einer  Spendkasse  von  Seite  einer  Uemeinde  zieht  von 
Seite  des  Staats  Yerweigenmg  seinet  Beiträge  nach  sich.  —  Die 
Aufgabe  dieser  Armenpfl^  ist  a)  der  Verarmung  entgegen  n 
wirken;  b)  den  momentan  in  Notii  Gerathenen  beizosteben  nnd 
ihnen  Gelegenheit  zu  geben,  sich  durch  eigene  Anstrengung  wieder 
emporzuhelfen;  o)  die  im  Laufe  des  Jahres  arbeitsunfthig  und 
nothArm  Gewordenen  bis  zu  ihrer  Aufnahme  auf  den  Ndbannen- 
etat  bestmüglieh  zu  versorgen  und  d)  den  Bettel  zu  imter- 
drücken. 

Die  Hüfsmittel  der  Spendkassen  sind:  a)  die  gewöhnlichen 
Kirchensteuern;  b)  Legate  und  Geschenke  für  die  Dürftigen; 
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»  c)  die  Unterhaltsboi trüge  saTtimtlit^'licr  Mitglieder  der  Sppiidkasse; 

dl  d)  freiwillige  Beitrage  von  Ivorfiorationen ;  e)  Ertrag  von  Stiftun- 

«  gen\  f)  sämratliche  den  Armen  zugesprochene  Bussen:  g)  freiwil- 

■  lige  allgemeine,  einmal  im  Jahre  in  den  Kirchen  des  Kantons  zu 

^  erhebende  Liebessteueru ;  h)  freiwillige  Beiträge  des  Staates  in 

f  der  Segel  in  der  Form  von  1)  Stipendkn  an  arme  Jünglinge  und 

s  Mädchen  zur  Erlernung  von  Handwerken  2)  Beitragen  an  arme 

Familien  zur  Aoswanderang. 

L<-  Die  fiildnng  der  Krankenkassen  geschieht  nach  Kirchge- 

»  meinden  oder  Einwohnergemeinden.    Ihre  Hfllfsmittel  bestehen 

ir.  ans:  i^rtliohen  Heirathsumziiggeldern;  obllgatorisehen  Beitr&gen 

i  aller  fremden  Gesellen;  Eintritts-  und  ünterhaltungsgeldern  aller 

'e  beigetretenen  kantonsangehörigen  Arbeiter  und  Dienstboten:  Le- 
gaten und  freien  Gaben  für  die  Kranken;  Sammlungen  von  Haus 

>  zu  Haus.  —  Kein  Armer  kann  Anspruch  aaf  Unterstüz- 
{  zung  auf  dem  Wege  Rechtes  erheben  und  verfolgen.  — 

>  Gifgenüber  Notharnieri  und  Dürftigen  steht  den  Armenbehörden 
r  Ull  i  unterstützungäpüicbtigen  Verwandten  daa  Kecht  des  Eheein- 

>  Spruchs  zu. 

;  Das  im  Vorstehenden  skizzirte  Armeiige^etz  Berns  gilt  nur 

t  für  den  alten  (deutschen)  Kantonstheil,  dessen  bürgerliciie  Bevöl- 
kerung innerhalb  der  Schweizergrenzen  im  Jahr  l^Gü:  379170  Per- 


sonen betrug.  Der  bemiscbe  Jura  hat  im  Armenwesen  seine  be- 
sondere Gesetzgebung  und  Verwaltung  behalten  und  nimmt  an 
den  Angaben  und  Einrichtungen  nieht  Th^. 

Zur  Statistik  des  bernischen  Armenwesens. 

Nach  dem  Bericht  der  IHrektion  des  Innern  Aber  die  Armen- 
pflege im  Jahie  1858  betrug  die  Zahl  der  ünterstfitzten  im  alten 
Kanton  Bern  1809:  10616;  1822:  17588;  1828:  19907;  1840: 
33069  Personen.  1846:  30830  Pers.;  1854:  32169  Unterstützte 
(wovon  2008G  Notharme  und  12083  Dürftige) ;  lsö8:  24737  Un- 
terstützte (wovon  16900  Notharme  und  7837  Dürftige).  Dagegen 
gab  es  nach  dorn  Statistischen  Jahrbuch  für  den  Kanton  Bern 
(TT.  Jahrgang)  1807:  20789  Unterstützte  (wovon  15834  Noth- 
arme und  10955  Dürftige).  Unter  den  15831  Notharmen  des 
Jahres  1867  waren  6394  Kinder  (3956  eheliche  und  2438  un- 
eheliche) und  9440  Erwachsene  (383H  mänulich  und  5002  weih- 
lich). —  Unter  den  10955  Dürftigen  wurden  0;>72  von  Spend- 
kasseu  und  4583  von  Krankenkassen  unterstüizi.  —  Die  liesummt- 
ausgabe  an  Unterstützungen  betrug  1867:  1,306097  Frk.,  mithin 
dnrehsofanittlich  44  Frk.  auf  die  nnterstfltate  Person. 

Die  Ortliche  Armenpflege  des  Kantons  Bern  erstreckt  sieh 
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auf  34:^  GiMneimloii  <ltv^  nlten  Kantons.  —  Ausserdem  fiihrrn  40 
OenK^indeu  de;i  alten  Kantons  neben  der  örtlichen  noch  eine  leia 
bürgerliche  Armenpflege  för  iuDerbalb  und  anaserhalb  der  Ge- 
meinde wohnende  Büi^er.  Kacli  dem  Verwaltm^berieht  der 
Direktion  d^  Armenveaens  fttr  1865  wurden  im  Jahr  1865  im 
GflDzm  130:5  IVr-^ouen  von  diesen  ßörgergenioindon  unterstütit 
nnd  zwar  Hill'»  NvilliariTiP  nnd  3.-?7  Dürftige.  Die  Gesaminttint^r- 
stützun.i,'  hotni^''  .'J^ol);'):)  Fr.  C,  .so  da:<.s  durch-ichnittliih  auf 
jeden  riit<'r.-U'itzt''n  L*:**^  l^'r.  43  ('.  kamen.  Der  gosetzlicht>  Arincü- 
gutsbesland  dieser  40  Bürgergemciiideu  b€trug  5,äDö042  Fr. 
(darunter  sind  die  13  Zflnfte  der  Stadt  Bern  mit  3,626903  Fr.) 

In  dem  hemiscben  Jora  ist  die  Armenpflege  eine  freiwillige 
und  wird  nt'ben  der  in  einigen  ßezirken  bestehenden  OrtUcben 
Armcnpflegt'  haupt><;ichlic}i  von  den  Hfirgergemeinden  für  ihre  An- 
gr]iririi,'en  vervvalk't.  Die  Diifkii-in  des  Innern  bemerkt  im  Ver- 
Wiilt-am-^bi^rifiif  von  1S()4  libf-r  dieso  Armenpflege:  ,Wo  der  Ge- 
nn'indi  bürgi'r  \\\  seiner  Heiniath  wtdint,  i.st  der  Maugel  einer  obli- 
gatorischen Armenpflege  (Aufiiahnie  in  den  Xothannenetat)  nicht 
besonders  fühlbar ,  weil  fast  in  allen  Ocmeindm  bedeutende  Bfli^ 
gemntzungen  bestehen,  deren  auch  der  Arme  fheObaflig  ist,  nnd 
weil  audi  fast  in  allen  nemeinden  bürgerliche  Armenfonds  (ia 
einigen  von  nicht  geringer  Bcdentung)  vorhanden  sind.  Wo  aber 
der  GemHind.<bürger  auswärts  woimt,  ist  der  Mangel  einer  Armen- 
pflege bemerkbar,  indem  die  jurassischen  Gemt  Inden  für  ihre  aus- 
wärts wobuejideu  iiürger,  ungern  ünt+^rstützuugen  verabfolgen. 
Die  Direktion  wurde  mehrmals  von  solchen  mit  Klagen  behelligt. 
Die  jurassischen  Gemeinden  haben  jedoch  bedeutend  weniger  aas- 
warts  wohnende  BQrger,  als  der  alte  Kanton,  wefl  bei  Wieder^ 
beiStellung  des  Bürgen t  »  Ii tl^■^  im  Jahr  1815  fast  alle  in  den  Ge- 
meinden Wohnbafl-en  durch  das  Reglement  vom  2\).  April  1816 
zu  Genieindebfugcrn  erklärt  wurden."  Nach  demselben  Bericht 
crreiebte  lier  He.stand  der  .Xrmengäter  im  Jura  am  31.  Dezember 
1SG4  die  Höhe  von  2,109289  Fr. 

Die  ausw&rtige  Armenpflege  des  alten  Kantons  wird  f6r  die 
343  Gemeinden  mit  Örtlicher  Armenpflege  von  der  Dinktion  des 
Innern  in  Bern  rerwaltet,  nnd  verursacht  derselben  nicht  geringe 
Arbeit  und  Ausgaben.  Die  Zahl  der  auswürls  Unterstützten  war 
iHbB:  897,  1859:  7.34,  1860:  8r>0.  18153:  8^9,  1804:  1W7, 
\H^]^^■.  97.').  1H66:  1062,  18()7:  12.Ö3.  Die  im  .lahre  18G7  unter- 
s;liit/.tou  au.sw  artigen  Amien  erhielten  zusammen  56808  fr.,  .also 
im  Durchschfl.  4.^  fr.  37  ct. 

Das  bemische  Aimengesets  vom  1.  JTuli  1867  maielite  mit 
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I  seiner  örtlichen  Armcnpflefjo  eine  etwas  stroni^ere  hef^oliin^r  der 

Nie(lerlas.suni,''svorh:iltnis:-p  iiritlnvoinliLT.    T^i»'  freie  Bowefjnnir  von 
^  Ort  zn  Ort  isl  dadurrli  allerdings  in  inancluT  Ilinsich:  nsdiwert 

¥  wnrdt'ii  lunJ  es  entsUtuiirn  Wohnsitzstreiligkeiten  und  l'niiniielini- 

9  lichkeiten,  \V(.'lol»e  bald  die  rH-nieinden.  bald  dit-  Armen  belästigten. 

iE  .  Der  jetzige  berniHehe  Kegitrungsratli  Kummer  hat  in  einem  Vor- 

J>  '  trag  über  die  1^'vision  des  Niederlu-snngsgesetze.s  vom  Jiihr  isG7 
c  •  mehrere  im  Mai  18G1)  zum  Gi-set/.  erhobene  Krleithternugen  der 

Niederlassong  beantragt  und  zugleich  die  fiiitviekelang  der  Armen- 
h  verhaitouse  im  Kanton  Bern  dner  Kritik  unterzogen ,  worin  er 

u.  A.  sagt:  dass  die  Lage  des  bemiscfaen  Armenwesens  seit  der 
neuen  ArmengesetKgebnng  von  1857/58  eine  ganz  andere  und  bes- 
ü  aere  geworden  sei,  dass  das  neue  Qeb&ude  im  Laufe  von  10  Jahren 

t  veischiedene  Stürme,  Misswachs,  Geschäfts*  und  Geldkrisen  und 

A  eniste  politische  Kämpfe  Itestanden  habe,  ohne  einen  Riss  zu  be- 

'i-  kommen,  und  ohne  dass  die  Fundamente  und  Stützmauern  gelitten 

i  hätten,  so  dass  man  dessen  Cirnndlag»'!)  nU  für  längere  Zeiun 

i  genügende  ansehen  könne.    Er  fügt  jedi-eii  liinzu:  ,Ks  ist  durch- 

>  aus  nicht  meine  Meinung,  dass  unsere  neue  Armengcsi  t7;rebung 


das  schönste  System  sei,  widehrs  man  aufstellen  kann ;  ich  würde 
keinem  IStaat,  welcher  freie  Hand  hat,  ratlieu,  es  tale  quäle  zu 
kopiren.  So  lange  wir  nicht  im  ganz«  ri  alten  Kanton,  im  ganzen 
Kanton,  ja  in  der  ganzen  Schweiz  dasselbe  System  haben  -  das 
System  vollständig  freier  örtlicher  Armenpflege,  ohne  dass 
der  Staat  mit  gros>en  Beitragen,  mit  ottiziellen  Aufnahm  n  des 
Armenetats.  mit  einem  amtlich  vorgescbriebenun  Durchäclmitiä- 
kostgeld  und  einem  minutiösen  Niederlassuugägesetz  diese  Orts- 
armeuptlege  gegeufiber  der  Tradition  des  alten  Systems  aufrecht 
zu  halten  braucht,  so  lange  ist  auch  die  Armenfirage  und  mit  ihr 
die  Gemonde-  und  KiederlaasungdVage  nicht  zum  v<(lligen  Ab- 
schluss  gekommen.*  Derselbe  erfahrene  Kenner  des  bernischen 
Armeuwesens  schreibt  uns:  «Der  Uebergäng  zum  örtlichen  System 
war  für  den  Kanton  Bern  aus  dem  Grunde  eine  Nothwendigkeit 
geworden,  weil  einzelne  Landestheile  so  unverbältnissmässig  viele 
auswärtige  Börger,  also  auch  Verarmte  haben,  dass  eine  Kuck- 
Weisung  derselben  in  ihre  Heimatli<Temeinden  oder  rnterstötzimg 
durch  letztere  schlechterdings  nicht  mehr  möglieh  war.  Nach  den 
gemachten  Kifahnmgin  rau.sste  man  fr.tii  sein,  einmal  mit  dnu 
Armen  (mter  Dach  zu  kummen  und  dem  Hiti-  mid  Flerschiel' ■u 
ein  Ende  zu  machen.  Die  Mitwirkung  di's  Staates  bei  der  Armen- 
versorgung und  die  obligatorische  ilrmenpüege  wurde  dabei  nur 
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als  ein  nothweudigeä  Ucbul  und  als  uiü  bloaser  Uebergangszustacd 
betrachtet* 

Der  Kanton  ZfixUik 

mi  266265  ESnwohnem  und  mit  258675  PersoiMii  liirgerlielur 

Bevölkerung  innerhalb  der  Schweizergrenzen  hat  im  Gegensatz  zu 
Bern  die  heimathlich^  oder  bfirgerlidie  Armenpflege  als  Gnmd- 
lago  des  Arraenwesens.  Die  Kirche  ist  im  Kanton  Zürich  auch 
nach  der  Reformation  neben  dem  Staat  an  der  Armenbesorgung 
wesentlich  betheiligt  geblieben.  Die  frühere  hierarchisch- 
kirchliche Armenpflege  ist  gewisserniaasseu  nur  einer  landes- 
kirchliclieu  Armenpflecfe  untrer  Beihülfe  des  Staates  gewichen. 
Für  die  Staatsuntcr.stützuDgen  gab  es  aber  bis  zum  Jahr  1836 
kein  festes  Prinzip.  Nicht  die  Bedürftigkeit,  sondern  nur  die 
Rührigkeit  der  bittenden  Gemeinden  und  (Jeistlichen  entschied 
meist  über  die  Höhe  der  Staatsbeiträge  7.ur  Erleichterung  der 
Armenlast.  Ferner  fehlte  es  bis  183(3  an  jeder  Organisation  des 
AimenwesenB  und  an  einem  Znsammenwirkea  der  Behörden,  da 
bis  dahin  ala  einziges  Gesetz  die  AlmosenoidDnng  der  8tadt  imd 
Landschaft  Ziiiieh  Tom  Jahr  1762  in  Geltung  war.  Durch  das 
Amengeeetz  yon  1836  wnrde  die  ünterstfitznngspflieht  der  Ge- 
mmden  resp.  des  Staates  ansgesprodhen  nnd  eine  gesetitiolw  Oi^> 
ganisation  der  Annenbesorgnng  eingeriehtetf  wodurch  jedoch  das 
Moment  der  Freiwilligkeit  nicht  ausgeschlossen  seui  sollte.  Die 
Gnindzüge  des  Gesetzes  von  1836  sind  in  dem  neuen  .Gessti, 
betr.  das  Armenwesen,  vom  28.  Juni  1853*  nur  unwesentlich  mo« 
difizirt,  ond  in  Betreff  der  polizeilichen  Maasregeln  g^n  stöirige 
Arme  verschärft  worden.  An  der  Spitze  des  Armengesetzes  steht 
der  Grundsatz:  ,dass  für  die  P*pr?urgung  des  Armenwesens  in  jeder 
Kirchgemeinde  eine  Armenpflege  besteht  und  dass  der  Kirchen- 
vorstand in  der  li^^gel  die  Armenpflege  der  Gemeinde  bildet.* 
Die  Armenpflegen  sind  berechtigt,  Personen  ausser  ihrer  Mitte 
zur  Theil nähme  an  ihren  Verrichtungen  zuzuziehen.  Diese  Ver- 
richtungen bestehen  in  der  Verwaltung  des  Armenguts  und  in 
der  Sorge  für  den  leiblichen  Unterhalt  und  das  moralische  Wohl 
der  Armen.  Anssordem  liegt  ihnen  ob,  die  Ursachen  der  Amuith 
zu  ermitteln  nnd  so  viel  wie  mOglieh  anf  deren  Beseitigung  hin-  ,  ^ 
snwirken.  0ie  GemeindsarmeDpflege  steht  unter  der  Aofiscfat  des  ^ 
Berirksraths,  der  die  Armenpflege  des  Bezirks  MIdet,  und  dem  ^ 
aUjftbrlich  Bericht  zu  erstatten  ist  (der  Kanton  Zfiridi  ist  in  11  j  ^, 
Beiirke  eingetheilt).  Der  Bszirksrath  Qherwacfat  die  Besorgung 
des  Armenweseos  in  den  Gemtinden  des  Badrks,  insbesondoe  die  ^ 
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Errieliung  der  Kinder  und  den  Zustand  der  Armen anatalten  und 
hat  darüber  dem  Kegieruu^srath  alljährlich  zu  bericliten. 

Die  Unterstützungspflicht  hiilfsbedürftiger  Ami<'fi  ist  zu- 
nächst Pflicht  der  Familie.  Soweit  eine  Familieuunterstützung 
nicht  stattfindet,  tritt  die  ünterBtatning  der  Gemeinde  jedoch 
nur  aoleheo  Personen  gegenüber  ein,  denen  Iwim  Ifaagel  an  Mit- 
teln zur  B^edigung  der  dringendsten  Lebensbedfirfhisse  auch  die 
körperlichen  und  geistigen  Krftfte  fehlen,  nm  dieselben  sieh  selbst 
und  den  Ihrigen  in  zureichendem  Maase  zn  yerschaffen.  Die 
Kirchgemeinde,  in  welcher  der  betreffende  Arme  das 
Bürgerrecht  besitzt,  hat  die  üntcrstfitzung  za  leisten.  — 
Die  Unterstützung  umfasst:  a)  arme  Waisen  oder  sonst  verlassene 
hülflose  Kinder  bis  zum  angetretenen  16.  Lebensjahre;  b)  Er- 
wachsene, die  durch  Alter  oder  sonstige  Gebrechlichkeit  zur  Arbeit 
unfähig  geworden;  c)  Kranke,  die  nur  um  ihrer  Krankheit  willen 
vorübergehend  unterstützungsbedürftig  sind.  —  K  ü  c  k  e  r s  t  a 1 1  u  n  g 
der  geleisteten  Unterstützungen  kann  hei  eingetretenen  günstigem 
Umständen  gefordert  werden. 

Die  Ausgaben  für  die  Armeuuuterstützungen  wer- 
den bestritten :  a)  aus  dem  Ertrage  der  Arraengüter  und  der  den- 
selben zufallenden  gesetzlichen  Gebühren  und  Bussen;  b)  aus  den 
Beiträgen  des  Staats;  c)  aus  dem  Ertrage  der  freiwilligen  Kirchen- 
steuern oder  in  anderer  Weise  veranstalteten  Sammlungen  frei- 
williger Oaben;  d)  aus  allMigen  Bfickerstattungen.  Ein  allfiü- 
liger  Mehrbetrag  der  Ausgaben  fiber  diese  Einnahmen  ist  beha& 
firhaltang  des  ungeschnriUerten  Bestandes  des  Armengnts  durch 
Erhebung  einer  gesetzlichen  Armenstener  zu  decken. 

Der  Ertrag  der  freiwilligen  Kirchensteuern  oder  Armenspenden 
kann,  wo  die  Verhältnisse  es  gestatten,  von  dm  Kirchgemeiuden 
mit  Genehmigung  des  Bezirksratbs  zur  Unterstützung  von  Per- 
sonen verwendet  werden,  welche  ganz  ohne  ihr  Verschulden  mtar- 
stfitzungsbedürHig  geworden  sind,  ohne  dass  sie  deshalb  auf  das 
Verzeicbniss  der  Almosengenössigen  eingetragen  werden.  Der  so 
verwendete  Betrag  der  Kircbensteiifr  ist  nicht  in  die  Anuenrech- 
nung  aufzunehmen.  Diese  Ausgabe  kann  auch  auf  Personen  ver- 
wendet werden,  welche  nicht  der  (jemeinde  angehören. 
Es  steht  der  Kirchgenieindsversaimiilung  zu,  diese  Art  der  Ver- 
wendung entweder  der  Armenpflege  oder  auch  einem  freiwilligen 
Hülfsverein,  dessen  Statuten  von  dieser  lieiiörde  genehmigt  worden 
sind,  zu  übertragen. 

Der  jährliche  Staatsbeitrag  von  ca.  60000  Franken  wird  in 
dar  Weise  verwendet,  dass  ^  der  Smnme  nach  der  Zahl  der  Un- 
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terstfitzten,  die  übrigen  f  aber  mit  Kocksicht  auf  das  VeriilltiuBi 
der  Armenausgaben  der  Gemeinden  zu  dem  Eriirag  ihrer  Ärmoi- 
gfiter,  der  Steoerfähigkeit  und  den  Steuerleistangen  ibier  Bfliger 

verth(?ilt  werJcn.  —  Der  Staat  leistet  ferner  den  Gemeindoi  je 
nach  iliren  Vi'rbältnissen  Beiträge  zu  der  Errichtung  von  Armen- 
austaltt'ji,  deren  OrganisiU.oii  die  (icnehmigung  des  lu'Lfierungs- 
raths  erlialteu  hat.  Auderneitis,'e  Leistungen  des  Staato  (abge- 
sehen von  denjt  niiii'u  <ler  Kautonalkrankeu-  und  Versorgirngsan- 
^talten,  die  durcii  l)esondere  Gesetze  und  Verordnuni^en  näher 
hestiniiiu  sind)  können  unter  Verhfiltnissi'n  •'intri'hni .  wo  e.s  sich 
um  Hebung  oder  Linderung  grösserer,  dunh  iiusai  rordenlliche  Um- 
stände Iierbeigeiuhrier  Xuth,  oder  darum  handelt,  durch  geeignete 
Maasregehi  und  Linrichliingen  einzehie  Insoudere  Quellen  der 
Verarmung  zu  verstopren.  Das  Armengesetz  enthält  ferner  scharfe 
Strafaudrohungeu  wi-gen  pflichtwidrigen  Verhaltens  Unterstützter 
und  Unterstützungsptfichtiger,  so^vie  gegen  Bettler. 

Die  dem  Zürcherischen  Armengesetze  Ton  1853  beigefügte 
,  Instruktion  für  die  Armenbehörden  vom  24.  Januar  1854*  ent- 
hält in  69  Paragraphen  überaus  zweckmässige  und  humane  Vor- 
-  Schriften  über  Handhabung  der  Armenpflege,  über  den  Umfiuif 
und  die  Art  der  Unterstützungen,  über  das  Verfahren  bd  ErtheK 
lung  von  Unterstützungen,  über  UuI'M  bringung  und  Beaufsichtigung 
der  üuterstützten.  Ks  wird  darin  den  Arnienbeliordrii  u.  A.  auch 
die  Sorge  für  Verminderung  und  De>eitigimg  der  Ursachen  der 
VcrarmiMig.  die  Dekänipfung  schleiUter  Gebräuche,  nachlässiger 
VVirthschaÜspolizi'i  und  einer  Virlot/iing  ile-r  Sonnlagsfeii-r,  sowie 
die  Förderin:!,'  und  Aureminü  vuu  S,t,ii-  imd  Krankenkassen,  Vor- 
schuss-  und  Leihkassen  und  anderer  genieiniuii/iger  AustaUfn  /ur 
Pflicht  genuuht.  Feri/er  bcLonl  die  Iu.>iruklion  in  ^.7:  du>s  sich 
ölVeniliche  l'nlerslützuug  und  I'rivatwnhkhätigkeil.  auitliches  Hau- 
deln  und  freie  Li;'l)e  gegeii.^citig  unterslül/cu  und  ergänzen  sollen. 
Die  Arnicupllegen  sollen  sich  daher  mil  freiu  illigeu  HüUsvereiuen 
und  Privaten  thunlichst  in  Verbindung  sctzeu,  um  sich  gegeo- 
stitig  zu  erspriesslicher  Verwendung  der  Mittel  Hand  zu  bieten.* 

Die  freiwillige  Armenpflege  wird  im  Kanton  Zfiridi  durch 
zahlreiche  freie  Vereine  ausgeübt,  unter  denen  namentlich  die  be- 
reits im  Jahre  1799  gegründete  «HfilfBgesellschaft  in  ZOrichN 
ferner  die  evangelische  Gesellschaft,  die  Wohlthfttigkaiisaastalten 
von  Winterthur  und  endlich  die  gemeumütxigen  GesdlscbaflNi 
des  Kantons  sowie  der  einzelnen  Bezirke  hervorragen. 

Zur  Statistik  der  A rraenpflege  des  Kantons  Zürich. 
Im  Jahre  ib3i>,  als  das  erste  Armengesetz  des  Kantoos  Zarich 
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aK,  in  Wirksamkeit  trat,  zählte  man  67Go  Aniif,  innl  zwar 'Jös^  fCin- 

a  der,  löl'j  Kranke  und  2()r>9  Alt«"  und  GebiiH  hliclK'.    Diese  Zahl, 

2?  verglichou  mit  der  ik'\ülk('ruii;,rs^uiiime,  zeigt  das  Durdi.silmill.s- 

Ei-  verhältuiss  von  je  1  Armen  auf  ca.  34  Bürger.  —  Schon  im  Jahr 

»  1837  aauk  die  Gesammtzahl  der  Unterstützten  auf  6654  und 

^  1838  auf  5838.  Im  Jahr  18ä9<erfolgte  dne  Steigerung  auf  7134 

^  und  von  da  an  erhob  sich  die  Zahl  von  Jahr  zu  Jahr  bis  zum 

^  Jahre  1848  auf  13885  Unterstutzte.  Von  da  an  sank  die- Zahl 

ik  ün  Jahr  1849  auf  12877,  1850  auf  11731,  erhob  sich  dann  aber 

£  nach  und  nach  wieder  bis  zur  Höhe  von  14983  Unterstutzten  im 

>  Jahre  1855.   Das  Jahr  1855  bildete  den  Abschlusä  einer  Reihe 

■j,  u^füu.stiger  Jaliro,  in  welchen  dincli  Verdienst^tockung  und  Theue- 

i  rung  die  Notli  auf  einen  hohen  Grad  gesteigert  worden  war. 


Iiis  zum  Jahre  1859  war  bereits  eine  Vermindernng  auf  9795 
und  bid  zum  Jahre  1864  eine  wiitere  Verminderung  auf  «831 
Unterstützte  eingetreten.  Vom  Jahr  1S6-4  an  hat  sieb  die  Ar- 
menzahl in  Folge  schlechter  Geschäftsjahre,  sowie  wegen  ungün- 
stiger Ernten  und  theurcr  Zeiten  witnl  r  Nrrmehrt  bis  auf  1(>21>4 
im  Jahr  ISGT.  Immerhin  lihiht  c-!  eine  erfreiilidie  Thal-.nlie, 
dass  die  Zahl  der  Uuterstüt/b'ii  im  Katilou  Zürich  seit  20  Jubren 
und  namentlich  seit  dem  Jahre  löOü  in  ganz  erheblicher  VVeiiäe 
abgenommen  bal. 

Die  Summe  der  Unterstützungeu  betrug  (ohne  die  Ausgaben 
der  Waisen-  und  Pfrundgater  der  Stadt  Zürich)  im  Jahre  1855: 
fr.  698953.  98  ct.,  1859:  fr.  542608.  59  ct.,  1864:  fr.  60^551. 
54  ct.,  1867:  fr.  800121.  78  ct.  Es  kamen  demnach  auf  die 
Unterstutzten  per  Kopf  1855:  fr.  46|,  1859:  fr.  55|,  1864: 
fr.  68^,  1867:  fr.  77|.  —  Der  Vermögensbestand  der  Armen- 
gfiter  der  Gemeinden  betrug  am  Ende  des  Jahres  1867  :  6,758466  fr. 

Die  Annenausgaben  wurden  zum  grössteu  Tlieil  aus  den  Zin- 
sen der  Arrnengüter  bestritten.  Aus.serdem  lieferteji  die  frei- 
willigen Armeusteneru  im  Jahr  l^tiT :  «8334  fr.  Die  Kück- 
erstattungen  mit  Inbegriif  des  Arbeitsertrages  und  der  Kost- 
gelder in  den  Armenhäusern  lieferten  irU27  fr.  üie  Staat.s- 
beiträge  an  die  Gemeinden  betrugen  GC'094  fr.  und  die  geset/.liehen 
Arraensteuern  ergaben  'JlliVi-J  fr.  Von  10.")  (Jrjueinden  des  Kan- 
tons hatten  ü*J  keine  Armensteiiern,  C)4  (Jemeinden  zahlten  1  fr, 
oder  weniger  von  1»  U(j  fr.  Vermögen,  30  (iemeinden  1  - 
und  2  Gemeinden  über  2'*;«o.  — 

Die  Gesammtzahl  der  im  Jahr  1807  unlersLüizien  1Ü294  Per- 
sonen vertheilt  sich  auf  4752  Kinder,  3757  Alte  und  Gebrecli- 
liehe  und  1785  vorübergehend  unterstfitzte  Kranke. 
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Der  KanUm  Basel  (Stadt) 
mit  4068B  Einwohnern  (die  zo      der  Stadtgemeinde  Basel  und 
za  Vte  den  3  Landgemdnden  angehören),  miter  denen  sieh  jedoch 
in  der  Stadt  nur  ca.  11000  wirUicfae  GemeindsbOiger  befinden, 

bat  kdn  eigentliches  Gesetz  über  Ännenwesen;  er  kennt  keine 
Armensteuern,  keine  direkten  Beiträge  von  Staat  un>1  (^etueiade 
und  keine  Bestiminnui;« n  über  Kecht  oder  Pflicht  der  Unter- 
stützung; allein  es  bestehen  daselbst  so  viele  Annenanstalten  und 
eine  so  ungemessene  unorganisirte  Spendeinst,  das^s  die  Zahl  der 
Üntenstützteu  in  Hasel  grösser  ist,  als  in  irt;end  einem  Tlifiile  der 
Schweiz.  Die  widitigsten  sogenannten  bürgerliclien  Arfiienhäiiser 
und  Stiftungen  ^ind  das  Ahuüsenamt,  welches  mit  (ieUispenden 
unterstützt,  das  Spital  (Krankenhaus,  Irrenliaus,  Versorgungsbaus 
für  Unheilbare,  Pfninilhaus  für  Alte,  Arnieiiherberge  für  Dureh- 
reisende, GebäranstaU),  das  Waisenhaus,  d  i  e  P a  r  a  \  i  z  in  i  .•^ c he 
Stiltiuig,  die  sogenannten  Fisci  der  Kirchgemeinden  unter 
Verwaltung  der  Qeisüichen  mid  der  Banne.  Hierzu  kommt  noch 
die  grosse  Stiftung  von  Chr.  Merian,  der  Kirche,  Schulhans,  Spi- 
tal etc.  gebaut,  und  die  Zinsen  seines  binterlassenen  Yemügm 
nach  dem  Tode  seiner  Ehefrau  fBr  wohlthAtige  und  gemeinnfitiige 
stftdtische  Zwecke  bestimmt  hat.  —  Von  den  angeführten  böiger^ 
lidien  Anstalten  sind  Almosenamt  und  Waisenhaus  für  Oonel^ 
blirgn'  bestimmt,  die  übrigen  Anstalten  bedenken  auch  andere 
Einwohner  ohne  Unterschied.  —  Die  Verwaltung  dieser  Anstalten 
steht  unter  amtlicher  Kontrole  und  insofern  kann  die  Armenpfl^ 
soweit  sie  Bürger  der  Gemeinden  betrifft,  eine  amtliche  genannt 
werden.  Die  Unterstützung  der  zahlreichen  Niedergelassenen, 
Aufenthalter  uml  Passanten  wird  aK'  Sache  der  freiwilligen  Ar- 
menpflegi'  angeselicn,  die  von  zahlreirheii  Instituten  nnd  freiwil- 
ligen Vcreiueii  besorgt  wird  und  sich  übrigens  auch  armer  Bürger 
annimmt,  ^ok-rn  die  amtliche  Unterstützung  nicht  zweckmüäsig 
oder  aiisreidieud  gel'iindcu  wird,  üntt-r  den  Wühlthätigkfits-Eiii- 
richtungeu  der  Stadt  Basel  lageu  hervor:  die  allgemeine  iUmeu- 
anstalt  zur  Verabreichung  von  Arbeit  an  alte  und  sonst  zu  ge- 
wöhnlicher Lohnarbeit  untaugliche  Leute  und  von  Geld-  und 
Nataralspenden  an  arme  Nichtbfirger,  in  Ergänzung  des  bAiger- 
lichen  Almosenamts,  und  die  Kranken-Kommission,  welche  aime 
Kranke  unterstfitzt  —  Es  besteht  die  Einrichtung,  dass  die  ein- 
zelnen Pfitfrgemeinden  für  die  in  ihrem  Bereiche  wohnenden 
Annen  zu  sorgen  haben.  Dies  wird  als  ein  grosser  UebelstiBd 
empfunden,  da  die  meisten  Armeu  in  denjenigm  FirodiieeB 
wohnen,  w'o  die  wenigsten  Begüterten  sind  und  mithin  auf  emMbie 
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(leistliche  eine  fast  cnli  ul  koudo  Last  gewälzt  wird.    TVr  Ba^lor 
K  Stadtrath  ist  g-ocfenwürtig  mit  einer  Reorganisation  des  Armeii- 

U  Wesens  beschäftigt,  um  die  herkömmlich  entstandene,  allmälig  zu 

k  zersplittert  gewordene  und  dämm  den  heutigen  Verkeim-  nnd 

«  Bevölkerungsverhftltnissen  nicht  mehr  entsprechende  Armenpfl^e 

iü  mehr  zu  zentralisiren,  dadurch  die  Mittel  besser  zu  benutzen  und 

2.  IGflabrftuchen  zu  steuern,  ohne  jedoch  das  Prinzip  möglichster  Frei> 

d  Willigkeit  der  persönlichen  und  pekuniären  Leistungen  zu  alteriren. 

jr  —  Der  Bettel  ist  gesetzlich  verboten,  die  Polizei  entwickelt  zur 

j  Durefafiihrung  dieses  Verbots  eine  sehr  oifriüi-e  Thätigkeit;  allein  die 

^  unverständige  Schwäche  des  si»endend('ii  rublikunis  und  die  cx[M)nirtc 

Ij  Grenzlage  der  offenen  Stadt  machen  die  Handhabung  äusserst  schwierig. 

^  Der  1867  gegründete  „Erkundiguugs- Verein"  wirkt  sehr  erfolgreich 

i  gegen  den  Bettel.    In  einer  vr-r  Kurzeiu  erschienenen  ti-eftlichen 

j,  Schrift,  betitelt:  , Beiträge  zur  Keuntniss  des  Basorscben  Unter- 

jj  stützungswesens*  sind  am  Schliiss  die  dem  bürgerlichen  Theil  der 

j  Stadtbevölkerung  zufallenden  Uuterstiit/iingen  mulhmaaslich  be- 

^  rechnet.    Danach  wurden  1828  bei  .Sü(J<>  burirerlielien  Kinwfihuern 

j  732  mit  10f>G0O  Franken,  also  mit  durchscliniUli.h  U!»  Frankeu, 

j  unterstüut,  dagegen  isGT   bei  HOOG  bürgerliiin-u  Kiuwobueru 

[  1414  mit  2G3113  Frauken,  oder  mit  durchschnittlich  .  186  Frk.  — 

1828  kam  also  1  Unterstützter  auf  je  10,9  und  1867  auf  je  7,? 

btugerüche  Einwohner. 

Die  grossen  Ldstungeu  der  freiwilligen  Armenpflege  entziehen 

sich  der  Statistik. 


Zum  Schluss  möge  eine  Zusammenstellung  von  armenstatisti- 
schen Daten  aus  15  Kantonen  nebst  einigen  Erläuterungen  dazu 
hier  Platz  finden  (s.  umstehend). 


■  «tntnfbtat«  Amupicgt. 
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statistische  Ergebnisse  der  Armenverwaltiing 
einiger  schweizerischer  Kantone. 
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Bemerkungen  zu  vorstehender  staüstiacher  TafeL 

Allgemeine  Bemer'kun ^'O n  Ks  fehlt  bis  jetzt  noch  durcbaas  aji 
gotnpin^chaftlit-hen  syslcmatiBcheu  Eihthnnfrpti  ftltor  das  schweizerische 
Armeuwcäen-  Kinige  KaQtuuiilregieruugcQ  verüÜ'eutlichen  Mittheiluagea 
aber  die  Armcnverwaltung  in  ihren  jährlichen  Becbenschaftsberichten  oder 
in  besonderen  Berichten  des  Departements  för  das  Armenwetaa.  ladeie 
Kantone  veranstalten  nur  von  Zeit  zu  Zelt  solche  statistische  Erhebungen, 
wieder  andere  haben  auch  dies  bisher  unterlasscii.  In  dem  neusten  Heft 
der  Zeitschrift  für  die  schweizerische  Statiätik,  Jahrg.  1867  üo.  1—3,  ist 
der  erste  Yeimicli  gemacht  worden ,  die  VerOffentliehangea  von  12  Kaato* 
nen  anaammenaustenen.  Wir  haben  die  betreffende  Tabelle  durch  Hinzu- 
fügung der  Arraenstatistik  der  3  Kantone  St.  GalKn,  Schaffhausen  und 
Thurgau  TorvoHst&ndigt  nml  mir  über  die  Kantone  Bern,  Basel  und  ürau- 
bflnden  abweichende  Zahlen  mitgeihi^U;.  Unsere  Quellen  sind  für  Bera: 
die  Angaben  des  trefSIcben  atatistiaebett  Jahrbacbs  für  den  Kanten  Bera, 
fOr  Basel- Stadt  „die  Britiäge  zur  KenatniSS  ^  Ba^crscheo  Unter- 
BtfU/.nnL'Swpcoiis"  und  für  G  r  a  u  Ini  n  d  e  n :  der  neueste  offizielle  Bericht  dts 
Kleinen  Kaths  über  die  Aruienpflcge  während  der  Jahre  1865,  1866,  1067. 

Die  Kantone  Glarus,  Schwyz,  Solothnrn,  St  Galleu,  Thurgau,  Züiidi 
and  flraubflnden  stellen  sich  in  fieaiehung  auf  daa  Veibiltniss  der  Ünter> 
Btfltzten  zur  Bcvidkcnnig  am  günstigsten,  die  Kantone  Basel-Stadt,  Luzero 
Keiieiiburg,  Bern  und  Freiburg  am  ungünstigsten,  während  Aargau,  Zug 
uud  bcha&'hauscn  in  der  Milte  stehen.  Dabei  ist  jedoch  zu  beuerktn,  dm 
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die  Reihenfolge  der  Kantone  nicht  als  absoluter  Maasstab  der  Yerln-L  ituDg 
der  Armeimotli  b«trMhl«t  werdm  kaim,  irail  1.  mit  der  Verabfulgnug  der 
ÜBtentatzangmi  in  sehr  ungleieher  Weise  verfahren  wird ;  2.  veil  die  Lei- 
stungen der  freiwilligen  Amenpflege  in  einzelnen  Kantonen  nicht  blos  die 
gesetzlichen  Armenlasten  erleichtern,  sondern  auch  <iio  Zahl  der  Fiitcr- 
Btützten  kleiner  erscheinen  lassen;  3.  weil  die  Tabelle  nur  die  Gisammt- 
sahl  der  ünterstHtsten  angehen  konnte,  worin  die  ganz  und  theilveise 
ÜnterstütJBteo,  die  Notharmen  and  die  Dürftigen  mit  inbegriffen  sind. 

Da  die  Annenuntcrstfltzung  in  allen  in  der  TaliHlle  angofuhrten  Kan- 
tonen, mit  Ausnahme  von  Horn,  auf  dem  P.nrqe'-prinzip  beruht,  so  or.s<  heint 
die  Vergleichung  mit  der  bürgerlichen  BevulkL  iung  passender  als  ditjeuige 
mit  der  Einwohnerxahl.  Nun  ist  aUerdings  nur  die  bOrgerllche  Bevölke- 
rung innerhalb  der  Schweiz  aus  der  II.  Lieferang  der  Volkszikhlongs- 
ergebnisse  ersichtlich;  nur  für  Neuenbürg  konnt<»  anstmbmswcisf  ili.«  genaue 
Angabc  der  ganzen  bürperlichen  BevoJkeruny;  nach  einer  im  Jahre  ISi;,'} 
dort  veranstalteten  Erhebung  zu  Grunde  gelegt  werden.  Für  Graubünden 
worden  die  spesienen  Angaben  der  bürgerlichen  Berulkentng  sämmtlieher 
Kreise  zu  Grand«  gelegt. 

Es  sind  uns  auf  unsere  direkten  Anfragen  an  sämmtlirlio  kantonalo 
Regierungen  noch  statistische  Mitlheiluugcu  über  das  Arinenwcsen  in  den 
Kantmen  Bas^-Land,  Appenzell  A.  Bh.  und  Ap]>enzell  I.  Bh.  zugegangen, 
die  wir  blos  deshalb  nicht  in  oinger  Tabelle  mit  aufgefahrt  hab»,  weil 
sie  nicht  ganz  vollständig  sind  und  deshalb  mit  den  anderen  15  Kantuneu 
nicht  unbedingt  verL'licht  ii  werden  konnten.  In  15a««'!  -  L'nul  betrug  die 
ücsammuahl  der  Unterstützten  iu  G3  von  7ü  Gemeinden:  Ifciirt:  l.jJo  Por- 
senen.  Die  fl3  Gemehiden  hatten  für  ihre  13.S3  Unterstatzten  101511  fr. 
ausgegeben,  wonach  ein  Unterstützter  jährlich  76,1  fr-  ko>(et,  Bechnet 
man  für  Basel-Land  ca.  jsOOO  lungerlich''  Bevölkerung  und  nimmt  man  die 
Gesammtzabl  der  Uuterstüt/ten  uiitiT  Hinzurechnung  der  Arnienzahl  der 
12  fehlenden  Gemeinden  auf  ca  IGiX)  an,  so  wird  in  i>usel-Laud  ein  L'nter- 
stotster  auf  etwa  80  Seelen  kommen,  ein  sehr  gflnstiges  YerhUtniss,  wel- 
ches sich  jedoch  theilweise  daraus  erklärt,  dass  die  Armenpflege  d'  r  .Stadt 
Basel  sich  auch  der  Annen  aus  Basel -Land,  die  in  Basel  selbst  oder  iu 
der  Umgegend  wohnen,  in  liberaler  Weise  mit  annimmt. 

Ueher  das  Annenwesen  in  Appenzell  A.  Bh.  enthalten  die  AppcuzcUcr 
Jahrbfleher,  2.  Folge  4  Heft,  eine  atatistische'Znsammenstellung  der  Armen- 
unterstützungen  im  Jahr  1861,  worin  die  Zahl  aller  rnierstfitzungsbedftrf- 
tigen  auf  angegeben  wird.    Die  Nettoausgaben  für  die  ,\rmen  des 

Landes  betrugen  1061  2(MtJ87  fr.  42  ct.,  darunter  waren  21i'l3  fr.  43  et, 
▼Ott  den  freiwilligen  Anuenvereinen  des  Landes.  Die  Armeognter  betragen 
im  ganaen  Lande  1,914829  fr.  (Nach  einer  offiziellen  l  ebersiebt  ober  das 
Armenwesen  aus  dem  Jahre  1H;^3  gab  es  IKJo  .*?!  laut  llau>besi!ch  39381 
Einwohner  und  :>749.i^  Gemeindsgeuossen  im  Kanton.  Die  Zahl  der  Unt*  r- 
Sttitzten  betrug  damals  y33b,  wovon  581  in  Anstalten  versorgt  waren.  Die 
Atmenansgaben  betrogen  61776  Qnlden.)  Die  bflrgerltche  Bevölkerung  des 
Kanton  Appenzell  A.  Kh.  betrug  im  Jahre  18(36  ca  46000  Seelen,  wonach 
im  Jahre  1861  ein  üntcrstütztor  auf  ca.  S  Scflcn  kam. 

Nach  den  von  Seiten  der  hohen  iiegierung  des  Kantons  Appenzell 
I.  Bh.  uns  frenndliefa  gemachten  statistischen  Mittbeilungeu  fanden  im 
Jahr       TerCheüuDgen  im  Betrage  von  13374  fr.  au  278  arheitsühige, 

82*. 
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ftber  in  ikrem  Enr«rb6  sehr  beMdurftnkte  Personen  statt.  In  den  Armen- 
anstalten, wo  mir  orwrrbßtinfUhigo  Personen  Verpflegung  finden .  während  ? 
die  Waisenau&talt  als  Erziehungsanstalt  dient ,  waren  zusammen  U4  Per*  ]>, 
tonen  anter  gebracht  (78  Kinder  und  116  Alte,  Kranke  and  QebreeUiehe),  ik 
weldie  einen  jtlurUelien  EoBtenanftpand  von  30457  fr.  veramditan.  \i 

Besondere  Bemerkungen  zur  Statistik  der  Armenpflege 

in  einxelnen  Kantonen.  , 

^  ! 

1.  Der  Kanton  Aargan  untentfltste  1866:  26017  arae  OrtAOrger,  ^, 
18G0:  1S177  und  1867:  11251.  —  Die  AnDeaansgaben  betrugen  1886: 

1,082187  fr.,  18G0:  7:^4r,L>a  fr.,  1867:  G03671  fr.  mit  den  Vcrwaltun^ski  sfen,  ^ 
und  ohne  Vfrwahungskoston  5G(j745  fr.    Das  reine  Vermögen  an  Armen- 
gutem  var  um  1.  Januar  läOO:  ü,äül(jl3  fr.   Auägerdem  betrugen  die  be«  , 
sonderen  Stiftangen  sn  Anueaswecken:  1,748868  fr.  ^ 

2.  Von  den  im  Kauton  St.  Galle  n  luiiorstützten  6053  Armen  waren  ^ 
2473  in  Oft  Armenhäusern  untergebracht.  —  Die  einzehien  Bezirke  dea  • 
Kantons  8t.  Gallen  zeigen  die  auffallendsten  Unterschiede  in  den  Kosten  | 
der  Armcubesorgung.  Während  aaf  den  Kopf  der  Unterstützten  im  Kanton  ^ 
dnreliseluiittlich  188  fr.  80  et  kommen,  kostet  im  Beairk  St  Gellen,  welcher  ^ 
ein  reines  Amengut  von  4,167770  fr.  besitzt,  ein  Unterstützter  41 C  fr.  ct.,  | 
dagegen  im  Bezirk  Werdenberg  nur  77  fr.  W  ct.  —  Im  Bezirk  St  Gallen  j 
kostet  jede  Person  im  Arbeitsbause  ;)6ü  fr. ,  im  Bezirk  Werdenberg  nur  j 
90  fr.  10  cL  —  Der  Bestand  des  reinen  Armenguts  im  Kanton  St  Gsllsa  | 
var  1866:  11,880140  fr.  j 

3.  Im  Kanton  Luzern  war  die  Zahl  der  rnterstütztcn  1850:  20405,  j 
1 858 :  1 51)79,  1 HC2 :  1 6408,  1867 : 15057  (nämlicii  3268  Kinder  anter  16  Jahren  , 
und  11788  Erwachseue).  ; 

4.  Die  Zahl  der  ünterstQtzten  betrug  im  Kanton  Sebaflbantea  , 
1853/54:  1487.  Von  den  1865  unterttflttten  1234  Personen  waren  1069  von 

den  Gemeinden  und  165  vom  Staat  unterstützt.  Die  Arnienfonds  der  fle*  ^ 
meinden  betrugen  1857  :  3,14.')728  fr.  und  1867:  3,8318'J7  fr. 

5.  Die  Zahl  der  Unterstützten  betrug  im  Kanton  Thurgau  10ö3: 
8772  und  1865:  8674.  Yen  den  im  Jabr  1867  nnterstfltiten  8792  Penoeen 
waren  nur  486  in  Armenhäusern ,  262  im  Kantonss^tal,  2975  bei  Frbatso 
fersorgt,  69  in  der  Zwangsarbeitsanstalt  Kalchrain. 

6.  Die  Zahl  der  Unterstützten  im  Kanton  Freiburg  war  in  den 
lahren  1851—55  durchschnittlicb  8949  Personen,  und  1861  —  65  durch- 
sehnittUeb  6448.  In  der  Periode  von  1851—56  worden  snsammen  1,S24168  fr. 
oder  jährlich  27V2  fr.  per  Kopf  der  Unterstützten  und  1861—65  zataameB 
1,240413  fr.  oder  38'  i>  fr.  jährlich  per  Kopf  der  Unterstützten  verausgabt 

7.  Die  Zahl  der  11^76  im  Kanton  Solotburn  Unterstützten  vertheilt 
sieh  aof  608  anter  10  Jahren,  865  Ton  10—20  Jahren,  150  von  90  bis 
80  Jibreo,  185  von  30—40  Jahren,  842  von  40—60  Jahren  und  489  über 

GO  Jahre.  Die  Amenfonds  sftmmtUcher  Gemeinden  betrafen  1867:  * 
1,11%91  fr.  — 

Ö.  Die  Armenzahl  hat  sich  im  Ivanton  Glarus  in  den  letzten  30 
Jahren  um  mehr  als  die  HMfte  Termindert;  denn  noch  im  Jehr  1844  ksm 
eine  unterstützte  Person  auf  24  Seelen.  Im  Jahr  1862  gab  es  71G  Arme. 
—  Die  Armenfonds  der  Gemeinden  betrugen  1862:  1,278246  and  1867: 
1.45^970  fr. 
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9.  Im  Jahr  1861  betrug  die  Zahl  der  UnterstaUten  im  Kauton 
Seliwyz  962;  danmlfir  varen  420  EbAet  und  6iB  EnradiMiM.  Im  Jtikt 
1867  mxtn  unter  den  958  UnterBtttiten  899  Kinder  und  ÖG9  Enracliaen«. 

Das  zinstragondu  Armcngnt  betrog  1867  CM,  800000  fr.  und  hatte  lich  Wit 
1855  um  223(XK)  fr.  vermehrt. 

10.  Im  Jahr  1864  wurden  im  Kanton  Zug  TJi  Anno  unterstützt 
(438  Kinder  und  361  Erwaehsene)  mit  70683  fr^  dagegen  1867:  889  Arme 
(400  Kinder,  489  Erwachsene)  mit  87340  fr.  Der  Befrag  der  ArmenfondB 
der  Gemeinden  war  18(57 :  8i*!'211  fr, 

11.  Die  Zahlen  über  den  Kauion  Graubünden  sind  den  oftiziellen 
„Berichten  über  Stand  uod  Verwaltung  des  Armeuwesens  im  Kanton  Grau- 
bünden'* entnommen,  die  von  3  sn  3  Jaluren  vom  Kleinen  Bathe  erstattet 
werden.  Danach  betrug  die  Zahl  der  Amen  1810:  3809  Personen,  1849: 
5400,  1855  :  6239,  1858:  3425,  IKJl:  2G8I,  2SS()  mid  is»;?:  L'Sno  Per- 
Bouen.   Der  Vermögensbestand  der  Armenluuds  der  Gemeiudeu  war  lÖGl: 

I,  310127  fr.  und  1867:  1,485487  fr.  Die  Armenunt«nl(Uanngen  betragen 
1864:  802S8  fr.  Der  neuste  Berieht  Aber  die  Periode  tou  1866—67  enthält 
keine  Angabc  über  die  Höhe  der  Annenausgaben,  dagegen  ist  darin  die 
bürporliche  Bevölkerung  jedes  einzelnen  Kreises  angegi  hen,  woraus  sich 
lür  den  ganzen  Kanton  die  Gesammtzi£fer  von  65100  ergiebt.  Es  erhellt 
nieht,  ob  darunter  blos  die  im  Kanton  lebende  oder  anch  die  aussetrhalb 
des  Kantons  befindliche  bürgerliche  Bevölkerung  inbegriffen  ist  Kach  der 

II.  Lieferung  der  schwcizi^ris»  hm  Bcv(»lkerungsstatistik  p:ib  es  }SC>0:  86315 
Angehörige  des  Kantons  (iraulmnden  innorlialb  der  Öchwcizergrenzen. 
Unäcre  Angaben  über  die  Armeuzahl  in  Graubuudcu  differircn  wesentlich 
von  den  ZaUen  der  Zeitschrift  lOr  sehwtiseriselie  Statistik,  weldie  der 
PriTntarbttt  der  Herren  Seminnrdirektor  Largladto  und  Lebrer  Njggüi  eat» 
nommcn  sind. 

12.  Nach  der  ,,Sfatisti(jue  generale  dressee  par  la  Direction  de  l'Intd- 
rieur  sur  les  ducumeutii  qui  out  öervi  ä  Tincorporation  des  „Heimathlosen'* 
en  1868"  gab  es  in  den  75  Gemeinden  des  Kantons  Neuenbürg  48806 
nieht  unterstatzte  Gemeinde bürger,  r,(Hj5  unterstützte  Gemeindebürger,  1717 
im  Jahr  1860  inkorporirte  Uucheliche  und  1200  im  Jahr  1863  inkorporirte 
Heimathlose.  Das  Armengut  der  Gemeinden  betrug  1863:  4,180780  fr. 
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Grossbritaanien. 

Von  • 

D.  H.  Meier  in  Freiburg  i/B, 

Der  Grundsatz.,  dass  der  Staat  die  YerpfliclituDg  habe,  für 
seine  Armen  zu  sor^'en,  ist  in  Grossbiitannien  schon  frfflicr  an- 
erkannt worden;  diese  Anerkennung  bildet  das  gemeinsame  Mo- 
ment in  der  Armengesetzgebnng  der  drei  Königreiche.  Aber  di« 
praktische  Burchfuhmng  dieses  Grundsatzes  ist  nach  Art  vnd  Znt 
in  jedem  derselben  sehr  Terscfaieden  gewesen,  Terschiedenartig  wie 
ihre  politische  und  wirthsehaltlidie,  ihre  soziale  und  kireUiche 
Entwickelung.  Praktischer  Blick  und  wirthschaftliche  Voraussicht 
Iii  -  eu  am  rrühcsli'u  in  England  selbst  die  geeigneten  Mittel  zu 
einer  iimfassetiden  staatlichen  Arnieuptlege  finden,  w&hiend  flircht- 
baro  Katastrophen,  Hunger  und  Elond  nöthig  waren,  um  in  Irland 
—  und  hier  am  sj>ät«'sten  —  dio  Armenpflege  energisch  in  Angriff 
/AI  ncliiiHii;  in  Schottland  endlich,  wo  die  Verhältnisse  einfacher 
laffcn.  hat  si«  h  die  Annonpflege  am  naturgemässesten  aus  den 
Yiuhandi-nen  kirchlichen  Vt'rhältnis.sen  entwickelt.  Eigenthfimlich, 
dem  kuluirgeschichtlichen  Werdegang  ensprechend,  gestaltete  sich 
das  Armcnwcscn  in  jedem  der  diei  Königreiche,  und  auch  heute 
ist  eine  Zontralidation  für  das  Ganze  ebenso  wenig  vorhanden,  als 
dieselbe  für  die  Zukunft  in  Aussicht  genommen  zu  sein  scheint. 
Jßine  gesonderte  Darstellung  der  Entwickelung,  und  der  bestehenden 
YerhAltnisse  ist  daher  durch  sich  selbst  gereehtfertigi  Wir  he-  . 
ginnen  mit 

England  und  Wales 

und  lassen  hier  znnftchst  eine  statistische  Uebersicht  über  die  Zahl 
der^Unterstüt/.ten  nach  den  mit  dem  Jalire  1S48  beginnenden  offi* 
zieUen  Erhebungen  folgen: 
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1864/68. 

ZaIü  der  Verbände  

Im  Arbeitfibau&e  Unterstfltste  . 
Ausserhalb  desselb.  UfitentOtzte 

Im  Ganzen  

^,0  der  BevöIkeruDf?  .... 
Weizenpreis  pr.  Quarter 

620 
118473 
849670 
968143 
6»* 

42  sh.  7  d. 

625 
122140 
737753 
859893 

4,7 

65b1i.  2d. 

647 
1325S6 
805605 
938141 
4^ 

508h.  5  d. 

655 
143453 
81741)0 
990943 
4.» 

468h.  -  d. 

Moe  absolute  oder  stetige  Abnahme  der  Armenziifer  ist  aus  der 
englischen  Armenstatistik  nicht  zu  konstatiren;  die  Schwanfaingen 
sind  im  Grossen  und  Ganzen  nicht  sehr  erheblich  gewesen;  nur  in  den 
Jahren  des  amerikanischen  BÖrgerkdeges  findet  eine  nicht  unbe- 
trSchtßche  Zunahme  statt;  doch  tritt  diese  erst  mit  dem  Jahre 


1863,  also  fast  zwei  Jahre  nach  Ausbruch  des  Krieges,  iu  augen- 
ffilli  ;    r  Weise  hervor,  ein  IJeweis,  dass  die  zunächst  betroffenen 
*  Beiirke  nicht  sofort  die  Folgen  der  grossen  Kalamität  empfanden, 

f  Schon  vor  der  Wiederherstellung  des  Friedens  tiitt.  als  Folgo  be- 

(.  lanü'rcicherer  Zufuhren  von  IJaumwoUe  aus  anderen  l'roduktions- 

j  läüdern,  wieder  eine  Besserung  ein;  auf  die  Zahlen  früherer  Jahre 

t  ist  man  iudess  bis  jetzt  noch  nicht  zurück;^ekommen;  das  nian- 

ly  gelnde  Vertrauen,  der  gedrückte  Zustand  von  Mündel  und  Industrie 

i.  finden  auch  in  den  ArnienzillVrn  der  jüngsten  Veri,'angenlieit  ihren 

'l  Ausdruck,  zunml  im  ktzlen  Jahre,  wo  sie  wieder  die  Höhe  der 

;  Nothjahre  1863  G4  erreichen.  — 

Eän  etwas  günstigeres  Bild  stellt  sich  uns  dar,  wenn  wir  die 
ArmenzifferQ  in  ihrem  VerhftUniss  zur  Gesammt-Bevölkerung  des 


Ednigreichs  betrachten.  Die  Entwickelung  zum  Bessern  ist  hier 
zwar  langsam,  aber  im  Allgemeinen  doch  stetig,  und  wenn  wir 
das  Jahr  1849  mit  der  jüngsten  Vergangenheit  vergleichen,  so  ist 
der  Fortschritt  gewiss  als  ein  sehr  erheblicher  zu  bezeichnen. 

Wir  haben  unserer  statistischen  Tabelle  die  fänQfthrigen  Durch* 

schttittspreise  des  Quarters  Weizen  beigefügt,  um  zu  zdg^,  dass 
der  Getreidepreis  nicht  stets  in  nothwendigem  Zusammenhange 

mit  der  Ab-  und  Zunahme  der  Armen  steht  oder  vielmehr  in 
seinen  Folgen  theils  nielit  sofort,  theils  gar  nicht  erkennbar  ist. 
üeber  6%  der  Bevölkerung  wurden  im  Jahre  184Ü  ötYentlich  unter- 
stützt, als  der  Weizenpreis  nur  einen  mittleren  Siuudpunkt  ein- 
nahm; im  Jahre  18öG  dagegen,  als  Weizen  mit  75  sh.  4  d.  den 
höchsten  durchschnittlichen  Standpunkt  erreicht  hatte,  wurden  nur 
4,8'^ 0  der  Bevölkerung  aus  öffentlichen  Mitteln  uuier>tützt.  wäh- 
rend in  beiden  Jahren  die  gleichen  Grundsätze  der  Ärmenptiegc 
in  Geltung  waren.  Es  sind,  zumal  in  einem  industriell  so  huck 
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entwickelten  Lande,  oft  ganz  andere  ütsacben,  welche  den  jewei- 
ligen Stand  der  Annenpflege  beeinflussen;  als  eine  dieser  UnacheD 

])('zeiclineten  wir  bereits  oben  den  »nnerikanisilieu  Bürgeriprieg. 
Die  sti  tii^^.'  prozentale  AlMuvbme  in  der  Zahl  der  Bedürftigen  geht 
mit  tlt'iii  iilltTcineinon  Waelisen  des  wirtlisehaftliehen  Woblstandes 
Hand  in  Hand:  die  Selbstliülfe  anf  wirthscbaftlichem  Wege,  und 
eine  energischere  und  intelligentere  Hnndbubung  des  Ärmengesetzcs 
haben  sodann  in  'jIt'iL'iii'r  h'iclitiing  gewirkt.  Welcher  Antheil 
daran  jeih  r  ilie^ir  l  nsaciien  gehülirt,  lilsiit  sieli  natürlich  mit 
Sieherheil  nieht  ermitteln;  man  wird  iudess  nielit  t'elügehcn  in 
der  Annaluue,  dass  die  genossen.sihat'lliehe  Selb.sthüU'e  der  Haupt- 
taktor ist  —  ein  wohl  /u  beuclitender  Fingerzeig  für  die  Geaetz- 
!  gubuüg  und  Verwaltung. 

I  Ueber  das  Verbal tnit»  der  körperlich  (jesunden,  Arboitsßüiigeo 

zu  der  GesammtiBahl  der  Armen  giebt  uns  die  folgende  Tibelle 
nähere  Auskunft: 


Jahr.         ArbeitsfUdfe.     %  der  Armeo. 

181!»  2-JHH-2:i  21^ 

im  191910  19,0 

1851  163134  17^ 

1H52  14!>1W  16^ 

LHäa  131)575  15,7 

1854  18M91  1^« 

18r.5  116«:^!  16,s 

18:>6  i:.i_»j8  16^8 

1857  IKM)?;')  15,6 

1858  153769  16,» 
18Ö9  135784  15,7 

1860  132120  15,6 

1861  145776  16,6 

1862  lßö302  16,9 
ISG.?  2217411  20,5 
iw;4  1H8422  18,6 
IHfi'i  1G0524  16,9 
18G0  14r».S23  15,1 
1867  140425  16,0 


Wie  man  sieht,  hat  das  Yerhältniss  der  öffentlich  unter- 
stützten Arbeitsfähigen,  wenn  auch  nicht  stetig,  doch  im  Vergleich 
mit  unserem  statistischen  Ausgangspunkte,  erheblich  abgenommen 
(5^A>  seit  1849).  Auch  hier  erklärt  sich  die  Abnahme  aus  den 
schon  angeführten  Gründen,  von  denen  hier  die  beasere  Kontrole 
der  Behörden  der  maasgebende  sein  dürfte.  Jkx  Einflnss  der 
durch  den  amerikanischen  Bürgerkrieg  hervorgerufenen  Arbeits« 
Stockung  ist  auch  in, dieser  Tafel  deutlich  zu  erkamen  und  nicht 
minder  findet  das  seit  dem  Jahi'e  IHili;  eingetretene  Misstraiien, 
das  Handel  und  Gewerbe  zu  keiner  gedeihlichen  Entfaltung  kom- 
men lässt,  in  den  angeführten  Zahlen  einen  entsprechenden  Aus- 
druck; bis  heute  iat  das  Prozentveriuütuias  noch  nicht  wieder  auf 
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ifc  den  nip<lriLr>'ton  Stainlpunkt  minorer  Periode  (1860:  IT).!;)  zurüoli- 

y.  gekehrt.    Zu  niUn'roni  Vi'is!äii<liiiss  sei  hier  noch  bemerkt,  <lass 

iiutor  arbeitsfahi-^en  Annen  .im  Ii    l)irjt'nii;eii  iiiiiver.stanclen  siud, 
T  welche  entweder  iu  Folge  leichter  Erkrankung,  oder  an  kürjier- 

>  liehen  Gebrechen,  Altej^scbwüche  u.  s.  w.  leidend  (Frauen  im  Zu- 

X  Staude  der  SciLwangersohaft)  niir  eiaen  Theil  des  Tages  zu  arbeiten 


im  Stande  sind,  event  nicht  die  volle  Tagesarbeit  eines  ge- 
suiden  Menschen  verrichten  können.  Kur  absolute  Arbeitsunßr 
higkeit  bildet  gesetzlich  und  praktisch  hier  die  Grenze. 

Wir  sahen  oben,  dass  das  Verhältuiss  der  im  Arbeitshause 
Unterstfitzten  zur  Gesanuntzahl  der  Annen  ein  geringes  ist;  fiber 
Gesclüecht,  Alter,  körperliche  und  geistige  Bisposition  u.  s.  w. 
der  lnsas<sen  des  Arbeitshauses  lassen  wir  hier  die  Nachweise  aus 
den  letzten  10  Jahren  folgen: 


1850/ G2 

lbi»Ö;t»2 

1863,67 

1863/67 

1 

1.  Januar. 

1.  JqU. 

1.  Januar. 

1.  Juli. 

Arbeitsfähige. 

7225 

3790 

7996 

4587 

15321 

111:54 

U177 

Kinder  uater  IG  Jahren    .  . 

189S1 

142Ö3 

187Ü5 

15133 

Arbeitsanffthige. 

28397 

2H7S7 

33137 

27869 

21463 

1Ü751 

28741 

22044 

Kinder  unter  16  Jahren.  .  . 

39556 

27905 

SlOOl 

29926 

Irre  und  Idioten. 

3382 

3428 

3977 

4134 

4608 

>  4744 

5U6 

S62S 

Kinder  unter  16  JahrcTi     .  . 

ir.2 

3H0 

-US 

Vagrauteo,  i.  Arbeitäh.  unterst. 

mb 

1560 

2691 

2971 

Total  der  Insassen  .  .  . 

130575 

1  110810 

142687 

127062 

Bass  die  Zahl  der  Insassen  des  Arbeitshauses  im  Januar  re- 
gehnftssig  sehr  erheblich  höher,  als  die  betreffende  Juli-ZiJfer,  be- 
darf keiner  nftheren  Brlftuterung.  Unter  den  arbeitsfiUugen  Armen 
ist  das  starke  üeberwiegen  des  weiblichen  Geschlechts  beachtens- 

werth;  die  Zahl  der  Frauen  fiberwiegt  in  dieser  Kulnik  diejenige 
der  Männer  fast  ausuahnish)s  nni  (1 1>  Doppelte,  einige  Mal  um 
das  Dreifache,  und  es  ist  in  dieser  13e/.iehung,  wie  man  sieht,  bis 

auf  die  neueste  Zeit  keine  wesentliche  Veränderung  eingetreten. 
Die  Zahlen  wcistni  in  beriMltcr  Wfise  darauf  bin,  wie  viel  hier 
noch  zu  thiui,  um  das  weiblicbe  Ail»eitsgebiet  zu  erweitern.  Eine 
stetige  Abnahme  der  arbeitsfälligen  Armen  im  Arbcilsluiusc  ist 
auch  bei  einem  Blicke  auf  die  ganze  Zahlenroilie,  aus  der  die  obige 
zusaramrngefasste  Uebersicht  entstanden  ist,  nicht  bemerkbar,  die 
neueste  Ziiler  ist  soürar  entsebieden  ungünstiger,  wie  seit  langor  Zeit, 
wohl  in  Folge  des  harten  Wiüter;^,  und  der  dadurch  veruräaehteü  Ar- 
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beitastockang  in  vielen  Gewerben.  Unter  dra  artMÜmmiUngen  Aimen 
iflt  rfickdcliilich  des  Geschlechts  das  umgekehrte  Yerhlltmss  be- 
merkbar; die  Männer  überwiegen.  Die  Zahl  der  Irren  und  Idioten 
hat  nicht  unerheblich  zugenommen,  am  meisten  die  der  Erwach- 
senen. Sehr  bedeutend  bat  sich  der  Andxfibig  der  im  Aibtttshaiise 
Unterstützung  begehrenden  Vagranten  vermehrt;  liier  zeigen  auch 
die  Jahrcszpitoii  bei  Weitem  nicht  die  grossen  Unterschiede,  wie 
in  den  beiden  ersten  Ivubriken,  nnd  eine  andere  gesetzliche  Be- 
handlung dieser  Klass»-  von  Amien  erscheint  im  öffentlichen  In- 
teresse wünschenswt'itli.  Was  endlich  die  Gesammtzahl  der  im 
ArbeitsliaiKo  Unterstützten  betrift't,  so  ist  hier  absolut  eine  Zu- 
nahT7]*  ersichtlich,  während  die  relative  Abnahme  sehr  unbedeu- 
tend ist. 

Der  Zalil  und  Art  nach  vorsi  hiedene  Momente  der  Betrach- 
tung Inelct  die  folgende  Uebeisicht  über  die  ausserhalb  des  Ar- 
beitshauses unterstützten  Armen: 


2T(>73 

44133 

32280 

lir>819 

101881 

231691 

21Ö449 

282928 

^»i»U7 

mim 

IOGO.% 

22,S4H3 

24<;gö6 

242858 

49203 

51349 

bim 

9373 

}ti!t;i 

123.S.J 

11891 

15644 

l'>tl72 

318 

328 

369 

;i7i» 

911 

im 

1155 

7667Ö8 

7336(»4 

797368 

Arbeitsfähige. 

Miinnev  

Frauen   

Kinder  unter  16  Jahren     .  . 

A  r  L  i'i  ts  u  n  füll  ige. 

MuDIlfl'  

Frauen   

Kittdcr  unter  IG  .lahren     .  . 

Irre  und  Idiuten. 

Miiiiner  •  . 

Krauen  ......... 

Kinder  unter  16  Jahren    .  . 

Vugrantc  n  •  . 

Insgcsantuit  

In  der  Rubrik  der  Arbeitsfähigen  ist  wiederum  das  starke 
Ueberwiegen  des  weiblichen  Geschlechts  bemerkbar,  iioeh  mehr 
aber  das  beträf  htliche  Verhiiltniss  vi»ii  Kindern  ~  es  sind  vor- 
zugsweise Familien,  welche  um  Unterstützung  nach.<^uchteu,  beson- 
ders aus  den  industriellen  Distrikten,  die  namentlich  in  den  Noth- 
jahren  des  amerikanischen  Bürgerkrieges  (inj  Januar  1863  wurde 
die  höchste  Ziffer  erreicht)  das  Hauptkontingent  zo  dieser  Bnbrik 
lieferten;  der  Unterschied  der  Jahreszeiten  s^iringt  hier  nicht  w 
in  die  Angen,  wie  in  der  ersten  Tafel;  seit  Beendigoog  des  ame- 
rikanischen Bfirgerhrieges  ist  eine  nicht  mierhebli(die  Abnahme 
eingetreten;  dagegen  war  die  Zahl  der  Applikanten  im  Januar 
1868  wieder  sehr  gross,  in  Folge  des  anhaltenden  harten  Wmters. 
Anch  bei  den  ArbeitaanfUugen  betragt  die  Zahl  der  Fraoen  mehr 
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H  wie  das  Doppelte  der  Mäniifrzalil;  dagegen  sind  die  Kinder  hier 

ifr  auffallend  schwacli  vertreten.    Bei  den  Irren  und  Idioten  gewahren 

a  wir  eine  stetige,  nicht  \uibetrüclitliche  Zunahme,  gewiss  eine  be- 

*  denkliche  Erscheinung,  die  weniger  aus  speziellen,  oder  lokalen 

jr  Ursachen,  als  aus  der  ifllgemeineu  wirtlischiiltlichen  und  Kultur- 

i  Strömung  zu  erkläien  sein  dürfte.   Zur  Gesammtzahl  der  ausser- 

1  halb  des  Arbeitshauses  Unterstötzten  liefern  die  Yagranten  einen 

r  ef&enlicb  geringen  Prozentsatz,  ein  Umstand,  der  einestheils  für 

V  die  aUgemeine  Oesittung,  andererseits  f&r  die  Handhabung  der 


Armenpflege  ein  günstiges  Zeugniss  ablegt.  Die  in  der  letzten 
Bnbrik  zusammengefiissten  Gesammtziffem  erweisen  eine  absolute 
Zunahme  der  Unterstatzten.  Belativ  aber  hat  ihre  Zahl  abgenommen. 

In  den  Arbeitshäiiseni  befinden  sich,  wo  ein  Bedürfniss  dafür 
sich  geltend  machte,  Elementarschulen,  sowie  tbeilweise  Schulen 
mit  höheren  Klassen,  Die  tägliche  Durchschnittszahl  der  in 
sämmtlich'  ii  Arbeitshausschulen  unterrichteten  Kinder  betrug  im  J. 
1867:  H2;»3ü,  davon  Knaben  unter  10  Jahren:  8.S15.  über  10  J.: 
8(XX),  zusiiraraen  l\na]>oii  lOSlö;  Mädchen  unter  10  J.:  9454,  über 
10  J.:  6670,  zusaiiiineu  Mädchen:  16124;  der  Aufwand  dafür  be- 
trug £  o<Hj61.  13  sli.  Von  den  Scliulbesuchern  entfallen  auf  die 
Hauptstadt:  3453  Kinder,  also  über  10"' o  der  Ge-urnrntzalil  seliul- 
'  besuchender  Armenkiuder.  Unabhängig  von  diesen  Arbeitsliaus- 
schuleu  bestehen  in  London  ausserdem  noch  sogenannte  Distrikt- 
schulen;  dort  wurden  im  genannten  Jahre  durchschnittlich  3343 
Kinder  unterrichtet,  davon  Knaben  unter  10  J.:  786,  über  10  J.: 
1052,  zusammen  1838;  Mftdchen  unter  10  J.;  699,  über  10  J.: 
806,  zusammen:  1505.  In  neuester  Zeit  hat  man  in  verschiedenen 
Distrikte!)  des  Königreiches  Schulen  in,  von  dem  Arbeitahause 
gSnzlich  getrennten,  Bftumen  errichtet,  wodurch  die  vidfiich  be- 
wirkten schädlichen  Einflüsse  von  Seiten  der  erwachsenen  Armen 
wesentlich  gemindert  werden.  Jetzt  bestehen  solche  Schulen  bei- 
spielsweise in  Liverpool,  Manchester,  Leeds,  Carlisee  und  Sbelüeld. 
Für  Kinder  in  vorgerücktem  Alter  wird  Unterricht  in  folgenden 
Gegenständen  ertheilt  (industrial  trainiii!:,'-) :  Feldarbeit,  Schreinerei, 
Schubraachurei,  Bäckerei,  ZimnuTuiannsail)eil ,  Seemanuskunst, 
E.verzireii,  Musik,  Näharbeit,  Waschen  und  JCoelien.  Beispielsweise 
erwähnen  wir,  dass  aus  den  Schulen  zu  Kirkdale  von  September 
1866  bis  Oktuhei  1807  Knaben  und  Jünglinge  zu  folgenden  Be- 
schäftigungen entlassen,  resp.  Meistern  und  Fabriken  übergeben 
wurden :  Knaben  für  Biireau's  und  als  Thürwärter  4,  Sclmeider  23, 
Schubmacher '26,  Gäitner  26,  Bäcker  10,  Ingenieur  1,  Grob- 
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scbmiede  3,  Schreiner  4,  Taucher  1,  Seeleute  8,  Strassenkefanr  13, 
an  andere  Schulen  zur  Weiterbildung  5,  zusammen  124. 

Die  Resultate  der  Schulerziehuug  im  Arbeitshaase  sind,  dem 

neuesten  offiziellen  Bericht  zufolge,  im  Allt,'cmeinen  befriedigend, 
und  ein  Fortschritt  in  diesem  wichtigen  Zwo  ige  der  Armeapfiege 
ist  unverkennbar,  so  viel  in  dieser  Hinsicht  auch  noch  zu  thun 
übrig  bleiben  mag.  Als  einen  wesentlichen  IJebelstand  bezeichnet 
man  die  mangelhafte  Einriclitung  und  den  verhältnissmüiisig  hohen 
Kostenaufwand  th>r  kh'iiiereii  Schulen;  dem  Uebelstande  ist  nur 
ab/.iilu'lfon  durch  Vereinigung  nichrner  kleiner,  von  Sammtge- 
meiinleu  unterhaltenen  Schulen  in  grössere  Dialriktscliulen;  die 
Erfuhrung  hat  indess  i;fli'lirt,  dass  eine  derartige  Verschmelzuns: 
mit  grossen,  oft  umihtruindiichen  Schwierigkeiten  verbunden  i.st, 
und  ein  erleichterudori  und  förderndes  Kiutreten  der  Gesetzgebung 
wird  als  wfiiii>cheiiäwertk  bezeichnet. 

Heber  die  in  den  Arbeitshäusern  zu  Tersbrdehende  Kost  eni- 
hftlt  der  neueste,  uns  Torllegende  Bericht  (20*^  annual  repoit  cf 
the  Poor  Law  Board,  1867 — 1868)  sehr  eingehende  und  interes- 
sante Mittheüungen  und  Bathschlage  von  Seiten  eines  kompeleBtan 
medizinischen^  Inspektors.  Als  leitender  Grundsatz  wird  in  dieser 
Beziehung  die  Vereinigung  des  der  Gesnndhelt  FOrderiidiea  mit 
dem  schlechterdings  Nothwendigen  hingestellt.  Zu  beachtm  ist 
dabei  in  erster  Linie,  dass  die  Zahl  der  vollständig  gesunden  Arraen 
in  den  Arbeitshäusern  stetig  abninmit,  dass  diese  immer  mehr 
imd  mehr  zu  Hospitälern  und  Zufluchtsstätten  für  Altersschwache 
Gebrechliche  und  Kinder  geworden  sind.  Dieser  Tinwandlung  ent- 
sprechend, ist  auch  die  Kost  einzurichten.  Zunächst  gilt  es,  die 
Armen  in  einem  Zustande  des  Körpers  und  Geistes  zu  erhalten, 
der  sie  belahigt,  von  der  verabreichten  Speise  den  besten  Gehrauch 
zu  machen,  zu  sorgen  für  die  einem  Jeden  angemessene  Beschäf- 
tigung, für  Heiterkeit  des  Geiuüthes  und  körperliche  Wärme,  so- 
dann für  die  deui  Einzelnen  zusagende  Ko^t,  und  die  entsprechende 
Bereitung,  resp.  Vertheilung  der  Speisen,  so  dass  diese  stets  warm 
genossen  werden  kOnnen.  Zweitens  kommt  es  darauf  an,  die  bü- 
iigsten  Arten,  Qualit&ten  und  Theile  von  Nabrungsstoffen  aosn- 
wfthlen.  Man  hat  in  dieser  Besdehung  zu  beaehten:  1)  die  Markt-  ^ 
preise  der  Nahnmgsstoffe;  2)  den  in  der  Speise  enthaltenen,  durch 
chenusche  Asnlyae  zn  konstatirenden  Nahnmgsstoif ;  nothweodig 
ist  3)  die  Kenntniss  der  in  der  dem  Armen  zunächst  stehenden 
Bevölkerungsklasse  gebräuchlichen  Speisen  und  4)  die  Kenntnis 
des  mwschlicheu  Organismus  und  seiner  lebenerbaltcnden  Funk- 
tionen. Alle  diese  Punkte  werden  nüt  grosser  AusföhrUchkeit 

I 
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'Ü  bphandelt  uud  namentlich  das  Verhiiltni^s  dpr  vegetabilischen  zur 

animalischen  Nahrung  einer  eingehenden  Erörterung  unterzogen. 
k  rHe  richtige  Ernähningsart  der  Kinder,  der  mehr  oder  minder 

H  arbeiislaiiigen   Erwachsenen ,  der  im  Wochenbette  befindlii  iien 

's  Frauen  u.  s.  w.  wird  auf  Grund  wissenschaftlicher  Untersuchungen 

s  und  pnikiiseheir  Er&hnmgen  in  grossen  Zflgaii  festgestellt. '  Dem 

:s  Beriet  zufolge  setzt  sich  die  wöchentliche  Emähnmg  eines  Er- 

k  wachsenen  aus  folgenden  Elementen  durchschnittlich  zusammen 

B  (die  ünterachiede  zwischen  den  einzelnen  Sammtgemeinden  hrau- 

chen  hier,  als  wenig  ihs  Gewicht  &llend,  nicht  speziell  hervor^ 
gehoben  zu  werden):  Mehl,  Brod,  Haferbrod  und  Reis:  12  jr, 
Zucker  5  Unzen,  losgelöste  Fetttheile  5^  Unzen,  Fleisch  oder  Speck 

1  20Uii7,n  ^  Alildi  28  ü.,  Käse  14  U.,  Thee  0,37  V.  Nicht 

2  minder  ins  Detail  gehende  Begeln  werden  für  die  Speiaebereitung 
aufgestellt. 

j.  Die  von  den  Sammtgemeinden  (unions)  und  Kirchspielen  auf- 

gebrachten Kosten  der  Armeiiptlege  (mit  nur  unerheblichen  staat- 
^  liehen  Zuachüssen)  stellen  sich  wie  folgt: 


i 

Jahr.  Gesammtkosten. 

Auf  fl.  Kopf 
d.  Jievulker. 

Jahr.  OeBammtkosten. 

Auf  d.  Kopf 
d.  Bevölker. 

r 

1834») 

.1' 

0,317255 

H  Sil  9'/^  «1. 

1H51 

£ 

4,962704 

5 

sü.  6Vi  d. 

1835 

!V52<U18 

i   ^  t 

1.S52 

4.s97l')S5 

5 

-  4'/*. 

i 

lö36 

« 

4.717630 

Ö    n    43/4  , 

1853 

4.939064 

5 

n  4V»« 

i 

1837 

w 

4,044741 

5,5  , 

1854 

n 

5,282868 

5 

K     8  „ 

1898 

»» 

4,123r)<)4 

5  „    5'  ,  . 

1855 

5,890041 

6 

1839 

»» 

4,406007 

&    ,     »  V4  , 

1856 

» 

6,(K>1244 

6 

»  3V4, 

1840 

• 

4,576965 

6  «  lOVi  , 

1857 

5,898756 

6 

.  l»/4» 

1841 

4,7fiO029 

6  ,   0"a  „ 

IS'kS 

5,878512 

6 

1842 

yt 

4,;>114Ü8 

6  .   1' 4  . 

185I« 

5,558089 

5 

-  H'/4» 

1843 

7i 

5,108027 

G  .   5V4  , 

18t» 

5,i549(>4 

5 

«    6  » 

r 

1844 

4,976093 

6  ,  03 1  . 

18G1 

m 

5,778943 
6,077515 

5 

«    9  „ 

1845 

5,039703 

6  „   0^ 'i  , 

1862 

6 

.    0  , 

l.H4ß 

4,051204 

5  ,  IOV2  . 

1863 

rt 

6,.527o;]*; 

6 

r   4i/a  , 

1847 

a 

b,mm 

6,180764 

6  n   2ya  , 

1864 

6,423303 

G 

.   2Vs  . 

1848 

» 

7  ,    l»/4  . 

1865 

6^364961 

6 

-   0  „ 

1849 

• 

6,792963 

6  .  6'/«» 

1866 

m 

6,439517 

6 

"  V'S 

* 

1850 

5,395022 

6  «    1  . 

1867 

r 

6,959841 

6 

„   0'/.»  „ 

Man  sieht,  dass  die  desammtkosten  der  Annenpflen:e  weder 
absolut,  noch  relativ  abgenommen  haben;  absolut  sind  sie  im  .lahre 
1867  sellist  höher  gewesen,  als  seit  dem  Tnslebentreten  der  rofor- 
mirten  Armenakte,  grösser  anrh.  als  in  den  Jahren  des  durch 
den  amerikanischen  Krieg  hervorgerufenen  Nothstandes.  relativ 
i3t  keine  Abnahme  bemerkbar.    Das  Jahr  1834  kann  -hier  füglich 


*)  Mit  dieaam  Jahre  trat,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  die  re- 

formirte  Artncnakte  fflr  Knplrind  uml  Wales  ins  Loben  und  damit  auch 
die  VcröffentlidiunLr  der  Armenbudgets,  während  man  mit  anderen  £ihe« 
huDgeu  erist  später  begann. 
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nicht  in  Betracht  kommen;  die  ersten  Jalire  unier  der  Denen 
Armenakte  mussten  aus  uaheliegenden  GrGnden  kostepidig  seiD. 

Bei  der  uoch  mangelnden  Erfahrung  wird  es  da  an  kostspieligen 
Missgrifien  nicht  gefehlt  haben.  Die  hohe  ZiflVr  des  Jahres  1S48 
erklärt  sich  aus  der  Missornte  des  Vorjahres,  die,  namentlich  in 
Irland,  die  Folge  hatte,  da?;s  arme  Irländer  massenhaft  auf  eng- 
lischem Hoden  rnterstülzuiig  nachsuchten.  Seitdem  zeigt  die  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  entlnllcndf  Aniietnjiiote  geringe  Schwan- 
kungen. Die  Erscheinung  eines  ichiLiv  ulMirlnnenden  Arnicnbe- 
standes  bei  gleichzeitiger  Zuiiahnie  der  Kosten  dürfte  zunächst 
durch  die  allgemeine  Preivslcigenmg  der  L«'l»ensniittel  zu  erklären 
sein,  wobei  hier  niclii  nur  Getreide,  sondcru  auch  Kaffee,  Zucker. 
Keis,  Kleidungsstücke,  Holz,  Kohlen  u.  s,  w.,  endliih  aucii  Ai- 
beitslöhne  in  Betracht  kommen.  Auch  mag  man,  der  Zoitrichtung 
nachgebend,  Quantität  und  Qualitftt  des  Verahireichten  allnStig 
erhöht  haben.  Endlich  sind  die  Kosten  der  Erhaltung  und  des 
theilweisen  Neubans  von  Arbeitehäusem  zn  berficksiehtigen.  Die 
Kosten  der  Arbeitshäuser  (Grnndstficke  und  Erbaaung)  hatten  bis 
xum. Jahre  1867  die  Höhe  Ton  £  5,556373  enreichi  In  dem 
genannten  Jahre  allein  erscheinen  im  Budget  £  60300  als  Be- 
trag der  ffir  dieses  Jahr  von  der  Armenbehördo  verordnoten  Ver- 
änderungen und  Neubauten,  ausserdem  aber  noch  i'  84795  Betisg 
der  früher  verordneten,  im  Jahre  1867  zur  Verwendung  kom- 
menden Bauzuschüsse. 

Die  folgende  Tabelle  gieht  uns  die  Budgetausweise  seit  1863; 
es  stellten  sich  die  Einnahmen,  wie  folgt: 


Jahr. 

Arinensleuer. 

Zuschüsse. 

Zusammen. 

1SÜ3 

M  9,174176 

,L'  337679 

X  9,r)12(iä5 

1864 

„  42ß2."jO 

„  9,s7i:.t;;» 

1865 

,  376951 

^  9,769142 

1866 

„  9,573772 

.  384478 

„  9,958860 

1867 

.  10,803G65 

n  388Ö23 

„  10,^188 

Dagegen  die  AnsL'.iben : 

Jahr. 

P'ür  Untcrstilt/ungen. 

Andrre  Zwecke. 

Znsammen. 

1863 

£  G,r>27u;5G 

ji  9,32.t071 

18G4 

r,  3,257099 
„  .".,.^)27193 

9,680ltiO 

18«5 

9,792193 

1866 

„  6,489517 

„  3,549604 

,  9,981iai 

1867 

«  6^989640 

»  8,946833 

»10,905178 

Die  Steuerertrfige  und  der  Gesammtbetrag  der  gewährten  Unter- 
stützungen, nut  den  Kopf  der  JBevÖlkerong  lertheilt,  liefern  fol- 
gendes Resultat: 

Jabr.        Steuer.       Uoterstützung.      Jahr.       Steuer.  Untersttttzung. 

1863  8  8h.  4  d.      6  sb.  4>/>  d.        1866     9  sh.  t  d.    6  sb.  1<  4  d- 

1864  9  -  V/»,      6.2»««        1867    9  ,  8  .    6  n  6'/*, 
1866      9  »  —         «  »  — 
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m  üie  Ausgaben  für  mit  der  Armenpflege,  rcsp.  Unterstützung, 

£  nicht  in   unmittelbarer  Verbindung   stehende  Zwecke  betragen 

ä  lienuiach  ungefähr  ein  Drittel  der  Steuerumlage.   Wie  aich  über- 

l!^  baupt  die  Kosten  auf  die  verächiedenen  Zweige  der  Annenpflege 

i:  und  -Verwaltang  vertbeileii,  erliellt  aus  folgender  Uebersicht  des 

9  Jahres  1867,  wobei  wir  zur  Yergleiebung  die  bezüglicheo  Nach- 

i;  weise  vom  Jahre  1857  heranzieben. 

r^^  1867.  1857. 

Fat  UnterstatsuDg  io  Arbeitshäusern  ijn  main- 
>  tenftnce)  Jt  1^76636    £  IfißSSffi 

n  m       ausserhalb  dfTHr;bcn  out-door)   ,8^56850  «3,152218 

n  m       von  Irren  in  Anstalten  und 

t  bei  Privato»    .   .   .    „    007290     ,  877658 

g  „  Tilgung  und  Verzinsung  von  Darlehen     .    „     1SG317      ,  217196 

n  Besoldung  ron  lieauiten  „     747(j.'>0     „  (■.;!7f;99 

«  miete  Gegenttande   „    684607     .  -mm 

Summa:   ±  6,:ii);tS40.     .4'  5,.S;»87r)6. 

Unter  der  Rubrik:  , Andere  Geurenstande"  befinden  sich  die 
Kosten  für  die  Arn^-nsi  hulen ;  2ü  Sanimtgemeinden  und  einzelne 
\  Kirchspiele  sind  zu  Si  huldistrikten  zusamnvMii^ejo^-t :  die  dafür  im 

.T.         aufgewandten  £  07173  verthcilen  sich  wie  folgt:  Unter- 
f  halt  der  Kinder  in  der  Schule:  £  30434:  Tilgung  und  Verzinsung 

von  Schulanleheu :   X  12Gr)4;   Gehalte  und  laufende  Unkusten: 
£  221öS:  andere  Kosten:   i  1327.    Diese  Di.^riktschuleu  aind, 
2  wie  wir  bereits  oben  (S.  499j  erwähuteu,  grüssteutheili}  in  der 

1  Metropole  belegen. 

])as  Königreich  ist  zum  Zwecke  der  Armenpflege  in  11  Gmp- 
peu  getheilt;  danach  TertheUen  sich  die  verscbiedenen  Ausgabe- 
posten  (1867),  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  wie  folgt  (s.  pag.  504). 

Wie  man  sieht,  sind  die  Unterschiede  der  Kostenverthei- 
Inng  mid  des  Gesammtkostenantbeils  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
zwischen  den  einzelnen  Gruppen  sehr  erheblich*  Im  Allgemeinen 
wird  man  sagen  können,  dass  dort,  wo  grös>oro  Städte  liegen, 
die  Armenpflege  eine  rationellere  ist;  der  starke  Prozentsatz  der 
im  Arbeitshause  T'nterstützten  in  der  Metropole  ist  in  dieser  Be- 
ziehung hervorzuheben.  Das  Gegenstück  hierzu  bietet  Wales,  wo 
nach  einem  neueren  Berichte  (Report  on  the  condition  of  the 
Anglesey  and  Holyh^a(l  unions  February  13.  18b7)  die  Armen- 
gesetze überhaupt  niclit  clien  streng  und  gewissenhaft  gehandhabt 
wurden.  In  den  genannten  Saumitgemeinden  weigerten  sich  die 
Behörden  geradezu,  für  ArbeitshiUiser  zu  sorgen;  in  anderen  Saninit- 
gemeinden  ist  die  Rinriclituug  derselben  so  mangelhaft,  da.ss  daraus 
die  schwersten  gesundheitlichen  und  sittlichen  Gefahren  entstehen; 
eine  flbergrosse  Zahl  von  Armen  ist  auf  engem  Baum  zusammen- 
gedrängt, die  Scheidung  der  Geschtechter  ist  nicht  durchzuflUmn 
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und  der  Bericht  entnirft  oiii  trauriges  Bild  von  den  daraus  ie^\d- 
tironden  sittlichen  YoV-^ew.  Der  auf  (h*n  Kopf  der  13e\tilk.'iung 
"entfallende  Anthcil  \on  Annen  uml  Anuenkoaten  ist  in  Wales 
höher,  als  im  übrigen  Königreiche.*)  — 

*)  Die  Zuoabme  dee  Londoner  Arnenbiidgeta  ist  sehr  bodeuteBd;  ver* 
anigalit  viurden:  «1869  ete.** 
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Historische  Entwiekelung*).  Die  ün/uträglichkeiten, 
zu  denen  das  obdachlose  Urahertreiben  und  Betielu  Anlass  gab, 
legten  den  ataatlicheii  Beh^^rdon  frühzeitig  die  Erwägung  nahe,  in 
wie  weit  und  in  welcher  Form  der  Staat  verpflichtet  sei,  für  seine 
Armen  zu  sorgen.  Wie  es  scheint,  hatte  die  Emanzipation  der 
Arbeit  von  den  Fesseln  des  Feudalstaates  im  Laufe  des  vierzehnten 
Jabrhimderts  die  Folge,  das  Betteln  und  ümhertreiben  in  eiDem 
80  bedenklichen  ümfaiige  zu  steigern,  dass  ein  Eingreifen  des 
Staates  zur  unabweisbaren  Nothwendigkdt  wurde.  Begreiflicher- 
weise waren  die  Anfibige  staatlicher  Thätigkeit  auf  diesem  (Ge- 
biete lediglich  experimentirend,  vornehmlich  auf  Verbote  des  Bet- 
telns  und  regeUosen  Almosengebens  gerichtet.  Im  Jahre  1349 
(23  Eduard  III,  c.  7)  wurde  das  Almosengeben  an  arbeitsfähige 
Bettler  bei  Kerkerstrafe  ver])oten;  das  Verb-t  erwies  sich  indess 
als  wenig  wirksam.  Im  Jahre  1388  (12  Eiciuird  II,  c.  8)  wurden 
arbeitsfähige  Bettler  mit  der  Strafe  des  Holzblocks  bedroht  und 
nur  zu  Gunsten  religiöser  Genossenschaften,  von  „Einsiedlern", 
Pili.'ern  und  Akademikern,  eine  Ausnahme  gestattet.  Als  der 
erste  Keim  zur  späteren  Heimathgesetzgebung  \erdi('nt  ein  Ziisatz- 
artikel  zu  dieser  Akte  Beachtung,  demzufolge  arbeitstühige  Bettler 
in  dem  Ort-e,  wo  sie  zur  Zeit  der  Verkündigung  des  Gesetzes  sich 
aufhielten,  bleiben  sollten,  und,  falls  dort  kein  Unterhalt  für  sie 
zu  linden,  dorthin  zu  befördern  seien,  wo  sie  heimathsberethtigt, 
d.  h.  geboren  seien.   Einer  spezielleren  Vorschrift  begegnen  wir 


1859:  £  117935 

1866:  „  153567 
1867:  „  216870 
1868:  „  270008. 

b  ebiidnea  Kirchspielen,  wie  s.  B.  HMkuej ,  hsbea  ifch  die  Gaben  nahezu 
mn  dM  Tier&ehe  erhöht  —  Dem  genannten  Pr&aidenten  der  Zentralbehörde, 

Herrn  Göschen,  macht  diese  bedenkliche  Erscheinung  viel  zu  schaffen;  einst« 
weilen  hat  er  verordnet,  dass  wie  über  den  Gcsnmlhoit'.zustand,  so  auch 
über  den  Pauperismus  der  Hauptstadt  wüchentlichc  oöizielle  Stuiiätiken 
veröffentlicht  mtden,  damit  far  eine  rationellere  Behandlung  üxx  halIp^ 
städtischen  Armufh  feste  Grundlugen  gewonnen  werden  (s.  Weseneitnng 
T.  10.  Januar  1869,  Bremer  Handelsblatt  No.  905,  v.  13.  Februar  1869). 

*)  Wir  folpcn  in  tlipsera  Abschnitt  zum  Thcd  3Ic.  Cullochs  Statistical 
account  o£  the  British  Empire  London  1801,  in  der  Darstellung  der  be- 
Stehenden  Verhältnisse  dem  trefflichen  Buch:  Die  englische  Armenpäege, 
▼on  Dr.  Gnstav  Kiiea,  herausgegeben  Ton  Dr.  Karl  Freiberm  von  Hich^ 
bofen,  Berlin  1863,  so  wie  den  Annual  rcports  of  the  Poorlaw  board, 
welchen  die  vorhergegangenen  statistischen  Tabellen  vorzugsweise  entnom- 
meu  wurden. 

■amiugbaat,  ▲rmeupHege.  88 
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in  der,  drei  Jahre  spftter  erlassenen  Akte  (15  Bichaid  II,  c  6); 
ibr  znfolge  sollte  der  Aelteste  eines  Kirchspiels  den  OeOUen  vad 
Gewinnen  der  Kirche  eine  geeignete  Summe  Geldes  zur  Unter- 
stfitzung  der  Armen  seiner  Gemeinde  entnehmen;  damit  war  zaent 
ein  Anrecht  des  Armen  auf  Ünterst&tznng  geeetztlich  anerkannt 

Aber  auch  diese  Maasiegelii  vermochten  dem  üebel  nicht  zo 
steuern.  Unter  der  Regierung  König  Heinrich's  VII.  wurden  meh- 
rere, den  vorhin  angeführten  ähnlicOie,  dieselben  theüs  modißzi- 
rende,  theils  schärfer  präzisircnde  Gesetze  erlassen.  Eine  Akte 
vom  Jahre  1531  (22  Heinrich  VII,  c.  12)  verfügt  u.  A. ,  dass 
Friedensrichter  verpfliditct  <v\on.  arbeitsunfähigen  Armen  die  Gren- 
zen, innerhalb  deren  sie  lu'tlelii  diii  ilcn,  anzuweisen  und  verhängt 
schwere  Strafen  über  alle  Diejenigen,  welche  ohne  den  eutsj/rechen- 
den  Erlaubnisschein  sich  bettelnd  umhertreiben.  — 

Mit  der  Aufhebung  der  Klöster  beginnt  gewissermaasen  die 
zweite  Epoche  der  Entwickelung,  eine  Epoche,  die  wir  als  das  Sta- 
dium des  Ueberganges  zu  der  berühmten  Akte  vom  Jahre  1601 
(43  Elisabeth,  c.  2),  dem  Ausgangspunkt  fOr  alle  späteren  Be- 
formen bezncbnen  dfirfen.  Die  Aufhebung  der  Klöster  hatte  sa- 
nftchst  die  Folge,  eine  grosse  Zahl  bisher  Ton  religiösen  Genosseup 
Schäften  unterstützten  Annen  dem  Kontingent  der  BetÜer  hmm 
zu  gesellen,  was  bald  zu  yeiachirften  Strafbestimmungen  fiUnie. 
Kach  einer,  im  Jahre  1536,  erlassenen  Akte  (27  Heioricb  Vm, 
c.  25)  sind  arbeitsfähige  Bettler  zu  strafen  fv^  einmaliges  Ver- 
gehen mit  Eutiienstreichen ,  zum  zweiten  Alal  durch  Äthanen  des 
rechten  Ohres,  zum  dritten  Male  mit  dem  Tode.  Die  Einsamm- 
lung und  Darreichung  von  Spenden  an  die  Armen  (aus  Kirchspiels- 
Mitt^^ln)  wird  den  städtischen  und  kirchlichen  Beamten  genieinsam 
übertragen.  Arboitsfäliige  siud  zu  bestündiger  Arbeit  anzuhalten. 
Eine  spätere  Akte,  vom  Jahre  1547,  (1  Edward  VI,  c.  3)  bestimmt, 
dass  arbeitsunfähige  Arme  durch  Konstabier  nach  ihrem  Geburtsort 
zu  verbringen  seien  oder  nach  ilireni  dreijährigen  Aufenthaltsort,  wo 
sie  durch  öttentliche  Ahnoseu  uuLcrbalten  werden  sollten.  Die  Gesetze 
der  nächsten  Zeit  folgen  sich  in  raschem  Aufeinander ;  sie  alle  flf^ 
wieeen  sich  aber  unwirksam,  wie  ihre  Vorgänger.  Die  Grenzen  zivi- 
schen  kurchlicher  und  staatlicher  Yerpfliditong  zur  Aimeiqpdege 
Ifaren  bis  dahin  niigends  gezogen;  Konflikte  waren  unausbldUidi, 
und  die  schftr&ten  Strafandrohungen,  die  prflzisesten  Bestimmaa' 
gen  vermochten  wenig,  so  lange  man  in  dieser  Beziehung  ftster 
Grundsätze  oder  wenigstens  der  Macht  enori^eher  und  urnftssender 
Durchfahrung  derselben  entbehrte.  Die  zweite,  mit  der  beriUantea 
Akte  der  Elisabeth  abschliessende  Periode  englischer  Armengsseti- 
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gebung  gewährt  das  unerfreuliche  Bild  immer  erneuter  Versuche 

12  zur  Bekämpfung  eines  Uebels,  dessen  Ursachen  selten  klar  erkannt, 

if  oder  doch  in  ihren  Fol<,^en  so  eiu.seiiig  und  siunniarisch  behandelt 

m  wurden,  dass  eine  radikale  Besseruno-  von  vorn  lierein  als  aus- 

iE  sichtsluri  erdcLeiuen  nmsste.    Der  Kegierung  der  jungiraulichen 

ii  Königin  war  es  vorbehalten,  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten, 

^  80  auch  auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege,  einen  epochemachenden 

b  Wendepunkt  herbeizuführen«  In  der  erwähnten  Akte  vom  Jahre 

Sä  1601  finden  wir  bereits  die  Normativbestimmungen,  auf  welchen 

^  das  heutige  englische  Armenwesen  ruht:  arbeitsunfthige  Arme 

^  sollen  aus  Öffentlichen  Mitteln  unterstfltit  werden,  während  arbeits- 

•£  fthige  Arme  durch  die  Gemeinden  zur  Thätigkeit  anzuhalten  sind. 

^  Zur  Lösung  dieser  doppelten  Aufgabe  werden  die  Kirchspiele 

herangezogen  und  die  ffirchen  vorsteh  er  ald  Armenaufrieher  mit  der 

^  Handhabung  der  Armengesetze  betraut.   Die  Grenzen  kirchlicher 

)i  und  staatlicher  Thätigkeit  werden  jetzt  insofern  geschieden,  als 

%  das  Anhalten  zur  Arbeit  als  polizeiliche  Maasregel  den  Verwal- 

^  tungsbehörden,  die  Mildthätigkeit  für  Arbritstinfähige  hingegen 

}  den  kirchlichen  Gewalten  anheimfallt;  aber  die  rcli'jjiOse  Verpflich- 

f  iung  wird  zu  einer  gesctzlichi  n  gemacht  und  damit  in  einer  lange 

p  dauernden,  sehr  allmäligen  Entwickelung  ein  gcwissiT  Abschlnss 

^  herbeigeführt.  Die  Akte  bestimmt  u.  A.  noch  Fulirondes:  jiihrlich 

[  sind  duicli  die  Friedensrichter  in  den  betreHendtu  Kirchspielen 

n  Armenaufseher  zu  ernennen;  diese  Aufseher  haben  in  Gemeinschaft 

I  mit  den  übrigen  Kirchenbeamten»  untw  Kontrole  der  Friedens- 


riehter,  durch  Steuerumlage  unter  den  Bewohnern  des  JBlrchspiels 
die  Mttel  anfisnbringen  und  diese  zur  Unterstatzung  Hfilfloser  und 
Arbeitsuni&higer,  sowie  für  die  Beschäftigung  ArbeitafiUuger  zu 
verwenden. 

IHe  Wirkungen  dieser  Akte  machten  ^ch  selbstrerstftndlich 
nur  allmälig  bemerkbar;  noch  war  die  Handhabung  bestehender 

Gesetze  vielfach  mangelhaft;  noch  50  Jahre  nach  dem  Inslebw- 
treten  der  Akte  begegnen  wir  in  dieser  Beziehung  lauten  Klagen, 
namentlich  über  das  oft  gänzliche  Ausbleiben  der  Annensteuern  in 
vielen  Kirchspielen,  den  Mangel  an  geignetem  Material  zur  Be- 
schäftigung Arbeitsfähiger  u.  dergl.  ni.  An  der  Verwirklichung 
guter  und  zweckdienlirlier  Absichten  war  man  überdem  vielfach 
durch  die  mangeliiaUc  Handhabung  der  polizeilichen  Gewalt  ge- 
hindert. Diesem  Mangel  wurde  durch  die  Akte  vom  Jahre  lü09 
(7  James,  c.  4)  nur  theilweise  abgeholten.  Jm  Wesentlichen  ist 
die  Akte  vom  Jahre  1601  bis  zur  ßeiorui  au  Jahre  1834  unver- 
ändert geblieben.  Eine  Ergänzung  der  Armengesetze  wurde  durch 

33* 
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die  AUe  13  a.  14  Charles  H,  c  12,  1661—1682  herbeigeführt, 
insofern  diese  naher  bestimmte,  welche  Arme  als  Kirc^i^ 
angehörige  zu  betrachten  seien  und  man  die  EirchspielsbehOidsa 
ermächtigte,  Arme,  die  nicht  in  ihrem  Kirchspiel  heimathbereehtigt, 
ihrer  eigentlichen  Heimathgemeinde  zur  Yerpflegnng  oder  Beschäf- 
tigung zuzuweisen.  Diese  Maasregel  führte  aber  zu  grossen  ün* 
zutrftglichkeiten ;  Arbeitsrabige  blieben  in  vielen  Fallen  dort,  wo 
man  ihrer  nicht  bedurfte,  ArbeitsunfiUiige  mehrten  sich  an  OriOi 
wo  man  der  ersteren  bedurft  hätte;  eine  natürliche  Folge  der  engen 
Begrenzung  dos  Begriflfs  der  Ortsangobörigkeit,  welche  s^ich  bei 
dem  allgenieinoii  Aufblühen  des  AVirthschaftslebens,  namentlich 
seit  der  Thronbosteigung  Wilhelms  III.,  in  erapfindlicber  Weise 
geltend  machte.  Erst  iint<'r  der  Regierung  Georg!,  entsprach  die 
Gesetzgebung  den  iiinner  dringender  werdenden  Wünschen  nach 
Abhülfe.  Durch  die  Akte  9  George  I,  c.  7  erhielten  zunächst 
die  Friedensrichter  umfassendere  Vollmacht  zur  Kontrole  über 
die  Armenaufseher  und  zu  einer  rationellen  Vertheilung  der  Armeo- 
gaben.  Besonders  wichtig  und  gewissennaaseo  ein  neues  VAmp 
in  die  Annenge.sctzgcbung  einfiShrend,  ist  in  dieser  Akte  die 
Stimmung,  laut  welcher  die  Kirchspiele  befugt,  aber  nicht  ver- 
pfiichtet  sind,  entweder  ffir  sich  allon  oder  in  Gemeinsehaft  mit 
angrenzenden  Kirchspielen  Arbeitsh&user  zur  Besdi&ftigQng  atbeits* 
filhiger  oder  zur  Pflege  kranker  Armen  zu  erricbten*).  Die  Ar- 
beitshäuser durchbrachen  zuerst  das  Prinzip  der  Armenpflege  durch 
gesonderte  Kirchspiele ;  an  ihre  Stelle  traten  vieUiBbch  Sammtgemäa- 
den  (parochial  unions),  eine  Eintheilung,  welche  auch  der  nensa 
Gesetzgebvmg  zu  Grunde  liegt. 

Gleichwohl  zeigton  in  d^n  frdgenden  Jahrzehnten  die  Zahl 
der  Armen  un<l  (\cr  Aufwand  für  dieselbe  eine  stetige  und  er- 
hebliche Zunahme.  Hatte  zu  Ende  des  17.  JahrhundertxS  die  Ar- 
menlast  die  damals  nicht  unerhebliche  Summe  von  7  —800000  £ 
betragen,  so  erfuhr  namentlich  in  der  zweiten  Hälfte  des  vori- 
gen Jahrhunderts  eine  bedeutende  Steigerung.  Zur  Zeit  des  sieben- 
jährigen Krieges  betrug  der  jährliche  Armenauf>Yand  bereits 
1|  Million  X',  zur  Zeit  des  amerikanischen  Unabhängigkeitskrieges 
fiber  2  Million  JS.  Angesichts  dieser  Zunahme  der  Armenbst 
entschloss  man  sich  zu  neuen  Maasrcgehi.  Das  unter  dem  Kamen 
Gilberts*  Act  bekannte  Gesets  22  George  XU,  c  83  Tom  Jshn 


*)  Wie  Mc.  CuUodi  in  dem  angefUhrlea  Werke  ndnt,  gab  dar  pMM 

Erfolg,  den  die  Errirlitun;;  von  Annenhiiisera  Sa  Holhuid  gehabt  hiSle,  tn 
dieser  Maasragd  den  ersten  Anstosi. 
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1782  verfügt,  dass  die  Aibeitahäuser  anstatt  der  Arbeitsfähigen, 
vorzugsweise  den  AUersscbwacheu,  Gebrechliclien ,  Waisen,  den 
mündigen  Kindern  geöflnet  «ein  sollen,  und  \vei.>l  die  Armen vuter 
(guardians  of  ihe  poor),  die  allmälig  an  die  Stelle  der  blossen 
Amenaufseher  getreten  waren,  an,  fQr  Arbeitsfähige  Beschäftigung 
in  benaehbarten  FriTatbftusem  auszuwirken.  In  den  nachfolgen- 
den Erlassen,  deren  Spesialisirang  hier  nnnöthig  ist,  fand  diese  Ab- 
weicbong  Ton  früheren  GesetsesbestimmungeQ  noch  entschiedenen 
Ansdroflk.  Aber  keiner  dieser  Erlasse  hatte  die  Wirkung,  die 
wat^sende  Huth  der  Armenausgaben  in  engere  Grenzen  einzud&m- 
men;  im  Jahre  1813  bezifferte  sich  das  Armenbudget  auf  6^MU* 
lionen  j€,  bei  einer  Bevölkerung  von  10  Millionen  Seelen.  Es  wäre 
indess  ungerecht,  diese  Uebdständo  ausschliesslich  der  mangelhaf- 
ten Gesetzgebung  und  noch  mangelhafteren  Organisation  zur  Last 
zu  legen;  zn  einer  Zeit,  als  wirthschaftliche  "Wahrheiten  noch 
kaum  aus  dem  Bereich  der  Stiidiorstube  getreten  waren,  in  einem 
Jahrhundert,  das  das  Himianit;it>[)rinzip  übiTall  zu  praktischer 
Geltung  zu  bringen  strebte,  konnten  auch  die  staallicljen  Gewalten 
von  solchen  Strömungen  nicht  unberührt  bleiben,  und  man  durfte 
nicht  erwarten ,  dass  gesunde  wirthschaftliche  Grundsätze  in 
der  damaligen  Armengesetzgebung  einen  Ausdruck  finden  würden. 
Kur  um  Arme  zu  beschäftigen,  wurden  auf  Anordnung  von  Kirch- 
Saiden  und  Sammtgemeinden  Arbeiten  unternommen,  die  einem 
wirtfascfaafUichen  Bedfiifhiss  oft  genug  in  keiner  Weise  entsprachen 
und  bei  Gewährung  von  Unterstützung  wurde  häufig  mehr  nach 
unklaren  Empfindungen,  als  nach  praktischer  Erwägung  oder  nach 
der  Würdigkeit  der  Applikanten  verfehren.  Kein  Wunder  daher, 
dasB  das  Armenbndget  von  Jahr  zu  Jahr  höher  stieg,  so  im  Jahre 
1818  bis  auf  8  Million  £  (13  sh.  3  d.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung). 
Allerdings  verminderte  sich  die  Last  in  der  nächsten  Zeit  (im 
Jahre  1824  auf  5f  Millionen  jf );  allein  es  waren  mehr  zufällige 
Ursachen,  ungewöhnlich  reiche  Getreideernten,  welche  dieses  Re- 
sultat herbeiführten,  nicht  der  innere  Werth  der  Armengesetz- 
gebung; für  das  Jahr  1832  bezitfcrte  sich  das  Budget  bereits  wieder 
auf  über  7  Mill.  £.  Es  stieg  rasclsor  als  die  Bevölkerung.  Be- 
denklicher aber,  als  diese  Erscheinung,  war  der  Umstand,  dass 
gerade  dort,  wo  die  Armeuausgaben  die  höchsten  Ziffern  erreichten, 
der  Einfluss  auf  Charakter  und  Vcrkehrsleben  des  betreffenden 
Bevölkerungstheils  der  allerschlimmste  war,  namentlich  in  den 
Ackerbaudistrikten  und  mehreren  Grafschaften  des  Südens.  Ein 
Bericht  der  Behörde  sagt  in  dieser  Beziehung:  »in  93  Kirchspielen, 
in  fier  sehlechft  Torwaitetea  Qzafiichaften  beträgt  die  Be?01kerung 
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118147  Seelen,  das  Armenbudget  81978  A  oder  14  eh.  5  d. 
Kopf.  Die  BeyMkerang  tob  80  Eirchepielen  in  drei  wohlTerwal- 
teten  Orafecbaften  betrfigt  105728  Seelen,  das  Armenbndfet 
£  80820  oder  5  sh.  9  d.  pro  Kopf.  In  ersteren  haben  latsUigfm 

and  Gewerbfleiss  abgenommen,  das  VerbftltnisB  zwischen  Aibcitge- 
bemund  Arbeitnebmcraistein  sehr  prekäres  geworden ;  Brandstiftang 
nnd  OosetzosübertretiinE^en  schwerer  Art  sind  an  der  Tagesordnimg, 
während  in  letzteren  das  grade  Gegentheil  bemerkbar  iit." 

Zu  Anfang  der  droissigcr  Jahre  begann  sich  die  öffentliche 
Aufmerksamkeit  allgemein  dem  Armenwfson  zuzuwenden;  es  ent- 
stand eine  tiefgreifende  Agitation,  der  sich  auch  das  Parlament 
bald  nicht  mehr  entzielun  konnte;  im  Jaiire  IH'y^  wurde  eine 
Kommission  zur  Prüfung  iler  bestehenden  Armengesetze  und  zur 
eventuellen  Aufstellung  von  Keformcn  niedergesetzt.  Sie  erstattet« 
am  20.  Februar  des  folgenden  Jahres  einen  ausführlichen  Bericht^ 
der  in  allen  seinen  Theilen  in  beiden  Häusern  des  Parlaments 
me  überaus  günstige  Aufnahme  fand,  so  dass  die  dem  Beriebt 
angefügte  Gesetzesvorlage  mit  grosser  Minorität  augeDommen 
wurde,  nnd  am  14.  Aagnst  die  königliche  Sanktion  erbieit.  Das 
neue,  als  4  n.  5  William  lY,  e.  76  bekannte  Geseti  besteht  im 
WeseniUcfaen  noch  heute  unverändert;  die  Grundsätze,  welcihe  darin 
vorwalten,  sind  seitdem  nur  weiter  entwiekdt,  nicht  umgestoM 
worden.  Diese  Grundsätze  werden  [wir  zunächst  in  der  Kfina 
hervorzuheben  haben.  Im  Wesentlichen  sollten  die  Grundlagen 
der  Elisabethinischen  Akte  bestehen  bleiben.  Das  System  der  Ar- 
beitshäuser wird  beibehalten;  iu  Bezug  auf  Nahrung,  Kost  und 
Kleidung  soll  dns  Prinzip  strenger  Sparsamkeit  schärfer  durch- 
gefiihrt  werden.  Die  Insassen  sind  nach  Alter  und  Geschlecht 
getrennt  zu  halten.  Kicraand  darf  ohne  Krlaubniss  das  Haus  ver- 
lassen; Fremden  ist  der  Zutritt  nicht  gestattet.  Jeder  Arbeits- 
fähige ist  zur  Arbeit  anzuhalten:  die  Arbeitsprodukte  werden  in 
erster  Linie  zur  Befriedigung  der  eigenen  Bedürfnisse  der  Anstalt 
verwandt.  Bei  der  Vertheilung  soll  die  Rücksicht  auf  Gesuudkeit 
und  Körperkraft,  nicht  die  individuelle  Neigung  maasgebend  sein. 
Die  Arbeitshäuser  sollten  die  Probe  der  wirklichen  Hül&bedärf- 
tigkeit  seui.  Nicht' arbeitsflUuge  Arme  sollten  in  der  Begd  ausser- 
halb des  Arbeitshauses  unterstatzt  werden.  Wird  nnn  im  Aibelti- 
hanse  angebotene  Ünterstlltznng  von  dem  Armen  abgelehnt,  so 
verliert  er  damit  alle  Ansprache  auf  Unterstfitzung,  auch  ausserhalb 
des  Arbeitshauses.  Der  Gedanke,  von  der  Unterstfitzung  Arbeits- 
fähiger ausserhalb  des  Arbeitshauses  mehr  und  mehr  abzusehen, 
^esen  Zweig  der  Armenpflege  allmfilig  ganz  in  das  Arbeitsbaus 
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zu  verlegen,  Hess  sich  aus  praktischen,  vornehmlich  finanziellen, 
Gründen  nicht  durchführen.  Dagegen  ist  die  Verfügung  getroffen, 
dass  über  die  Zulässigkeit  der  Unterstützung  Arbeitsfähiger  ausser- 
halb des  Arbatabaonee  nidii  die  LokalbehOrde,  sondeni  die  Zen- 
tralbehörde za  entscheiden  bat,  eine  Verfügung,  die  freilieh  viel- 
facb  auf  Widerspruch  in  der  dffentlichen  Meinung  stiess  und  auch 
praktischen  Schwierigkeiten  mancher  Art  begegnete,  so  dass  man 
in  der  Praxis  hftnfig  genug  davon  hat  abweichen  müssen. 

Aber  wichtiger  als  die  hier  aufgestellten  Grundsätze,  ja  ent- 
scheidend für  den  Werth  der  Refonnakte,  wnr  die  Eintheilung  der 
Armenbezirke  und  vor  Allem  die  Organisation  der  Armenbehörden. 
Ein  grosser  Theil,  schon  für  die  Zwecke  gewöhnlicher  Armenpflege 
zu  klein,  war  namentlich  für  die  Errichtung  von  Arbeitshäusern 
räumlich  durchaus  ungenügend;  es  galt  nun  vor  Allem  in  der  Be- 
grenzung der  neuen  Bezirke  die  richtige  Mitte  zn  treffen;  eine  zu 
grosse  Ausdehnung  musstc  den  Zweck  der  Armenpflege  ebenso 
sehr  vereiteln,  als  die  früher  zu  enge  Begrenzung.  Man  nahm 
in  die  neue  Akte  den  Grundsatz  auf,  dass  mehrere  Kirchspiele, 
zunächst  zum  Zwecke  der  Errichtung  von  Arbeitshäusern  zu  Sainmt- 
gemeiüden  vereinigt  würden,  die  einfache  Unterstützung  von  Nicht- 
insassen  des  Arbätshanses  den  Eirchsi^elai  lu  flberlassen  sei.  Im 
Betreff  der  Organisation  der  Behörden  schienen  die  Erfilhmttgen 
der  vergangenen  Zeit  dne  straffere  Zentralisation  gebieterisch  zn 
erheischen.  Man  entschloss  sich  zur  Errichtung  einer  Zentral- 
behörde, die  erst  provisorisch,  sehr  bald  aber  definitiv  in  Funk- 
tion trat  und  unter  dem  Namen  poor  law  board  in  London  ihren 
Sitz  hat.  Sie  ist  zunflohst  befogt,  mehrere  Eirphspiele  zu  Sammt- 
gemeinden  zu  vereinigen,  über  Anstellung  und  Besoldung  der 
Beamten  zu  bestimmen,  über  Verpflegung,  Beschäftigung  und 
Unterhalt  der  Armen  überhaupt  allgemeine  Grundsätze  aufzustellen 
und  ihre  Ausführung  durch  besondere  Beamte,  Inspektoren  genannt, 
überwachen  zu  lassen. 

Mitglieder  der  Zentralbehörde  sind  zunächst  von  der  Kfünigin 
nach  eigenem  Ermessen  ernannte  Personen,  von  denen  inde^^  nur 
der  Vorsitzer  eine  Besoldung  erhält;  ex  officio  fiingiren  sodann 
der  Präsident  des  Geheimeraths  fprivy  Council),  der  Lord  Siegel- 
bewahrer, der  Staatssekretär  tür  da»  Dc^partemeot  des  Innern  und 
der  Schatzkanzler ;  praktisch  nehmen  iudess  die  drei  Iietztgcnaun» 
ten  an  den  laufenden  Geschäften  laekmeik  AntheiL  Der  Zentral- 
behörde steht  die  Ernennung  von  Unterbeamten,  Sekret&ren,  Unter- 
sekretftren  und  Eanzlisten  zu.  Zum  Parlament  wfthlbar  sind  der 
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Präsident  und  die  beiden  Sekretftre;  dar  FlrSsictent  Mi  fönnell 
unter  dem  ^nuisterium  des  Innern. 

Für  die  eigentlicli  praktischen  Aufgaben  der  Zentralbehörde 
sind  die  besoldeten  Inspektoren  bestimmt,  die  ihren  Wohnsitz  in 
den  ihnen  zugotheilten  Ili-zirkon  haben.  Sie  stehen  mit  der  Zen- 
tralbehörde in  unaii-;,f,o^-^etztem  Verkehr  und  müssen  oft  persönlich 
in  der  Hauptstadt  erscheinen;  viele  reisen  allmonatlich  dahin  zum 
Zweck  der  Berichterstattung'  und  Einholung  von  Instruktionen. 
Die  Inspektoren  hal)en  die  ArbeiUhäuser  zu  beaufsichtigen,  den 
Sitzungen  der  hokalbehörden  anzuwohnen,  und  dabei  auf  die  Be- 
seitigung von  Missständen,  Berichtigung  von  Irrthümern  hinzu- 
wirken, sowie  über  die  Ei  gthnisse  ihrer  Bemühungen  an  die  Zen- 
tralbehörde zu  berichten.  Sie  bsb«i  ferner  die  Aufgabe,  die 
Borchscbnüte  zu  berechnen,  nacb  welchen  die  eiozehien  Kirehqnele 
zn  den  gemeinechaiUichen  Ausgaben  der  Sammf^emeinde  bdni- 
tragen  haben;  diese  Durchschnitte  sind  in  der  Begel  alle  drei 
Jahre  neu  zn  berechnen.  Die  Inspektoren  haben  sodann  BeachweF 
den  Aber  Vergehe  oder  DienstvemachlSssigung  Seitens  der  Lokal- 
beamten an  Ort  und  Stelle  zn  untersuchen,  Gutachten  einzufordeni 
und  darüber  nach  London  zu  berichten.  Endlich  haben  sie  über 
alle  Schreiben,  welche  aus  ihrem  Bezirk  an  die  Zentralbehörde 
gehen,  dieser  zu  berichten,  welche  ohne  vorgängigen  Bericht  in 
dem  einzelnen  Fall  zu  entscheiden  nicht  befugt  ist,  Ihre  durch- 
schnittliche Besf'ildung  ist  700  ^\  daneben  sind  ihnen  ungefähr 
350  £  zur  Bt'strt  itiiitLr  v^in  Keisekosten  ausc:e-et/.t  Ihre  Stellung 
und  ihre  alluvineine  lieschafts-  und  Personalkenntnisa  bringt  es 
mit  sich,  >ie  hfiufig  auch  zu.  mit  ihrem  Amte  nicht  unmittel- 
bar zusannnenhäneenden,  (lescliailen  verwandt  werden.  Hie  '/><ihl 
der  Inspektoren  hat  stets  erheblich  geschwankt;  die  momentanen, 
stets  wechselnden  Bedürfnisse  sind  in  dieser  Hinsicht  maas- 
gebend; im  Durchschnitt  der  letzten  10  Jahre  ergiebt  sich  die 
Zahl  zwOlt 

Die  iricbtigste  unter  den  Lokalbehfirden  ist  der  Annenrailt 
(board  of  guardians),  in  der  Begel  fBr  mehrere,  zu  einer  Saaimt- 
gemeinde  vereinigte  Kirchspiele,  gewählt  Jedes  jBSrchspiel  stellt 
wenigstens  ein  Mitglied,  nach  Umstanden,  wenn  die  BeTOlkenmg 
eine  stärkere  BeprSsentation  erheischt,  auch  mehrere.  Stimm- 
berechtigt;.8ind  alle,  welche  im  letzten  Jahre  ihre  ArmeDsteuem 
bezahlt  haben ;  dabei  ist  dem  HOherbesteuerten  eine  grössere,  unter 
Umständen  bis  zu  sechs  Stimnm  steigende,  Stimmberechtigimg 
verliehen.  Die  rjewälilten  fungiren  während  eines  Jahres.  Wähl- 
bar sind  ge^etidich  nur  die  Höherbeateuerten,  d.  h.  Alle,  welche 
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jährlich  40  £  Gmndronte  zahlen  oder  für  diese  Summe  bestoiiort 
werden:  doch  kann  die  Zentralbehörde  unter  rmständen  Modifi- 
kationen eintreten  lassen.  Ik'soldi'te  Armenbeanite  sind  nicht 
wählbar.  Offiziell  sind  die  Friedojisrichter  Mitglieder  des  Armen- 
raths; sie  sind,  namentlich  in  den  ländlichen  Distrikten,  die  ein- 
flussreicbsten  Mitglieder  dieser  Behörde.  Der  Armeurath  hat 
Oesucbe  um  Unteratfltzung  zu  bewilligen  oder  abzuweisen,  im 
Notbf&ll  Ton  Ünterbeamteu  gemachte  Bewilligungen  oacbträglich 
zu  genehmigen.  Bei  der  OrganiBation  der  Arbeitshäuser  hat  er 
das  Recht  der  Mitbeschlieasuug;  zur  Beaufeicbtigung  dieser  An- 
stalten wfthlt  er  aus  seiner  Mitte  einen  besonderen  Aufisc)iQ8s 
(visiting  committee).  Den  Vorschriften  der  Zentralbehörde  ent- 
spret^oid  hat  er  die  ünterbeamten  anzustellen  und  zu  besolden 
und  zwar  den  Schriftführer,  fiechner,  Ünterstützung-sbeamten  und 
Beamten  des  Arbeitshauses.  Die  1^^chentl leben  Sitzungen  sind 
kollegialisch ;  die  Stimmenmehrheit  entsi  In  idet. 

Neben  dem  Armenrath  fungiren  die  Aufseher  (overseers),  un- 
besoldete Kirchspielsbeamte  ,  deren  Kinfliiss  indess  durch  die 
Reformakte  wesentlich  verrinü^ert  wurde.  Ex  ofticio  Aufseher  sind 
zunächst  zwei  bis  drei  zu  Kirchenvorstehern  erwählte  Persi"»nen ; 
ausserdem  erneimrn  die  Friedensrichter  jährlich  je  nach  (irösse 
des  Kirclispiel^  zni  i  bis  vier  Männer  zu  Aufsehern;  diese  sind  zur 
Annahme  des  Auiles  gesetzlich  verpflichtet.  Nur  in  Kirchspielen, 
für  welche  noch  kein  Armenrath  bestellt  ist,  üben  die  Aufseher 
noch  einen  wichtigen  und  bestimmenden  Einfluss  aus. 

Für  Prfifhng  der  Beehnungen  sind  besondere  Bevisoren  be> 
stellt  und  mit  ausführlichen  Instruktionen  zu  diesem  Zwe<^  ver^ 
sehen;  sie  werden  vom  Staat  besoldet.  Gegen  die  Entscheidung 
eines  Bevisors  ist  die  Berufüng  an  einen  der  königlichen  Gerichts- 
hof» in  London  oder  an  die  Zentralbehörde  zulftssig.  Ihre  Zahl 
beträgt  für  England  und  Wales  jetzt  ungeföhr  fünfzig. 

Was  die  Friedesrichter  betrifft,  so  waren  ihre  Machtbefugnisse 
auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  in  früherer  Zeit  viel  ausgedehn- 
ter, als  nach  Erlasa  der  Reformakte  Yon  1834.  Jetzt  sind  sie  nur 
ermächtigt,  in  dringenden  Fallen  die  Verabreichung  von  Natural- 
unterstützung  und  Arznei  anzuordnen,  erforderlichen  Falls  über 
die  Bedürfnissfrage  zu  entsr-lK'iden,  die  Arbeitsliäuser  von  Zeit  zu 
Zeit  zu  besuchen,  die  Ausweisung  im  Kirchspiel  nicht  heiraath- 
berechtigter  Armen  zu  verfügen,  endlich  die  Aufseher  zu  er- 
nennen. 

Die  Beamten  haben  nicht  nur  das  Kecht.  sondern  auch  die 
Pflicht,  den  Bedürftigen  zu  helfen;  jede  Pflichtverletzung  kann 
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mit  einer  Geldbusse  oder  auch  sofortiger  Entlassung  aus  d«n 
Amte  bestraft  werden.  Kommt  ein  Armer  durdi  Hunger  iim  und 
ist  die  Schuld  des  Beamten  hierbei  nachzuweisen,  80  kann  Zudifc- 
hausstrafe  über  Ilm  vcrhängl  werden. 

In  der  Bpuriheilung  der  Hülf^bedürftigkeit  und  Würdigkeit 
der  Applikaiili  n  begegnete  man  natürlich  den  grössten  Schwierig- 
keiten \m  ilf'ii  unilier/.iehenden  Armen.  Die  Lokalbehörden  sind 
ermächtigt.  Jeden,  der  Kost  und  Nachtlager  von  ihnen  beansprucht, 
eine  gewisse  Zeit  hing  zur  Arbeit  anzuhalten.  Die  durch  die  Akte 
2  u.  3  Viktoria,  c.  93  neuorganisirte  Polizei  hat  ihnen  diese  mühe- 
volle Arbeit  wesentlich  erleichtert.  Jede  Unterstützung  wird  als 
ein,  nach  wiederhergestellter  Zahlungsfähigkeit  des  Armen  zuiück- 
suzaUfiiides  Daiieiheii  angesehen.  Man  hat  dadurch  ein  Mittel  ge- 
wonnen, Irrthftmer  zu  Terbeesem,  in  manchen  Fällen  unter  faladun 
Voraussetzungen  dargereichte  Üntentfitzungen,  namentlich  in  den 
Arbeitshäoaem,  wieder  einzuziehen. 

Sehr  strenge  Bestimmungen  enthält  das  Gesetz  g^en  ünho^ 
tmber  und  Bettler;  man  hat  diese  in  drei  Klassen  getheili  Ar- 
beitsscheue und  Unordentlidie  sind  nach  dem  Gesetz  alle,  die  durch 
eigene  Verschuldung  dem  Armenwesen  zur  Last  fallen,  ferner  Leute^ 
die  noch  im  Besitz  von  Unterbaltsmitteln  sind,  es  aber  verbeim- 
liehen;  aus  einem  Kii'chspiele  ausgewiesene,  aber  dahin  zurück- 
kehrende Arme,  endlich  ohne  Erlaubniss  umherziehende  Tri^dler 
und  öflentliche  Dirnen.  Der  Friedensrichter  hat  in  allen  diesen 
Fällen  strafrechtliche  Gewalt.  Für  Gesindel  und  Vagabunden 
gelten  alle,  welche  als  arbeit.sscheu  schon  einmal  be:>(raft  sind,  unter 
falschem  Vorwand  Almosen  erbetteln,  sich  ohne  Subsistenzmittel 
öffentlich  umhertreiben,  Schaustellungen  ohne  Erlauljniss  veranstal- 
ten, iMänner,  die  ihre  Frauen  und  Kinder  hülflos  verlassen,  endlich 
solche,  die  sich  der  Polizei  gewaltsam  widersetzen.  Ueber  Ver- 
gehen dieser  Art  bat  der  Friedensrichter  ebenfalls  strafrechtlich 
zu  entscheiden.  Unverbesserlichee  Gesindd  nennt  das  Gesetz  endr 
lieh  alle,  welche  wegen  der  in  zweiter  Klasse  anfgefBhrten  Ver- 
gehen bereits  mehrmals  bestraft  sind;  in  der  YierteyahiesTersamoh 
long  der  Friedensrichter  wird  fiber  ihre  Bestrafiing  entschieden. 

Im  BetreiF  der  Aufbringung  der  Mittel  zur  Armeopflege  bat 
man  die  Grundlagen,  auf  welchen  die  Akte  der  Elisabeth  ruht, 
auch  fSr  die  neuere  Armengesetzgebung  beibehalten.  Zu  den 
Kosten  tragen  zunächst  die  Kirchspiele,  beziehentlich  die  Sammt- 
gemeinden,  fär  gewisse  Zwecke  sodann  die  Grafschaft  und  endlich 
durch  Zuschüsse  der  Staat  bei.  Um  das  Yerhältniss  der  lleiträge 
aas  dicäcn  drei  Quellen  zu  dem  Gesammtaufwand  zu  veranubau* 
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-liehen,  erwähnti;  wir  beisiiielsweise,  dass  im  Jahre  1857  zu  den 
Kosten  von  -t  6.070203  beitrufffMi:  Die  Kirchspiele:  .£  4,106714:, 
die  Sammtgemeinden :  -i'  l,7'J_Ull  und  der  Staat  X'  171498.  — 
Der  auf  die  Armenpflege  entfallende  Theii  des  Budgets  der  Graf- 
schaften ui  uicht  genau  zu  ermitteln;  der  Grafächaft  liegt  ?or- 
zugifwaae  die  Aufbringung  der  Mittel  zur  Errichttiiig  von  Irren- 
anstalten ob;  in  ihnen  werden  arme  Irre  auf  Kosten  der  Sammt- 
gemeinden verpflegt. 

Die  Ärmenstener  hat  sich  thatsftchlieh  zu  einer  Grundsteuer ' 
gestaltet,  vas  sie  naich  dem  unbestimmten  Ausdruck  in  der  Akte 
der  Elisabeth  frfiher  nicht  so  unbedingt  war;  von  der  Grundsteuer 
ftr  Armenzwccke  sind  jetzt  nur  Hochwald  und  Er/gruben  befreit; 
andere  Exemtionen,  wie  die  für  ausserhalb  der  Sammtgenieinde  lie- 
gende Plätze  sind  seit  Ende  1857  beseitigt  Im  Jahre  1836  wurde  zu- 
erst gesetzlich  anerkannt,  dass  nur  der  wirkliche  Reinertrag  des 
Grundeigenthüraers  für  Armenzwecke  zu  besteuern  sei.  Die  Ab- 
schätzung kann  von  Zeit  zu  Zeit,  nach  Bedürfnis^  revidirt,  resp. 
erneuert  M-prden.  Die  Absrhätzung?summen  betrugen  1841 : 
£  62,r)inu30;  IHK):  .1'  67.7(K)l;');i:  l>i56:  £  71,840271:  1808: 
£  93,618403.  —  Abseiiät/'.ung,  \  eranlagung  und  Erhebung,  früher 
durch  die  vom  Friedensrichter  ernannten  Aufseher  besorgt,  ist  seit 
dem  Jahre  1834  Sache  bf'soldeter  Beamt-en  geworden.  Unter 
Umständen  kann  eine  Revision  der  Abschätzung  durch  die  Ver- 
sammlung der  Kirchspiehbeamten  (vestry)  erfolgen;  etwaige  Ein- 
sprachen gelangen  an  die  Friedensrichter,  die  lu  diesem  Zwecke 
jährlich  mindestens  vier  besondere  Sitaungen  zu  halten  haben; 
die  Verhandlungen  stehen  unter  Kontrole  der  höheren  Gerichtshofe. 

Welcher  Betrag  aber  als  der  Beinertrag  an  einem  Grund- 
stücke anzusehen  sei,  dorfiber  sind  aueh  in  England  von  jeher 
die  Ansichten  sehr  getheilt  gewesen;  die  Entscheidung  hat  sich 
in  den  einzelnen  Fällen  oft  als  eine  sehr  schwierige  herausgestellt; 
Klagen  und  Konflikte  waren  unausbleiblich;  die  Steuerergebnisse 
wurden  im  Allgemeinen  als  wenig  befriedigend  angesehen;  die 
Armensteuer  war  in  England  von  allen  Steuern  vielleicht  die  un- 
populärste; eine  Erhöhung  würde  wahrscheinlich  in  der  öffent- 
lichen Mrinung  unübersteiglichen  Schwierigkeiten  begec^neu.  Vorn 
Uebel  sind  auch  die  in  Bezug  auf  den  Modus  der  Besteuerung^ 
resp.  die  praktische  Detiiiiliuu  des  zu  besteuernden  Reinertrages, 
zwischen  den  einzelnen  Kirchspielen  herrschenden  Ungleichheiten. 
Gewisse  Arten  von  Eigenthum,  z.  B.  Eiseubabneu,  bieten  bei  der 
Abschätzong  ganz  besondere  Scbwierigkeiteii.  Die  vielfachen  Un- 
znträgliohkeiten  und  oft  genug  berechtigten  Klagen  Uber  ungleiche 
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Behandlung  bd  den  Absch&txangen  l«nkten  erkUrHeher  Weise  die 
OfiienUiche  Aufknerksamkeit  immer  wieder  von  Neuem  auf  den 
hochwichtigen  Gegenstand.  Auf  den  Vorschlag  der  Zentralannen- 
behorde  (Bericht  vom  Jahre  1843)  entschloss  man  eich  zur  Ani- 
Bchreibung  einer  einzigen  allgemeinen  Steuer,  ans  der  dann  alle 
Gemeindebedflrfiiisse  zu  befriedigen  seien.  Diese  Steuer  aoll  alleB 
Gmndeigenthum  gleicbm&ssig  treffen  nnd  die  Organisation  der 
Behörden  für  die  Genieindesteuererhebung  iat  zu  Terbessern.  Aber 
eine  AusirleiclninL'  der  Armenlast  unter  die  verschiedenen  Kirch- 
spiele ist  auch  durch  diese  Beform  nicht  erzielt  worden.  Bemerkt 
zu  werden  verdient  hier,  dass  Vorschläge  zur  üebernahme  der 
Amienlast  auf  die  Staatskasse  aller  Orten  auf  den  entjrhiedensten 
Widerspruch  :^tieHSt'Ti;  mit  Recht  fürchtete  das  an  Selbstverwaltung 
gewohnte  Publikum  eine  bedrohliche  Verstärkung  der  zentralisi- 
renden  Macht  (ies  Staates.  Das  andere  Extrem,  die  Lokalisirung 
der  Armenlast  im  Kirchspiel  ist  ebenfalls  nicht  geeignet,  die  Un- 
gleichheiten zu  beseitigen.  Die  Steuerfrage  ist  AviederhoUen  Er- 
örterungen unterzogen  worden ;  die  Kefornibedürftigkeit  ist  allseitig 
anerkannt  worden;  eine  durchgreifende  Beform  aber  bis  jetzt  nicht 
eingetreten.  Man  denkt  einstweilen  nicht  dann,  die  Gnmdlagen 
der  heutigen  Armengesetzgebung  im  Wesentlichen  umzagestaltea, 
und  da  wird  man  auch  auf  eine  erhebliche  Beduktion  des  Armen- 
budgets  nicht  hoffen  därfen.  Unter  solchen  ümstftnden,  meinen 
wir,  wurde  die  Sammtgemeinde,  als  solche,  nicht  das  einiehie 
Kirchspiel,  die  geeignete  Grundlage  f&r  die  Absdifttiung  des  Qnsd- 
eigenthuui':  und  Erhebung  der  Armenst^uer  bilden  müssen;  da- 
gegen würde  die  Besoldung  sftmmtlicher  Beamten  vielleicht  pas- 
send auf  die  Staatskasse  zu  übernehmen  sein.  Es  handelt  sich  in 
erster  Linie  um  Feststellung  des  erfahrungsmässigen  Erforder- 
nisses für  die  Armenpflege  im  engeren  Sinn,  d.  h.  Unterstützung 
der  Armen  innerhalb  und  auiäserhalb  des  Arbeitshauses,  der  Ar- 
menschulen, der  armen  Irren  \i.  s.  w. 

^lan  wird  indess  in  dieser  Beziehung  schwerlich  zu  richtigen 
Prinzipien,  ja  überhaupt  zu  einem  vollen  Verständniss  des  engli- 
schen Arraenwesens  gelangen,  ohne  gleichzeitig  die  englische  Hei- 
mathsgesetzgebung  einer  Prüfung  unterzogen  zu  haben.  Einfach 
waren  die  Verhflltnisse,  so  lange  die  Unterstützung  Armer  ledig- 
lich den  Eirohspielsgemttnden  anhdra  fiel,  mehr  als  christlich* 
humane  Pflicht,  denn  als  staatlicher  Zwang  aufgeüust  wurde,  zu 
einer  Zeit,  als  fiberhaupt  der  Hensdi  noch  mehr  an  die  Scholle  fs- 
buttden  war.  Die  kirchliche  Gemeinde  war  in  dieser  Hinocht 
die  ursprOnglich  veipflichtete.  Durch  die  Akte  der  Sliaabeäi  wurde, 
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\i  ohne  dass  man  eich  der  Sache  vielleicht  ihrer  f^anzen  Tragweite 

ii  nach  bewusst  war,  nur  der  Charakter  der  Pflicht  geändert.  Es 

B.  finden  sich  in  jener  Akte  noch  keine  festen     ^tiinniiingen  über 

^  den  Begriff  der  Ortsangehürigkeit;  dieser  Maugel  führte  im  Lauf 

L;  des  siebenzehnten  Jahrhunderts  zu  manchen  Uebelständen,  deren 

u  Beseitigung  die  Akte  König  Karls  II.  vom  Jahre  1GÜ2  (Law 

«  of  8etü«ment,  14  Ciisrles  II.,  e.  12)  bezweckte.  Nach  ihr  Bind 

Ii;  je  zwei  Friedeasrichter  auf  Antrag  der  EirchBpielsheainten  befugt, 

10  PeraoneD,  die  rieh  auf  einem  GmndstäclE  von  indus.  10  £  jfthr- 

^  lieber  Boite  niedergdassen  habeoi  und  der  Gemeinde  mt  Last  zu 

(f  iiUIen  drohen,  binnen  40  Tagen  in  dasjenige  Kirchspiel  zurflck- 

13  zusenden T  in  welchem  de  zuletzt  heimatbbereditigt  waren,  ent- 

z  weder  durch  Geburt,  oder  als  Hauseigenthfimer,  resp.  Grundstüchs- 

^  besitzer,  oder  durch  einen  Aufentlialt  von  wenigstens  40  Tagen. 

Q  Wer  dagegen  nach  dem.  Ermessen  der  Friedensrichter  genügende 

^  Bürgschaft  bietet,  ist  davon  ausgenommen.   Dabei  ist  indess  noch 

j  die  Bestimmung  getroffen,  dass  Personen,  welche  sich  40  Tage 

2  an  einem  Orte  aufgehalten  haben,  nicht  äofort  auf  einen  Heimatha- 

^  schein  Anspruch  erbeben  können. 


Bei  den  in  dieser  Akte  ausgesprochenen  Grundsätzen  ist  es 
im  Wesentlichen  bis  auf  unsere  Tage  geblieben;  sie  erklären  sich 
aus  den  wirthschaftlichen  Verhältnissen  und  Anschauungen  der 
damaligen  Zeit;  dass  sie  für  die  bedürftigen  Annen  vielfach  nach- 
theilige Folgen  gehabt,  ist  nicht  zu  bezweifeln.  Die  Kirdispiele, 
indem  sie  jeden  Zuziehenden  mehr  als  eine  Gefahr,  denn  als  einen 
Gewinn  betrachteten,  benahmen  damit  dem  Arbdter  jede  Neigimg, 
sidi  in  einem  anderen  Kirchspiele  arbdtend  niederzulassen  und 
unterbanden  dem  frden  Umlauf  der  Arbeitskräfte  damit  in  be- 
denklicher Weise  die  Adern.  IHese  üebdstände  machten  sidi  ' 
frdlidi  nidit  alsobald  fShlbar;  noch  unter  der  Regierung  König 
Wilhelms  III.  betrachtete  man  das  Heimatbsgesetz  vom  Jahre  1662 
als  ein  gutes  und  heüsames.  Aber  im  Laufe  des  vorigen  Jahr- 
hunderts stellte  es  rieh  mehr  und  mebr  heraus,  dass  das  Gesetz 
eigentlich  Niemandem  zum  Segen  gereiche.  Ein  Schritt  zum  Bes- 
seren geschah  durch  eine  im  Jahre  1795  erfolgte  Aenderung,  in 
der  Art,  dass  nicht  die  Gefahr  der  Verarmung,  sondern  erst  die 
eingetretene  Bedürftii^keit  die  Beamten  veranlassen  dürfe,,  die 
Ausweisung  der  Zugi  /Dgeiu  n  zu  verlangen.  Gleichzeitig  indess 
hüb  man  die  Bestimmung  auf,  der  zufolge  der  Aufenthalt  von 
40  Tagen  Heimathsrechto  begründete.  —  Auch  die  einjährige 
Dienstzeit,  welche  nach  der  Akte  von  16G2  HeimaUisrecht  verlieh, 
wurde  später  und  uameuüich  bei  der  Beform  des  Armen  wesens 
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vom  Jahre  1834  nicht  mehr  als  maasgebend  aaerkaoDt.  So  w 
der  Arbiter,  wollte  er  irgendwo  Heimathsrechte  erwerben,  dnanf 
angewiesen,  ein  GrondstQck  zu  einem  jährlichen  Zins  von  10  i 
zu  pachten,  wozu  selbstrerstfindlich  nur  Wenige  befiihigk  waren. 
Die  Entwickelang  der  Industrie  hatte  för  viele  Eiichspiele  den 
Nachtbeil  im  Gefolge,  dass  auf  dem  Lande  geborene,  also  hei- 
mathsberecbtigte  Arbeiter  in  guten  Jahren  in  die  Städte  sogen, 
und,  wenn  dort  eine  Arbeitsstockung  eintrat,  massoihaft  in  ihie 
Heimath  zurückkehrten,  die  sie,  die  Freradgewordenen,  unterstützas 
mmste,  während  sie  oft  gleichzeitig  in  die  Lage  kam,  die  Zuge- 
zogenen, aber  heimisch  und  bekannt  Gewordenen,  auszuweisen. 
Diesem  Uebclstande  suchte  die  Akte  9  und  10  Victoria  c.  66 
(unter  dem  Namen  Peel's  Akte  vom  Jahre  184()  bekannt)  dadurch 
abzuhelfon,  <l;nä  sie  Jedem,  der  an  einem  Orte  ü  Jahre  ununter- 
brochen gelebt,  dii.s  Heimathsrecht  zuerkennt  und  seine  Ausweisung 
untersagt.  Erklärlicher  Weise  inus>te  aber  eine  solche  Fesselung 
des  Arbeiters  an  die  Scholle  neue  Xachtheile  bringen.  Namentlich 
Umiiliche  Bezirke  boten  seitdem  Alles  auf,  die  >JieJerlassung  zu 
erschweren;  es  ist  vorgekommen,  dass  grosse  Grundbesitzer  keine 
Arbeiterwohnnngen  bauten,  um  etwa  Zuzugslustige  vom  Zuwan- 
dern abzuhalten.  Eine  Akte  vom  Jahre  1847  (10  n.  11  Tikteija 
c  110,  Bodkins  aet  benannt)  bestimmt,  dass  die  Kosten  fiir  die 
nicht  abzuweisenden,  aber  nicht  heimathberechtigten  Annen  nieht 
mehr  von  den  Kirchspielen,  sondern  von  der  Sammtgemeinde  zu  tro- 
gen seien.  AMn  auch  damit  beseitigte  man  nicht  die  Uebelstände, 
die  sich  insbesondere  auch  in  der  sehr  ungleichen  Vertheilung  der 
Armenbttdgetlast  erkennbar  machten.  Man  kam  allmälig  zu  der 
Ueberzengnng,  dass  die  Aufhebung  der  Heimathngesetze  nicht 
lange  mehr  zu  verschieben  sein  werde;  aber  auch  dagegen  haben 
sich  vielfache  Bedenken  geltend  gemacht;  zu  einem  befriedigenden 
Abschluss  ist  die  Frage  bis  jetzt  nicht  gelangt.  — 

Als  Anhang  zu  diesem  Abschnitte  lassen  wir  hier  noch  eine 
kurze  Darstellung  der  Verhandlungen  und  Maasnahmen  folgen,  zu 
welchen  die  N  ithstände  iu  den  Industriebezirken  Lancashire's  wfih- 
rend  des  amerikanischen  Bürgerkrieges  die  Veranlassung  gaben. 
In  Bezug  auf  die  Ar  menpflee  bilden  die  Grafschaften  Lancashire 
nnd  Cheshire  die  achte,  nordwestliche  Gruppe  oder  .division*. 
Laiicasbire  zählt  28  Sammtgemeinden  mit  2,453910,  Cheebiie 
deren  12  mit  469577  Einwohner  (Zensus  von  1861).  Die  Aber 
20  Jahre  alten  Fabrikarbeiter  betragen  in  ersterer  Qrafechaft  ^S>% 
in  letzterer  Wh  der  resp.  BoTdlkernng.  Die  ersten  an  das 
lameot  gelangten  Mittheilungen  Uber  die  wachsende  Koth  in  die- 
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sen  Distrikten  sind  vom  30.  Juli  1862  datirt;  ihnen  zufolge 
betrug  in  12  am  schwerstpu  heimgesuchten  Sammtgeraeinden 
Lancashire's  di»'  Gesamnitzahl  der  in  der  Baurawollenindustrie 
beschäftigten  Arbeiter  227730,  oder  unter  Hinzuziehung  der  von 
ihrem  Erwerbe  Mitlebenden  364374.  "Wie  in  ganz  kurzer  Zeit 
die  Arbeit  sich  verringert  und  die  Zahl  der  Bedürftigen  zuge- 
nommen, erhellt  aus  folgenden  Nachweisen:  In  5  Sanimtgeraein' 
den  (Einwohnerzahl  583Ü42)  betrug  die  Zahl  der  Unterc>tütztea 
in  der  letzten  Maiwoche  48900  und  war  in  der  letzten  Juniwoclie 
bereits  auf  53400  gestiegen.  In  den  Sammtgemeinden  Blacirbani, 
Preston  und  Stockport  waren  im  Jahre  1861  an  Unterstötzungen 
Teranagabt:  42330;  im  Jahre  1862  bis  Jnni  bermts  £  131419! 
Gkichwohl  hatte  bis  dahin  ein  sehr  beiarftchtlicher  Theil  nnbe- 
sehftftigter  Arbeiter  noch  nm  keine  Unterstützung  nachgesacht, 
sondern  von  Sparkassen-Einlagen  und  Yereinsunterstfitanngen  ge- 
lebt In  der  Kommission,  welcher  diese  Nachweise  unterbreitet 
worden,  schlugen  nun  Einige  vor,  die  am  schwersten  betroffenen 
Sammtgemeinden  aus  Staatsmitteln  zu  unterstützen;  Andere  bean- 
tragten die  Aufnahmen  von  Anleihen  Seitens  der  Gemeinden  und 
wieder  Andere  endlich  wollten  die  lienachbarten  Kirchspiele  zur 
Beihulfe  heranziehen.  Wir  müs.seu  uns  versagen,  auf  das  Detail 
der  Verhandlungen  einzugehen.  Jm  Parlament  brachte  am  22.  Juli 
1862  Herr  Villicrs  als  Referent  eine  sogenannte  , Union  relief 
bill"  ein.  Sein  Vor.schlag  lauft  im  AYrsentliclien  darauf  hinaus, 
dass  für  das  bedrängte  Kirchspiel  eine  llulfssteuer  von  den  Kirch- 
spielen der  Sammtgemeindc,  der  es  angehört,  aufzubringen  sei, 
wenn  die  nothwendig  werdende  Armensteuer  desselben  die  in  ihm 
in  den  letzten  drei  Jahren  durchschnittlich  entrichtete  St^^r^o«. 
zwei  Drittel  fibersieige.  Trota  seiner  beredten  Fürsprache  ver- 
niochte  der  Beferent  indess  nicht  durchzudringen  und  er  entschloss 
sich  zu  einem  Kompromlas,  dem  zufolge  den  bedrftngten  Kürch- 
spiden  die  Wahl  gelassen  werden  solle  zwischen  einer  Bahrlehns- 
Anfiiahme  und  der  beantragten  Hül^tener;  Beides  aber  solle' 
davon  abhängen,  dass  in  dem  bedrängten  Kirchspiel  die  Armen- 
steuer 25Vo  des  für  die  letztwe  abgeschätzten  jährlichen  Ein- 
kommens erreicht  habe.  Man  vereinigte  sich  über  eine  Her- 
absetzung des  Prozentsatzes  auf  15°  <j  und  in  dieser  Form  wurde 
die  neue  Bill  schliesslich  angenommen.  Aber  viele,  von  der  Notb 
besonders  schwer  heimgesuchte  (Gemeinden  wünschten  einfach  zur 
Aufnahme  von  Darlehen  autorisirt  zu  werden,  da  sie  lieber  sich 
selbst  helfen,  als  die  Hülfssteuern  ihrer  Nachbarn  in  Au^ipruch 
nehmen  wollten.  Das  Gesuch  fand  anfänglich  viele  Gegner,  gelangte 
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indess  schliesslich  (1.  August  1862)  in  einer  von  Villiers  einge- 
brachten Vorlage  zum  Ausdruck;  bedrängte  Kirchspiele  sollten 
zur  Aufnubmo  von  Darlehen  mitorisirt  werden,  die  innerhalb  7 
Jahren  in  gleichen  jahrlichen  Hul<  ii  zurückzuzahlen  seien.  Weite« 
Bedingungen  vorzuschreiben,  hielt  man  nicht  für  erforderlich. 

In  den  Verhandlungen  hatte  der  Vorschlag  auf  Gewährung 
von  UnierstützungfU  aus  .Staatsmitteln  weitaus  den  meisten  Wider- 
spruch hervorgerufen:  man  erblickte  darin  ein  so  entschiedenes 
Verlassen  des  bishti  befolgten  Prinzips,  dass  selbst  der  beispiel- 
lose Notbstand,  durch  den  man  freilich  in  einer  nicht  leicht 
1)egrdflidieii  Weise  im  zweiten  Jahre  de«  amerifcaBisehen  Krieges 
fiberrascht  wurde,  der  fiberwiegendeii  Mehrheit  der  Yerhandflla- 
den  ein  so  radikales  Vorgehen  nicht  zu  rechtfertigen  sehiau 

Schottland. 

Mao  unterachädet  bei  der  schottischen  Armenpflege  zvisdien 

registrirten  Armen  (registeredpoor)  und  gelegentlich  ÜnterstttUmiigs- 

bedürftigen  (casual  poor)  und  daneben  werden  in  den  neueren 
statistischen  Tabellen  dann  auch  noch  die  Angehörigen  der  Armen 
(dependants)  aufgeführt;  ausserdem  werden  in  den  jährlicheD  Be- 
richten der  Behörde  noch  die  verlassenen  Kinder  und  die  geistes- 
kranken Armen  speziell  angegeben.  Wir  geben  zunäehst  eine 
Ucbersicht  über  die  seit  der  Keform  des  schottischen  Arffleiiweä«QS 
unterstützten  Armen: 


Jahr. 

Regittrirte. 

Nicht- 
Registrirte. 

o/o  der 
BerOlkenmg. 

1847 

85871 

60399 

146370 

5/1 

1848 

100961 

126684 

227645 

8,T 

1849 

mm 

imHG 

202120 

7j 

läöü 

5Bt)70 

154524 

5,s 
4,9 

1851 

9;>777 

4J093 

141870 

1852 

im:',! 

4G031 

145r,<SH 

5,0 

49658 

l-i!i-3i7 

5,1 

im 

10;i777 

31951 

13Ö728 

im 

100560 

42863 

143423 

1856 

99868 

S8020 

187383 

1857 

98632 

S6538 

1351 66 

1850 

99617 

44847 

144464 

Wie  man  sieht,  ist  bis  zum  Jahre  1858  eine  erhebliche  ab- 
solute Abnahme  in  der  Gesaramtzahl  der  Armen  nicht  eingetreteo. 
Die  Missernte  des  Jahres  1847  findet  ähnlich  wie  in  den  Nachweisen 
über  England  und  Wales  auch  in  der  schottischen  Armenziffer 
einen  beredten  Ausdruck.  Im  Verhältniss  zur  Bev.'ilkerunir  (Zeu- 
8UB  von  1841  und  Idöl ;  die  Ziffern  der  zwischeniiegenden  Jahie 
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beruhen  auf  Schätzung)  ist  die  Abnahme  auch  nicht  selir  erheb* 
lieh  zu  nennen,  kaum  1"'",  dagegen  hat  sich  das  Verbültnis^  der 
Nicht rcgistrirten  zu  den  Keg-istrirten  wesentlich  geändert,  eine 
Erscheinung,  die  für  die  bessere  Handhabung  der  Aruiengesetze 
und  schärfere  Kontrfde  Seitens  der  JJehürden  spricht. 

Üetaillirte  Nachweise  liegen  für  die  neueste  Zeitepoche  vor; 
in  Bt^nS  der  registrirten  Armen  eutnebmen  wir  den  offiziellen 
Berichten  zonftdist  folgende  Ziffern: 


Jahr. 

Begittrirt  im  LmIb 

Dsron  gestorben 

Regjstrirte 

des  Jahres. 

oder  abgegangen. 

am  14.  Mai  j, 

im 

97809 

19308 

78501 

95761 

18465 

77306 

1861 

97340 

18i»07 

784;i3 

1862 

m22 

10198 

78424 

1868 

99686 

90978 

78717 

1864 

101686 

22954 

78082 

1865 

99556 

216(jl 

77895 

1B6G 

97166 

2<i;i.i7 

78229 

1867 

100756 

24019 

76737 

Unter  Hinzufögung  der  bezüglichen  Zahlen  vom  Jahre  1858 
würde  sich  für  die  zehn  Jahre  ein  Durchschnitt  der  im  Laufe 
jeden  Jahres  Registrirten  von  lH8i?f),  der  Gestorbenen  «»der  Ab- 
gegangenen von  207S3  und  der  in  den  liegi.stern  beim  Abseliliiss 
des  Armenwesens  Aufgeführten  von  78042  Individuen  ergeben, 
d.  h. :  etwas  weniger  wie  20'Vo  der  Kegistrirten  erhielt  nur  für 
kurze  Zeit  Unterstützung,  sei  es  dass  der  Tod  oder  die  Gelegen- 
heit zu  ständigem  Erwerb  die  Fortdauer  der  Almosen  unnöthig 
machte.  Bücksichüich  der  gelegeatliehen  Almoaenempf äuger  (casual 
poor)  lassen  wir  .nachstehende  Zahlen  folgen: 


Jahr. 

Im  Laofi  dea  J. 

P^wacbsene  untcrstfltct 

Unterstützte. 

Den  1.  Januar. 

Den  1.  Jn]i. 

1859 

37789 

3218 

2675 

1860 

80908 

8896 

S808 

1861 

4S848 

8885 

1862 

58224 

8868 

1863 

52068 

3306 

3198 

1864 

Ö0186 

3102 

2660 

1865 

47227 

2910 

2690 

1866 

440'J3 

281:? 

2474 

1867 

48:')  19 

2973 

3031 

Leider  enthalten  die  offiziellen  Berichte  keine  Nachweise  über 
die  den  erwachsenen  Armen  zubehr)rigen  Kinder.  In  der  Zahl  der 
unterstützten  E^T^achsenen  sind  die  Unterschiede  in  den  Jahres- 
zeiten nicht  durchgängig  so  gross,  wie  da.s  im  IJetrefl'  der  Armen 
von  England  und  Wales  der  Fall  ist.  Unter  Hinzufügung  der 
Zahlen  vom  Jahre  1858  ergiebt  sich  für  die  zehnjährige  Periode 
ein  Durchschnitt  der  Unterstützten  TOn  45910,  der  unterstützten 
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£rwaehaenen  am  1.  Januar  von  3330,  am  1.  Juli  toh  2867.  Un- 
sere Statistik  eigftnzt  sich  noch  durch  weitere  Ziffern,  die  wir 
hier  folgen  lassen: 


Jahr. 

Abpowicscne 

Durch  Ordre  vom 

Nach  England  und 

Applikanten. 

Sheriff  untent» 

IcUnd  gesandt. 

1858 

56r)5 

190 

2023 

I8r>9 

rmi 

211 

n.'>7 

18<X) 

5129 

181 

1176 

1861 
1862 

5204 

6: '.46 

203 
218 

Km 
I97y 

1863 

5888 

313 

1721 

1864 

6038 

248 

1999 

18^".5 

5329 

225 

1744 

1866 

4894 

206 

1413 

1867 

6003 

256 

1244 

Im  DuTcbachiL:  &581 

'22') 

1548" 

Verhältnissmässig  gross  ist  die  Zahl  der  aus  öfTentlidl«! 
Mitteln  unterstützten  Irren,  sowie  der  Waisen  und  vwlasBeaen 
Kinder,  wie  aus  folgenden  Zahlen  erbellt: 


Jahr.  Irre.      Waisen  u.  verl.  Kinder. 


18r>8  5564  8149 

1859  5915  7101 

1860  6025  7342 

1861  6173  7129 
1H62  6257  6730 

1863  6266  6949 

1864  •  6S89  6578 

1865  6846  6947 

1866  6457  6912 

1867  6766  7158 
Im  Dorcbschn.    6905  7099 


Auch  in  Schottland  befinden  sich  Armenh&nser,  keine  Arbeits- 
häuser; diese  Armeuhftuser  sind  tbeils  zum  Unterhalt  temporär 
Bedürfti,iT<^r,  tlioils  zur  Verpflegung  von  Kranken  und  Irren  be- 
stimmt. Die  Zahl  der  Kirchspiele,  welche  im  Jahre  1866  Armen- 
häuser (entweder  einzeln  oder  kollectiv)  besassen,  betrug:  326 
mit  einer  Gesammibevölkoning  von  1,805037  ((levsanimtbevölke- 
rung  des  Königreiches  c5,UG2294)  Seelen,  In  den  im  Betrieb  be- 
findlichen Armenhäusern  ist  Raum  für  13030  Insassen,  also  un- 
gefähr ll>Vo  der  Armen.  AVähreud  der  ersten  Hälfte  des  Jahres 
1865  (dem  neuesten  uns  zu  Gebote  stehenden  Nachweise  zufolge) 
wurden  in  den  Armenhäusern  unterstützt:  18237  Personen;  in  dem- 
selben Zeitraum  wurden  entlassen  oder  starben:  10200.  Die  ZaU 
der  Insassen  am  1.  Januar  1866  betrug:  8037  und  es  blieb  an 
diesem  Tage  Baum  ffir  5593  Personen.  An  diesem  Tage  behadtti 
sich  in  den  Armenhäusern  1093  Kinder  (das  Alter  fluden  vir  v 
leider  nicht  angegeben),  von  denen  Schulnntairriofat  eihieltea:  im 
Armenhause  763,  ausserhalb  desseLben  881.  Fflr  alle  Insassen 
des  Armenhauses  stellten  sich  die  w6chentliehen  Kosten  fttr  Nah- 
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ruag,  Feuerung,  Kleidun;,''  und  alle  übrifjen  Erfordernisse  im  Durch- 
schnitt auf  2  sh.  8  d.  pr.  Kopf,  davon  für  Beanitongehaltc,  Steuern, 
Assekuranzprämio  und  Reparaturen:  0  sh.  7^|.,  Miethe  Jaut  Schät- 
zung 0  sh.  5^^,  ärztliche  Hülfe,  Arzneien,  Bandagen  u.  s.  w. 
0  sh.  Uli  d. 

Die  innere  Einrichtung  der  Armenhäuser  wird  im  Allgemeinen 
gelobt;  namentlich  ist  in  gesundheitlicher  Beziehung  in  den  letzten 
Jabren  Viel  geschehen.  Auch  hat  man  auf  Mittel  Bedacht  ge- 
nommen, die  geeignet  sind,  dem  Umsichgreifen  epidemischer  Srank^ 
heiten  vonabeugen,  fdr  Eanalisiraog,  Uotersuchung  des  Trink- 
wasaeis  n.  8.  w.  gesorgt.  In  Distrikten,  wo  Apotheken  'fehlen,  hat 
die  LokakrmenbehOrde  für  einen  Vorrath  von  Arzneien  zn  sorgen 
und  die  Yerabreichuiig  zu  reranlassen  nach  geschriebenen  Rezepten 
bei&higter  Aerzte,  entweder  freiwilliger,  oder  gegen  Besoldung  die- 
nender, die  zu  dem  Zweck  ein  Buch  n!)»'r  ihre  amtliche  Thätig- 
keit  zu  führen  haben.  Die  Impfiin«,f,  durch  die  Akte -26  und  27 
Viktoria  c.  108  für  Schottland  obligatorisch  gemacht,  erstreckt 
sich  natürlich  auch  auf  die  Armen.  Von  1967  Kindern,  welche 
in  den  ereten  sechs  Monaton  des  Jahres  IHfJi)  ffeimpft  wurden, 
waren  893  Kinder  untorstiit/ter  filtern.  —  Für  Zweeko  der  Unter- 
stützung armer  Kranken  werden  ausserdem  von  Zeit  zu  Zeit  durch 
das  Parlament  Zuschüsse  gewährt  (Parliamentar}'  grarits);  der 
Zu.schuss  für  das  mit  dem  14.  Mai  18GG  abgeschlossene  Armen- 
jahr betrug:  10()()0  t',  von  welcher  Summe  etwa  bdOO  £  zur 
Verwendung  kamen  (in  696  partizipirenden  Kirchspielen). 

Ehe  wir  zur  FinanzstatisÜk  des  schottischen  Armenwesens 
ftbergehen,  lassen  wir  hier  noch  einige  Notizen  folgen,  welche  auf 
den  Werth  der  behördlichen  Eontrole  und  Prfifung  der  Bedfirf- 
tigkeit  einen  Schluss  gestatten.  Von  1845  bis  1866  wurden  12639 
Beschwerden  über  ungenfigende  Verpflegung  eingereicht;  davon 
wmrdo  in  3372  FfiUen  der  Grund  der  Beschwerde  durch  additio- 
nelle  Unterstützung  beseitigt,  471  Beschwerden  abgewiesen,  weil 
die  Applikanten  sich  nicht  an  die  Kirchspielsbehdrden  gewandt; 
6569  Beschwerden  wurden  den  Lokalbehörden  zur  T^ntersuchung 
übergeben,  1981  abgewiesen  nach  erfolgter  Untersuchung  dieser 
Behörden,  11!  wurden  als  gänzlich  unzulässii,'  sogleich  zurück- 
gewiesen, 94  durch  den  Tod  der  Applikanten  erle<ligt. 

Die  Kosten  der  schottischen  Armenpflege  werden  nicht,  wie 
in  England  und  Wales,  ausschliesslich  oder  doch  fast  ausschliess- 
lich durch  auf  das  Grundeigenthum  gelegte  Steueni  auftrebracht; 
es  erscheinen  im  Budget  freiwillige  Beiträge  und  ein  'J  huil  der 
jährlichen  Kirciieukollekteu.   l'rüker  bildeten  diese  beideu  Tosten 
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sogar  den  Haoptbestondtbeil  der  Einnahmen;  allmUlg  hat  ndt 
das  Verhältniss  aber  wesentlich  umgestaltet,  wie  ans  folgender 
Aufstellung  hervorgeht:  Die  Zahl  der  fir^wül^  beisteuernden 
Kirchspiele  betrug  im  Jahre  1845:  650,  wogegen  in  230  Eireh- 
spielen  Steuern  erhoben  wurden;  seitdem  ist  folgende  Wandhug 
eingetreten: 


Jtlkt. 

Stener-Eirehspiele, 

Me  Kirchspiele. 

1846 

448 

432 

1848 

600 

280 

1850 

644 

286 

18ö2 

671 

211 

1854 

6«9 

194 

1856 

716 

167 

1868 

738 

145 

1860 

749 

134 

1862 

759 

125 

1864 

770 

lU 

186» 

781 

104 

1867 

788 

108 

In  583  eingeschätzten  ^chsplelen  wird  jetst  mne  gleidi- 
mftssige  Steuer  von  Grundeigenthtlmeni  und  Okkupanten  erheben, 
in  174  eingeschätzten  Kirchspidoi  nur  Ton  den  Oldnipanten  nach 
einer  im  Gesetz  8.  u.  9  Viktoria  c.  83  voigeediriebenen  Klasiir 
fikation.  In  '-^4  eingeschätzten  Kirchsinelen  endlidi  «rfolgfc  die 
Steuerumlage  in  Gem&ssheit  eines  historisch  flberkommenen  Brauches. 

Die  Einnahmen  fBr  das  mit  dem  14  Mai  abgeschlossene 
Armenjahr  1867  setzen  sich  wie  folgt  zusünmen: 

Steneni  Uwt  Einsehatsang  £  758495  12  sh.  8*/k  d. 

Ai.leiheu                                                  9888  18  ,  8'/l  .  j 

Freiwillige  Beitrage  nnd  Theile  von  Eir- 

clicnküllekten                                        18448  16  .  10«/l  • 

Heivntrcf illener  Besitz  und  andere  Ein- 

nahmetiucllen                                       45435  15  ,  8'/»  t  _ 

Zosammen  £  880S79  2  di.  2  d. 

Im  genannten  Jahre  lieferteu  die  Kirchenkollekten  ein  Ge- 
saiumtergebniss  von  £  21045  14  sh.  3d.,  wovon  £  99710sh.8d. 
für  die  Armen,  £  10840  2  &h,  7  d.  für  andere  Zwecke  verwandt 
wurden. 

Der  obigen  Gesamiuteinnahme  steht  eine  Gesammtausgabe 
(ordentlicbe  Ausgabe)  ?on  £  807631  5  sb.  6|  d.  gegenüber;  als 
aussenHrdentliche  Ausgaben  erscheinen  daneben  noch  d  60419  i 
9  sh.  14  d.,  wovon  Jt  4:^543  2  sh.  IH  d.  fttr  Bauliehkeiten  im  | 
AUgemeinen  nnd  neuerdings  autorisirte  Armenhäuser,  £  7876  | 
6  sh.  2^  d.  fülr  andere,  nicht  spexien  aufcoriskte  Qebftude  und  ans»  | 
serordentliche  Tleparaturen  bewilligt  waren.  Wir  lassen  hier  m* 
nächst  noch  die  Budgetnachweifle  des  leistan  Jahnehnts  folgen: 
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Gesammtausgabe. 
£         ah.  d. 

Pro  Kopf  der 
Bevölkerung. 

8h.  d. 

%  Rai«  nach  dem 

Kataster  von  1843. 

^     sL  d. 

IS'tS 

640700 

15 

IV. 

4 

5 

6 

17 

I0O9 

657365 

17 

9*4 

4 

6'4 

7 

1 

o>/« 

1860 

663277 

0 

5»/* 

4 

7 

7 

1861 

6H3<>01 

17 

0»* 

4 

7 

6 

8V4 

1862 

7K9317 

5 

5 

4 

7 

14 

4 

1868 

736027 

17 

7 

4 

9'/i 

7 

17 

11 

1864 

770029 

14 

9V, 

5 

0«;, 

8 

5 

2Va 

1865 

778274 

1 

ö 

0% 

8 

6 

11''4 

1866 

7H3r27 

8 

6% 

6 

1'* 

8 

8 

0'4 

1867 

8()7*i;il 

5 

6'4 

5 

8 

13 

Im  DurcbschJ  723965 

6 

4V. 

1  * 

ÖVi  1  7 

1 

1  3»4 

Wenn  die  Zahl  der  nnterstützton  Armen  abgenommen,  so  hat, 
wie  man  flieht,  der  Aufwand  zugenommen,  gewiss  keine  erfreuliche 

Erscheinung,  die  durch  die  zunehmende  Theucrung  der  Lebens- 
mittel allein  nicht  zu  erklfiren  sein  dürfte.    Geht  man  al)<>r  in 


das  Detail  der  Ausgabe  näher  ein,  so  er^^iebt  Mich,  dass  der  Unter- 
stützungsaufwand im  enfT^Tcn  Sinne  allerdings  gct^'^n  18ö8  in  den 
folgenden  Jahren  mit  geringen  Schwankungen  stetig  /.ugenoninif'n, 
allein  kaum  in  dem  Maase,  unt  hier  nach  anderen  Ursachen,  als 
der  angeführten,  suchen  zu  müssen;  —  eine  generelle  Ursache 
des  enormen  Aufwandes  in  den  drei  Königreichen  werden  wir  am 
Schluss  besprechen.  Der  Unterstatzmigsaufiraiid  in  der  von  uns 
betrachteten  zehnjährigen  Periode  veriheiU  eich  anf  die  drei  Hanpt- 
kategerieo  wie  folgt: 


Jahr. 

An  Registrirte. 

Casual  poor. 

AerzÜ.  Hülfe. 

£ 

sh. 

d. 

eb. 

d. 

.1' 

8h. 

i\. 

1858 

496297 

15 

s\ 

27915 

0 

214 

24018 

17 

9«. 

1859 

512751 

4 

8V, 

25752 

5 

9% 

•25G!)1 

12 

3V, 

18G0 

518546 

18 

8V4 

22218 

8 

l'i 

2»j7;i8 

14 

11 

1861 

681288 

15 

U'/4 

24U8 

12 

7V« 

26H08 

13 

16»/4 

1863 

545863 

3 

9 

2778a 

6 

11 

27622 

13 

7 

1HB3 

568211 

7 

7 

25;  121 

13 

4% 

12 

t% 

1864 

575584 

11 

26: 136 

7 

.3 

9 

1865 

578466 

19 

8% 

25741 

3 

9 

3 13;  »9 

11 

9 

1866 

590274 

6 

24639 

4 

8 

31687 

11 

11 

1867 

598687 

0 

11 

28007 

4 

11% 

31587 

3 

9 

Im  Durch  8ch. 

551091 

14 

5% 

25898 

11 

9%|  28581 

5 

7 

Es  zeigt  sich  hier  ein  allmäliges  Wachsen  de^  ünterstulzungs- 
aufwandes,  entsprechend  der  Steigerung  in  den  Preisen  aller  Be- 
dürfnisse des  Lebens  und  in  den  Arbeitslöhnen.   Dass  die  Zeit 


des  imerikanischen  Krieges  den  Aufwand  nidit  hdher  gesteigert, 
erUftit  eich  ans  den  von  den  englisdien  weeentlieh.  verschiedenen 
wirthschamSchen  nnd  sosialen  YerhSltnissen  Schottlands;  der  Krieg 
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erzeugte  nur  lokale,  keine  allg»Bieuien  Kotfastibide.  Dagegen  zeigt 

der  gesteigerte  Aufwand  der  beiden  letzten  Jabre,  dass  das  feh- 
lende Vertrauen  und  die  daraus  entstehonde  V(.'rkehrslälimniii,'  all- 
gemeiner Natur  waren,  dass  Schottland  nicht  minder  als  England  und 
Wales,  von  den  noch  niclit  überwundenen  Nachweheu  des  deutschen 
Krieges  im  ,Iahre  186C  jrotroften  ward.  Betrachten  wir  den  zur 
Unterstützung  im  engeren  Siime  nicht  gehörenden  Armenaufwand, 
so  ergiebt  sich  wenigstens  in  zwei  Kuhriken  eine  selir  erhebliche 
Steigerung.   Wir  lassen  hier  die  bezüglichen  Nachweise  folgen: 


Jahr. 

VerwaltungskOBten. 

Bftulidikeiten. 

Geriehtakoctea.. 

ir 

8h. 

d. 

bh. 

li. 

sb. 

d. 

1858 

«g;307 

0 

IOV4 

18066 

l  5 

3'i 

7165 

15 

3 

1850 

OTIGG 

12 

II 

16250 

10 

8 14 

9753 

11 

4«4 

18tJU 

67048 

19 

1 

19973 

10 

5 

8750 

9 

iö>;i 

67713 

3 

Kl', 

25948 

1 

4 

7975 

9 

8V1 

71275 

11 

10 

38617 

11 

6 

8208 

17 

10 

1863 

77016 

16 

3V4 

31181 

4«4 

9170 

6 

3 

1HG4 

81738 

2 

4G885 

li 

6V* 

82.S3 

13 

4% 

]b65 

84257 

5 

46419 

16 

1 

11988 

1 

7 

1866 

85660 

t 

11 

43812 

7 

7063 

13 

8 

1867 

^)0328 

6 

10«, 

50419 

Ii 

1*4 

8601 

19 

11 

Im  Durcbsch. 

76941 

12 

7%| 

33757 

1    1  8695 

9% 

Wie  man  sieht,  zeigt  sich  die  stärkste  prozentale  Steigerung  j 
in  der  Subrik :  Baulichkeiten.  Die  Zahl  der  ArmenhAoeer  bat  in  l 
der  von  uns  betrachteten  Periode  erheblich  zugenommen.  Die  ! 
Kosten  wurden  theils  durcii  zeitweise  Anlehen,  theils  durch  Staats- 
zuschüs.se  (Parliamentiry  grants)  gedeckt.  Mit  der  Zeit  wird  der  * 
Aufwand  für  Banliclikeite]i  natürlich  geringer  werden;  wir  sehen, 
das.s  die  Käuniliehkeiten  jetzt  vollkommen  den  Bedürfnissen  ent- 
sprechen, und  ohne  eine  Aenderung  im  Prinzip  der  ganzen  schot-  1 
tischen  Armenpflege  wird  es  einer  erlieblichen  Vermehrung  der  j 
Arnieniiiui.ser  für  die  nächste  Zeit  nicht  bedürfen.  Der  Vermeh-  • 
rung  der  Armenhäuser  entsprechend  hat  der  Aufwand  für  Ver-  l 
waltung  zugenommoi;  tine  Absahme  ist  unter  dem  jetzigen  Sjrstflm  | 
der  Armenptlege  schwerliob  zu  erwarten.  Die  GerichtBkosten  \S\r  • 
den  einen  nieht  nnerbeblieben  Tbeil  des  QesaininiaiiAraDdee;  auf  | 
die  Stellung  der  Oerichte  zum  Armenwesen,  welche  diese  Enehei-  1 
Buiig  erklärt,  kommen  wir  weiter  unten  zurfick.  j 

Wie  in  England,  so  war  auch  in  Schottland  das  TJeberhand' 
nehmen  des  Betteins  und  obdachlosen  ümhertTOibens  die  erste 
Ursache  staatsseitigen  Eingreifens  in  die  bisher  von  den  kirch- 
lichen Behörden  ansschlies.slich  geübte  Armenpflege.  Der  erste 
Versuch,  dem  wir  in  dieser  Richtung  hegten,  ist  eine  Akte  des 
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schottischen  Parlaments  vom  Jahre  1424,  welche  allen  Personen 
m  14  bis  70  Jahren,  die  msthi  mit  emem^  von  der  geeigneten 
BcbOrde  ansgestellten  Legitimatioiisachein  venehen  sind,  das  Bet- 
teln und  Tagsbondiren  bei  sehwerer  Strafe  (Brandmal  nnd  Ter- 
bamrang)  untersagt.  Diese  Yorschriften  worden,  da  sie  dem  Uebd 
m<^t  in  dem  erwarteten  Umfange  an  steuern  Tennochten,  zu  An-* 
fang  des  folgenden  Jabrhnnderts  (1503,  1535)  wiederholt  ver- 
schärft. Bis  zum  Jahre  1579  hatten  arbeitsunfähige,  nicht  mit 
einem  Legitimationsschein  versehene  Personen  keinen  gesetzlichen 
Anspruch  auf  irgend  welche  Unterstützung.  Im  genannten  Jahre 
fand  die  berühmte  Akte  12  James  VI,  c.  74  Annahme;  sie  bildet 
die  Grundlage,  auf  welcher  das  heutige  schottische  Armeuwcsen 
ruht.  In  diesem  Statut  wurde  zum  ersten  Male  die  Befugniss  des 
Staates  zur  zwangsweisen  Vcrnirx^fenseinsehatziing  zum  Zweeke  der 
Arnii'nptit'ge  grundsätzlich  anerkannt;  aber  die  L'nlerstut/.uiig  sollte 
sich  nur  auf  wirklich  Arme,  Altersschwache,  überhaupt  schlecht- 
weg Arbeitsunfähige  beschränken,  während  Arbeitsscheue  und 
Vagabunden  davon  ausgeschlossen  und  mit  den  schwersten  »Slralen 
bedrobt  wurden.  Eine  Ausdehnung  der  Wohlthaten  dieser  Akte 
auf  arbeitsfUiige  Arme  scbien  um  so  weniger  geboten,  als  Schott- 
land damals  dlinn  bevölkert  war,  Fabriken  in  irgend  erheblichem 
Umfange  nicht  besass  und  die  ländlichen  Arbeiter  meistens  auf 
ein  Jahr  verdungen  waren,  auch  ihre  Löhne  grösstentheila  in  Natu- 
ralien beaogen.  Praktisch  hat  das  Ghrnndprinzip  der  Akte  allmSlig 
SU  der  Unterscheidung  zwischen  ständig  Unterstützten  (reguhur, 
spftter  registred  poor)  und  gelegentlich  Unterstützten  (occasional, 
oasual  poor)  geführt,  eine  Unterscheidung,  welche  in  der  iieuesten 
Armengceetsgebong  des  Königreichs  ihren  formellen  Ausdruck  ge- 
funden hat.  Ihren  im  "Wesentlicheu  kirchlichen  Charakter  hat  die 
Armenpflege  auch  in  der  Akte  vom  Jahre  1570  beibeluilten;  die 
Armenunterstützung  wurde  für  eine  gesetzliclie  i'llicht  tler  Kirch- 
spiele erklärt;  durch  ein  Gesetz  vom  Jahre  1597  ward  die  Lei- 
tung der  Armenpflege  in  dem  durch  die  Akte  vom  Jahre  1570 
angegebenen  Sinne,  sowie  die  Bestrafung  der  Arbeitsscheuen  den 
Kirchenkollegien  (kirk-sessions)  übertrugen.  Obgleich  das  Gesetz 
die  Einschätzung  zur  Arraensteuer  vorgesehen,  so  wurden  die 
Mittel  fiiktisch  doch  allgemein  mittelst  kirchlicher  Sammlungen 
aufgebracht;  die  BinfÜhrung  f on  Armensteuem  ist  bis  gegen läide 
dea  achtsehaten  Jahrhunderts  nur  in  ganz  vereinselten  FftUen  vor- 
gekommen. Man  sieht,  wie  viel  mehr,  als  in  England,  der  kirch- 
liche Sinn  in  Schottland  auf  die  Gestaltung  der  Armenpfl^  ein- 
gewirkt hat.  Durch  dn  Gesetz  vom  Jahre  1600  wurde  die  Ober- 
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auMcht  Aber  die  KirelieQkollflgieD  zom  Zweck  der  Anmiipll^ 
den  Presbyterien  flbertrageD.  Später  (1661)  machte  man  zwir 

einen  Versuch,  die  Verwaltung  weltlichen  BdiOrden  za  flbertragenj 
allein  sehr  bald,  schon  im  Jahre  1672,  kehrte  man  zu  dem  älte- 
r&a,  den  Volksanschanungfen  mehr  entsprechenden,  System  zorück; 
man  setzte  bezüglich  der  Armenpfl^e  die  ^ircheakoUegioi  wieder 
in  ihre  vollen  früheren  Rechte  ein. 

Die  schottische  Armenpflege  ist,  wenn  man  die  verschiedenen 
Statute  übersieht,  zwei  Jahrhunderte  lang  ira  Wesentlichen  die- 
selbe geblii'lx'U ;  der  Staat  übt«  eine  vorwiegend  präventive  Gewalt 
aus  durch  Beslraliing  von  Bettlern  und  müssigen  Umhertreibern; 
die  Aufbringung  von  Mitteln  zur  Unterstützung  Bedürftiger  und 
die  ganze  Armouverwaltung  waren  vorzugsweise  Sache  der  kirch- 
lichen BebOtden.  Diese  Einrichtung  konnte  genügen  zu  einer  Zeit, 
in  der  das  Land  nodi  dfinn  berdlk^rt,  and  das  wirttischailiiehs 
Leben  noch  wenig  entwickelt  war,  als  namentlich  auf  dem  fladin 
Lande  die  Naturalwirthscbaft  noch  entschieden  Torherrsdite.  Aber 
die  Zeiten  Anderten  sich,  die  BerOlkemng  wuchs;  neben  der  Lud- 
wirthschaft  nnd  dem  Kleingewerbe  begann  die  Fabiikthfttigkot 
als  Orossbetrieb  in  den  Städten  Foas  ni  lassen;  die  7eihAltei«e 
wurden  überall  komplizirter  and  immor  mehr  stellte  es  sich  heraus, 
dass  die  alte  Armengesetzgebung  den  veränderten  wirthschaftlichea 
und  sozialen  Verhältnissen  nicht  mehr  entspreche.  Das  Unzuläng- 
liche in  der  Organisation  des  Armenwesens  hatte  sich  schon  früher 
oft  in  empfindlicher  Weise  herausgestellt;  gegen  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  konnte  man  sich  dieser  Ueherzeugung  nicht  länger 
verseil] iesseu;  ein  Vergleich  des  schottischen  mit  dem  englischen 
Armenwesen  musste,  namentlich  seit  der  Vereinigung  der  beiden 
Königreiche  (I7()7),  noch  mehr  dahin  drängen,  den  Wunsch  nach 
einer  Umgestaltung,  beziehentlich  grösserer  Annäherung  an  d.is 
englische  Armenwesen  nahe  zu  legen.  Wie  es  aber  auf  anderen  Ge- 
bieten mensdilicfaer  Th&tigkeit  zn  gehen  pflegt,  so  ging  es  auch  j' 
hier;  es  bedurfte  ernster  Mahnungen,  ehe  man  die  Befonn  «osr- 
gisch  in  Angriff  zu  nehmen  sich  entschless;  Handelskrisen  mid 
Arbdtastocknngen  in  den  industriellen  Bezirken  gaben  in  den 
dreisdger  Jahren  unseres  Jahrhunderte  den  wirksamsten  Anstosi 
in  dieser  Bichtong,  und,  als  man  in  England  im  Jahre  1834  n 
einer  Beform  schritt,  begann  man  auch  in  Sdiottiand  die  SMhe 
alles  Ernstes  ins  Auge  zu  fassen. 

Einem  vielfach  erprobten  Verfahren  entsprechend,  wurde  im 
Jahre  1843  eine  Kommission  zur  Untersuchung  der  schottischen 
Armeogesetzgebong  medergesetet;  am  2.  Mai  des  folgenden  Jahres 
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erstattete  sie  ihren  Bericht,  der  sich  zuDfichst  über  die  bestehen- 
den Verhältnisae  verbreitet.  In  den  ländlichen  Distrikten  lag  die 
Armenpflege  noch  in  den  llandcn  der  Kirchenkollegien  und  Grund- 
besitzer, während  in  den  Städten  der  ]\lagistrat  und  ein  von  diesem 
ernannter  vollziehender  Au3schuss  die  Armenbebörde  bildeten.  Die 
Mittel  worden  im  KoTden  und  Nordwesten  dw  Königreiehes  durch 
Eirelieiikollekteii,  Geschenke,  Strafgelder  q.  s.  w.  aufgebracht. 
Im  Sfidosten  kam  schon  hilufiger  die  Besteaemng  ror;  in  den 
grosseren  StAdteii  (Glasgow,  Edinbuig)  war  sie  fast  sor  Regd 
geworden;  die  Art  der  Steoererhebnng  war  aber  in  den  Teischie- 
denen  Bezirken  und  stftdtischen  Gemeinwesen  eine  sehr  ungleiche. 
Die  Unterscheidung  zwischen  ständig  und  gelegentlich  Unterstützten 
wnrde  im  ganzen  Königreiche  festgehalten.  In  ganz  Schottland 
gab  es  damals  erst  13,  meistens  in  den  volkreichsten  Orten  und 
industriellen  Gebieten  errichtete  Arbeits-  beziehendlich  Armen- 
häuser. In  den  meisten  Fällen  wurdon  die  Annen  bei  Verwandten 
und  Nachbarn  untergebraclit,  die  dann  liir  ihre  Verpflegung  einen 
Zuschuss  aus  der  Armenkasse  erhielten.  Der  Betrag  der  dar- 
gereichten Unterstützung  war  im  Allgemeinen  ausserordentlich 
gering,  an  vielen  Orten,  namentlich  in  den  Hochlanden,  2  sh,,  im 
ganzen  Königreich  selten  mehr  als  10  sh.  jährlich  (die  Natural- 
verpflegung  scheint  hier  wegen  leicht  begreiflicher  Schwierigkeiten 
nicht  in  Geld  umgesetzt  zu  sein}.  Vielfach  war  der  Arme  auf 
das  Betteln  hingewiesen,  welches  freilich  nicht  erlaubt  war,  faktisch 
sich  aber  eines  grossen  Maases  TOn  Duldsamkeit  erfreute.  Aerzt- 
liche  HQIfe  ward  den  Armen  von  Seiten  der  Gomeinde  nur  in  den 
seltensten  lallen  zn  Thefl;  man  üherliess  das  Werk  der  Barm- 
herzigkeit fast  lediglich  dem  Ermessen  der  Aerste  seihst;  es  leuchtet 
aber  ein,  dass  sehr  viele  Aerzte  weder  in  der  Lage,  noch  geneigt 
waren,  eine  solche  Last  auf  sieb  zu  nehmen. 

Ein  solcher,  den  gänzlich  veränderten  Verhältnissen  durchaus 
nicht  mehr  entsprechender  Zustand  musste  das  ßedürfniss  nach 
umfassenden  Beformen  nahe  legen.  Zunächst  handelte  es  sich  im 
Schoose  der  Kommission  um  die  Frage,  ob  man  etwas  ganz 
Neues  schaffen  oder  an  Bestehendes  anknüpfen,  die  GrundzüiTc  der 
bisherigen  Armenpflege  beibehalten  solle,  eine  Frage,  die  zu  Gun- 
sten des  letzteren  Verfahrens  entschiedeu  wurde.  Nur  wo  ein  un- 
mittelbar dringendes  Bedürfniss  dazu  vorläge,  solle  man  auf  eine 
gründliche  Beseitigung  der  Ursache  desselben  Bedacht  nehmen, 
im  Uebrigen  alle  Verbesserungen  der  Zeit  und  der  wachsenden 
iänsicht  aller  Betheilig  Leu  getrost  überlassen.  Besonders  solle 
man  die  Sdhstftndigkeit  dier  Xjokalbehördoi  sieht  mehr,  als  drin-, 
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gend  erfbiderlicb,  besebiftiikeD.  Vor  AUem  aber  solle  man  durdt 
die  ganie  ESnriditiuig  der  Armenpflege  nicbfe  übertriebene  und 
unberechtigte  Erwartungen  rege  machen;  fOr  bedenklich  mfm 
man  es  halten,  arbeitsfähigen  Armen  einen  Beehtsan^nich  mf 

öffentliche  Unterstützung  einzuräumen.*) 

Der  Bericht  fand  im  Parlament  und  bei  der  Regierung  eine 
günstige  Aufnahme  und  die  demselben  begleitende  Vorlage  der 
Kommission  erhielt  mit  dem  4.  August  1845  gesetzliche  Kraft 
(8  11.  0  Viktoria,  c.  83).  Was  zunächst  den  Umfang  der  gesetz- 
lichen Verpflichtung  zur  Armenpflege  Seitens  der  Kirchspiele  be- 
trifft, so  wurde  derselbe  durch  diese  Akte  nicht  wesentlich  erwei- 
tert, dagegen  traf  man  Vorkehrungen,  um  die  bestehende  Verpflich- 
tung s(  liiirfer  zu  präzisiren  und  sie  dadurch  praktisch  wirksamer 
zu  iiiachcu,  indem  man  den  Armen  einen  Weg  eröffnete,  um  Be- 
schwerden wegen  Verweigerung  oder  Unzulänglichkeit  der  Unter- 
stützung geeigneten  Ortes  anzubringen.  Das  Betteln  andereise^ 
wurde  nunmehr  bestimmt  ▼erbotou  Bie  Brzichtong  Ton  Amun- 
oder  Werkhftasem  im  ganzen  Umfange  dee  KönigreichB  gbuibte 
man  dagegen  nicht  gesetslich  anbefehlen  an  sollen.  Kar  grossen^ 
mehr  als  6000  Einwohner  zahlende,  Kirchspiele  worden  verplM- 
tet,  solche  Eftaser  zu  errichten  und  ihnen  die  fiefiigniss  edheilt, 
zu  diesem  Zwecke  Anleihen  zu  kontrahiren.  (Sp&ter  worden,  wie 
wir  sahen,  zur  Förderung  solcher  Anstalten  gelegentlich  Staats- 
zuschüsse, parliamentary  grants,  bewilligt.)  Kleinere  Kirchspiele 
konnten  sich,  wenn  ein  BedürÜDiss  Torlag,  zu  gleichem  Zweck  ver- 
einigen. — 

Die  Erhebung  einer  Armensteuer  wurde  in  dieser  Akte  nicht 
gesetzlich  vorgeschrieben;  wo  durch  kirchliche  Sammlungen  ge- 
nügende Mittel  beschafft  wurden,  wollte  mau  diese  Art  der  Deckung 
des  Armeuaufwandes  nicht  ohne  WCi Leres  umgestaltet  wissen,  stellte 
im  Uebrigen  aber  doch  den  Kirchspielsbehörden  aiiheim,  einen 
Uebergang  zum  System  der  liesteuening  anzuliuiiiien.  Die  auf 
Seite  524  gegebene  Aufstellung  zeigt,  m  welchem  Uinfauge  die 
Besteuerung  allmälig  das  System  kirchlicher  Sammlungen  wr- 
drängt  hat  Ist  die  Besteuerung  einmal  beschlossen,  so  kann  sie 
ohne  höhere  Oenebmigung  nicht  zurfickgenonunen  werden. 

Da  das  Gesetz  den  Rechtsanspruch  arbeitsfthiger  Personen 

•)  Mc  Culloch  (St;itisticLil  account  of  the  british  enipiro,  Bd.  II.,  S.  GTT) 
erblickt  iu  dieser,  in  das  Gesetz  aufgenummenen  Ikstimuiung  eiuen  Uebel- 
stand,  iodcm,  wo  der  Rechtsanspruch  fehle ,  der  Diiikretion  der  Behtrden 
ein  m  weiter  Spieliftom  felaisen  werde,  lo  daas  lUTenchiddcl  Tennte 
oft  hl  die  greme  Elend  feiaäie&  kAanten.  » 
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auf  öffentliche  l'nterstützung  ausseiilieHst,  so  musste  sich  im  Laufe 
der  Zeit  die  Xothwendit^keit  er^reljeii,  den  Begriff  der  Arbeits- 
unfähigkeit weiter  auszudehnen;  ancli  leicht  Erkrankte,  die  nicht 
absolut  arbeit^unlahig  sind,  werden  jel/i  als  bokhe  angesehen, 
die  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  öffentliche  Unterstützung 
babcn.  Feiner  haben  Frauen,  besonders  Wittwen  mit  mehreren 
noch  niobi  arbeitsAhigen  Eindem,  einen  gewiesen  Anspruch  auf 
Unterstfltznng.  Sodann  sind  jetzt  —  in  Folge  einer  Entscheidung 
des  höchsten  Gerichtshöfe  —  unterstfitzungsberechtigt  solche  Per- 
sonen, die  sich  ohne  Beschftftigung  und  Verdienst  befinden  und 
in  Folge  ron  Mangel  und  Krankheit  arbdteunfShig  geworden  sind. 
Endlidi  sind  —  eben&lls  in  Folge  hOchstinstanzlicher  Entsche^ 
dung  —  unterstützungsborechtigt  unerwachsene  Kinder  arbeits- 
fähiger Eltern,  wenn  diese  ausser  Stande  sind,  für  ihren  Lebens- 
unterhalt in  genügender  Weise  zu  sorgen.  Durch  diese  Bestim- 
mungen ist  den  Uu/.ulanglichkeiten ,  die  Mo.  Cullocli  bald  nach 
Erlass  der  Akte  glaubte  befürchten  zu  müssen,  wesentlich  abge- 
holfen und  praktisch  wird  auch  ein  Arbeitsfähiger,  aber  für  den 
Augenblick  Unterstützungsbedürftiger,  auf  Darreichung  einer  Gabe 
aus  ötiejitliclien  Mitteln  stets  rechnen  können.  — 

Wie  in  England,  ist  auch  in  Schotthmd  die  Vereinigung  meh- 
rerer Kirchspiele  zu  Armenverbänden  vorgesehen;  die  Sache  ist 
hier  indess  der  freien  Vereinbarung  der  Kirchspielsbehordcn  über- 
lassen; man  wollte  in  dieser  Beziehung  keinen  Zwang  ausgeübt 
wissen.  Faktisch  ist  nur  in  sehr  wenigen  FSllen  eine  derariage 
Yereinigung  zu  Stande  gekommen  und  nadi  wie  vor  bildet  in 
Schotthmd  das  Kirchspiel  den  Sitz  und  die  Grundlage  der  lokalen 
Armenverwaltang. 

Wie  schon  erwfthnt,  kann  ein  Kirchspiel,  wenn  es  zu  klein 
ist,  um  selbständig  ein  Armenhaus  zu  errichten  und  zu  unterhaU 
ten,  sich  mit  einem  oder  mehreren  der  benachbarten  Kirchspiele 
zu  diesem  Zwecke  vereinigen;  doch  ist  dazu  die  Genehmigung 
der  Zentralbehörde  erforderlich;  ohne  ihre  Einwilligang  kann  der 
Beschluss.  ein  Armenhaus  zu  errichten,  weder  ausgeführt,  noch 
auch  wieder  rückgängig  gemacht  werden.  Die  Aufsicht  über  das 
Armenhaus  wird  einer  besonderen,  von  den  l)ptreffen<len  Kirch- 
spielen eingesetzten  Beliördo  übertragen.  Was  die  Aufbringung  der 
für  das  Armenhaus  erforderlichen  Gelder  betrifft,  so  unterscheidet 
mau,  wie  in  England  bei  den  Arbeitshäusern,  zwi.schen  den  allge- 
meinen Kosten  der  Errichtung  und  Instandhaltung  des  Hauses, 
.einschliesslich  der  ßeamtengehälter,  und  dem  zum  Unterhalt  der 
im  Annenhause  befindlichen  Armen  erforderlichen  Aufwände.  Für 
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leMmii  aorgi  in  den  einzelnen  Ftilen  der  HdmatiliBOrt  des  ünter- 
BiftMien,  wahrend  die  Kosten  der  Anstalt  im  veiteren  Sinne  tob 

den  betreffenden  Kirchspielen  gemeinsam  getragen  werden. 

Es  dürfte  hier  der  geeignete  Ort  sein,  der  schottischen  Hei- 
maibgeaetzgcbung,  die  bei  der  Aofiiahme  in's  Armenhaus,  wie  wir 
sahen,  von  Wichtigkeit  ist,  wenigstens  in  der  Kürze  Erwähnung 
zu  thun.  Bestimmungen  über  die  Ortsangehörigkeit  finden  sich 
schon  iu  der  von  uns  erwähnten  Akte  James  VI.  vom  Jahre  1579; 
sie  sind  im  Laufe  von  fast  drei  Jahrhunderten  nur  in  einzelnen 
Punkten  abgeändert  worden,  und  haben  im  Wesentlichen  noch 
heute  volle  Gt^tung.  Bei  der  Bestimmung  des  Heimathsrechtes 
geht  man  in  Schottland  zunächst  von  der  Geburt  und  dem  nn- 
unlerbrucbeoen  Aufenthalt  aus;  die  Frau  wird  durch  Heiraih  iiu 
Wohnort  ihres  Mannes  heimathberechtigt;  ebenso  ist  für  die  Kin- 
der die  OrtsangehOrigkäi  der  Eltern  maasgebend.  Nach  der  ikti 
T.  J.  1579  erwarben  Zogewanderte  durch  siebenjttrigen  Aufenthalt  ia 
einem  Kircbspiele  das  Heimathsrecht  daselbst;  sp&ter  glaubte  naa 
einen  dregihrigen  Aufenthalt  fftt  genfigend  erachten  zu  dftrfieiu 
Das  neoe  Armengesets  hat  sich  f&r  eine  mittlere  Anfentihatts- 
daaer  —  fünf  Jahre  —  entschieden,  an  diese  Entscheidimg  slisr 
die  Bedingung  geknüpft,  dass  der  Erwerber  des  Heimathsrechtes 
in  diesen  fünf  Jahren  weder  gebettelt,  noch  Anspruch  auf  öffent- 
liche Unterstützung  erhoben  haben  darf.  Durch  eine  zatweiiige 
Abwesenheit  wird  das  Heimathsrecht  nicht  verwirkt;  dagegen  geht 
dasselbe  verloren,  wenn  von  den  fünf  Jahren,  welche  das  Heimaths- 
recht begründen,  der  l^rtreflende  nicht  wenigsten?  ein  volles  Jahr 
ohne  Unterbrechung  am  Orte  seiner  Wahl  zugebracht  hat.  So 
lange  der  Heimathsort  eines  Unterstützungsbedürftigen  nicht  er- 
mittelt ist,  hat  das  Kirchspiel,  in  welchem  derselbe  zur  Zeit  sich 
aufhielt,  für  seine  Verptiegung  Sorge  zu  tragen:  das  Kirchspiel 
ist  befugt,  nachdem  es  den  Heimathsort  ermittelt,  die  Kosten 
des  Unterhaltes  von  diesem  seinem  Heimathsort  zurück  zu  xtx- 
langen. 

Die  Art  der  Armenunterstfitsung  in  Schottland  ist  m 
bexfiglichen  Praxis  in  England  nnd  Wales  insofern  versdnedfla, 
als  die  PrOfimg  der  Unterstfitsungsbedfiifyglceit  durch  das  Arbeita- 
resp.  Armenhaas  dort  nicht  so  allgemein  Torgesohrieben  ist  Eine 
Verpflichtung  konnte  in  dieser  Beziehnng  schon  desshalb  niefat 
gesetdich  aur^n;esprachen  werden,  weil,  wie  wir  sahen,  die  Erridh 
tung  von  Armenhäusern  wenigstens  in  das  Belieben  der  betreffen- 
den Kirchspiele  gestellt  ist.  Praktisch  streben  die  schottischei? 
Armenbehörden  cUihin,  die  ünterstfitcongsbedärftigen  mAglidiist  in 
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ihren  seitherigen  Verbältnissen  und  üragebungea  zu  belassen.  Von 
ihren  Eltern  verlassene  Kinder  oder  verwaiste  Kinder  werden  vor- 
wiegend in  Familien  untergebracht.  Diese  Unterbringung  hat  sich 
in  Schottland  in  den  meist^^u  Fällen  leicht  bewerkstelligen  lassen 
und  sich  im  Allgemeinen  trefflich  bewährt;  namentlich  findet  diese 
FMdb  auf  dem  fladieii  Lande  statt,  wo  unter  den  viden  Ideinen 
Fftehtem  in  der  Begel  Fides  und  ein  humaner  Geist  herrscht  und 
diese  gern  hereit  sind,  arme  Kinder  gegen  geringes  oder  auch  ohne 
pekuniftres  Entgeld  bei  sidi  ao&nnehmen. 

Koch  ist  hier  der  Beaufdchtigong  und  Terpflegung  geistes- 
kranker Armer  so  gedenken.  Die  Akte  80  u.  21  Victoria  c  71 
vom  Jahre  1858  hat  in  dieser  Beziehung  eine  neue  Ordnung  ein- 
geführt. Die  Behandlung  der  geisteskranken  Armen  war  in  frü- 
herer Zeit  eine  sehr  mangelhafte  gewesen;  seitdem  das  genannte 
Statut  in's  Leben  getreten,  ist  hier  Vieles  besser  geworden.  Der 
grössere  Theil  der  Irren  ist  im  Arnienhause  unterq^ebracht.  —  Wir 
lassen  zur  Ergänzung  unserer  stutistischen  Angaben  hier  einige 
Notizen  über  den  Bestand  der  Irren  am  Schluss  des  Armenjuhres 
1866  (14.  Mai)  folgen.  An  jenem  Tage  waren  als  arme  Irre  ein- 
getragen im  Ganzen  5459  Personen,  davon  2455  Männer,  2*Jü4 
Frauen;  davon  befanden  sich  in  Armtuiuiusern  im  Ganzen  3954 
Personen  (1838  Männer,  21  IG  Frauen).  Der  Kest  von  1505  Per- 
sonen (657  Männer,  848  Frauen)  war  in  Privathausern  unter- 
gebracht 

Vorflhergehend  Erkrankte  werden  in  der  Begel  ausserhalb  des 
Armenhanses  Terpflegt  und  unterstfitzi  Alte  Arme,  die  das  sieb- 
zigste Lebensjahr  fiberschritten  haben,  oder  schon  frfiher  in  vor^ 
geriicktem  Alter  arbeitsunfittiig  geworden  sind;  ferner  Diqeoigen, 
welche  in  Folge  von  körperlichen  Gebrechen  oder  flberhaupt  von 
Krankheit  ihren  Lebensunterhalt  nicht  mehr  selbst  verdienen  kön- 
nen, werden  theils  in  die  Armenhäuser  aufgenommen,  theils  in 
Privathäusem  untergebracht;  nur  der  kleinere  Theil  fiUlt  faktisch 
den  Armenhäusern  zu.  Vagabonden  und  Bettler  dagegen  müssen 
in  dieselben  aufgenommen  werden.  Wie  schon  aus  früheren 
Angaben  erhellt,  ist  der  Charakter  der  schottischen  Armen- 
häuser ein  wesentlich  anderer,  als  der  der  englischen  Arbeits- 
häuser. Jene  sind  ihrer  ganzen  Anlage  und  Einrichtung  nach 
viel  mehr  Zufluchtsstätten  für  Altersschwache,  Gebrechliche,  Kranke, 
verwaiste  Kinder,  üebrigens  beginnt  in  vielen  Armenhäusern  sich 
der  "üebergaug  zum  System  des  Arbeitshauses,  wenn  auch  langsam, 
ra  Tollziehen.  Von  dem  englischen  Werkhaussystem,  wie  es  der 
um  dieses  System  und  die  Armenpflege  überlumpt  hochverdiente 
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Sir  George  Nieholls  im  Auge  batte,  dnd  die  schottiflchea  AimcBr 
hftiuer  im  ÄUgemeinen  noch  immer  weit  entfemi 

Was  die  Beadiairiuig  der  Mittel  zur  Armenpflege  bebiflk,  so 

wurden  diese,  wie  wir  sahen,  bis  zum  Beginn  des  achtlduiteil 
Jahrhunderts  fast  allgemein  mittelst  kirchlicher  Samndiingen  auf- 
gebracht. Als  natürliche  Folge  veränderter  Anschannngoi  and 
der  wirthschaftliehen  und  sozialen  Entwickelung  gingen,  wie 
auf  Seite  524  gezeigt,  immer  mehr  Kirchspiele  zum  System  der 
Besteuerung  über.  Allem  Anscheine  nach  wird  nach  Verlauf  we- 
niger Jahre  das  System  kircbliclifr  Sammlungen  für  das  öffent- 
liche Armenwesen  völlig  ver.>ch wunden  sein.  Eine  Kückkehi  zu 
diesem  System  ist  fürs  Erste  kaum  zu  erwarten,  da  die  dazu  nö- 
thige  Genehmigung  der  Zentralbehörde  nicht  leicht  zu  erlangen 
bein  dürfte.  Was  die  Art  der  Besteuerung  betrifft,  so  ist  in  die- 
ser Beziehung  Viel  dem  Ermessen  der  Lokalbehörden  anheim  ge- 
geben. Man  hat  ihnen  gestattet,  an  gesefalehtlieh  UeberkommeiiM 
anzuknfipfen  oder  anch  dasselbe  nnverSndert  beizabdialtfla.  Dar 
gegen  ist  für  alle  neuerdings  znm  System  der  Besteuernng  fUm<- 
gehende  Kirchspiele  hinsichtlich  des  Modus  d«  Besteoennig  diff 
in  der  Beformakte  vom  Jahre  X845  anfgestellte  Norm  nuuujgebeDi 
Das  Qesets  steUt  drei  Arten  der  Besteoerong  aaf  und  ^berliast 
den  Kirchspielen,  unter  denselben  für  sich  die  Wahl  zu  treffen. 
Es  giebt  1)  eine  Steuer  auf  Grundeigenthum  allein.  Die  Hälfte 
ist  von  den  Eigenthümem,  die  andere  Hälfte  von  den  Pächtern 
zu  zahlen.  2)  Dit;  Hälfte  der  ganzen  Steuer  wird  aufs  Grund- 
eigenthum gelegt  umi  iKich  dem  Reinertrage  aus  dem  Gruixl- 
eigenlhum  ausschliesslich  veranlagt,  während  die  andere  Ihlfu- 
aus  dem  Vermög<M\  (Gebrauchsvorrath)  und  Einkommen  (ausscbliess- 
lich  des  Einkommens  aus  dem  Grundeigenthum)  der  gtsammten 
Einwohnerschaft  eines  Kirchspiels  gezogen  wird.  Endlich  giebt 
es  3)  eine  Veranlagung  d^]-  Steuern  nach  gleichen  Prozenten  vom 
Ertrage  des  Gi  iindcigeuthums  und  dem  gesammü^u  übrigen  Ein- 
kouimen  der  Kirchspielsinsassen.  Praktisch  ist  die  erste  Art  der 
Besteuerung  die  Hegel  geworden,  als  den  schottischen  Auschiaiui- 
gen  und  Qevohnheiten  am  meisten  entsprechend.  OrundeigeDr 
thOmer  und  Fftchter  werden  zu  diesem  Behuft  in  SÜaassn  eingv* 
thdlt  und  die  Klassifikation  unter  Genehmigung  der  Zeniralbelillfde 
von  den  einzdnen  EirehS|delsbehOrden  vorgenommen.  Das  Oeieli 
erfordert  nicht,  dass  die  Kirchspiele  in  dieser  Besiehuug  «in  fibo^ 
einstimmendes  Verfahren  einhalten. 

Obwohl  die  Verhältnisse  einfacher  sind  und  überhaupt  iuAnseliung 
der  geringeren  Bevölkerung  die  Verwaltung  leichter  zu  fuhren  ist,  ab 
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*  in  England,  so  glaubte  man  doch  bei  dpr  Keforra  des  schottischen 

Armenweaens  von  einer  Zentralbehörde  nicht  gänzlich  absehen  zu 
^'  dürfen;  dagegen  ist  ihre  Machtbefugniss  allerdings  eine  begreuztere. 

^  Die  schottische  Zentralbehörde  hat  mehr  einen  berathenden,  im 

Allgemeinen  verwaltenden,  als  einen  in  die  Lokalbehörden  ein- 
greifenden  und  entscheidenden  Charakter;  schon  ihr  offizieller 
K  Name:  Auüsichtabehörde  (bo'ard  of  supervision)  deutet  das  an. 

Mitglieder  dieser  Behörde,  die  in  Edinburg  ihren  Sita  hat,  eind 
l*>  drei  Ton  der  Krone  ernannte  Ifönner,  von  denen  Einer  als  FlA- 

^  eident  der  Aufsiehtsbehörde  einen  festen  Gehalt  besieht,  während 

die  beiden  Anderen,  in  der  Begel  ans  der  Zahl  der  angesehensten 
:h  nnd  begAtertsten  Grundbesitzer  entnommen,  ihre  Dienste  dem 

t  Armenwesen  freiwillig  snr  Yerfügnng  stellen.  Ausserdem  gehören 

^  der  Behörde  ex  offido  an:  der  Oberbürgermeister  von  Edinburg, 

j  der  Oberbürgermeister  von  Glasgow,  der  Generalstaatsanwalt  von 

$  Schottland,  die  jedeymaligen  SheriflT.s  der  Grafschaften  Ferth, 

1^  Renfrew,  Ross  und  Cromarty.    Die  Geschäfte  der  Behörde  werden 

\t  kollegialisch  geführt:  alle  wichtigeren  Angelegenheiten  fallen  der 

j  Entscheidung  des  Kollegiums  anheim.    Der  Präsident  hat  die 

f,  Vorlagen  vorzul)ereiten  und  zu  bearbeiten,  die  Korrespondenz  mit 

$  den  Lokalbehörden  und  anderen  Personen  zu  füliren,  sowie  einige 

!{  andere  nebensüchliche  Geschäfte  zu  bes(»rgen.    Die  Anwesenheit 

J  von  wenigstens  drei  Mitgliedern  ist  ert'or<lerlich,  imi  rechtsverbind- 

2  liehe  Beschlüsse  zu  fassen.    Da  die  Sheriflfs  ihren  Wohnsitz  in 

i  Edinburg  haben,  So  liegen  faktisch  die  Entscheidungen  in  weitaus 

jf  den  meisten  Fftllen  in  ihrer  Hand;  denn  die  übrigen  Mitglieder 

der  Behörde,  die  in  anderen  Theilen  des  Königreiches  wohnen, 
sind  Belbst?erst&ndlieb  nicht  in  der  Lage,  zu  jeder  Sitsung  eine 
Beise  nach  der  sohotttschen  Hauptstadt  zu  nnternefamen.  Solehe 
I  regelmässigen  Sitzung^i  finden  wöchentlich  einmal  statt;  wenn 

I  ein  Bedfirfiiiss  dafür  Torliggt,  so  können  ausserdem  noch  besondere 

,  Versammlungen  anberaumt  werden.    Es  ist  die  Pflicht  der  Zentral- 

;  bebörde,  sich  von  der  Thätigkeit  der  Lokalbehördeu  fortgesetzt 

^  nnd  genau  unterrichtet  zu  halten  und  dem  Staatsministerium  über 

das  gesammte  Armenwesen  des  Königreiches  von  Zeit  zu  Zeit 
Mittheilungen  zu  machen,  die  dann,  zu  einem  Jahresbericht  zu- 
sanmiengefasst,  von  diesem  der  Oeffentlichkeit  übergeben  werden. 
Die  Verpflichtung  zu  eingehenden  Mittheilungen  über  alle  Zweige 
der  Lokalvenvaltnner  bringt  es  mit  sich,  dass  der  Zentralbehörde 
zur  L  ntersuchuug  aller  eiüschlÄgigen  Verhältnisse  sehr  ausgedehnte 
Befugnisse  ertheilt  sind.  Der  Präsident  ist  ermächtigt,  gewisse 
Annenbezirke  persöiilich  zu  beäucheu;  auch  kOnueu  ümi  in  beson- 
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deren  PftUen,  wo  die  Kraft  und  geschäftliche  Erfahrung  uims 

Einzelnen  nicht  ausreichen  wür  le,  drei  ünterbeamte  fsuperinten- 
dantB)  beigegeben  werden.  Letztere  erhalten  eine  jährliche  Be- 
soldung von  3-  bis  400  Beschwerden  wegen  unzureichender 
ünterstützung  gehen  an  die  Zentralbehörde,  und  sind  von  dieser 
zu  prüfen.  Unsere  auf  Seite  523  .c^egebenen  Angaben  beweisen, 
dass  die  der  Behörde  dadurch  erwachsende  Ge.:;chaftsla9t  keine 
geringe  ist.  Sie  ist  ausserdem  ermächtigt,  Armenärzte  wegen 
Versäumung  ihrer  Pflichten  aus  dem  Dienst  zu  entlassen.  Welche 
Stellung  sie  im  Betreff  der  Steueranlage  einnimmt,  wurde  schon 
oben  (Seite  534)  erwähnt.  Wo  Pfiichtversäumnisse  Seitens  der  | 
Lokalbehörden,  d.  h.  des  Armeuraths,  vorliegen,  hat  die  Zen- 
tralbehörde allerdings  die  Befogniss,  eine  Untersuchung  zu  f«nn- 
stalten;  dagegen  steht  ihr  das  Beeht  der  Bestraftang  nieht  xot 
Tidmeihr  hat  sie  in  sdeben  Fftllen  auf  dem  ktnesten  Wege  eine 
Entscheidiing  des  obersten  Geriehtshi^s  an  erwirken. 

Von  weit  grösserer  praktischer  Wichtigeit  ist  die  SIeOvBg 
und  Amtsbefügniss  der  Lokalbehörden.  Bei  Ab&ssung  des  mehr- 
fiacb  genannten  Gesetzes  Tom  Jahre  1845  glaubte  man  k<dne  dndt- 
greifende  Aenderun^^  in  der  Organisation  dieser  Behörden  vorneh- 
men zu  sollen.  Jedes  Kirchspiel  besitzt  einen  Armenrath  (paro- 
chial  board),  in  dessm  Händen  die  beschliessende  Gewalt  liegt 
Die  Zusammensetzung  dieser  Behörde  ist  nach  Umfang,  Bevölke- 
rung und  den  wirthschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen  der 
Kirchspiele  verscliieden.  In  denjenigen  ländlichen  Kirchspielen, 
welche  bisher  keiner  Armensteuer  unterworfen  waren,  hat  man  es 
in  dieser  Beziehung  fast  ganz  bei  den  von  Alters  her  üblichen  1 
Einrichtungen  belassen.  Dort  bildet  noch  heute  das  Kirchenkol-  1 
legium  den  Armenrath,  iKstehend  aus  den  Geistlichen  und  Kir- 
chenältesten,  denen  sich  dann  noch  dio  Grundbesitzer  des  Kirch- 
spiels beigesellen.  In  den  königlichen,  ebenfalls  keiner  Armen* 
Steuer  nnterworfenen  Stftdtoi  rerddit  der  Stadtrath  die  Fonktionet 
eines  Armenntlies,  In  den  nur  Amenstener  herangezogenen  Eindi- 
spielen,  die  jel»t,  wie  wir  sahen,  die  fiberwiegende  Mefanabl  ans- 
maehen,  wird  der  Armenrath  gebildet:  ans  dem  Kirohenkon^am, 
Ton  welchem  indess  fiiktiseh  höchstens  sechs  Mitglieder  eintrelen, 
femer  ans  allen  Grundbesitzern,  deren  Grundeigenthom  einen  jfthr- 
•  Mien  Werth  voa  20  £  und  darüber  betrftgt  (vermathlich  ist  in 
dem  etwas  unklar  gefassten  Gesetze  mit  «yearly  value*  der  jähr- 
liche Pachtzins  gemeint)  und  endlich  aus  einer  Anzahl  von  durch 
die  Steueri)flichtigen  des  Kirchspiels  gewählten  Mitgliedern;  ihre 
Zahl  wird  Yon  der  Zentralbehörde  festgestellt.  In  den  eogenaimtMi 
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barghal  parishes,  d.  h.  mit  städtischen  Kechten  versehenen  und 
eine  Armensteiier  zahlenden  Kirchspielen  stellt  das  Kirchenkolle- 
äirljtkfj  giMüi  ein  lÜr  alle  Mal  nur  vier  seiner  Mitglieder  zum  Armenrath, 

jjr^^  die  städtischen  Behörden  die  gleiche  Zahl;  auch  hier  wird  die 

1^,^^  ZaU  der  T<m  den  Stenefpffiehtigeii  zu  wählenden  Mitglieder  Ton 

1^  der  Zentralbehörde  bestimmi  Doch  ist  festgesetzt,  dass  höchstens 

30  Mitglieder  in  einem  Eirehspiel  gewählt  werden  dürfen.  In 
^  ^  den  grosseren  Kirchspielen,  wo  die.'grosse  Zahl  der  Mitglieder  des 

^  Annenwesens  den  Gang  ihrer  Gesdiäfte  nur  erschweren  und  Ter- 

^^  .^  xOgem  würde,  kann  ein  Ansschoss  niedergesetzt  werden,  der  dann 

i^ii  i  ^  Befugniss  erhält,  in  dem  Armenrathe  die  stehenden  Gesehfifie 

^jjjj  zu  erledigen,  selbstverständlich  unter  der  Voraussetzung  derperio- 

^t|t«i  dischen  Berichterstattung  und  Bechnungslegnng  an  das  Plenum 

des  Annenrathes. 

Tn  erster  Instanz  hat  der  Armenrath  über  die  Unterstützungs- 
gesuche zu  entscheiden:  auch  ist  er  befuirt,  sol)ald  die  Bevölke- 
rung seines  Kirchspiels  auf  über  6CMJU  l''inwo}!n*»r  angewachsen 
ist,  die  Errichtung  eines  Kirchspiels-Armeuluiu.ses  anzuordnen,  oder, 
wenn  die  Gemeinde  zu  klein  oder  zu  arm  ist,  zu  diesem  Zwecke  mit 
den  benachbarten  Kirchspielen  eine  Vereinbarung  zu  treffen;  bei- 
des indess  vorb«_4ialllich  der  Genehmigung  der  Zfunuibebörde.  Der 
Armenruth  hat  die  zur  Armenpflege  erforderlichen  Mittel  zu  be- 
schaffen  und  kann,  wo  Kirchensammlungen  bisher  die  Regel  ge- 
Wesen,  den  Uebergang  zimi  System  der  Besteuerung  beschliessen; 
^  die  Wahl  unter  den  im  Gesetz  Torgesehenen  drei  Besteuerongs* 

arten  ist  in  sein  Ermessen  gestellt;  auch  hierbei  ist  indess,  wie 
bd  etwaiger  Yeränderung  im  Besteuerungsmodus,  die  Genehmi- 
gung  der  Zentralbehörde  erforderlich.  Endlich  hat  dar  Amenrath 
^^"^.^  einen  besoldeten  Beamten  (Inspektor)  zur  Führung  der  laufenden 

^  "^J^  Geschäfte  zu  ernennen  und  die  Höhe  seines  Gehaltes  zu  beatim- 

men.  Seiner  weltlichen  Stellung  nach  befindet  sich  der  Armenratii 
iti^  unter  der  Kontrole  der  höheren  Gerichte. 

^'^^^  Zu  den  Obliegenheiten  des  Inspektors  gehört:  die  Gesuche 

•^ü^"  um  Unterstützung  entgegenzunehmen,  die  Verhältnisse  der  Appli- 

'^'i  kanten  zu  untersuchen,  in  sehr  dringenden  Fallen  eine  mozneutane 

Unterstützung  zu  gewähren  und  solche  Fälle  in  der  nächsten 
Sitzung  zur  Kenntniss  des  Armenraiiie.-  zu  bringen.    Wo  ein  Ar- 
menhaus  errichtet  ist,  wird  es  unter  die  Leitung  des  Inspektors 
^  A    ,         gestellt.    Zu  den  Sitzungen  des  .Vrait-urailies  erlässt  er  die  Ein- 
i*'  ladungen,  führt  das  Protokoll  und  die  liecbnung,  erstattet  Bericht 

nnd  besorgt  kleinere  Korrespondenzen.  Auch  ist  er  befugt,  im 
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Kamen  des  Armenrathes  Prozease  zu  führen.  Bei  dsn  WaUen 
xom  Annenrath  rnoss  er  die  WablprotokoUe  und  die  StinunliitHi 
fahren.  Zu  dieser  sehr  ausgedehnten  und  vielaeitigeii  Thfttigkeil 

gesellt  sich  dann  in  nicht  wenigen  Fällen  auch  noch  diejenige  der 
Steuererhebung;  übrigens  ist  in  vielen,  namentlich  den  grösseren, 
Kirchspielen  fCir  diesen  Zweck  ein  besonderer  Beaintor  angestellt. 
In  ganz  kleinen  Kirchspielen  andererseits,  wo  die  Geschäfte  der 
Armenpflege  nach  Zahl  und  Umfang  von  geringer  Bedentang  m 
sein  pflp^-on,  kann  das  Amt  des  Inspektors  entweder  von  dem 
Schulk'hrer  udt  r  eiiii'rn  kleinen  Pächter  als  Nebenamt  wahrgenom- 
men werden.  Das  (iehalt  wird  nach  dem  Umfang  seiner  Thätig-  . 
keit,  resp.  der  Grösse  der  Kirchspiele  bemessen:  in  den  grösseren, 
namentlich  den  städtischen  Armenbezirken,  pflegt  es  bis  zu  500  £. 
und  darüber  zu  steigen.  Die  Zentralbeliüide ,  welche  den  lu^pek- 
toren  speziellere  Anweisungen  über  ihre  Geschäftsführung  zu  geben 
bat,  ist  befugt,  dieselben  wegen  Yeroaehlässigung  ihrer  Plliehta 
ans  dem  Dienst  zn  entlassen.*)  Dem  Armenrath  steht  diese  Be> 
fbgniss  nicht  zu;  auch  bat  derselbe  nicht  das  Becht,  das  ßr  die 
Inspektoren  emmal  bestimmte  Honerar  wülk&rlieh  zu  Tertadera. 
Wie  man  sieht,  nimmt  der  Inspektor  dem  Armenrathe  gegenüber 
im  Grenzen  eine  ziemlich  selbständige  Siellang  Terantvoritidi 
filr  seine  Amtsführung  ist  er  vornehmlich  der  Zentralbehörde. 

Wie  wir  sahen,  bilden  die  Gerichtskosten  (Seite  27)  einen 
nicht  ganz  nn])edeutendcn  Theil  des  schottischen  Armenbudgets. 
Es  scheint  nothwendig,  der  Stellung,  welche  die  Gerichte  den 
Armenbehörden  und  dem  ganzen  Armenwesen  gegenüber  einiiehra'jn, 
hier  noch  in  der  Kürze  zu  gedenken.  Auf  Grund  der  friiher  er- 
wähnten Akte  vom  Jahre  1579  legten  sich  die  Sheriffs  und  Frie- 
densrichter das  Kecbt  bei,  den  Armen  direkt  eine  Unterstützung 
zu  bewilligen;  diese  Praxis  blieb  in  Geltung  bis  zum  Jahre  1831, 
wo  in  Folge  einer  Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  die 
Befugnisse  der  Sherifl's  und  Friedensrichter  auf  dem  Gebiete  des 
Armen weseus  dem  obersten  Gerichtshof  direkt  unterstellt  worden. 
Die  Arroenakte  vom  Jahre  1845  hat  hierin  wieder  fSm  Ärnk- 
rung  getroffen;  nach  ihr  liat  der  Sherüf  bei  Klagen  über  uozn- 
leichende  ünterstfitzung  zu  nntosnchen,  ob  der  betreffende  Azne 
denjenigen  beizuzfthlen  sd,  welchen  das  Gesetz  ^en  Anspruch  auf 
Unterstfltzuttg  gew&hri  In  sehr  dringlichen  Flllen  kann  er  dem 

*)  Nach  dem  21.  Jahresbericht  der  Zeutralbebörde  (1866)  waren  Be* 
sdnrerdeo  Ober  FffiehtveisiiimaiM  Sefleo«  der  Inspektoren,  in  17  lUte 
eingelMÜBit;  in  8  FÜlen  lautete  die  EntgchaidnBg  auf  Enllbsiing  ans  im 
Dienst 
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Inspektor  befehlen,  dem  Armen  eine  zeitweilige  Unterstützung 
zukommen  zu  lassen.  Dagegen  i<t  er  nicht  befugt,  die  Höbe  der 
zu  verabreichenden  Summen  zu  Lestimmen.  Klagen  über  un5^u- 
reichende  Unterstützung  können  auch  an  den  obersten  Gerichtshof 
gelangen,  jedoch  werden  sie  nur  dann  angenommen,  wenn  vorab 
ein  iieasfiiUsiges  GuUu  hten  der  Zentralbehörde  eingegangen;  kommt 
es  zu  einer  gerichtlichen  Verhandlung,  so  geschieht  diese  für  den 
Uagenden  Armen  kostenftei.  Dem  obersten  Gerichtshof  tUHsA 
flbrigens  die  Befbgniss  zn,  die  SntscheiduDgen  der  Armenräthe  za 
rendiren,  eventuell  sie  an&aheben;  derselbe  flbt  übarhanpt  eine 
Art  von  Oberanfsiehtsrecht  über  das  schottisehe  Armenwesen  aus. 

.  In  den  Jabresberiehten  der  Zentralbehörde  wird  wiederholt 
bemerkt,  dass  sich  das  System  kirchlicher  Sammlungen  als  dnreh- 
ans  an  wirksam  erwiesen  und  dass,  seitdem  die  Besteuening  mehr 
und  mehr  Eingang  gefunden,  ein  Fortschritt  zum  Bessern  auf 
allen  Gebieten  der  Armenpflege  unverkennbar  sei.  Kenner  der 
schottischen  Verhältnisse  geben  allerdings  zu,  dasa  das  heutige 
Armenwesen  des  Königreiches  seine  Mängel  habe  und  auf  vielen 
Gebieten  Reformen  wünschenswi i th  seien;  in>  Allgemeinen  be- 
zeichnen sie  indess  die  bisheri^-cn  Jiri^'cbnisse  als  sehr  befriedigend. 
Namentlich  wird  auf  die  sutigi/  Verniehruug  der  Armenhäuser 
als  auf  einen  sehr  erfreulichen  Fortschritt  hingewiesen;  im  Jahre 
1845  bestanden  erst  13  solcher  Anstalten;  der  Bericht  vom  Jahre 
1858  führt  bereits  33  vollständig  eingerichtete  Armenhäuser  auf; 
im  Jahre  18t>7  war  ihre  Zahl  auf  60  gestiegen.  Auch  die  Zahl 
der  von  den  Kirchspielen  angestellten  Armenärzte  (unter  den  von 
der  Kegierung  vorgeschriebenen  Bedingungen)  hat  sehr  erhehlidi 
zugenommen;  im  Jahre  1645  war  es  noch  fitst  überall  in  das 
Belieben  der  Aeizte  gestellt,  ob  und  in  welchem  üm&nge  sie  den 
Armen  ihren  Beistand  gewfthren  wollten;  im  Jahre  waren 
^  Aimenftrzte  angestellt;  seitdem  ist  ihre  Zahl  stetig  gewachsen; 
wie  wir  sahen,  (Seite  525)  sind  es  ansehnliche  Summen,  die  fOr 
irztliche  Hfllib,  Aneneien,  Bandagen  n.  s.  w.  alljährlich  bewilligt 
werden. 

Für  die  Steigerung  des  Gesammtaufwandes  der  schottischen 
Armenpflege  suchten  wir  oben  (Seite  526)  eine  Erklärung  zu 

geben.  Die  durclischnittliche  ünter>tnt/ung  von  2  sh.  wöchent- 
lich erscheint  freilich  sehr  gerini^;  allein  sie  wird  für  genügend 
angesehen  werden  müssen,  wvun  ts  richtig  ist,  dass  der  auf  das 
Nothwendigste  beschränkte  Lebensunterhalt  mit  2.1-  3  sh.  wöchent- 
lich zu  bestreiten  ist  und  Nebenverdienst  und  l'rivatunterstützung 
das  an  der  Kirchspielsgabe  Fehlende  in  Schottland  in  der  B«gd 

86» 
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leicht  herbeischaffen.  —  Man  hat  irohl  aof  den  Untenchied  bin- 
gewiesen,  der  im  Betreff  der  Ausgabe  (auf  den  Eepf  der  Btill- 
kerang  gerechnet)  zwischen  England  nnd  Schottland  besiehe.  Ffir 
den  Werth  der  Armenpflege  in  den  beiden  KönigreicheB  ist  der- 
eelbe  an  und  für  sich  keinesweges  entscheidend;  man  mu3s  dabei 
eben  die  ungleichartigen  wirthschaftlichen  und  aozialen  Verhält- 
nisse berücksichtigen.  Verg^leicht  man  diejenigen  Grafschaften 
En^laml.s  und  Schottlands  miteinander,  welche  in  dieser  Beziehung 
eine  gewisse  Cileichartigkeit  aufweisen,  so  gelangt  man,  wenig- 
stens anniihernil,  zu  einem  richtigen  Ürtheil  und  dieses  fallt  kei- 
nesweges  zum  Nachtheil  Schottlands  aus.  Im  dreizehnten  Jahres- 
bericht der  Zentralbehörde  (1858)  werden  die  englischen  Graf- 
schaften West-,  East-  und  North  Rirling.  Durham,  Northumberiaad, 
Ciimberland  u.  Westmoreland  (Gesammtbevulkerung  1851:  2,569703 
Seelen)  mit  Schottland  (Oesammtbevölkerung  1851:  2,888732  S.) 
verglidien,  und  es  stellt  sich  heians,  dass  in  diesem  TheOe  Englands 
die  Armenausgabe  (einschliesslich  Kosten  derjVerwaltung  und  des 
Arbeitshauses)  anf  den  Kopf  der  Bevölkerang  rertheilt  3sh.  3^d. 
betrftgt,  dagegen«  in  Schottland  3  sh.  6|V  d.,  also  in  Schoiftlüid 
mehr,  als  in  dem,  seiner  virthschaftlicben  Konfiguration  nach 
Schottland  am  nächsten  st^enden  Theile  Englands. 

Sollte  man  sich  schliesslich  überzeugen,  dass  das  jetzt  beste- 
hende System  der  ßesteuemng  das  hauptsächlichste  HinderniM 
auf  dem  Wege  reeller  Besserung,  resp.  Abnahme  der  Armen  sei, 
so  wird  man  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  in  Schottland  zunächst 
auf  das  System  kirchlicher  Summltingen  zurückgreifen;  der  Zeitr 
puukt  d&rfte  indesa  noch  in  ziemlich  weiter  Feme  liegen. 

Irland. 

In  der  Eintheilung  der  Arraenklassen  besteht  in  Irland  we- 
sentlich das  umgekehrte  Verhältiiiss  von  den  für  das  schottische 
Armeuwesen  eingeführten  Kubriken.  Das  Arbeitsbaussysteu]  (work- 
house-system)  ist  in  Irland  mit  voller  Strenge  durchgefahrt;  in 
den  Aibeitshäüsern  fuidet  die  überwiegende  Mehrheit  aller  Annen 
dn  Unterkommen;  wir  lassen  hier  die  bezüglichen  Arbeitahaw- 
Nachweise  folgen:  (s.  pag.  641.) 

Die  absolute  Abnahme  der  im  Arbeitshanse  üntenrtfltiten  ist» 
wie  man  sieht,  sehr  beträchüiefa.  Die  schon  in  den  50er  Jahren 
von  Kennern  des  irischen  Armenwesens  geäusserte  Yenantbimg, 
dass  sich  das  Arbeitshaussystera  in  der  bisherigen  Strenge  auf  die 
Dauer  nicht  werde  durchfühnn  lassen,  wird  durch  die  Ziffern  der 
Torletzten  Jäubrik  bestätigt;  die  Zahl  der  ansserhalb  des  Arbeit»» 
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Ml.« 


Jfthr. 


Tftgliehe  DnrelisehniUszftbl  der  ünterstetztoo. 


Arbeits- 

Xftuigc- 

Kinder. 

• 

Kranke. 

Andere. 

Total 

A  V  n  Avtsii  awv 

AiDÜIiSllKuB 

^'o  der 

52251 

75961 

26.^)06 

12103 

166821 

2,60 

87580 

07754 

23336 

10791 

129401 

2,06 

25139 

o9o94 

21020 

8831 

95190 

1,51 

•t  fit  •>  J 

191 J4 

2027 1 

7975 

79211 

1,30 

23869 

7105 

fi3-''35 

10572 

17292 

16440 

Ü.'JÖI 

50«65 

9433 

14266 

15947 

G144 

457'.<0 

0,70 

7764 

11511 

14776 

6329 

40380 

0,6T 

7927 

11216 

14598 

7530 

41271 

0,ee 

9092 

12307 

15877 

a360 

45136 

0,7« 

li:^ 

14917 

17395 

10007 

53608 

0,93 
1|01 

11826 

16358 

18476 

11250 

57910 

10519 

16178 

18400 

11428 

56525 

0,« 

0197 

15299 

18206 

11215 

58017 

0.% 

8085 

14278 

17019 

10888 

6U2Ö0 

0,90 

8440 

1  10200 

16741 

11778 

58154 

0,94 

1852 
1858 

1854 
1855 
1856 
ia57 
1858 
ia59 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
18b7 

hause3  Unterstützten  ist  stetig  gestiegen  und  betrug  im  Jahre 
1867  daä  Sechsfache  der  Ziffern  vom  Jahre  1854  (1854:  2198; 
1867:  13291.  Die  prozentale  Abnahme  in  der  Zahl  der  im  Ar- 
beitshause Unterstützten,  an  und  für  sich  schon  nicht  unerheblich, 
springt  noch  mehr  in  die  Augen,  wenn  man  dabei  die  Abnahme 
der  Gesammtbevölkerung  des  Königreichs  berücksichtigt.  Die  ße- 
Tttlkerungsabnahme  betrug  im  Jabmlmt  1842—1851:  19852,  im 
Jalmehttt  1853—1861:  12022;  die  Abnahme  der  Zahl  bewohnter 
Hftmer  reep.  1823  nnd  6242;  und,  w&breiid  im  Jahre  185S  im 
Ganzen  8714  Personen  wegen  Verbrechen  vemrtheilt  wurden,  war 
ihre  Zahl  im  Jahre  1867  anf  2733  zorflckgegangen.  Die  ür- 
aaehen  dieser  Erscheinung  sind  im  Allgemeinen  bekannt  —  wir 
werden  im  Einzelnen  weiter  unten  darauf  zurückommen.  In  wie 
erheblichem  Maase  die  massenhafte  Auswanderung  zur  Abnahme 
der  Bevölkerung  beigetragen,  erhellt  aus  folgendem  Nadiweise 
über  die  Gesammtauswauderung  aus  britischen  H&fen,  von  der 
wenigstens  ein  Drittel  auf  Irland  entfällt: 


1868:  329937 

1861: 

91770 

1854 

:  323429 

1862: 

121214 

1855 

17681)7 

1863: 

223758 

1856 

176551 

1864: 

280CWIO 

1857 

212875 

18-55: 

201»- UL 

ia58" 

1866: 

201882 

1859- 

120432 

1867: 

1860 

128469 

Den  mächtigsten,  unmittelbarsten  Anstoss  zur  Auswanderung 
hatte  fibrigens'  das  Kotl\jahr  1847  gegeben,  in  welchem  aus  Irland 
allein  220000  Personen  Ibrtzogen;  in  den  Jahren  1847—1862  b^ 
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trag  die  Gesammtanswiuiddning  ans  diesem  KOdgraehe  1,8(^000 
Seelen.'  Vom  Ahnenwesen  wurde  zur  AnswaDderong,  wenn'  anch' 
in  beschränktem  Maase,  'beige&agen;  die  vom  Jalire  1849  \n§ 

1868  an  25993  Personen  (3253  Männer,  14042  ftwam  und  8716 

Kinder  unter  15  Jahren)  gezahlte  Beisteuer  zur  Auswanderung 
betrug  im  Ganzen  £  117441  10  sh.  10  d.  Wie  kolossal  die  Zahl 
der  1849  und  in  den  darauf  folgenden  Jahren  Unterstützten  war, 
geht  aus  Folgendem  hervor:  TTnterstützt  wurden  insgesammt  18^: 
620747.  1850:  .'307970  und  1851:  209187  Personen. 

Die  m  Arbeitshause  untf'rstützten  arbeitsfähigCQ  Armea  Ter- 
theüen  sich  nach  den  Geschlechtern  wie  folgt: 


Jahr. 

MäQoer. 

Fraaen. 

Total,  j 

1  Jahr. 

MäD&er.j 

Frauen. 

Total 

1852 

14918 

37333 

52:51 

1860 

1867 

6060 

7027 

1853 

10569 

269Ö1 

37520 

i  im 

2202 

6890 

9093 

1854 

71U 

18825 

85489 

1863 

8069 

8810 

11819 

1865 

5048 

14086 

19134 

1863 

3237 

8589 

11826 

18B6 

3576 

10ii88 

142t)4 

1864 

2849 

7670 

10519 

1«j7 

2807 

7765 

10572  i 

1865 

2540 

6667 

9197 

1858 

2312 

7121 

9433 

1866 

2212 

5873 

80S5 

1859 

1Ö65 

5Ö99 

7764  : 

1867 

2307 

6133 

Ö440 

Die  Zahl  der  Frauen  fiberwiegt  diejenige  d«r  Hftimer,  wie 
man  siebt,  sehr  bedeutend,  eine  &hnliohe  Ersdieinnng,  wie  in 

England  und  Wale.s,  ein  Zeichen,  wie  viel  auch  hier  tn  thm  ist, 
um  das  Arbeitsf:ebiet  für  das  weibliche  Geschlecht  zai  erweitem. 
In  der  Kubrik  „Andere''  ist  daa  Missverh&ltnifis  in  dieser  Bezi^ 
hung  nicht  so  scharf  in  die  Augen  springend;  es  sind  in  dieser 
Rubrik  Diejenigen  auff^^eführt,  welche  nur  zeitweilig  arbeitsfähig 
sind  in  Folge  leichter  Krankheiten,  von  Altersschwäche  oder  tem- 
porären körperlichen  Verletzungen. 

Bekanntlich  waren  es  epidemische  Krankheiten,  Fieber,  Blat- 
tern u.  s.  w.,  die  in  früheren  Zeiten  das  unglückliebe  Land  wieder- 
holt heimsuchten  und  furchtbare  Verheerungen  anrichteten.  Wie 
sehr  sich  der  Gesundlieiiszusland  verbessert,  resp.  die  Zahl  der 
Fieberkranken  abgenommen,  erhellt  aus  folgender  üebersicht  über 
die  in  den  Arbeitafaans-Spitftlem  Behandelte:  (s.  pag.  543.J 

Geringe  Schwanhungen  abgerechnet,  ergiebt  sich  hier  eine 
sehr  erhebliehe  Abnahme  in  der  Zahl  der  von  epidemiechen  Enok- 
heiten  heimgesuchten  Armen.  Die  Zahl  der  an  den  Blattern  ge- 
storbenen Amen  hatte  1849:  2743  Posonen  betragen  und  im 
Jahre  1849  mit  6436  Personen  die  höchste  laSet  eneicht;  im 
Jahre  1860  wurden  nur  863  TodesMe  in  Folge  dieser  Krankheit 
angegeben;  in  den  für  Fieberkranke  reserrirten  BAumen  befiodett 


I 
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4       «4  «• 

Andere 
Kranke. 

DttTcilnebii. 

X  VUfr>  J<i  J  J  V 

prö  >A  ocno. 

im 

3918 

22588 

26506 

451 

1853 

2926 

20410 

23336 

585 

1854 

2167 

18859 

21026 

304 

1855 

20(;3 

18214 

20i?77 

287 

1856 

1518 

16479 

17997 

205 

1264 

15176 

16440 

178 

1858 

1K8 

I483n 

15JM7 

180 

1669 

974 

13802 

14776 

IM 

1860 

OHA 

13604 

14598 

184 

1861 

1032 

14346 

15377 

202 

1862 

1262 

16183 

17395 

244 

1863 

1575 

16901 

18476 

257 

186( 

1654 

16746 

1S4<X) 

244 

18G5 

1824 

16382 

18206 

237 

1866 

1357 

15672 

17029 

221 

1867 

1237 

155U4 

16741 

252 

Bich  jetzt  nicht  weniger  als  10000  Betten,  so  dass  man  selbst  für 
sehr  schlimme  Heimsuchun^ren  hinlänglich  vorbereitet  ist.  Bei 
weitem  nicht  so  günstig  stellt  sich  das  Yerhältniss  der  übrigen 
Krankheitsfälle;  die  Erkrankungen  werden  /u  nicht  geringem  Theil 
gerährlicher  Art  gewesen  sein;  denn  nach  I'ro/tMiten  der  Bevölke- 
rung ergiebt  sich  eine  selir  erhebliche  Zunahinp  d^r  Todesfalle,  so 
erheblich,  dass  die  Abnahme  der  Bevölkerung  allem  diese  betrü- 
bende Erscheinung  nicht  erklären  kann.  Uebrigens  rauss  hier  be- 
merkt werden,  dass  die  irischen  Armenhäuser  vielfach  Zufluchts- 
stätten für  ganz  alte  Arme  sind;  in  den  Arbeitsbospitäleru  starben 
im  Zeitranm  vom  10.  Febr.  1867  bis  8.  Febr.  1868  im  Ganzen 
12259  Pexsanen;  daven  SKiOO,  also  Über  20<ySB,  in  Folge  von  Alten- 
ecbwflche;  die  gleiche  Zahl  in  Folge  Ton  EntzOndmigen  venchie- 
dener  Art,  tof  Allem  Longenentzündang  (2021  Personen).  Im 
Allgemeinen  ist  übrigens  in  Irland  seit  dem  Notlgahre  1847/48 
ungemein  YieL  gesdiehen;  achtzehn  Jahre  lang  sind  epidemische 
Krankheiten  in  ernster  Form  nicht  aufgetreten;  eine  Ausnahme 
bilden  nur  die  Jahre  1854/55  und  1865/66,  wo  die  Cholera 
sich  in  einzelnen  Distrikten  des  Königreiches  zeigte,  aber  verhält- 
nissmässig  weniger  Todesfälle  zur  Folge  hatte,  als  in  England  und 
Schottland.  Die  durch  die  Armenbehürden  verordneten  Impfungen 
haben  zur  Besserung  in  dieser  Beziehung  wesentlich  beigetragen; 
vom  Armenwoseu  geimpft  wurden  18(34:  19181Ü,  1665:  169142, 
1866:  137124  und  1867:  12;'i741  Personen. 

Neben  den  vorübergehend  erkrankten  Armen  finden  auch  die 
armen  Blinden  und  Tanbstnmmen,  sowie  Waisen  nnd  von  ihren 
Eltern  yerlassenen  uumüudigeu  Kinder  in  den  iiischeu  Armenhau- 
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gern  Avfiisbinfi,  Verpflegong  und  unter  ümsttnden  BeschftfUgaiig. 
Es  befimden  sich  in  den  Arbeitshänseni: 


Jalir  und 

Blinde. 

Taub- 

Waisen nad  ved.  Kiiidery|^ 

stumme. 

Manul. 

Wtibl. 

Tola!. 

23.  Febr.  1667 

31.  Awr.  „ 
7.  Dezbr.  „ 
22.  Febr.  1868 

209 

208 
210 
216 

171 

180 
182 
310 

281 

296 
310 
814 

321 

.335 

m 

841 

608  ^ 
631 

Die  Schwanknngen  in  der  Zahl  der  Arbeiishanft-InsaHeD  «t- 


hellen  ans  folgender  Tabelle: 


Jahr. 

yityiniiiiiif 

Datum. 

Minimum. 

DatoBL 

Täglicher 
Dardud). 

1862-68 
1868—64 
1864-66 
1866-66 

1866-  67 

1867-  68 

66972 

66375 
65.549 
63009 
59205 
68170 

14.  Febr.  1863 
14.  Marz  „ 
27.  Febr.  64 
25.    „  65 
1  9.    „  67 
a   „  68 

4.5201 
48275 
47170 
44696 
42785 
44869 

20.  Sept  1862 

5.    „  63 
27.  Aug.  64 
2.  Sept.  65 
1.    „  66 
7.    „  67 

55610 

58203 

5r)Äi8 

52121 
50241 
53017 

Demnach  regelmässig  die  höchste  Züfer  am  Ausgang  des 
Winters,  die  niedrigste  am  Ausgang  des  Sommers,  eine  nonnale, 
dner  weiteren  Erld&ning  nicht  bedfirftige  Erscheinung.  Am 
7.  Härs  1868  war  die  Zahl  der  Arbeitahausinsassen  um  4490  Per- 
sonen, Ader,  um  7,8  grosser,  als  am  7.  Mftrz  1867;  diese  Zvoshiiie 
vertheilt  sich  auf  die  Terschiedenen  Provinzen  in  ausserordentiidi 
ungleicher  Weise:  es  «entfallen  nämlich  auf  Ulster  22,3,  auf 
Leiiiater  2,i,  auf  Munster  5,5,  und  auf  Connaught  6,5  °/o,  d.  h.  der 
stärkste  Antheil  entfällt  auf  die  industriellen  Distrikte  des  König- 
reiches, eine  Folge  der  unbcfriedij^enden  Lage  der  Manufaktur- 
geschäfte  und  theilweiser  Arbeitsstockung:  im  vorigen  Winter.  - 
Ein  ähnliches  Resultat  in  den  Maximal-  und  Minimal  beständen 
liefern  die  Ziffern  der  ausserhalb  des  Arbeitshauses  unterstützten 
Armen;  wir  lassen  hier  die  bezüglichen  Zahlen  folgen: 


Jahr. 

Maximum 

Datum. 

Minimum. 

Datum. 

TAgUeber 

1862-  68 

1863—  &1 
1864  -  65 

1865—  66 

1866—  67 

1867—  68 

8958 

10434 
11903 
12595 
18816 
18666 

2t  Febr.  1863 

20.     „  64 
18.     „  65 
11.  März  65 

0.  Fcbr,  67 
15.     „  6H 

4289 
5665 
6689 
8003 
9949 
11975 

11.  Okt  1862 
19.  Sept  63 
1.  Okt  64 

7.   „  65 

13.   „  66 
28.  Scpt  67 

6268 
78S0 
8748 

10040 

12205 
14Ü40 

Von  Interesse  ist  schliesslich  die  folgende  generelle  üebersicht 
Aber  die  Zahl  der  im  Laufe  eines  gansen  Jahres  im  Arbeitshaaie 
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Unterstützten,  der  zu  Anfang  des  Jahres  im  Arbeitshause  befind- 
lichen Armen,  der  Geburten  und  der  Todesfälle.  Wir  entnahmen 
dem  letzten  Jahresbericht  die  bezüglichen  Zaiilen  der  lelzteu  10 
Jahre.    (Das  irische  Armenjahr  schlieaat  mit  dem  29.  Septbr.  ab): 


Zu  Anfang 
des  Jahres. 

Im  Laufe  d.  J. 
untentfltst. 

Geburten 
im  Arbeitsb. 

SteibeflUls 
im  Arbeitsh. 

1868 

39838 

177205 

2454 

9395 

1859 

86836 

153706 

2276 

8022 

1860 

35206 

170549 

2443 

9677 

1861 

36294 

208422 

2436 

lOööO 

1862 

41296 

267807 

2816 

12740 

1863  , 

45181 

288285 

2977 

13396 

1864 

49037 

261147 

2889 

12765 

1865 

•180;  J3 

25217(J 

•2751 

12358 

1866 

448Ö7 

232194 

2660 

11541 

1867 

4i278 

258139 

2654 

13162 

Die  Gesaramtzabl  der  (innerhalb  und  ausserhalb  des  Arbeits- 
hauses) Unterstützten,  einschliesslich  der  Blinden  und  Taubstummen, 
TertheUte  sich  für  das  Jahr  1867  auf  die  tier  Provinzen  dea  Kö- 
nigieicbes  wie  fi>lgt: 


Ptovisa» 

Arbeits- 
bau8. 

Ausser- 
halb. 

Blinde  u. 

Tiuili- 
stummc. 

Total. 

Tägl.  Durch- 
schnittszahl 
im  Arbeitsh. 

DlBter    .  . 

54318 

5327 

23 

5.0668 

lo:m 

Hnnster 

84472 

16819 

289 

10ir)80 

18809 

IiiiBitor  ■ 

95887 

31962 

155 

128004 

16937 

CMUMnglit . 

28477 

4588 

89 

28094 

6068 

268184  1 

68696 

496 

317346 

62162 

Die  Kosten  des  Annenwesens  werden  dnrdi  die  ArmenTer* 
b&nde  mittdat  Stenern  aufgebracht;  solche  Annenverbflnde  (unions) 
giebt  ea  in  Irland  zur  Zeit  163,  woron  anfü]8ter44,  Munster  50, 

Leinster  40  und  Connaught  29  ent&Uen.  In  jedem  Armenver- 
bande  bofinilet  sich  ein  Arbeitshaus;  es  giebt  viele  Arbeitshäusw, 
die  mindestens  1500  Personen  gleichzeitig  beherbergen  können. 
Der  Armenaufwand  hat  seit  dem  Jahre  185 'i,  geringe  Schwan- 
kungen abgerechnet,  stetig  und  nicht  unerheblich  abgenommen, 
was  unter  Berücksichtigung  der  Preissteigerung  aller  Lebensbe- 
dürfnisse cinpu  günstigen  Schluss  auf  die  Umsicht  und  weise  Spar- 
samkt'il  der  Armenverwaltung  znlässt.  Seinen  Höhepunkt  hatte 
der  Armcnaufwaud  im  Jahre  1849  mit  der  kolossalen  Summe  von 
£  2,177651  —  erreicht:  die  Nothjahre  brachten  eine  durchgrei- 
fende Reform  zu  Wege;  seitdem  bewegen  skh  die  Budgetziffern 
in  bescheideneren  Dimensionen.  Wir  lassen  hier  zunächst  eine,  mit 


dem  Jabre  1852  (29.  September)  beginnende  allgemeine  Ueber- 
sieht  folgen: 


Grundwerth  z. 

Aaft.  £dm 

Erhobener 

Gcsammter 

Sdiitsoogi* 
betraget.^ 

Besteuerung 

üetrag. 

Aufwaoa» 

SIL 

i 

lr52 

11,1  ( 

1 ,099678 

1 

m 

1853 

11,;^.)Sji15 
1I,4d.>o5#o 

l,0(n)4J<3 

1,053987 

1 

m 

18M 

925154 

981884 

l 

1% 

1855 

1 1.n6;)4D() 

83o894 

788873 

1 

4% 

1856 

11  700!  CU 

723204 

671066 

Uli  VTVU 

1 

IV. 

1857 

11,877088 

590765 

1 

0 

1H58 

12,0!»  1564 
12,2136-20 

525595 

55<»243 

0 

11 

im 

523065 

513614 

0 

10 

1860 

12,280029 
12.442510 

509380 

558835 

0 

11 

1861 

584548 

621471 

1 

0 

186S 

12567495 

€86715 

685776 

1 

1 

1863 

]2,<r2:j5:)r) 

72:8{:! 

716523 

1 

ly» 

1864 

12,7:'>4!i->4 
12,935165 

744H94 

734219 

1 

1865 

748422 

781852 

1 

1866 

12,ftS:fO-i6 

7 «9757 

754667 

1 

2 

1867 

13,015720 

7t;2614 

824449 

1 

3Vi 

Wie  man  siebt,  bieten  die  Ziffern  des  Gesammtaufwandes 
einen  erfreulichen  Kontrast  gegen  das  Jahr  1849;  eine  stetige 
Abnahme  ist  seit  1852  indess  nicht  zn  konstatiren;  in  dem  Jahn 
1859  ward  mit  £  513614  die  niedrigste  Ziffer  der  vorliegenden  Pe- 
riode erreicht;  sdtdem  gewahren  irir  eine  stetige  Bewegung  in 
an&tögender  Linie;  die  Abnahme  der  PAmd -Ziffern  (anf  den 
Sehfttznngswerth  des  Ornnd^genthnms)  ist  nnr  scheinbar,  weil 
eben  diese  Schfttznng  TOn  Jahr  zu  Jahr  gesteigert  wurde,  üebii- 
gens  führt,  wie  bei  den  schottisohea,  so  auch  bei  den  irii$cbea 
Armellfinanzverhältnissen,  eine  gesonderte  Betrachtung  der  ein- 
zelnen  Auagabeposten  za  einer  müderen  Beuthähmg.  Die 
Ausgaben  für  das  Armenweaen  im  engeren  Sinne  betnjgett 
nftmlicb: 


1868/57. 

1868^ 

1869/V7. 

£ 

£ 

£ 

Arbeitshans-Üntent  dnidnehn. 

898871 

8948S8 

380166 

AiUMrbalb       .  „ 

8699 

7S68 

»001 

Beamtengehalte  » 

101300 

94852 

100311 

Andere  Kosten  „ 

138521 

87253 

110558 

Insgesamint  , 

642291 

484196 

618321 

Aufs  £  der  Scb&tcung*  , 

1  ah.  1%  d. 

•ih.9*/«d. 

•&h  9Vid. 
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Die  Steigerung  der  Ziffern  in  der  ersten  Linie  für  die  Jahres- 
durchschnitte 1858  62  und  1863  67  erklärt  sich  grösstentheils  aus 
der  Preiserhöhung  für  die  meisten  nothwendigen  Lebensmittel ;  die 
durchschnittlichen  ünterlialtskosten  eines  Armen  im  Arbeitshause 
betrugen  früher  2  sh.  pro  Woche,  sie  stellen  sich  für  die  letzten 
4  Jahre  auf  resp.  2  sh.  5|  d.,  2  sh.  4|  d.,  2  sh.  7  d.  und  2  sh.  6|  d. 
Stetig  und  sehr  erheblich  ist  die  Zunahme  des  Aufwandes  für 
die  ausserhalb  des  Arbeitshauses  Unterstützten.  Der  Durch.schnitts- 
betrag  für  die  Jahre  1863;/G7  weist  fast  das  Vierfache  des  Betrages 
för  die  Periode  1858  62  auf  und  bestätigt  die  früher  geäusserte 
VennathQiig,  dass  das  Arbeitsbaussystem  in  ddr  vom  Gesetz  be- 
abdohtigten  Strenge  anf  die  Daner  schwer  duiübzuföhren  ist.  In 
den  Ausgaben  Ar  Beamtengebalte  ist  sdi  dem  Jahre  1652  eine 
erhebliche  Reduktion  eingetreten;  die  letzten  Jahre  sind  in  dieser 
Beziehung  nicht  dorchaos  maasgebend;  schlechte  Ernten,  das  Er- 
.  sdieinen  der  Cholera  in  vielen  Orten,  endlich  der  Mangd  an  Ver- 
trauen in  die  Erhaltung  des  Weltfriedens,  Arbeitsstockung  in 
Folge  der  Fenierunruhen  mussten  im  Allgemeinen  wie  im  Be- 
sonderen eine  Steigerung  des  Armenbudgets  zur  Folge  haben. 

Die  stärkste  Steigerung  macht  sich  in  den  Ausgaben  für  ärzt- 
liche Hülfe,  Arzneien,  Bandagen  und  Krankenverpflegungskosten 
in  besonderen  F&Uen  bemerkbar,  wie  aus  folgenden  Zahlen  her- 
vorgeht : 


im 

1853 
1854 
186& 
1866 
1857 
1858 
1869 


£  54289  1860:  £  104247 

„  88440  1861:  „  104<381 

„  89707  m\2:  ,,  ICMWäS 

„  89388  i8(>3:  „  mm 

„  90S86  1864:  „  114905 

„  90460  1865:  „  117039 

„  92725  1866:  „  116317 

„  99886  1867:  „  118118 


Die  Kosten  für  das  letztgenannte  Jahr  vertfaeilen  sich  anf  die 
vier  Provinzen  wie  folgt:  Ulster  £  32020;  Munster  £  95341; 
leinster  £  34885;  Connanght  15872,  zusammen  £  118118; 
weldie  in  folgende  spezielle  'Ausgabeposten  zer&Uen: 

Arzneien,  Bandagen   £21117 

Miethe  für  Hospitäler   „  7308 

BQcber,  Utensilien,  Druckkosten,  Insertionsgebübren  „  1215 

Gehalte  fttr  die  Aerzie   „  72354 

I*     •!    f*  Apotheker   „  2212 

Fenerang ,  ▼«rmischte  Kosten   „  6716 

Im |)fiings kosten  und  zwar  fler  Aerste  £  5862 

Andere  Kosten  der  Impfung    .  .  .  „    681     ss  6536  

Summa  wie  üben  Jt  118U8 

Mag  man  c^ej^eu  die  Steigerung  des  Aimenaufwandp??  im  en- 
geren Siime  gerechte  Bedenken  erheben;  gegen  die  aus  vorstehender 
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Bttbrik  hetrorgebende  Steigei-ung  der  Ausgaben  vird  man  we- 
niger einznweiideii  haben;  wir  bemericten  beniiB,  dass  in  gesnii^ 
heiüicher  Rücksicht  in  Irland  ein  onverkenubarer  und  bedentendor 
Fortschritt  zum  Besseren  geschehen.  Für  Zwe^  der  Kranken- 
pflege und  der  Erziehung  werden  fthnllch  wie  in  Schottland  aveli 
in  Irland  von  Zeit  zn  Zeit  staatiiche  Beihulfen  (parliameniacy 
grants)  gewährt,  im  Jahre  1867  nicht  weniger  als  £  65000.  Zur 
völligen  Herstellung  von  Arbeitshäusern  waren  dann  die  Anoeo- 
verbftnde  erniüchtigt,  Anlebeu  aufzunehmen;  im  Jahre  1852  wur- 
den £■  162122  aus  den  ordentlichen  Einnahmen  zurückgezahlt,  die 
letzte  Restzahlung  (i-'  25)  erfolgte  im  Jahre  1863.  An  BegräbIli3^ 
kosten  wurden  seit  Erlass  des  bezüglichen  Statuts  (burial  ground 
arts)  verausgabt:  1862:  117;  1863:  £  1311;  1864:  M  653; 
1865:  714;  1866:  421;  1867:  14U1.  In  den  beiden 
letztgenannten  Jahren  wurden  zur  Abwendung  der  Rinderpest 
(cattle-plague-act)  vom  Aiuiuiiweson  veraiisf^abt  resp.  £  13207 
und  ^  266;  ausserdem  im  Jahre  1867  für  besondore  sanitdtspoli- 
zeiliche  Zwecke  noch  die  erhebliche  Summe  von  j&  15108. 


Nicht  mit  Unrecht  hat  man  Irland  die  dunUe  Schattenseitie 
des  glänzenden  Bildes  genannt,  daa  uns  die  britificfaen  Inseln 
in  wirthschafllicber,  poUtiacher  und  sozialer  Beziehung  bieten. 
Die  Leiden  Irlands  sind  in  der  That  sprflchwdrtlieh  geworden; 
eigene  Verschuldung  des  Volkes,  unerhörte  Ifissgriffe  und  grobe 
Vernachlässigung  von  Seiten  Englands  haben  die  Heilung  der 
Wunden  Jahrhunderte  lang  verzögert,  und,  wenn  auch  heate  in 
manchen  Punkten  ein  fr  i  ri  llichcres  Bild  sich  uns  darbietet,  so  kann 
man  gleichwohl  auch  jetzt  noch  keinesweges  sagen,  dass  der 
Blick  in  die  Zukunft  völlig  ungetrübt  sei. 

Die  Klagen  über  die  ungerechte  Behandlung  Irlands,  über  die 
Nothstände  auf  der  (grünen  In^^el  sind  nlt;  sie  lassen  sich  bis  in 
die  Zeiten  der  Königin  Elisabeth  zurückführen.  Das  Verhältniss  des 
GrundhcÄn  zu  seinem  Pächter  wird  schon  früher  als  die  Haupt- 
ursache  der  fast  permanenten  Noth  der  irischen  Bevölkerung  be- 
zeichnet. An  natürlicher  Fruchtl)arkeit  fehlt  es  der  schwer  heim- 
gesuchten Insel,  wie  bekaimt,  durchaus  nicht;  in  dieser  Beziehung 
ist  es  England  entschieden  überlegen;  aber  der  Boden  war  im 
sechszehnten  und  siebzehnten  Jahrhundert  sehr  schlecht  angebaut 
und  auch  heute  hat  man  den  Anforderungen  eines  rationellen  Be- 
triehes nur  stellenweise  entsprochen.  Arthur  Toung  (tour  üi  Ire- 
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land,  1776—1779)  meint,  dem  Fortscliritt  in  die?er  Beziehung 
sei  besonders  hinderlich  einmal  die  weitverbreitete  Sitte  der  Grund- 
besitzer, ihr  Eigenthuni  in  trrösseren  Bezirlcen  an  ^Jittelspersonen 
zu  verpachten,  sodann  die  immer  weitergehende  Zerstückelunfj  der 
Bodenfläche,  bez.  Verkleinerung  der  Parzellen.  Au-st  i  Lni  aber 
haben,  wie  Schriltsteller  in  den  beiden  letzten  Jahrhunderten  aus 
eigener  Anschauung  be^tfitigen,  Sitten  und  Neigungen  der  Bevöl- 
kerung nicht  unwesentliche  Schuld,  dass  das  Land  zurückgeblieben, 
Hunger  und  Katastrophen  mit  allen  ihren  schrecklichen  Folgen, 
man  könnte  sagen,  periodiseh  wiederkdiiteii,  ohne  dass  man  sieh 
energisch  anfiraffte,  den  Feind  abzuwehren.  Der  Hang  nach  Zer- 
strenong,  Vergnügungen  nnd  Genossen  aller  Art,  Neigung  zum 
Trank  nnd  zor  Streiteocht,  dabei  wieder  eine  grosse  Oenfigsam- 
kdt  in  Bezog  anf  Nahrung,  Wohnung  nnd  Kleidung,  Soij^osig- 
keit  im  Hinbliok  anf  die  Zukunft,  alle  diese  Charaktereigenthüm- 
lichkeiten  des  iriseben  Volkes  waren  einem  stetigen  Fortschreiten 
in  wirthschaftlicher  Beziehung  natürlich  nicht  f&rderlich.  Die 
traurigen  Zustände  haben  bekanntlich  auch  noch  in  unserem  Jahr- 
hundert theilwcisc  fortgedauert;  bis  in  die  dreissiger  Jahre  haben 
die  üebelstände,  wie  sie  aus  der  Agrarverfassnng,  der  politischen 
Zurücksetzung  und  den  Sitten  des  Volkes  hervorgegangen,  sich 
bis  zu  einem  bedenklichen  Höhepunkte  gesteiui  tt.  Wiewohl  die 
Gelegenheit.  Beschäftigung  zu  linden,  selbst  gegen  dürftigen  Lohn' 
sehr  beachriiiikt  war,  so  nahm  die  Bevölkerung  bei  dem  Leicht^siun 
und  der  Genügsamkeit  der  Leute,  mit  rei.ssender  iSchnelligkeit  zu« 
(gegen  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  4,  1821  über  G,  IbOl 
fiber  8  Millionen  Einwohnerj.  Unter  solchen  Verhältiiiaseu  musste 
der  Arbeitslohn  noch  weiter  herabsinken  und  die  Last  der  Acker- 
pachten im  Verhältniss  immer  sehwieriger  aufzubringen  seiu.  Der 
im  Jahre  1833  TerOffentlichte  Bericht  einer  zur  Untersuchung  der 
irisehen  Nothstftnde  niedergesetzten  Kommission  giebt  uns  ein  ge» 
treues  Bild  von  der  Trostlosigkeit  der  damaligen  Zustände.  Im 
Jahre  1831  waren  in  Irland  insgesammt  1,131715  Arbeiter  be- 
schäftigt, eine  Ackerbauflftche  von  14,600000  Acres  zu  bestellen, 
während  mehr  als  die  doppelte  Flftdie  in  England  durch  eine 
Million  Arbeiter  besser  bebaut  wurde.  Nach  einer  ungefähren 
Schätzung  befanden  sich  über  2  Millionen  Menschen  während  des 
grösseren  Theils  des  Jahres  ohne  selbständigen  Lebensunterhalt. 
Kein  Wunder,  wenn  das  Betteln  und  obdachlose  Ümhertreiben  in 
einer,  die  Sicherheit  von  Personen  nnd  Eig»^nthum  bedrohenden 
Weise  überhand  nahm.  Der  Mangel  an  Kupital  machte  eine  ra- 
tionelle Bewirthschaftung  des  Bodes  dabei  nahezu  unmöglich,  wenn 
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Hiebt  sdioii  die  mangelhafte  InteOigeDS  reelle  Fortscbritte  mliwflrt 
hfttto.  üm  sich  den  nothdfirflageteii  ünteriu^t  so  venehaffen, 
baute  man  Kartoffeln,  eine  mit  der  Noth  Irlands  in  Terhftogniis- 
ToUem  Zasammenluuig  stehende  Bodenfbicht.  So  weit  war  es  ge- 
kommen, dass  eine  Beibe  glinstiger  Emtesjahre  erforderlich  mur, 
um  den  Nothstand  nur  nicht  zu  yergrOssem,  eine  Missenito 
musste  denselben  sofort  zur  furchtbarsten  Katastrophe  steigern. 

Weder  das  Volk,  noch  die  Regierung  in  England  haben  sich 
den  inschen  Nothst&nden  gegenüber  gleichgültig  Terhslten.  Aber 
die  Schwierigkeiten  einer  —  wir  wollen  nicht  sagen:  radikalen 
Abhülfe,  sondern  nur  einer  allgemeinen  Linderung  der  Noth  mit- 
telst pines  zweckmässigen  Systems  der  Unterstritziins:!".  waren  so 
gewaltig",  dass  man  nur  spät,  gedrängt  durch  furchtbare  Kata- 
strophen, die  geeigneten  Mittel  fiind,  um  wenigstens  der  Wieder- 
kehr so  furchtbarer  Nothstände  vorzubeuj^^en.  Zwar  ist  auch  schon 
in  früherer  Zeit  Manches  geschehen,  um  der  Noth  abzuhelfen,  aber 
theils  fehlte  ein  richtiges  System,  theils  erwiesen  sich  die  aufge- 
wandten Mittel  als  durchaus  uiizureicliend.  Im  vorigen  Jahrhun- 
dert hatte  man  sein  Streben  ausschliesslich  dahin  gerichtet, 
die  Kranken  nnd  durch  Krankheit  dauernd  arbeitsunfUhig  geffor- 
danen  Armen  zn  sorgen.  Durch  eine  Akte  ?om  Jahre  1765  wia^ 
dm  Landes-Krankenhänser  nnd  FieberhospitSler  in*s  Leben  geraftn, 
die  theils  durch  Schenknngen  der  Grafschaften,  theils  durch  Zn- 
schtlsse  des  Staats  unterhalten  wurden.  Ausserdem  wurden  noch 
besondere  Verpflegongsanstalten  (dispensaries)  eingerichtet  Nseh 
einem  Boicht  vom  Jahre  1845  bestanden  in  Irland  664  derartige 
Anstalten.  41  Krankenhäuser  nnd  101  Fieberfaospitäler;  aber  die 
Hülfe,  welche  sie  gewährten,  war  durchaus  ungenügend  nnd  der 
Zustand  in  mehreren  dieser  Anstalten  wird  als  entsetzenerregend 
bezeichnet.  Die  Schwierigkeit,  welche  sich  früher  einer  Reform- 
bewegung auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  entgegenstellte' .  lag 
übrigens  auch  in  dem  staatlichen  Verhältniss  Irlands  zu  England; 
erst  im  Jahre  1801  ward  die  Union  durchgesetzt.  Seitdem  ist  die 
irische  Nothstaudsfrage  nicht  wieder  von  der  Tagesordnung  der 
öffentlichen  Meinung  Englands  gekommen ;  man  begann  ihren  Ur- 
sachen nachzuforschen;  bereits  im  Jahre  180-A  wurde  vom  Parla- 
ment ein  Ausschuss  bestellt,  um  die  irischen  Armenverhiiltiiisse 
zu  untersuchen.  Der  Ausschuss  enopiahl  ein  System  der  Armen- 
pflege auf  Grundlage  der  Armenateuer,  ähnlich  wie  in  England; 
allein  die  politischen  Yerl^LltniBse  machten  damals  die  |tefbrsi> 
TorscUige  scheitern.  Im  Jahre  1819  gabca  ansteckende  Krank- 
heitan  abermals  einen  Anlass  aar  ünterauchniig  des  irischen  Annsn- 
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Wesens;  allein  auch  diese  führte  zu  keinen  entscheideiKlfii  Ergeb- 
nissen. HuDgersDoth  und  Krankheiten  suchten  die  unglückliche 
Insel  wieder  im  Jahre  1823  heim;  abermals  bestellte  das  Parla- 
ment eine  Untersuchuugsküiimiission,  die  zwar  zu  manclien  Be- 
mühungen um  Abhülfe  der  Noth  den  Anstoss  gab,  durchgreifende 
Maasregeln  aber  nicht  in  Vorschlag  zu  bringen  wusste.  So  blieb 
die  Zukunft  unsicher  —  es  bedurfte  neuer  Katastrophen,  um  die 
öffentliche  Meinung  auf  die  Nothwendigkeit  energischen  Vorgehens 
mit  zwingender  Gewalt  hlnniweisen.  Eine  im  Jahre  1881  nieder^ 
gesetzte  Kommiasion  beschäftigte  sich  gründlidia'  mit  der  Frage; 
in  ihrem  Berieht  findet  sich  eine  ganze  Beihe  von  BeformTorscblft- 
gen,  allein  sie  waren  sSmmtlich  zu  unbestimmt,  als  dass  man  von 
ihrer  Annahme  eine  wesenUiche  Besserung  hJltte  erwarten  dfirfen. 
Kieht  viel  besser  war  es  mit  den  Torseblftgen  einer  im  Jahre 
1833  niedergesetzten  Kommisaion  bestellt.  Im  Jahre  1836  reichte 
der,  wie  wir  bereits  erwähnten,  um  das  britische  Armenwesen  so 
hochverdient«  Sir  George  Nicholls  dem  Parlament  eine  ausführ- 
liche  Denkschrift  ein ;  als  die  Hauptursache  des  herrschenden  Elends 
bezeichnet  er  den  Ueberschuss  an  arbeitsfähigen,  aber  unbeschäf- 
tigten Menschen  oder  den  Mangel  an  Kapital  im  Verhältniss  zur 
Bevölkerung.  Zur  Herstellung  des  richtigen  Vi  ihiiltnisses  sei  eine 
geordnete  Armenpflege  schlechterdings  unentbehrlich;  mit  ihr  in 
Verbindung  könne  auch  die  nöthige  Auswanderung  ohne  Gefahr 
befördert  werden.  Die  Armenpflege  sei  auf  die  arbeitsfähigen 
Armen  auszudehnen;  unbedingt  nothwendig  zu  diesem  Zwecke  sei 
die  Errichtung  von  Arbeitshäusern.  Was  die  Kosten  anlange,  so 
pflege  man  davon  meistens  eine  übertriebene  Vorstellung  zu  Laben ; 
auf  alle  Fälle  dürfe  man  nicht  vor  denselben  zurückschrecken. 
Ben  Armen  einen  fijrmlidimi  Bechtsan^rueh  auf  öffenfliehe  Unter- 
stfitzung  zu  gewähren,  sei  andererseits  nicht  rathsam,  dagegen  zu 
empfehlen,  dass  die  Gaben  aussehliessdieh  in  den  Arbeitshäusern 
Terabreicht  wflrden.  Da  in  Irland  keine  Heimathsgesetze  beständen, 
80  habe  man  freie  Hand,  flberäU  nach  Grfinden  der  Zweckmässig- 
heit zu  verfahren.  Nothwendig  sei,  der  ZentralarmenbehOrde  eine 
noch  grössere  ICachtbefiigniss  einzniftumen,  als  sie  dermalen  in 
England  besässei 

Die  Regierung  eignete  sich  diesen  Gedankengang  an;  am 
13.  Februar  1837  brachte  Lord  John  Russell  die  entsprechende 
Vorlage  in's  Unterhaus  und  empfahl  ihre  Annahme  in  eindring- 
licher und  klarer  Rede.  Der  Tod  König  Willielms  IV.  und  die 
darauf  erfolgte  Auflösung  des  Parlaments  verhinderten  die  An- 
nahme;  das  Mioifiterium  benutzte  die  Zwi^enzeit  zur  wiederholten 
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Prflfiing  der  IHdioU'solien  Denlischrift;  ihr  Yerfum  wurde  ter- 
anlasst,  noebmals  nach  Irland  zu  gehen;  auf  dieser  sweiten  Beise 
£uid  er  seine  ersten  Eindrücke  uur  bestätigt.  Am  I.  Dezember 
1837  wurde  die  ursprüngliche  Vorlage  wieder  eingebracht  und 
urgeachtet  der  heftigen  Opposition  O'Conners  mit  aoseholidier 
Mehrheit  im  Unterbause  nrvn  tiommen.  Dagegen  stiess  sie  im 
Oberhause  auf  heflif,n?ii  Widerstand;  nur  dem  Einflüsse  dcd  Her- 
zogs von  Wellington  war  es  zo  danken,  dass  derselbe  beseitigt 
wurde,  so  dass  die  Vorlage  am  31.  Juli  1838  auch  von  der  Ke- 
gierung  sanktionirt  werden  konnte.  Sofort  schritt  man  zur  Bil- 
dung einer  mit  ausgedehnten  iMachtbefn<::,Miissen  ausgerüsteten  Zcn- 
tralarmenbehörde,  deren  Mitglied,  Nichulls,  mit  der  Oberleitung 
der  Geschäfte  an  Ort  und  Stelle  beauftragt  wurde.  Vier,  bereits 
in  den  Geschäften  der  englischen  Arnienpllogo  erprobte  Beaiiiie 
wurden  ihm  zu  diesem  Zwecke  beigegeben;  weitere  Hülfsbeamte 
sollten  aus  eingeborenen  Irlftndern  gewählt  werden.  Sodann  wat- 
'  den  die  ndthigen  Ermittelungen  angestellt,  um,  nach  dem  Vor- 
gange Englands  f  Armenrerbftnde  zu  bilden  und  jeden  Yflibaiid 
wiederum  in  eine  Anzahl  von  Wahlbezirken  einzuth^en.  Nach 
erfolgter  Anfertigung  der  Stimmlisten  schritt  man  zur  Wahl  too 
Bezirksarmenr&ihen  zu  dar  l&r  die  Erhebung  der  Steuer  Toigmehe- 
nen  Abschätzung  des  Landes,  schrieb  die  Steuern  aus  und  b^gami 
mit  der  Errichtung  von  Arbeitshäusern.  Aber,  noch  ehe  dtt 
System  in  allen  Theilen  der  Insel  praktisch  wirksam  geworden, 
l&hrte  die  im  Jahre  1845  zuerst  in  Irland  auftretende  Kartoffel- 
hrankheit  zu  einer  neuen  und  furchtbaren  Katastrophe.  Krankheit, 
Noth  und  Elend  suchten  das  Land  wiederholt  in  den  folgenden 
Jahren  heim;  es  zeigte  sich,  dass  für  solche  Nothstände  auch  das 
neue  System  der  AiniiMi]41fgo  nicht  ausreiche.  Ausserordentliche 
Anstrengungen  waren  dringend  geboten;  zur  Linderung  der  Noth 
wurden  allein  in  den  Jahren  1846  und  1847  über  7  Millionen 
aus  derStaatskasse  vorgestreckt,  und  in  derselben  Zeit  über600000^ 
durch  Privatsamniluiigen  aufgebracht.  Aber  auch  diese  Summen, 
in  Verbindung  mit  den  beträchtlichen  Steuererträgen  (im  .lahre 
1848  allein  über  1  Million  -Ä),  waren  ungenügend,  die  furchtbare 
Noth  mit  Erfolg  zu  bekämpfen.  In  den  Arbeitshäasem  kennte 
nur  ein  geringer  TheÜ  der  Nothleidenden  ein  Unterkommen  fiodflo, 
und  es  war  ebleuchtend,  dass  man  in  solchen  Zeiten  die  Vnte^ 
Stützung  unmOglidi  auf  die  Insassen  der  Arbeitdifliiser  beschriakeB 
könne. 

Im  Jahre  1847  hatte  die  Noth  ihren  Höhepunkt  cRticht; 
seit  1860  ist  eine  stetige  Bessenmg  dar  ZnatSnde  eingetntan.  In 
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jenem  Jahre  des  Elends  entachloM  man  sich,  die  ZeutralTerwaltung, 
welche  bisher  von  englischen  Kommissären  geleitet  war,  selbständig 
zu  konstituiren .  eine  besondere  irische  Zentralbehörde  zu  schaffen 
und  ihren  Sitz  nach  Dublin  zu  verlegen.  Gleichzeitig  machte  man 
insofern  eine  Konzession,  als  man  in  besonderen  Fäll.'ii  und  unter 
gewissen  Bedingungen  gestattete,  Arme  auch  aus.M  i lialh  des  Ar- 
beitshauses zu  unterstützen:  im  selben  Jahre  wukIh  ein  Gesetz 
getreu  das  Betteln  und  obdachlose  l'mherfreiben  erlassen,  und 
endlich  schritt  man  zu  einer  N  cranderung  in  der  Abgrenzunir  der 
Armenverbäüde  und  Wahlbezirke.  Die  Zahl  der  Armen\erbände 
wurde  von  131  auf  163,  diejenige  der  Wahlbezirke  von  2049  auf 
34S9  erhobt. 

War  es  in  Sehottland,  wie  wir  sahen,  die  Eirehe,  welche  in 
der  Annenpflege  eine  hervorragende  Bolle  spielte,  so  ist  es  in 
Irland  ausschliessUch  der  Staat  gewesen,  der,  wie  eng  man  auch 
immerhin  das  Bereich  seiner  Thfttigkeit  prinidpiell  umgrenzen  mag, 
im  Hinblick  anf  die  ganz  abnormen  Zustünde  der  Insel  sich  der 
Pflicht  eines  energischen  Eingreifens  schlechterdings  nidit  entaehen 
konnte.  Der  Nothstand  Irlands  tnig  die  schwersten  politischen 
und  sozialen  Gefahren  in  seinem  Schoosse,  und  eine  gründliche 
Abhülfe  war  hier  nicht  blos  aus  Rücksichten  der  Meuschlichkt'it, 
sondern  e}»t'nso  sehr  durch  politische  Klugheit  geboten.  Die  Wohl- 
fahrt der  Gesaramtheit  mu^sle  rücksichtlich  Irlands  die  Kicht- 
sclinur  staatlichen  Kinyrt'ifi  auf  dem  (jebiete  des  Armenwe>-ens 
bilden;  es  <4aU,  die  Beilini^ungen  eines  i^fonlneten  Armeuweseiis 
und  damit  die  geseHsciialtliclie  Harmonie  wieder  herzustellen.  Wir 
zeigten,  wie  solche  Gcsichtspunkie  in  der  Akte  vom  Jahre  18:^8 
einen  Ausdruck  getujiden,  Man  vermied,  den  Armen  schlechthin 
einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Unterstützung  zu  gewähren;  denn 
Geldmittel  und  .Vrbeitskräfte  wären  schwerlich  ausreichend  gewe- 
sen, um  so  abnormen  Nothstäuden  die  Wurzeln  abzugraben.  Auch 
die  Armenyerb&nde  waren  zor  Gewfthrung  von  Unterstützung  nicht 
gesetzlich  verpflichtet.  Zunftchst  handelte  es  sich  dämm,  die 
Kranken  und  Gebrechlichen,  ftberhaupt  die  Arbeitsunfilhigen  zu 
verpfl^en.  Die  Erfahrung  lehrte  leider  bald,  dass  die  Beschrän- 
kung der  Unterstützung  auf  Insassen  des  Arbeitshauses  und  der 
HospiHUer,  der  damals  noch  ungenflgenden  Bftnmlichkeiten  wegen, 
nicht  streng  emzuhalten  sei;  allein  man  hat  doch  gesucht,  die 
UnterstützuiDg  ausserhalb  des  Arbeitshauses  in  normalen  Zeiten 
nach  Möglichkeit  zu  vermeiden.  Jetzt,  wo  die  Hungerkalamitäten 
Irhi&ds  der  Vergangenheit  angehören,  die  Reihen  der  Bevölkerung 
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durch  clen  Hangertyphus  früherer  und  die  inassenbafte  AuswindeniQg 
späterer  Jahre  erheblich  gelichtet  sind,  ist,  wie  onsere  Statistik 
zeigt,  die  Zahl  der  ausserhalb  des  Arbeitshauses  ü&terstatsten  eine 
verhftltnissmftssig  geringe,  wenngleich  sie  neuerdings  giDssere  Zah- 
len aufweist,  —  eine  Mahnung,  zu  den  früheren  Prinzipien  mit  grOm- 
rer  Strenge  zurückzukehren;  denn  es  ist  nicht  zu  leugnen,  gende 
in  Irland  hat  das  Arbeitshaussystem  die  besten  Früchte  getragMU 

Die  Kraiikenpfli'<^c,  ivolrlier  man  in  frülieren  Zeiten  fast  aus- 
schUessUch  seine  Aufmerksamkeit  widmete,  bildet  auch  beute  Doeb 
mnea  wichtigen  Theil  der  irischen  Armenpflege.  Die  Kranken 
werden  in  den  Arbeitshäusern  ärztlich  behandelt;  in  jedem  Ar- 
beitshause bildet  dan  Tl<»s!Mlal  einen  beträchtlichen  Theil  der  Räum- 
lichkeit. Zu  Zwecken  diT  Armenkrankenptlege  ist  jeder  Arnien- 
verband  in  Bezirke  eingelheilt ,  für  jeden  Bezirk  ein  bcsouderer 
Armenarzt  augestt'llt  und  diesem  ein  Zimmer  eingeräumt,  iu 
welchem  er  die  Kraukenbesuche  empfangt  und  ihnen  die  Arz- 
neien u.  s.  w.  unentgeltlich  vt'ialjrcicht.  Bettlägerige  Kranke 
werden  in  ihren  Behausuiigcn  liesiiclit.  Der  Zentnilbeliorde  uiigf- 
hürige  ärztliche  Beamte  führen  die  Überaufsicht  über  das  gesammte 
Armeukrankeaweäen;  dass  bei  so  ausreichender  Fürsorge  dieAus- 
galjen  für  das  Krankenwesen,  wie  wir  sahen,  sehr  beträchtUcfa  sind, 
Icann  nicht  befremden. 

Ausser  den  armen  Kranken  und  es  die  armen  Kinder,  deren 
Verpflegung  und  firziehnng  änen  wichtigen  Theil  der  Aufgabe  des 
irischen  Armenwesens  bildet.  Zn  bemerken  ist  hier,  das^  die 
Unterbringung  von  armen  Kindern  bei  Familien,  in  Schottland  zur 
Begel  geworden,  m  Irland  gesetzlich  ausgeschlossen  ist  Es  fehlte 
in  Irrland  die  genügende  Zahl  von  Familien,  denen  man  glaubt 
Kinder  zur  Versorgung  anvertrauen  zu  dürfen,  —  ein  Umstand,  der 
wie  kaum  ein  anderer  den  Unterschied  in  den  sozialen  und  aitt- 
lieht  n  Zuständen  der  beiden  Königreiche  kennzeichnet.  Die  iri- 
schen Armenkinder  wcrd'  ii  also  nur  in  öffentlichen  Anstalten  er- 
zogen. Durch  dit'  Zi  iiti  aUM  hürde  können  mehrere  Armenverlninde 
zu  einem  Schull)i'zirk  vereinigt  werden;  praktisch  stiess  indess  diese 
Maasregel  auf  grossen  AVider.>;tand ;  man  scheute  vor  Allem  die 
Ko^itt'ii  uud  die  Befugniss  hat  nur  in  sehr  besiluMiiktem  Maase 
bis  jetzt  zur  Anwendung  kommen  können.  Ein  grosser  Uebelstaud 
für  die  öllentlielie  Erzitdiiing  einer  grösseren  Schaar  von  KinJera 
ergab  sich  auch  aus  dem  steten  Wechsel,  dem  regellosen  Hin-  und 
Herziehen  der  Kinder  mit  ihren  Eltern.  Als  eine  sehr  nätzlicbe 
Eänrichtung  verdient  herTOrgehoben  zn  werden,  daas  die  Khider 
nicht  bloss  in  den  Elementarkenntnisgen  unterrichtet  werden,  soo* 
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dern  auch  in  der  Ac kvrwiiüiscliaft  und  im  Gartenbau,  sowie  in 
den  meist  verbreiteten  Handwerken  eine  gewisse  AnleitunL^  erhal- 
ten. In  denjenigen  Arnieuverbänden,  in  welchen  Arineiinehulen 
bestehen,  übt  die  Kouiniission  für  NiitiunuU  r/.iehung  auf  die  Lei- 
tung des  Elementarunterrichts  einen  sehr  wohlthutigen  Einfluss 
aiiB.  Sie  regulirt  die  Unterrichtsstunden,  beauMchtigt  den  Uuter- 
liebt  durch  ihre  Beamten,  liefert  die  nöthigen  Bücher  unentgelt- 
lich und  hewilllgt  erprobten  Lehrern  Gratifikationen  oder  Prämien; 
die  meisten  Armenschullehrer  haben  ihre  Vorbildung  in  den  Semi- 
naren erhalten. 

Es  sind  zunftchst  die  ArmenTerhftnde,  denen  in  Irland  die 
gesetdiche  Verpflichtung  Eur  Unterstütaung  Armer  obliegt  Da  ein 
Heimathsgesetz  fehlt,  so  kann  ein  Armer  auch  nicht  von  einer 

Gemeinde  zur  anderen  gesandt  werden ;  vielmehr  ist  jeder  Armen- 
verband  verpflichtet,  die  in  seinem  Bereich  wohnenden  Artnen  aus 
eigenen  Mitteln  zu  unterstützen;  Anspräche  an  andere  Ver))üiide 
auf  ganze  oder  theilweise  Rückvergütung  von  Ünterstützungsgeldem 
sind  nach  dem  Gesetze  nicht  zulässig.  Uni  einzelne  Armen- 
vcrbande  indess  nicht  ungebührlich  zu  belasten,  entselildss  nun 
sich,  wo  ein  Bedürfniss  dafür  sich  g-eltend  7nachte,  zur  Hildutig 
eigener  Verbände  und  grift'  zu  diesem  Zwecke  dann  auf  die  Wahl- 
bezirke zurück.  Praktiseh  hat  sich  im  Laufe  der  .lahre  die  \er- 
ptlichtung  der  Wahlbezirke  dahin  festgestellt,  dass  ein  Jeder  der- 
selben die  Kosten  der  L'ntt.'rstützung  für  diejenigen  Annen  zu 
bestreiten  hat,  die  in  den  letzten  drei  Jahren  in  demselben  sieh 
aufgehalten  und  während  dieser  Zeit  daselbst  weuigst^?ns  für  die 
Dauer  von  zwOlf  Monaten  ein  Grundstock,  eine  Wohnung  oder 
Schh&telle  besessen  haben.  Dagegen  trugt  der  Armenverband 
die  Kosten  der  Unterstützung  obdachloser,  unst&ter  Armer;  auch 
bat  derselbe,  wie  in  England,  die  Ausgaben  för  den  Bau  und  die 
Erhaltung  der  Arbeitshäuser  zu  tragen. 

Bei  der  Emtheilung  der  Armenverbftnde  sind  die  Gesichts- 
punkte der  Stenerkraft,  der  IntelUgenz  und  der  irirthschaftlichen 
Besonderheiten  des  Landes  nach  M(^Hchkeit  zur  Geltung  gekom- 
men; so  ist  eine  Stadt  mit  ihrem  nächsten  Marktgebiet  zu  einem 
Verband(>  vereinigt;  ähnliche  Gesichtspunkte  sind  bei  der  Abgren- 
zung der  Wahlbezirke  maasgebend  gewesen. 

Die  Mittel  für  die  irische  Armeni>tlege  werden  mittelst  einer 
Steuer  vom  Orund  und  Roden  aufgebracht;  seit  dem  Jahre  1852 
int  das  Land  zu  diesem  Zwecke  von  einer  besonderen  Behörile 
katastrirt  worden.  (Nacli  Kries  —  s.  das  an<rt'führte  Huel)  S.  2^)6 
—  betrugen  die  ^iettokoöteu  der  ivatastriruug  etwa       Thaler  für 
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die  geographische  Quadratmeile,  eine  sehr  niedrige  Dorebscbniti»- 
Ziffer,  die  sich  zum  Theil  daraus  erklftrt,  dass  eine  von  der  Be- 
giemng  damals  herausgegebene  sehr  genaue  Militftrkarte  bei  der 
Katastrirung  benutzt  werden  konnte.)  Die  Abschätzung  d»  Lokal- 
behOrden  selbständig  zu  überlassen,  mochte  man  im  Hinblick  aaf 
das  noch  wenig  entwickelte  SeHgovcrumi'nt  in  Irland  nicht  wageo. 
Als  steuerbares  Eigeathum  gilt  alles  Land  mit  den  darauf  befind- 
lichen Baulichkeiten,  Bergwerken  (die  indoss  sieben  Jahre  lang 
im  Betrieb  gewesen  sein  müssen),  Fischereigerechtsamen,  Kanälen, 
Schiflfahrtsrecliten,  Wegrechten  und  Wegzöllen.  Steuerfrei  sind 
die  MoorgTünde.  Kirchen  und  Kapellen,  Beerdigungsplätze,  Hospi- 
täler lind  alle,  wuhlthätigen  Zwerkpii  difMifnden  ßaulichkeiteo. 
Die  Schätzung  des  steuerbaren  Eigentiiunis  wird  von  Jahr  ZU  Jahr 
revidirt  resp.  gesteigert,  wie  unsere  Statistik  ergiebt. 

Von  den  Aniienitehürdeu  verdient  zunächst  die  Zentralbehörde 
unsere  Aufmerksamkeit.  Sie  wird  jetzt  von  einer  selbständigen 
Kommission  geleitet;  die  KtHiimission  besteht  aus  fünf  Mii^die- 
deru,  deren  drei  durch  die  Königin  nach  eigenem  Ermessen  er- 
nannt werden,  während  die  beiden  Anderen  durch  ihre  amilidte 
Stellung  zur  Mitwirkung  berufen  sind  und  ex  officio  iungiren;  in 
der  Regel  sind  es  der  erste  und  der  ünterstaatssekretftr  des  Lord- 
Lieutenants  von  Irland.  Von  den  drei  erstgenannten  MitgUeden 
der  Kommission  fülurt  das  erste  den  Vorsitz  und  wird  im  Falle 
des  Verhindertseins  vom  zweiten  vertreten;  der  dritte  Kommiasar 
.  sieht  dem  Medizinalwesen  vor.  Zur  Erleichterung  ist  der  Kom- 
mission ausserdem  noch  ein  Sekretfir  beigegeben.  Das  derselbai 
untergebene  Bureau  besteht  aus  einem  Chef,  36  ordentlichen  und 
38  ausserordeiitliclieu  Beamten.  Die  ordentlichen  Beamten  er- 
halten eine  feste,  nach  dem  Umfang  ihrer  Tliätigkeit  und  dem 
Maas  ihrer  beruflichen  Tüchtigkeit  zwischen  80  und  250  J^'  va- 
riirende  jährliche  Besoldung,  wohingegen  die  ausserordentlichen 
Beamten  nur  Diäten  beziehen.  Die  Kommission,  in  deren  Schoose 
alle  wichtigeren  Angelegenheiten  koUegialisch  verhandelt  werden 
müssen,  tritt  zweimal  wöchentlich  zu  »-iner  ordentlichen  Sitzung 
zusammen.  Die  laufenden  Oeschäfte  werden  vom  Vorsitzenden,  in 
dessen  Abwesenheit  vuiii  Sü  llvertreter  erledigt.  Handelt  e«  sich 
um  lioschlusslas.suiigt'ii  über  das  Krankenweseu  und  die  Uesuad- 
heitspolizei,  so  muss  der  Medizinalkommissär  liiujugezogeu  werden. 
Die  Ueberwachung  des  Krankeuwesens  und  der  GesuudheitüpoHtei 
Mldet  einen  sehr  wichtigen  Theö  der  kommissarischeD  Amtstbatig- 
keit.  Die  Kommission  hat  ferner  Umfimg  und  Grenzen  der  Ar^ 
menverbinde  zu  bestimmea  und  nach  eigenem  Ermessen  eine 
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Aenderung  der  bestehenden  Verhältnisse  vorzunehmen;  aucli  liegt 
ihr  die  Aufsicht  über  den  Bau,  die  Erwoitenin^  und  Instandhal- 
tung ^jiüHmtlicher  Arbeitsliäuser  des  Kouigi  eit  lies  ob.  Den  kon- 
fessionellen Verschiedenheiten  ist  insofern  Rechnung  getragen,  als 
für  jedes  Arbeitshaus  drei  Kapl^ne  (der  katholisolieii,  bischOflich- 
anglikiuJsclieii  und  presbyterianinto  Kinbe)  Ton  der  Zfi&tral- 
kommission  angestellt  werden.  Sie  hat  auch  eine  ziemlich  weit 
gehende  Kontrole  fiber  die  LokalbehOrdeii  auszoflben,  Maxi  ersieht 
sehen  ans  dieser  allgemeinen  Darstellnng,  um  wie  viel  dngrei- 
fender  nnd  umfangreicher  die  Amtsthfttigkeit  der  irischen  Kom- 
misdeii  ist,  als  diejenige  ihrer  englischen  Kollegin,  wie  Tiel  zen- 
tralisirter  die  Leitung  des  Armenwesens  in  Irland  ist«  —  eine  Noth- 
wendigkeit,  welche  die  abnormen  Zust&nde  ergeben  und  die  sich 
im  Qrosi^en  und  Ganzen  auch  als  segensreich  bewährt  hat.  Die 
Armenrätbe  können  im  Falle  von  Pflichtversäumniss  von  der  Kom- 
mission aufgelöst  werden:  sie  hat  dann  neue  Wahlen  anzuordnen 
und  ist  befugt,  in  der  Zwischonzeil  die  Verwaltung  der  lokalen 
Armenpflege  durch  einen  ihr  untergebenen  und  von  ihr  besoldeten 
Beamten  führen  zu  lassen.  Um  die  aus  dieser  weitreichenden 
Zustiindi^keit  erwachsende  Arbeitslast  in  einer  der  Sache  ent- 
sprechenden Weise  zu  bewältigen,  ist  der  Kommission  noch  eine 
Anzahl  von  Inspektoren  beigeordnet.  Ausserdem  fungiren  direkt 
unter  ihrer  Kontrole  weitere  fünf  Inspektoren,  denen  die  Ueber- 
wachuug  den  Ki aukenwesens  und  der  Gesundheitspflege  wesentlich 
anvertraut  ist.  Endlich  sind  füi'  die  Piüfung  der  Kechuungen 
fBnf  Bevisoren  angestellt 

Die  Verwaltung  des  lokalen  Armenwesens  wird  auch  in  Irland 
7om  Aimenratb  (boaid  of  guardians)  gef&hrt  Jeder  einzelne 
ArmenYerband  besitzt  einen  Annenrath,  dem  die  folgenden  Amte- 
beftignisse  zugethdlt  sind.  Er  hat  f&r  die  Aufnahme  der  Armen 
in  das  Arbeitshaus,  für  die  Beschaffung  der  fnr  die  gesanmtte 
Armenpflege  des  Verbandes  erforderlichen  Geldmittel,  ihre  Ver- 
wendung TL  8.  w.  ZU  sorgen,  über  Bewilligung  von  ünterstfitzungs» 
geldem  zu  Zwecken  der  Auswanderung  zu  entscheiden,  sowie  über 
Anstellung  und  Besoldung  von  Unterbeamten  das  Nöthige  zu  ver- 
fugen. Auch  hat  er  für  die  Unterbringung  von  im  Arbeitshause 
erzogenen  Kindern  das  Erforderliche  zu  veranlassen.  Der  Armen- 
rath besteht  theils  aus  gewählten,  theils  aus  solchen  Mitgliedern, 
die  vermöge  ihrer  gemeindeanitliehen  Stellung  Sitz  und  Stimme 
im  Annenrath  haben.  In  der  Regel  wählt  jeder  Wahlbezirk  ein 
Mitglied  zu  dieser  Lokalbehörde;  bei  grösseren  Armen  verbänden 
hat  eiü  Wahlbezirk  nach  Uibständen  auch  zwei  oder  noch  mehr 
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Mitglieder  zu  wählen.  Mitglieder  ex  offiico  sind  die  im  Armoi- 
verl)andc  fungirenden  Friedensriihter;  ihre  Zahl  darf  indess  die 
der  firowjihlten  Mitglieder  nicht  überschreiten.  In  der  llegel  findet 
wöchentlicli  ein<'  ordentlich»»  Sitzung  statt;  die  Anwesenheit  von 
drei  Mitgliedern  <,a^niigt,  um  biudende  Beschlüsse  m  fassen.  Es 
stellt  dem  Arnienralli  i'rei,  zur  Erledigung  besonders  wichtiger  oder 
doch  dringlicher  Geschäfte  aus  seiner  Mitte  einen  Ausschuss  zu 
ernennen.  /.  H.  zu  sjuiziellen  Untersuchungen  im  Arheitshausc,  zur 
Vornahmt'  wichtiger  Finanzgeschäfte  n.  s.  w.,  worüber  dem  Auf- 
traggeber Bericht  zu  erstatten  ist:  das  Hecht,  selbständig  Be- 
schhisse zu  fassen,  steht  dem  AiiS5(  liuss  nicht  zu.  Die  gewählten 
Mitglieder  des  Armearathes  sind  in  den  ländlichen  Gemeindea  fast 
aussehliesslidi  Pftchtor,  die  nidit  Gew&hlten,  d.  h.  die  Friedens* 
lichter,  ia  der  Begel  grOesere  Onmdbesitzer;  bei  den  Wahkn  ist 
ihr  Einfluss  ein  sehr  bedeuteader.  Beamte  des  Armeoiaths  sind:  der 
Sekretär,  der  Direktor  des  Arbeitshauses,  die  UnterstAtrongsbeaiih 
tea  und  die  Stenereimiehmer.  Das  Feld  der  Th&tigkeit  der  am- 
serhalb  des  Arbeitshauses  wirkenden  Unterst&tzungsbeamten  isli 
natorlieh  nicht  sehr  ausgedehnt,  da,  vie  wir  sahen,  die  Unter- 
stützung vorzugsweise  im  Arbeitsbause  erfolgt.  In  Erwägung  die- 
ses Umstandes  hat  man  gesucht,  diese  Beamten  entweder  gau 
abzuschaffen  oder  doch  aus  ihrer  Thätigkeit  ein  Ehrenamt  za 
machen,  ein  Streben,  welches  indess  bei  der  Zentralkomm issi<iii  in  der 
Kegel  auf  entschiedenen  Widerspruch  gestossen  ist;  der  leiteiulen 
liehörde  moclite  es  bedenklich  scheinen,  unter  einer  so  weni?  an 
Selbstverwaltung  gewöhntt'n  Be\ölkerung  gerade  auf  dem  Gebiete 
des  Armenwesens  derartige  Versuche  zu  machen.  Die  Dircktoreu 
des  Arbeitsiiauses  erhalten  je  nach  dem  Umfange  ihrer  Thätigkeit 
eine  zwischen  50  und  200  .t  schwankende  jährliche  Besoldung. 

Erst  spat,  nämlich,  nachdem  die  Hungerkatastrophen  sich  vielfach 
und  in  schreckenerregender  Weise  wiederholt  hatten,  isi  man,  wie 
wir  zeigten,  zu  einer  gründlichen  Reform  des  auch  noniialen  V«r- 
bältoisäen  wenig  entsprechenden  Armenwesens  geschritten.  WeoD 
seitdem,  namenüich  seit  Beginn  der  fünfziger  Jahre  unseres  Jah^ 
hnndearts,  der  Nothstand  in  der  Ausdehnung  frfiherer  Jahre  niobt 
wiedergekehrt,  wenn  im  Allgemeinen  die  Zustände  des  Landes  sieb 
stetig  gebessert  haben,  so  fragt  es  sieh,  wetehen  Antheil  an  diesor 
erfreulichen  Ersdieinung  die  Beform  des  Armenwesens  haben,  wie 
viel  auf  Bechnung  anderer,  durch  die  Notii  herbdgeüBhrter  Ver- 
hältnisse, in  erster  Linie  der  massenhaften  Auswanderung  m 
schreiben  sein  mag.  Die  Früchte  der  Reform  konnten  sich  erst  sehr 
allmäUg  zeigen.  Die  Schwierigkeiten,  denen  man  unmittelbar  nach 
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Erlass  der  Aniioniiktc  im  Jahre  183^  bp<i:o<,nipto.  haftci!  nicht  nur 
in  den  ganz  t'igeuthüiuliclieii  Verhiiltnisson  uiul  dt'r  enonni'H  Aus- 
dehnung des  Elends  ihren  Gnnid,  sie  l;ig/^n  nicht  minder  in  den 
Vonirtheilen,  dem  Widerstanih^  weh'heu  naiiieutlich  die  grossen 
Grundbesitzer  jeder  Reform  des  Arinonwe.seus  entgegensetzten.  Auch 
waren  es  zu  jener  Zeit  politische  Motive,  die  namentlich  die  ein- 
flnssreiche  Partei  unter  Führung  des  grossen  Agitators  O'Coiinell 
jede  von  England  ausgebende  fieform  mit  misstranischem  Auge 
betrachten  lieesen.  O^Connell  war  ein  entschiedener  Gegner  des 
neuen  Gesetze«;  auch  bei  einer  grossen  Zahl  von  F&chtem  fiel 
der  Same  der  (^position  auf  fruchtbaren  Boden;  es  bedurfte  neuer 
und  furchtbarer  Heimsuchungen,  um  in  der  Bevölkerung  sdbst 
die  Erkenntniss  der  Befoimbedürftigkeit  zur  Beife  zo  bringen. 
Die  englische  Begierung  Hess  sich  durch  die  bestehenden  Schwie- 
rigkeiten nicht  irre  machen;  mit  grösster  Energie  verfolgte  sie 
ihre  Ziele.  Ohne  diese  Energie  wäre  der  Widerstand  kaum,  jeden- 
falls nicht  so  rasch,  beseif  igt  wordfii,  MImiilig  überzeugte  man 
sich  einestbeils  von  der  Nutzlosigkeit  des  Widerstandes,  anderer- 
seits von  dem  Nntzfn  derKeform;  di'^  Onindht'<it7Mr  entzogen  sich 
nicht  länger  ilirer  Aufgabe,  mitzuwirken  durch  liath  und  Thjit; 
durch  sie  wurde  allniiilig  ein  Umschwung  in  der  öffenllieln-n 
Meinung  herbeigeführt;  jetzt  hat  das  (itvsetz  üherall  in  wohlbe- 
reitetem und  fruchtbarem  lioden  fe^ie  ^\  in7i'lii  gefasst.  An  der 
Besserung  der  irischen  Zustände  hat  die  Keform  des  Arnienwusens 
jedenfalls  einen  selir  erheblielieii  Antheil. 

Die  statistisch  erhärtete  Thatsache,  dass,  im  Verhältniss  zur 
Bevölkerung,  in  Irhuul  jetzt  weniger  Personen  unterstiiLzungsbe- 
dfliftig  sind,  als  in  England,  wird  auf  den  ersten  Blick  befremden. 
Sie  findet  aber  ihi^  BrUilrung  in  den  verschiedenartigen  wirthschaftli- 
eben  Verhältnissen  undLebensgewohnbeiten,  vor  Alleminderungleich- 
artigen  Vertheilnng  der  Bevölkerung  auf  Stadt  und  Land.  In  England 
wohnt  fiber  die  Hälfte  der  Bevölkerung  in  Städten,  in  Irland  da- 
gegen nur  ein  FOnftel.  Veigleicht  man  Stadt  mit  Stadt,  Land 
mit  Land,  so  werden  die  Unterschiede  geringer.  Bam  kommt, 
dass  der  Irlftnder  bekanntlich  an  Wohnung,  Kost  und  Kleidung 
geringere  Anfordemngen  stellt,  als  der  Engländer,  also  billiger 
zu  unterhalten  ist.  als  dieser,  dass  bei  diesem  mithin  auch  die 
ünterstützungsbedürftigkeit  sich  früher  einstellt,  als  bei  jenem. 

Eine  sehr  erhebliche  Verbesserung  zeigt  der  Gesundheitszu- 
stand der  irischen  Bevölkerung.  Während  früher  Fieber  und  an- 
steckende Krankheiten,  m»'istenthei1s  o'mv  Ftdg«>  iinf,^'>un'!''r  Woh- 
nungen, sowie  unzureichender  is'ahruug  und  Kleidung,  fast  jährlich 
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in  j]frossem  ümfan£ro  u  iederkelirten,  ist  jetzt  seit  1 H  Jahren  (mit  ein- 
zijjtT  Au^«nahmp  dpr  .Jahre  1854'55  ii.  ^'-'H^>/G6)  das  Fieber  in  schlira- 
nvr  Form  od'T  ntsderer  Ansdfhuung  nicht  wieder  aufgetreten, 
und  ;iurh  in  >\m  ItoiiJon  [rennnntcn  Perioden  war  die  aus  epide- 
niisclifu  Kranklit'iten  rosnltut'mie  .Sterblichkeit  in  Irland  pro/eiit- 
wei.se  geringer  als  in  England.  Die>e  0instigen  Verhältnisse  sind, 
neben  anderen  Trsachen,  nicht  /um  wt-njo-^tcii  dem  Freihandel  zu 
verdanken;  die  Kartoffel,  früher  fast  da.s  einzig-e  Nahrungsmittel 
für  Millionen  der  irischen  Bevölkerun^^  hat  allmälig  anderen  Nali- 
ruDgsstoffen  mdir  imd  mehr  Platz  gemacht,  unter  diesen  vomebni- 
lich  dem,  von  den  ver^nigten  Staaten  imd  Ogt-Bmpa  masaeilttll 
eiogdf&hrten,  Welschkom.  üeberdies  hatte  die  Amwa&denmg  dk 
natürliche  Folge,  die  Arbeitsldbne  zu  steigern  und  ein  materiflll 
besseres,  den  sanitätlichen  Anforderungen  mehr  entsprechendes 
Leben  m  ermöglichen.  In  den  Jahren  1860  bis  1862  waren  die 
Ernten  in  Irland  im  Allgemeinen  schlecht;  indess  traten  fast  alle 
Eraoldieitea  nur  in  milder  Form  auf,  ohne  Zw^fel  in  Folge  bes- 
serer Nahrung  und  gesunderer  Wohnung;  die  Blatternkrankheit, 
welche  früher  in  furchtbarer  Ausdehnung  ihre  Opfer  forderte,  iet 
jetot  fast  ganz  vpr^rhwunden.  — 

^Va^^  die  Beaufsichtigung  und  Verwaltung  der  Arbeitshäuser 
betrifft,  so  spricht  der  neueste  uns  vorliegende  Bericht  (erstattet 
am  31.  März  18«)*^)  sich  im  iVllgemeinen  günstig  darüber  aus, 
obwohl  in  vielen  Fällen  noch  immer  über  Mangel  an  Interesse 
auf  Seiten  d<T  Armenräthe  geklagt  wird.  Jeder  Inspekt^ir  ist  ge- 
setzlich verptliciitet,  das  in  seinem  Bezirke  liegende  Arbeitsbaus 
wenigstens  zweimal  im  Jahre  zu  besuchen,  ausserdem  jedesmal, 
wenn  spezielle  Veranlassungen  dazu  v  orliegen.  Um  das  Ehrgefühl 
der  Annenrüthe  rege  zu  erhalten,  hat  man  neuerdings  Fremde  zu 
Besuchen  aufgefordert ;  in  jedem  Arbeitshause  ist  ein  Fremdenbuch 
aufgelegt,  in  welches  die  Besucher  Bemerkungen  über  den  vorge- 
fundenen Zustand  der  Anstalt  und  ihrer  Inaassen  emtragea  klmien. 
In  dem  Jahresbericht  sind  zahlreiche  Auszfige  aus  diesen  Frem- 
denbflcbem  mitgetheilt;  sie  lauten  im  Allgemeinen  sehr  gttastig. 
Allerdings  geben  solche  Bemerkungen  fifichtiger  Beeneher  kehieii 
Maasstab  xur  Beurtheilung  des  inneren  Werthes  der  Eimicfatuogen; 
sie  konstatiren  nur  ganz  im  Allgemeinen,  dasa  der  Gdst  der  ReuH 
lichkeit  und  Ordnung  in  den  Arbeitshäusern  herrsche,  dass  die  In- 
sassen im  Ganzen  einen  guten  Eindruck  raachen.  Es  liegen  übri- 
gens Thatsachen  vor,  die  für  den  Werth  der  inneren  Zustände  in 
den  irischen  Arbeitshäusern  ein  günstiges  Zeugniss  ablegen.  Pie 
neuesten  Jahresberichte  schildern  die  Ergebnisse  der  Bniehoog 
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armer  Kiiidor  im  Arbeitehause  als  sehr  nfunsti^?:  zum  Beweise 
wird  angetührt,  dass  die  die  Schule  verlassenden  Kinder  in  den 
meisten  Fällen  mit  Leichtigkeit  untergebracht  werden  und  sehr 
häufig,  noch  ehe  ihre  Ausbildung  zu  einem  gewissen  Abschluss 
gebracht  ist,  bei  Privatleuten  ein  passendes  Unterkommen  finden;  die 
Handwerksmeister  scheinen  im  Allgemeinen  die  im  Arbeitshause 
erzogenen  Kinder  gern  in  die  Lebie  zu  nelunen;  in  den  verscbie- 
denen  Handwerken  findet  die  fiberwi^gende  Mehrzahl  der  Knaben 
fieechftftiguug;  yerhältniaarnftgsig  wenige  suchen  in  der  Landwirth- 
sehaft  ihr  Fortkommen.  Was  die  Mftdehen  betrifft,  so  sncht  man 
sie  vorzugsweise  als  Dienstboten  bei  achtbaren  Familien  unter- 
zubringen. Da  sie  im  Arbeitsbause  in  häuslichen  Yenichtungen, 
auch  im  Stricken  und  Nfthen  einige  Anleitung  erhalten  haben,  so 
findet  ihre  Unterbringung  in  der  B^^el  wenig  Schwierigkeit.  So 
Tiel  im  Einzelnen  noch  zu  bessern  sein  mag,  so  ist  doch  nicht  zu 
leugnen,  dass  die  Arbeitshäuser  in  gesundheitlicher  und  sittlicher 
Beziehung  ihren  Zwecken  ^entsprechen,  im  Allgemeinen  TreflTlichos 
leisten.  Gerade  in  Irland  hat  das  Arbeitshaussystem  wpsontlich 
zur  Vcrbe^serun!]^  der  Zustände  beigetragen;  das  Betteln  ist  zwar 
noch  nicht  überall  beseitigt,  doch  hat  man  verstanden,  es  in  immer 
engere  Grenzen  einzuschränken. 

Den  bedeutenden  Umschwung,  welcher  in  allen  Verhältnissen 
Irlands  eingetreten,  hätten  vor  etwa  zehn  Jahren  wohl  Wenige 
zu  erhoffen  den  Mutli  gehabt.  Neben  der  Heforra  des  Arnien- 
wesens  hat  freilich  die  Auswanderung  eriicblich  zur  Besserung  der 
Zustände  beigetragen;  ihr  ist  zu  nicht  geringem  Theile  zuzuschrei- 
ben, dass  das  geetArte  Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und  Nach- 
frage der  Arbeitskräfte  allmftlig  wiederhergestellt  wurde.  An  der 
Forderung  der  Auswanderung  hat  fibrigens  auch  die  Armengeaetz- 
gebnng  einen  wesentlichen,  und  zwar  einen  mittelbaren  und  un* 
mittelbaren  Antbeil;  mittelbar,  indem  durch  sie  Grundbesitzer 
und  Arbeitnehmer  veranlasst  wurden,  in  der  Auswanderung  das 
geeignetste  Mittel  zur  Verbessening  ihrer  Lage  zu  suchen.  Be- 
gierung,  ArmenbehOrden  und  Grundbesitzer  wirkten  zusammen, 
um  der  Auswanderung,  namentlich  aus  den  am  schwerst-en  be- 
drängten Bezirken,  Vorschub  zu  leisten.  Ein  Gesetz  des  Jahres 
1843  bestimmt,  dass,  wenn  die  Grundbesitzer  zwei  Drittel  der 
Kosten  zur  Auswanderung  beisteuern,  die  Armenverbände  für  das 
fehlende  Dritid  aufzukommen  haben.  Im  Jahre  1H49  wurde  ver- 
fügt, dass  < !]uiKll'esit/,t'i  inid  andere  IVrsonen,  die  sich  hinsieht- 
lieh  der  Kosten  der  Auswanderung  uni  den  Armen  verbänden  ver- 
eiabaren  würden,  die  vorgeschossenen  Gelder  allmälig  aus  der 
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Armenkasse  zorfickerbalten  sollteil.  Auch  die  B^erung  bewU* 
ligte  gelegentlich  Znschliflse  zu  Zweeken  der  Answandeniag,  traf 
Anstalten,  um  bülige  Uebeifahrt  nach  den  Eolonieen  m  maüg' 
lieben  und  yerspiach,  dort  für  die  neuen  Ankömmlinge  nach  Kiiftea 
sorgen  zu  wollen.  Durch  Oesetz  Yom  24  August  1863  (6  n.  7 
Viktoria  o.  92)  wurde  bestimmt,  dass  ffir  Besitzungen  unter  mm 
jährlichen  Pacbtwertb  von  4  i^,  in  grösseren  Städten  TOn  nnter 
8  £^  der  Grundeigenthümer  die  Armensteuer  zu  zahlen  habe,  so- 
dann, dass  Inhaber  und  Pächter  von  mehr  als  einem  Viertel  Acker 
Land  keine  Armenunterstützung  erhalten  dürfen;  die  erstere  Maas- 
regel hatte  die  natürliche  und  höchst  wohlthätige  Folge,  die  Grund- 
stückszur^ummenlegiing  zu  orlt-icht^rn,  während  die  zweite  Verfii- 
«,nnig  <li(!  unterstützungsbedürftigen  Piiclitor  kleiner  Par/ellen  zur 
Autlnsiing  ihres  Pachtverhäitiusses  und  vielfach  zur  Auswanderung 
veraula.sste. 

,le  mehr  sicli  die  guten  Folgen  der  neuen  Aiinengeselzgebuntr 
fühlbar  machten,  nm  so  mehr  verschwanden  die  Vorurtheüe,  mit 
denen  man  in  frülierer  Zeit  auf  Schritt  und  Tritt  zu  kämpfen 
hatte.  Zur  Beseitigung  der  von  Grundbesitzern  und  Paeliteru  ge- 
nährten Vorurtheile  hat  wesentlich  die  katholische  Geistlichkeit 
beigetragen,  die  der  neuen  Armengesetzgebung  von  AnJfiuig  an 
zugethan  war.  Die  sehr  ausgedehnte  Haditbetugniss  der  Zentral- 
behörde, an  der  man  in  &fiheren  Jahr«n  viel&eh  Anstoss  nalm, 
wird  jetzt  ron  den  meisten  IrlAndem  als  etwas  Ar  die  besondm 
Verhältnisse  des  Landes  durchaus  Nothwendiges  angesehen. 

JDie  bei  der  irischen  Armenpflege  gemachten  Erfahrungea 
haben  gezeigt,  dass  das  Nichtvorhandensdn  eines  Heimathsgeaettes 
keine  dauernden,  und  zeitweilig  keine  erheblichen  Misstände  in 
seinem  Gefolge  gehabt  hat.  Pie  l  eberbürdung  einzelner  Arinen- 
MTbilnde  zu  Gunsten  anderer,  das  Bestreben  derselben,  sich  durch 
harte  Behandlung  ilurer  Armen  theilweise  zu  entledigen,  ist  nur 
selten  vorgekommen.  Wo  es  der  Fall  war,  hat  man  gelcgCDthch 
durch  eine  Ufiltssteuer  (rate  in  aid)  sich  zu  helfen  gesucht.  We- 
der die  Zentralbehördts  noch  die  Arinenräthe  haben  bis  jetzt  den 
Wunsch  geäussert,  dass  ein  Heimathsgesetz  eingeführt  werde,  weil 
man  von  solchem,  wohl  nicht  mit  Unrecht,  Unzuträglichkeiteii 
mannigfacher  Art  befürchtet.  Ebenso  wenig  ist  man  geneigt,  da-s 
Prinzip  der  lokalen  Armenpflege  zu  verlassen  und  das  Armenwesen 
in  die  staatliche  Verwaltungsdomäne  zu  verweisen.  Es  steht  zu 
hotTen,  dass  mit  der  sich  immer  mehr  anbahnenden  rationeUen 
Vertheilung  des  Grund  und  Bodens,  der  TersUodigeren  Adnr- 
wirthschaft  und  dem  Wachsen  der  industriellen  Thfttigkeit  und 
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des  Genossenschaftswesens  die  Arinenlai?t  allraälig  sich  veiriii!^''ern 
werde.  Stets  aber  wird  man  in  Irland  des  Mannes,  der  wesentlich 
das  Verdienst  hat,  die  Keform  in  der  Arnicngesetzgebun.L,'  mit 
Umsicht  und  Energie  herbeigeführt  zu  haben,  des  Sir  George 
Nicholls,  in  dankbarer  Erinnerung  eingedenk  bleiben. 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  Zahl  der  ans  öflfentlichen  Mitteln 
nntorstfitzten  Armen  hi  Grossbritannien,  anf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  gerechnet,  im  Abndimen  begriffen  ist.  An  und  f9r 
sich  wärde  diese  Erscheüning  als  ehie  erfreuliche  zu  begrässen 
sein,  wenn  man  nicht  nach  dem  allgemeinen  Gange  der  wth- 
schaftUchen  Entwickelung  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  ein  stär- 
keres Zurückgehen  der  Aimenziffer  hätte  erwarten  können.  Br- 
w8gt  man  aber,  wie  sehr  gerade  in  Grossbritannien  der  allgememe 
"Wohlstand  gestiegen,  wie  sehr  in  diesem  Zeitraum  auch  die  Ar* 
beitslöhne  sieb  gehoben  und  zwar  veilKilhiissmässig  mehr,  als  die 
Steigerung  der  Lebensmittelpreise  und  der  ^Voh^ungs^liethen  bc> 
trägt,  so  kann  uns  die  relative  Abnahiae  der  Armenzahl  weder 
für  jetzt  befriedigen,  noch  im  Hinblick  auf  die  Zukunft  beruhigen. 
Die  britische  Armenstatistik  verliert  noch  mehr  von  iiucji  Licht- 
seiten, wenn  man  bedenkt,  in  welchem  Umfange  gerade  in  den 
letzten  Dezennien  die  üft'nrtssenschaftliche  Sclh>th(ilfe.  verbunden 
mit  dem  Kassenwesen  in  seinen  verschiedenen  Jr  ornieu  Boden  ge- 
wonnen hat,  wie  der  moderne  Geist  der  wirthschafllichen  und 
humanen  Vergesellschaftung  in  immer  weitere  Kreise  dringt, 
nach  immer  neuen  und  grossartigeren  Formen  ringt.  Zwar  ist 
es  erfreulich,  wenn  die  offiziellen  Berichte  uns  versichern,  dass  in 
Gtossbritannien  jeder  Bedürftige  durch  das  Armenwesen  wenig- 
stens in  seiner  lesUiehen  Ezistenz  gesidiert,  vor  dem  Hungertode 
bewahrt  werde;  dem  britische  Nationalsiolz  wird  eine  solche  Mit- 
theüong  ohne  Zweifel  schmeiGhelhaft  am.  Der  objektive  Beob- 
achter wird  sich  dabei  aber  nicht  beruhigen,  vielmelür  zu  erfahren 
wünschen,  welche  Mittel  man  zu  ergreifen  gedenkt,  um  dem 
Wachsen  der  Armuth  Schranken  zn  setzen,  die  Quellen  der  Armuth 
zu  verstopfen  oder  von  ihren  Ursachen  wenigstens  die  hauptsftch- 
lichsten  zu  beseitigen.  Das  Arbeitshaussystem  bat  in  England 
Gutes  gewirkt,  in  Irland  augenscheinlich  zur  Verbesserung  der 
Zustände  wesentlich  boiiretragen.  Aber  der  Zwang  des  Werk- 
hauses ist  in  England  keinesweges,  in  Irland  nicht  mit  voller 
Strenge  auf  alle  Arbeitsfähige  ausgedehnt  und  wenn  man  auch 
in  beiden  Königreiclien  die  volle  Strenge  einführen,  und  in  Schott- 
land ebenfaliä  gan;}  und  voll  zum  Werkhaussjstem  übergehen 
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wollte,  —  CS  entstünde  die  Frage,  ob  das  nidit  eine  unverhältr 
nissmägsige  Zunahme  der  Armenlast  zur  Folge  haben  würde. 
Diese  grosse  und  vielfach  steigende  Armenlast  ist  es,  die  die 
sclnversten  Bedenken  erregen  miiss.  Wird  das  jetzige  System  des 
AniH'inveiis  unverändert  beibehalten,  so  wird  eine  fernere  Steige- 
rimg  der  Etats  aueb  in  dem  glücklichen  Falle  einer  normalen  und 
stetigen  Hntwickelung  der  allgemeinen  Wirthscbaftsverhältnid.se 
schwerlich  zu  umgehen  sein.  Es  fragt  sich  aber,  ob  eine  erheb- 
liche Steigerung  ausführbar,  und,  wenn  ausführbar,  ob  sie  nicht 
grosse  üebelstäude  in  ihrem  (Jefolge  haben  würde.  Die  Arraen- 
steuer  gehört  in  Grossbritannien  zu  den  unbeliebtesten  Steuern;  iu 
vielen  Kreisen  der  Bevölkerung  gilt  sie  als  eine  nahezu  unerträg- 
liche Last  und  es  sich  vidf^  die  Ueberzeugung  befestigt, 
dass  die  Steuer  jetzt  eine  Höhe  erreicht  habe,  welche  die  lUg- 
lichkeit  einer  weiteren  Steigerung  ausschlieese.  Mag  diese  üelwp- 
zeugung  begründet  sein,  oder  nicht;  es  wflrde  das  nicht  einmal 
das  schwerste  Bedenken  sein,  wdcihes  gegen  die  Armensteoer 
haupt  in  ihrer  jetzigen  Form  zu  erheben  ist  Sie  hat  sociale  vaA 
sittliche  Nachtbeüe;  der  Einzehie  glaubt,  mfach  durdi  ZaUmg 
der  Steuer  die  Pflicht  der  Menschlichkeit  eMli  zu  haben;  er  hat 
keine  Veranlassung  und  würde  sich  auch  kaum  die  Mähe  gebes, 
die  Bedürftigkeit  in  dem  ihm  begegnenden  Falle  zu  prüfen.  So 
wird  aus  den  Taschen  der  Steuerzahler  der  Bequemlichkeit  der 
Steuerzahler  Vorschub  geleistet.  Es  tritt  eine  Erschlaffung  des 
VVohltbätigkeitssinnes  ein;  besoldeten  oder  unbesoldeten  Beamten 
überlclsst  man  ohne  weiteres  Nachdenken  die  Sorge  für  die  Armen ; 
(lifse  Beamten  haben  die  schwierige  Aufgabe,  in  jedern  einzelnen 
Falle  über  die  Würdigkeit  oder  Bedürftigkeit  des  Almosensuehers 
zu  entscheiden,  eine  Aufgabe  zudem,  welche  durch  die  einer  ra- 
tionellen Begründung'  in  den  meisten  Fällen  entbehrende  öflfentr 
liehe  Kritik  (im  Publikum  vmd  in  der  Presse)  in  der  That  niciii 
erleichtert  wird.  Kein  Wunder,  dass  die  Bcamtun  ihre  Arbeit 
vielfach  nicht  mit  der  rechten  Freudigkeit  verrichten;  sie  wisaeo, 
dass  sie  in  den  meisten  Fftllen  aaf  Dank  kaum  zu  leehnen  habeo; 
vor  ihnen  erscheint  der  Arme  weniger  als  Bittender,  denn  ab 
Fordernder,  dem  nOthigenMs  der  Rekurs  an  die  ZentralbebAidsD 
oder  den  Oerichtshof  firdsteht;  das  Publikum  wird  aber  ui 
Segel  zu  grosse  Strenge  Sdtens  der  Beamten  als  nagereditfv- 
tigte  Hirte  beurtheilen,  in  der  allzogroes^  NachsiGht  dagegea 
eioe  drohende  Steigerung  des  Armenbudgets  erblicken. 

Verschiedenartig,  wie  sich  das  System  der  Armenpflege  nach 
Geschichte  und  Volkscbarakter  in  den  drei  KOnigreiehen  entwickelt 
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bat,  hat  es  auch  in  der  neuesten  Zeit  diesen  Charakter  bewahrt; 
hatte  ea  in  früherer  Zeit  auch  unstreitig  seine  Berechtigung,  hat 
es  auch  in  neuester  Zeit  vielfach  Gutes  uud  Erspriessliehcs  ge- 
wirkt, so  inoinen  wir  doch,  dass  es  mit  uiiscrtT  raodenion  Kultur- 
strömung  schwer  vereinbarist,  und  inim-i  weniger  dazu  stimmen  wird. 
Vielfach  beginnt  man  auch  bereits  ein/iisehen.  dass  man  in  nicht 
ferner  Zeit  auf  Keluriiien  Bedacht  nelimeii  müsse:  die  kolossale 
Zunahme  der  hauptstädtisehen  Armenlast  hat  uamentlit  Ii  in  jüngster 
Zeit  die  Ketormbedürttigkt'it  auch  dem  grösseren  Publikum  nahe 
gelegt.  Aber,  ehe  man  die  Axt  an  die  Wurzel  eines  Baumes  legt, 
der  Jahrhunderte  laug  gestanden  und  so  viele  gute  Früchte  ge- 
tragen, wird  man  geneigt  sein,  zu  PaHiativen  zu  greifen.  Der 
biitiBche  Volksgeist  befreundet  sich  nicht  leicht  mit  raschen,  mjjb 
der  Vergangenheit  radikal  brechenden  Uebergftngen,  trennt  sieb 
schwer  von  Einrichtongen,  denen  die  Jahrhunderte  das  Ansehen 
des  Ehrwürdigen  verliehen.  Nur  auf  diese  Weise  ist  es  vielleicht 
zu  erUftren,  abgesehen  von  den  unleugbar  grossen,  in  der  Sache 
selbst  liegenden  Schwierigkeiten,  dass  eine  radikale  Umgestaltung 
des  heutigen  Armenwesens  in  p]ngland  noch  nirgends  bis  jetzt 
eifrige  Fürsprecher  gefunden  hat.  Namentlich  die  Arniensteuer  in 
ihrer  jetzigen  Form  wird  gar  viel&cb  als  ein  Uebel  erkannt,  aber 
man  hat  sich  gewöhnt,  sie  als  ein  nothwendiges ,  nicht  zu  besei- 
tigendes Uebel  anzusehen.  Und  doch  iih'i?ien  wir,  dass  jede  Re- 
form des  Armenwesens  ohne  Beseitigung  des  jetzigen  Artnenbe- 
steuerungsujodus  ihrt'i!  Zweck  verfehlen  würde.  Bei  der  immer 
grösser  werdendeu  ManniL^altigkeit  in  der  wirthseiiaftliclu'n  Kon- 
figuration der  drei  Kouigreielie  wird  die  Zentralisation  in  der  Lei- 
tung des  Armenwesens  mit  Nnt/en  für  Alle  immer  schwerer  durch- 
zuführen sein,  die  Lukalisininir  und  das  selbständige  Vorgehen 
kleiner  Verbünde,  uamentlieh  auf  dem  Gebiete  des  .Steuerwesens, 
immer  uothwendiger  werden.  Damit  stellt  sich  dann  allerdiugs 
auch  die  Nothwendigkeit  ein,  wenigstens  in  England  und  Schott- 
land eine  Beform  der  Heunathsgesetzgebung  in  Angriff  zu  nehmen. 
Es  harren  hier,  wie  man  zugeben  muss,  äusserst  schwierige  und 
umfassende  Arbeiten  ihrer  Erledigung,  zu  der  vielleicht  nur  grosse 
wirthschsftliche  Ealamitftten  drängen  werden,  wenn  nicht  die  sich 
anbahnende  Reform  in  der  Verwaltung  und  der  politischen  Vertre- 
tung die  beiden  wichtigeren  Materien  schon  früher  auf  die  Tagea> 
Ordnung  der  öffentlichen  Meinung  bringen  sollte.  Die  jetadge  Hei- 
raathsgesetzgebung  ist  unvereinbar  mit  der  praktisch  gewordenen 
Freizügigkeit;  streng  durchgeführt,  muss  sie  inhumane  Härten  zur 
Folge  haben. 
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Herr  Oladstone  bat  im  engliacfaen  TJnteriiame  jibigst  die 
Zusicherung  gegeben  *  die  Begierung  werde  sieb  bald  nnd  mat- 

giscb  mit  der  ganzen  Kommimalbesteuerung  beschäftigen;  diese 
Beschäftigung  wird  dit*  Ht  i^icriini,^  mit  Nothwentligkeit  auf  eine 
gründliche  Prüfung  dm-  Armeosteuer  hinweisen;  eoUie  aie  sich  eoi- 
scblieesen,  auf  diesem  Gebiete  umgestaltend  vorzugehen,  so  wird 
sie,  wenn  nicht  sofort,  so  doch  sicher  in  der  Zaknoft,  auf  deo 
Dank  der  Nation  zu  rechnen  haben. 
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XXIU. 

Schweden  nnd  Norwegen. 

Angnit  LammejrB  in  Bremen. 


I.  Schweden.  Während  des  Mittelalters  war  in  Schweden, 
wie  überall,  die  Armenpflege  theils  Kirchen-,  theils  Privatsache. 
G.  Broome  (Om  Svenska  Allemrmna  Fattii^vardslagstiftninijon, 
Liind  1856)  ist  ihren  Spuren  bis  in  die  altiii  l'rovinzialroehte 
nachgegangen;  aber  was  er  q^efunden  hat,  be^^chränkt  sich  in  der 
Hauptsache  auf  die  Verpriegung«ipflichten  von  Verwandten  gegen 
einander.  Oeffentlichen  Oiarakter  tragen  nur  erst  die  selioii  im 
fünfzehnten  Jahrhundert  auftretenden  Verbote  der  Bettelei.  Gleich- 
wohl datirt  eine  heute  nocli  in  Ueberresten  erhaltene  arnienpHe- 
gerische  Einrichtung,  das  Naturalquartier  oder  Laegdwesen  (s.  Nor- 
wegen) in  diese  Zeit  zurück,  und  hat  von  der  Kirche,  nicht  vom 
Staat  oder  von  der  weltlichen  Qem^de,  ihre  erste  Sanktion  er- 
halten. Vom  Zehnten  n&mlich  sollte  anch  in  Schweden  ein  be- 
stimmter Theil  regelmässig  den  Annen  znfliesaen;  nnd  swar  hatten 
sich  diese,  nachdem  der  Ortspriester  sein  Drittel  vorwegbekommen 
hatte,  mit  dem  Bischof  und  der  Kirche  in  die  ühiigbleibenden 
zw«  Drittel  theüen.  Ihr  Antheil  wurde  aber  von  den  Pflich- 
tigen meistens  innehehalten,  indem  sie  entweder  (wie  in  entlege- 
neren Gegenden  hente  noch)  selbst  vorzogen  ihre  Unterstützungs- 
pflicht in  Naturalien  statt  in  Oelde  zu  erfüllen,  oder  auch  die 
mangelliaft«  Ausbildung  des  Geld  Verkehrs  dazu  zwang.  In  gros- 
seren Städten  gab  es  einzelne  HosjMtäler  —  meistens  zum  Hei- 
ligen Geist  benannt,  wie  in  der  gau/eii  abendländischen  Christen- 
heit seit  Tnnocenz  UT.  -  ,  welche  Siecheidiaus  und  Armenhaus 
zugleich  waren;  dann  ging  der  Almoseutheil  des  Zehntens  ganz 
oder  theüweise  an  sie. 

Die  Beformation  stiess  nun  nicht  sowohl  —  wie  oberfiäch- 
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liehe  Betraehtong  bisweilen  angeoommea  hat  —  eine  heilsame 
und  beArkdigeiide  Qrdnunif  des  kmaiweaua  um,  als  dass  sie  auf 
die  Unhaltbarkeit  derjenigen,  welche  sie  Torfiind,  ein  pUHdidies 
und  greUee  Licht  waif.  Mit  der  Aufhebung  dw  Klöster  ver- 
schüttete sie  den  Sumpf,  anf  welchem  die  Faulheit  und  LIedetlidi- 
kdt  der  Massen  am  üppigsten  gewuchert  hatte.  Natfirlich  aber 
verschwand  mit  dieser  Trockenlegung  des  Bodens  nicht  sofort  auch 
die  vorher  auf  demselben  erwachsene  giftige  Frucht.  Die  grosae 
europäische  Landplage  des  sechszehnten  und  siebzehnten  Jahrhon- 
derts,  die  Bettelei,  suclil*'  auch  Schweden  heim.  Sic  zutTst  war 
es,  was  den  sich  entwickdaden  modernen  Staat  auf  das  QMt 
der  Armenpflege  rief. 

< 'hitrakteristiächer  Weise  für  Schweden  jedoch,  da;^  hb  in  die 
(Jeii^oiwurt  hinein  eine  so  nahe  Verbin<liing  zwischen  Staat  imd 
Kivdie  aufrechterhalten  hat  wie  kein  protestantisches  Land,  wie 
sogar  auf  der  katholischen  Seite  der  Welt  fast  nur  Spanien,  war 
das  erste  Staatsgesetz,  welches  einen  Grund  zu  ölfentlicher  Arnieu- 
pflege  legte,  eine  Kirchenordnung,  die  vom  Jahre  1571.  Das 
Betteln  ganz  zu  verbieten,  wagte  man  damals  noch  nicht.  Mau 
suchte  es  aber  theils  äusserlicii  eiü/usvliiaukcn,  indem  es  an  eine 
Art  öffentlicher  Beglaubigung,  einen  vom  Bischof  ausgefertigten 
Beitelbrief  geknüpft  ward ;  und  nur  ein  soteher  Pass  hatte  Ansprodi 
damuff  durch  den  Prediger  von  der  Kanzel  herab  verlesen,  d.  h. 
öffentlich  bekannt  gemacht  und  zur  Nachachtung  empfohlen  n 
werden,  woffir  die  Kanzel  noch  heutigen  Tages  in  einem  gewisBen 
Umfang  durch  Skandinavien  gilt.  Theils  ging  man  der  Betfeelei 
auch  von  innen  her  zu  Leibe,  durch  regelmässige  Sammlnogfli 
bei  allen  festlichen  Gelegenheiten,  deren  Ertrag  in  eine  eigene 
Armenkiste  fiel,  sowie  durch  die  Anordnung  von  besonderen  Auf- 
enthaltsorten für  hülflose  Armuth.  Neben  jeder  DornJorohe  sollte 
ein  Hoapital  so  errichtet  und  unterhalten  werden,  dass  es  miude- 
stens  dreissig  Personen  aufnehmen  könnte;  in  jedem  Kirchspiel 
eine  oder  mehrere  Stuben  für  vier  bis  sechä  siecbe  und  elende 
Personen. 

Dies  waren  aber  l)losse  Tropfen  auf  einen  heissen  Stein.  Das 
erkannte  <iustav  AdolTs  Scharfblick,  als  er  im  Jahre  1020  die 
Aufmerksamkeit  seiner  Hiscliöfe  avif  die  L^ebelstände  des  Armen- 
wesens liinlenkte.  Was  die  Krune,  sagte  er,  den  Spitälern  zu- 
wendet, wird  von  den  Verwaltern  aufgezehrt,  und  der  .\rme 
schlimmer  als  ein  Hund  herumgestosseu.  Er  entwarf  daher  1624 
eine  neue  «Conatittition  gegen  Bettler  und  Tagediebe",  wdche  anf 
grossere  Zentnüaation  der  Mittel  und  Krftfte  hinanalief,  Unte^ 
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drückunpf  der  missbrauchten  Siechonstuben.  Schaffung  dagegen  von 
Provinzialspitalern  und  Waisenhäusern  wollte.  Aber  den  Stünden 
[riuf^en  solche  Reformen  noch  zu  weit;  von  dem  ganzen  umfas- 
senden Plane  des  grossen  Königs  kam  nichts  zu  Stande  als  ein 
grosses  Waisenhaus  zu  Stockholm  und  das  Invalidenhaus  von 
Wadstena,  hier,  wie  in  anderen  Ländern,  der  natürlicbe  Nieder- 
schlag einer  Epociie  kriegerischen  Erfolges  und  liuliiues,  der  blei- 
bende Ausdruck  für  den  Dank  des  Vaterlandes  an  eine  siegreiche 
Annee. 

FQr  die  Ämenpflege  im  allgemeinen,  oder  wie  die  Aufgabe 
dameb  noeh  Torzngsweise  Tentanden  wurde,  für  die  Bekämpfung 
des  Bettelwesena  geschah  nor  durchsclmittUch  alle  Menaebenalter 
tmnaX  das  Nothdüriligste.  Die  Bettler-Ordnung  von  1642  stellte 
die  Unterstützungspflicht  der  Kirchspiele,  welche  in  der  Kirchen- 
Ordnung  von  1571  nur  mehr  erst  andeutungsweise  ausgesprochen 
war,  beatummter  fest,  drang  auf  Vermehrung  der  Siechenstuben, 
und  gab  andererseits  den  Bettelpässen  eine  engere,  verschieden 
abgestufte  Geltung.  Der  alte  Satz  der  Provinzialrechte,  dass  die 
Erbschaft  eines  Verpflegten  dem  Spital  zufalle,  wurde  neu  bekräf- 
tigt. Das  Kircheu-Gesetz  von  IGSQ  beschäftigte  sich  auch  wieder 
mit  der  Armenpflege;  es  schränkte  das  Recht  zu  betteln  vollends 
auf  das  heimische  Kirchspiel  ein,  verschärfte  die  Unterstützungs- 
pflicht des  Kirchspiels  und  forderte  von  jedem  Vermöjjfenden  eine 
jährliche  Gabü  für  , seiner  nothdürftigen  Mitclirisleu  Unterhalt.' 
Trug  ein  Kirchspiel  an  seiner  Armenlast  zu  schwer,  äo  sollten 
die  Nachbarkirchspiele  ihm  beispringen. 

Aber  mit  aller  dieser  Gcsetzgpbuitir  wurde  die  Bettlerplage 
nur  inm[ier  uuerträglichcr.  König  Kurl  XJ.  konnte  sich  aelbst  in 
s^ner  Hauptstadt  nicht  anders  vor  ihr  retten,  als  dass  er  ein 
grosses  Baspel-  und  Spinnhaus  errichtete,  in  welchem  Alle  welche 
auf  der  Strasse  oder  in  den  Häusern  bettelnd  betroffen  wurden, 
mit  Zwang  zur  Arbeit  angehalten  werden  sollten.  Die  Bettler- 
Ordnung  von  1698  gewährte  die  erforderlichen  gesetzlichen  Hand- 
haben, nm  so  zu  verfahren,  und  beseitigte  in  Bekräftigung  des 
Kirchen-Gesetzes  v<m  1686  rechtlich  alle  Bettelei  ausserhalb  des 
eigenen  Kircdispiels.  Zugleich  wurden  den  Armenkassen  gewisse 
Gefälle  gesichert  von  Hochzeiten,  Taufen  und  Begräbnissen,  von 
Hausverkäufen,  Erbschaften  etc.  Jedes  Schiff  das  die  , Westsee*, 
d.  h.  das  Vk'eltmeer  jenseits  des  Kattegat  befuhr,  war  gebunden, 
alle  vier  Jahre  einen  Armenknaben  als  Schiffsjungen  mitzunehmen 
und  dergl.  mehr.   Ein  Gesetz  von  1734  bestimmte  das  Nähere 


570 


über  die  Ptlicht  zum  Aufbau  von  Arnionstuben  oder  Annenhäusern. 
Im  Laufe  des  achtzehuten  Jalirbundcrtä,  das  bekanntlich  die  Zeit 
der  von  oben  herab  gfefibten  und  durch  Zwangsmittel  ^virlniida 
Phüanthropie  war ,  begann  die  Staatsgewalt  sich  aodi  tiefer  in 
die  Einzelhdteii  der  Örtlichen  Armenpflege  zu  mischea,  jedoch 
ohne  besonderes  Glück,  wie  denn  Broom^  z.  B.  anfUirt,  dan  ae 
einmal  binnen  drei  Jahren  die  AnfsteUnng  dnes  ArmeDhanshalts- 
plans  für  jedes  Kirchspiel  Torgeschrieben  und  wieder  Mlen  ge- 
lassen habe.  Königliche  Verordnungen  von  1788  und  1811  ftastn 
mletat  die  Hauptgrundsätze,  welche  sich  bis  dahin  aus  der  Praxis 
und  dem  überlieferten  Rechte  herausgebUdet  hatten,  abschliessend 
zusammen.  Sie  stellten  auf  der  einen  Seite  mit  leidlicher  Deut- 
lichkeit fest,  dass  jeder  nicht  selbst  unterstützte  Kirchspielsgenosse 
zur  Tragung  der  Arraenlast  beizutragen  habe.  Auf  der  anderen 
Seite  abt^r  lösten  sie  die  Frage  des  Unterstützungswohnsitzes  minder 
benihi<3^end  und  entscheidend.  Die  Bezirlte  sollten  nicht  mehr 
völlig  arbeitsfähige  Personen  zurückweisen  können,  um  sich  ihre 
eventuelle  Unterstützung  vom  Halse  zu  halten;  daraus  entstand 
nicht  allein  grosse  Unklarkeit  über  die  Grenzen  dieses  Begriffs, 
Verschiedenheiten  in  ihrer  thatfiäililiLhen  Festsetzung,  sondern  auch 
ein  förmlicher  sogenannter  „Kirchspiels-Kricg."  Das  eine  Kirch- 
spiel suchte  dem  anderen  die  Last  zuzuwälzen,  welche  aus  der 
erforderlichen  Unterstützung  umgezogener  Armen  entsprang. 

Erst  unter  den  geistigen  Nachwirkungen  der  grossen  fiaiuS- 
siachen  Berolution,  also  mit  Beginn  des  gegenwSrtigen  Jahrhva- 
derts,  kam  die  schwedische  Armengesetzgebung  in  Tolleren  imd 
lebhafteren  Flnss.  Der  Beichstag  von  1809  veranlasste  die  Nie- 
dersetzung  eines  Ausschusses,  der  die  Frage  erschöpfend  bearbdteD 
sollte.  Dieser  reichte  erst  1821  seinen  Bericht  dem  KOoige  ein, 
der  das  Ausschussgutachten  dann  dem  Beichstag  von  18:?3  m- 
legte.  Die  Grundzüge  des  in  demselben  enthaltenen  Armengeset^ 
ratwnrfs  waren  folgende:  Unterstützung  solcher  bedürftiger  Per- 
sonen, welche  sich  nicht  selbst  zu  erhalten  im  Stande  sind;  Dar- 
bietung von  Arbeit  an  die  arbeitsfähigen  unter  denselben,  Pflege 
und  ünterrifht  für  Armenkinder:  Verptiichtung  des  Kirchspiels, 
diese  Uuter.stul/.unLTt'n  zu  leisten;  Ziilrissi^'keit  der  freiwiliigea  Ver- 
einigung mehrerer  Kirchspiele  zu  gemeinschaftlicher  Tragung  der 
Armeulast;  Unterstützuugs-Anspruch  des  Armen  an  das  Kirchspiel, 
wo  er  zuletzt  Steuern  gezahlt  hat  oder  hätte  zahlen  müssen; 
Widerspruchsrecht  des  Kirchspiels  gegen  die  Einwanderung  solcher 
Personen,  welche  voraussichtlich  der  Armenkasse  deujnächst  zur 
Last  fallen  würden;  Vomta  des  Predigers  in  der  Orts-Armea- 
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behörde;  Deckung  des  Defizits  der  Armenkasse  erst  durch  eine 
Per.^oneasteuer,  dann  durch  Gruud-  und  Gewerbesteuer.  Indessen 
nur  zwei  von  den  vier  Ständen  nahmen  diese  Vorlage  an,  und  der 
König  seinerseits  srhlug  sich  auf  die  Seite  des  Bestehenden.  Da 
aber  die  üblen  Folgen  desselben,  namentlich  die  Behinderung  der 
Zugfreiheit  durch  die  für  ihre  Armenkasse  besorgten  Kirchspiele 
und  der  Krieg  der  Kirchspiele  unter  einander  natürlich  damit 
nicht  üuckliessen,  so  erneuerte  der  Eeichstag  von  1835  die  For- 
denmg  seines  Vorgängers  von  1809.  Im  März  1837  setzte  der 
König  demgemiss  einen  neaoi  Auasdiuss  nieder,  der  im  Oktober 
1838  in  2wei  Abtheilongen  geschieden  wurde,  die  eine  für  das 
Beicih  im  aUgemeinen,  die  andere  ffir  die  Hauptstadt  Stoekholm, 
imd  im  Laufe  des  folgenden  Jahres  sein  Gutachten  aligab,  auf 
Wellies  die  königliche  Verordnung  vom  25.  Ifai  1847,  die  we- 
senfliehe  Ghrundlage  der  jetzt  noch  geltenden  Verordnung  ?om 
13.  Juli  1853,  gebaut  ward. 

Danach  berechtigt  nun  zunächst  zu  öffentlicher  Unterstützung 
solche  Bedürftigkeit,  welche  auf  Unvermögen  zur  Arbeit,  oder 
Geistesschwäche,  oder  Krankheit  beruht  Kinder  in  dieser  Lage 
haben  ausser  auf  Nahrung,  Kleidung  und  Obdach  auch  Anspruch 
auf  christliche  Erziehung  und  Unterricht. 

Trüger  der  Armenlast  ist  die  Stadt  als  solche,  und  auf  dem 
platten  Landp  das  Kirchspiel.  Mit  Zustimmung  des  Königs  kann 
allerdings  sowohl  eine  gewiss»'  t  icnieiusclmltlichkeit  mehrerer  Kirch- 
spiele für  gewisse  Zwecke  der  Ainieu]iiit.'ge,  wie  umgekehrt  auch 
eine  Zerlegung  eines  Kirchspiels  oder  einer  Stadt  in  verschiedene, 
theilweise  unabhängige  Armenbezirke  eintreten;  aber  die  gesetz- 
liche Verantwortlichkeit  bleibt  in  der  Hauptsache  immer  bei  der 
Stadt  oder  dem  lürchspieL  Die  Unterätützungspilichi  tritt  ein 
gegen  jeden  in  der  Stadt  oder  dem  Kirchspiel  Angesessenen,  der 
daselbst  zur  Steuer  beschrieben  ist  oder  gesetzlich  hfttte  besduie- 
ben  sein  sollen,  sowie  fiir  Jeden  ohne  diese  Vorbedingung,  der 
daselbst  sein  55.  Lebensjahr  etreieht  und  fiberschritten  hat.  Der 
dieser  Bestimmung  zu  Grunde  liegende  Qedanke  ist,  wie  man  leicht 
erkennt,  der,  dasg  Jemand  in  der  Bedrftngniss  da  veipflegt  worden 
soll,  wo  er  prfisumtir  den  besten  Theil  seiner  Arbeitskraft  ver- 
braucht hat;  die  Verordnung  von  1847  hatte  statt  dessen  den 
Erwerb  des  üntwetützungswohnsitzes  durch  dreijährigen  Aufent- 
halt, wie  das  preussische  Gesetz  von  1842,  aber  die  Verordnung 
von  1853  hat  den  oben  bezeichneten  Gedanken^  aus  dem  Ausschuss- 
Gutacht<-n  von  1821  wieder  aufgenommen.  Die  Hausfrau  theilt 
den  Versoigungsoit  des  Mannes;  die  Wittwe  sowie  die  geschie- 
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dene  Frau  ist  bis  auf  weiteres  da  berechtigt,  wo  sie  es  ab  Ehe- 
fran  war;  rechte  Kinder  bis  zum  15.  Jahre  im  Venorgungsori 
der  Eltern,  und  Cüls  beide  Eltern  todt  sind,  da  wo  der  letstg»- 
storbene  dersdben  ußterst&tznngsberechtigt  war;  unechte  Eioda 
folgen  der  Mutter.  Auf  Ausnahmen  in  besonderen,  selten  to!>- 
kommenden  F&Uen  oder  Sonderv<mschriften  für  einzebe  Bünde 
wie  z.  JB.  Seeleute  und  Militärs  braucht  hier  nicht  nfther  eilige- 
gangi'ii  zu  werden. 

Die  Kosten  der  Armenpflege  werden  zunächst  von  den  ZinseD 
vorhandener  Stiftungen,  den  Erträgen  von  Sammlungen,  Geld- 
bussen, freiwilligon  Gaben  und  dergl.  liestritten,  Reichen  diese 
Einkünfte  nicht  hin,  S't  nuiss  eine  Kopfstouor  zu  Hülfe  kommen, 
im  Betrage  von  H  Skillmg  für  die  Mannsperson  und  4  Skilling 
für  das  Frauenzimmer  über  18  Jahren.  Dieselbe  kann  Kiiizelnen 
unter  Umständen  von  der  Armenbehörde  erlassen  werden;  doch 
befreit  die  Niederschlagung  der  allgemeinen  Keichs- Kopfsteuer 
noch  nicht  ohne  weiteres  von  der  zu  Gunsten  der  Armen  erho- 
benen besonderen  Kopfsteuer.  Lässt  sich  die  Ausgabe  auch  hier- 
mit noch  nicht  decken,  so  wird  ein  weiterer  Zuschlag  zu  der  be- 
stehenden Grund-  und  Gewerbesteuer  erhoben. 

Die  Verwaltung  des  Armenwesens  steht  einem  engeren  Eircbr 
spiels-Aussehnss  zu,  in  denSIAdten  oder IXMfem  der  dafär  bald  so  bsld 
anders  organisirten  besonderen  Behörde.  Der  Qrtsprediger  ist  nr 
Theilnahme  befugt,  auch  wenn  er  nicht  zum  Mitglied  oder  (wss 
der  gewöhnliche  Fall  zu  sein  scheint)  Vorsitzenden  des  Ausschoeeee 
gew&hlt  ist.  Der  Aussehuss  ist  natürlich  nicht  mit  unbescbrSnlrter 
MacbtroUkommenheit  ausgestattet,  sondern  nach  oben  hin  von  der 
Staatsgewalt,  nach  unten  hin  in  gewisser  Weise  Ton  der  Qesanusfc- 
heit  der  Kirchspielsgenossen  abhängig. 

Unter  den  stehenden  äusserlichen  Veranstaltungen  zur  Linde- 
rung der  Noth  spielten  früher  die  öffentlichen  Getreide-Magazine 
eine  grosse  Kolle  —  erklärluli  «jonug  iu  dem  dünnbevölkerten, 
wegarmen,  zum  Thcil  so  rauhen  und  unl'mchtbaren  Lande.  Allein 
hier  wie  anderswo  wurde  die  Erfahrung  i^cniacht,  dass  diese  Ma- 
gazine der  Versorgung  des  Volkes  durch  den  freien  Verkehr,  der 
einzig  ausgiebigen,  in  der  Hauptsache  nur  Hindernisse  bereiteteu. 
Der  Reichstag  erklärte  daher  1823.  dass  die  Staats -Magazine 
ihren  Zweck  verfehlten  und  aufgehoben  werden  müssten;  wie  denn 
auch  geschah. 

Das  Betteln  is(  jetzt  zwar  gftnzlich  untersagt,  wird  aber 
immer  noch  mit  ungewöhnlicher  Milde  behandelt  und  angesehen. 
Aimeahftuser  bestehen  nicht  allzu  viele;  Versuche  mit  Aihmo* 
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Kolonien  zn  maehen  nach  dem  Vorbild  der  Niederlande,  scheint 
▼ergeblich  anempfohlen  worden  zn  sein. 

Wer  seinen  [ganzen  Lohpnsunterhalt  aus  der  Armenkasse  be- 
zieht, über  den  übt  die  .\rmenbeh(*rd  *  das  Kecht  des  Hausherrn 
über  sein  Üienstge.':iinde  aus.  Di^^^es  Hecht  schliesst  eine  gewisse 
Vormundschaft  ein.  Ein  Arnit'D[.{io,ü:ling'  ist  z.  B.  nicht  frei,  zu 
heirathen,  wann  und  wo  es  ihm  beliebt.  Die  i^euälirte  ünter- 
stützuncf  wird  grundsätzlich  nur  als  ein  Vor5chu?!s  betrachtet,  der 
bei  sich  bessernden  Erwerbs-  oder  Besitz-Verhältnissen  zurückzu- 
zahlen ist.  Doch  ist  die  praktische  Geltendmachung  dieses  An- 
spruchs soweit  eingeschränkt,  dass  dadurch  nicht  der  etwa  sich 
rügende  Trieb  der  Selbsternfthnmg  erstickt  oder  gelfthmt  werden 
kann.  Insassen  des  Armenhauses  können  nichts  ffir  sieh  in  Be> 
sitz  nehmen  oder  erwerben;  was  ihnen  zafiült,  gehOrt  der  Anstalt 
Vergehen  gegen  die  Ordnung  and  gute  Sitte,  sowie  ein  nndank- 
baree,  pochendes  und  trotzendes  Benehmen  werden  angemessen 
bestraft,  vorab  durch  Beschränkung  der  verabreichten  entbehrli- 
cheren Kahrungsmittel  und  sonstigen  Gebrauchsgegenstände. 

Dies  im  wesentlichen  das  geltende  schwedische  Armenrecht 
auf  dem  Grunde  seiner  geschichtlichen  Entwicklung. 

Fragt  man  nun  nach  seinen  thatsächlichen  Wirkungen,  so 
bedanerc  ich  die  Auskunft  schuldig  bleiben  zu  müssen.  Das  Ar- 
menwesen gehört  nicht  zu  den  Gebieten,  auf  denen  die  sonst  ver- 
dienstvolle, vielfach  anerkannte  schwedische  Statistik  sich  bisher 
hervorfjethaii  hat.  Ks  liegt  nicht  an  den  amtlichen  Statistikern 
(i'  S  Sia;ites.  Diese  tbuten  gern  mehr,  und  sind  sich  des  Werthes 
einer  woblbedacbten  sorgsamen  Armeustatistik  vollkommen  be- 
wusst;  ihr  Cbcf,  Medizinalrath  Dr.  Berg,  steht  darüber  mit  dem 
norwegischen  Armenstatistiker  Ellert  Sundl  in  lebendigem  Gedan- 
kenaustausch. Woran  es  fehlt,  das  sind  solche  Anweisungen  an 
die  firtUehen  Behörden,  welche  das  Material,  zweckmässig  und 
fibereinstimmend  erhoben,  zur  Zusanunenstellung  und  Verarbeitung 
pünktlich  an  das  statistische  Bäieau  des  Staates  gelangen  lassen, 
während  jetzt  die  Verwaltungsbehörden  ihre  viel  abgezogene,  nicht 
fitöhmflssig  entwickelte  und  geschulte  Aufinerksamkeit  darauf  ver- 
wenden mfissen. 

Nur  mit  allem  Vorbehalt  theile  ich  demnach  hier  noch  einige 
summarische  Ziffern  mit.  Die  Bevölkerung  Schwedens  betrug 
am  £nde  des  Jahres  1^0."):  4,114141  Köpfe.  Im  Laufe  desselben 
Jahres  wurden  oölST  Personen  (22658  männliche  und  32529  weib- 
liche) vnn  d^'r  öffentlichen  Armenpflege  völlig  erhalten;  92601  Per- 
sonen (ß^23l  männliche  und  59^70  weibliche)  theilweise.  Die 
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Gesammtzahl  der  Almosenempßnger  betrug  demnach  147788  oder 
etwa  3,6  Prozent  der  Einwohnerzahl,  wobei  jedoch  auf  die  Städte 
5,5  Prozent  und  auf  das  platte  Land  nur  3,8  Prozent  trafen.  Ai- 
mMiliftQser  beetanden  2129,  darunter  123  in  Stftdtoi.  Die  Ge- 
sammtausgabe  betrug  1,457574  Thaler  Preoas.  JSrt.;  doch  ist  da- 
bei der  Geldwerth  von  Natonlien  nnd  Laegd-Pflege  Uinlieh  avner 
Acht  gelassen,  wie  bei  der  An^be  der  ZaU  der  ühtersttttsteii 
tbeilweise  ohne  Zweifel  die  mitnntentdtiEten  Ftmea  und  Kinder 
derselben.  Der  Kopfsteuer-Zusdiass  betrog  174202  TXtt.  ?t.  Kri 
Um  wieviel  reichlicher  die  üntent&tznng  in  der  Stadt  ist  ab  auf 
dorn  Lande,  leuchtet  trotz  jener  Auslassüng  der  besonders  auf  dem 
Lande  vorkommenden  Naturalalmosen  hervor,  wenn  schliesslich 
noch  angegeben  wird,  dass  die  27363  Almosennehmer  der  Städte 
(498982  Einwohner  insgesammt)  sich  in  468310  Thaler  zu  theilen 
hatten,  die  120421  dos  platten  Landes  (3,615159  Einwohner)  da- 
gegen nur  in  971264  Thaler. 


n.  Norwegen.  Die  erste  allgemeine  Organisation  der  öffent- 
lichen Armenpflege  erfolgte  in  Norwegen  durch  ein  Gesetz  vom 
Jahre  1845.  Dasselbe  gab  jedem  Individnom  einen  ansdröcklieiMn 
Bechtsanspruch  anf  Gemeinde-  oder  Bezirks-Ünterstfitnmg  im 
FaUe  der  Yeranmmg,  und  zwar  da  wo  es  geboren  war  oder  siih 
mindestens  seit  dr^  Jahren  nach  vollendetem  15.  and  vor  voM- 
detem  63.  lebemjahr  aufgehalten  hatte;  die  Frage  des  ünter- 
stdtsnngs-WohnsitEes  wurde  also  etwa  so  wie  in  dem  preosasduD 
Gesetz  von  1842  behandelt.  Das  Bettdn  wurde  verboten.  Die 
Sorge  für  die  Hülfsbedürftigen  fiel  Armen-Kommissionen  zu,  die 
zu  dem  Ende  in  Gemeinschaft  mit  den  OrtavorstÄnden  das  Recht 
erhielten,  von  Jaiir  zu  Jahr  eine  Steuer  in  Geld  und  NaturaUen 
auszuschreiben.  Auf  dem  platten  Lande  wurde  ausserdem  f^i'p 
alte  Einrichtung  des  .Laegd*  beibehalten,  der  Einquartierung  der 
Armen  bei  den  Hofbesitzern  der  Reihe  nach.  Das  Gesetz  legte 
den  Armen-Kommissionen  auch  das  (von  England  entlehnte)  Recht 
bei,  die  ihre  Hülfe  ansprechenden  arbeitsfähigen  Personen  in 
Werkhäusem  unterzubringen;  aber  solche  gab  es  eben  nur  erst  in 
einigen  der  bedeutenderen  Städte. 

Das  Laegdwesen,  obwohl  keineswegs  eine  norwegische  oder 
skandinavische  Eigentbämlichkeiti  sondern  ausser  in  Schweden  oad 
Dftnemark  auch  anf  den  Orkneys^  und  Sbetlands-Inseln,  in  Itiv- 
land,  in  ein  paar  Schweizer  Kantonen  wie  a»  B.  Bern  und  Fiei- 
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bürg,  in  Theilpn  von  SüfMrntscbland  noch  vor  vierzig  Jahron  und 
vielleicht  stellen^v.  iso  bis  auf  den  hciitifj'en  Tag  üblich,  erheischt 
hier  doch  wohl  eine  kurze  besondere  Schilderung.  Es  besteht  ur- 
sprünglich und  in  der  Hauptsache  darin,  dass  der  Anne  dem  Be- 
sitzenden unmittelbar  ins  Haus  und  auf  die  Tasche  gelegt  wird. 
Der  Ausdruck  kommt  von  dem  norwegischen  Wort  für  .liegen* 
her  und  entspricht  sprachlich  unserem  deutschen  Wort  »Lage*. 
Die  Emrichtung  entspiiebt  dneioi  Zustande  von  Naturalwirüiscfaaft, 
wie  er  tich  in  dünnberMkerteo,  stadtearmen,  weltabgeachiedeiien, 
mit  Yarkehremitteln  spftrlich  ausgestatteten  Lftndem  und  Gegenden 
bis  in  unsere  Tage  herein  hat  erhalten  können.  Sie  hat  sieh  in 
Nonr^en  ziemlich  mannigfach  ausgebildet,  je  nach  den  Boden- 
Tertheilangsrerhilltniasent  der  grösseren  oder  geringeren  Zahl  von 
Hülfsbedfirftigen,  deren  Verschiedenheit  unter  sich  und  andern 
Ursachen.  Bald  häufet  ein  Armer  jahraus  jahrein  auf  demselben 
verpflichteten  Hofe;  bald  aber  —  und  das  ist  die  Hegel  —  wan- 
dert er  in  einem  gewissen  Kreise  verpflichteter  Höfe  vom  einen 
zum  andern,  so  dass  er  im  Laufe  d»^s  Jahres  auf  allen  die  gebüh- 
rende Zeit  zugebracht  hat.  Fnihcr  war  diese  Zeit  meist  gleich, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Tragfähigkeit  der  einzelnen  Höfe;  seit 
1845  bemass  man  sie  durchweg  nach  dem  Katasti->rwerth.  Solche 
Arme,  weiche  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  uih*r  ihres  Cijarak- 
ters  halber  besonders  unangenehm  zu  beherbergen  waren,  trieb 
man  wo  möglich  in  e:an/  kurzen  Aufenthalts-Perioden  durch  den 
ganzen  Armen  bezirk,  damit  .Niemand  zu  lange  mit  ihnen  geplagt 
sei.  Auch  pflegten  die  Armen-Kommissionen  für  die  einzelnen 
Eräse  oder  Beihen  mit  angenehmaen  und  beschweadichen  Gfisten 
SU  wechseln.  £a  kam  jedoch  schon  seit  längerer  Zeit  einzeln  vor, 
dass  die  Theilhaber  einer  Laegd  sich  vereinigten,  um  ihren  Armen 
auf  gemdnschaftliche  Bechnung  irgendwo  m  Obdach  und  Koet 
SU  thuD,  oder  dass  sie  ihm  seinen  Anspruch  mit  Geld  abkauften, 
in  welchem  Falle  er  sich  selbst  bei  einem  Verwandten  oder  Freunde 
oder  sonst  einer  guten  Seele  unterbrachte.  —  Eine  besondere  Ab- 
art der  Laegd  war  die  Skolelaegd,  Schul-Laegd.  Diese  galt,  wo 
der  Schullehrer  des  Ortes  oder  Bezirks  keine  feste  Stätte  hatte, 
sondern  von  Hof  zu  Hof  zog,  um  Unterkunft  und  Lebensbedarf 
für  sioh  ZI]  finden  und  dafür  die  Kinder  der  Nachbarschaft  zu 
unterrichten.  Kinder  armer  Eltern  oder  Waisen  wurden  ihm  dann 
beigegeben,  schliefen  und  assen  mit  ihm  reihum:  das,  und  nicht 
etwa  der  Keihetisch  des  Lehrers  selbst,  war  die  Schul-Laegd. 

Das  Gesetz  von  1845  mit  seiner  Anerkennung  eines  recbtli- 
dten  Anspruchs  auf  Armenpflege,  welchem  es  sofort  auch  die  Pflicht 
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der  Besiiasenden  zur  Leistung  eigentlicher  und  ansdr&cUkiber  A> 
menabgaben  gegenübasteUte,  und  zur  Yemiitteliuig  bddor  dfe 
Thfitigkeit  der  besonderen  Armen-Eoimmesionen,  kannte  nicht 
nnhin,  die  auf  dem  Lande  ruhende  Last  zu  steigem,  nnd  in 
gleichem  Verh&ltniss  ebne  Zweifel  auch  die  ScUaffbeit  der  aittp 
lieben  und  wirthachafttichen  Triebfedern  in  den  nnbeguterten 
Klassen.  Aber  diese  üble  Wirkung  eines  Schrittes,  der  an  sich, 
als  Zusammenfassung  und  gleichartige  Begelong  der  bis  dabin 
ehaotisch-elemonlaren  Armenpflege  notb wendig  war,  entsog  sieh 
während  der  ersten  Jahre  der  öffentlichen  Wahrnehmung.  Bs 
war  daher  der  unentbehrliche  nächste  Schritt  vorwärts,  als  die 
Regierung  Ende  1850  eine  geordnete  Annenstatistik  herstellte. 
Gleichzeitig-  wurde  ein  Mann  welcher  sich  aus  eigenem  Antriebe 
ganz  d<'r  Srvrire  für  ilio  Mühseligen  und  Beladenen  zu  widmen 
wünschte,  der  Kandidat  der  Tlieologie  Ellert  Sundt  in  den  Stand 
gesetzt,  auf  >Staal>kosit>ii  Forschungen  ringsum  im  Lande  anzu- 
stellen und  deren  Ergebnisse  von  Zeit  zu  Zeit  zu  veröffentlichen. 

Die  Statistik  hatte  hier  einmal  Gelegenheit,  ihren  vollen 
pr.iklischen  Werth  zu  erweisen.  Sie  konstatirte  binnen  verhält- 
nissniiissig  kurzer  Frist  ein  rapides  uud  stetiges  Anschwellen  der 
öffentlichen  Armenlast.  Im  Jahre  1851  waren  auf  je  1000  ^ 
wobner  im  Durchschnitt  401  Speziesdakr  (=  601^  Thlr.  Pr.  (kl) 
Armenkassen-Einnahmen  gekommen;  im  Jahre  1856  lagte  M 
diese  Verhftltnisssdffer  auf  491,  im  Jahre  1861  auf  601  Spenes- 
daler  angewachsen.  Da  legte  die  QesetKgebung  sich  viedemm 
US  Mittel,  Im  Jahre  1863  erliess  der  Storthing  ein  neoes  Aimen- 
gesetz,  das  vor  allem  den  Anspruch  auf  Uuteratfitzmig  emsehilnkiB. 
Nach  französischem  Muster  sollte  fortan  nur  noch  Waisenkioden 
nnd  Geistesgestörten  ein  Kecht  auf  öffentlichen  Beistand  zukom- 
men; <iri  i-o  und  Kranke  durften,  aber  mussten  nicht  unterstütlk 
werden;  Arbeitsfähige  sollten  in  der  Regel  nicht  unterstützt  wer- 
den, es  sei  denn  das.s  die  Armen-Kommission  die  Dringlichkeit 
des  einzelnen  Falles  ausdrücklich  anerkennte.  Der  Erwerb  des 
Unterstötzungswohnsitzes  durch  blossen  Aufenthalt  wurde  iedoch 
erleichtert,  näinlich  von  3  Jahren  auf  '2  herabgesot/t.  Hand  in 
Hand  mit  die.>4er  Eindämmung  der  Amienansprüche  ging  eine  Be- 
schränkung des  Eochts  der  verwaltenden  Behf^rde,  d.  h.  der  mehr- 
fach genannten  Ai  jutn-Konimissionen,  auf  die  Mittel  der  bojitz'.ii- 
den  Siäudo  zu  ziehen.  Sie  müssen  jetzt  den  Urafaug  ihres  Be- 
darfs von  Jahr  zu  Jahr  einfach  der  betreffenden  Gemeindeverwal- 
tung nachweisen,  wdohe  ihnen  dann  die  erforderlichen  Summen 
snr  Verfügung  steUi  Bis  dahin  erheben  ne  den  nOthigen  Stedier- 
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betrag  in  mehr  äusserem  Zusammenwirken  mit  den  Ort^vorstphern 
unmittelbar:  das»  jetit  der  Kommunalbeiiörde  eine  Art  ivöntrollc 
zugeschoben  ist  kann  o-leichfalls  nur  ermä^sigeud  auf  die  allezeit 
regen  Versuchunifen  zu  verschwenderischer  und  das  Volk  vergif- 
tender Almosenwirthschaft  wirken. 

Einou  weiteren  kleinen  Schritt  vorwärts  that  der  Stortbing 
im  Jahre  1866,  indem  er  Geld  bewilligte  für  die  Begründung  einer 
•  obersten  Armeubehörde  unter  dem  Ministerium  des  Kultus  und 
des  ÜDterrichts,  die  denn  auch  die  alljährliche,  nicht  mehr  wie 
früher  fünfjährige  Anfstellnng  einer  Annenstatistik  m  ihier  Auf- 
gabe machen  sollte.  Mit  der  letzteren  wurde  Kandidat  Ellert 
Sundt  beauftragt,  und  das  erste  Heft  derselben,  IBr  1866,  liegt 
bereits  Tor.  Es  kann  in  mancher  Beziehung  der  deutschen  amt- 
lichen Statistik  als  lehrreich  för  ihre  eigene  Aufgabe  empfohlen 
werden,  insbesondiH'e  vennOge  der  eingeholten  Auskunft  Ton  Ai^ 
menkommissions-Präsidenton  —  als  welche  regelmässig  die  Pfarrer 
fhngiren  —  über  wichtige  aus  den  Tabellen  nicht  erschöpfend  zu 
beurtbeilende  Fragen  der  Annenpflege. 

Die  straffere  Anziehung  der  Zügel  durch  das  Gesetz  Yon  1863 
hatte  bis  zum  Jahre  1860  der  übermächtigen  Tendenzen,  welche 
auf  eine  Zunahme  der  Last  hinwirkten,  noch  nicht  völlig  Herr 
zu  werden  vermocht.  Das  Schwellen  der  Fluth  war  verlangsamt, 
aber  nicht  in  Sinken  umgewandelt.  Aus  den  591  Speziesdalcrn 
Armeniv'assen-Einnahmen  des  .Jahres  18t)  1  auf  je  iOnn  Einwohner 
waren  fünf  Jahre  später  6o9  <re\vordcn.  Während  zwischen  dem 
1.  Januar  18nl  und  dera  1.  Januar  1866  die  Bevölkerung  Nor- 
wegens sich  nur  von  1,4(>9254  auf  1,701756  Köpfe  gehoben  hatte, 
war  die  Zahl  der  Almosenempfänger  von  62788  auf  84(578  ge- 
stiegen und  die  Einnahmen  der  Armenkassen  (Katuralleistungen 
in  Qeld  berechnet)  von  564772  Speaiesdalem  auf  1,086891.  Kit 
anderen  Worten:  die  Bevölkerung  war  während  der  anderthalb 
Jahrzehnte  nur  um  ein  Ffinftel  gewadisen,  die  Zahl  der  Armen 
aber  um  m  reichliches  Drittel  und  die  Öffentliche  Annenlast  bei- 
nahe auf  das  Doppelte. 

Wie  nun  frdlich  das  liisFerhältniss  zwischen  dem  Wachs- 
thum der  (übrigens  nicht  ganz  zuverlflssigen)  Annenzahl  und  dem 
Wachsthum  der  Last  schon  verräth,  war  die  Zunahme  der  Aai- 
sprüche  bei  weitem  nicht  der  einzige  Grund  der  Erhöhung  der 
Last.  Innerhalb  der  fraglichen  Zeitraums  waren  die  meisten 
Waarenpreipe  namliaft  in  die  }{<■»]>(>  gt-gangen,  das  Le!)en  im  all- 
gemeinen, wie  man  zu  sagen  ptiegt,  erheblich  thi  iaer  geworden. 
Gleichzeitig  aber  hatte  die  Art  des  Lebens  sich  bia  in  die  ent- 
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legwutcvi  ThSkr  bineiii  geändert.  Mit  der  mmmtM&Aia 
Yeibefleemiig  aller  VerkehrsmitUl,  welebe  du  mtenoheidciidB 
Merkmal  unserer  Zat  ist,  hatte  der  Weltmarkt  dnrek  Kauf  and 
Verkauf  selbst  auf  die  einsamsten  I>Orfor  and  flftfe  zn  virkea 
begonnen.  Der  alte  üeberflnss  an  Brennholz  bOrte  an^  wäl 
wegndies  Holz  ein  europäischer  Handelsartikel  wurde  und  Höh 
folglich  Übwall  im  Lande  Werth  bekam.  Im  Banerhanse  wurde, 
seit  Baumwollgarn  und  Baumwollzeuge  zu  so  Ikbelhaft  billigea 
Preisen  bei  jedem  lürämer  nnd  Hausirer  zu  haben  waren,  die  Klei- 
dung nicht  mehr  von  eigner  Wolle  selbst  gemacht.  Demzufolge 
fiel  sowohl  von  Kleidungsstücken  wie  von  Brennholz,  da  man  föi 
die  einen  Geld  bezahlen  musste  und  für  das  andere  Geld  erhielt, 
nicht  so  leicht  mehr  etwas  für  den  armen  Nachbar  ab,  den  man 
früher  darin  mit  durchschleppte.  Ueberhaupt  gewöhnte  der  Hof- 
besitzer sich,  alles  in  Geld  anzuschlagen;  er  räumte  auch  nicht 
gern  mehr  eine  leere  Kammer  für  ein  blosses  Gott  lohn's  dem 
verkrüppelten  oder  betagten  Armen  ein.  Au  ärztliche  Hülfe  für 
Arme  dachte  man  früher  gar  nicht:  jetzt  wird  sie  wenigstens  in 
der  Umgegend  der  Städte  und  dichter  bevölkerten  Strichen  ein 
immer  betrftchtiicherer  Posten  auf  den  Rechnungen  der  Annea* 
Kommissionen.  Alle  diese  und  mandie  andere  Shnliche  Gründe 
haben  mitgewirkt,  die  Offmtliehe  Armenlast  noch  weit  starker  la 
die  Hohe  an  treiben,  als  die  YerbSltnissziffer  der  ofmtlieb 
Uttterstataten. 

Die  Aimenkasaen  werden  in  Norwegen  der  Hanptaaebe  nidi 
durch  die  Armensteuer  gefüllt,  welche  nach  der  Vermögens-  imd 
Einkommenstener  oder  der  Grundsteuer  umgelegt  wird.  Mittelst 
erstercr  wurden  im  Jahre  1866  erhoben:  324165  Speziesdaler,  wo- 
von 219581  Spd.  in  Geld,  52627  Spd.  in  Naturalien  und  51627  Spd. 
in  Laegd;  mittelst  der  Grundsteuer  64941  Spd.  in  Geld,  44410 
Spd.  in  Naturalien  und  90579  Spd.  in  Lae<^d ,  oder  überhaupt 
524095.  Die  direkte  Armensteuer  umfasst  aber  noch  nicht  die 
ganze  Last,  mit  welcher  die  Armenpflege  auf  dem  norwegischen 
Volke  ruht.  Zu  ihren  524095  Spd.  kamen  1866  noch  118785  Spd. 
Abgabe  für  den  Verkauf  geistiger  Getränke,  die  ebenfalls  in  die- 
sem unersättlichen  Schlünde  verschwanden.  Alles  in  allem,  wie 
schon  angeführt,  nahm  die  öffentliche  Armenpflege  des  Landes  im 
genannten  Jahre  1, 086:891  Spd.  ein,  und  wird  dieselben  mehr  oder 
weniger  wohl  auch  wieder  ausgegeben  haben. 

Man  ist  in  der  Armen-Statistik  Tor  allem  gewohnt  nadi  ta 
Verhflltniss  der  Zahl  der  Oeffentlidif>ünterstatEten  nur  Be?0]keniDg 
an  firagoi.  IndesMa  ist  dio  Toriiaadene  Statistik  seitw  lo  be- 
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schaffen,  dass  sie  rlarniif  eine  sichere  Antwort  zu  ^^eben  vermöchte. 
Auch  die  norwegischen  Tabellen  für  18üß  geben,  wie  Seite  82 
näher  auseinandergesetzt  wird,  aus  mancherlei  Gründen  noch  keine 
ganz  zuverlässige  Auskunft,  hauptsächlich  weil  einige  Ortsbehörden 
nur  nach  Farailienhäuptern  und  andere  hingegen  nach  Köpfen  ge- 
rocbuet  haben.  Für  18(>7  erscheint  jedoch  durch  neue  Vorschrif- 
ten dieser  Mangel  abgestellt,  und  ich  verdanke  brieflicher  Mit- 
iheilung  des  Herrn  Ellert  Sundt  folgende  dies  Jahr  betreffende, 
ftls  korrekt  anzusehende  Zahlen:  Unter  je  10000  Einwohnern  wur- 
den im  Lanfe  des  Jahres  1867  öffentlich  nnterstfttst 

auf  dem  Lande  in  den  Städten 

A.  BlnselnBtobeiide,  irod  zwar 

1.  plteiiilose  ehelichp  Kinder   10  22 

2.  mutterlose  aneheliche  Kinder  .  .  >  .  5  10 
8-  erwachsene  anv«rheiratbeie  Itfftnner  36  64 
4.  „  „  Frauen  .  .  46  67 
6.  Wittwer  ohne  Kinder  unter  15  Jahr  cd  .  21  27 
6.  Wittwen  .    #  .       .    15     »    •  58  96 


166  376 


B.  Famüienhäapter  und  zwar 

1.  TerheiralbetA  M&nner  ohne  Kinder  un- 
ter 15  Jahren     35  48 

9.         .  a      mit  Kindern  un- 

ter 15  Jahren    81  , 104 

d.  Wittwer  mit  Kindern  unter  15  Jahren     8  14 

4.  Wittwen   „       „         „     In      „        28  66 

ö.  ouTerheirathete  Frauen  mit  Kindern  un- 
ter 15  Jahren     22  51 


sjtsammen:  174  278 

C.  Frauen  beim  Ehemann  (B,  1  u.  2)  .  .  .  116  147 

D.  Kinder  in  den  Familien  (H,  2-5)    ...  878  „ö^_  

Gesammtsumme:  834  1256 

Auf  dem  Lande  sind  im  Jahre  1867  demnach  8,34  Prozent 
oder  etwa  ein  ZwulRtl,  in  den  Städten  12,56  Prozent  oder  etwa 
ein  Achtel  der  Bevölkerunf,'  unmittelbar  oder  mittelbar,  ganz  oder 
theilweise,  fortwährend  oder  zeitweilig  unterstützt  worden. 

Es  ist  vielleicht  von  Interesse,  uoben  diese  das  ganze  Land 
umfassenden  ZifTan  noch  einige  fiher  seine  Hauptstadt  zu  stellen, 
welche  eine  snmmarisehe  Stadtgemeinden- Statistik  ?on  Prot  Dr. 
0.  J.  Broch  (jetzt  Staaisiath  und  Chef  des  Marine-Departement) 
mis  liefert  €9iristiaDia,  oder  wie  die  Norweger  schreiben  Kri- 
stiania, hatte 

1859  18G()  IPni  18G2 

Eiuwohner  1.  Januar '  .   .   46101  47712  49324  50036 


Spd.    .   .   .   56000  65000           8l(j00  73500 

1868  1881        1865       1866  1867 

Einwohner  1.  Januar    .   .   52547  54159       55770       57382  58994 

Armenateiier  Spd. ....  67700  72000      87000      87000  87000 
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Allein  an  dirpktpr  Armpnaborabe  bezahlt  raan  demnach  in 
Kristiania  gegen  1^  iSpd.  oder  mehr  als  2  Thlr.  Preuss.  Krt.  auf 
den  Kopf.  Tn  anderen  Städten,  z.  B.  Bergen  nnd  Drontheim 
(Throndhjem) ,  steht  es  etwas  günstiger,  ab^  der  Landes-Dureh- 
sehnitt  wird  auch  dort  überschritten.  Gleichwohl  ist  es  keine 
Frage,  dass  den  Stftdten  mit  ihren  verhaltniasrnSsaig  bedeutoideii 
Hilfsquellen,  fliessend  aus  Handel,  Schiffahrt,  Gewerbebetrieb,  die 
Bestreitung  der  Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  immer  nodi 
leichter  wird,  als  den  grösstentheils  auf  Viehzucht  und  ein  wenig 
Ackerbau  beschränkten  Iianddistrikten ;  und  die  brennende  Frage 
des  norwegischen  Armen wesens  liegt  gegenwärtig  nicht  in  irgend 
einer  städtischen  Einrichtung,  sondern  in  der  rein  ländlichen  des 
Laegdwesens. 

Es  zeugt  dalier  von  einem  richtigen  rcfonnatorischen  Takt 
des  Kegierungs- Statistikers,  dass  er,  wiewohl  persönlich  einiger- 
maasen  am  Laoi^dwestMi  hangend.  >Ano  erste  spezielle  Frage  an 
die  Vor.-Hzer  der  Aiiiien- Koniiiii.ssi<inen  auf  dieses  gerichtet  hat. 
Aus  dfu  Aiitworten  ist  viel  guter  Stoö'  zu  schöpfen,  wenn  man 
die  Wirksamkeit  (iieser  eigenthümlichen  Einrichtung  beurtheilen 
Avill.  Die  meisten  von  J*'U  Landgeistlichen,  welche  an  der  Spitze 
der  örtlichen  Armenpflege  stehen,  sind  offenbar  geneigt,  sie  für 
gänzlich  überlebt  und  abschaffungäwerth  zu  erklären.  Aber  wenn 
sie  sieh  im  Schoosse  ihrer  Kommissionen  dahin  vemelimen  latfeeo, 
so  erheben  die  beisitzenden  Bauern  Einspruch.  Sie  wollen  nidit 
Geld  bezahlen  statt  des  Naturalquartiers  sammt  Verpflegimg. 
Theils  ist,  wenn  die  Gegend  recht  abseits  von  Handelswegen  liegte 
das  baare  Geld  wirklich  noch  so  rar,  dass  es  zur  Bezahlung  der 
allgemeinen  Steuern  und  zu  ähnlichen  Zwecken  beisammenge- 
halten  werden  muss.  Theils  spukt  ein  derartiger,  nun  vergangener 
Zustand  wenigstens  in  di  n  Gemüthern  noch  nach;  der  Bauer  lebt 
in  dem  Vonirtheil  des  Merkantil  Systems  för  Gold  und  Wer,  ist 
nicht  gewohnt  in  Münze  anzuschlagen,  was  er  an  anderen  Gegen- 
ständen verbraucht  oder  hergiebt.  und  nimmt  es  ganz  buchstäl)- 
lich  mit  dem  Satze,  dass  für  Einen  mehr  zu  kochen  nichts  ver- 
schlägt. Tlieils  tndlieh  wird  das  Laegdwesen  im  Vergleich  zu 
einer  Verdingimg  der  Armen  in  Obdach  nnd  Kost  auch  dadurcli 
künstlich  in  Vui  tlieil  erhalten,  dass  die  in  der  Armen-Kommission 
sitzenden  IJaueru  —  oft  indem  sie  ihren  geistliehen  Priisiilentfn 
überstinjiiien  —  den  Gcldwerth  einer  vollen  oder  partiellen  La.g-i 
wissentlich  zu  niedrig  feststellen;  dies  nicht  sowohl  aus  theoreti- 
scher UeberschfttKQDg  des  gemünzten  Metalls  im  Vergleich  zn 
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anderer  "Waare,  sondern  damit  es  den  Armen  nicht  einfalle  sich 
baar  auszahlen  zu  lassen,  anstatt  die  Naturalien  zu  nehmen. 

Vernunft  und  Gerechtigkeit  stehen  uij/\seifelhatt  auf  Seite  der 
einsichtsvolleren  Prediger,  welche  AbschaÜung  des  Laegdwesens 
und  dafür  Ausverdiugung  der  Anueü  (nur  nicht  an  den  Mindest- 
fordernden, wie  Einer  mit  ausdrücklichem  Vorbehalt  hinzusetst) 
oder  Erriehtung  fönnliofaer  Armen-  und  Werkhäuser  fiordenu  An 
die  zahlreichen  schweren  Uebelst&nde  des  Laegdwesens  von  jeher 
gewdhnt,  schildern  sie  dieselben  sicher  eher  noch  zu  milde,  als 
entsprechend  streng  und  drastisch,  und  man  glaubt  ihnen,  was  sie 
davon  anfiShren,  gern  aufs  Wort.  Bei  dieser  Art  erzwungener 
Oastfreundschait  ist  der  Wirth  ebenso  unlustig  und  widerwillig 
zu  empfangen,  wie  der  Gast  in  seinen  Forderungen  anspruchsTolL 
Die  Vertht'idiger  des  Alten  nieinen  wohl,  die  unmittelbare  Ver- 
pflegung im  Hause  erhalte  das  Gefühl  freiwilligen  Wohlthuns 
lebendig,  mit  ihrer  AbschaÖung  werde  die  Armenabgabe  ganz  zur 
Z\vang5saehe;  aber  was  ist  der  ärgere  Zwang,  wenn  man  sich  ein- 
fach mit  Geld  abfinden  kann,  oder  wenn  man  die  Ueberzahlicjen 
ins  Haus  aufnehmen  und  IVilt  für  Ta^'  au  seinem  Tische  nieder- 
sitzen sehen  muss?  Grade  rln  iiso  verhält  es  sich  mit  der  andereu 
Schntzrede  für  das  Laegdweseu,  (ia>s  es  nämlich  eine  Verwerthung 
jeder  Art  von  Arbeitskräfieu  bei  den  Annen  zu  Gunsten  ihrer  Er- 
liaiiiiii^^  /iila>se.  Sie  bringen  in  der  lic^d  leider  nur  keineilei 
Grad  vun  gutem  Willen  zur  Arbeit  mit.  Sie  wissen  ja,  (la>>  nichts 
von  ihrem  Fleisse  abhangt;  ernähren  muss  man  sie  doch,  mögen 
sie  nodi  so  faul  sein,  und  die  höchste  Anstrengung  andererseits 
kommt  immer  nur  Fremden  zu  Gute.  So  ertönen  die  Klagen  4ber 
ihre  Faulheit  denn  von  Laurvik  bis  Drontheim,  untermischt  mit 
Beschwerden  fiber  eine  Frechheit,  der  das  Essen  noch  nicht  ein- 
mal gut  genug  sei,  an  dem  der  Hofbesitzer  selbst  mit  den  Seinen 
sich  sftttige.  Entwickelt  sich  aber  ja  einmal  ein  gutes,  erspriess- 
liches  Verh&ltniss  zwischen  beiden  Theilen,  was  hilft  es?  Nach 
kurzer  Zeit  muss  der  Pflegling  seinen  Stab  weiter  setzen,  um  einem 
mürrischen  anderen  Pfleger  nuwillij;e  Dienste  zu  leisten.  Dieser 
meist  sehr  häufige  Umzug  hat  bei  der  Rauheit  des  Klima's  und  der 
Feldwege  für  alte  und  schwächliche  Leute  Schrecken,  deren  man- 
cher Berichterstatter  aus  eigner  Anschauung  mit  Schmerz  gedenkt. 
Besonders  lästii^e  Gäste,  wie  oben  angeführt,  kommen  vom  Schub 
eigentlich  nie  herunter.  Sic  können  daun  aller  auch  ihrerseits 
durch  ^^ewaltthätii^^'S  ''lY'mperament  oder  widerwärtige  körperliche 
Zustünde  eine  waiire  Plage  der  Gegend  sein,  wovon  ebentalls  iki- 
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spiflU  enihlt  werden.  Die  Beinliehkeit  der  Leute  gewinnt  dnch 
diu  Beihewohnen  natürlich  in  keinem  Falle. 

Einsichtsvolle  und  zugldch  angesehene  Geistliche  haben  that- 
sachliche  Yersnche  gemacht,  dem  Laegdwesen  setnen  StuM  aus- 
zuziehen. Aach  das  Gesetz  von  1863  ist  in  dieser  Beziehang  nicht 
unwirksam  gebliehen.  Insbesondere  hilft  es  Ifissbrluchen  steuern, 
dass  die  Armen  -  Kommission  eine  strengere  Kontrolle  übt,  umI 
dass  allemal  ein  bestimmter  Laegd-Goaosse  für  die  gute  ßeband- 
lung  und  Aufführung  des  Pfleglings  verantwortlich  gemacht  wird. 
Allein  das  sind  nur  Palliativmittel.  Die  BadikaUcur  Uegt  in  cUr 
Abschaffung  der  Laogde,  mit  der  es  denn  ja  auch  seinen  wipwolil 
langsamen  Fortgang  hat.  Die  Ausmiethung  der  Armen  nimmt 
immer  mehr  zu.  Die  Gedanken  wenden  sich  der  Errichtung  von 
Werkhäusern  zu;  wie  z.  B.  Pfarrer  Haslund  in  Lekanger  bei  Ber- 
gen räth,  von  der  Auswaiidmuig  so  vieler  Hofbesitzer  nach  Nord- 
amerika Nutzen  zu  ziehen,  und  einen  zweckmässig  gelegenen  Hof 
billig  zu  erwerben,  um  auf  demselben  die  Armen  der  gaiiztii  Um- 
gegend unterzubringen.  Audi  ohne  gesetzliches  Dazwischenfahren 
wird  dieser  Prozess  mit  der  Zeit  das  Laegdwesen  so  sicher  be- 
seitigen, me  andere  Bestandtheüe  der  alten  Naturalwirtliflchift 
beseitigt  worden  sind«  z.  B.  das  nahvenrandte  Track-System  in 
der  Industrie. 

Weitersehende  Geister  wagen  es  schon,  ihmi  Blick  hierüber 
hinaus  auf  noch  einschneidendere  Beformen  zu  richten.  Der  oben- 
genannte Landgeistlicfae  spricht  auch  den  Wunsch  aus,  «es  mOge 
in  weit  höherem  Grade,  als  bei  einem  das  ganze  Land  umfiisgeih 
den  und  in  die  Einzelheiten  der  Armenveraorgnng  eingnafenäea 
Gesetz  geschehen  könne,  den  einzeluen  Kommunen  unter  gewiswn 
Yorsichtsmaasiegeln  überlassen  bleiben,  ihre  Armenpflege  nacb 
bestem  Ermessen  selbst  zu  regeln,  damit  dieselbe  m.  wenig  aus 
der  steifen  juristischen  Zwangsjacke  herauskomme,  in  welche  si« 
jetzt  eingesclmürt  ist,  und  so,  dass  wieder  wahre  christliche  Barm- 
herzigkeit von  der  einen,  eine  christliche  Dankbarkeit  von  der 
anderen  Seite  die  Kälte  und  Gleicbgiltigkeit,  ja  den  Widerwillen 
verdränge,  welche  jetzt  Geber  wie  Empfänger  gegenseitig  meist 
beherrschen.*  Die  Aufgabe  eines  allgemeinen  Arrnengesetzes  fimlel 
dieser  Kritiker  wesentlich  darin,  dass  es  die  Armenfrage  zwischen 
den  einzelnen  Kommunen  regle.  In  der  Kicbtung  wünscht  einer 
seiner  Amtabrflder,  Pfoirer  Faye  in  Höland  bei  Kristiania,  da» 
die  dreijährige  Frist  der  Erwerbung  des  TTnterstfltzungsausprudia 
durch  blossen  Aufenthalt  noch  weiter  abgekürzt  werde  —  ftknüdi 
wie  Preuasen  dem  Koiddeuischeii  Bunde  angeratbm  bat,  sdne 
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eigene  dreijährige  Ersitzungs-Frist  auf  zwei  Jahre  zu  beschränken. 
Die  Wünsche  des  Pfarrers  Haslund  sind  etwas  religiös  geförbt; 
aber  sie  weisen  darum  doch  nicht  auf  die  Zeit  rein  kirchlicher 
Armenpöege  zurück,  sondern  vorwärts  in  eine  Zukunft  freier  und 
intelligenter  Selbstverwaltung.  Auf  diesem  Wege  wird  man  sich 
auch  für  das  platte  Land  allmälig  dem  Ziele  der  Aufhebung  der 
Armensteuer  nähern  können.  In  den  Städten  müsste  es  schon 
früher  gehen,  allenfalls  mit  dem  Uebergangsstadium  einer  Deckung 
des  Defizits  der  Armenkasse  aus  der  Kämmereikasse  ohne  aus- 
drtlckliche  Amenstener. 


ZZIV. 


Dänemark. 

▼ob 

AagttBt  LftmnieirB  in  Bremen. 

Die  öffentiiclie  Armenpflege  in  Dänemark  ist  in  drei  Theile 
geschieden:  die  Hauptstadt  Kopenhagen,  die  Provinzialätädte  und 
das  platte  Land,  —  und  beruht  in  ßisx  Haaptsaehe  heute  aoeh 
auf  Oesetzen  aus  der  Zeit  der  letzten  Jahrhundert-Wende,  dem 
Gesetz  von  1799  für  Kopenhagen,  zwei  Gesetzen  von  1803  fOr 
die  ahrigen  Stftdte  und  das  platte  Land.  Jfit  seinen  170  bis 
180000  Einwohnern  umschliesst  Kopenhagen  allerdings  ein  Zehntel 
der  gesammten  StaatshevOlkerung,  während  die  ProTinzialstftdte 
wenig  mehr  als  ein  anderes  Zehntel  enthalten,  so  dass  eine  be- 
sondere Babandlung  der  Hauptstadt  hier  mehr  als  vielleicht 
irgendwo  anders  am  Platze  war.  Auch  ist  das  grundlegende  Ge- 
setz für  Kopenhagen  beinalie  vierlach  so  stark  (78  Seiten  im  Ori- 
ginaldruck) als  das  für  das  platte  Land  (20  8eiten\  welchem  das 
für  die  sogenannten  Katifstädte  (Kjöbstäderne),  Provinzi;ilstüdte. 
entspricht.  Dam  ntbim;  mau,  daj^s  neuerdings  eine  Relurmbewe- 
gUDjJ  in  Hang  gckomnieu  ist.  wdebc  sich  zunächst  erst  Kopen- 
hagens beuidchtigt  hat.  Das  i\j-menvv  L'i;en  dieser  Stadt  tritt  dem- 
nach ganz  von  selbst  bei  Dänemark  breit  in  den  Vordergrund. 

Das  Gesetz  vom  2.  Juli  1799  zerfallt  in  14  Abschnitt*'  mit 
215  Paragraphen.  Im  ersten  Abschuiii  wird  der  Zweck  und  die 
allgemeine  Einriditung  des  Eopt  nh.igener  Armenwesens  angegeben. 
Als  Zweek  wird  hingestellt:  Sorge  ffir  alle  BedrSngte  welche  den 
nothdfirftigen  Unterhalt  weder  besitzen  noeh  sich  versehaffen  kön- 
nen, Verschaffung  von  Arbeit  für  unbeschäftigte  Nothlddeode^ 
nOthigenfalls  mit  Zwang  zur  Leistung  derselben,  Pflege  der  kran- 
keUt  Erziehung  der  jugendlichen  Armen,  —  „alles  das  zur  rechten 
Terwendung  der  Gaben  öffentUeber  und  priTater  Wohlthfttigkeit, 
AbstellttQg  oder  Yefhfltung  wirklicher  >loth,  gbuUcher  Abschaffimg 
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der  Bettelei,  Yerwerthung  unbonnt/ter  Arbeitakräfte  zum  Nutsen 

ihrer  Besitzer  wie  des  Goraeinen  Wesens."  Ein  Aufenthalt  von 
drei  Jahren  soU  hinreidien.  Anspruch  auf  die  K'openhag'pner  Ann«lr 
pflege  zu  gewührcn.  Ohne  jjeliörig»'  Untersuchung  des  Bedürfnisses 
kein  \lmo>!fii;  daher  Eintheilung  der  Stadt  in  zwölf  Haiiptdistrikte 
und  difst>r  in  so  vifde  Unt<'rdistrikte.  dass  jeder  für  einen  soh^hen 
ernannte  freiwillii^e  Armen vor.sk'lier  ohne  übergrosse  Schwierigkeit 
seine  l'lle<;linge  kontn>liren  kann. 

Der  /weite  Absclinitt  organisirt  dio  Verwaltung.  Die  Diiek- 
tiou  theilt  sich  in  Fach-Köinnii-sionen,  und  zwar  für  die  eigent- 
liche Versorgung,  die  be^tehendcn  geschlossenen  Anstalten,  das 
Schulwesen,  da.s  Afedizinalweseu,  die  polizeiliche  Seite  der  Aufgabe. 
W^geu  der  einzelnen  Armen  Vorsteher  (Plleger)  wird  in  20  be- 
stimmt, dass  jeder  der  Kegel  nach  15  Familien  (oder  AUotnsiebende 
in  entsprechender  Zahl)  zu  versorgen  and  zu  beani^ichtigen  haben 
solle.  Der  folgende  §.  21  giebt  ihnen  eine  generelle  Instruktion, 
die  an  sich  wenig  zu  wfinscben  übrig  lässt. 

Im  dritten  Abschnitt  wird  die  Versorgung  im  allgemeinen 
behandelt.  Dem  Charakter  jener  Zelt  gemftss,  wo  die  praktische 
Hmnanität  sich  erst  noch  aus  der  gedankenlosen  Barbarei  der 
Sitten  und  Zustände  emiinr/narbeiti'n  hatte,  steht  voran  die  Pflicht 
der  Dlrrkti  in.  je<]eni  Nothleidenden  den  nothdürftigeu  Unterhalt 
zu  verschaffen.  Als  s(deher  sull  angesehen  werden,  was  an  Nah- 
rung, Kleidung,  (Obdach  und  Wärme  nnentbelirlich  ist  um  Lel)en 
und  Gesundheit  zu  erhalten.  Sogleich  jedoch  werden  gemeinschäd- 
licher ^'erschw('ndung  in  der  Armcn|>(lege  auch  wieder  Schranken 
gezogen.  Die  .Mnirliclikeit,  der  Verarmung  vorzubeugen,  wird  da- 
gegen anscheinend  nur  in  iler  Kichtunq-  gesucht,  dass  man  sinken- 
der Wohlfahrt  und  Selbsterbalt unir  bei  Zeiten  den  Stab  des  Almo- 
sens reielit  (j^.  30).  Um  ein  \ urbaiideni  ^  l  iiterstützungsbedürfni^s 
festzusttdlen ,  scineibt  §.  ;>7  ein  zieinlieh  eingehendes  Verfahren 
vor,  und  weist  die  Bewilligung  in  allen  riillen  wo  nicht  Gefahr 
im  Verzuge  ist,  au  die  vierzehntiigig  zusammentretende  Versorgungs- 
Eommission.  Eine  regelmässige  Emenemng  der  Bewilligung  und 
Bedfirftiiss- Untersuchung  in  bestiromten  kurzen  Fristen  (wie  sie 
z.  B.  jetzt  in  Elberfeld  besteht)  ist  nicht  vorgeschrieben ;  dagegen 
wird  jeder  eingeschriebene  Arme  der  Vormundschaft  der  Amen- 
Direktion  ausdrücklich  unterworfen. 

Abschnitt  IV.  handelt  von  der  Unterstützung  durch  Arbeit 
insbesondere,  —  Abschnitt  V.  von  der  durch  Almosen.  Das  Gesetz 
hftit  es  fOr  ndthig,  in  einem  eigenen  Paragraphen  (51)  den  Be- 
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griff  Almosen  dahin  zu  deflniren,  dass  Almosen  alles  sei,  was  ein 
Armer  erhalte  ohne  es  durch  Arbelt  zu  Terdienen.  Dann  werden 
die  (öffentlichen  Häuser  aufgesftblt,  itt  denen  Arme  auf  Stadt-  oder 
Stifbungskosten  verpflegt  werden.  Die  ünterstätzuug  üd  eigenen 
Hause  des  Anden  ist  entweder  volles  oder  theUweises  Almosen, 
und  zerf&Ut  in  beiden  FftUen  in  ^mmer-  und  Winter- Ahnoeea. 
Der  Sommer  wird  hierfifir  vom  1.  Mu  bis  zum  1.  NoTember  ge- 
rechnet, der  Winter  vom  l.  November  bis  zum  1.  Mai.  Für  da3 
volle  Almosen  setzt  die  Direktion  einen  unAbeischreitbaien  hAehsten 
Satz  fest. 

Im  sechsten  Abschnitt  werden  für  das  Armen-  oder  Frei- 
schulwesen ziemlich  eingehende  Vorschriften  ertheilt;  und  man  i3t 
heute  verwundert  über  das  verhiUtuissmässie  lioh^  Ziel,  welches 
demselben  schon  vor  siebenzig  .Jahren  mit  soviel  Zuversicht  ge- 
steckt wurde.  Wissenschaftlicher  Unterricht.  Handarbeiten  und 
Leibesübungen  sollten  sich  in  die  Schnl/iMt  (|er  Kinder  theilen. 
Der  wiss(Misohaftlichc  Unterricht  wurde  erstreckt  auf  Lesen,  Schrei- 
ben, Kecliuen,  Kfligiou  und  Moral,  allgemeine  Keunluiss  der  Natur, 
der  bürgerlichen  Einrichtungen  und  Pflichten,  der  wichtigsten  Ge- 
sundheitsregelu,  der  Verfassung  und  Belegenheit  Dänemarks  und 
anderer  Länder,  endlich  Gesang,  besonders  von  Ghorftlen  und  gnten 
Volksliedern.  Zu  den  Handarbeiten  gehörte  das  Zupfen,  Spiimen 
u.  s.  w.  von  Wolle,  Baumwolle,  Hanf  u.  s.  w.,  Strfimpfe  striekeo, 
Netae  machen,  Körbe  flechten  u.  s.  w.  Die  Leibesflbungen  soDtes 
ebenfalls  den  Bedflrfiussen  der  arbeitenden  Klasse  angepaast  sein, 
und  im  Sommer  jedenfalls  Baden  einschllessen,  sammt  Üntenramog 
im  Schwimmen.  Für  die  ftlteren  Kinder  wurden  ansseidem  m 
Fortbildungsunterricht  in  Aussicht  genommen,  hauptsächlich  durch 
Vorträge.  Kurz,  das  Anueusclmlwesen  wurde  von  den  Verfassern 
des  (U'setzcs  nicht  etwa  bloss  wie  ein  nothwendige-^  Zubehör  ab- 
gefertigt, sondern  wie  eins  der  wichtigsten  Mittel  zur  Verstopfung 
der  Quellen  der  N<ith,  dieser  Hauptaufgabe  rechter  AnntMiptlege. 

Der  siebente  Abschnitt  enthält  das  Nöthige  über  Arn.en- 
krankeiipfle'^rp,  wt'lche  theils  (durch  Distriktsärzte  u.  s.  w.)  in  der 
Wohnuug,  theiLs  m  Hospitälern  geübt  wird,  —  der  achte  Abbcbmtt 
über  die  Bestattung  verstorbener  Armen. 

Im  neunten  Abschnitt,  der  von  Verdrehen  und  Strafen  handelt, 
wird  zunächst  (§.  125)  das  Betteln  unbedingt  verboten.  Der 
folgende  §.  126  bestimmt  dann  näher,  was  als  strafbares  Bettehi 
angesehen  werden  soll.  Die  Strafe  soll  für  das  erste  Mal  in  t 
bis  3  Monaten  Zwangsarbeitshaus  bestehen,  für  das  zweite  Msl  in 
3  bis  6  Monaten,  das  dritte  Mal  in  6  bis  12  Monaten,  und  so  immer 
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das  Doppelte  der  zuletzt  erlittenen  Strafet  Das  ZwangaarbdtS' 
haus  dw  Annemraiein  wird  ab  eine  für  sieh  bestehende,  den 
^1  Zwecken  der  Armenpflege  gemftss  eingerichtete  und  verwaltete 

Anstalt  hezeichnet.  Das  Geseti  enthftlt  (§.  130)  die  Grundzüge 
^jv^  für  die  ihm  zu  gebende  Ordnung.  Es  wird  dann  ferner  ndtbig 

erachtet,  Strafen  anzudrohen  gegen  Beherbergung  von  Bettlern 
oder  sonst  erwerblosen  Feraonen  ohne  alsbaldige  Anzeige  bdm 
Armenvorsteher  des  Distrikts,  gegen  die  Weigerung  den  beher- 
bergten Bettlff  an  den  Polizeidiener  oder  den  Annenvogt  aus- 
zuliefern, gegen  Versuche  sich  der  Abführung  eines  Bettlers  mit 
Worten  oder  Thaten  zu  widersetzen  oder  ilun  aus  der  Haft  zu 
helfen.  Diese  Vorsorge  lässt  einen  Rückschluss  zu  auf  die  dama- 
lige Stimmung  des  Publikums  in  Bezug  auf  Bettler,  von  welcher 
der  Gesetzgeber  sich  augenscheinlich  nicht  beirrt  u  lie^is.  Die  fol- 
genden Paragraphen  gehen  noch  weiter.  Sie  verbieten  nicht  nur 
Eltern  und  PHegeeltern  ihre  Kinder  auf  Bettelgang  auszuschicken 
^  ..^  oder  gehen  zu  lassen,  sie  unttusagen  auch  jede  Kollekte,  der  die 

Direktion  des  öffentlichen  Armeuvvesens  nicht  ihre  Zustimmung 
^  gegeben  hat,  und  unterwerfen  diesem  Verbot  selbst  die  Heraus- 

'  "t-  ^'^^x  öffentlicher  Anzeigeblätter.  Ein  Ausländer,  der  sich  darauf 

betreffen  lässt,  soll  sogar  ausser  dem  Ertrag  seiner  Sammlung 
Hab*  und  Gut  verwirkt  haben  und  des  Landes  verwiesen  werden. 
' '  Der  Best  des  Abschnitts  bedroht  mit  Strafe  junge  Mfissiggänger 

i>F%'  ohne  Broterwerb  und  Lebensunterhalt,  sowie  deren  Eltern,  ferner 

ü^io  ^  Hausbesitzer,  welche  einen  Kranken  hfdflos  auf  der  Strasse  liegen 

-  '  '"'^  lassen,  Schiffer  und  Fuhrleute,  weldie  sich  weigern  auf  den  Wunsch 

der  Armen- Direktion  deren  Pfleglinge  zu  befördern,  oder  welche 
ii^  Bettler  und  sonstige  Personen  ohne  Pass  in  Kopenhagen  landen, 

endlich  den  der  von  einem  Armen  Gegenstände  welche  offenbar 
ü^äö-"'  dem  Armenwesen  gehören,  in  Pfand  nimmt  oder  ankauft. 

^'-^  Abschnitt  X.  betrifft  dann  das  Strafverfahren,  welches  in 

V  -  "  Armensacheu  stattfinden  mag.  Es  wird  dafür  ein  eignes  Folizei- 

l'i:  ■  gericht  eiut^esetzt. 

i  'i-'  Mit  dem  elften  Abschnitt  kouimeu  wir  zu  der  wichtigen  Frage. 

,  ^.''"^  woher  die  Armenptiege  ilire  Mittel  beziehen  soll.    Nächst  dem 

l^jj*'*'  Vermögen,  das  entweder  in  frei  zu  verwendenden  Kapitalien  und 

Renten  oder  in  Stifuuigsfonds  besteht,  sind  vor  allem  die  üffent- 
jvoi^ä^  liehen  Abgaben  da.    Als  solche  werden  (§.  lüG)  aufgeführt:  der 

\^^\  für  die  Armenptiege  bestimmte  Zuschlag  zur  Grundsteuer,  Plakat 

^'c^^  vom*  13.  August  1764;  Antheile  an  den  Gehalten  und  Pensionen 

der  Zivilbeamten  (l  Prozent  jährlich),  den  Hafenabgaben  an  der 
^^%>  städtischen  ZoUbude  {\  Proz.),  dem  Eartenstempel  (1  Skilling  für 
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jedes  Spiel),  den  Eanfgddeni  bei  öffenfUeh  abgeseblossenen  6e- 
sch&ften  (j  Prozent),  der  Klassenlotterie  (25000  Rigsdaler),  deir 
Emnahmen  fremder  Künstler  (10  Prozent);  endlich  dem  sogemum- 
ten  Pesthausgdd,  das  ans  gewissen  Kirchen  dem  SL  Hans^Hospitil 
zufliesst.  Zur  Empfangnahme  der  daneben  immer  noch  für  sehr 
nötbig  erachteten  müden  Gaben  sollen  distriktsweis  vorgenommene 
allgemeine  Sammlungen  dienen,  welche  an  die  Stelle  der  fräheren 
Kirchspiels -Kollekten  treten.  Die  Aus.stollung  von  Becken  und 
Bficbscn.  wo  dazu  Gelegenheit,  bleibt  aufrechterhalten.  Alle  be- 
suiuh  ri'n  Kollekten  dagegen,  auch  das  den  Juden  bis  dahin  auf- 
erli;4t<  Tahieskinitingent,  werden  aufgehoben^  Auf  den  Ertrag 
des  Klingelbeutels  (oder  KlingeltJlfeleben,  wie  es  in  Dänemark 
gilt)  behält  das  Armeuwesen  seinen  Anspruch,  der  jedoch  durch 
Vereiiibaning  al>gelüst  werden  kann  (§.  177).  An  Festtagen  wer- 
den in  -.ilbn  Kirchen  Hecken  für  die  Armen  ausgestellt.  De^- 
gleitiien  Büchsen,  wo  iniinci-  ein  Geschäft  oder  eine  Feierlichkeit 
die  Herzen  milde  stimmt:  <ier  ij.  180  enthält  eine  raflinirte  Auf- 
zählung solcher  guten  Geligenlieiteii.  Auch  für  Konzerte  zum 
Iksli  u  der  Armen  wird  in  diesem  uinsiclilig*'n  Gesetz  (.^.  181) 
gesorgt,  sowie  (§.  182)  für  eine  jährliche  Auliuhi  ung  im  Theater 
zu  glt  ichem  Zweck.  Der  §.  183  trifft  eine  gewisse  Yorkefarong 
für  Stiftungen,  deren  Absichten  mit  den  Zwecken  und  InteiesB0D 
der  öffentlichen  Armenpflege  streiten  könnten,  die  nur  noch  ni 
nachgiebig  gegen  die  unter  Umstanden  Torhandene  WülkOr  und 
beschrankte  Einsicht  solcher  Stifter  erscheint  Dann  werden  der 
allgemeinen  Annenkasse  noch  die  betreffenden  Geldbussen  fiber- 
wiesen,  und  endlich  bestimmt,  dass  ihre  Aimosen  im  allgemeinen 
als  Vorschüsse  zu  betrachten  sind,  die  der  in  bessere  VerhiUtni^ 
gelangende  Empfiinger  zurückzuerstatten  hat,  oder  wofür  die  Kaase 
sich  an  dessen  Hinterlassenschaft  schadlos  halten  darf. 

Der  elfte  Abschnitt  regelt  den  Zusammenhang  /wischen  dem 
eigentlichen  Armenwesen  und  anderen  Wohlthätigkeitsstiftungen. 
Der  zwölfte  Abschnitt  setzt  die  Steuerbefreiungen  und  sonstigen 
Vorrechte  fest,  welche  das  Annenwesen  genicssen  suU,  nebst  den 
sich  auf  seine  Nutzuiesser  und  Angestellteti  erstreckenden  ähn- 
lichen l'jegünstignngen.  Der  dreizehnte  und  letzte  Alisclinitt  ordnet 
an.  was  lür  das  Kassenweseu,  dessen  Kevision  und  die  allgemeine 
Kechen.-«  halt  abläge  nöthig  erschienen  ist. 

Dieses  Gesetz  gilt  in  allen  llau[)t>achen  heute  noch.  Knr 
der  Erwerb  des  Ünterstützungswohnsitzcs  durch  blossen  Aufenthalt 
.  ist  von  drd  Jahren  im  Jahre  1839  (Plakat  vom  6.  NoTember) 


Digitized  by  Google 


589 

auf  fünf  Jahre  hiiuiiis<,a'sclioben  worden;  und  zwar  für  das  ganze 
Land,  nicht  bh)ss  für  Kopenhagen. 

Aber  so  gut  und  umsichtig  abgefasst  das  Gesetz  von  1799 
für  seine  Zdt  war,  so  muss  seine  Wirksamkeit  doch  auf  die  Dauer 
grosse  üebelst&nde  entwickelt  haben,  denn  nachdem  schon  im  Jahie 
1863  ein  städtischer  Ausschuss  mit  der  PrOfimg  der  gesammten 
Armenpflege  za  thnn  gehabt  hatte,  setzten  Ende  Oktober  1865 
die  Bürgerrepr&sentanten  Kopenhagens  einen  neuen  Ausschuss 
nieder,  der  die  Stiftungen  des  Armenwesens  revidiren,  Vorschläge 
öber  ein  Zusammenwirken  zwischen  der  Öffentlichen  und  der  Prl* 
ratwohlthätigkeit,  und  einen  neuen  ArmeuTersorgungsplan  auf- 
stellen sollte,  nacii  welchem  zwischen  wfirdigen  und  unwürdigen 
Eedrängten  ein  rnterschied  zu  ziehen  und  dem  üebergang  der 
ersteren  in  bleibende  Armen  Versorgung  vorzubeugen  wUre.  Dieser 
Ausschuss  hat  kurz  vor  dem  Schlüsse  des  Jahres  1868,  also  nach 
dreijähriger  Berathuiig  se'm  Gutachten  abgegeben.  In  demselben 
wird  /.uii;ich>t  eine  Htatistisohe  Uebersicht  versucht: 

Iii  vier  gesrhlosseucn  Anstalten,  dem  Allgfineinen  Hospital 
und  drei  Arbeitshäusern,  befanden  sich  am  ^»1.  Dezember  lHfi7: 
1975  Individuen.    Aiisserliall»  (bMNolben  lebten  ganz 
von  Almosen  4347        ,  iu  l-^V  Familirn,  und  alleinstehende 

dazu  149       ,       ,  wozu  noch  kamen  au  Ttlege- 

kindem        692       ,      ,  142  in  der  Stadt  und  551  auf  dem 

Lande  untergebracht; 
7164  Individuen  also  zusanmien,  welche  ganz  von 
ftffentlicfaen  Almosen  lebten.   Theilwoise  auf  Öffentliche  Kosten 
lebten:         6620  Individuen  in  1347  Familien,  femer 
alleinstehende   206      ,      ,  und 
Pflegekinder      45      ,      ;  ausserdem 

499       ,        als  obdachlose  aufgenommen  im 
Armenhof  und  im  See-Lazareth, 
173        ,         im  Kindesalter, 
931       ,        in  der  Ladeguard- Stiftung  und 
15       ,         im  Zwangshaus  derselben, 
zusammen      8491  Individuen.    Pazn  genommen  die  ganzver- 
sorgten  7164  erhall  man 

!.'>.s;n  Iniüvidncn  als  iSujnniL'  sämnitlii-her  Almosen- 
emiitanger  ausser  den  Kranken,  welche  in  ihrer  Wohnung  Kranken- 
speise, ärztliche  Hülfe  uiid  Arznei  auf  öffentliche  Kosten  erhielten. 
Dazu  kommen  dann  noch  1315  Kinder,  welche  in  den  Armen- 
schulen kostenlos  unterrichtet  wurden.  Die  Zahl  der  Kinptanger 
von  öffentlichen  Almosen  irgend  einer  Art  und  Werthsumuie  be- 
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trag  demnaeh  Ansgangs  des  Jahres  1867  mehr  als  den  zebitteii 
Theil  der  atftdtischen  BerOlkernng.  Die  Qesammtaiugabe  ?on 
1867  achlSgt  der  AubscIuibs  auf  522063  Rigsdaler  oder  etwi 
391548  Thaler  Prenss.  Ert.  an,  mehr  als  zwei  Thaler  anf  den 
Kopf  der  Bevölkerung. 

Das  Ausschiiss-Gutachten  fasst  darauf  in  erster  Linie  die  ge- 
schlossonen  Anstalten  in-  Auge,  und  schlägt  vor,  einen  Theil  der 
in  denselben  verpflegten  Armen  bei  Familien  in  Kost  zu  geben, 
der  Art  dass  zwei  von  den  vier  eigentlichen  ArmenhSusem,  unH 
zwar  die  beiden  kleineron.  eingehen  könnten  Ant  die  Person  im 
Armenhuuse  kommen  ungelalir  374 — 45  Thaler  Preuss.  Krt.  Affentr 
lieber  Ausgabe;  der  Annschuss  nimmt  an,  dass  die  Retrefti-Dden 
sich  für  eine  alinlidie  Sumnx»  in  der  angedeuteten  Weiae  selbst  zu 
erhalten  unternL'liiuen  würden.  Ferner  sollen  die  minder  ehren- 
werthen  Insassen  von  den  anderen  durchgreifenden  abgesondert 
werden.  Dasselbe  gilt  von  den  l'Üegekiiidern,  welche  zeitweilig  in 
die  dazu  bestimmten  Anstalten  aufgenommen  sind.  Hinsichtlieh 
ihrer  tadelt  der  Ansschuss  auch  das  allzu  enge  Zusammendrängen; 
im  Steuen-Arbeitshaus  seien  zu  einer  gewissen  Zeit  nur  210,  im 
Erlöser -Arbeitshaus  gar  nur  144  Enbikfiiss  Baum  auf  den  Koff 
gekonunen.  Vertheilung  in  daffir  willige  Familien  gegen  Kostgdd 
wäre  hier,  wie  bei  den  erwachsenen  Armen,  nach  des  AusachiUBeB 
Aoaicht  das  rechte,  in  noch  grösserem  ümfisrng  als  bisher  anzu- 
wendende und  obendrein  billigere  Hölfimittel.  Der  1858/59  erbaute 
sogenannte  Armenhof,  in  welchem  tbeils  Obdachlose  vorübergehend 
aofjgenommen ,  theils  arme  Familien  überhaupt  unentgeltlioh  ein- 
quartiert werden,  findet  vor  den  Augen  des  Ausschusses  geringe 
Gnade.  Der  üebergang  von  dem  vorübergehenden  Obdach  durch 
eine  Art  stiller  oder  ausdrücklicher  Expektanz  in  dauerndes  Frei- 
quartier ist  zu  vei-führerisch,  um  nicht  von  der  Bahn  der  Selbst- 
erhaltung abzuleiten.  Ilm  mehr  zufälliger  Bestandtheil  der  Ein- 
richtung ist  die  mangelhafte  Gesundheitspflege;  e.s  verdient  aber 
alles  Lob,  mit  welcher  Schärfe  und  Genauigkeit  der  Ansschuss 
hierauf  eingeht,  wie  denn  auch  das  Ministerinm  des  Innern  durch 
Erlasse  aus  den  Jahren  1856  und  57  schon  ein  gewisses  Minimum 
von  Luftraum,  5—600  Kubikfuss,  für  jeden  Armenhaudhewohner 
vorgeschrieben  hat. 

Indem  der  Auseohuss  von  dieser  Betraditung  der  euuflaen 
geschlossenen  Armenanstalten  aar  aUgemeinen  Armenpflege  Übe^ 
geht,  stellt  er  als  Brgebnias  seiner  üntersuGfaung  den  Sati  vonti: 
dass  es  in  Kopenhagen  allzu  leicht  sei  ArmenunterstQtauDg  an  er- 
langen, und  gewiss  leichter,  als  in  den  allenneisten  wKfMm 
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nrnssstadteu.  Was  diese  Veigleichung  anbetrifft,  so  mag  ihr 
Werth  dahingestellt  bleiben;  vielleicht  würde  eine  genaue  Prü- 
fung überall  zu  demselben  Schlüsse  führen.  Dem  Satze  selbst 
wird  aber  dadurch  nichts  von  seiner  Kraft  gtnommen.  „Die 
grosse  Summe",  ßhrt  das  Ansschuss-Gulaehten  fort,  .welche  das 
Kopenhagener  Armenwesen  der  Kommune  jälirlicii  ko.stet,  hat  ihren 
Grund  sicher  mehr  in  einer  mehrfach  verfehlten  Organisation  und 
dem  Mangel  hiulänglicher  Voruntersuchung  des  Bedürfnisses  im 
einzelnen  Falle,  als  in  der  Natur  der  ökonomischen  Bedingungen, 
unter  denen  der  unbfmitielte  Theil  der  hauptstädtischen  Ar- 
beiterklasse durchschnittlich  lebt.  Ohne  Zweifel  besteht  bei  zahl- 
reichen iDdividuen  hier  ane  gev^isse  Neigung,  widerwärtigen  Ge- 
schicken rasch  m,  weichen  und  sich  selber  an&ugeben,  eine 
moralische  Schlaffheit  also,  welcher  die  Gesellschaft  weii  mehr 
Ursache  hat  entgegen  zu  wirken,  als  nachzugeben.  Nicht  so  we- 
nige von  den  Personen,  welche  ans  der  Annenkasse  zeitweilige 
Ahnosen  erhalten  oder  in  dauernder  öffentlicher  Y^pflegung  stehen, 
haben  einen  ganz  leidlichen  beständigen  Verdienst,  und  ihre  ünter- 
stfitzungsforderung  erkl&rt  sich  auch  nicht  aus  besonderen  TJm- 
siftttden  wie  Krankheit,  grosse  Kinderzahl  u.  dgl.  Man  muss  da- 
her, und  man  kann  nach  der  Ansicht  des  Ausschusses  mit  Erfolg 
auf  eine  Verminderung  der  Zahl  der  Almosennehmer  hinarbaten." 

Als  nächst  erforderlicher  Schritt  in  dieser  Richtung  wird  eine 
Reform  in  der  Verwaltung  der  sogenannten  offenen  Armenpflege 
hingestellt,  deren  Träger,  unentgeltlich  dienende  Bürger,  schon 
ihrer  Zahl  nach  der  Aufgabe  nicht  gewachsen  sind.  .Die  gegen- 
wärtigen Armenvorstelier  kennen  im  allgemeinen  sicherlich  nicht 
wegen  eii;es  klaren  Blickes  jioch  wegen  eines  besonders  warmen 
Interesses  für  ihre  Pflichten  gerühmt  werden;  im  Gegentheil  zeigen 
die  Friichte  ihrer  Wirksamkeit,  dass  sie  dieselben  grossentheils 
bloss  wie  eine  Bürde  empfinden,  und  meist  daher  nicht  mit  der 
Lusfc  und  dem  Eifer  arbeiten,  ohne  welche  die  Armenpflege  nicht 
in  dem  richtigen  Gange  bleiben  kann.  Damit  soll  keine  Anklage 
gegen  die  dermaligen  Vorsbeher  erhoben  werden,  welche  im  allge- 
meinen gewiss  ihren  Obliegenheiten  .nach  bestem  Vermögen  gerecht 
zu  werden  suchen,  aber  deren  Bemfsth&tigkdt  der  Regel  nach  ver- 
hindert, dass  sie  der  Armenpflege  die  schlechthin  notfaige  Zeit 
widmen;  der  Fehler  muss  weniger  bd  Persönlichkeiten  gesucht 
werden,  als  in  der  Organisation.  Wie  die  Verhältnisse  einmal 
sind,  werden  die  Hälfebegehrenden  oft  nicht  zum  Gegenstand  der 
nothdürftigsten  Untersuchung  gemacht,  und  von  einer  beständigen, 
sorgsamen  Au&icht  aber  die  Annen,  gesunde  wie  kranke  —  welche 
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im  §.  21  des  Armengesetees  Ton  1799  mit  Recht  als  eine  Hanp^ 
aufgäbe  der  Vorsteher  bezeichnet  wird  —  ist  ToUends  nur  hOchst 
selten  die  Bede.  Deswegen  erfolgt  viel  fiberflossige  ünterstfitiuDg 

mit  Ot'lil  lind  Brot  ,  und  die  meisten  Armenvorsteher  nehmen  es 
allzu  leicht  mit  der  Ausstellung  von  Krankt;n^rhf*ini'n.  Man  kann 
sich  kaum  noch  wundern,  dass  die  Zahl  der  Kranken,  weldie  VO© 
Armenwesen  uncntg-eltlichon  ärzilichon  Beistand  erhalten,  sososM!^ 
ordentlich  bedeutend  ist,  wenn  man  erfiihrt,  dass  es  Vor-?tebpr 
gif'ht,  welche  nieiii'']i  <'s  sei  ihr»'  Pllicht,  einen  Krankenschein  Jedem 
auszustellen  d«'r  ilin  haben  will,  und  wenn  dcnizutolire  Kranken- 
scheine vorkommen ,  welche  in  Abwesenheit,  des  Vor.<<tehers  von 
dessen  Ladengehülfon  oder  Ladenmamsell  ausgefüllt  sind.*  Was 
die  Gesamml/ahl  der  Armeiiv(trstelu'r  betrifl't,  so  wollte  das  Gesetz 
von  1709  bekanntlich  jedem  diTselbt-n  im  I)nrch>chnitt  fünfzehfl 
Familien  zugewiesen  wissen  —  schon  keine  aehr  juüssige  Portion 
für  praktische  Geschäftsleute,  wenn  mau  z.  B.  daran  denkt,  daSB 
in  Elberfeld  Tier  Familiffli  fifir  ein  hinlftugliches  Pensum  des  Sm- 
zelnen  und  daher  fOr  das  normale  Maximum  gelten.  Aber  noD 
ist  die  Zahl  in  Kopenhagen  obendrein  noch  beständig  gesmikeD, 
während  die  Bevölkerung  doch  ebenso  stetig  wuchs.  Im  Jahrs 
1801  gab  es  127  Vorsteher;  1807  nur  noch  125,  1811  nur  nocb 
119,  1816  gar  nur  noch  64,  eine  Ziffer,  welche  sich  seitdem  im 
wesentlichen  behauptet  hat.  1866  z.  6.  waren  es  79,  d.  h.  Eiiier 
auf  2100  Einwohner  und  mehr  als  200  Arme. 

Der  Ausschuss  schlägt  nun  aber  nicht  etwa  vor,  auf  die  Ver- 
mehrung der  Zahl  der  thätigen  Kräfte  bis  zu  der  Normalziffer 
von  1799,  öder  gar  bis  zu  der  Elberfelder  Verhältnissziffer  Bedacht 
zu  nehmen;  von  der  Armenpflege  Elberfeld's  wird  ihm  ja  auch 
wohl  schwerlich  etwas  zu  Ohren  gekommen  sein  Er  vcrzweilVlt 
vielmehr  an  der  AVirksamkeit  des  blossen  Ehronamt.s,  an  der  An- 
wendbarkeit de.>  bürgerlichen  üemeinsinns  und  des  Prinzips  der 
Freiwilligkeit  auf  die  öffentliche  Armenpflege,  und  schlägt  imt«r 
Verabschiedung  der  jetzigen  Armen  Vorsteher  die  Anstellung  von 
zehn  bis  zwölf  besoldeten  Beamlen  —  mehr  dünken  ihm  nicht 
erforderlich  —  vor.  Jeder  derselben  soll  7f)(»— 9üÜ  Thlr.  Preuss. 
Krt.  Gehalt  haben,  und  auf  monatliche  Kündigung  stehen.  Ebenso 
sollen  statt  der  neumsebn  Distrikts-Armenftrzte,  welche  jetzt  f&r  | 
225  Thlr.  Freuss.  Krt.  jährlich  die  Atmenpr&ns  nebenbei  mit 
wahrnehmen,  zehn  bis  zwölf  Aeizte,  welche  sich  der  Armenpraiis  | 
hauptsächlich  widmen,  für  750—900  Thlr.  Frenss.  Krt  angestellt 
werden.  Die  Mehrausgabe «  nimmt  der  Ausschuss  an,  werde  sieh 
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bald  und  reicblicli  deckeu  durch  die  Ersparung  au  Aimo^eu« 
:-Diw  gaben. 

11'^  Das  ist  übrigens  noch  nicht  dio  vorucliraste,  geselnwige  denn 

^ic  einzige  Reform-Idee  des  Autjschusses.    Zur  Begründung  seines 
suj^^c  Hauptgedankens  holt  er  etwas  weiter  aus:  .OelfeiiUiche  Armen- 

onterstötzung  zu  empfangen  schämt  raan  sich  mit  Beoht,  weil 
die  Hölfe  der  Kommune  eine  erzwungene  Hülfe  ist,  nicht  'aus 
Idebe,  sondern  ans  Gehorsam  gegen  das  Gesetz  daiigeboten.  Die 
welche  so  unterstatzt  werdoi,  gerathen  damit  in  ein  nntergeord- 
netes  Yerhfiltniss  zn  der  übrigen  Gesellschalt,  was  diese  ihnen 
handgreiflich  darthut  durch  die  angeordnete  besondere  AnMcht 
und  durch  Entziehung  der  aUg^einen  staatsbärgerlichen  Rechte. 
Es  ist  deshalb  klar,  dass  nur  die  Individuen  welche  verinöge 
eigener  Schuld  ausser  Stande  sind  sich  zu  ernähren,  in  die  öffent- 
liehe  Armenversorgung  aiifirenommen  werden  dürfen,  wogegen  Alle 
welche  durch  Krankheit.  Alter,  vorübergehende  Arbeitslosigkeit 
und  andere  zufällige  Umstände  brotlos  geworden  sind,  durch 
Mittel  unterstützt  werden  sollten,  welche  nicht  durch  Zwang  her- 
heigeschafl't  werden  und  ihnen  daher  unter  ihren  Mitbürgern  keine 
Ausnahmestellung  anweisen.  Ja  noch  mehr!  Es  giebt  \uthlei- 
donde,  welche  aus  Leichtsinn  versäumt  haben  für  ihren  Lebens- 
unterhalt rechtzeitig  zu  surgcn,  aber  doch  noch  nicht  so  tief  ge- 
sunken sind,  dass  sie  in  der  Schule  des  Lebens  nachgehends  nicht 
nocdi  den  Segen  der  Arbeit  kennen  lernen  sollten.  Ergreift  die 
Öffentliche  Armenpflege  solche  schwache,  aber  nicht  unTerbesser- 
liehe  Naturen  einmal,  so  behält  sie  sie  gewöhnlich  auch;  Ibo  leicht 
es  ist,  den  Sprung  aus  der  freien  Gesellschaft  in  die  unselbstän- 
dige zu  thun,  80  schwer  ist  es ,  ihn  wieder  znrfickzutiiun.  Auch 
diese  Gattung  Bedrängter  muss  daher  die  Frivatwohlthätigkeit 
mit  moralischen  wie  mit  materiellen  Mitteln  zu  stützen  und  zu 
fordern  suchen,  im  Interesse  der  Gesellschaft  selbst,  das  so  wenig 
^.  als  möglich  bloss  z^ende  Glieder  erheischt.  Die  Armenversorgung 

muss  so  geregelt  werden,  dass  nur  die  vwdorbenen  Individuen, 
•  Verbrecher  und  Vagabonden,  der  Kommune  zur  Last  fallen,  wäh- 

rend die  Privatwohlthätigkeit  sowohl  den  sogenannten  würdigen 
Armen  hilft,  als  denen  die  noch  lIolTnung  gehen,  rlass  sie  sich 
wieder  aufraffen  und  selbst  erhalten  werden. "  Diese  »Scheidung 
wird  erst,  wie  der  Au-^chiiss  weiter  entwickelt,  das  haltimgslose 
Schwanken  der  Arnienjdiege  zwiMiien  ))olizeilicher  Strenge  und 
Kälte  und  der  Milde  menschlicher  Haiinlicrzigkeit  auflieben,  indem 
1. es  jener  die  gänzlich  verkommenen,  dieser  die  schuldlos  unglück- 
äJ'^  liehen  oder  wenigstens  nicht  hoffnungslos  verloreneu  l'ersonen  zu- 


Digitized  by  Google 


weist.  Aber  freilich  bedarf  es  dafür  orgaaisirter  PriTaU'ohltha- 
tigkeit,  und  die  besitzt  Kopenhagen  bis  jetzt  nicht.  Es  beäit/i 
nur  elementare  Keime  einer  solchen,  theile  in  nnimttelbarem  p«r- 
cAnlichem  Woblthnn,  theils  in  Verrnftohtniasen,  Stiftungen  und 
ünterstfitsangsrereinen  von  allerhand  Art  Diese  Erftfte  aiMteo 
aber  durchaus  unabhängig  von  einander  und  ohne  gegenseitige 
Kontrolei  so  dass  bald  zuviel,  bald  zuwenig  geschieht»  und  niaadie 
würdige  Arme  dem  öffentlichen  Armenwesen  fiberlassan  Ueibcii, 
wShrend  andere  vielleicht  minder  wfirdige  von  ihren  AlmoflflD 
recht  behaglich  leben.  Da  bedarf  en  also  der  Organisation.  Der 
Ausschuss  will  deswegen  die  verschiedenen  freien  WohlthätigksitB- 
anstaiten  noch  nicht  in  gleichförmige  Abhängigkeit  von  einer  ge- 
meinsamen Oberbehörde  gebracht  wissen;  er  erkennt  an,  dass  bei 
Vermächtnissen  sich  der  Wille  des  Stifters  in  der  Kegel  nicht  bei 
Seite  setzen  lasse,  und  dass  lebende  Stifter  gewöhnlich  seM 
und  unabhängig  zu  leiten  wünschten,  was  sie  geschaffen.  »Aber 
so  wie  ein  Zentralorgan  für  die  freiwillige  Armenpflege  viel  Nutzen 
stiften  kann,  indem  es  Mittel  sammelt  und  dainif  würdige  Arme 
unmittelbar  unt<*rstfltzt ,  indem  es  Einrichtungen  ins  Leben  mft, 
welche  dermalen  noch  mangeln,  und  überhaupt  weckend,  belebend 
und  durchgeistigend  auf  den  allgemeinen  Barmherzigkeitstrieb 
einAvirkt,  so  könnte  dasselbe  auch  grosse  Bedeutung  gewümen, 
wenn  es  in  den  Stand  gesetzt  würde  sich  einen  vollkomnuD 
klaren  JSinblicfc  in  das  Detail  des  Ptivatnnterstfitsungsweiens  n 
verschaffen,  und  wenn  dessen  auf  so  um&ssende  Saoh-  und  Pe^ 
sonen-Kenntniss  gestfitste  Winke,  Auftchlllsse  und  YoisohUlge  Iwi 
den  Yorstehem  der  verschiedenen  Stiftungen  und  Vereine  dn  of- 
fenes Ohr  filndien.  Nur  eine  Autorität  dieser  Art,  die  swisdm 
den  mannig&liigen  Verzweigungen  der  Frivatwi^thätigkeit  ein 
loyales  Zusammenwirken  zu  Wege  brächte,  kann  der  öffentlichen 
Annenpfl^  gleichberechtigt  zur  Seite  treten,  und  nur  mit  einer 
solchen  kann  diese  letztere  bestündig  zusammenwirken,  weil  eosst 
die  nothwendigsten  Bürgschaften  fehlen."  Es  wird  dann  mehr 
nachrichtlich  bemerkt,  dass  man  nicht  ohne  alle  Aussicht  auf 
eiwa>  wip  die  gewünschte  Organisation  sei,  indem  die  Invaliden- 
Versorgung  des  Krieges  von  1864  schliesslich  in  einen  ähnlichen 
Plan  dauernder  und  umfassender  Wirksamkeit  ausgelaufen  ?ei. 
Tm  Hinblick  auf  die  geholfte  Verwirklichung  desselben  deutet  der 
Ausschuss  an,  wie  er  sich  die  Grundzüge  der  Organisation  denke: 
.Die  freiwillige  Arnunpflege  muss  sich  eine  doppelte  Aufgabe 
stellen.  Sie  muss  erstens  der  Noth  abhelfen,  welche  augenblick- 
liche Hülfe  verlangt;  denn  es  gilt  vor  allem  die  Bedrängten  zur 
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rechten  Zeit,  während  sie  noch  kämpfen  um  Aufrochterhalt\iri^ 
ihrer  persönlichen  Selbständigkeit,  davor  vu  bewahren,  dass  sie 
der  öfFentlicheii  Armenpflege  verfallen.  Zugkich  aber  muss  sie 
ein  wachsames  Auge  in  die  Zukunft  richten,  und  nicht  bloss  die 
Wirkungen,  sondern  die  Ursachen,  nicht  bloss  die  Früchte,  son- 
dern die  Wurzel  der  Hfilfsbedürftigkeit  angreifen."  Es  werden 
darauf  verschiedene  gemeinnützige  .Schöpfungen,  welche  der  Ver- 
armung vorzubeugen  geeignet  sind,  aufgezählt,  unter  denen  man 
sich  nur  wundern  muss  die  Genossenschaftea  als  solche  bloss  durch 
die  Eonsrnnverejüie  rertreten  und  die  MueraiL  7ttgiiche  zur  Be- 
theiligung TOB  LohnemplUngerD  am  GeBcIiflfteiiiiteen  ganz  mit 
StiUachweigen  übergangen  zu  sehen.  Die  Verbindung  zwischen 
einer  so  wirksamen  organisirten  Privaiannenpflege  and  der  öffent- 
lichen Annenpflege  stellt  der  Ansschnss  sich  im  wesentlichen 
derartig  vor,  dass  tbunlichst  stets  dieeelhen  Ausbrnftspersonen 
von  den  Terwaltenden  Beamten  der  letateren  und  den  Leitern  der 
ersteren  benutzt  werden,  und  dass  jene  dieser  alles  überweisti  was 
entweder  grundsatzmässig  unter  deren  Obhut  fällt  oder  was  zu 
besorgen  sie  nicht  die  nöthigen  Mittel  hat.  Die  Anstell nn^j;  be- 
soldeter Armenvorsteher  aber  für  den  öfrentlich-poUzeUichen  Theil 
der  Armenpflege  sieht  der  Ausschuss  als  die  Voraussetzung  an, 
wenn  eine  solche  Tbeilung  der  Aufgabe  zwischen  zwei,  in  ihrem 
Zusammenwirken  derselben  gewachsene  Organisationen  zu  Stande 
kommen  soll. 


Auch  die  beiden  Armeugesetze  vom  5.  Juli  1803,  welche  für 
die  Provinzialstädte  und  das  platte  Land  erlas.-^eu  wurden,  nehmen 
für  die  damalige  Zeit  einen  hohen  Rang  in  Anspruch.  Die  Pro- 
Tinzialstädte  bildeten  natürlich  jede  för  sieh  einen  Armeubezirk. 
Auf  dem  Lande  diente  als  solcher  das  Eircbspiel,  und  der  Geist- 
liehe sollte  der  Haupt-Armenpfleger  sein;  an  ihn  ging  jedes  Hfilfi-  » 
gesncfa  zonftchst.  Drdjfthriger  Aufenthalt  sollte  hier,  wie  nach 
dem  Oesetz  von  1799  in  Kopenhagen,  das  Becht  auf  Öffentliche 
Verpflegung  begründen.  Wurde  diese  in  einem  eiligen  Falle  ohne 
eigentliehes  Becht  begehrt,  so  sollten  die  übrigen  Kirchspiele  des 
Amts  dem  davon  betroffenen  Kirchspiel  zu  Hülfe  kommen.  Das 
Amt  bildete  deshalb  einen  weiteren  Armen  verband,  der  auch  eine 
ständige  Direktion  an  seiner  Spitze  hatte,  in  welcher  aber  nicht 
der  Bischof,  sondem  der  Amtmann  den  Vorsitz  führte.  Man 
kann  also  auch  hier  wegen  der  Stellung  des  Geistlichen  im  Kirch- 
spiel nicht  etwa  von  kirchlicher  Armenpflege  sprechen;  der  Qcist- 
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liehe  war  vidlmehr,  indem  er  sich  der  Armenpflege  widmete,  ein 

Staatsbeamter,  ähnlich  wie  bei  der  weltlichen  Seite  der  EhttcUie»' 
songen  vor  Einfülinmg  der  Ziviklie. 

Die  uuterstützuiigsberechtigteü  Armen  tlieilt  das  Landarraen- 
gesolz  in  drei  Kla.sson:  1)  Alle  so  alte  und  kranke  oder  au  Ge- 
snndhoit  des  Lei])es  oder  der  Seele*  so  geschwächte,  dass  sie  siili 
die  ersten  Leliensnothwendigkeiten  nicht  oder  nur  zum  ii^oriflgston 
Tlieile  selbst  verdienen  können;  2)  Kinder  wolclie  weder  Vau-r 
noch  Mntter  mehr  hu)ie)i,  odi  i-  deren  Klti-rn  an  Verstand,  Gesund- 
licit  oder  Sitten  su  beschallen  sind,  dass  die  Pliege  und  Erzielnuig 
der  Kinder  ihnen  nicht  überlassen  bb  iben  darf;  8)  Familien  oder 
Einzelne,  die  durch  Schwäche,  Kinderzalil,  /.Lint-lniiendrs  Alter  oder 
andere  solche  Ursachen  ausser  Stande  sind  soviel  zu  verdienen, 
wie  zu  ihrer  und  ihrer  Kinder  uothdürftigem  Unterhalt  gehört. 
Die  Letzteren  sollen  womöglich  durch  Nacbweisung  lohnender 
Arbeit,  sonst  eher  mit  Naturalien  als  mit  Geld  unterstatzt  werden. 
Die  Waisen  und  verwahrlosten  Kinder  sollen  auf  Distriktslroeten 
in  guten  Häusern  untergebracht  werden  und  bis  zur  KonfinnatiQii 
unter  der  Aufsicht  der  Kirchspiels-Eonmiission  bleiben.  IKe  Ar- 
men erster  Khisse,  deren  sonst  Niemand  sich  annimmt,  werden 
auf  Distriktskosten  mit  aUem  Ndthigen  versehen.  ICddet  sidi 
Jemand  am  Armennnterstütziuig,  oder  wird  ein  BedfirfiiiBSbll 
anderweit  bekannt,  so  nimmt  der  Geistliche  ein  genaues  Pro- 
tokoll über  die  einschlagenden  Verhältnisse  auf,  auf  Grund  dessen 
er  dann  in  der  nächsten  Kommissions-Sitzung  die  Unterstützung 
beantragt,  be/.  die  bereits  gewährte  vorläufige  Hülfe  recht-  ' 
fertif,'t.  In  Erkrankungsfällen  werden  Zetld  ausgeschrieben,  welche 
eine  Anweisung  auf  den  nnenigeltliclien  Beistand  des  Distrikta- 
Arztes  u.  s.  w\  enthalten.  Aber  auch  der  Geistlich»'  muss  er- 
krankte Arme  be.>nehen,  um  auf  Reinlichkeit,  frische  Luft,  pas- 
sende Speisen  und  Getränke  zu  sehen.  Ein  verstorbener  Armer 
wird  auf  Distriktskosten  begraben;  seine  Hinterlassenschaft  l";Ult 
*  der  Armenkasse  des  Distrikts  anheim.  Die  Kirchspiels-Kommis- 
sion versammelt  eich  der  Kegel  nach  alljährlich.  Bei  der  Zusam- 
menkunft im  Dezember  legt  ihr  der  Geistliche  dn  Annen-Budget 
für  das  kommende  Jahr  vor.  Beschwerden  gegen  dasselbe  gdien 
an  die  Amts-Direküon,  welche  ihrerseits  unmittelbar  unter  der 
Regierung  steht  und  an  diese  jährlich  beriditet.  Alle  Euider, 
weiche  5ffeni3iche  UnterstHtzung  geniessen,  müssen  vom  6.,  spä- 
testens vom  7.  Jahre  an  die  Schule  besudien,  veisteht  sieh  nn- 
entgeltlich.  Die  BekAstigimg  der  übernommenen  Annen  wird  von  . 
den  Eirchspids-Insassen  nach  Yertheilung  der  Armen-EonmiiBsioa 
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direkt  in  Naturalien  pfeloistet.  Für  das  Tebrige  kommt  die  Ar- 
niPiikas.^e  auf,  weU-he  dor  grösste  Grmideigcnthümer,  der  als  snlchor 
Mitglied  der  Konimis?:inn  ist,  verwnlirt.  Diese  Kasse  wird  ge- 
füllt: 1)  durcli  dit'  frei  willigen  Gahen  der  Kiiige-jesHeiien ,  oder  in 
Ermangelung  .suIcIut  durch  ilie  von  der  Koiinnissiou  vorgenom- 
mene Umlage,  deren  Jiest;inten  das  Amt  eintreibt:  2)  durch  den 
Ertrag  der  Arineiisanuiiluniffn  an  FrsliiiLfcn  und  sonstigen  geeig- 
neten Geh'geuheiten  in  di-r  ivirche;  3)  dureli  den  Verkauf  gefun- 
dener eigentimmsloser  Thiere;  i))  durch  Kenten  belegter  Kupita- 
fien  QDd  dergl.  mehr.  CreMbusaen  Mugegen  fallen  der  Amts- 
Aimenfeasse  zu,  die  daneben  \  Prozent  vom  Erlös  Tersteigerter 
Waaren  erhalt.  Ihre  Bestimmung  ist,  die  Noth*Berechtigten  (aicht 
anderswobin  zu  weisende  Fremde)  zu  unterstützen,  den  Kirchspiels- 
kaaaen  in  ausserordentlichen  Lagen  zu  HQlfe  zu  kommen,  den 
Transport  von  Armen  und  Bettlern  zu  bestrdten.  Im  fibrigen, 
namentlich  auch  was  Verbot  und  Bestrafung  der  Bettelei  betrifft, 
stimmt  die  Gesetzgebung  von  selbstverständlich  in  der  TTaupt- 
sache  uberein  mil  dem  Gesetz  für  Kojienhagen  vom  Jahre  1799. 

Eine  Novelle  (Plakat)  vom  14.  Dezember  1810  reformirte 
das  Landarmengesetz  von  1803  in  einigen  Punkten.  Sie  verbot 
den  Kirchspielen,  Nenzugezogone  auszuweisen  unter  dem  Vorwand, 
dass  sie  ihrer  Armenkasse  eines  Tages  zur  Last  fallen  könnten, 
und  hob  selbst  die  Bedingung  des  dreijährigen  Aufenthalts  insoweit 
auf,  als  der  Arme  immer  auf  Verlangen  zunächst  am  Orte  seines 
iiuocnblicklichen  Aul'enthalts  unterstützt  werden  und  dessen  Ar- 
menkasse nur  gegebenen  Falls  \i»n  dem  verptlichtelen  I\ireh^piel 
entschildigt  werden  srdlte.  Erst  nach  erfolgter  höherer  Entschei- 
dung sollte  er  eventuell  dahin  uaii>i)urtirt  worden,  wo  er  unter- 
stfitzungsberechtigt  war. 

Im  Jahre  1839,  wie  schon  oben  \m  Kopenhagen  angeführt, 
wurde  die  Erwerbsfrist  für  den  örtlichen  Unterstützungsanspruch 
von  drei  Jahren  auf  fünf  erstreckt. 

Ueber  die  Wirkungen  des  so  beschaffenen  Öffentlichen  Rechts 
auf  das  Landarmenwesen  giebt  eine  Darstellung,  welche  ein  frü- 
herer Armendistriktsarzt  Namens  Fr.  Krebs  im  vorigen  Jahre 
durch  eine  von  ihm  herausgegebene  Monatsschrift  «Die  Gesell- 
schaft* veröffentlicht  bat,  einleuchtende  und  lehrreiche  Aufschlüsse. 
»Unsere  Armengesetzgebung",  sagt  er  u.  a.,  «war  für  ihre  Zeit 
ein  tüchtiges  Werk,  und  hat  au  den  begangenen  Missgiiffen  keine 
Schuld.  Diese  riihren  vielmehr  von  dem  Mangel  an  Umsicht  und 
Voraussicht  bei  den  Kommunen  her,  in  Verbindung  mit  einer 
übel  angebrachten  Gutmuthigkeit,  welche  sehr  unglückliche  Folgen 


m 

gehabt  bat.  Wahrend  einer  riflnüichen  Reibe  von  Jabnn  m 
1857,  da  alles  sich  so  gut  anliess,  da  rdehe  Ernten  und  bohe 
Eompreise  alle  Kräfte  in  Bewegung  setzten,  waren  die  Kommoneo 
woiig  au^elegt,  mit  ihrer  ArmenhQIfe  zu  geizen.  £s  wird  Einem 
sauer,  gegen  den  der  in  wirklicher  oder  angeblicher  Noth  Hülfe 
sucht,  hart  und  strengp  aufzutreten,  wenn  man  sich  selber  vom 
Glück»'  beifünstiet  fühlt.  Und  doch  ist  ein  gewisser  Grad  voa 
.Strengt'  imiiipr  zuti  ai,flicher,  zumal  für  die  ännere  Klasse  selbst, 
als  gedaiikrnlost'  iiüifsl)erei tschaft.  Wo  diese  sich  zeigt,  werden 
sich  sogleich  eine  Men<2:e  von  Leuten  ohne  alles  Recht  auf 
trenuleii  Beistand  Hinsblhn.  Das  Bewu.^istsein  von  Verantwort- 
lichkeit, das  -Jeder  bes  'z«  n  inuss,  wenn  er  im  Begriff  steht  eine 
Familie  v.w  gründen,  aucli  der  Tagelöhner,  erschlutVt  dann  in  einem 
unglaublichen  Grade.  Ebenso  das  Familienband  und  das  Fami- 
liengefühl.  Vater  und  Mutter,  Bruder  und  Schwester  wird  an  die 
Öffentliche  Armenpflege  Terwiesen,  wemi  man  sie  aodi  treflich  in 
der  Familie  selbst  Tersorgen  könnte.  Sich  an  die  OffcntUcbe  Ar- 
menpüege  zu  wenden,  ruft  weder  £k>rge  noch  demütbigende  Em- 
pfindungen mehr  hervor.  Es  wird  immer  allgemeiner,  die  Anneii- 
kasse  wie  eine  Pensionsanstalt  zn  betrachten,  deren  Yortbeil  mas 
sich  ^möglichst  bald  zu  verschaffen  suchen  muas;  zu  diesem  Ende 
stellt  man  sich  denn  so  gebrechlich  wie  mOglich.  So  Mten  sieh 
unsere  Landgemeinden  und  Kleinstädte  mit  einer  Menge  verkoDi- 
itor  ruchloser  Umherstreicher,  von  denen  Demoralisation  wie 
eine  Pe4  ausging." 

Dr.  Krebs  klagt  dann  besonders  über  das  zunehmende  Zu- 
samniendnlngen  in  engen  Wohnungen.  ,Es  ist  eine  traurige 
Wahrheit,  dass  die  Ansprüche  des  Tagelöhners,  was  das  Wohnen 
anbetritl't .  nicht  gestiegen ,  sondern  gesunken  sind.  Ist  es  über- 
haupt bedenklich,  wenn  eine  Arbeiterklasse  ihre  Lebensansprüche 
allzu  niedrig  stellt,  so  ist  die  Gefahr  doch  am  grössteu,  wenn  es 
in  Bezug  auf  die  Wohnung  geschieht;  denn  von  ihrer  Beschaf- 
fenheit hängt  der  Segen  des  Heiniwesens  und  Familienlebens  ab. 
Je  niedriger  iu  dieser  und  anderen  Beziehungen  eine  Arbeiterbe- 
vOlkerung  ihre  Forderungen  stellt,  desto  häufiger  werden  auch  die 
leicfatsinntgen  ESien.  Zuletzt  wird  nur  noch  eine  Hflhle  verlangt, 
um  nach  der  Hochzeit  darin  unterzukriechen,  und  —  eine  oflBzieUB 
Armenpflege!* 

Wie  dann  mit  depi  Jahre  1857  der  Umschwung  zu  sebirie- 
rigeren  Erwerbsverhaltnissen  eintrat,  zeigten  sich  die  erschlaffteo 
Annenvorsteher  der  Au^be  nirgend  gewachsen.  Sie  hatten  lucbi 
moralische  Kraft  genug,  um  selbst  die  unberechtigtsten  Ansprifibe 
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üiJAi'  ftbzuweiseii.   ^Konnte  eio  Aspirant  auf  Armenunterstützung  ein 

tttiil^  ptar  dnfliusreielie  Mftimer  im  Kirchspiel  für  sich  gewinnea,  so 
&Sbs  erlangte  er  jede  begehrte  HQHe.  Seine  Patrone  mnsste  dann  da- 
Erds  fBr  irieder  in  anderen  FftUen  ein  Ange  zndrficken.  Die  leitenden 
alA^  Männer  im  Kirefaepiel,  die  Hofbesitser,  nehmen  anf  einander  ge- 
läiis-  genseitig  soviel  Bficksacht,  wie  bei  der  Qleiehheit  ihrer  Stellung 
m  äi--  und  Lage  natOrlich  erscheini  Auf  der  anderen  Seite  ist  man « 
.^it  fast  allemal  einig,  die  Ausgabe  zu  scheuen,  wenn  es  sich  darum 

isut.^  handelt,  einen  Yagabonden  ins  Arbeitshaus  zu  schicken.  Und 

Isiril*  soviel  auch  auf  dem  Lande  gebaut  wird»  Armenhäuser  werden  nur 

]B  Tas>^  an  sehr  wenigen  Orten  nengebaut  oder  erweitert.  Man  stoplt  ihre 

Insassen  lieber  aufs  äusserste  zusammen  oder  irgendwo  anders  hin 
■^j:::-^  in  einen  alten  banfalligen  Kasten." 

■^^li  Das  jetzige  ArmenbauswesHu  aber  ist  dem  Verfasser  zufolge 

■^^rdi-  Überhaupt  unhaltbar,  weil  zugleich  kostspielig  und  demoralisirend. 

^.f.:  Es  erscheint  ihm  wie  eine  Herberge  des  Schmutzes,  physischen 

,)jtjüiJ  moralischen,  uud  aller  Laster,  aus  welcher  der  minder  ver- 

r^.ji^'}  kommene  Anne  eben  deswegen  niemals  mehr  gehoben  herauszu- 

jvi^-  gelangen  Aussicht  hat.    Er  ist  aber  gegen  die  bestehende  amt- 

liche Armenpflege  im  allgemeinen.  Wie  dem  .\usschuss  des  Ko- 
penhagener Gemeinderaths,  erscheint  sie  auch  ihm  als  eine  ver- 
hftngnissYoUe  Ausdehnung  der  gegen  Betüer  und  Landstreicher 
gerichteten  Armen-Polizei  Aber  ihre  natürlichen  Grenzen.  Da  die 
amiliche  ArmenpÜege  alles  in  denselben  Topf  wirft,  so  macht  das 
Publikum  ihr  öäs  nach,  indem  es  allen  Bettlern  giebt,  um  nur  nicht 
zoflUlig  den  Einen  ununterstfitzt  zu  lassen,  fikr  welchen  jene  nichts 
fibrig  hat.  gKe  hat  kein  Recht,  sagt  Dr.  Krebs,  der  Gesellschaft 
ebne  ihrer  Hauptverpflichtnngen  abzunehmen,  nftmlieh  die^  fSr  die 
^^^1^  Armen  in  ihrer  Mitte  zu  sorgen;  soweit  sie  dies  dennoch  thut 

und  es  ihr  g^lin^t,  wirkt  sie  geseUsebaitsauflösend.   Auf  dereinen 
rr^'  ^^^^  steigt  die  Zahl  der  Annen;  auf  der  anderen  die  Zahl  derer 

welche  glauben,  die  Noth  ihrer  Mitmensclien  gehe  sie  nichts  an, 
wenn  sie  nur  ihre  Armensteuer  entrichteten.  Nur  dem  Bettler  giebt 
man  dann  noch,  lun  ihn  loszuwerden  —  in  der  Summe  eine  ebenso 
grosse  als  übelajige wandte  Ausgal)e.  Was  allein  der  Aufgabe 
gewachsen  wäre,  eine  organisirte  Privatwohlthätigkeit,  kann  nicht 
zu  Stande  kommen. 

Wie  man  siebt,  kommt  dieser  erfahrene  Kritiker  im  wesent- 
liehen  ganz  aui  dieselben  Ideen  hinaus,  wie  der  Kopenhagener 
1^'!"^  Untersuchungsausschuss.    Vor  allem  schwärmt  er  freilicli  für  das 

englische  Werkhaus,  ohne,  wie  es  scheint,  dessen  historische  Be- 
düigtheit  durch  eine  auf  förmlicher  Armensieuer  errichtete  durcb- 
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gebildete  Staats-Armenpflege  hinUtaglicli  zu  wflnUgen,  und  aDtr- 
dingg  auch  mehr  wegen  dessen  musterhafter  Einrichtong  imdTcr- 
waltnng  im  Gegensatz  zn  kleinen  Iftndlichen  Armenhftum,  als 
w^n  seines  Zwangscharakteis.  Er  weist  aber  namentlidi  m 
seiner  speziellen  Praxis  noch  nach ,  wie  verschwenderisch  und  ge- 
dankenlos mit  der  Anweisung  unentgeltlicher  firztlicher  Hfilfe  um- 
gangen wird.  Leute  ohne  grossen  Grundbesitz  erhalten  sie, 
mögen  sie  sich  noch  so  gut  stehen,  fast  oline  jede  Ausnahme. 
DalitT  ist  die  offiziell<>  Armenpfle^ro  das  schwerste  Hindernisa  für 
das  Aufkommen  ordentlicher  Krankenkassen -Vereine.  Dass  sie 
auch  der  Erhingimof  ausgiebigeren  Lolmes  für  die  arbeitenden 
Klas.sen  im  Wege  steht,  indem  sie  ihren  Lehens-Standard  künstlich 
herah'lnickt .  dm  Lohn  in  gewissen  (Jrenzen  durch  das  Ahnosen 
ergint/t.  inNt  il igen  allerhand  von  Dr.  Krebs  noch  angeführte  that- 
säcliiiclie  l  instäiidc:  der  Gedanke  selb-it  ist  ilnu  wohl  schon  dess- 
halb  nicht  gekomuien,  weil  or  die  sogenannte  dienende  Klasse  in 
materieller  Hinsicht  relativ  zu  gut  gestellt  findet  und  diese  ihm 
aus  seiiiiMii  früheren  Lehen  als  Arzt  in  einer  kleinen  Stadt  haupt- 
sächlich vorschwebt. 
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^  Frankreieh. 

d  ib^ii-  Dr.  Maurice  Block  in  Paris. 


Frankreit  Ii  gehört  nicbt  zu  den  Liinderii,  welclie  deu  Armra 
eiu  Recht  auf  Unterstützung  zuerkennen.  Gesetzgeber  und  Re- 
gierung, im  Einklang  mit  den  bedeutendsten  Volkswirthcn,  haben 
sicli  oft.  dahin  ausijisprochen ,  das-;  die  (le.sellseliaft  bloss  , mora- 
lische", d.  h.  IVeinillig  übernommene  PHichten,  gegen  Notldeidende 
habe,  und  letztere  nie  einen  eigentliclien  legalen  Anspruch  auf 
Hülte  haben  können.  Trotz  einiger  Ge.setzesiexte,  welche  im  ent- 
gegengesetzten Sinne  gedeutet  ^\tl•den  können,  war  dies  dneh 
immer  die  Anschauungsweise  dei  iVanzösischen  Nation,  und  ihr 
entspricht,  und  eutüprach  immer,  die  Praxis.  Selbst  wenn  es  hiess, 
jeder  Atme  babe  einen  Anspruch  auf  die  Unterstützung  seiner 
Gemeinde,  so  ward  immer  als  selbstverständlich  dabei  gedacht  — 
und  einige  Male  sogar  ansdrficidich  betont  —  dass  die  TJnter- 
stGtzttng  nur  so  weit  reiche,  als  es  eben  die  (freiwillig  zusammen- 
gebrachten) Mittel  erlaaben.  Die  Auflage  einer  speziellen  Armen- 
steuer w&re  gegen  die  herrschenden  Prinzipien.  Uebrigens  ist 
nicht  immer  die  Gemeinde  mit  der  Ausübung  der  Öffentlichen 
Wohlthätigkeit  beauftragt,  auch  der  Provinz  (oder  dem  Depar- 
tement) und  selbst  dem  Staat  sind  dergleichen  Pflichten  vom  Ge- 
setz auferlegt  worden. 

§.  1.  Unterstützung  der  Bedürftigen.  Für  die  Orts- 
armen zu  sorgen,  wo  möglich  sie  zu  ernähren,  wenn  >?ie  all  und 
gebrechlich  geworden  sind,  scheint  in  Frankreich  innner  eine  Auf- 
gabe der  Gemeinde  gewesen  zu  sein.  Schon  das  Konzil  von 
Tours,  im  Jahre  567  hat  diese]l)e  t'oniiulirt.  Thatsiichlich  blieb, 
mit  wenigen  Ausnahmen,  die  Anneuuüterstülzuug  eine  Privatsache; 

Emuiughau»,  A.riu«Mipnege.  39 
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Tiela  Eldster  und  euuselne  reiche  Bfliger  veitheilten  Abioieo 
ohne  jede  ftnssere  V^flicbtaiig.  Im  Jahie  1&36  erliess  Itanz  l. 
eine  Ordonnanz,  welche  den  Pftriser  Kirchspielen  befahl,  die  in- 
eftssigen  Armen  zu  unterstQtzen.  Im  Jahre  1544  eraeuorte  er 
dieselbe  und  errichtete  ein  bureau  g^^ral,  bestehend  atis  13  Bür- 
gern und  4  Parlaments-  (Gericbtä-)  -Käthen,  welches  eine  Armen- 
äteuor  orhcbLii  konnte  (es  scheint  bei  Kollekten  geblieben  za  uiii) 
und  die  Unterstützungen  zu  vertheilen  haiie.  Heiurich  II.  er- 
weiterte durch  eine  Ordonnanz  vom  9.  Juli  1547  diese  EiDrich- 
tung,  indem  er  eine  eigentliche  Armensteuer  ausjchrieb,  uod  ihr 
jeden  Bürger  der  Stadt  Paris  unterwarf.  Diese  Bestimmung  ging 
dann  noch  auf  viele  andere  Orte  Frankreichs  über;  es  bildeten 
sich  Wohlthütitrki'itsbüreau's  aus  angesehenen  Fiürt^'crn  nntl  ^kr 
Geistlichkeit;  aber  ausserhalb  Paris  bestanden  die  Eiiin;tljiii''ii 
mehr  in  Kollekten  als  in  eigentlichen  Steuern;  iu  Paris  «rhielt 
sich  die  ArmensLeuer  bis  1789. 

Die  lievolutiou,  welche  da.s  gau/e  alte  Regime  mit  Mau» 
und  Maus,  —  das  heisst  Gutem  und  hchlechtein  —  dem  Untergang 
gewidmet  hatte,  hob  die  bestehenden  Kiurichtuugen  auf  und  zog 
(Dekret  vom  23.  Messidor  II.)  die  Güter  der  Wohlthätigkeits- 
Anstalten  aller  Art  ein.  £urz  vorher  hatte  ein  Gesetz  vom  19. 
und  24  März  1793  die  ünterstötzung  der  Armen  ab  eme  Ststts- 
aufgäbe  erUftrt;  die  dazu  nöthigen  Gelder  sollten  der  Staatakuw 
entnommen,  unter  die  Departements  vertbeilt,  und  durch  diese 
den  Gemeinden  gegeben  werden.  Als  der  erste  Bausch  verfioges 
war,  suchte  man  praktischere  Bestimmungen  einzuffibren.  Schoo 
das  Gesetz  vom  25.  Yendemiaire  II.  (d.  h.  im  zwdten  Jahr  der 
Bepublik)  strebte  danach,  indem  es  festsetzte,  wo  der  Arme  Hülfe 
fordern  (erbitten)  könne  und  die  Pflicht  der  Unterstüt/iui?  der 
Gemeinde  übertrug,  in  welcher  der  Nothleidende  sein  Döraizil  habt'. 
Dann  kamen  die  Gesetze  vom  16.  Yendemiaire  und  20.  Ventöso  V., 
welche  den  Wühltliätigkeits-Anstalten  ihre  Güter  zurückgaben  und 
die  Wohlthütig-ki'ii^biireaui  wiederliorstellteu ;  endlich  das  Gesetz 
vom  7.  Frimaire  V.,  welches,  verbundru  mit  den  k.  Ordonnauzeu  vom 
31.  Oktbr.  1821  und  6.  Jimi  183u  und  schlies.4ick  mit  dem  (le^elz 
vom  7.  Aug.  1851  noch  heute  die  (Grundlage  der  ganzen  Einrichtung 
bildet.  Für  Paris  besteht  übrigens  eine  eigne  Gesetzgebung  (S.  §.9). 

Das  Gesetz  vom  7.  Frimaire  setzt  voraus,  dass  in  jeder  Ge- 
meinde ein  bureau  de  bienfaisance  besteht  (^Vatteville  irrt  sich, 
wenn  er  sagt,  es  befehle  dies  Gesetz  die  Errichtung  vou  sol- 
chen Bureaux);  eine  Instruktion  vom  8.  Februar  iS2'6  sagt  sogar 
aiisdrfiddifih«  dass  die  Büdong  eines  Bfireau's  —  wo  noch  kmns 
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bestehe  —  vom  Ermessen  der  Lokalbehörde  abhänge  (oü  Tau- 
torit<i  locale  lejugera  necessaire).  Du  aber  nur  das  Wohlthätig- 
keitsbureau  mit  der  kommunalen  Assisten/  beauftragt  werden 
kann,  so  ist  thatsächlich  die  ganze  Einricltiuag  vom  Ermessen 
des  Munizipalraths  abliängig  gemacht  worden.  Was  aber  nicht 
vom  Ennessen  der  Lokalbehörde  abhängt,  das  ist  die  Zahl  der 
Mitglieder  eines  Wohlthätigk<'iL>])ureau's;  diese  Zahl  ist  fünf 
(Gesetz  v.  7.  Frim.  und  Ordon.  v.  31.  Oktbr.  1821).  Diese  Mit- 
glieder werden  vom  Präfekten  auf  5  Jahre  ernannt;  jährlich  tritt 
einer  aus,  kann  aber  irieder  ernannt  werden,  was  anch  gewöhnlioli 
geschieht,  und  zwar,  wie  Viele  meinen,  zum  Schaden  der  ganzen 
Einrichtung  (die  Wohlth&tigiceit  darf  nicht  zu  lange  ein  Amt 
bleiben,  sonst  TerknOchert  man  darin  und  de  ' wird  zum  Schlen- 
drian, iu  dem  sich  die  ^geschlichenen  Missbrftuche  verewigen). 
I^.Fr&fekten  haben  dn  strenges  Au&ichtareeht  Qber  die  Wohl- 
thfttlgkeitsbureau's  und  kdnnen  die  Abfassung  eines  Beglements 
verlangen.  Dasselbe  muss  angeben,  me  oft  die  Sitzungen  statt- 
finden; wie  viele  Agenten,  und  mit  welchen  Obliegenheiten  sie  funk- 
tioniren;  nach  welchen  Grundsätzen  man  die  Armen  zur  Unter- 
stützung znlässt  und  die  Gaben  vertheilt.*)  (Instrukt.  v.  8.  Febr. 
1823).  Die  Wohlthätigkeitsbureau's  haben  wohl  in  grösseren 
Stä'ltpu  bezahlte  Beamte,  /.  B.  einen  ständigen  Sekretär,  der  auch 
oft  Kassenbeamtor  ist,  Kaution  stellen  und  Kechnung  ablegen 
umss;  aber  die  eigentlichen  Wohlthätigkeits-Agentt  n.  wie  die  fünf 
Mitglieder  des  Bureau's,  fungiren  olnio  Entgilt.  Die  Bureau's 
können  übrigens  Adjuukte  und  damea  de  cUarite  für  bestimmte 
Stadttheile  ernennen. 

Die  Einnalinien  der  WohlthätigkeiLsbureau's  bestehen  ziipist 
und  vor  Allem  1)  mi  KrUag  der  ihnen  etwa  gehörigen  bewegÜLheu 
oder  unbeweglichen  Güter  (Dekret  vom  12.  Juli  1807);  2)  dann 
in  dem  Ergebniss  der  in  Kirchen  und  wo  es  ihnen  sonst  beliebt, 
auch  Ton  Hans  zu  Haus,  angestellten  Kollekten  (D.  t.  30.  Dec.  1809 
art.  75  auch  schon  firdher  im  Dekret  vom  12.  Sepi  1806,  das 
aber  nicht  in's  Bulletin  des  Lois  kam);  3)  in  den  ihnen  ertheilten 
Gaben  und  Yermftchtnissen,  (Vermächtnisse  können  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Präfekten,  und,  wenn  die  Erben  dagegen  opponlcen, 
nur  mit  Bewilligung  des  Staatsraths  angenommen  werden);  4)  in 
der  den  Öffentlichen  Schauspielen  auferlegten  Armentaze  (droit 

*)  In  Watteville's  „Rapport  ä  M.  le  Miuistro  de  rioterieur"  stellt  S.  28 
ein  arger  DraekfeUer:  nftdoiinion  aax  Services"  statt  «admiBSion  nax  ae- 
coürs".  £rsteres  hat  auch  einen  Sinn,  und  wir  haben  den  Fehler  nur  ent* 
deckt,  weil  wir  so  qü  als  mOgUch  die  Zitate  nacbacUagen. 
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des  indigents),  die  im  Gesetz  vom  7.  Frimaire  auf  Zeit  kreirt,  im 
3.  Dekret  vom  3.  Dezbr.  1809  aber  als  permanent  erldftrt  traide. 
Seit  dem  Jahre  1817  wird  sie  jährlieb  im  Budget  unter  den  e^ 
lanbten  Lokatstenem  angeführt.  Seit  einiger  Zeit  wird  viel  agitirt 
gegen  diese  Taxe,  die  im  Zehntel  (eigentlich  in  da  »ein  Zehn- 
tel den  Freisen  zugeschlagen  werden  soll*)  der  Einnahmen  m 
allen  täglichen  oder  fost  täglichen, Schauspielen  alier  Art,  Kon- 
zerten und  (lorgl.,  und  einem  Yiertel  der  Einnahmen  von  Bällen  und 
>plt('ii  wiedrrkehroiulcii  odor  zufälligen  (uicht  offiziellen)  Festlich- 
keiten bestellt;  5)  in  Beiträgen  aus  der  Gcmeindelcasse.  Diera 
Beitrügt^  sind  rein  freiwillij,'  —  ,in.spires  par  rhumaniW;  — 
die  (leiueindeordnung  vom  18.  Juli  181^7  rechnet  sie  nicht  zu  den 
(iljHL,Mtorisch«^n  AnsLfalten.  Die  Saelie  kam  einst  vor  den  Staats- 
ratli,  der  entschied  (Angelegenheit  der  (lenieiinlo  Getfo.Me.  Beschluss 
vom  18.  De/.br.  1811),  dass  man  wiMlcr  finc  Cienieinde  /.win<^en, 
noch  ihr  erlauben  dürfe,  sich  eine  eigeiiiliehe  Arnien^ieuiT  auf- 
zulegen, denn  einer  .taxe  des  panvres  widerstreben  unsere  Silteu 
und  die  Priuzipieu  luisrrer  Gesetzgebung*^.  Zu  henierken  ist  hier 
noeh,  dass  die  (Teineinde,  wenn  sie  einmal  Alniuseu  Veitlieiloii 
will,  kein  anderes  Organ  dazu  hat,  als  das  bureau  de  hienfaisance. 

Die  Wühlthätigkeitsbnreaa^s  sind  ausschliesslich  dazu  bcstümnt, 
ansässige  Arme  zu  unterstützen  (Ges.  t.  7.  Frim.  V.)  Der  Ttak 
sagt:  «secourir  les  indigents  k  domieile*  im  Gegensatz  zu  den 
.  Wohltbütigkeitsanstalten,  welche,  wie  Spitäler  und  Hospizien,  doi 
Armen  seinem  Hause,  seiner  Familie  entziehen.  Die  Bnrean's 
dürfen  daher  auch  nicht  mit  einem  Theil  ihrer  EinkOnfte  in  Hos- 
pizien untergebrachte  Arme  unterstützen  (Gutachten  des  Staats- 
raths vom  14.  August  1833):  das  Almosen  muss  zu  Hause  ver^ 
zehrt  werden,  wobei  das  Bureau  untersuchen  soll,  ob  der  Arme 
wirklich  ansässig  ist.  (Ges.  vom  24.  Vendem.  II.)  Es  soll  anch 
ein  Begister  der  ständigen  sowol  als  der  zuialligen  Armen  gehal- 
ten werden.  Es  versteht  sich,  jlass  dabei  die  Armuths-l'rsachen. 
das  Alter,  Zahl  der  Kinder  n.  s.  w.  einzux  hreiben  ist.  Den  ar- 
beitsfähigen Armen  soll,  so  oft  als  möglich,  Arbeit  verschaflt  wer- 
den, sei  es,  <Inss  man  sie  in  Fabriken  unterbringt,  oder  Werk- 
siiUten  für  sie  gründet  (Ministerial-Zirkular  vom  Nivuse  X.  und 
Insirukt.  veni  8.  Febr.  1823).  Dieselbe  Insirakli(ni  <'nipHelilt  aufs 
Neue,  diu  Unterstützung  en  nature,  in  der  Form  von  Ürud,  Fleisch, 
Holz,  Decken,  darzureichen. 

Die  jetzige,  von  der  früheren  übrigens  kaum  verschiodäie, 
Ansicht  über  die  Wohlthütigkuitsbureau's  geht  am  Klarsten  aus 
dem  Zirkular  des  Miflisteriuns  des  Innern  vom  5.  Mai  1852  herroFi 
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weshalb  wir  folgende  Stölln  iT)öchlirli>t  treu  <I;irauji  übersietzeu : 
scheint  mit  mehr  Nach-  als  VoitlitMleii  veik]JÜ]>ft  zu  sein, 
Anstalten  zu  gründen,  welche,  ohne  regelmii.^sige  Einkünfte  zu  ])e- 
sitzen,  blos  über  zuföUige  Einnahmen  gebieten.  Man  würde  sich 
dadurch  der  Gefahr  aussetzen,  einerseits,  den  Paupensmus  zu  be- 
f&Fdern,  indiem  man  die  Leute  gewohnt,  mehr  auf  die  ftjfe&tlidie 
Unteistötzung,  als  auf  ihre  eigene  Thatigkeit  zu  rechnen,  anderer- 
seits denselben  noch  eine  trügerische  Lockspeise  (appät  trompeur) 
darzubieten,  indem  man  ihnen  die  Hoffnung  einflOsst,  Unterstfitznn- 
gen  EQ  erlangen,  welche  man  ihnen  vahrscheinlich  nicht  wird  ge- 
währen können;  es  entstehen  dadurch  Ansprüche  (exigences)  die, 
wenn  sie  unbefriedigt  bleiben,  als  Waffe  gegen  die  Gesellschaft 
eben  das  Gute,  das  diese  gewollt  aber  nicht  gekonnt,  gebrauchen. 
Man  fühlt  sich  veranlasst^  daraus  zu  scliliessen.  da>!s  man  sich 
darauf  beschränken  muss,  nur  in  den  Ot  iiK'inden  Wohlthätigkeits- 
Rnreau'a  zu  errichten,  in  denen  da^^  r»!  tliche  Bedürfniss  es  erheischt, 
und  wo,  in  Ermangelung  oif^ener  Dotationen,  die  1.<erorhtigte  Er- 
wartung vorhanden  ist,  dass  die  Bciträ<(t'  verniügeudcr  Privaten 
oder  die  Zu^chnsse  der  Gi'Dii'indekasse  verhindern,  dass  (Yw  Km- 
richtung  eine  TäuscluiULT  (illiision)  wird.*  AVir  haben  wöillich 
übersetzt,  auf  die  Gdahr  hin,  dem  guten  Knf  des  französi.'^clien 
Verwaiiuiig.sstyls  zu  schaden.  Es  lag  uns  al)er  ob,  eine  genaue 
Einsicht  in  das  Wesen  der  AVolilthätigkeitsbureau's  zu  geben,  ehe 
wir  —  wie  es  nun  gc.:>chcheu  kann  —  ziu"  Darstellung  der  iSta- 
tistik  übergelien. 

Diese  bat  leider  vielerlei  Bearbeiter  gefunden  —  und  zwar 
offizielle,  also  glaubwürdige  — ;  nur  fehlt  es  ihnen  an  üeber- 
Zustimmung.  Watteville,  z.  B.,  der  Generaliuspektor  der  öffent- 
lichen Wohlthätigkeit  war  und  im  Kamen  des  Ministeriums  des 
Innern  publizirte,  stimmt  nicht  mit  dem  Bureau  fler  sogenannten 
Oeneralstatistik  im  Ministerium  des  Ackerbau*s  und  des  Handels 
zusammen,  und,  was  das  Merkwürdigste  dabei  ist,  wir  können  aus 
persönlicher  häufiger  Ein-  und  Ansicht  versichern,  dass  sowohl 
der  nunmehr  verstorbene  Watteville,  als  das  statistische  Bureau 
aus  derselben  Urquelle  schöpften  und  mit  gleicher  Sorgfalt  arbei- 
teten. Der  Unterschied  in  den  Zahlen  rührt  in  einzelnen  Fällen 
von  der  Verschiedenheit  des  Staudpunktes  her,  in  anderen  aber 
lässt  er  sieb  gar  nicht  erklären.  Welche  Zahl  soll  abor  im  Zwei- 
fel vorgezogen  werden  P  Da  im  Ministerium  des  Inneni  —  in 
dieser  Angelegenheit  —  grossere  S;i<  t]k»imtniss  neben  schlechter 
Einrichtung,  im  statistischen  iiureau  .ibcr  geringere  Saclikenntniss 
neben  besserer  Einrichtung  besteht,  so  wurde,  wenn  das  Ministe- 
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riiun  des  Innern  Angaben  ifir  eine  Beihe  von  Jahren  machte,  mhe- 
dingt  letzteres  vomiziehen  sein.  Da  aber  hier  nur  der  ZnstaDd 
ein  oder  zwei  Jahren  ziffermässig  behandelt  wirdt  das  statisliiaclie 
Bnr^u  uns  aber  Angaben  für  die  Jahre  1833—1861  bieten  kann,  80 
nehmen  wir  diese  und  merken  uns  die  WatteTille'sche  Abweichnng 
als  Warnung,  jene  lange  Reibe  von  Zahlen  blos  als  annähernd  zu  be- 
trachten. Gewnljiilich  geben  wir  also  die  Zahlen  des  statistischen  Bu- 
reau's:  (lieWatteville'schen  werden  ihm  spezidl zi^feachrieben werden. 

Die  Zahl  der  AV'oliltiültigkeitsbureau's  war  im  Jahre  1833: 
0275 :  1  ^<43 :  1 74 :  1  «r)3 :  1 14(  »9.  Bis  hierher  war  die  Zunahme 
stetig,  von  nun  an  fiiid.'ii  wir  1851:  11368;  1^55:  11469;  1856: 
11356;  l.'^57:  li:i44;  1S5S:  11327;  1859:  11166;  1860:11366; 
1861:  n5(i3.    Die  Zahl  der  Unterstützten  betrug:  ' 

1833-1837  jährlich  751311  1855:  1,226865 

1842      „      818210  1856:  1;321^ 

1843-1847      „       !)25274  18r.7:  1,137750 

1848—1802      „       98251G  IS'M:  J, 105026 

1853      „     1,022996  1859:  1,074388 

1>^:4      „      1,161937  1860:  1,213684 

Für  das  Jahr  1861  finden  wir  1,159539  Individuen;  neuere 
Zahlen  giebt  es  nicht;  man  darf  aber  annehmen,  daäs,  von 
der  Privatwolilthiitiirkeit  abgesehen,  ungefähr  1,20Ü000  Personen 
jährlich  in  Frankieicfi  unterstützt  werden. 

Der  mittlere  Betrag  der  Untfrsfützung  Ist  freilich  sehr  unbe- 
deutend, wie  ans  folgender  Zusannnenstellung  hervorgeht: 
Durchschnittliche  jährliche  Unterstützung  pro  Person: 

1833-37:     9  Ir.  44  c.  1855:     12  fr.  87  c. 

18:}8-42:  10.   54  „  18&6:     14  „  28 » 

184.*3-47:  12  .    0.1  >  1857:     12  „   34  „ 

1848—52:  11  ,    OG  „  1858: 

Ih-vk  12  „   06  „  1859: 

1804:  13  „   03  „  1860: 

Im  Jahre  1861  betrug  die  durchschnittliche  jährliehe  Unter- 
stützung 14  fr.  in  c. :  man  kann  sich  dabei  vorstellen,  wie  tief 
dlas  Minimum  sinken  muss. 

S(  hieijen  \\  ir  hier  nun  die  wichtigeren  Watteville'scheu  Zahlen 
ein.  Warum  dersellx.'  im  Jahre  1844:  7599,  das  statistische  Bu- 
reau aber  8712  und  wieder  AVv.  im  Jahre  1847:  9336  uml  das 
stat.  Bureau  bOGT  Wohltbätigkeitsbureau's  zählt,  das  wissen  wir 
nicht.  Aber  die  Abweichung  im  iktrag  der  Einkünfte  können 
wir  erklären:  Watteville  rechnet  nur  die  wirkliche  Jahreseinnahme, 
das  statistische  Bureau  nimmt  die  Totalsumme  der  Budgets,  welche 
auch  die  UehersditiBse  des  Vorjahres  eoflialteii.  Bei  Watterifls 
finden  wir  noch,  dass  im  Jahre  1B47:  7018  Wohlthfttigkntsbunan^s 
weniger  als  1000  fr.  Binkfinfte  hatten  (145  WohlUi.-B.  »gar  ff«» 


n  »  20  „ 
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nigerals  10  fr.),  2085:  1000-10000,  221:  lOOOO  -  100000,  12 
mehr  als  100000  fr.  Wir  gehen  jetzt  zu  den  Tabellen  des  sta- 
tistischen Burcau's  zurück,  und  heben  hervor,  das»  die  Einkünfte 
der  Wohlthätigkeitsbuieau'a  betrugen:  1833:  10,315742  fr.,  1843: 
19^1567  fr.,  1^3:  26,801625  fr.,  wobei  wfr  Innzufügen  mfissen, 
dass  die  Zabl  für  1852  noch  17,078326  fr.  war  und  dass  das 
Hinaiifiohnellen  der  Sammen  tod  17  za  26  MilHonen  (1852—1853) 
«ich  nor  (wie  fibrigens  auch  angedeutet  wird),  durch  die  Annahme 
anderer  Brinziplen  erklären  Iftsst.  üeber  die  Verschiedenheit  der 
Prinzipien  hat  man  sich  nicht  ausgesprochen,  allein  sie  besdur ftn- 
ken  sich  gewiss  auf  das  Hinsnrechnen  der  voijfthrigeD  Ueberschttese 
zu  den  diefltjfthiigen  Einnahmen.  Hier  möge  nun  die  spesielle 
Aufzählung  der  EinnahmequeUen  folgen: 


1858. 
fr. 

1859. 

1860. 
fr. 

OrdentHrho  Einnahmen. 

Revenuen  aus  Immobilien  ,   .  . 
Renten  von  Kapitalien  .... 
Zuschüsse  der  Gemeinden  .    .  . 
Armentaxe  (auf  Schauspiele  etc.) 
Andm  Einnahmen  

2,783.310 
4,»Xi8611 
l.,WM2 
517063 
1,063168 

2,782603 
4,070189 
iM'ilCA 
ÖU1920 
1,085820 

.i,06I472 
4,296399 
5,389813 
587870 
1,160667 

Summa 

12,9.50594  12,736299 

14,496111 

AasBerordentl.  Einnahmen. 

Bendtat  der  KoUekten  .... 

Gaben  und  Vormächtnisse .   .  . 
AuBserordcntiiche  Zuschüsse  .  . 
Verkauf  Ton  Gütern  u.  Renten  . 
Andere  «uierord.  Bincahr  r 

2,216066 

1,687283 
720643 
1,083773 

1  Of  i  u:f\ 

! 

2,017475 
1,606362 
528637 
1,377309 

2,297741 

2.026136 
693563 
1.43,5607 

f  ,'>"7''vn 

Summa  ■ 
Im  Gauen 

6^722246 
19,672888 

6^576088    '  8^021067 
19,312882    j  22,517148 

Die  Ausgaben  betrugen  in  denselben  Jahren:  1858 : 18,949617fr., 
1869:  19,943222  fr.;  1860:  21,859964  fr.  und  zwar  zerfallen  die 
Ausgaben  in  3  Kategorien,  unter  die  sich  die  Gelder  etwa  in 
folgender  Proportion  vertbeilen:  Yerwaltungskosten  16<»^,  Unter- 
stützungen 64«/o,  Kapital- Anlagen  20"'o.  Die  Unterstützungen  ver- 
theilen sich  etwa  nach  folgenden  Verhältnissen  —  (wir  nehmen  die 
des  Jahres  1860,  die  anderen  Jahre  weichen  nicht  wesentlich  da- 
von ab):  Nahrungsmittel  54,87 "/o,  Kleidungsstücke  5,96 '^o,  Heizungä- 
mittel  (^^ewöhnl.  Holz)  4,62" ärztliche  Hülfe  und  Arznei  6,49% 
andere  Naturalien  (),87%,  Geldnnterstützung  21,i9"/o,  zusammen 
100.  Efe  handelt  sich  hier  um  die  Vertheilung .  der  obigen  64% 
der  Gesammtausgabe. 
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Bisher  haben  wir  immer  von  der  Zahl  der  Unterstützten  ge- 
sprocbcn,  wohn  mnu  wohl,  beiläa%  bemerkt,  verstanden  hat, 
dass  die  Ziihl  der  Unterstützten  ond  der  Betrag  der  Gelder 
zum  Theil  dessbalb  stieg  oder  zu  steigen  schien,  weil  die  Einrich- 
tung auf  eine  grössere  Anzahl  von  Gemeinden  ausgedehnt  wurde 
(Zahl  fler  Oenicinilon  in  Frankreich  37,r>4>^V  Aber  diunit  ist  noch 
krinoswe^Ts  ilie  ( iosaninitzahl  der  Armen  angegeben.  Im  Grunde 
haben  bios  dii;  Städte  un<l  <Ue  grüssfren  DOrfer  Wohlthätigkeits- 
biirt'au's;  sollten  ayf  dfui  Lainb'  sonst  keine  Armen  wohnen? 
Mi'hrere  Schätzungen  sind  von  üerando,  Moro<^nie.  Balbi,  Villeneuve- 
Bargemont  versnobt  worden:  sie  haben  aber  keinen  Werth,  und, 
obgleich  auch  die  von  Wattevillo  zu  wünschen  übrig  lässt,  so  ist 
öie  doch  den  anderen  vorzuziehen.  Die  Vorgänger  Wattevilles'  — 
und  aodi  das  statistische  Bumti  begeht  diesen  Fehler  —  Ter- 
gleichen  die  Zahl  der  bei  den  Wohlthfttigkeitsbiireau's  eingwchiie- 
benen  Armen  mit  der  Gesammtzahl  der  Bevölkerung  des  Beorb 
und  sagen  z.  B.:  der  Bezirk  (Departement)  hat  200000  Einwolmer, 
10,000  Arme  wurden  unterstützt,  also  sind  5*/o  der  fSnwohner 
Arme.  Watteville  aber  sagt:  die  Gemeinden,  welche  jene  10000 
Armen  unterstützen,  haben  zusammen  50000  Einwohner,  also  flind 
in  denselben  —  in  diesen  Gemeinden  —  20%  Arme.  Soweit  iii 
er  logisch;  dann  aber  spricht  er  innner  im  Allgemeinen  T<m  so- 
viel Armen  per  Departement,  stellt  die  Summe  der  so  angenom- 
menen Departeinentszahlen  als  die  Gesammtzahl  der  Armen  Frank- 
reichs hin  und  bald  vergisst  der  Leser,  dass  die  Watteville'sche 
Zahl  im  flnnide  nur  die  der  Unterstützten  bedeutet.  Nur  eine 
Zahl  konneu  wir  mit  einigem  Vertrauen  als  die  Zahl  der  Armen 
Frankreichs  g^lieu,  das  i-^l  die,  welelie  die  Finanzkontroleiire  im 
Jahre  ISCJI  aur>L«dlten.  und  wonach  l,49r)729  Personen  aus  Ar- 
muth  v(»n  der  Steuer  befreit  sind.  Näheres  ist  nicht  über  diese 
Zahl  bekannt  gewurden. 

Es  erübrigt  uns,  noch  I-liniges  über  die  ]3ettler  hinzuzufügen. 
Das  Betteln  ist  verboten  und  das  schon  seit  Jahrhunderten.  Bin 
BeschlusB  des  pariser  Farlamoits  (29.  Aug.  und  24.  Oet.  1596) 
gebietet,  die  Bettler,  welche  sidi  nach  24  Stunden  in  bo: 
treffen  lassen  wflrden,  zu  hängen,  oder  ohne  alle  FrozeBsfonneD 
zn  erdrossehi.  Ordonnanzen  ans  den  Jahren  1764—1777  drohea 
den  Bettlern  mit  der  Galeere  (Zwangsarbeit).  Endlich  befiehlt  ein 
Dekret  vom  5.  Juli  1808,  dass  jedes  Departement  ein  d^  de 
mendiclt^  haben  solle,  was  übrigens  noch  nicht  ganz  ausgefiilirt 
ist  Es  bestehen  vlin-  schon  59  dergleichen  Arbeitshäuser,  odpr 
genauer,  es  bestehen  deren  für  59  Departements,  da  einige  Male 
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eiu  (It'pot  de  mondicit^  für  niclirere  Dt'paririni'nls  )>es(iiiimt  ist. 
lu  14  anderen  wird  die  Erriclitunir  von  Arbeilf^luiusern  vorbereitet. 
Die  Bettler  inri--M'n  arbeiten,  bekommen  die  Jlälft«  des  verdienten 
Lohnes  (die  andere  Hiilfte  l)leibt  der  Anstalt),  aber  ausser  l  fr. 
per  Monat  wird  das  vordiente  Geld  ihnen  nur  beim  Austritt  ein- 
gehändigt. Eigentliche  Vagabonden  oder  Landstreicher  gehören 
nichti  in  diese  Arbeitshäuser;  sie  kommen  vor  das  Zuebtpolizei- 
gericht  und  werden  zn  Greföngnisstraf»  verartheilt.  S.  Code  penal 
art.  274  n.  ff. 

üeber  die  Zahl  der  Betüer  kennen  idr  weder  VilleneuTe- 
Bargemont^s  noch  Moreaa  de  Jonnes*  Angaben  brauehen;  wur  begnü- 
gen uns  daher  folgende  Tabelle  aus  Wattenlle^s  Bericht  an  den 
Minister  mitzntheilen: 


Bcvolkerunt; 
derselben 
(1847.) 

Z^hl  der 
(unterstützten) 
Armen. 

Zahl  der 
Bettler 
(ohne  Vagab.) 

In  den  Kreisstädten*) 
In  dea  Kautonsorteu  .  . 
In  Landgemeindeii .  .  . 

5,07-1657 
ä,376i)l» 
7,270607 

n8158s 
2tM>6»8 
484383 

52011 
94188 
191G89 

16,d2S0S3 

1,389658 

337838 

Nach  der  Ziihlnng'  von  184ß  hatte  Prankreich  damals 
35,4004S(;  Kiiiwohner.  Diese  olil^oS  IJettler  treten  Seite  0()  des 
Berichts  als  sulche  jn-rvor,  die  in  ilemeinden  mit  ^\'olll^lK■ltigkL'iis- 
bureau's  leben;  Seite  14  aber  giebt  man  uns  die  Gesammtzahl 
dar  Bettler  (t'üi  ganz  F^ankrddi)  anf  337888  an.  Davon  sind 
94871  Landstreicher,  die  anderen  24^67  aber  ansässig.  Letztere 
zfthlen  48597  Männer,  75702  Frauen,  55417  Knaben,  65251  Had- 
dien. Die  1,329659  ansässigen  Armen  Watteville*8  zer&llen  in 
304356  Männer,  388367  Frauen,  299294  Knaben,  337642  Mäd- 
chen. Es  ist  im  Allgemeinen  allen  diesen  Zahlen  yorzuwerfen, 
dass  sie  ui  einer  Wdse  aufgestellt  sind,  bei  der  man  unwillkür- 
lich an  eine  absichtliche  Täuschung  denkt:  man  kannte  nur  die 
Zahl  der  ünterstfitzten ,  wollte  aber  —  ohne  ausdrücklich  der 
Wahrheit  zu  nahe  zu  treten,  glauben  machen,  man  gebe  die  Ge» 
sammtzahl  der  Anuen. 


*)  Begreift  auch  die  grösseren  Städte.  Paris  ist  in  diesem  äinne  auch 
eme  lb«iB8tadt  Der  Kanton  ist  eine  Unterabtheilung  des  Kreises  and 
entfallt  15— '20  Gemeinden.  Ein  Ksntonsort  ist  ein  Städtchen  oder  ein 
grosses !  ort.  Mühlhouse  war  bis  vor  Karsem  ein  Eantonsof^  Baaboiz  and 
Turcoisig  sind  es  noch. 
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g.  2.  Spitäler  und  KrankfinhäDser.  Früher  mriit 
kirohUche  Stiftongen,  wurden  sie  8cb<ni  im  Jahre  1688  (Uin^  Be- 
klaration  vom  12.  Dez.)  der  Gemeinde  fibergeben.  Nadi  der  B»- 
volution  wurden  sie,  dnreh  Geeeiz  vom  16.  VendemiaireY,  wiederher- 
gestellt, aber  die  zur  Zeit  herrschenden  Gmndsfttze  beruhen  haupt- 
sächlich auf  den  königl.  Ordonnanzen  vom  31.  Oktober  1821  und 
6.  Juni  1830.  Danach  sind  jetzt  die  Spitäler  und  Hospizien 
kommunale  Zivilpersonen,  welche  eine  gewisse  legale  Selbständig- 
keit haben,  im  eignen  Namen  besitzen,  kaufen  und  verkaufen  kön- 
nen, dabei  zuerst  unter  kommunaler  und  dimn,  wie  überhaupt  die 
Gemeinde  in  Frankreich,  unter  höherer  Vornnmdsrliaft  stehea, 
d.  h.  zu  jedem  wicliti<;fercn  Verwaltungsakt  einer  üenehmiguiig  be- 
dürfen. Die  Veruiiltung  ist  einer  ,Coinmission  administrative'  von 
fSnf  Mitgliedern  anvertraut,  welche  sämmtliche  Spitäler  und  Hos- 
pizien der  Gemeinde  verwaltet  (die  Wohlth.-B.  sind,  ausser  in 
Paris,  davon  pfetrennt).  Wenn  die  Gcsaiuiiit-Jünkünfte  weniger  als 
100000  fr.  betragen,  so  ernenut  der  Priifekt  diese  Kommission,  be- 
tragen sie  mehr,  so  ernennt  sie  der  Minister.  Wer  die  Mitgheder 
ernennt,  genehmigt  auch  das  Budget,  so  wie  die  von  der  Kom- 
mission entworfimen  Beglements  für  die  innere  Ordnung  der  An- 
stalten. Die  Einnahmen  haben  ganz  dieselben  QueiDen,  wie  die 
WobIthätigkeit8-Bureau*B;  allenfitlls  kannte  man  noch  hinzoieohiMB 
—  in  manchen  FflUen  ~  Entschädigungen  fIBr  geleistet  SSenste 
(Zimmer  mit  einem  Bett  und  Verpflegung  ffir  einen  fixen  ftm 
pro  Tag).  Die  Findel-  und  die  Irrenhäuser  erhalten  emeo  tfaeil- 
weisen  Ersatz  aus  den  betreffenden  Kommunal-  und  Beodafauseo. 
Es  giebt , Allgemeine"  und  , Spezielle"  Krankenhäuser.  Die  All- 
gemeinen haben  Kegkments,  welchi  si('  berechtigem,  HautknokoB 
und  manchen  anderen  Patienten  die  Aufnahme  zu  verweigern;  dafür 
giebt  es  an  grösseren  Orten  Spezialanstalten  (z.  B.  in  Paris  THöpital 
du  Midi).  Auch  hat  man  eigne  Kinderspitäler,  Niederkunftsspitäier 
u.  s.  w.  —  Selbstverständlich  kann  ein  Krankenhaus  nur  so  viel  Pa- 
tienten aufnehmen,  als  Räume  und  Retten  es  erlauben;  wenn  aber 
Epidemien  grassiren,  sn  werden  temporäre  Lazaretbe  —  schon  »uß 
Polizeirücksichten  —  oriichtet. 

Was  die  Statistik  der  Krankenhäuser  betrifft,  so  wäre,  da  sich 
seit  Jaliren  die  Schwankungen  nur  in  sehr  eueren  Grenzen  bewe- 
gen, ein  Zurückgehen  auf  IVühere  Jahre  tin*'  blosse  Verschwen- 
dung des  eng  zugemessenen  Baumes;  wir  beschränken  uns  daher 
auf  folgende  Daten:  Die  Zahl  der  Spitäler  und  Hospizien  betrug 
in  den  f&nfziger  Jahren  1324,  und  zwar  385  Erankenhäaser,  289 
Hospizien,  6&0  Anstalten  die  bei4es  zugleich  sind.  —  Am  1.  Ja- 
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Fni'  i  nuar  1869  aber  zählte  inau  415  Spitäler.  201  Fospizien,  «51 

^  iz-  Anstalten,  die  zugleich  beides  sind.    In  den  Jahren  1854  -1860 

.Smki  befanden  sich  jährlich  am  1.  Januar  in  den  Krankenhäusern 

rrT,rwf!  (vom  Vorjahre  her)  208-16  Männer,  14554  Frauen,  2434  Kna- 

Vitix  ben,   2682   Miulehen,    zusammen    40516:    hinzukamen  durch- 

•  v:-:  :  scbnittlich  im  Laufe  des  Jahres  256050  Maiuar,  126845  Frauen, 

Is^  22368  Knaben,  18385  Madeben,  zusammen  423648.  Die  Kranken- 

lAuffer  hatten  also  m  behandeln  ^lich  276896  Mbui^,  141399 

FraiMD,  24802  Knaben,  21067  Mädchen,  zusammen  464164  Kranke. 

Davon  starben:  19651  Mftnner,  14441  Franen,  2555  Knaben, 
]f\M»  Mftdchen,  zusammen  38878;  es  wurden  entlassen  (meist  ge- 

Ij^'  heilt):  236605  Mftnner,  112629  Frauen,  19810  Knaben,  16168 

.^:^>r.  Mftdchen,  zusammen  386212,  so  dass  ungef&hr  so  viel  Personen 

^^'x  am.  Ende  des  Jahres  im  Kninkenhause  sich  be&nden,  als  am 

Anfang. 

jjjj^i  Die  Finanzen  der  Krankenhäuser  können  nicht  von  denen  der 

i'iiniEsi^  damit  zugleich  verwalteten  Hospizien  (s.  weiterhin)  getrennt  wcr- 

rifeJiS^  den.    Die  Einkünfte  betrugen  in  runden  Summen:  1833  51  Mil- 

^jfjt  Honen  fr.;  1^43  62 i  :\Iillionen  fr.:  18.53  85^  Millionen  fr.  Die 

•IeO?^^  höchste  Summe  wurdr»  IS.jT  erreicht,   105,425720  fr,,  aber  nur 

ji  in  Folge  von  ausserordeutiiciien  P^innahmen.  Hier  nun  die  Haupt- 

luga!^  kategorien  der  Hospital-Einkünfte. 

mis.         im.  1860. 

IfljSX»^              Ordendiehe  Einnahmen  ....     46.220183  4ß,lG4421  48,766750 

Ausserordentliche  Einnahmen  .   .     16,096557  16,0813fH)  2.5,727944 

BflckzahluDgen  von  Kosten.   .  .    14,283732  16,002763  153<53488 

üabexBchORse  des  VoijaAie8_.  .^_15,750lll  15,129857  15,.534322 

JaÜÖ^  Summa:     92,17().>n       93,378430  105,382.004 

.  [»»!.  Die   ordentlichen  Einnahmen   betrugen   im    Jahre  1864: 

61,9739öü  fr.,  die  ausserordentlichen  sind  in  der  kürzlicli  (Aug. 
1869)  publizirten  , Situation  des  Höpitaux  et  Hospices  (2  Baude 
in  4to)  nicht  angegeben  wurden.*) 

Die  Kiiekzahlungen  begreifen,  ausser  den  Ertrag  von  Zahlun- 
gen  für  die  l'flege  wuhlhabender  Kranken,  auch  noch  die  von  Ge- 
meinden welche  keine  Hospizien  und  Spitäler  haben,  an  dergleichen 
in  anderen  Orteu  gelegene  Anstalten,  zuerkauuteu  Vergütungen 
(siehe  §.  3  und  4).  Die  ordentlichen  Einkfinfte  des  Jahres  1860 
mögen  als  Beispid  in  die  betreffenden  Kapitel  zerlegt  werden: 


rtlä*      .  ♦)  Die  Zahl  für  das  Jahr  1864  ist  vom  Ministeriom  des  Innern,  die 

:  von  1860  vom  Minifiterium  des  Handels  und  des  Ackerbaues  publizirt,  und 

^.  'jf  -wie  gevSbiiHeli  «ind  sie  D&eh  vendiiedenen  Grnnds&tsen  anfgestellt  wor- 

den.  So  begreift  das  Mioistoriam  des  Innern  die  Bflcksahlnngen  mitunter 
4  den  ordentlichen  Einnahmen,  hat  aber  eine  kleinere  Summe  dafdr  aufge* 

'  Stellt.  Wir  gaben  nur  der  YoUstftndigkeit  wegen  beide  neben  einander. 
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Pachtzins  Vdii  Imniobilieii  ,  .  .  14,727538 

Renten  von  beim  Staut  angelegten  Kapitalien   9y:{9;?f*2;< 

„       „    bei  Gfmcinden    „              „    28(i<j«i8 

„        „          Privaten        „              ^    73G229 

Interessen  von  sonstigen  Kapitalien   1,522097 

Gewinne  der  Offentltcnen  PfAndhSnser  (Monts-de-pictc)  .  .  118047 

(ienicintlc-Zuschnssi'  odvr  Siibvcntiniion    1^516097 

Armentuxu  auf  iSchausuiele  (Antbeil  der  Spitäler) ....  1,737738 

Verschiedene  erdentlidie  Einkfinfte                        .  .  7,701909 

'  Siunma:  48,766750 

Die  ausserordentlichen  Einnahmen  enthalten,  ausser  dem  Be- 
irag der  Vermächtnisse,  (etwa  3  Millionen  jährlich)  der  selten 
2  ^lillionen  erreichondon  ansserordentliehen  Geraeindesubventioncn, 
der  nur  wenige  HiimlorUausfiiile  (IS'OO  1.^0153  fr.)  betragenden 
Anleihen,  im  (iruinlc  nur  durchlaufende  Posten;  z.  B.  der  Be- 
trag für  ein  vorkaufles  Gut  i,st  eine  uusserordcntliebe  Einnahme; 
derselbe  Betrag  wird  aber  gleich  in  Staatsrenten  angelegt,  eine 
Ui>erution,  di»'  dann  als  uusserordentliche  Ausgabe  ligurirt. 

Die  (u/saumil.iusgabt'n  betrugen:  im  Jalire  1S33  48,8  Millio- 
nen; 184:3  G(M  Millinneii;  18:)3  GD^  Millionen;  1857  91,188705fr.; 
1858  77,(J73747;  185U  78,4:37903;  1860  81,8(i6185.  Ungeföhr 
75%  dieser  Summen  sind  ordentliche  Ausgaben  (1860  02  ^^lillioneo), 
welche  sich  also  vertheilen  (Dnrchschnitt  toh  1857—60):  P^- 
sonalien  ]3^/o  (der  ordentUchen  Ausgaben),  Material  (Heimngt 
Wilsche  und  Verschiedenes)  29*^0,  Nahrangsmittel  40%  AmiA- 
mittel  4Vo,  Ausgaben  för  die  Findlinge  14<yo. 

Die  Spitäler  allein  enthalten  ungefähr  700(X>  Betten.  IMeso 
und  die  Hospinen  zusammen  hatten  deren  126142  im  Jahre  1811 
und  141576  im  Jahre  1869. 

§.  3.  Die  «unterstützten  Kinder*  (Enfants  assistfe)^ 
Darfiber  giebt  es  eine  vorzügliche,  vom  Ministerium  des  Innern 
publizirte  Schrift,  betitelt:  Enquete  g^^ale  ouverte  en  1860 
dans  les  86  dciuirtoments  (Paris,  Imprimeric  imp.  1862)*).  Es 
ist  eine  unlösbare  Aufgabe,  den  ganzen  Inhalt  des  400  Seiten 
starken  —  keine  rhrusen  enthallenden  —  Quartbandes  auf  ein 
paar  Seiten  zusammen  zu  drängen.  Es  wird  hior  also  nur  das 
Allernöthigste  gebotm  und  auf  die  llauptqueiie  hingewiesen.  (In 
der  Enquete  uird  natürlich  die  Gesetzgebung  als  bekannt  voraus- 
gesetzt; diesell)e  isst  in  unserem  „Dictionnaire  de  ladmiiiistration 
fraucaise"  dargestellt.) 

Die  rüege  der  Findlinge,  der  Waisen  und  nöthigenfalls  dflr 
uuelielichen  Kinder  beruht  auf  dem  Delcret  Tom  11.  Janoar  1811t 

*)  Auch  im  Jahre  IH'iO  erschien  schon  in  zwei  Quartbanden:  „LesTra- 
v.iux  (!«'  la  comnüssion  des  enüiuitg  trouves"  worin  sehr  viel  Braacbbares 
zu  tmdcn  ist, 
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auf  der  Instruktion  vom  8.  Febr.  und  dem  Gesetz  vom  5.  Mai 
ISOÜ.  Danach  darf  kein  Kind  aus  Manm'l  au  Pflege  umkommen. 
Findlinge,  elternlose  Waisen  und  .verlasseut'  Kinder"  (d.  h.  solche, 
deren  —  ^ewöbnlicli  —  unverheiratlicti,'  31ütter  erklaicii,  sie  kön- 
nen sie  nicht  unterhalten)  fallen  dem  nächsten  Hospiz  zur  Last 
—  die  Hospize  haben  eigene  Mittel  für  diesen  Zweck.  Diese  Anstalt 
trug  aber  vor  1869  Bur  die  Hinneren*  Ausgaben,  d.  h.  diejenigen, 
welche  das  Kind  innerhalb  der  Anstalt  verursachtf  die  Amme 
(ttonrrice  s^entaire),  Wäsche  und  Kleidung.  Die  äusseren  Aus- 
gaben, welche  daraus  entstehen,  dass  die  Kinder  Nährrätem  (peres 
nourriciers)  —  meist  auf  dem  Lande  —  zur  jBndehung  t&bergeben 
werden,  waren  eine  zum  Theil  Gemeinde-,  und  zum  Theil  Departe- 
mental-Last,  So  kosteten  im  Jahre  1868  die  Enfants  assist^s  im 
Ganzen  11,300171  fr.,  und  zwar  trugen  davon  die  154  eigentli- 
chen Findelhiiuser  2,570171  fr.  und  die  Departements  und  Ge- 
meinden S.730000  fr.*)  Das  Gesetz  vom  ö.  Mai  18G9  theilt 
die  Ausgaben  in  innere,  äussere  und  lnspektions-AuHga))en.  Die 
inneren  haben  wir  oben  angegeben,  die  äusseren  bestellen  in: 

1)  Temporären  IJnterstützunjien  (an  die  unveriieiratheten  Mütter), 
um  dem  Verlassen  der  Kinder  vorzubeiitren  (neu  und  wichtig); 

2)  Der  an  den  Nährvater  zu  zahlenden  Pension.  Sehulq-eld  u.  s.  w.; 

3)  Bekleidung;  4)  Keisei/'-ldern  für  Ammen  und  Kinder;  5)  Druck- 
saclien  und  «IljI.  ;  tJ)  Krankiieils-  und  l>eerdigun.ufsko.sten,  Lelirgcld. 

♦  Die  Inä]tektiun.skosion  begreifen  die  KeisekusLcii  der  Ins|tektnren 
und  dergleichen.  Das  Gesetz  vom  o.  Mai,  statt  von  vom  herein  und 
einmal  für  ullemal  den  j.iniiahinen  bestimmte  Ausgaben  zuzuweisen, 
wirft  die  inneren  und  äusseren  Ausgaben  zusammen  und  weist(Art.5.) 
ZQ  ihrer  Deckung  folgende  Einnahmequellen  an:  1)  Der  Ertrag  der 
Stiftungen  und  Vermächtnisse;  2)  Der  Ertrag  der  Zuchtpolizeistraf- 
gelder; 3)  Die  Budgets  der  Departements;  4}  Die  Zuschfisse  der  Ge- 
meinden. Die  Höhe  dieser  Zuschüsse  wird  jährlich  von  den  General- 
räthen  festgesetzt  und  darf  das  Fünftekder  äusseren  Ausgaben  nicht 
überschreiten.  5)  Ein  Zuschuss  aus  der  Staatskasse,  im  Betrag  gleich 
einem  Fünftel  der  inneren  Aui^aben.  Ausserdem  übernimmt  der 
Staat  die  Ausgabe  für  die  Jnsiiektio)!  und  die  Aufsicht  (Art.  6.),  Es 
wird  im  Expose  des  motifs  dos  Gesetzesvorschlages  berechnet,  dass 
die  neue  Einrichtung  die  Kosten  so  vertheilen  wurde: 

*)  Hier  siiid  auch  noch  225000  fr.  Strafgeider  mitgercchaet.  Kicht  mit- 
gerechoetsud  die  Erträge  gewisser  kleiner  lokaler  Stiftungen,  z,  B.  ein  Kleid 
oder  ein  Sparktssenbucb,  oder  eine  I]oIub»uuj!;  fiir  Fleiss  in  der  Schule,  welche 

einem  iiiilu  r  bezeichneten  Kinde  gewülirt  wenh  ii,  insoforu  die  VenraUimg 
dieser  istiftungea  niciit  dem  Fiadclhause  äuheim  gegeben  worden  ist. 
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AuBgabcn  aua  den  Fonds  der  FindeMuser  .  ,  .  .  .  1,010000  fr. 
ZiUclittSBe  der  Departements-  und  Kominunalkac;F:(^ii  .   .  9,440000  • 
M        des  Staats  (einen  Zubcbusa  zu  den  „inneren'* 

Auigftben  mit  inbegrifliBB)    860171  ■ 
Summa:  11,;W0171  fr. 

Daraus  entstäade,  uach  den  neuesten  Daten,  für  Findelhäuaer 
eine  Erleichterung  im  Betvag  von  1,560000  fr.,  für  die  Departe- 
ments und  die  Gemeinden  eine  Mehrausgabe  von  710000  fr,  und 
für  ihn  Staat  eine  neue  Last  von  850171  fr.  —  Werfen  wir  jetzt 
einen  Blick  auf  die  frühere  S^achlage  nnil  vergleichen  wir  zwei, 
30  Jalire  von  einander  entfernte,  Epochen.  Wir  werden  SO  üeld- 
genheit  haben,  einige  Erklärungen  anzuknüpfen. 

1«28.  1858. 

Innere  Ausgaben  I,813ö21  fr.     2.270565  fr.  I 

AentBcre  Amgftben  7,981113  -     7,011415  • 

SommäV  9,791734  fr.    9,2819bU  fr. 

Zahl  der  Kinder  112130  mH 

ZaU  d«r  iiiit«ntfltit«o,.bei  der  Mutter  Terbliebenm  Kindel  IMU 

Wie  man  sieht,  hat  die  Zahl  der  «untwstfifasten*  Kinder  ab- 
genommen, und  die  Abnahme  ist  weiter  gegangen;  denn  im  Jahn 
1868  waren  nur  noch  67000  Kinder  (FindUnge  und  Waisen)  m  ' 
verpflegen.  Das  kommt  eben  von  dem  erst  seit  wenig  Jahren  ein- 
geföhrten  Gebrauch,  nnverheiratheteB  Müttern  onen  Beitrag  sam 
Unterhalt  ihrer  eignen  Eindrar  zu  geben,  um  sie  von  dem  Oe- 
danken, letztere  der  öffentlichen  Pflege  an  übergeben,  absubringen. 
Man  glebt  ihnen  etwa,  was  die  Amme  erhalten  würde.  Nach 
Einigen  soll  noch  ein  anderer  Umstand  diese  Abnahme  niitveranksst 
haben,  nämlich  die  Aufhebung  der  ,tours'  (Drehscheiben,  Drehfeoster), 
worin  nächtlicher  Weise  das  Kind  gelegt  wurde  und  so  in* s  Fin- 
delhaus  kam,  ohne  dass  man  die  Mutter  kannte.  Im  Jahre  1812 
bestanden  noch  235  solcher  ^tours":  seitdem  wurden  jährlich  einige 
geschlossen,  so  dass  im  Jahre  18Üü  dcivii  nur  noch  25  bestanden. 
Getuen  das  Aufheben  der  ,tours^  wnvdf  die  Befürchtung  einer 
Zunahme  der  Kiudesmorde  und  dergl.  \orgebracht,  und  filjerhaupt 
wurde  vit  l  über  diesen  Punkt  hin-  und  herge.-^tritten ;  aber  die  Maaü- 
regel  scheint  keine  üblen  Folgen  gehabt  zu  jiaben. 

§.  4.  Die  Irrenhäuser.  Die  Irrenanstalten  berühren  nieh-  i 
rere  Gebiete  zugleich;  von  den  hierbei  in  Betracht  kommenden 
Gesichtspunkten  halten  wir  ansschliesslich  den  der  öffentlißbBn 
Wohlthatigkeit  fest.  Da  heisst  es  denn  natürlich,  dass  alle  Ür-  , 
sinnige,  die  ans  Gründen  der  Öffentlichen  Sicherheit  nicht  üi  ihrer 
Familie  verbleiben  können,  in  einem  «asile*  untergebracht  werden 
müss^,  aber  auch,  dass  nur  für  UnvermOgende  beiahlt  wird.  Für 
Wohlhabende  mGssen  die  Ftoulien  sorgen.   Wer  soll  aber  f&r 
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den  Armen  zahlen?  Zuerst  —  sagt  das  Gesetz  vom  30.  Juni  1838 
—  diu  Departementalkasse;  vermag  es  die  Gemeinde,  tjo  soll  sie  ein 
Drittel  beitragen;  bei  kleineren  Gemeinden  begnügt  man  sich  mit 
einem  Sechstel  und  noch  geringeren  Beiträgen. 

Die  Zahl  der  irrsinnigen,  wenigstens  dejjenigen.  welche  in 
besonderen  Anstalten  und  als  Unvermögende  verpUegl  werden, 
nimmt  zu.  Im  Jahre  1844  zählte  Watteville  deren  12753 
(6204  Mftimer,  6549  Frauen),  und  den  Departementiil-  and  Ge- 
memdekassen  erwachs  damus  eine  Gmmmiaa^fabe  Ton  4,826168  fr. 
und  mit  den  Aasgaben  der  Staatsanstalt  (Gharenton)  5,286035  fr. 
Fflr  1868  giebt  das  «Expose  de  la  Situation  de  rEmpire*  von  1869 
folgende  Zahlen :  arme  Irrsinnige  giebt  es  24052;  die  Ausgabe 
betrftgt  9,320954  fr.,  woza  die  Gemeinden  2,661358  fr.  beitrsgen; 
das  Uebrige  fliesst  aus  Departementalfonds.  Anstalten  giebt  es 
jetzt  103,  und  zwar:  Besondere  öffentliche  Anstalten  (asiles  publica) 
46;  Abtheilungen  (quartiers)  in  Hospizien  16,  wofür  die  Hos- 
pizien  von  den  Departements  und  den  betreffenden  Gemeinden 
eine  Vergätung  erhalten;  Privatanstalten,  welche  als  asiles  pu- 
blics  fuuktioniren  17  (es  wird  für  die  armen  Irrsinnigen  bezahlt); 
Privatanstalten  für  VVdhlliabende  (maisons  de  sante)  24. 

Zur  Zeit  verhandelt  eine  Ivoniniission  ü))er  manche  die  Irren- 
häuser betreffende  Angelegenheiten;  die  öffentliche  Wohlfchätigkeit 
ist  aber  hierbei  nicht  interessirt. 

§.5.  Alter  versorg  11 1!  -  und  verschiedene  sonstige 
Anstalten.  Die  Alterversuigungs-Anstalien  beruhen —  wenn  sie 
nicht  eine  blosse  Ahtheiliing  des  Krankenhauses  sind  ~,  auf  eigenen 
Stiftungen,  die  mehr  oder  minder  einer  Genieinde-ünterstützung 
bedürfen.  Viele  unter  diesen  Anstalten  nehmen  nur  bedürftige 
Greise  und  zwar  unentgelfUch  auf;  einige  verlangen  entweder  ein 
geringes  Einkaufsgdd  oder  eine  kleine  Pension.  In  letzterem  Falle 
kann  der  Mann  mit  seiner  Frau  dieselbe  Stube  bewohnen,  das 
Paar  bildet  eine  kleine  Wirthschaft  (m^age).  Die  inneren  Ein- 
richtangen  dieser  Hospizien  hfingen  von  den  Statuten  oder  Stif- 
tnngBurkunden  ab  und  sind  daher  ziemlich  verschieden.  Sie  haben 
aber  Das  gemeinschaftlieh,  dass  sie  unter  der  Ffinferkommission 
stehen  und  dass  ihre  Eumahmen  und  Ausgaben  mit  denen  der 
Spitäler  zusammen  pnblizirt  werden,  zuweilen  aber  darin  doch  ein 
besonderes  Kapitel  bilden. 

In  den  sieben  Jahren  18&4— ßO  belanden  sich  am  1.  Januar 
durchschnittlich  19646  Greise  und  Gebrechliche  männlichen  und 
26674  weibliclien  Geschlechts  in  den  Anstalten;  es  traten  jährlich 
ein:  18d93  Männer,  12^16  Frauen.  Vom  Gesammtbestand  starben 
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3790  M.,  4490  Fr.,  es  traten  aus:  15359  M.  und  8144 Fr.  Meist  ist 
60  Jahre  das  Alteraminimmn  für  die  AufiDahmei  in  manchen  ent 

70  Jahre. 

Die  speziellen  Nie<lerkuntt=)häuser,  (ebenfalls  zum  liessort  der 
Füüferkomniission  <f»'lii''iviiil  1,  sind  nicht  sehr  zahlreich ;  man  findet 
deren  nur  iu  grossi n  SuliUen,  wie  Paris,  Bordeaiii,  und  es  ist 
hüclist  iinwahrsohHiiilich ,  dass  sich  deren  Zaid  vermehren  winl 
da  man  in  einer  Heihe  un<i;eniein  lehrreiciier  Bericlito  nachgewiesen 
hat,  wie  schädlich  das  Zusammensein  vieler  Kindbelteriuncn  ist, 
weil  in  solchen  Räumen  leicht  das  Tuerperaltieber  grassirt  —  und 
zwar  auf  schieckliche  Weise,  wie  es  hiesige  Beispiele  bezeugen 
(s.  das  N&here  in  den  speziell  publizirten  Berichten,  sowie  im  Bnlr 
letin  off.  du  Minist^re  de  Tlnt^eur,  annäe  1864  Nr.  4  nnd  7). 
Der  Unterbringung  in  solchen  Anstalten  wird  die  hsnaliche  Ffl^ 
vorgezogen,  wie  man  flberhaupt  in  allen  möglichen  PUten  ach 
zu  Gunsten  der  .secours  ä  domicile*  ausspricht.  Nun  bestanden 
schon  lange  Sociät^  de  charitä  matemeUe  (Qesellsdiaften  für 
mütterlicbe  Wohlthätigkeit,  sollte  bdssen:  för  Wohlth.  an  Müttern); 
die  kaiserliche  Ive^^ierung  hat  aber  diese  firfiher  isolirt  gewesenen 
Frauenvereine  dadurch  gleichsam  verbunden  und  so  jedenfalls  n 
einer  Art  öffentlicher  Anstalt  ge^t*  nijselt,  da  i  incrseits  die 
Charite  maternelle- Gesellschaften  die  Kaiserin  als  ürossnieisterin 
anerkennen  müssen,  und  andererseits,  dass  ihnen  jährlich  aus 
Staatsfonds  eine  urwisse  Summe  an  Sul)ventionen  geleistet  wird. 
So  erhicltfu  sie  im  Jahre  isßT  14<)iHKi  fr.  Uiesr  Yen'ine,  77  an 
der  Zahl,  haben  in  demselben  .I.ilire  im  (lanzen  72iHXK)  fr.  aü>gtH,v- 
beu,  davun  (iG7(J(H)  an  Untersiulzun^eii  lin  l(iu60  Kindbetteriuiu'n. 

Für  Kinder  interessirt  man  sicli  überhaupt  am  niei,stt*n, 
daher  giebt  es  aussei-  den  Spitälern  und  den  Findlings-  und 
'\Vai.>enhä Usern,  noch  manche  denselben  gewidmete  Aiislaltin.  Kä 
war  z.  B.  für  Ammen  gesorgt,  und  die  Pflege  der  Kinder,  in  der 
Ferne  beaufsiditigt  —  was  aber  kaum  die  EindersterbMkeit 
vermindert  (Discoars  sur  la  mortalit^  des  jeunes  enfimts,  Ten 
Hassen,  directeur  de  Tassistance  publique  ä  Paris.  J.  B.  Bafll^ 
et  fils  1866).  Dann  giebt  es  PriTatwaisenanstalten  in  ziemlidwr 
Zahl;  es  giebt  deren  mehrere  speziell  katholische,  protesUntische 
und  israelitische;  sogar  ein  Orph^inat  du  prince  imperial  eiistirl^ 
und  jfthjrlich  steht  ein  Bericht  darüber  in  der  offizieiUen  Zeitung; 
trotzdem  kann  man  die  Anstalt  als  eine  kaLserliche  Privatstiftung 
ansehen.  Die  »Krippen*  (creches)  sind  zuweileu  reine  Privat- 
anstalten,  zuweilen  von  der  Gemeinde  adoptirt  und  unterstätzt. 
Sie  haben  den  Zweck»  Säuglinge  in  Pflege  m  nehmen,  damit  dieMütter 
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auf  die  Arbeit  und  die  älteren  Geschwister  in  die  Scbule  gehen 
können.  Die  erste  Krij>pe  ist  im  Jahre  1844  von  Marbeau  in 
Paris  gestiftet  worden,  jetzt  giebt  e:>  deren  viele  (die  Gesammt- 
zahl  igt  QBbelcaniit),  obgleich  sich  manche  Stimmai  dagegen  er- 
hoben haben.  Solehe  Gegner  bemfen  sieh  auf  die  Vorzfige  der 
hftnslicben  Brziehoiig  und  anf  den  natfirlicben  Beruf  der  Mutter, 
wie  ihn  z.  B.  SehiUer  in  seiner  Glocke  so  unvergleichlich  treffend 
schilderi 

Das  ist  Alles  recht  schon,  allein  nidit  immer  praktisch;  es 
giebt  nun  einmal  Mutter,  die  arbeiten  mftssen;  da  ist  es  doch 

besser,  man  bewahrt  ihre  Kinder  für  1  sou  (5  Pfenni]^o)  des  Tag's 
in  reinlichen  Wiegen,  giebt  ihnen  zu  trinken,  und  pflegt  nie  wie 
es  nöthig  ist,  ah  dass  die  Kinder  allein  oder  unter  der  Oblnit  der 
ält^Mon  Opschwister  bleiben.  Die  ^creches"  werden  halIpt^üehlich 
durch  freiwillige  beitrage  erhalten.  So  war  es  auch  fniher  mit  den 
„Salles  d'asile',  (Kleinkinderbewahraiistalten)  der  Fall.  Nunmehr 
sind  dieselben  fast  alle  von  den  (ienieindefi  als  Vorstuff'  für  die 
Klementarschule  angenommen  worden.  Die  erste  ,salle  d'asile'  ist 
im  Jahre  IH26  eröffnet  worden  —  für  Kinder  von  2 — (i  Jahren; 
aber  die  französische  Kegienjng  hat  sieb  erst  im  Jalire  1837  der 
Sache  angenommen.  Es  giebt  jetzt  mehrere  Tausend  ,salles  d  asile*, 
deren  viele  deutsche  Methoden  angenommen  haben ;  auch  die  Frö- 
bei'scheü  Kindergärten  haben  Eingang  gefunden. 

ffierhor  gehören  auch  die  «OuTroirs*,  wo  mau  jungen  Mädchen 
Arbeit  giebt;  es  giebt  deren  in  den  meisten  Bezirken.  Etwa 
30000  Mädchen  erhalten  Arbeit  und  die  Ausgabe  erreicht  die 
Summe  tou  400000  fr. 

Es  möchte  vrohl  auch  hier  am  Platze  sein,  wenigstens  zu  er- 
wähnen, dass  die  Gemeinden  verpflichtet  sind,  das  Schulgeld 
für  die  armen  Elementarscfaöler  zu  zahlen;  dann  aach,  dasa  es 
Tiele  Slii  endien  (bourses)  für  den  mittleren  Untenicht  giebt. 
Der  Mensch  lebt  ja  nicht  vom  Brod  allein.  Aber  weiter  eingehen 
auf  die  in  Darreichung  geistiger  Speise  bestehenden  Wohlthaten 
können  wir  hier  nicht. 

Zu  den  „verschiedenen"  Wohltliiltis"keitsanstalten  muss  noch 
die  Einrichtuno-  der  iiiienlgeltliehen  •ir/llirlien  Pflege  (medeeine 
gratuite)  gerechnet  a\ erden.  Im  Jahre  1SG7  bestand  die  Einrieh- 
tung  schon  in  5ü  iJepartements.  Zu  den  Ausgaben  tran-en  bei: 
die  Gemeinden,  die  Wohlthäti^keitsunstalten ,  die  Deparienients, 
der  Staat  und  zwar  war  die  Gesammteinnaimie  1,320.")  1^7  fr.  und 
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die  Gesammiattsgabe  1,231861  fr.;  das  madit  per  bed&ftigeii 
Kranken  5  fr.  31  c,  nämlich:  2  fr.  74  c.  für  den  Ant,  2fr.  61  e. 
für  Nahrung  und  Medizin,  6  c.  für  Verschiedenes. 

Dann  reebnet  man  noch  zu  den  Wohlthätigkeits-Anstalten 
die  Pfand-  oder  Leihhäuser  (nionts-de-piet(^),  walirscheiiilich  nnr, 
>vcil  der  Gewinn  dieser  Anstalten  in  die  Kasse  der  Hospizien 
fliesst.  Es  existireu  44  solcher  Anstalten  in  Frankreich,  welche 
in  den  12  Jahren,  auf  wclelio  sich  die  bisherigen  FuhlikatiODea 
beachiänken,  folgende  Geachäfle  gemacht  habeji: 


Jahr. 

Zahl  der 
Pfiüider. 

Geliehene 
Summen. 

fr.  1 

1 

Jahr. 

Zahl  der 
Pfilndw. 

Geliehene 
Sommen. 

fr. 

1842 

88,28  Ki.'.U 

18-18 

2.209819 

;5t,(]2i:{44 

I84;j 

2io7(Hj79 

23.9()1^^24 

IHlt 

•2,r.:»<o'245 

I8:iü 

2,117  Ulli 

25,816-2li6 

is4r) 

2.r.r.4:)iH 

33,I64!»4r, 

1851 

2,347872 

28.872908 

;}.'),  !»2<;s-2;  5 

i8r»2 

2.8U77Ö7 

2t<,26f)56.') 

lb47 

1 

j  lb53 

32,720^06 

Das  wäre  also  ein  jährlicher  Darcbschnitt  von  2^466685  A^ 
tikehi  oder  PfiUidem  mit  einem  Betrag  der  geliehenen  Summen  m 
31,024076  fr.  Zu  bemerken  ist  hierbei,  dass  der  pariser  ,HoDt- 
de-pi^t^*,  der  ein  ganzes  Alphabet  (wo  nicht  mehr)  Filiale  (sao 
cursales)  hat,  allein  ^  obiger  Summen  in  Anspnieh  nehmen  kann. 
Wir  können  uns  aber  nicht  recht  dazu  verstehen,  diese  Anstalten 
zu  den  der  Wohlthätigkeii  irewidmeten  zu  rechnen.  Erstlich  ist 
bekannt,  dass  manche  Kaiiri*M)(e  OrscIrÄfte  mit  dem  Pfandleihhun? 
machen ;  dann  borgt  mancher  unordentliche  ouvrier,  um  den  Er- 
trag zu  verpra.ssi'ii  —  die  Fastnaebtzeit  weiss  davon  zu  erzfililcn; 
ferner  wird  viel  gestohlenes  Gut  in  jenen  Häusern  untergebracht. 
Es  wird  zwar  behau [itet,  diese  Art  v*>n  Pfändern  betrügen  an 
Zahl  und  Werth  nocii  nicht  1%  der  Gesammtheit;  das  aber  sind 
immer  noch  25000  Artikel  und  .3^  Millionen  Fr.:  endlich,  wenn  nun 
der  eigentliche  Ikdiu  itige  kommt,  um  sich  in  der  Noth  zu  helfen, 
80  werden  ihm  mit  wenigen  Ausnahmen  mindestens  9"/o  lotereasen 
auferlegt,  was  nun  lüieil  daher  kommt,  dass  das  Geld  erst  zo 
6^/0  von  der  Anstalt  erborgt  wird.  Die  Artikel  oder  Pftador 
Eerfallen  ihrer  QrOsse  nach  in  fblgende  Kategorien:  (s.  pag.6l9.) 

Wur  dfirfen  nicht  vergessen,  zu  erwähnen,  dass  in  GrenoUSi 
Montpellier  und  Toulouse  das  Geld  ohne  ^iteressen  verMen  wird, 
und  dass  in  Angers  fax  Sunmien  unter  5  fr.  nichts,  für  grOSMie 
(Maximum  40  fr.)  nur  l^/o  genommen  wifd.  Aber  diese  Anstalten 
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Werth. 

Zahl  der 
P^der. 

lu 

Proseilten 

Werth  der  '  Werth  in 
1  lanaer.  Polenten 
i   

Weniger  als  5  fr.  .    .  . 
Zwischen  r>  und  10  fr.  . 

—  10  und  25  „  .  . 

—  25  und  :>0  „  .  . 

—  50  0.  lOU  „  .  . 

l,37Sr>52  4.S,Äi 

2<"'.tL'l:i    ;  7,;a 
350722   1  12,» 
103748  :  8,»» 
40075  \  Iho 

4,-J;i74J4        11, XI 
6,.'{2;il"i4  14^s.! 
3,0a{7-2ö    1  s,„; 
8,5S8i>84   1  23,9tf 
ii,5  72856  •  18isi 
8,083155  1  9^ 

2,850501) 

100 

35,83yr>91    i  100 

leihen  nur  an  Personen,  welche  den  Administratoren  persönlich 
bekannt  sind,  oder  Qber  die  sie  sich  erkundigt  haben;  die  Kasse 
ist  nur  einmal  die  Woche  geöffnet  und  überhaupt  werden  nur 
sehr  wenige  Geschäfte  gemacht  —  oder  Wohlthaten  gethan.  Das 
ist  keine  halbe,  kaum  eine  viertel  Maasregel. 

Vielleicht  dürfte  noch  hierher  gehören  J;is  Gesetz  über  die 
ungesunden  Woliniingen  (logcments  iusalubres)  vom  13.  April  ].sr>0, 
das  Kommuiml-Kujninissioncn  einsetzt  ,  mn  die  ungesunden  AVoh- 
nnn!.n>n  zn  besichtigen  und  sie  entweder  sclilicsse/i  (»ilcr,  -  auf  Kosten 
des  Besitzers  — .  bossern  zu  lassen.  Es  ist  dii  s  eine  l'estinimnnf];", 
welche  iiiisschliesslich  der  ärmeren  Hevitlkertini,''  zu  <Jule  kuninit. 

Kndlieh  giebt  es  n<H-b  eine  Menp",  von  Ktrib*  ii  und  Syna- 
^rnt^en  unterhaltene.  wohlUiätige  W  erke.  ueK  lie  -  ut w nler  als  ötl'cnl- 
liehe  anerkannt  sind,  «idrr  deeb  mit  t''tVentlieben  An-t.ilb  n  in  \"er- 
bindnn'.,^  si.-lifn,  ihnen  in  die  Hund  arbeiten.  'm!,t  ihre  Anl'^Mbe 
atisfnhn-ii  helfen;  ;tll(in  ihre  Zahl  ist  zu  'jT<i>>,  als  iJass  wir  nns 
uut  eine,  wenn  am  ii  mteli  stt  kiir/i-,  Darstelluui;  einlassfii  kuiinlen. 

§.  6,  Die  , Alli^emeinen  W(»hltli;itigkeitsanstaHen 
des  Staats*.  Unter  dem  Namen  „Etablissements  generaux  de 
bienfaisance"  bestehen  jetsst  neun  Anstalten,  von  denen  einige  sehr 
alten,  einige  aber  neueren  und  neuesten  Ui>]irnn<,'s  sind.  Diese 
Anstalten,  mit  denen  wir  den  Leser  näher  bekannt  zn  machen 
haben,  besitzen  zum  Theil  eigne  Einkünfte,  und  werden  nöthigen- 
falls  vom  Staate  subventionirt;  sie  stehen  unter  der  Aufeicht  des 
Ifinisters  des  Innern.  Seit  dem  Dekret  vom  8.  August  1865  sind 
sie  noch  überdies  unter  die  „Patrouage*  der  Kaiserin  gestellt, 
d.  h.,  alle  wichtigen  Gunstbezeugungcn  werden  in  ihrem  Namen 
ertheilt;  das  hat  dynastische  Gniude,  auf  die  wir  nicht  einzugehen 
haben.  Warum  hat  man  diese  Woblthätigkeitiäanstalten  zn  Staats- 
Anstalten  j^emacht,  statt  sie,  wie  alle  übrigen,  deji  Genn-inden  zu 
überifclicn ?  Das  bat,  verschiedene  llrsaelien  al-LTreeiniet,  darin 
seiueu  Uruud,  dass  es  sich  hier  hauptsächlich  dariuu  handelt,  solchen 
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Gebrechen  zu  Hülfe  zu  kommen,  die  zu  selten  sind,  aU  dass  ein- 
zelne GenieindiMi  ilmen  besondere  Einriclitungen  hatten  widmen 
können.  Uebiigens  siind  die  betreffenden  Anstalten  jetzt  zu  klein 
«;fp\vii]«b'n ,  um  das  ganze  Bedürfniss  zu  befriedigen,  und  man  hat 
snrh  -u  iiiü-i.sen.  «b-iii  Ut^tel  auf  andere  Weise  abzuhelfen;  manche 
(iohrcflilielic  hl^ibeii  autli  wolil  ihm-Ii  jolzt  ohne  alle  Hülfe.  Im 
Fol'jt'iideu  soll  jt^diT  diest'r  im'uu  Austa,lten  eine  fluchtige  Be- 
trai litung  fjewidinet  werden.") 

1.  .C^iiu/.e-vingts"  (Hospiz  d<'r  15V20).  Es  ist  eine  ursprüug- 
lii  h  liir  oUO  Blinde  bestimmte  Versorgungs-AnsUilt.  Die^je  Stif- 
tung verdankt  man  Ludwig  dem  JX.,  genannt  der  Heilige  Louis), 
und  viele  Könige  haben  sich  um  dieselbe  verdient  gepiacbt;  wir 
können  aber  nicht  anf  die  Geschichte  desselben  eingehen  und  be- 
schränken uns  auf  die  Darstellung  der  jetzigen  Zustände.  Das 
Uospice  des  quinze-vingta  hat  jetzt  innere  und  äussere  Pensionäre 
(internes  et  externes).  Die  inneren  Pensionäre  bekonunmen  for 
sich  und  ihre  Fanulie  heizbare  Zimmer,  und  alle  zwei  Tag» 
2^  Pfund  Brod,  aber  keine  Kost.  Dagegen  erhalten  die  nicbt 
blinden  Frauen,  welche  zugleich  mit  ihren  blinden  Männern  auf- 
genommen worden  sind,  täglich  1  fr.  30  e.,  jedes  Kind  lij  c.  — 
bis  zum  1').  Jahre,  nachher  werden  die  Kinder  in  die  Lehre  gegeben; 
nur  Mä«lchen  können  bis  zum  21.  Jahre  bei  den  Eltern  wohnen. 
T)er  Blinde  erhält  noch  überdies  alle  2  Jahre  eine  vollst "uidigi?  Be- 
kleidung, wenn  seine  Krau  in  die  Wochen  kumnit.  eine  ünterstüiziuig 
vnii  '25  fr.,  und  eine  solche  \  n!i  .Hd  |V.,  wenn  ein  Kind  zur  Kontir- 
luatiui)  zutrelassen  wird.  l>,ili»  i  L;iebt"s  noch  manche  andere  kleme 
Vortheile,  deren  A iifzülilung  'tliii''  Interesse  würe.  Die  äusseren 
Pensionäre  erhallen  eine  jäiirlii'lie  Pension  von  100,  später  löO, 
dann  200  fr.  Im  Innern  der  Anstalt  leben  (mit  aller  niOgliiiiiU 
Fieilieit)  nur  die  15X2('  oder  300;  ausserhalb  aber  erhalteu  600 
Blinde  100  fr.,  400  150  fr.,  200  200  fr.  Es  ist  weder  den  Eieen 
noch  den  Anderen  untersagt,  irgendwie  ehrlich  Geld  zu  verdieiiflii; 
nur  betteln  dürfen  sie  nicht  Die  Bedingungen  zur  Aufiiahme  sind: 
Man  muss  Franzose,  unheilbar  blind,  wenigstens  40  Jahr  alt,  and  ann 
sein.  Vorgezogen  werden  die  ältesten,  ärmsten  u.  s.  w.,  und  bllee 
Zungen  setzen  hinza:  und  Die,  welche  die  beste  Ffirsprache  oder 
Protektion  haben.  Im  Jahre  1866  betrugen  die  Einnahmwi 
475851  fr.  und  die  Ausgaben  469299  fr.   Von  den  EmaahmeD 

*)  Unsere  Barbtciluiig  beruht  Lauptsächlich,  abernicht  allciu,  au  t  einem 
vom  Ministerium  des  Inneni  herausgegebeiieD  Pmhtwerk:  »LesEtalKbW' 
mens  gviu  nuix  do  bienüüsanee,  in  fidio  1867."  Dictes  Werk  ist  nicht  in 
den  Bnchhandel  gekommen. 
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rühren  121000  fr.  von  Giitern,  das  Ufbrio-e  von  Mobiliarronten 
her,  wiirunter  <lit'  InttTe.ssen  der  5  Millionen  betragenden  Siaats- 
dotation  gehört  ii.  Die  Quinze-vingts-Anatalt  ist  in  Parib,  im  Fau- 
bourg  St.  Antoine  g.-legen. 

2.  Der  in  der  genanntr'n  offiziellen  SV-hrifl  l)t'lieblcn  Ordnung 
—  welche  aber  in  k<'iner  llinsicht  eine  logische  ij^t  —  folgend, 
sprechen  wir  lum  vom  Moni  Cicnen'e.  VjS  ist  ein  auf  dem  Wege 
von  Brianyou  nach  Susa,  auf  den  Alpen,  gelegenes,  sehr  altes 

•  Hospiz,  wo  die  von  Frankreich  nach  Italien  oder  zurfick  Keisenden 
Herbeige  und  ÜnterstHtzung  finden,  fis  ist  nach  dem  Yorbüd 
des  bekannten  Hospiz  vom  St.  Bernhard  eingerichtei,  hat  aber  nur 
25  Betten  nnd  seine  Einkflnfte  fibersteigen  nicht  17000  fr.  Es 
ist  Staatsanstalt  seit  dem  Dekret  vom  28.  Thermidor  X. 

3.  Gharenton.  Dies  ist  bekanntlich  ein  Iirenhaus.  Es  hat 
kdnen  königlichen  Ursprung,  da  ein  blosser  Privatmann,  Sebastien 
Le  Blanc  am  12.  Sept.  1341  den  ersten  Anfang  dazn  hexgab.  Bis 
1789  Würde  es  von  den  bannherzigen  Brüdern  verwaltet,  fiel  an 
den  Staat  und  ist  .seit  dem  Dekret  vom  27.  prairial  V.  eine  ,  all- 
gemeine Staatsanstalt. •  Genau  betrachtet  ist  das  Asile  de  Cha- 
renton  jetzt  eine  Luxussache  für  den  Staat;  denn  es  fehlt  nicht 
mehr  an  öffentlichen  und  Privat-Trrenhäusern ,  und  ganz  AVohl- 
thätigkeits-Anstalt  ist  »'s  auch  niciit,  da  man  meist  nur  gegen 
Zahlung  Kranke  darin  unterl»ringon  kann,  und  zwar,  seit  dem 
Ministerialbeschluss  vom  Jahre  185Ö,  für  Pensionen  1.  Klasse 
ir>00  fr.,  2.  Klasse  1200,  Klasse  900  fr.,  ungerechnet  —  für 
diejenigen,  welche  ein  besonderes  Zimmer  haben  —  OOO  fr.  für 
einen  männlichen  oder  800  für  einen  WL'iblichen  Dienstboten.  Es 
giebt  im  Ganzen  nur  79  Freistellen  (biMirj^es).  wovon  22  gewöhn- 
lich in  halbe  Freiätellen  getheilt  werden.  Die  An.stalt  hat  570 
Pensionäre,  300  Mämier,  270  Frauen.  Der  Staat  ernennt  den 
Direkte»  nnd  die  Aerzte  und  giebt  eine  Subvention  von  66410  fr. 
(1866  Geeammteinnahmen  728392;  Ausgaben  697422  fr.)  Aber 
wir  können  nur  wiederholen,  dass  Charenton  —  so  interessant 
und  musterhaft  es  auch  als  Irrenanstalt  sein  mag,  doch  wahrlich 
kein  ,  Etablissement  g^n^l  de  bieo&isance*  ist 

4.  Die  pariser  Taubstummenanstalt  Die  grossen  Er- 
folge, welche  der  abbd  de  V^g6e  beim  Taubstummen- Unterricht 
erreichte,  bewogen  den  König  von  Frankreich,  durch  einen  Be- 
schluss  vom  21.  Novbr.  1778,  dessen  Anstalt  unter  seinen  Schutz 
zu  nehmen.  Dieselbe  wurde  dann  von  der  Revolution  adoptirt 
nnd  zum  ,Et^ibli^?scment  national"  erklärt  (21—29  Juli  1791).  Seit 
dem  Jahre  1859  ist  die  Anstalt  reorganiurt  und  der  üntenicbt, 
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wie  Yersichert  wird,  nach  den  bestell  Methodenemgerichtet  worden. 
Vermögende  Eltern  sollen  1000  fr.  Pension  beosahlen,  aJlein,  da 
im  Ganzen  20O--220  Kinder  Platz  baben,  da  die  Zahl  der  Frei- 
stellen  140  beträgt,  wovon  roancbe  getbeüt  worden  and,  so  wird 

wohl  nie  dio  vu-'  rlnii  Iiom.'  l'ciisionssumme  gezahlt.  "Wir  müssen 
hier,  trotz  der  unlogischen  Keihenfolge  unserer  Hanptquelle,  er- 
wähnen : 

5.  Die  Taubst  uinincnanstalt  von  Bordeaux  und 

6.  Die  Tauli.sfunnnenanstalt  von  CLamliery. 

Dio  ersten'  di.  scr  AnsUilteii  ist  l'ür  Mädchen  bestimmt,  wie  die 
V'iii  Taiis  lür  Kn  ilieii:  sie  ist  im  Jalire  1785  vom  Abbe  Sicani  [,'«- 
gniiidei,  aber  ei>(  i\ru  21.  Febr.  1841  zur  Stautsanstalt  eiiiolt''ii 
worden;  dio  (irinidsit/.e  sind  dieselben  wie  in  Paris,  die  Zahl  der 
Sflnllerinnen,  bi>lier  mir  I<)8,  wird  mm  wuhl  200  erreichen  kennen. 
In  «  bamlMMy  (S.ivnyen)  werden  4')— ön  Kinder  beiderlei  (je-Miikhl^ 
aulgenoninien.  (Staatsan-stalt  seit  dem  17.  Oktbr.  IHOI.)  Aber 
diese  drei  Anstalten  zusammen  mit  ihren  paar  Inindert  Sihülern 
leisten  einen  verschwindend  kleinen  Dienst  im  Vergleich  mit  den 
Tausenden  von  Taubstommen,  die  ohne  Unterricht  bleiben, 
2  oder  3  Jahren  beginnt  man  zwar  Versuche  zu  machen,  die  taub- 
stummen Kinder  in  der  Volksschule  mit  anderen  zugleich  zu  unter- 
richten ;  auch  hat  man  schon  Lehrern  daftlr  Metbodenbüdier  in 
die  Hand  gegeben  und  ein  Anfang  ist  gemacht  worden;  aber  bis 
jetzt  können  wir  den  Erfolg  noch  nicht  uberseben.  änstweOfln 
kosten  aber  dem  Staate: 

Die  Taubstummenansfiilt  in  Paris  fiOCWX)  fr.  QesaiDiiitdiinBhiiic  ^y^'^i  b. 
„  n         1"  liordeaiut   63000  „  „  67UU5  ,| 

„  „in  Ghanbeiy  86000  „  „  6966b , 

In  allen  diesen  Anstalten  bleiben  die  Ausgaben  hinter  den 

Einnahmen  /urück,  und  da  dies  bei  fast  allen,  der  Wohlthätigkeit 
gewidmeten  Häusern,  selten  aber  l)ei  Staaten  und  bei  Gemeinden 
der  Fall  ist,  so  lohnte  es  sich  der  Mühe,  über  die  Ursachen  die- 
ser Erscheinung,'  nachzudenken. 

7.  ,Institiitj"n  inip.  des  jeunes  avengles".  Kaiserliche  Insti- 
tut i-n  der  Jimgen  Blinden,  heisst  eine  von  Vab'ntin  Haiiy  im 
Jahre  17>'4  bet^o.nnene.  am  21.  Juli  1791  vom  Staate  adoi^tirte 
Erziebunj;.^-  und  Lehran.^talt  für  Idinde  Kinder.  Auch  diese  Schult) 
soll  zahlende  Kinder  aufnehmen  und  Freistel]cn  haben,  aber  unter 
199  Kindern  —  wt.yon  1H8  Knaben  — ,  wird  nur  für  5  Knaben  und 
1  Mädchen  "lie  gan/e  rension  gezahlt.  Die  übrigen  Schüler  und 
Schiib'riunen  haben  Stipendien  und  /\\ai  nicht  blos  vom  Staate, 
sondern  auch  von  Bezirken  und  (Jemeinden  gtgiündete.  Keicbe 
Kltern  schicken  ihre  Kinder  wohl  nicht  in  eine  solche  Anstalt 
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Die  Einnahmen  betragen  im  Ganzen  etwas  über  240000  fr.,  wo- 
von 146(KK)  fr.  Staatszusehus«  und  6000  fr.  Pensionsgolder;  das 
üebrige  siad  Kenten  von  eigenem  Vermögcu  und  veneMedene  Ein- 
aalimeii. 

8.  und  9.  k5nnen  zosammen  gefasst  werden,  denn  beide  sind 
Hospiiien  för  Qenesende:  das  «Asile  imp.  de  Vinoennes"  für  Ar- 
beiter, das  »AsOc  imp.  du  Vdsinet*  fOr  Arbeiterinnen.  Vincennee 
ist  durch  Dekret  vom  8.  Hftn  1855,  Tdsinet  durch  an  Dekret 
?om  28.  Aug.  1858  gegründet  wcnrden,  bdde,  damit  die  Kranken 
nicht  direkt  aus  dem  Spital  an  die  Arbeit  zu  gehen  branchen. 
Dw  Kaiser  is^iih  die  ersten  Kosten  aus  seinem  Privatxerinög'en 
her,  und  stattete  die  Anstalten  damit  aus,  dass  er  auf  einem  ilim 
gehörigen  Grundstücke  (Boulevard  Mazas  in  Paris)  l*i  Arli.  iter- 
häuser,  (jedes  mit  mehreren  W'olmungen)  bauen  Hess,  deren  Ertrag 
iu  die  Kasse  von  Vinceunes  und  Vesinet  flierist.  Jetzt  haben 
die  Genesimgühäuser  (aäiluä  de  cOQYalesceuce)  folgend»  iüimahmo- 
quellen : 

a)  l",ü  des  Betrages  aller  im  Seinedepartement  ausgeführten 
öftentliehen  Arbeiten.  Dieses  Prozent  wird  den  Unternehmern 
ohne  Weiteres  abgezogen  (Dekret  vom  8.  Miiri  185ü  uud  iiegle- 
ment  vom  3.  Januar  1858); 

b)  den  Ertrag  der  von  den  gegenseitigen  Ilülfsgesellsehaftcn 
für  ihre  Mitglieder,  von  Fabrikanten  und  Jlütteübesitzem  für  ihre 
Arbeiter  eingegangenen  Abonnements; 

c)  den  Ertrag  der  ron  Arbeitern  bezahlten  Pensionsgelder; 

d)  eine  jährliche  Summe  Ton  75000  fr.  (för  beide  Anstalten 
zusammen),  herrührend  von  der  bekannten  Moniijonfltiilung  für 
genesende  Arbeiter.  (Das  Geld  wurde  früher  den  Arbeitern  direkt 
▼erabreicht.) 

e)  den  Ertrag  der  Sdienkungen  und  Verrnftchtnisse; 

f)  den  Ertrag  der  erwähnten  16  Hänser; 

g)  (seit  1862)  eine  jährliche  Subvention  aus  Staatsmitteln 

von  156000  fr.  för  beide  Anstalten  /.usammen. 

Für  Vincennes  war  (1H64)  der  Antheil  an  der  Einnahmequelle 
an  a)  420000  fr.,  an  b)  2t;4G  fr.,  an  c)  1424  fr,  an  d)  37500  fr., 

an  e)  5  bis  ßOOO  fr.,  an  f)  i'Ginr,  fr. 

Die  Bedingungen  der  Aiil'nahmo  sind  verschieden.  Die  an 
den  ötfentiichen  Bauten  des  Seintdepartoments  lieschältigten  Ar- 
beiter werden  (wegen  der  erwähnten  einprozentit^en  Abzüge)  un- 
entgeltlich aufgenommen.  Für  ihre  Älitglieder  /alili  ii  die  gej^en- 
seitigen  Hülfsge.sellschaften  einen  halben  tranc  per  Tag.  Fabri- 
kanten bingegeu  müssen  l  fr.  des  Tags  für  ihre  Arbeiter  zalüeu. 
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Andere  Arbeiter  haben  tfiglieh  einen  franc  zu  entricbte&t  zma 
wenn  die  Kaiserin  deren  freie  Anfiialune  dekretiri  Aebniidie  Be- 
dingungen gelten  für  die  Anfiiahme  von  Arbeiterinnen  in  y^sinet 
(bei  St.  Germain),  nur  dass  diese  nicht  an  den  öffentUchen  Bauten 

heschfiftigt  sind;  dafür  können  sie  aber  von  den  Spitälern  und 
Wohlihiitigk(MlsI)ureau's  etnpfoLlen  werden.  Die  Gesammteinnah- 
men  von  V^sinet  bi  tragon  :JöO-  bis  360000  fr.  Im  Jahre  1865 
wnrden  in  Vincenncs  10488  Männer  und  in  Vesinet  4742  Frauen 
und  688  Kinder  (durclischnittlicher  Aufenthalt  23  Taj^e)  aufge- 
nommen. Die  Kost  ist  gut.  alior  die  Koglements  gar  zu  ^^alilreich. 
Wie  Maiiiur  L''i'ni.>>tii  »Muii:!'  Freiheit,  die  Frauen  müssen  aber 
täglich  in  die  Kapcllt'  kuiiiincü,  und. dürfen  sich  nicht  aus  Mü- 
digkeit auf.s  Bi'lt  legen  ohne  es  den  .Seh\ve»tern  anzuzeigen. 

§.  7.  Hülfe  bei  besonderen  Unfällen.  Die  erste  Be- 
stimmung, wekhe  sit'h  auf  die  „Secour;;  sjMciaux  en  cas  de  siniütres' 
bezieht,  ist  ina  Gesetz  vom  9.  Germiual  V.  zu  linden,  worin  es 
heisst,  man  solle  Zuschlag-Centimes  auf  die  Grundsteuer  legen, 
uüd  ans  dem  Ertrag  einen  Fonds  bilden,  um  die  von  HagobcUag, 
Viehseuche,  Brand  oder  Ueberschwenunung  heimgesuchten  G^ea- 
den  zn  nnterstfltzen.  Seitdem  bestätigten  viele  Gesetse  die  ISD'- 
lichtung,  und  aneh  im  Budget  des  laufenden  Jahres  findet  dch 
die  dafür  erhobene  Summe,  die  seit  1868  2,150000  fr.  öbenteigi 
Sie  ist  das  Produkt  von  1  Zuschlagcentime  auf  die  Grnndstener 
und  von  ebenso  viel  auf  die  Mobiliarsteuer.  THe  GrundsAtze,  nach 
denen  die  Vertheilung  stattfindet,  sind  folgende:  1)  Wohlhabende 
Leute  sind  von  der  Vertheilung  ausgeschlossen;  2)  bei  den  Üa- 
glücksfällen  unterscheidet  man  diejenigen,  welche  eiaen  pemuh 
nenten,  von  denen,  welche  einen  temporären  Schaden  verursachen; 
bei  ersteren  erhalten  die  Betroffenen  4— 6<'/i>  des  Verlusten,  bfi 
letzteren  blos22— 3"o.  Wir  finden  dies  c^ar  zu  wenig;  in  unseren 
Augen  ist  e?  Idos  der  Schatten  eiuer  Wohlthat.  Sells^t verständ- 
lich reicht  die  Simime  von  2. 1.5(XV)0  fr.  nicht,  wenn  der  Unglücks- 
fall eine  weite  Ausdehnung  erreicht;  aber  dann  gielit  es  öffent- 
liche Subskriptionen,  die  llegierung  ernennt  eine  Kommission,  die 
Bürger  steuern  bei,  Avas  sie  woUeu;  auf  die  Heamten  aber  w^d 
gewöhnlicli  —  damit  die  Summe  nicht  zu  klein  bleibe  —  «a 
sanfter  Druck  von  oben  herab  geübt,  z.  B.  es  wird  ihnoi  so  and  . 
80  viel  als  Bdtrag  am  Ende  des  Monats  abgezogen  ^  man  murrte 
aber  fügt  sieb. 

Hier  v&re  noch  anzufShren  die  den  Armen  gewährte  Stempel- 
und  Sporteinfreiheit  (wo  nichts  ist  hat  der  Kaiser  das  Becht  [sollts 
heissen  die  Taxe]  verloren),  sowie  auch  die  «asaistanoejadidaire* 
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(unentgeltliche  Rechtshülfe),  welche  dcu  Armen  in  don  Stand  sptzt, 
sich  ohne  Ausgaben  einen  Anwalt  und  einen  Advok;iten  zu  ver- 
schaffen. Das  Clesetz  datirt  vom  22.  Jan.  1851.  Bei  jedem  Ge- 
richt vom  untersten  bis  zum  o1)ersttMi  hcsteht  eine  Komuiission, 
aus  Anwältrn,  Advokaten  und  Fi^-^^kalljeamten  zuj^amnien.LresL'tzt, 
bei  der  sieh  d«'i-  Arme  zu  melden  hat.  Die  Kommission 
lässt  sieh,  nachdem  .>ie  die  Vcrmögenslo.sigkeit  der^  Antragstellers 
koüstatirt  hat,  die  Aktenstücke  vorlegen,  und,  wenn  sie  in  densel- 
ben hinlängliche  Motive  für  den  Prozess  findet,  gewfiiiii  sie  die 
unentgeltlidie  Beditshillfe.  Diesdbe  begreift  die  gftnzlicbe  Kosten- 
j&eiheii  Die  Anwalt  Advokaten-  und  Gerichtsvollzieher-Eanuneni 
bezeichnen  diejenigen  ihrer  Mitglieder,  welche  ihre  Dienste  gratis 
SU  leisten  haben;  die  Akte  werden  stempelfrei  ausgestellt;  sind 
Reisekosten  und  dergl.  zu  zahlen,  so  schiesst  sie  die  Staatskasse 
Tor.  Wird  der  Prozess  gewonnen  und  der  Verllerer  kann  zahlen, 
90  ersetzt  dieser  die  Kosten,  wo  nicht,  ao  sind  die  Kosten  ver- 
loren. Jährlich  werden  iM'inahe  4UOO  solcher  Prozesse  vor  die 
Gericht«  gebracht,  l  derselben  ungefähr  werden  gewonnen.  Es 
\si  wohl  unnOthig,  hinzuzufügen,  dass  bei  der  Kostspieligkeit  der 
Prozedur  nur  eine  solche  assistance  judiciaire  es  dem  Armen  er- 
möglicht, sein  Kecht  geltend  zu  niacht-n. 

§.  8.  Staatszuschüsse  zu  Anstalten  der  Selbsthüite. 
Die  Anstalten  der  Selbsthälfe,  von  denen  liier  die  Uede  sein  wird, 
sind:  die  Sparkassen,  die  Uesells(diaften  für  gegenseitige  Hülfe 
(tiociete.-'  de  ^^ecours  miituids),  die  Altcrsver.sorgungskasse,  die  Staats- 
lebensversiciierung,  die  ebenfalls  vom  Staat  gegründete  Versiche- 
rung gegen  Unglücksfalle.  Diu  Intervention  des  Staates  sowohl, 
als  die  der  Privatwohlthäter  äussert  sich  auf  verschiedene  Weise;  wir 
werden  daher  jeder  dieser  Anstalten  oder  EinriditQUgen  einige 
Zeilen  widmen. 

Sparkassen.  Die  erste  Sparkasse  wurde  im  Jahre  1818 
in  Paris  von  Beig.  Delessert  und  einigen  anderen  reichen  und 
woUthfttigen  Männern  gegründet  und  zwar  in  der  unzweckmftssi- 
gen  Form  einer  anonymen  GeseUschaft  Die  Stifter  statteten  die 
Kasse  mit  einem  eigenen  Kapital  aus,  das  sie  zusammengelegt 
und  ihr  zum  Geschenk  gemacht  hatten.  In  mehreren  Städten 
bildeten  sich  ähnliche  Gesellschaften;  in  Metz,  Nancy  und  Avignon 
nahmen  die  moots  de  piete  die  Ersparnisse  gegen  Interessen  auf, 
und  in  anderen  Orten  schuf  der  Gemeinderath  die  Sparkassen. 
Jetzt  sind,  ausser  in  jenen  drei  Städten,  alle  (512)  Sparkassen  M\mi> 
zipal- Anstalten ;  die  Regierung  geiichniigt  keine  anderen  mehr. 
Die  eigenen  Einkünfte  der  Jiassen  bestehen  in  der  Ein- 
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lagen,  in  Zuschüssen  der  Gemeinden  (57494  fr.  im  Jahre  1866) 
oder  der  Dei>artenients  (186G:  lOl'^JO),  in  Gaben  und  Vermäciit- 
nisfjen  (ISCO:  33617  fr.),  im  Ertrag  angel^gtor  Kapitalien  (IB66: 
444273  fr.)  A,ber  diese  Einkünfte  dienen  nur  dazu,  die  Gehälter 
der  bezaliltiMi  Beamten  zu  decken  und  einen  Reservefonils  zu  koii- 
stitiiiren.  Die  Direktoren  leisten  ihre  Dienste  unentgeltlich  und 
die  Infcressen  für  die  eingelegten  Gelder  zahlt  der  Staat  Seit 
dem  (ir  I  tz  vom  5.  Juni  183;')  müssen  nämlich  die  Einlagen  der 
Staatska>.M',  <:<'nauer:  der  öffentlichen  (Depositenkasse)  als  couti 
correnli  eingi'/.ahlt  werden,  und  diese  giebt  4"  o,  Was  diese  Ein- 
richtung für  Naththeile  hat,  sali  man  im  Jahre  1848,  uml  die-se 
Naihtheile  sind  kaum  dadurch  vermijidert  \Yorden,  dass  man  jetzt 
die  Einlagen  auf  1000  fr.  beschränkt;  was  darüber  hinausgeht, 
mrd  nämlich  ex  officio  in  Staatsrenten  und  zwar  im  Kamen  des 
InteroeaeDten  angelegt.  Es  geht  aus  Vorstehendem  herror,  dass, 
wenn  auch  die  vom  Poblikum  den  Sparkassen  anTeftiautw  Gelder 
dem  Prinzip  der  Selbsthälfe  ihr  Dasein  Terdanken,  die  Kasse  doek 
eine  Woblth&tigkeitsanstait  ist 

Die  erste  statistische  Aufnahme  über  die  Besultate  der  Spu^* 
kassen  ist  die  des  Jahres  1835.  Damab  gab  es  in  rtaDkreich, 
Paris  nicht  mitgerechnet,*)  55979  Elnlfiger  oder  Sparfcassenbfieher 
(livrets)  und  die  damaligen  151  Sparkassen  schuldeten  24jO907(W  fr. 
'Die  Zahlen  stiegen  stetig  und  184G  schuldeten  die  nun  fungiren- 
deu  344  Kassen  294,314314  fr.  an  ÖÖ0993  Einleger.  Im  Jahre 
1847  stieg  zwar  trotz  der  Theuerung  die  Zahl  der  Sparkassen- 
bücher auf  :V)35()2,  allein  die  Scliuld  fiel  auf  27>^,2ö9501  fr.  Das 
Jahr  1848  brachte  eine  Katastrophe;  Jedermann  brauchte  Geld 
und  di'r  Stant  hatte  keins;  er  mussle  sich  daher  insolvent  erklären 
und  die  den  Einlegern  schuldigen  Gelder  in  Staatsrente  umwan- 
deln. Indess  behielt  der  Staat  dennoch  das  Zutrauen  der  spa- 
renden lie\ülkerung,  und  su  linden  wir,  Paris  mitgerechnet,  Ende 
J849  501440  SparkasHenbücher  und  73,9175n6  fr.  Einlagen;  Iaido 
18Ö1  HU086  Sparkassenbücher  imd  lös,lb2137  fr.  ianlagen, 
Knde  1860  1,218122  Sparkassenbücher  und  377,270992  fr.  Einl., 
Ende  1866  1,748944  Sparkassenb.  und  528,917299  fr.  Einlagen. 
Am  dl.  Oktober  1868  betrug  dia  Sehuld  beinahe  604  Millionen. 


*)  Wir  halten  soviel  als  muglicli  darauf,  dass  man  imsrrr  Zahlen  leicht 
kontrolircn  kann ;  darum  schliesseu  wir  bier,  wie  das  Ürigiual,  Paris  au«. 
Paris  luitgerechut't  gab  ca  im  Jahre  ISöä  12ili>li  ÖparkaB»CQbacber  mit 
fi2,16$127  fr.  Einlagea}  IBM  7aSB41  Spttkassenb.  mit  886^178888  liBlagtt; 
1847  786851  SpttkMMiibb  mit  858^406994  fr.  Eiahfen. 
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Gegenseitijro  Hülfs<;esollschart«Mi.  BekauntliLli  unoht 
es  deren  dreierlei  in  Frankreich:  die  , freien",  welche  bloss  einer 
Geiiehraiguug  des  Priltbkten  liediirfeii.  aber  blosse  Trixatvereinc 
bleiben  (sie  haben  blos  das  Recht  zu  existireu),  die  »aiierkanulen* 
(als  Zivilperson),  welche  alle  Rechte  einer  selbständigen  Anstalt 
gcniesiiL'u,  die  .approbirten  (approaveeä)\  welche  fast  alle  Rechte 
i^'^ii^^  einer  Zivilperson  haben  and  dafür,  dass  die  Regierung  ihren  Pi&- 

ii  lij^j.-  sidenten  ernennt,  noch  folgende  Begünstigungen  geniessen:  sie 

.^1  iii  können  VermAchtnisse  nnter  5000  fr.  annehmen;  die  Gemeinden 

,v^i^;  mfissen  ihnen  gratis  ein  Lokal  geben;  sie  haben  Stempelfreiheit 

]i>  für  alle  Akten;  das  Diplom  als  Mitglied  dient  als  Pass;  sie  kdn- 

i^^r  nen  eine  Subrwtion  erhalten  auf  den  Fonds  von  10  Millionen, 

'']a  mittelst  Dekret  vom  22.  Januar  1852  den  konfiszirten  Gütern 

•  iiSci'  Familie  von  Orleuis  entnommen  Avorden  ist.    Wir  haben  die 

mlsif.:»  List«  abgekiir/t,  da  es;  uns  hier  nicht  um  vollständige  Darstellung 

rjJB*^^  der  betreffenden  Gesetzgebunfjr  zu  thun  ist,  sondern  nur  zu 

jj^^jj  zeigen  haben,  wie  weit  der  Staat  eingreift  und  in  welchem  Maase 

die  Wohlthätigkcit  sich  mit  der  8elb.sthiilfe  vermischt.   Zu  diesem 
■'M^^  Zwecke  fügen  wir  noch  hinzu,  dass  eine  „iiöhere  Kömiiii.>sioii" 

jij^  mit  der  Leitung  der  ,societe  de  secours  mutuels*  betraut  ist,  dass 

;.v  die  Milirlieder  zwar  nicht  lionorirt  werden,  dass  ihre  Sitzungen 

aber  doch  Ausgaben  verursat  hen.  üanu  haben  auch  viele  Ciesell- 
scliafteu  „membrcs  honoraires"  imd  diese  Khrennjilglieder  gebei) 
ihren  monatlichen  Beitrag  wie  die  aktiven  oder  partizipireudeu 
Mitglieder,  aber  ohne  Kecht  auf  (oder  Verlangen  nach)  Unter- 
stützung. Der  monatliche  Beitrag  ist  je  nach  den  Gesellschaften 
Terschieden. 

Am  31.  Dezbr.  1867  gab  es  5829  Gesellschafken,  wovon  4127 
nach  den  Prinzipien  des  Dekrets  vom  26.  Mftrz  1852  «approbirte*. 
Die  Gesammtzahl  der  Mitglieder  betrug  862795;  davon  waren 
112205  Ehrenmitglieder.  Das  Kapital  der  GeseUachaften  erreichte 
''^1^  damals  46^310791  fr.,  wovon  30,959806  fr.  den  sod4t^  approu- 

b^'-';^  v6m  gehörte.  Im  Jahre  1867  hat  die  oben  erwfthnte  Dotation 


(10  Millionen)  133  in  Noth  gerathene  Kassen  mit  einer  Summe 
von  r)4875  fr.  unterstütst. 

Alters  Versorgungskasse.   Dieselbe  ist  durch  das  Gesetz 
vom  l-S.  Juni  1850  gegi'ündet  worden.    Durch  die  Einzahlung 
der  nöthigen  Summen  kann  sich  .Jeder  bei  der  „Caisse  de  retraites" 
la  eine  lebetislängliche  Pension  von  früher  im  Maximum  GOO  fr,, 

später  12« »n  fr.,  nunmehr  aber  (Oes.  vom  4.  Mai  1804)  I.W)  fr. 
i  jährlich  verschaffen.    Der  Staai  ist  der  Tluterneiinier  die-t-r  An- 

stalt; er  bezahlt  die  Beamten  und  trägt  überhaupt  alle  Kosten, 
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oko»  alle  Absicht  auf  Gewion.  Die  Pension  wird  berechnet  nadi 
«ner  Eombinatioii,  wodurch  dem  Eiiiil<^  der  ZinsesKuu  and  die 
wahischelnliche  Sterblichkeit  zu  Gute  kommt  üebrige&s  taum 
man  auch  das  eingezahlte  Kapital  den  Erben  vorbehalten  —  capi- 
tal  resenr^  —  wobei  natarlicb  die  Pension  soviel  Uraier  araftDi 
Bei  der  Verwaltung  dieser  Anstalt  verliert  der  Staat,  indem  die 
jetzigen  Tarife  die  Lebensdauer  zu  kurz  annehmen;  aber  der  Ver- 
lust ist  bisher  dadurch  aufgewogen  worden,  dass  der  Sbat  den 
Einlegern  zu  4j[  %  berechnet  hat,  aber  das  Geld  zu  beinahe 
4|  %  anlegen  kann. 

Von  der  Gründimg  der  Ka^'sp  (1850)  bis  zum  31.  Deibr. 
1867  haben  287168  Personen  folgende  Einlagen  gemacht: 

1,707 1<*7  Einlageii  mit  aufgegebenem  Kapital  Tun  09,309068  fr. 

B729^)      „         „    rcservirtcm         ,       von  42,0118%  ^ 

'2,:iS(HS7  Einlagen  im  Betrag  von    ....  ""ll2,220ya')  , 

,A''<"'rsicheriiugsk:i?Jst'  i?n  Todesfälle",  so  heilst  die  eine 
der  bi'idon  durch  das  (Jesetz  vom  11.  Juli  18G8  gegründeten 
Kns-<nii.  Sio  l»eabsicliiigt,  den  Hinterlassenen  Derer,  welche  sich 
durtdi  eine  eirimali<rp  Kinkaufssumnie,  oder  dureli  verhält nissmä*- 
sigc  wiederholte  Kiiihii^Pii  versichert  haben,  eine  Summe  von  höch- 
stens ;;()()0  fr.  zu  garaiitirt'n.  Die  Wohlthätigkeit  bestellt  hier 
»hii  in ,  Jass  der  Staat  gratis  den  Dienst  leistet  und  dann  auch, 
dass  er  überhaupt  die  Versicherung  ermöglicht;  denn,  heisst  es, 
die  Assekuranz-Gesellschaften  nehmen  nicht  gerne  solche  kleinen 
Geeehilfte  an.  Die  andere,  durch  dasselbe  Gesetz  errichtete,  Ye^ 
Sicherung  heisst: 

.Versicheruttgskasse  gegen  ünf&lle'.  In  dieser  tritt  die 
Wohlthfttigkeit  stark  hervor.  Die  Hauptbestimmungen  smd  fei- 
gende: Ifan  versichert  sich  immer  auf  ein  Jahr  und  zwar  mitlebt 
einer  Prämie  von  8,  6  oder  3  i^.,  nach  Bdieben.  Zweierlei  Un- 
fälle können  vorkommen :  a)  der  Unfall  verursacht  eine  gSndiclie 
Arbeits-Ünföhigkeit ;  b)  er  venirsacht  nur  die  Unfähigkeit,  die 
gegenwärtige  Profession  (das  Handwerk  des  Arbeiters)  fortzuführen 
(z.  B.  der  Arbeiter  verliert  eine  Hand,  was  ihn  nicht  hindern 
würde,  etwa  durch  Botengänge  u.  s.  w.  etwas  zu  verdienen).  Für 
die  Unfiilio  Ii.  erhält  man  nur  die  Hälfte  Dessen,  worauf  man 
ein  Keeht  hat.,  wenn  man  ein  Opfer  der  Unfälle  sub  a.  wird.  Die 
Einkünfte  der  Versiciierungskasse  bestehen:  1)  aus  den  Einlagen 
der  Versiehert-en ;  2)  aus  einer  Staatssubventiun,  welche  vorlauti^' 
auf  eine  Million  fr.  tixirt  ist;  3)  aus  dem  Ergebni.sse  von  Geschen- 
ken und  \'ermaehtnisseu.  Xun  hat  der  vom  Unfall  Retrolfene  ein 
KecUt  auf  eine  Entschädigung  gleich  320  Mal  soviel  wie  seine 
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I  taidy  Einlage  beträgt  (es  soll  1  Unfall  auf  320  Arbeiter  geben);  es  soll  aber 

noch  grade  ebensoviel  (als  Gabe)  zugelegt  werden  imd  zwar  ans 
den  Eumalune-Quellen  2  und  3.  Also  640  X  die  Einlage  bildet 
das  Eapibü,  das,  bei  gftnzUeber  ArbeitsunTähigkeit  (a,)  die  Yer- 
sicherungskasse  im  Namen  des  Veronglftdcten,  der  Alters  ve;:8or- 
gnngskasse  überweist;  letstere  zablt  dib  Jahresrente  aus.>  Diese 
Bente  darf  in  keinem  Falle  unter  150  i^.  für  eine  Einlage  von 
^'  3  fr.  per  Jahr,  und  nicht  unter  200  fr.  för  eine  Einlage  von  5  fr.  sein. 

(Wie  man  sieht,  weiss  man  noch  nicht  recht,  wdiin  die  Sache 
fuhren  wird).  Sollte  ein  Unfall  den  Tod  dcä  Versicherten  ver- 
urRuchen,  so  erhalten  die  Hinterbliebenen  (auch  die  60jährigen 
Kitern)  eine  Summe  gleich  dem  Betrag  von  zwei  Jahresrenten. 
's^'  •  Wir  brauchen  wohl  nicht  hervorzuheben,  dass  die  Staatssubvention 
t^f^^öJk  eine  als  Wohlthat  gespendete  Summe  ist.  —  Statistisches  ist  nicht 

^-^^  Norhanden,  da  die  Kasse  erst  im  vorigen  Jahre  gegründet  wor- 

•"^  den  ist. 

j-'i^T-*^.'*  §.  9.  Armenweseii  in  Paris.    Wir  haben  schon  orwitlmt. 

•6?  Ir^  dass  für  die  Staili  Paris  ciii  bedoiidei  ts  Oosetz  das  Armenwescn. 

•ü,^^  oder  die  „öflVntliche  Unterstützung "  (assisiajirc  |iuh]i(i(ip)  «^'eregelt 

wii^  hat.    Dies  (.«esetz  datirt  vom  10.  Jan.  1849,  und  si'in  11  au[>t zweck 

war,  die  Leitung  der  Sache  /u  kräftigen.  Friilicr  bestand  iiäm- 
ii  lieh,  wie  anderswo,  ein  Kollegium,  das  sich  in  einen  Conseil  diri- 

jtiA**  geant  und  eine  Commission  executive  theilte,  wodurch  —  wir  eut- 

iesi.ii^'  nehmen  dies  den  Motiven  zum  Gesetz  von  1849  —  die  Verant- 

.yiM  '^  wortlichkeit  sich  so  zersplitterte,  dass  sie  wirklich  nirgends  mehr 

^j^^  vorhanden  war.  Das  Gesetz  vom  10.  Januar  1849  zentralisirte 

nun  die  aecours  ä  domicile  (Armenunterstfitzung),  die  Krankenhäuser, 
h^^'  Findelhäuser,  Irrenanstalten  und  sonstigen  Hospizien  unter  einem 

.v.-?^  durecteur  de  Tassistance  publique,  der  vomPiilfekten  vorgeschlagen 

^0:'^  und  vom  Minister  des  Innern  ernannt  wird,  und  beider  Unter- 

|«(3jl5^'  gebener  bleibt.   Diesem  Direktor  wird  als  berathende,  gesetzge- 

jjjjjfi^  bende  und  beaufsichtigende  Behörde  ein  Aufsichtsrath  (conseil  de 

'niaii^  '  surveillance)  unter  dem  Vorsitz  des  Seinei)räfekten  beigeordnet, 

ohne  dessen  Zustimmung  er  nichts  Wichtiges  niitcrnehmen  kann. 
,  Direktor  ernennt,  leitet  und  beaufsichtigt  die  iieamten,  (zum 

flfe!^'^  Theil  ausser  den  Aerzten),  scliliiirt  das  Budget  vor,  besorgt  die 

^.^y  Ausgaben  und  legt  Rechnung  ab;*)  er  Nertritt  die  Wuhlliiätig- 

^^f^  '^  keits- Anstalten  vor  Gericht  und  versieht  die  Vormund^^chaft  der 

0  .  .. 

$  ^-  *)  Kr  legi  die  «off^nannte  moralische  Rechnung  (eompte  moral)  ab; 

^^'^  fhps  hi  rin  blosser  Verwaltungsbericbt.  da  der  Diroktor  die  Ausgaben  nur 

jij'"^  verordiiot,  aber  nicht  auszahlt.    Die  Auszahlung  liegt  besonderen  Kaseen- 

beamten  ub,  die  einen  „compte  de  gestiou"  liefern. 
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Findlinge  und  Wai^'^i .  nnrl  iiothigenfalls  der  Irrsinnigen.  Der 
Aufsichtsrath  genehmigt  das  Budget,  nimmt  flie  Rechnung  ab, 
und  muss  befragt  wertTeu  in  allen  Angelegenheiten,  welche  das 
Besitzthuni  der  Spitäler  (Kauf,  Verkauf  etc.)  die  Reglements  u.  s.w. 
betn^ffen.  Der  Aufsii  Iiisrath  besteht  aus  Mitglieilern  des  Stadt- 
raths, aus  Staat.>rätlieii ,  Obera[tpellati<tusrätheu,  Mitgliederu  der 
Handelskammer,  Profcs.soren  der  medizinischen  Fakultät  u.  3.  w., 
welche  meist  von,  den  betreffenden  Körperschaften  vorgescUageo 
werden. 

Wie  grossartig  die  Einrichtungen  in  Paris  sind,  geht  s(1mii 
in  gewisser  Hinsicht  aus  dem  l;iii4and  hervor,  dass  (Ende  ist)7) 
für  die  Au.'^iibung  der  W'ihiihiitigkeit  4o49  bezahlte  Beamte  uud 
19S9  Aerzte,  Wundärzte,  Hebammen  (III),  Apotheker  unterhalten 
wurden.  Zum  anstliclien  Personale  sind  hier  etwa  lOOÜ  im  4 
und  5.  Studienjahre  stehende  Student^  der  Medizin  (internes  und 
externem)  gerechnet  worden.  Das  Externat  und  besonders  das  b- 
temat  sind  sehr  gesuchte  SteUen,  und  werden  nur  »au  conooon' 
groben.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  Paris  —  ausser  den 
Militärspitftlem,  die  wir  hier  äbergehen  —  acht  allgemeiiie  and 
sieben  spezielle  Krankenhäuser  unterhält,  wobei  wir  noch  dni 
spezielle,  aber  auswärts  gelegene,  Häuser  nicht  nutrechnen.  lÜns 
der  auswärtigen  liegt  an  der  See  (Berck-sur-Mer,  Pas-de-(3alaiä) 
und  ist  für  Kranke  bestimmt,  denen  die  Seeluft  nöthig  ist. 

Geben  wir  nun  die  einzehn  n  Abtheilungen  durch  und  be- 
ginnen mit  der  Unterstützung  der  Bedürftigen  (secours  ä  domicile). 
In  jediun  der  Stadtbezirke  (arrondissements),  deren  es  vor  1^60 
12  gab,  deren  Zahl  abi'r  s<4t  der  Erweiterung  von  Paris  auf  20 
gestiegpii  ist.  wirkt  ein  buri'au  de  bit'nfaisuncc  bestehend  aus  dem 
Maire,  N  orsitzondem,  deu  beiden  Adjunkten  und  1:^  V(»m  Präfekteii 
ernannten  (nicht  bezaldten)  Mitgliedern  (admini.strateurs).  Dif^e 
Ib  bilden  ein  Komite  und  verwalten  fast  selbständig  die  iliii''» 
angewiesenen  Fonds;  letztere  bestehen  aus  1)  dei  iliiitii  aus  tit-: 
Zentralkasse  angewiesenen  Summe:  2)  dem  Krtrage  ihrer  sj»i/.it.'lJ 
Yeran>taUcteu  Kollekten  (in  den  Kirchen  uud  von  Haus  zu  Hausj; 
'6)  ihnen  direkt  zugesteUten  Gaben.  Die  den  Wohltliäiigkeits- 
bureau*8  zu  Gebote  stehenden  Hfil&mittel  auid  zwar  jedes  Jahr 
verschieden,  sie  nehmen  aber  im  Ganzen  zu  und  i^bersteigen  jeUt 
4  Millionen  Franken.  Jährlich  findet  unter  dem  Vorsitt  eines 
höheren  Beamten  der  Zentraldirektion  eine  Yersammliuig  der  De* 
legirten  der  bnreanx  de  bienfaisance  statt.  In  derselben  wird  zaeist 
festgestellt,  welche  Einnahmen  jedes  Bureau,  nach  dem  Ourohseluiitt 
der  drei  letzten  Jahre,  aus  Kollekten  und  deigleichen  zn  sr- 
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\iiiS3Lf  warten  hat  (für  ganz  Paris  lS6t:  S4-t247  fr.;  1805 :  «1^525  fr.: 

irte'  1860:  94609-4  fr.):  dann  wird  bcreehni't.  wio  viel  das  für  jede  zu 

:r2.^'>  unter.stüizendt'  Haiisbaltnnt,'  (menagej  au.sniaciit;  jedes  Bureau  he- 

r-i-ür.:'  kommt  dann  (nadi  der  Zahl  der  Armen)  einen  verhrdtnisrfiitas.sigen 

••kisi  Antlieil  an  einer  Summe  von  öOOCKM)  fr.,  gen.mnt  , Subvention  <tr- 

dinaire" ,  ebenso  eine  Subvention  an  Brod,  deren  Gesainintwerth 
,  .  :  '  etwa  700000  fr.  ausmacht.  Dann  erhalten  noch  diejenigen  Buieau's, 

,  vcü^  welch«  auf  diese         ibien  Annen  nidit  die  mitUere  Normal- 

üntentfltzung  gewähren  können,  einen  ansserordentlielien  Znsehuss 
J.  (zusammen  320—350000  fr.)  um  sie  in  den  Stand  zu  setzen,  jenen 

ß'/  Dorchschnitt  m  errdcben.  Dieser  Dnrchsehnitt  war  frfiber  ÖO  fr. 

nnd  ist  jetist  60  fr.  Ausserdem  werden  die  Bareau's  noch  beauf- 
^irfi:)^^'  spezieDe  Wohlthaten  zu  vertheilen,  z.  B.  soviel  für  Blbde, 

soviel  t&r  TOjfihrige  Greise,  soviel  für  Gelähmte^  soviel  fiir  Haus- 
kranke.  Die  Bereclmung  der  den  Wo]]]thätigkeit.<bureau*s  zu  Ge- 
•sifsi'  ^'"^^     stellenden  O'  lder  mag  dem  Leser  komplizirt  vorkuramen,  aber 

jj.^,;  die  Verhältnisse  sind  es  auch,  und  man  wiU  mit  geringen  Mitteln 

Ijtfj;  nicht  viel,  doch  vielerlei  thun.   Uebrigens  haben  wir  in  un- 

"jli.'diO'-  serer,  nothwendiger  Weise  sehr  gedrängten  Darstellung,  die  Sache 

sehr   vereinfacht,   indem  wir  alle  unnöthigeu  Details  weg- 
.  ^ :  Hessen. 

"  j^^.  An  HtatistincUeii  Daten  fehlt  es  nicht,    im  .Talire  X  yählte 

man  in  Paris  4Hr)^)'2  ni(-n;ig»s.  be.stobi'Jid  aus  111(j2()  Individuen, 
welche  Unterstützung  erhielten;  das  maebt  1  Bedürftigen  auf 
4,f«)  Einwohner.  Im  Jahre  ISIO  zählte  mau  ii'rb  121801  Arme; 
erst  181fi  fing  die  Zahl  an  altzunehmen:  THl'l'  gab  «'s  deren  nur 
noch  54371;  aber  bis  dahin  lassen  die  Zahlen  au  Genauigkeit  zu 

*  wünschen  übrig.    In  späteren,  genaueren  Aufnahmen  fand  man: 

1829  1  Armca  auf  l'6fi»  £inwohJier.  1H;><>  1  Armen  auf  Iti^  Eiowohuer. 
1841        ^       „   18^       „  m^i        „      „  16,94  „ 

jjyit-  18Ö0        „      „  16.»       n  1866        „      „  17,1« 

"•  V 

^  ''^^[  Die  Zählung  von  1866  ergab  40644  Haushaltungen,  bestehend 

aus  105U9  Individuen,  und  zwar  22304  Ufftnner,  36035  Frauen 
und  46780  Kinder  beiderlei  Gescbleehta.  Am  31.  Dezember  1867 
Hj^  gab  es  120270  Arme.  Darunter  waren  nur  22,96^/«»  in  Paris  ge- 

^0-^  boren. 

Auch  hier  bestehen  die  UuterstötzuQgen  soviel  als  möglieh 
in  Naturalien ;  dabei  i,qebt  es  aber  noch  seeonrs  speciaux  in  (leid, 
V^^'^  M'ovon  hier  die  TJeber.siclit  folgen  mag.    (Wir  erinnern,  dass 

Paris  im  Jahn-  I«.")L>  1, ():.;',( X k )  Eiow.;  18i)9  l,25(»ü.)0  Einw.  und 
1867  l,b25UOO  Isliüw.  zählte.) 
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Motiv  und  Zahl.  1852  \m  1867 

Blinde,       Untersttttsung:  5  fr.  per  Monat  890  7^7  9U 

Gelähmte                       ^  n    »  »  ^  ^ 

Sicbzipjahrige    „           5  „    „  «  2355  2616  4(B3 

79—82  Jahr  alte    „           8  „    „  „  486  395  M8 

^-84    „            n          10  „    „  „  '25;J  1%  471 

Aelten  («Is  81J.)  „         12  „   „  „   162  128  268 

Summa:    46(W      46.S1  ß7.V2 

Endlich  giebt  es  noch  1 137  sogenannt»'  ,Secours  d'hojfpico*  (427 
für  Männer,  71»»  IVir  Frauen)  im  FSetraL;-  von  253  fr.  jribrlich  per 
Mann  und  195  fr.  per  Frau,  widclic  dieselben  zum  Ersatz  für  ilire 
Nichtaiifnaljrne  in  ein  Hospiz  erhalten. 

Hicrlier  gehört  noch  wenigstens  die  p]r\vahininif  ilor  8  ,K>ur- 
neaux  (^cononiiques*.  Diese  8  Volksküchen  haben  während  93  Tage 
(im  Winter)  tüglich  12716  Portionen  zu  herabgesetzten  Preisen  vn^ 
kauftf  und  dabei  bloss  33515  fr.  angesetzt  Ferner  werden  jUufidi 
60  bis  70000  Kranke  von  Aerzten  besucht  und  erhalten  Hedinn  and 
ünterstfitzungen,  auch  wenn  sie  nicht  auf  dem  Annenrogisier 
stehen.  Dadurch  wird  Manchem  geholfen,  der  nur  sngenblicUieh 
in  Koth  ist. 

Die  pariser  Spitöler  hatten  im  Jahre  1862  6748  Betten,  1859 
7147  und  1867  7^20.  üngefähr  100000  Kranke  werden  jUtf^ 
lich  in  den  Spitälern  behandelt.  Dann  kann  auch  an  gewisaea 
Tagen  jeder  den  diensthabenden  Arzt  in  den  Spitälern  unentgelt- 
lich kon.sultirpn;  im  Jahre  1867  wurde  lfi4770  auswärtigen  Kran- 
ken Rath  ertheilt;  5000  erhielten  dabei  freie  Medizin,  186469  freie 
Bädor  u.  dgl. 

Unter  ihm  Hospizien  sind  zuerst  die  .mai^^ons  de  retraitt^S 
Altersvers(>rt,niiitj:shriu>er,  zu  erwähnen.  In  die  Krankenhiiiiser  bat 
jeder  l^ew(>hner  des  SeiiH'departements  das  Hecht  aufgenomiiieü  zu 
werden:  die  Uenieinden  des  Departenienls  zalilen  dafür  der  Zentral- 
kasse  ein  Abonnemeiii  nder  eine  Pausidialsumme  von  29035  fr., 
obgleich  die  wirkliche  Ausgabe  auf  'lOl^Ql  fr.  berechnet  wird. 
Aber  in  die  Hospizien  können  nur  solche  Bewohner  von  Paris 
kommen,  weldie  di^bst  das  Domizil  erworben  haben,  d.  b.  ein- 
foch,  welche  darin  ansässig  sind.  Es  glebt  jetzt  13  Uospi/ien  in 
Paris,  von  denen  B  die  Bezeichnung  .maisons  de  xetraite'  fiUireo 
(1.,  M^ages,  2.,  La  Rochefoucauld,  3.,  Sainte-Pärine).  Man  wird 
in  dieselben  nur  gegen  Einkaufsgeld  oder  gegen  eme  geringe  Pen- 
sion aufgenommen.  In  das  Haus,  welches  den  Namen  Mdnages  (viilge 
Petits  M^iages)  fuhrt,  werden  nur  verheirathete  Paare  oder  ver- 
wittwete  Eheleute  zugelassen;  die  Person  muss  1600  fr.  zablen, 
wofür  sie  eine  Stube  mit  Heiznntr.  '^  fr.  alle  10  Tage,  täglich 
600  grammea  Brod,  wik^entlich  1  Kd.  rohes  Fleisch  bekommt 
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Aehnlich  wie  die  3  inaisons  de  retraite  sind  die  4  „hospices  foudes" 
Stiftungpii,  welche  alten  Leuten  ein  sorgenfreies  Alt^r  versehafifen, 
aber  hier  uiHJiiigt'ltlioh.  So  ist  das  Huspiz  ßre/in  für  alte  Schhisser 
und  Schmiede,  das  von  St.  Michel  füi-  12  Arme  (welche  die  Wohl- 
thätigkeitsbüreau^s  Torschlagen)  bestimmt  u.  s.  w.  Endlich  haben 
wir  die  eigentliehen  5  Armenh&user  zu  erwähnen,  von  denen  zwei 
(BicStres  und  Salpetri&re)  Abtbeilungen  f&t  insimiige  Iffinner  und 
Fiaaen  enthalten.  Biese  beiden  Armenh&user  sind  zwar  keine 
Strafanstalten;  dennoch  werden  die  validen  Armen  darin  meist  zu 
leichten  Arbeiten  angehalten.  In  die  anderen  drd  (Incurables- 
hommes,  Incurables^iemmes  and  Cbaronne)  bringt  man  nur  altere 
und  gebrechliche  Leute,  die  darin  bis  zu  ihrem  Tode  ern&hrt  wer- 
den. S&mmtliche  Hospizien  für  Greise  enthalten  ungefähr  11000 
Betten. 

Das  Hospiz  für  unterstützte  Kinder"  enib&lt  nur  wenige 
Kinder,  auf  einmal  12ü  — 130,  Findlinge,  verliHsene  Kinder*), 
Waisen,  obgleich  im  Laufe  des  Jahres  mehr  als  42UÜ  aufgenom- 
men werden.  Die  Kinder  werden  sobald  als  iiiüglich  auf's  Land 
geschickt,  wo  sie  einer  Amme  überg''l)en  und  überhau) i1  Li-'  zi!?u 
12.  Jahr  unterhalten  werden.  Kin  Kind  kostt.'l  «lun  lischuitllii  h 
120  fr.  per  Jahr,  in  12  Jahren  also  weniger  als  i.OoO  fr.  Wie 
wenige  aber  erreichen  das  12.  Jahr!  Man  findet  leicht  unent- 
geltliche Lelirherren  oder  einen  Dienst  für  12jalirige  Kinder  be- 
sonders auf  dem  ijande.  Die  Gesammtzahl  der  Kinder,  welche 
auf  dem  Laude  untergebracht  wurden,  überstieg  lOOÜO,  und  rech- 
net man  hiezu  diejenigen,  welche  löber  12,  aber  noch  nicht  21  Jahr 
alt  sind,  so  hat  man  ungefähr  25000  Kinder,  welche  der  Obhut 
des  Ejnderhospizes  fibergeben  sind.  Die  Gesammtausgaben  be- 
tragen 2|  Million. 

Irrsinnige  werden  jetzt  jährlich  2500  (darunter  beinahe  1400 
Mftnner)  an^fenommen.  In  den  ersten  10  Jahren  des  Jahrhun- 
derts war  der  Dorclischnitt  447,  worunter  150  Mftnner  und  288 
Frauen ;  die  Zahl  stieg  stetig  und  lange  Zeit  hiiulm  eli  kamen  mehr 
Frauen  als  Männer  (im  Durchsclmitt  1801—66  5u8  Männer  geg&n 
605  Frauen);  nun  aber  ist  das  Verhältniss  umgekehrt,  im  Ganzen 
8ind  stets  über  7000  Irrsinnige  in  den  Hospizien  der  Stadt  Paris. 
Die  Ausgaben  betragen  jetzt  beinahe  2,000000  fir. 


*)  Es  möchte  nicht  flberflOfisig  sein  zn  erkl&ren,  dass  die  „verlassenen 

KinfJpt"  <^^nlf  lip  sind,  deren  Mütter  in  Spitälern  iiitdcrliorimicn  and  irgend* 
wie  nuohweis'  II,  sie  seien  nicht  im  äUnde,  ihr  Kiud  zu  erzieheo. 
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So  wären  wir  denn  sehr J  raschen  SehritleB  durch  die  zahl- 
reichen  Tabellen  der  Direkt  i  n  der  öffentlichen  Wohlthätigkeit 
geeilt,  und  hätten  nur  das  Wichtigste  angedeutet.  Wir  lutben 

nun  die  Einnahmequellen  dieser  grossartigen  Institution  anzugeben. 

Sie  bestehen  aus  folgenden  Hauptposten  (laut  Rechnung  für  1067): 

Kiuknnfti'  von  T><miänen  und  llLHisern  .  3,2731(>2  fr 
KvLiiUicUe  oiit  r  zufällige  EinnaLmen  .  .  30it31JS  „ 
Gewinn  des  Mout-de-piCte  (Leihhaus)  .  .  38r)084  „ 
Abgabe  von  den  ertheilten  Grahkonzessioncu  21f)158  „ 
Armentaxe  (auf  Schauspielhäuser  u.  s.  w.)  2,431078  „ 
Somme  der  eigenen  Einkflnfte  6,613800  fr. 

Rückzahlung  von  Auslagea  2,08(X)91  „ 

Subvention  der  Stadt  Paris    9,952561  „ 

Einkaofte  der  Stiftungen    .   .   .   .   .   .   1,125203  „ 

Somma  19,771666  fr. 

Bekanntlich  gehören  die  Guitesücker  den  Geiueimicii;  diesel- 
ben geben  natürlich  den  Armen  unentgeltlich  ein  Grab;  Wohl- 
habende aber  mfissen  zahlen,  wenig,  (in  Paris  50  fr.  fSr  5  Jahre) 
wenn  sie  ein  Grab  auf  Zeit,  mehr,  wenn  sie  es  auf  Ewigkeit  (per- 
p^tuitä)  verlaogen;  von  der  Gebühr,  oder  genauer  TOn  dem  Hidihs- 
oder  dem  Eaufspreise  erbftlt  die  Armenlcasse  einen  Tbeil.  Die  Bfiek* 
Zahlung  der  Auslagen,  von  der  in  der  Rechnung  die  Bede  ist,  be- 
trifft, wie  man  schon  weiss,  die  Findlinge  und  Irrsinnigen,  fibr 
welche  die  Departements  zahlen  mfissen. 

Unter  den  Ausgaben,  soweit  sie  der  Zentralkasse  zur  Last 
fallen,  heben  wir  ful inende  hervor:  Verwaltung  901054  fr.,  Grund- 
steuer 379092:  Krankenhäuser  6,78.']4S2;  Hospizien  und  maisoDS 
de  retraite  5,822(185,  Stit"tun<?en  836976,  Unterstützungen  aller 
Art  4,487368,  Findlinge  und  Waisen  (eigene  Ausgaben  des  Fin- 
delhauses)  928296  fr. 

Ehe  wir  mit  l'uris  absehlieHsen,  müssen  wir  nucb  einige  sta- 
tistische Angaben  über  die  Sparkasse  diiser  Stadt  hinzufügen, 
da  diej^olbo  vor  1848  oft  in  den  Statistiken  übergangen  worden 
ist.  Wir  werden  aber  nur  die  den  Fortschritt  bezeichuendeu  Jähre 
angeben. 
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■  ■ 


g.  10.  R^Bum^.  Wenn  die  Inspektoren  der  öffentUchen 
WoUthätigkeit  richtig  gerechnet  haben,  so  sind  im  Jahre  1867 
118  Millionen  für  die  offizielle  Armenpflege  ausgegeben  worden, 
ongerechnet  die  16  Millionen,  welche  anerkannte  oder  auto* 
risirte  PrivatwohltbatigkeitB- Anstalten  gespendet  haben,  unge- 
rechnet auch,  einerseits,  wa^  der  Staat  und  die  Gemeindelt  an  Be- 
günstigungen und  unontgeltlichem  Dienst  den  Anstalten  der  Selbst- 
hülfe gewähren  (sowie  auch  der  Stipendien  und  dergleichen),  und 
andererseits  was  unbeaut'si(liti^.no  Privatvereiue  und  nun  gar  die 
ganz  im  (Jelieinien  ^'•eüble  \\  ohltliatiglceifc  tlmt.  Die  genaue 
Summe  aller  dieser  Gaben  kennt  Nioinaud ;  wenn  man  aber  be- 
denkt, dass  Frankreich  den  Arini'ii  ktiiieii  Ifi'iileii  Anspriuh  uut" 
Hülfe  -/uerkennt,  s(»  sind  die  angeliibrten  xSuninini  immerbln  sehon 
bedtnitend  zu  neinicn.  und  dürften  manches  l^lend  lindern.  Hin- 
zufügen dürfen  ^vir  aber  wühl  niit  Ivecbt.  dass  es  den  \\  ii  thsehalL- 
lich  richtigen  Grundsätzen,  die  in  Fraiikn-irli  liiiisiebtlich  des 
Armenweseus  herrschen,  zu/uscbrribt,;u  ist,  dass  die  Arnuiili  .^ich 
in  diesem  Laude  iu  verhültnissuiässig  engen  Greußen  erhallen  hat. 
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XX.VI. 
Konigreicli  Belgien.*) 

Vom  HerAUBgebor. 

Eine  grosse  Zahl  von  Verordnungen,  welclie  seit  der  Mitte 
(los  1').  Jahrhunderts  bis  in  den  Anfang  unseres  Jahrhunderts 
herein  gi'gen  den  stets  überhand  ni^inieuden  Heitel  erlassen  wur- 
den, zeigt,  dass  auf  dem  Territoriiuii  des  beiitigeu  Königreichs 
Belgien  seit  dem  spul,  l  en  ^littelalter  die  Krankheit  der  Massen- 
verarninng  finea  rlirwiii>»hen  Charakter  angenommen  hatte*; 
})i3weilt'ii  freilich  kam  es  aucli  zu  sehr  akuten  Ausbrücheu. 
Vandermerseli  beriehtet  in  einer  im  I  V.  Band  der  Bulletins  der 
statistischen  Zentralkommission  veröflfentlichteu  Denkschrift  über 
den  Zustand  der  Bettelei,  dass  um  1772  Mandern  bei  einer  Be- 
Tölkemng  von  wenig  fiber  700000  Einwohnern  nicht  weniger  als 
100000  Arme  hatte.  Die  Zahl  der  Armen  dee  platten  Ixodes 
allein  sei  auf  64681  amtlich  geschätzt  worden,  Brdgge  habe  mehr 
als  14000  Arme  (beinahe  die  Hftlfte  seiner  Berftlkerong),  Gent 
habe  deren  etwa  12000  za  ernähren  gehabt  Die  anderen  Pro- 
vinzen seien  in  keiner  günstigeren  Lage  gewesen;  ein  Fünftel  der 
Bevölkerung  von  Antwerpen  sei  arm  gewesen;  in  Brabaot  habe 
man  30000,  in  der  Umgegend  von  Lattich  eine  ebenso  grosse 
Zahl,  in  der  Stadt  allein  8— 100(H»  Bettler  gezählt.  Das  üebel 
lässt  sieh  auf  alte  Ursachen  zurückführen.  Schon  eine  Ordouani 
Kaiser  Karls  V.  (vom  22.  Dezbr.  1515)  erwähnt  als  Hauptursache 
der  also  auch  schon  zu  jener  Zeit  hemchenden  Noth,  das  Vor- 

*)  Bei  der  nachfulgeudeu  Darstellung  wurde  als  haupteäcliliche  QaeQe 
benntit  das  von  dem  Direktor  des  belgiscben  Anneoireseiis,  IL  V.  Lwtot 
iMatbeitete  trelTliche  "Werk:  „Des  Institutions  de  bicnftisuice  et  de  pre* 
voyance  en  Ik-ljriqnr.  IK'jO— 18»».  (^Bruxcll*'8.  Iniprimoric  df  Th,  Losignc 
1866.),  desseu  Mittheiluug  ich  der  üefalligkeit  des  llerrn  Augwte  Vischeri, 
Conseiller  au  coioefl  des  muaes^  ia  Brüssel  verdanke.  A  S. 
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handensein  von  Anstalten,  die,  zur  Steuerung  des  Elendes  berufen, 
vielmehr  die  Faullenzerei  gross  gezogen  haben.  Zeitgenössisdie 
Schrifkstetter  bestätigen,  dass  minder  bemittelte  Leute,  die  aber 
flossig  gearbeitet  bitten,  viel  schlimmer  daran  gewesen  seien,  als 
solche,  welehe  den  Bettel  zu  ihrem  Gewerbe  erkoren. 

Die  Grondsätae  der  belgiscben  Armen-Gesetzgebung  haben 
im  Laufe  der  Zeiten  sehr  gewechselt.  Bis  in*8  sechszehnte  Jahr- 
hundert heieiii  ward  die  Sorge  för  die  Armen  gftnzlich  den  Pri- 
vatm  tberlasäen.  Lisbesondere  kümmerte  sich  weder  Staats-  noch 
Gemeinde-Gewalt  um  die  Errichtung  und  Verwaltung  der  Stif- 
tungen. Der  Stifter  war  Gesetzgeber;  die  nach  seinem  Willen 
eingofetztc  Verwaltung  schalfote  nach  ihrem  Gutdünken.  Diese 
Freiheit  führte  zu  grossen  Inkonvenienzen,  und,  als  letztere  sich 
empfindlich  geltend  gemachi  liatten,  schränkte  man  die  erstere 
ein.  So  Karl  V.  in  seinen  Kdiklrn  vom  15.  Mai  1517.  10.  Okt. 
1520  und  2>^.  Febr.  152.S,  IMiilipp  II.  in  seinem  Edikt  vom  No- 
vember 15S7  und  die  Er/.licrzötrp  A11)ert  und  Isabrllp  durch  ihr 
Edikt  vom  25.  November  IG  18.  iiicrnach  war  es  verboten,  Stif- 
tungen, auch  für  Armcnzwocke.  zu  errichten  ohne  die  Genehmigung 
des  Souveraius.  Auch  ZinMUilnngen,  Legate  anzunehmen,  lie- 
gende Güter  zu  erwerben  uhno  solche  Genehmigung  ward  den 
Stiftungsverwaltungen  auf  s  Strengste  untersagt.  Aber  noch  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhundertsjl,  dufch  Maria  Theresia,  mussten 
diese  Verbote  aufs  Neue  eingeschfirft  werden. 

Neben  jenen  Verboten  her  gingen  Maasregcln  zur  Kontcole 
und  Vereinfochung  der  Stiftungs Verwaltungen,  zur  Konzentration 
der  freiwilligen  Almosen  und  Vertheilung  derselben  durch  Armen- 
Tögte  (pauTrisseurs).  Brüssel  sorgte  für  solche  Einrichtungen  schon 
1447,  Tpem  1525.'  Das  Statut  der  letzteren  Stadt  gab  Karl 
dem  V.  Anlass  zu  seiner  Ordonanz  vom  7.  Oktober  1531,  nach 
welcher  in  allen  Gemeinden  der  Niederlande  gemeinschaftliche 
Armenkassen  errichtet  und  vorschriftsmässig  verwaltet  werden 
sollten.  Die  Ordonanz  zeichnete  in  einigen  Zägen  die  Grundsätze, 
nach  denen  die  ArmenpHege  einzurichten  sei;  die  Kommunalver- 
waltungeu  sollten  es  sich  angelefreii  sein  lansen,  kraft  ihrer  Au- 
tonomie auf  dieser  Basis  weiter  zu  bauen.  Die  meisten  Städte 
gingen  darauf  r-in.  l)as  Armenwesen  war  bis  zur  französischen 
Eroberung  und  Auinahnie  Belgiens  in  die  Kepublik  (Dekret  vom 
9.  Vendemiaire  IV.)  Sache  der  Gemeinden  und  der  Stiftungsver- 
■waltuiigt'ti ,  nur  in  den  Städten  einigermaasen  geregelt,  auf  dem 
Lande  ohne  jede  bestimmte  Ordnung.  Die  Konstituante  schaffte 
(durch  Dekrete  vom  4.  Aug.  1789,  13.-iÜ.  Febr.,  20.-22.  Apnl  1790) 
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die  Zelinten  ab,  vernichtete  die  KlösU-r,  sokiilaiisirle  die  Kir- 
cbengüter;  aber  sie  beseitigte  nicht  alsbald  die  Hospitäler,  die 
Wohlthätigkcitä-lnstitutc  und  die  Orden,  die  ddi  die  Kranken- 
pflege  zur  Aufgabe  machten.  Vorläufig  wurden  dieselben  noch  er- 
halten. Nur  wurde  auch  die  Verwaltung  dieser  Anstalten  säm- 
larisirti  ihre  Ueberwachung  der  Zivilgewalt  flbertr&gen;  gleidi- 
zeitig  wurde  Privaten  vorläufig  noch  das  Hecht  belassen,  Sttftangm 
zu  Gunsten  jener  Institute  zu  errichten.  Weiter  aber  ertheiUe 
die  Konstituante  einem  aus  ihrer  Mitte  gewählten  Körnitz  den 
Auftrag,  ihr  einen  Plan  zur  endgöltigen  ESnrichtnng  des  öffent- 
lichen Unterstützungswesens  und  zur  ünterdrflcknng  des  Bettels 
vorzulegen. 

Das  Körnitz  stellte  folgende  Grundsätze  an  die  Spitie  sdner 

Vorschläge: 

1.  r>if  Regierung  ist  nicht  verpflichtet,  regelmässig  allen 
Denen  Arbeit  zu  verschaffen,  denen  es  an  solcher  fehlt;  ihre  Auf- 
gabe beschrankt  sich  darauf,  die  Arbeitsgelegenheiten  zu  verviel- 
fiiltigen  und  zugänglicher  zu  machen;  es  giebt  in  einem  grossen 
Staate  immer  schon  genug  zu  thun,  wenn  man  dafür  sorgen  will, 
dass  es  Arbeitsnihigen  nie  an  Arbeitsgelegenheit  fehle. 

2.  Die  Nutiuu  ist  vei  [lilirhtet,  Denen  beizuspringen,  welchen 
Alter  oder  Krankheit  es  unmöglich  macht,  sich  selbst  das  Nöthige 
zu  verdienen. 

3.  Der  Bettel  soll  mit  aller  Energie  unterdrückt  werden. 
Das  durch  die  Konstituante  begonnene  Werk  ward  von  der 

gesetzgebenden  Versammlung  fortgesetzt  Auch  diese  setrte  einen 
Unterstfitzungs-Ausschuss  nieder,  welcher  sich  Über  die  Grundlages 
einer  neuen  Organisation  des  öffentlichen  Armenweaens  ausspredien 
soUte.  Das  Komitd,  welches  sich  dem  Einflüsse  der  gtistigen 
Strömungen  der  Zeit  nicht  entziehen  konnte,  stellte  in  seinem 
Berichte  vom  13.  Juni  17^  viel  radikalere  Grundsätze  auf.  Der 
Bericht  enthält  rij;i'n(le  Forderungen: 

1.  Jeder  Mensch  hat  sich  durch  Arbeit  seinen  Lebensunter- 
halt zu  verschaffen,  wenn  er  arbeitsfähig  ist;  Jeder  hatdasBecbt 
auf  unentgeltliche  Hülfe,  wenn  er  arbeitsunfähig  ist 

2.  Niemand  hat  mehr  zu  verlangen,  als  dass  er  subsistiien 
könne. 

3.  Da  die  Gesellschaft  nicht  bestehen  kann,  ausser  durch 
die  Arbeit  ihrer  Mitglieder,  so  muss  der  Müssiggang  und  die 
Bettelei  streng  bestraft  werden:  aber  eine  solche  Strafe  ist  nicht 
gerechtfertitrl,  wenn  nit  hl  die  Nation  Denen,  welche  sich  auf  an- 
derem Wege  Arbeit  nicht  vurschuffeu  köimeu,  solche  darbietet 
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4.  Die  Arnieuuntevstirt/iinpf  ist  eine  Nationallast:  denn  der 
Anw  gehört  der  ganzen  Ivaiion  und  nicht  einzelnen  Individuen 
derselben. 

Das  hioss  das  Recht  auf  Arbeit  und  ünterstützimf^  prokla- 
nüren,  die  Arbeits-  und  ünterstützungsgewährung  zu  einer  Zwaugs- 
pflieht  der  Kation  machen. 

Die  gesetzgebende  VenammltiDg  ging  auseinaDder,  bevor  sie 
noch  diese  neue  Theorie  in^s  Leben  eingeführt  hatte..  Dennoch 
hatte  ide  einen  anch  für  das  Armenwesen  bedentsamen  Akt  toU- 
sogen;  durch  das  Dekret  vom  18.  Angast  1792  waren  die  sftmmt- 
liehen  religiösen  Genossenschaften,  auch  die,  welche  sich  lediglich 
mit  der  Verwaltung  von  Eospitidem  befiissten,  aufgehoben  worden. 
Es  blieb  nun  dem  Konvent  vorbehalten,  das  Werk  der  gesetz» 
gebenden  Versammlung  auszuführen.  Er  nahm  die  folgende  Be> 
Stimmung  in  die  Konstitution  vom  24.  Juni  1793  auf: 

»Die  öffentliche  Armenpflege  ist  eine  heilige  Pflicht.  Die 
Gesellschaft  schuldet  ihren  unglücklichen  Genossen  die  Sorcro  für 
ihre  Existenz;  sie  muss  den  Arbeitsfaliigen  Arbeit,  den  Arbeits- 
unfähigen die  nfvthigen  Existenzmittel  verschaffen. " 

Die  Gnindzüge  der  hiernach  einzurichtenden  Armenpflege  hatte 
der  Konvent  bereits  in  seinem  Dekret  vom  19 — 24.  Miirz  179.S 
festgest*  11t.  Nach  diesem  Dekret  sollte  in  jeder  Legislaturperiode 
jedem  Departement  der  Repuljlik  ein  Jahre^ibeitrag  zur  Armen- 
unterstützung bewilligt  werden.  Die  Etat-Summe  jedes  Departe- 
ments sollte  unter  die  Distrikte  und  Kanlone  nach  der  Zald  der 
Steuerfiihigen  und  Nichtsteiierfäiiigtii  vcrt heilt  und  den  je  ans 
einem  Bürger  und  einer  Bürgerin  bestehenden  Gemeiude-Armen- 
bdiOideu  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Diese  Behörden  sollten 
unter  der  Kontrole  der  Yerwaltungsifctiie  und  der  Exekutivgewalt 
jedem  am  Orte  wohnhaften  Armen,  der  sich  in  ein  dazu  im  Ean- 
tonshauptort  gehaltenes  offenes  Buch  einzeichnen  wfirde,  Arbeit 
oder  Almosen  geben.  Zu  folgenden  Zwecken  sollten  die  bewil- 
ligten Fonds  verwendet  werden:  1)  zur  Unterstfttzung  der  Armen 
mit  Arbeit  in  arbeitsstiUen  oder  Nothzeiten;  2)  zu  hftuslicher 
Unterstützung  kranker  Armer,  ihrer  Kinder  und  der  Alterschwachen; 
3)  zur  Errichtung  von  Hospizien  für  verlassene  Kinder,  für  Alters- 
schwache und  Kranke,  die  keine  Wohnung  haben  ;  5)  zu  Unter- 
stfttzungen  in  unvorhergesehenen  Fallen;  6)  zur  Bestellung  von 
Armenärzten,  Geburtshelfern  und  Hebammen  für  Arme;  7)  zur 
Errichtung  von  Anstalten  zur  Unterbringung  von  Verungl&ckten 
an  geeigneten  Orten. 

Der  Bettel  uud  das  Almosengeben  sollten  verboten;  alle  Güter, 
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die  zn  Anuenuntdrstfitzuiigszwecken  gestiftet  seien,  soUteo  der 
Naüoa  zur  Verfügung  gestellt  und  in  nlher  zu  MimuMiHler 
Weise  veräuseert  werden. 

■ 

Verschiedene  AnsfahrnngSTerordnuDgen  mit  eingehendea  De- 
tailbestimmungen  erschienen  gleichzeitig  mit  jenem  Dekret  b 
einer  dieser  Verordnungen  wird  der  Geburtsort  od<  r  der 
Ort,  wo  sich  der  Arme  während  des  letzten  Jahres 
aufgehalten  hat,  als  Unterstiitzungswohnsitz  anerkannt 

8<;hon  war  mit  der  Ausfülirnnj^f  des  neuen  Armengesetzes  be- 
gonnen; schon  war  man  mit  der  Verausserung  des  Anncngute» 
beschäftigt  —  da  plötzlich  —  durch  BeHchlüsse  vom  U.  Friiftidor  III.  : 
lind  2.  Brumaire  IV.  —  guspendirte  der  Kouvent  die  Ausluhiung 
seiner  Dekrete  und  ordnete  die  provisorische  Fortven\  altung  der  j 
Armeufonds  in  der  bisherigen  Weise  bis  zu  der  Zeit  an,  wo  man 
sich  noch  eingehender  mit  der  Organisation  der  Armeuptlegc  be- 
fasst  haben  werde.  Er  hatte  die  Undurchfährharkeit  semer  Pline 
erkannt  und  eingesehen,  dass  sie  weit  fiber  das  Ziel  Maaassobim-  * 
fen,  auch  gänzlich  unpopulAr  seien.  Eine  Bede  des  Abgeordneten  j 
Delecloy,  der  mit  grosser  Schftrfe  und  Klarheit  die  Gebrechen  d« 
Systems  darlegte,  welches  man  eben  im  Begriff  war,  einznfiÜireD, 
war  dan  Signal  /.ur  Kückkehr  zu  verständigeren  Ideen. 

Der  gcset/gehende  Körper  griff  die  vom  Konvent  so  verkehrt 
behandelte  Angelegenheit  ganz  in  dem  Sinne  an.  wie  D'^l'cloy 
^eiatlien  hatte.  Die  drei  von  erstercm  hLsehlusitMieii  Gesetze  ~ 
vorn  16.  Vendcmiaire,  vom  7.  Frimaire  und  \om  2U.  Veutose  V. 
—  bilden  noch  heute  eine  der  Grundlagen,  wie  der  französi- 
schen, so  auch  der  belgischen  Armengesetzgebung. 

Bas  erstgenannte  dieser  Gesetze  errichtete  Kommissionen  znr 
Verwaltung  der  Zivil-llositize,  welche  aus  fünf  im  Gemeindehenifce 
ansSssigen  Mitgliedern  bestehen  sollten.  Das  zweite  bestinunte, 
dass  Wohlthfttigkeitsbflieau's  (bureaux  de  bienfiüsance)  iltr  die 
Pnterstfltzung  von  Hausarmen  errichtet  werden  sollten.  Das  dritte 
belies.s  die  Hospize  iin  (lenusse  ihres  Vermögens  —  auch  der  lie- 
genden (iüter  —  und  bestimmte,  dass  die  nach  den  Beschlüssen 
des  Konvents  sdion  verkauften  Güter  ersetzt  werden  seilten  durch 
Nationalgüter  ven  t^leichein  Krtrage.  Diesell»e  Maasregel  wurde 
auch  auf  die  „bureaux  de  bieufaisance"  erstreckt  Die  Gesetze, 
welche  den  Verkauf  der  Vermögensobjekte  der  Ariiicnstiftuiigen 
(des  etxablissements  charitables)  angeordnet  hatten,  waren  in  Bel- 
gien uoch  nicht  zur  Ausfuhrung  gekommen,  als  sie  ausser  Kraft 
gesetzt  wurden. 

Es  wurden  also  durch  diese  Gesetze  die  zu  Zweeksn  der 
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Armemmtorstützuiig  bestimmton  Güter  ihrer  Bostimniunpf  zunick- 
gegebeü,  uacbdem  sieb  die  Nation  iJirer  bemächtigt  hatte;  es 
wurde  iisr  Staat  der  Verpflielitaiig,  für  Arme  durch  Arbeit  oder 
Almoaen  zu  sorgen,  wieder  entbobea;  es  wurde  die  Armenpflege 
SU  einer  Obliegenheit  der  Gemeinde  gemacht,  also  lokaliairt;  ee 
wurde  in  jeder  Gemeinde  eine  besondere  Behörde  errichtet,  der 
die  Pflicht  oblag,  ans  den  vorhandenen  und  von  ihr  zu  verwalten- 
den Mitteln  die  Armen  zu  unteri^tützen ,  und  welche  unter  der 
Kontrole  der  Ort^behnrde  stand.  £s  wurden  endlich  innerhalb 
der  Gemeinde  die  Mittel  zur  Armenpflege  zeutralisirt ,  während 
früher  jeder  Fonds  seine  besondere  Verwaltung  gehabt  hatte,  und 
ohne  Kücksitht  auf  andere  i-Vmds  verwendf't  wurdt'. 

Das  Keclit,  Stiftungen  zu  errichteJi,  weklu's  der  Konvent  be- 
seitigt hatt^,  wurde  wieder  hergestellt;  es  biLleie  die  }liiüpi(iiu4Ie 
für  die  gehörige  Ausstattung  des  iVriiieugules.  Die  Stiftungs- 
verwaltung,  wie  sie  nun  eingerichtet  ward,  bot  sichere  Gewähi- 
dafftr,  dass  der  Wille  des  Stifters  zum  Vollzug  komme. 

I>nrch  die  Lokalisirung  der  Armenpflege  bat  das  Gesetz  die- 
selbe nicht  ZQ  einer  eigentlichen  Gemeindefiinktion  gemacht.  Aber 
es  war  die  Absicht  des  Gesetzes,  die  Armenunterstfitsung  zu 
sichern  durch  einen  getrennten  und  unabhängigen  Fonds,  der  durch 
Privatgaben  stets  bereichert,  bezüglich  ergänzt  werden  konnte,  und 
der  den  Anstalten  zu  Eigen  gehörte,  die  mit  seiner  Verwaltung 
betraut  waren.  — 

Nach  diesen  allgemeinen  historischen  Bemerkungen  soll  nun 
die  heutige  Organisation  des  ötrentlichen  Armenwesens  in  13elgien, 
wie  sie  sich  aus  den  geschilderten  und  noch  gelegentlich  zu  seliil- 
dernden  Vorgängen  entwickelt  luit,  dargestellt  werden.  Ks  wird 
gut  sein,  mit  der  Beantwortung  der  Frage  zu  beginnen,  wer  in  , 
Belgien  und  von  welcher  Seite  er  Öffentliche  Armen* 
unterstfitzung  zu  erwarten  habe;  dann  die  weitere  Frage 
zu  erOrtetn,  in  welcher  Weise,  in  welchen  Formen,  un- 
ter welchen  materiellen  Bedingungen  jene  Unterstfit- 
zung gereicht  werde.  Endlich  wird  es  unerlässlich  sein,  einen 
Bück  anf  die  den  Bettel  betreffende  belgische  Gesetz- 
gebung zu  werfen. 

Nur  die  Bemerkung  sei  noch  vorausgeschickt,  dass  die  AVohl- 
thätigkeit,  sofern  sie  nicht  von  öffentlich  autorisirten  Anstalten 
geübt  wird,  in  Belgien  völlig  frei  und  ungehindert  ist. 
»Die  Privatwohltliä  tigkeit  •  —  sagt  mein  <;ie\viihrsmann  — 
, entwickelt  sich  völlig  unbehelligt  und  in  den  mannigfachsten 
Formen,  ohne  irgend  einer  Koutiole  von  Seiten  der  Staatsgewalt 
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unterworfen  /u  werden.  Die  belgische  Verfa.ssung  von  1830  ge- 
währleistet die  vollkommene  Asäoziationd&eilieit.  Seit  1830  hi 
eine  grosse  Zahl  von  religiösen  wie  Laien -GenoBaeiisehaflieii  ent- 
standen, welche  ihre  Kräfte  der  Linderung  der  Amrath  zowendM. 
Die  einen  errichten  ihr  Hospize  und  bieten  ihr  Arbettsscbidai 
dar;  die  anderen  gründen  Bewahranstalten  (oFdchee-^ks  gu^ 
diennes) ,  indem  sie  auf  dem  Wege  der  Subskription  die  WM 
sammeln.  Diese  Unternehmungen  dauern  so  lange,  als  die  Unt«r- 
nehmer  sie  dauern  lassen  wollen.* 

,Die  öfTentlii  he  Armenpflege  nrafasst  ausser  dorn  direkt  durch 
die  Beliörde  gewährten  Beistand,  alle  jene  Wohlthätigkeitsanstal- 
ten,  die,  wenn  auch  von  Privaten  gegründet,  schon  wegon  ihres 
beständigen  Charakters,  der  Mitwirkung  der  Behörden  nicht  ent- 
behren können.* 

Doch  nun  zur  Beantwortung  der  obigen  Fragen! 

l.  Die  belgische  Gesetzgebung  kennt,  wie  die  meisten  ande- 
ren, einen  ünterstfitzungswohnsitz.  Die  Idee  dieser  Mit- 
nahme stammt  aus  der  alten  Bogel,  dass  jede  Stadt  gehalten  sei, 
ihre  Armen  zu  ernähren  (.Quaeqne  cifitas  pauperes  soos  alito'). 
Die  Folge  dieser  Bogel  war,  dass  der  Dfliftige,  der  nieht  m  ib 
Stadt  gehörte,  zurückgewiesen  ward  an  das  Gemeinwesen,  welches 
ihm  Beistand  schuldete.  Der  Untcr^tfit/untrswolinsitz  ist  nach  den 
Anschauungen,  welche  für  die  belgische  Gesetzgebung  maasgebend 
waren,  von  Natur  bestimmt  durch  den  Geburtsort.  Aber  ein  län- 
gerer oder  kürzerer  Auteii(li;i]t  au  einem  anderen  Orte,  wo  ein 
Individuum  sein  Gewerbe  betrieinm  und  zu  den  öffentlichen  Lasten 
beigetragen  liat .  mürfse,  so  meinte  man,  ihm  ebenfalls  uatur- 
gemäss  den  Anspruch  auf  Unterstützung  im  Verarmungsfalle  vei- 
dchaffen. 

So  war  es  denn  auch  unter  dem  alten  Begime.  Nor  die 
Dauer  des  Aufenthaltes,  welche  man  forderte,  war  niefat  AbenE 
dieselbe.  Binige  Gemeinden  Hessen,  aus  Foreht  vor  den  losten 
des  Armenwesens,  die  Fremden  nidit  zur  Niederlassung  gelangen, 
ausser  gegen  Hinterlegung  einer  Baarkaution;  andere  forderten 
von  dem  früheren  Unterstützungswohnsitz  eine  Bescheinigung,  dass 
er  den  Angehörigen  im  Falle  der  Verarmung  wieder  aufnebnien 
oder  die  Kosten  seiner  Verpflegung  ersetzen  werde.  In  einigen 
Landentheilen  konnte  das  Unterstützungsdomizil  durch  Elieschliessung 
oder  durch  einen  hinger«  n  oder  kürzeren  Aufenthalt  erworben  wer- 
den. In  manchen  Gemeinden  bedurfte  es  eines  einjährigen,  b 
anderen  eines  dreijährigen  Aufenthaltes,  während  dessen  der  Eia- 
wobner  zu  den  Öffentlichen  Lasten  beigetragen  haben  mm\a.  In 
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er*  14*  maiicht'ii  Orlnn  niiissi*'  (hn-  Anrontball  /fbu,  ja  zwölf  Jahre  ge- 

.  ^'1^  dainTt  haben.    In  Flandern  warii  <^;\\v/.  allfjemein  dio  obnn  Pr- 

zT'-^M'.  wähntt;  BesebeiDigung  gefonlert.     Dunb  eine  Verordnung  vom 

Jini  SP-  6.  Juni  1750  ward  diese  Bedingung  beseitigt:  aber  verarmende 

ir  iteL:  Fremde  an  ihren  Geburtsort  zurückgewiesen.  In  Antwerpen  konn- 

tm  sieh  Stadtfremde  nur  gegen  BeBteQinig  einer  Baarktntton  toq 
i^^iil  löO  fr.  niederlassen. 

»,ils«r?  I^Ach  der  Theorie  des  französischen  Konvents,  welcher  dem 

Staat  die  Iiast  der  Sorge  für  alle  Verarmten  anfbfiidete,  hatte  die 
kffli:  Bestimmung  des  Unterstützungswohnsitzes  keine  erhebliche  Be- 

deutuTig.   Denn  wo  sich  der  Dürftige  auch  befand  —  sei  es  an 
Sm'^'  seinem  Geburtsort  oder  anderwärts      der  überall  gegenwärtige 

..pjjj^f  Staat  musste  sich  seiner  mit  Hülfe  oder  Arbeitsgewähruug  an- 

nehmen Da  aber  die  zur  Vertheilung  der  Arbeiten  und  Almosen 
nöthigt  n  Fonds  jährlich  nach  der  lievölkerung  auf  die  Kantone 
und  Gemeinden  repartirt  werden  nlu^:sten.  galt  es,  zu  verhindein, 
dass  der  Mecbanisniu.-^  der  lu'purtition  durch  einen  fortwährenden 
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^■^i  Domizilwechsel  der  Dürftigen  beständig  gestört  werde.  Dies  war 

der  Zweck  des  Dekretes  vom  24.  YendWaire  an  II.  Titre  V., 
wonach  znr  Erwerbmig  des  kfinstlichen  ünterstützungswohnsities 
(der  natärliche  war  der  Geburtsort)  eii\jähriger  Aufenthalt  gefor- 
dert wurde.  Aber  aadi  diese  Bestimmung  erleichterte  den  Domizil- 
wechsel noch  sehr.  Andererseits,  da  für  die  dffentlichen  Armen- 
anstalten kein  Zwang,  natSrlich  auch  nicht  die  Möglichkeit  bestand, 
Jeden,  der  sich  meldete,  zu  unterstfitzen,  blieben  oft  thatsftchlich 
'^^  '.'j^  die  bedürftigsten  Fremden  ohne  Hülfe. 

^■'"^j^^  IM  iL  liücksicht  hierauf  wurde,  unter  dem  Königreich  der 

jAi  Nieilerlaude,  durch  das  Gesetz  vom  18.  Xovenihei   1818  eine 

^^^'i  wesentliche  Neuerung  eingeführt.  Der  Artikel  13  dieses  Gesetzes 

lautet:  ,Da  es  billig  erscheint,  da>^s  i<^der  Einwohner  irgen«!  einer 
gi*  \:  Gemeinde  Theil  habe  au  der  üfl'enilirheii  üutersiützuug,  so  soll, 

*    id  ^em  man  auch  nicht  zu  bestimmen  vermag,  welche  Gemeinde 

^  ^  und  welche  Armenanstalt  es  sei,  an  welche  der  Dfirftige  im  Noth- 

falle  sich  m  wenden  habe,  die  Oemeuide,  wo  er  sich  anfhfilt,  Das 
iüKie^^  fOr  ihn  leisten,  was  für  erforderlich  gehalten  wird,  Torbehaltlicb 

0^  des  Anspruches  auf  Bttckersata  an  den  rechüicb  Verpflichteten*, 

ield^  Zugleich  forderte  das  Gesetz,  als  Bedingung  der  Erwerbung  eines 

ri>.  ^  .  ■  neuen  ünterstützungsdomizils,  einen  ununterbrochenen  vierjährigen 

l^^'^^  Aufenthalt  und  pünktliche  Zahlung  aller  Steuern  während  die- 

I  itf^ '.  aer  Zeit. 

fij'ifcr';  Die  Ver<»rdnung  vom  2.  Juli  1826  ferner  bestimmte,  dass 

die  Gemeinde,  welche  einen  Fremden  unterstützte,  sich  den  Au- 


Digitized  by  Google 


644 


Spruch  auf  Bückersatz  dar  Aufwände  von  Seiten  der  TwpflidLtetflD 
Gemeinde  sieliern  könne,  wenn  sie  innerhalb  14  Tagen,  vom  Be- 
ginne der  üiiterstiitziing  gerechnet,  der  letzteren  Anzeige  mache. 
Anssordera  hatte  die  Kegierung  durch  Verordnung  vom  12.  Okto- 
ber ]>^'Jb  den  (Semcinden  die  Kosten  des  UntcrliaUcs  der  Bettler 
in  den  Hi'ttoldepots  aui'erlegt,  ohne  sich  zur  Leistung  von  Beiträgeo 
zu  verpHieliten. 

Seitdem  tiugeu  ilie  ei  hei  »liehen  Lasten  die  Pinauzcü  der 
Arnieuiustitute  immer  stärker  zu  drücken  au,  und  auch  die  Gc- 
meindererwaltimgeii  aeufeten  unter  der  Bfirde  der  Kotten,  weicht 
die  Erhaltung  yon  Armen  in  den  Betteldepota  rerofnudite»  Schon 
sah  man  Gemeinden  zn  einem  zwar  verwerfliehen,  aber  doch  dem 
unter  Umständen  einzig  mfiglidien  Mittel,  um  sich  zu  entiaaten, 
ihre  Zufluclit  nehmen.  Es  wurden  die  Dürftigen  anderen  Gemein- 
den zugeschoben,  und  dort  vier  Jahre  hindurch  erhalten,  bis  sie 
den  Uuterätützungswohnsitz  erworben  hatten.  Solche  MaasuabmeD 
gaben  Anlast  zu  immer  erneuten  ßeschuerden,  besonders  in  den 
Städten.  Um  diesen  Klagen  abzuhelfen,  erhöhte  das  Gesetz  vom 
18.  Februar  1845  die  Frist  zur  Erwerbung  des  L'ntcrstütziings- 
domizils  auf  8  Jahre.  In  dieser  Hinsieht  und  in  einigen  anderon 
Vimkten  hat  das  eben  erwähnte  Gesetz  das  System  des  ücsctz« 
von  1818  wieder  aulgeuummen,  und  es  hat  zugleich  die  üuUt- 
stützungspHiolit  der  Gemeinde,  Fremden  gegenüber,  sowie  das 
Eraatzrecbt  schftiler  präzisirt  Folgendes  sind  die  hierher  gehörigen 
Bestimmungen: 

„Art.  12.  Jeder  Arme  wird  im  Bedarfsfalle  vorläufig  unterstützt  TOB 
der  Gemeinde,  wo  er  sicli  aiifliält.  —  Art.  V,).  Wenn  die  Orm^indo,  wo 
vorlaufig  Unterstützung  gew&brt  wurde,  nicht  den  UntcrstüUsuugswobnsitx 
des  Armen  bildet,  wird  m  mit  dem  Ersatz  der  Kosten  gehalten  werdea 
wie  folgt:  Der  Koitoiemtx  kann  nicht  verweigwt  werden  onlar  dem  Vta- 
wände,  dass  der  unterstützte  Arme  nicht  bedürftig  gewesen  sei.  aber  der 
Gemeinde,  welche  die  Kosten  der  Fliege  ersetiSt  hat,  steht  der  liegress  an 
den  Unterstützten  selbst  zu.  —  Art.  14.  Die  Gemeinde,  welciie  vorlä^g 
fJntentftteiiDg  gew&hrt,  muss  innerhalb  U  Tagen  der  Tenraltiug  deijoU' 
tiou  Gemeinde,  in  welcher  der  Verpflegte  den  UttterBtfttwmgswohDsitz  wirk- 
lich iider  pr;i8itmtiv  hut ,  davon  Naehricht  gehen  ....  —  Art.  15.  Ver- 
zögert die  Untcrstützungsgemeiude  oder  versäumt  sie  diese  Benschrichti' 
guug,  Bo  verliert  sie  den  Anspmdi  anf  Rflckersnts  der  Koaten,  velcte  ite 
bis  SU  dem  Moment  aufgewandt  bat,  wo  sie  die  crforderlidie  Nuhridit 
trirbt.  —  Art.  17.  Die  Wegsendung  des  Armrn  kann  verzögert  werden, 
wcuu  sein  Zustand  diess  erfordert.  Sie  braucht  gar  nicht  zu  erfglgeo, 
wenn  der  Arme  zugelasfwn  ist  oder  behandeU  werden  muss  in  einen  BM' 
pis,  oder  Special -10811101,  wie  es  in  der  Gencindt  nicht  vorhanden  leb 
trfirde,  wo  er  seinen  Unterstfitzungswohnsitz  hat* 
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das  ursprüngliche  nTitorftütznnfrsdomizil  sei.  Nichtsdestoweniger 
-  hat  derjenige,  der  zulallig  in  dem  IJezük  einer  Gemeinde  geboren 

]  .Isi*»  wurde,  wo  seine  I^futt^r  nicht  wohnte,  seinen  ünterstützuugswohn- 

igiiOi»-  sitz  da,  wo  sein  Vater  oder  seine  Mutter  zur  Zeit  seiJier  Geburt 

i^kVt  wohnhaft  war.  Diese  Ausnahme  aber  tritt  ausser  Kraft,  wenn 

iain}i&  der  Wohnort  weder  des  Vaters,  noch  der  Mutter,  ausfindig  ge* 

maeht  werden  kann.  Auch  der  ünterstAtenngswohnsitz  der  Find- 
lic  ftm^  linge  ist,  wenn  die  Eltern  unl^ekannt  bleiben,  in  dem  Bezirke  der 

j^itdfr-  Gemeinde,  wo  sie  ausgesetzt  oder  verlassen  wurden,  immer  jedoch 

ifKiBli**'  unter  dem  Vorbehalte,  dass  die  Hälfte  der  Kosten  des  Unterhaltes 

f[3isMiii>^  solcher  Kinder  zu  Lasten  der  Provinz  kommt,  in  welcher  die  ing- 

^^ki  liehe  Gemeinde  liegt. 

,:^lr;^l•i:  Die  Gemeinde,  wo  der  Dürftige  nach  dem  VorhergelieiwbMi  ein 

^:,v  }■:■  Recht  auf  öffentliche  Unterstützung  hat,  wird  als  Unterstützungs- 

triiitd  i  *  doniizil  ersetzt  durch  (liejeiiiire  Gemeinde,  wo  er  wahrend  acht 
•l^Ajar::-  Jahren  ununterbrochen,  vunibergelunide  Abwesenheit  nicht  mit- 

(  gerechnet,  gewohnt  hat.    Der  Aulenthalt  von  Oftizieren  und  Sol- 

,  daten  im  aktiven  Dienst,  von  Detinirten,  von  Personen,  welche  in 

^  r    :  Aimenanstalten,  oder  Krankenh&nsem  zugelassen  oder  plazirt,  oder 

'  welche  durch  die  Öffentliche  Armenptiege  im  Hause  untentütst 

'di^'^  worden  sind,  wird  nicht  als  ein  Aufenthalt  betrachtet,  der  ein 

Unteretützungsdomizil  begrfindete. 
^ ;  Das  Unterstätzungsdomizil,  welches  durch  einen  nnunterbroche- 

um  aeh^&hrigen  Aufenthalt  erworben  ist , '  wird  ersetzt  durch  ein 
ebenso  erworbenes  in  ehier  anderen  Gi  nv  iiulo.  Das  ünterstützungs- 
•  0»^  doraizil  der  verheiratheten  Frau  ist  das  ilu'es  Ehemannes,  das  der 

i  i  '  Kinder,  während  ihrer  Minderjährigkeit,  ist  das  ihres  Vaters  oder 

ihrer  Mutter. 

5;<tali^^  Ausserdem  regelt  diu  Gesetz  Alles,  was  den  Rückeisutz  der 

1»5J5«^,  Kosten,  die  Benadirichtigung.  die  Frist  hierzu,  den  Verfall  des 

Ersatzrechtes  beiiiill.  Streitigkeiten  zwischen  Gemeinden  oder 
Annenanstalten,  welche  den  Uuterstützungswohnsitz  betrefl'eu,  ww- 

r^fiM^  Verwaltungswege  entschieden.  Das  Gesetz  von  1845 

jg^l  regelt  auch  den  Gang  dieses  Verfahrens*). 

Was  den  Cnterstfitzungswohnsitz  von  Ausländern 

i^^,  in  Belgien  anbelangt,  so  ist  Folgendes  zur  Zeit  rechtsgültig: 

Ausländer,  welchen  durch  Genehmigung  des  Königs,  nach  Haas- 
gäbe  des  Artikels  13  des  Code'  civil,  gestattet  ist,  ihren  Aufent- 

"  '  ;  -  halt  in  Belgien  zu  nehmen,  erwerben  den  Unterstütcungswohnsitz 


*)  wahrend  der  10  Jahre  von  1851  bis  18W  sind  in  Belgien  1087 
solche  Prozesae  verhandelt  worden«  alao  jährlich  im  Diurcbschuitt  166,7. 
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fBr  sicli  und  ihre  Familie  durch  einen  achtjährigen  Aufentbalt  in 
ein  und  derselben  Gemeinde.  Die  Formalitftt  der  kOnigliehen  Ge- 
nehmigung kommt  indess  nur  in  seltenen  AuwiahmeftHen  nr 

Anwendung.  Au^lündcr,  wolcbo  nit-lit  den  Unterstützungäwohiisitz 
in  Belgien  erworben  li:il)en,  werden  im  Verarmungsfalle  auf  Kosten 
des  Staat<?s  unterstützt.  In  diesem  Punkte  hat  das  Gesetz  vom 
18.  Februar  dasjenige  vom   IT).  Januar  abgeändert, 

demzufolge  die  Ausländer,  ohne  Unterschied,  den  Unterstützungs- 
wobnsitz  in  der  Gemeiude  erwerben  sollen ,  wo  äie  6  Jahre  ge- 
wohnt haben. 

Ausländer,  welche  arretirt  und  verurtbeilt  sind  weijen  Bettels 
udei  \  agabundage,  werden  über  die  Grenze  gewiesen  (Gesetz  vum 
30.  AprU  1848). 

Verträge  mit  Kachbarstaaten,  durch  welche  zu  Anfirag  der 
Vierziger  Jahre  der  gegenseitige  Ersate  der  VcrpflegungslHwtai 
?on  Staatsangehörigen  im  anderen  Staate  ger^elt  wurdet  ^^^^ 
im  Jahre  1849  mit  allseitiger  Uebereinstimmung  anf- 
gekflndigt  worden. 

II.  Indem  die  Gesetze  des  Jahres  V.  (s.  S.  640)  der  Ge- 
meindeverwaltung das  Amt  übertrugen,  die  gute  Anwendung  des 
Armenguter*  zur  Erhaltung  der  Hrispize  und  der  Wohlthätigkeits- 
büreau's,  die  ja  ihr»'  iMsunderen  Verwaltungen  hatten,  und  nicht 
eigentlich  Gegenstand  der  Koniniunalverwaltung  waren,  zu  über- 
wachen, haben  sie  jenen  Verwaltungen  auch  das  Mittel  in  die 
Hand  gegeben,  es  durchzusetzen,  dasr^  die  Autnahnie  der  Aroieu 
und  die  Vertheilung  der  Untt-rsiützun-eu  mit  Sparsamkeit,  Vo^ 
sieht  und  nur  auf  Grund  sorgfältiger  Vorprüfung  erfolge. 

Damit  die  Eontrole  auch  strenge  gehandhabt  werde,  muffiteo 
die  Gemeinden  an  der  Verwaltung  jener  Institute  so  interessirt 
werden,  dass  sie  in  gewissem  Sinne  unter  Misswirthschaft  sdM; 
mit  zu  leidoi  hatten. 

Das  war  die  Absicht  des  Gesetzes  vom  11.  Primaire  au  VII., 
welches,  indem  es  die  kantonalen  und  kommunalen  Ausgab«! 
i^;elte,  ün  Art.  9  festsetzte,  dass  für  das  Jahr  VII.  und  bis  Wei- 
teres in  dieser  TxiclitiinL';  Itestimmt  sei,  die  Summen,  welche  zur 
Erfüllung  der  L'nterhaltungsfonds  der  bürgerlichen  Hospize  und 
der  Fonds  zur  liausarmenptlege  noihwendig  seien,  als  Munizipal- 
und  Kommunal- Lasten  betrachtet  werden  sollten.  Das  Prinzip 
einer  derartigen  BeLheiligung  der  Gemeinde  war  zwar  vorerst  nur 
auf  Zeit,  nm-  vorläufig,  eingeführt;  es  musste  aber  für  die  Folge 
daran  festgehalten  wwden;  denn  nur  unter  dieser  Bediuguug  Uess 
sich  die  HoJfnung  verwirUichen,  die  repreenye  Armenpflege  nach 
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und  nach  in  eine  iffftT^ÜTe  umgeinuidelt  m  seh«.  W«nn  m 
verpflichtei  waren,  ein  Deficit  der  Äimenatietalten  zu  decken,  so 
moasten  die  Gemeinden  seLbstFerständlich  zu  der  Einsicht  kommen, 
dass  es  in  ihrem  Interesse  liege,  alle  die  Maasregehi  zn  treffen, 
welche  der  Verarmung  und  dem  Bettel  vorbeugen  können.  Zu- 
gleich aber  durfte  die  blos  subsidiäre  Verpflichtun«,»^  *lor  Ooinein- 
den  nicht  ausarten  in  eine  gesetzlich«-  und  Hb]ii,'-atoriscbe  Armen- 
sleuer.  Das  ist  der  Grund,  wannn  das  Gesetz  die  Verpflii-htung 
der  Gemeinden  nicht  zu  eiinT  absoluten  gemacht  hat.  dcrtjt'stalt, 
dass  die  Gemeinden  selbst  mehr  zu  den  Armo));in.stalteu  beitragen 
müssteu,  als  sie  zu  solchem  Zworke  frei  vertaj^bar  haben, 

Indpss  giebt  es  gewisse  Uiiter.stützünL,^s-Ausgabeu,  welche  die 
Gemeinde,  wenn  die  Fonds  der  Aruieniiiistalten  nicht  ausreichen, 
unbedingt  aus  ihren  Mitteln  bestreiten  muss,  nur  vorbchültlich  des 
Mntretens  der  Provinz  oder  des  Staates. 

Um  diese  Ausgaben  kennen  zu  lernen,  bedarf  es  einer  üm- 
sehau  in  dem  Gemeinde*  und  dem  Provinz-Gesetz  von  1836.  Fol- 
gendes sind  die  hierhergehfirigen  Bestimmnngen: 

1.  Des  Gemeinde-Gesetzes,  , Art.  131.  Der  Gemeinde- 
rath ist  verpflichtet,  in  das  Gemeinde- Ausgaben -Budget  jährlich 
alle  die  Ausgaben  mit  aufzunehmen,  welche  die  Gesetze  als  Ge- 
meindelasten anerkennen,  und  speziell  die  folgenden:  .  .  .  10.  Die 
Unterhalts-  und  Verpflegungskosten  der  dihftigeii  Irren  und  die 
Kosten  der  Ycrptleguug  der  in  den  Betteldepots  verwahii/en  Per- 
sonen, derer,  die  in  den  Hn-^pitülern  aufgenommen  oder  vorläufig 
da  untergebraciii  sind  und  derer,  die  mit  Zusliininung  der  Ge- 
meinden Aufnahme  gefuudeu  haben  in  solchen  Gemeindehospizen, 
wo  ihnen  du  Beeht  anf  ÖffentUehe  Unterst&tzung  nidit  zusteht. 
Solche  Kosten  kommen  zu  Laston  der  Gemeinden,  wenn  nicht  f&r 
ihre  Deckung  in  den  Hospizen  oder  Wohlthfitigkeitsanstalten  schon 
vorgesorgt  ist,  und,  wenn  die  Provinzen  nicht,  nach  Maasgabe 
der  bestehenden  Gesetze,  dafür  aufkommen  müssen.  17.  Die 
Kosten  der  Verpfl^ung  und  des  Unterrichts  dir  armen  Blinden 
und  Taubstummen,  wobei  aber  zu  beiui;rken  ist,  dass  diese  Kosten 
den  Provinzen  oder  dem  Staate  zul'allen,  wenn  es  festgestellt  ist, 
dass  den  Gemeinden  die  Mittel  zu  solclien  ausserordentlichen  Aus- 
gaben nicht  zur  Verfügung  stehen.  18,  Die  Kosten  des  Unter- 
haltes der  Findelhäuäer,  innerhalb  der  gesetzlich  festgestellten 
Grenzen. " 

2.  Des  Provinz-Gesetzes.  „Art.  69.  Der  Provinzial- 
rath  muss  in  das  Provinzial- Budget  jährlich  alle  die  Angaben 
mit  anfoehmen,  welche  die  Gesetze  als  ProvimdaUastett  anerkennen, 
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und  speziell  die  folgenden:  ....  7.  Den  Enatz  der  von  dm 
Gemeinden  Toi8chu88W6i8e  bezahlten  Transportkosten  fb  dürftige 
Beisende.  15.  Die  Kosten  der  Bebandlong  der  armen  Lnen  imd 
die  des  Unterhaltes  der  in  den  Betteldepots  Tenrahrtffli  Aimaif 
wenn  der  Provinzialrath  sich  ftberzeugt  hat,  dass  die  Gemdnden 

diese  Kosten  nicht  zu  tragen  vermögen  19.  Die  Kostai 

des  Unterhalts  der  Findelkinder,  innerhalb  der  geaetzlieb  fee^ 
stellten  Grenzen/ 

Aus  Art.  131  No.  16  der  Gemeindeordnung  in  Verbindung 
mit  Art.  69  No.  lö  dt  s  Provinz-Gesetzes  ergiebt  sich,  dass,  wenn 
die  Mittel  der  bestehenden  WohlthritigkeitaaustaUen  nicht  zureichen, 
die  Genieinden  verpflichtet  sind,  die  Kosten  des  Unterhalts  der  in 
den  Hospitälern  aut-  oder  vorläuHg  uugeuummeueu  Armen,  sowie 
die  Kosten  der  Verpflegung  der  mit  Zustimmung  der  Gemeinde 
in  den  Gemeinde-Hospizen,  trotz  mangelnden  Anspruches,  aufge- 
nommenen Armen  zu  bestreiten.  Es  besteht  kein  Geset>|  welidiei 
in  solchen  Fallen  die  Firovinzen  oder  den  Staat  verpfliditeie,  fttr 
die  Gemeinden  einzutreten.  Nach  den  Bestimmungen  des  ArL  22 
des  Gesetzes  vom  18.  Februar  1815  werdra  diejenigen  Kosten  der 
Verpflegimg  in  Hospitälern  oder  Hospizen,  welche  der  Gemeinde 
—  als  dem  Unterstützungswohnsitz  —  zur  Last  ftiUen,  nach  einem 
Tarif,  den  der  ständige  Aus^'chuss  aufstellt  und  der  KOoig  genek- 
migt,  vierteljährlich  ausbezalill. 

Die  Frille,  in  welchen  für  die  Gemeinden  die  Provinzial-  oder 
die  Staatskasse  einzutreten  haben,  sind  gesetzlich  ausführlich  uaffl* 
haft  L'cmaeht. 

Aus  dem  Vorhergehenden  ersieht  man,  dass  die 
ölfentllehe  Woblthfttigkeit  in  Belgien  lediglioh  als 
eine  Lokallast  sich  darstellt;  dass  die  hierzu  erforder- 
lichen Fonds  getrennt  Ton  den  Qemeindemitteln  ver- 
waltet werden,  aber  unter  der  Aufsicht  der  Gemeinde, 
welche  aus  ihren  Mitteln  die  nOthigen  Zuschüsse  su 
gew&hren  hat,  wenn  die  Armenanstalten  selbst  die 
Kosten  nicht  bestreiten  können,  und  dass  in  diesem 
ITalle  das  Erforderliche  direkt  aus  der  Gemeindekasse 
gezahlt  wird. 

Ks  bleibt  nun  noch  übrig,  in  aller  Kürze  die  Eiurich- 
tunir   ^lud  die  Funktionen  der  Armenanstalten 
schildern. 

Die  Wohlthätigkeits-Büreau's  („Les  bureaui  de  bieu- 
faisauce'')  und  die  Kommissionen  der  bürgerlichen  Hos- 
pize («Lea  commisnions  des  hospices  dvils'')  sind  mit  der  Ve^ 
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waltuDg  der  ihnen  überwiesenen  Güter  und  mit  der  Vertheilung 
der  öffentlichpn  Unterstützungen  betraut.  Sie  stehen  unter  der 
unmittt^Ibarwi  Autsicht  der  Gemeinden.  Die  Geschäfte  der 
W  0  h  1 1  h  ä  t  i g k  e  i  t  H  b  ü  r e a  u  's  bestehen  in  der  Fülirnng  der  Amien- 
listeu  und  in  der  Ausübung  der  häuslichen  Armen  pflege; 
die  Bedurfiiisae  dar  Aime&  werdBn  eraditeH  und  die  Gaben  ver- 
theilt  eninreder  dnieh  ein  oder  mehrere  ICitgUeder  des  Bfirean's, 
oder  dmrdi  besonders  vom  Bflreau  damit  beauftragte  andere  Per- 
sonen, mitor  Anfeidit  des  letzteren,  oder  endlich  dnrch  die  Armen- 
Komit^'s  («Les  comit^  de  chaiitQ,  welche  nach  Ifaasgabe  des 
Gemeiud^esetzes  (Art.  92)  eingeaetet  werden  können.  Diese  Per- 
sonen bezeichnen  die  Aerzte,  Chirurgen,  Geburtshelfer,  welche  die 
Armen  in  Krankheitsfällen  zu  behandeln  haben;  sie  unterhandeln 
mit  den  Apothekern  wegen  Lieferung  der  Medizin  an  die  dem 
öffentlichen  Armenwesen  anheimgefallenen  Kranken.  Ausserdem 
haben  die  Büreau's  denjenigen  Theil  der  Kosten  dos  Unterrichts 
armer  Kinder  zu  bestreiten,  wt-Icher  ihnen  nach  Maa.sgiib<'  rines 
Gesetzes  vom  23.  September  1842  und  auf  Grund  eines  Beschlusses 
des  ständigen  Ausschusses  zuiWt. 

Die  Eommissionen  der  bfirgerlichen  Hospize  haben 
es  ansschliessUclL  mit  der  Auftaahme  der  Armen  in  die  ihrer  Ver- 
wattnng  nnteisteQten  Anstalten  und  mit  der  Entlassung  der  Armen 
ans  diesen  Anstalten  zn  thon. 

Die  Hospize  und  Hospitäler  sind  zur  Anfiiabme  alters- 
schwacher, kränklicher,  kranker,  unheilbarer  Personen,  zur  Auf- 
nahme von  Wöchnerinnen,  von  Irren,  von  Waisen,  Ton  ülndlingen 
und  verlassenen  Kindern  bestimmt. 

Alle  Städte  einer  gewissen  Grösse  und  Bedeutung  und  ge- 
wisse ländliche  Gemeinden  besitzen  Hospize  für  Altersschwache 
und  Hospitäler,  wo  Kranke  unentgeltlich  verpHegt  werden.  Die 
meisten  dieser  Anstalten  verdanken  alten  Stiftungen  ihre  Ent- 
stehung. In  den  Gemeinden,  wo  keine  der  beiden  Arten  von  Ar- 
menanstalten, oder  nur  sdohe  der  dnen  oder  anderen  Art,  bestehen, 
werden  die  Annen  durch  die  Wohtthfttigkeitsbfirean's  zu  Hause 
unteKstfttzt,  oder  durch  deren  Yeimittelung  und  auf  deren  Kosten 
bei  Privaten,  oder  in  öffentlichen  Hospizen  anderer  Orte,  oder  in 
Fkivatanstalten  untergebracht. 

Nach  dem  Gesetz  vom  7.  Frimaire  des  Jahres  V.  und  nach 
Art  92  der  Genkeindeordnung  haben  die  Bürgermeister  und  Bei- 
sitzer dafür  zu  sorgen,  dass  in  jeder  Gemeinde  ein  „bureau  de 
bienfaisance''  errichtet  werde.  In  allen  Gemeinden,  deren  Berdl- 
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kerongszahl  2000  Übefscbreitet,  haben  sio  dafilr  za  sorgen,  das 
durch  die  «bureaux  de  bienfaisance*  Amenpflege-AoBachflsse  («des 
comit^  de  eharitö")  eiogesetzt  werden,  welehe  die  Hanaarmenpflege 
besorgen. 

Jedes  Bureau  (burnau  de  bieufaisance)  besteht  aus  5  Jfit- 
gliodeni,  welche  aus  den  Kinwohnern  der  CJeiueiude  gewählt  wer- 
den; jeili's  ,la)ir  scheidet  ein  Mit-lie'i.  n;ifh  der  Aiicicünetät,  aus; 
das  au.s.seheidendi'  Mit'j;1ied  i^t  in  der  Hegel  wieder  wahlbar. 

In  den  (leiin'mdt  ii,  w*»  Hospi/e  zur  Aufnahme  Krankor,  AI-  j 
tersscbwacher  oder  sonst  Uedürl'tiger  bestehen,  ruht  deren  Ver- 
waltung in  der  Hand  einer  Kommission,  welche  ebenso  zusammeo- 
gesetzt  ist  und  ebenso  ergänzt  wird,  wie  die  Bfireau's. 

Die  Woblthätigkeits-BQreau's  nnd  die  Hospiz- KonmussiooeD 
sind  getrennte  Behörden,  ausser  in  der  Brovinz  Brabant,  wo  m 
in  Qemässbeit  der  Organisation,  welche  der  Piftfekt  das  Dyk- 
Departements  zuerst  eingeführt  hatte,  unter  dem  Namen  .conunis- 
sion  des  hospices  et  des  secours"  vereinigt  sind,  üeberall  aber 
können  die  Mitglieder  der  einen  Verwaltung  zugleich  solche  der 
anderen  sein;  in  mehreren  Oenicinden  verwalten  thatsächlicb  die- 
selben Personen  beide  Aeiiiu  r.  In  vielen  Gemeinden  sind  die 
üeistliohen  Mitglieder  der  Jjürcau's. 

Die  Mitglieder  heider  Verwaltungen  werden  durch  den  Ge- 
meindcrath  ernannt.  Absetzen  kann  sie,  auf  Antrag  der  Ver- 
waltungen selbst,  oder  dea  Gemeiudcratlis,  nur  der  sLiuidige  Aus- 
schuss. 

Don  Kollegium  des  Gemeindevoratandes  —  Buigenneister 
und  Beisitzer  —  liegt  die  Ueberwachung  der  Instiiate  ob.  Bw 
Kollegium  rendirt  daher  die  Anstalten  so  oft  als  es  dies  gut  findet, 
wacht  darfiber,  dass  sie  nieht.^  gegen  den  Willen  der  Stifter  und 
Geber  \romchmen,  und  erstattet  dem  Gemeindcfath  Boidit  über 
einzuführende  Verbesserungen. 

Der  ^.^irgermei^^ter  kann  jederzeit  den  Sitzungen  der  Verwal- 
tungen litjiwehuen  und  sieh  an  den  Verhandlungim  bctheiligcn.  In 
solcheui  Falle  iTdirt  er  den  Vorsitz  und  Iteratlieiirle  Stimme.  In 
seiner  Abwesenheit  t  u  In  t  ein  von  den  Verwaltungen  aus  ihrer 
*  Mitte  gewühlter  Vi/.e- i'viisident  den  Vorsitz.  Auch  die  ander«! 
Aeuiier  und  üescbufte  vertheiluu  die  Verwaltungen  uuter  sich  oadi 
ihrem  Ermessen.  Nur  zu  der  Wahl  des  YenechneES  mm  der 
Qemdnderath  zustimmen.  Die  Mitgliedschaft  bei  den  Terwattna- 
geB  ist  ein  unbesoldetes  Ehrenamt;  der  Yeiteehner  hami  jedodi 
eine  Besoldung  erhalten.  Aerzte,  Chirurgen  u.  s.  w.,  wetehe  des 
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Anstalten  Dienste  leisiku,  werden,  unter  Genelmiiguug  dca  Gemeinde^ 
rathes,  von  Jeu  Verualtuugeu  bestellt. 

Was  die  Vermögeusverwaltung  anbelangt,  so  siod  die 
bnniiuix  de  bian&isaBee  und  die  eommissloiis  des  hospices  eiviles 
veipfiichtet,  zu  allen  anssergewOhiiliclien  Handlungen  die  Genehmi- 
gung des  Gemeinderathes,  der  ProvinzialbehOrden  oder  der  Regie- 
rung einzuholen.  Zur  Annahme  von  Geschenken,  L^ten  oder 
Stiftungen,  zur  Erwerbung  von  Grundstöcken  und  Bealrechten  be- 
darf es  der  Genehmigung  dos  Königs,  wenn  os  sich  um  Beträge 
von  mehi"  als  3000  fr.  bandelt.  Diese  Genehmigung  ist  auch  er- 
forderlich für  alle  Verniügen^vcnin^isorungcii.  Die  Genehmigung 
des  ständigen  Aussehus^os  diT  Provinz  hiuhs  beigebracht  werden, 
wo  OS  sich  um  die  Annalinio  vuu  üescbonkon  und  Erwerbungen 
im  li'.'trage  von  unter  3000  fr.,  um  Voräusserungen,  Tiiusch,  Jfy- 
l)ütliekonbcl;iaiung  von  Grundstücken,  um  Veriacbtungeu  auf  liin- 
gerc  Zeit,  um  Kapitalanlagen,  iVnleibtn  u.  s.  vv.  handelt. 

Unter  den  Einnahmen  der  Anstalten  spielen  natürlich 
'  die  Stiftungen,  Legate  und  Geschenke  und  deren  Erträge,  femer 
aber  die  Gemeindezuschfisse  eine  bedeutende  Bolle.  Ausserdem 
aber  flieasen  den  Anstalten  auch  gesetzlich  bestimmte  Abgaben 
und  Gebühren,  wie  z.  B.  Abgaben  von  Schauspielen,  ferner  Straf- 
und  Konfiskationsgelder,  endlich  die  Erträge  von  Kollekten,  Samm- 
lungen, die  Einlagen  von  Opferstocken  u,  8.  w.  zu. 

Im  Code  civil  ist  die  Detheiligung  von  Privaten  an 
der  offen tli eil  et)  Woliltlifitigkeit  geregelt.  Das  Prin/ip 
der  alten  Gesi-l /.gebung,  dass  Dis)H»siü(iiieii  unter  Lebenden  oder 
auf  den  Tudesfall  zu  Gunsten  öffontlaher  Institute  nur  gültig  sein 
aollen,  wenn  der  Souvorain  seine  Genehmigung  hierzu 
durch  ein  Dekret  gegeben  habe,  wird  hier  saukiionirt.  — 

ni.  Eä  ist  im  Bisherigen  öfter  TOn  Bettel-Depots  (des 
depdts  de  mendidtQ  die  Bede  gewesen.  Eine  Darstellung  der  den 
Bettel  und  jene  Institute  betreffenden  Gesetzgebung  ist  ffir  die 
Kenntnias  der  belgischen  Armengeset^ebnng  unerlfisslich. 

An  anderer  Stelle  ward  ausgeföhrt,  daas,  wie  in  anderen 
europäischen  Staaten,  so  auch  in  Ddgien,  Bettoiverbote  weit  in's 
^littelalter  zurückTeichen ;  dass  eine  häufige  Wiederholung  solcher 
Vorbote  sich  nöthig  machte;  dass  aber  dem  Uebel  auch  hier,  wie 
anderwärts,  auf  direktem  Wege  nicht  beizukomnien  war.  Hier, 
wie  anderwärts,  bedurfte  es  eben  erst  der  Milwirk:jjJL;  der  präven- 
tiven ArmenpHege,  tlie  es  möglich  war,  den  Kopre.s^ivmaasregeln 
einigen  Erfolg  zu  sichern.  Die  belgische  Gesetzgebung  hat,  gleich- 
zeitig mit  der  Betjiündung  der  oben  gestbiidorteu  Anstalten,  ihre 

42* 
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Bqffessivmaasregeln  in  einer  besonderen  eigenthOmlichen  Foin 
ausgebildet,  ohne  aber  hiermit  sonderliche  Erfolge  zu  erzielen. 

Im  letzten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts,  als  man  allge- 
mein den  Grund  der  Unwirksamkeit  der  isolirteii  Bettdordniingen 
zu  bestellen  betrann ,  ward  durch  die  Staaten  von  FJaiidera  ein  f 
Plan  des  Vikoiiite  Villain  XIV.,  Grand  bailli  de  la  ville  de  Qand,  | 
verwirklicht,  der  es  auf  Errieb  tun«,'  eines  Korrektion3hau3^  in  i 
Gent  absah,  in  welchem  unter  Anderem  verurtheilte  Bettler  ver-  i 
wahrt  und  während  ihrer  Verwahrung  regelmibsig  beschäftigt, 
systematisch  wieder  zur  Arbeit  gewöhnt  werden  sollten.  Die  Ao»* 
fulumng  deB  Planes  hatte  mit  grossen  Schwierigkaten  ra  lAmpfto, 
gelang  aber  dann,  wurde  mit  Olüek  audi  anderwltarti  Tenocht, 
und  wurde  dem  alten  Uebel  gewiss  einigen  Einhalt  gethaa  halwo. 
Aber  die  politischen  Ereignisse  g^gen  Ausgang  des  Yorigea  Ja]l^ 
hunderts  unterbrachen  die  Entwickelung.  Die  Beschlüsse  des  KoB^ 
vents,  die  Gesetze  des  Jahres  V.  Heesen  Institute  ^ie  die  ron 
Villain  vorgeschlagenen  nicht  aufkommen.  Der  Bettel  uahm  aber- 
mals mächtig  überhand.    ?]rst  durch  ein  Gesetz  vom  5.  Juli 
1808  suchte  mau  ihm  einigermaasen  wieder  zu  steuern.   Die3e$  | 
Gesetz  schuf  elien  jene  mehrerwähüten  »depöts  de  mendicit^'.  Es 
heisst  dort  folgende  rmaasen : 

„Art.  1.  Der  Bettel  ist  im  ganzen  Umfang  des  Beichei  Terbotw. 
Art  9.  Die  BetUor  jedes  DepurtementB  weiden  angehaltcB  and  in  dM 
Depot  des  DepartementB  verbracht,  sobald  dasselbe  errichtet  sein  wird. 
Art.  3.  Wabroud  der  ersten  zwei  Wochen  nach  Errichtung  jedes  Depots 
bat  der  Präfekt  des  Departements  öffentlich  bekannt  zu  machen,  dass  &icli 
alle  Bettler  und  solcshe  Pmonea,  welche  ohne  Sohsistensinlttd  sind,  to  du 
betreffende  Depot  zu  begeben  haben.  Art  4.  Nach  dem  Tage  der  dritten 
suli'heii  }5ekanntinachiini<  wird  jedes  Individuum,  weMir.s  im  Departement 
bettelnd  angetroffen  wird,  mit  Ermächtigung  der  Ürt^bchürde  dorcb  die 
Oensdltnii^et  oder  andere  IGlitairpersonen,  aufgegriffen  und  soifivt  smi 
Depot  gehneht.  Art.  Die  Bettler -Vagabunden  werden  nach  dem  "Dtr 
tentinnshause  verliracht.  Art.  6.  Jedes  Bettlerdepot  wird  Knft  MM" 
besonderen  Dekretes  errichtet  und  eingerichtet." 

Hiernach  bedurfte  es  zur  Einsperrung  der  Bettler  und  Vaga- 
bunden nur  eines  Verwaltungsaktes  und  polizeilicher  Ordre. 

Der  Code  penal  von  1810  hat  die  Bettler  und  Vagabunden 
der  Jurisdiktion  der  «tribaoaux  correctionels"  unterworfen;  gleich- 
zeitig wurde  das  StrafprozeesTer&hren  eniepredieiLd  geregelt  Bin 
Gesetz  vom  16.  Hai  1848  milderte  das  Maas  der  korrektioneOin 
Bestrafoog  des  Bettds  und  der  Yagabo&dage  ood  Uberwus  die 
AbarCheilang  den  ein&chen  Poliieigeriehteii. 

An  der  Einrichtung  des  Betteid  cpots  wurde  Manches  geändert, 
eist  im  Jahre  1822,  dann  1825.  im  letzteren  Jahre  gab  es  ftr 
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die  neun  Provinzen  Belgiens  5  solche  Anstalten.  Aber  sir  waren, 
trotz  aller  an  der  Organisation  vorgenonmieiien  vermcinrliclicn 
Verbesserungen,  mehr  und  mehr  ausgeartet  zu  .Harbergen,  wo 
Faullenzer  aller  Art  nach  ihrer  Bequemlichkeit  sich  niederliessen, 
um  sich  auf  Kegimentsunkosteu  und  sehr  zum  Schaden  der  Ge- 
mändefinanzen  fftilieni  zu  baBen*.  JÄm  baite  beeondfin  darin 
9WUB1  Gnind,  dass  man  jedem  Beiiäer  den  Eintritt  in  diese  An- 
stalten freistellte  nnd  gestattete. 

In  diesem  Ponkte  sachte  das  Gesetz  Tom  3.  April  1848  Wandel 
zu  schaffen,  indem  es  nur  bestrafte  Bettler  oder  Yagabonden,  oder 
solche  Personen,  welche  mit  einer  besonderen  Legitimation  ihrer 
Annenbehörde  versehen  waren,  in  die  Depots  aufzunehmen  gestat- 
tete, die  Aufnahme  dor  erstcren  aber  den  Verwaltungen  auch  zur 
Pflicht  machte.  Die  Armenbehördon  konnten  Nichtvcrurtheilten 
die  Legitimation  verweigern.  0*>s(  hah  die5s,  so  gab  »"s  ein  ein- 
faches Auskunftsmittel:  der  Legitimationssurhende  Hess  sich  wegen 
Betteins  bestrafen.  Da  aber  die  Kosten  der  Linterhaltung  im  Depot 
die  Gemeinden  stark  belasteten,  duldeten  sie  oft  lieber  den  Bettel, 
als  dass  sie  anch  nur  straffällige  Bettler  oder  Vagabunden  zur 
Anzeige  brachten. 

Mein  Gewfthrsmami  benrtfaeiit  auch  die  Erfolge  der  neuesten 
Befoim  der  d^pdts  de  mendidtö  keinesw^  günstig,  nnd  in  der 
That  bat  es  nicht  den  Anschein,  als  wenn  mit  diesen  Instituten 
auch  nur  in  der  repressiven  Sichtung  das  Richtige  getroffen 
wiie. 

In  einem  Punkte  hat  das  Gesetz  von  1848  jedenfalls  eine 
nützliche,  aber  auch  dringende,  Reform  eint^^pführt.  Es  hat  die 
jugendlichen  Bettler  und  Vagabunden  aus  der  Gesellschaft  der 
Erwacii-eneii,  mit  denen  sie  sonst  im  Depot  gemeinschaftlich  ver- 
wahrt wurden,  gerettet.  Die  jugendlichen  Bettler  und  Landstrei- 
cher, wenn  sie  für  das  Depot  qualilizirt  sind,  werden  jetzt  in  be- 
sondere Anstalten  verbracht,  und  da  mit  landwirthschaftlicher 
Arbeit  beschäftigt.  Sokher  Bettnngshftnser  (.^coles  agri- 
coles  de  r^forme*)  bestehen  zur  Zeit  zwei,  einee  ftr  Knaben 
SU  fiuysselede  und  eins  iür  Ifftdchen  an  Beemem. 


Es  bleibt  mir  noch  übrig,  zn  zeigen,  wie  sich  die  Einrich- 
tungen des  belgischen  Armen weses  in  der  Praxis  bewährt 
haben.  Leider  umfasst  die  treffliche  statistische  Arbeit  des  Herrn 
M.  P.  Lentz,  auf  welche  ich  für  die  folgenden  Mittheilungen  be- 
schränkt bin,  in  den  meisten  ihrer  Angaben  nur  den  kurzen  2eit- 


ÖÖ4 


lanm  von  1850  bis  1860,  einen  Zeitnumi  noeh  dazu,  m  weldiM 
kein  einziger  irgend  crlieblicher  armeogesetzlicher  Akt  flült.  £b 
ist  daher  nicht  möglicfa,  Das,  was  die  neueste,  noch  jetzt  gfiltige 
nnd  im  Vorhergehenden  dargestellte  Gesetsgebnng  ^eisiiet  hat, 

zu  vcri^loiclicn  mit  den  Wirknup^cn  früherer  Gesetz».  Bb  ist  nur 
moglicli,  die  Erfolge  oder  Misserfolge,  welche  die  nnTer&ndert  be- 
staudonen  Kiiiiichtungen  wfthrend  jenes  Dezenniums  gehabt  halwi, 

zu  konstatircn. 

In  der  l^Iitle  jenes  Zeitraumes,  im  Jahre  1856,  hatte  Belint^n 
2531  selbständige  Gemeinden  und  2514  Bureaui  de  bieufaiaance, 
aber  nur  174  Omimissions  d'hospicos. 

1.  Von  1844  bis>  1858  waren  die  Einnahnien  uml  Aus- 
gaben der  Bureanx  de  bicnfaisauce  und  wareu  dieZah- 
len  der  von  ihnen  Unterstützten  folgende: 


1814 
IHI,") 
IHl« 
1817 

ISIS 

lt>i9 
1850 

1S51 

I8r.2 

1&">3 
1854 
1855 

i.sr.6 

1&'>7 
1858 


Binnahmeii. 

fr. 

10,17.r>Sl 

i(V-'rtr>ir>2 
ii,;)r)<k')5y 

12,1:j8442 
11^76778 
ll,513i}27 

10,  Hr»<U()4 

l(),a)H7:52 
i().a'i()7:u 

11.  »;ji;i27 

12,214736 
12,886525 
12.3:59245 
13,111020 
ll,9dfi433 


Ausgaben, 
fr. 

8,42f>531 

8,  rK>4<nM; 

1(),278W3 
10,(57  7(576 
10.11 1<  ISO 

9,  U33»84 
9,229518 
8,818159 
8,895959 
!i,G;i5189 

10.400625 
10,695093 
io,5S2r.:;2 
11,140074 
9,730785 


ITat 

Pereonon. 

594(i40 
Gr.lfilS 
735816 
779973 
741189 
7190») 
702884 

(i.bno4 

706069 
728251 
759184 

7is:i33 

676877 


2.  In  den  nadisiehenden  Jahren  unterstützten  die  Bd- 
reaux  de  bienfaisance  folgende  Gruppen  und  bezttglicb 
Kategorien  von  Armen: 

Einppschriebonc  unterstfitzungsbc- 
dürltigo  Hauilialtungon  .... 
Diese  Uaushultimgeu  bestanden  aus 


Es  'wiuilrn  üiatsiichlicb  diirch  die 
Burcau's  imterstQUt,  entweder  in 
Pensionen  oder  in  besonderen  An- 
stalten : 

Altersschwache,  Kränkliche,  Un- 
heilbare   

Findlinge,  rerlassene  Kinder  .  . 

Irre,  Tanbattunme,  Blinde   .  .  . 

Bettler  in  den  Depots  nnd  in  den 

Rcttungshüuseru  

Zn  Hanse  erhielten  regelmtosire, 

dwienide  ünterstütznng  .  .  . 
Zn  HaiMe  erhielten  vorübergcheiide 

UntentOtinng  in  besond.  FlUen 


IBM 

1849 

1854 

1868 

143782 

< 170146 

173187 

1585% 

612676 

736684 

74S310 

682988 

14598 

1702 
723 

17887 

23(^8 
718 

i(5i;r»i 

2676 
868 

15380 
2617 

583 

1135 

929 

7M 

401428 

467014 

460665 

1768S7 

280128 

9M774 

tisno 
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Dio  Zahl  «l<'r  Tu  t<MslütztPii  und  die  Ausgabon 
(li'f  Biui'uirH  vortliei Iten  sich  im  ersten  und  letzten 
.lahre  «h'r  obi<,n'n  fünfzehnjährigen  PtiiiMlc  auf  die 
Provinzen  deti  K ünijjjreichs  folgendtrniüa.sen: 


1844 

18M 

Zahl  (l  Un- 
terstützten. 

Ausgaben  d. 
Bfireau's. 

lir. 

Zain  li.  Vn- 
teröitit/teu. 

Ausgaben  d. 
Bflrean^g. 
fr. 

Antwerpen  .  .  . 
Brabant  .... 
lleniieprau    .   .  . 
Westtlandeni    .  . 
Ostflaadem  .  .  . 
Lflttteli  .... 
Limluirg  .... 
Luxemburg  .  .  . 

4.  Das  Verm 

16612 

iiMir. 

1148(>i) 
40135 

4100 
29309 

ö|.,'en  an  Ii 

406518 

l,179r.72 
l,:t44S(i;5 
l,M3or.:54 
1,8*23714 
776046 

3181  rt 

9:^397 
193834 

etrenden  G 

113otl.'> 

it>4:^r>4 
138537 
45151 
:5'>418 
5274 
33643 

üieru,  wel 

630270 

1,  ft:;r)ü02 

!,;')( tttl'.)2 

2,  (tsS724 
l,715(Hi6 

938318 

iWl71 
S89093 

i  hes  die  Bü- 

reau's,  die  llu.-iitize  und  die  llüspiiiller  im  Jahr  ISöO  hesasseu  und 
die  Küutenbezüge,  welche  ihneu  hieraus  zuflössen,  geht  aus 
lern  hervor: 


liattcn 

nichtii Verbauten  GrunUbcsitz  von  . 
flbcrbauten  ChrundbesitB  von  .  .  . 

■-ip  rrlneltcn  cino  I'rnti'' 

vom  niclitQberbauten  Gnmdbesitxe 
.   flbcrbattten  . 


Die  boreaux  de 

bicnfaisance 
h.     a.  c. 

40104  UU  86 
121  50  78 

fr.  2,272212 
«  142198 


IKe  Hospize  und 
Hospitäler 

h.      a.  c. 

35328   07  74 
189  S6  9S 

2/)77816 
29422a 


Wahrend  der  Jahre  von  l.^.'U  bis  Ib'iV)  wurden  den  Armen- 
anstalten Schenkungen,  Stiftungen  u.  s.  w.  im  Betrage  von  über 
18  Millionen  Franken  zugewendet;  während  der  Jahre  von  1851 
bis  1860  flössen  ihnen  2777  einzelne  solche  Gaben  im  Betrage 
von  zasatnmen  Uber  22  Millionen  Franken  ko. 

5.  Veber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Hos- 
pise  und  Hospitäler,  sowie  fiber  die  Zahl  der  darin  Verpfleg- 
ten ibhlen  fortlaufende  statistische  Angaben.  Bas  Departement 
dar  Justiz  hat  im  Jahre  1856  nur  die  Hauptposten  des  Budgets 
dieser  Anstalten  für  das  Jahr  1853  publizirt.  Hiernadi  wurde  die 
Gesammtausgabe  derselben  für  jenes  Jahr  auf 

fr.  7,584578,92 

veranschlagt,  und  zw^ir  wurde  angenommen,  daaa  von  dieser  Summe 
die  Verwaltuugskosten,  Besoldungen  und 

Anschaffungen  fr.    7i3(>3b,i8  od.  10% 


666 

dis  ordentL  tmd  aiuserordfliiiliohen  Lasten 

und  Scbiüd«a  fr.  1,521459,42  od.  20% 
diß  VÜQfu-'  lind  der  Krankendienst  .  •  ,  4,624139,43  ,  61 , 
die  Aufsicht  und  das  Bechnungswesen  .  ,     55908  1.g5  ,  07, 

Andere  Aus^iraLeii  ,     Hi6260,a4  .  02, 

absorbiiTu  uürdeü. 

Im  Jahre  1860  betrugen  die  Kosten  der  Verpflegung  in 
den  vcrschitMleneu  Hospi/eii  und  Hospitälern  des  LumJes  für  den 
Tag  zwiiscben  ISV*  c.  (für  Waisenverpflegung)  und  2  fr.,  meist 
1  fr.  —  1  fr.  50  c 

6.  Im  Jahr  1827  wann  die  6  d^p(>t8  de  mendieiti 
Landes  (zu  La  Gambre,  HoQgstraeten,  BnigM,  Anven,  BecUifliiB 
und  Namur)  dnrchsclmittlicli  tftglidi  von  2666  BetUem  betudit 
Die  Beehnnng  des  Jahres  weiset  936737  YerpflegimgBtBgs  mf; 
die  Verpflegungskosten  betrugen  im  Ganzen  fr.  139493,23  (zwischen 
27  und  34  oente  pro  Tag),  wovon  die  Gemeinden  fr.  1380&ä,]5 
tmd  die  Regierung  den  Eest  zu  zahlen  hatte. 

Seit  1h:J0  bestanden  nur  noch  5  Bettlerdepotä,  dazu  kamen 
seit  1849  zwei  Kettuugshiiuser.  Folgende  Zahlen  ireben  für  die 
Periode  von  1831  bis  186Ü  Aufschluss  über  die  Üevulkerung,  die 
Anfonthiiltsdauer.  dio  Verpfl^gungskost^'n  in  diesen  Anstalten: 


Jahr. 

Bevölkerung  der 
Anstalten. 

Miniere  Bevölkerung 
pro  Tag 

Zahl 
der  Ver- 
pflegunga- 

Tage. 

Verpde- 
gingi' 

EOBtM 

im  Jahic. 
ü. 

Freiwil- 
lige. 

Ver- 
urtheilte. 

Zusam- 
men. 

in  den 
Depots. 

in  den 
Rettungs- 
häasern*} 

1831 

1278 

226 

1504 

2917 

794777 

279740 

im 

8(»3 

514 

1307 

2599 

749520 

239397 

1371 

490 

1861 

2832 

910315 

316110 

mo 

2125 

614 

2739 

3094 

1,0;V2.%8 

404255 

1843 

3903 

1495 

5488 

3901 

1,424633 

b'Mm 

1846 

:)073 

8505 

857S 

4241 

1,547864 

1849 

1907 

4432 

t>339 

3777 

92 

1,345731 

605606 

1882 

833 

4508 

4840 

3951 

603 

1,255032 

536149 

18  f.." 

64S 

5540 

6089 

4239 

763 

673541 

Iböb 

268 

3280 

3543 

32&4 

841 

881011 

ÖO9072 

1860 

884 

8097 

8431 

2899 

844 

893531 

5I8S81 

7.  Die  Zahl  der  Findlinge  und  (von  bekannten  oder  un- 
bekannten Eltern)  verlassenen  Kinder,  weiche  dem  Armen- 
wesen zur  Last  fielen,  sowie  die  Kosten  ihrer  Verpflegung  und  die 
Betheiligung  des  Staates  an  diesen  Kosten  (letztere  beiden  Mo- 

*)  Die  Zahlen  der  bi  den  SetfnagahawMra  seift  1818  Teq^icila  riii 
leit  eben  dieser  Zeit  aiuh  in  der  voihergehenden  finbrik  ulk  «aÖakn. 
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mente  von  1851  ab)  sind  für  den  Zeitraum  von  1841  bis  1860 
aus  folgender  Tabelle  ersichtlich: 


Jahr. 

7tt1i1   Aar  Vinrl. 

linge  and  verlass. 
Kinder. 

Unterhalts  -  und 
VerpflegmigskoBteii. 

fr«       '  c. 

Deuieuiguiig  mr 

Staits-Kassp  an 
den  KoBten. 

1841 

6976 

1843 

6727 

1846 

6015 

1847 

7143 

1849 

770S 

1851 

7446 

603291 

7i 

1^5954 

1853 

7847 

623159 

99 

132812 

1855 

7882 

672864 

88 

123227 

mi 

6828 

601879 

26 

106829 

1859 

5864 

540923 

31 

987Ö8 

1880 

5754 

5185S7 

72 

94608 

Im  Durchschnitt  dor  Jahro  1821  -1832  waren  jährlich  8840 
Fmdlinge  und  verlassene  Kinder  zu  \erpflegen  und  der  durch- 
schnittliche Verpflegungsaufwand  betrug  für  den  Pflegling  fr.  72,40 
im  Jahr.  Die  DordischniitsBahl  der  Pfleglinge  betrug  für  die 
12  jährige  Periode  Ton  1849  bis  1860:  7204  imd  der  dnrdhechtiitfe- 
Uehe  Aufwand  fr.  844i6. 

8.  Die  Kosten  der  Terpf legung  und  des  Transportes 
Fremder  und  solcher  Belgier,  deren  Tlnterstützungs- 
domizil  nicht  zu  ermitteln  war,  betrugen  in  folgenden 
Jahren: 


1841: 

fr.  27887 

1851: 

fr. 

29999 

1843: 

„  31097 

1853: 

<> 

109997 

1845: 

,  34566 

1855: 

n 

139993 

1847: 

.  41000 

1867: 

1» 

132909 

18«9: 

■  69914 

1859: 

» 

147096 

1860: 

fr.  146887. 

0.  Aus  der  nachstehenden  Tabelle  wird  ersichtiüch,  wie  sich 
in  einer  längeren  Jahrenreihe  zu  einander  verhalten 
dip  Aufwände,  welche  die  bnreaiix  de  bicnfaisance  aus 
ihren  Mitteln  für  das  Armenwesen  machten,  die  Bei- 
träge der  Gemeinden  zu  den  Kosten  jener  Büreairs, 
sowie  der  Hospize  und  Hospitäler,  die  unmittelbar 
aus  de r  Gemeindekasse  für  das  Armen wesen  verwandten 
Summen^  die  aus  den  Trovinz-Kassen  und  die  aus  der 
Staatskasse  geleisteten  Beiträge:   (s.  pag.  658.) 

läne  Addition  dieser  Summen  z.  B.  fttr  ^  Jahre  1853  und 
1856,  fnr  irelehe  aUe  Babriken  ansgefSUt  sind,  wfirde  aber  kon 
rioht^  Bild  der  GesammtsofivflDde  fBr  das  belgische  Armen- 
wesen  geben.  Denn  erstens  fehlen  in  der  obigen  AnfsteUnng  die 
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Jahr. 


1. 

Loistungeu 

der 
bureaux  de 
bionfftisaoce 

aus  ihren 
Fouds 

lt. 


2. 

Beitrüge  der 
(.Tenieiiidcn 

y,u  den  Kosten 
der  Inn .  de 
bieaf,  der 

Hospize  und 
Uospit&ler. 

Ir. 


3. 

Direkte 
Ausga])Cii 
der  Uemein- 
den  für 

das  ArmeO' 
wesen. 

fr. 


4.  5. 

Subsidien 


1832 

1838 

1840 
IMt 
1.S47 
IS.-iO 

18.->:j 
im'y 

1869 
1860 


t;,r);t2ii3 
<;,!»942:« 


1,893132 

2,^MSls.{ 
2,221 12M 
2,ir)25«)G 
2^äti9öl 


1,505414 

1,712>»71 

i,7s(;r)2H 


3!»7:>.37 

446413 
414649 


330160 
314074 

391071 
381H)74 
3VJm 

wm 

«(18000 

mm 

756000 


Ausgilben  der  Ilospiy.p  und  Hospitäler,  und  dann  sind  in  der  Ru- 
brik 3  gewisse  Tosteu  doj)pelt  enthalten,  weil  sie  den  Gcmcinde- 
rcchnungen  entnommen  sind,  wo  natürlich  auch  die  Audgabeu, 
welche  ersetzt  wurden  und  die,  welche  zur  Bezahlung  geleisteter 
Vorschilsse  verwandt  wurden,  aufgenommen  aind.  Weiter  ist  an- 
zunehmen,  dasB  gewisse  Theile  der  Summen  der  Bnbnken  4  und 
ö  aach  in  anderen  Bubriken  mit  Tenechnet  sind. 

10.  Im  Jahre  1860  bestanden  in  Belgien  11  Taubstum- 
men- nnd  Blindenanstalten.  £9  wurden  darin  folgende 
bedürftige  Pfleglinge  behandelt,  und  die  Anstalten  erhidtea  die 
nacbbezeichneten  Unterstützungen  aus  der  Staatskasse: 

Behandslte  Taubstiunme     UatentOtztingen  aot 

dnr  Staatskasse. 

82835  fr. 
31607  , 
3Ö9Ö7  . 
82668  , 


und  Blinde. 

1851 

253 

1852 

247 

1853 

277 

ia54 

283 

1855 

276 

1856 

288 

1S57 

293 

1858 

297 

1859 

288 

1860 

883 

33020  » 
34780  , 
36307  „ 
34800  . 
38802  • 

In  einem  Bericht,  welcher  in  einer  Kammerverhandluog  Tom 
April  1857  fiber  die  wirfihschaltlichen  ZustSnde  des  Landes  er* 
stattet  wurde,  ward  mitgeibcilt,  dass  von  den  909000  Familien 
des  Landes  80030  in  gutem,  3730<)()  in  leidlichem,  446ÜÜ0  in 
dürftigem  Zustande  leben;  266000  unter  den  letzteren  lebten  von 
öffentUcher  Unterstutzmig;  von  100  Belgiem  ~  so  nahm  der 
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I    :  ßerirlit  an  —  waren  9  wohlhabend,  42  befandni  sirli  erträglich, 

«iliür  lebten  im  Elend;  am  1.  f)ktober  185C  hal)c  die  Zahl  der  l)e- 

  kannten  Bettler  88019  botrairni ;  danintLr  -1^041  solche  uiüiin- 

licben  Geschlechts !  Das  wären  allerdin<j;s  keine  Thatsachen,  welche 
dem  belgischen  Ai  iuL-nweseu  zur  Lhie  gereichten.  Indess  es  muss 
dahin  gestellt  bleiben,  inwieweit  jene  Angaben  auf  richtiger  Be- 
nriheilung  dar  Dinge  nnd  auf  genauer  Keantiass  der  ZnetlUide 
K  berohen.  Es  ist  nicht  mdglich,  die  Zahl  der  Offentlieh  ünter- 

-  ^  stützten  auf  Gmnd  dner  amtUchen  Publikation  zu  ermitteln,  in 
I  f:  welcher  jede  Angabe  Qber  die  Zahl  der  in  Hospizen  nnd  Hospi- 

-  ^  tftlem  Verpflegten  fehlt» 

^  ^  In  der  Zahl  der  von  den  buroaux  de  bienfaisance  Unter- 

■>'J,  *  stützten  zeigt  sich  in  der  Periode  von  1844  bis  1800  keine  aut- 

'■'^l  ^  fallende  Steigerung.    Ebenso  in  der  Zahl  der  Bettler,  wulclie  in 

ilijt  3»         ■  den  Bettlcrdepots  nnterhalten  wurden,  seit  1831,   Die  Zahl  der 

Findlinge  und  verlassenen  Kinder  hat  sich  in  der  Periode  \oi\ 
^  1841 — 18G0  eher  vermindert.    Die  Gcmeinde-Ausrr;iK'n  für  das 

jji,:  /:^  Armenwesen  sind  zwar  in  einer,  wenn  auch  nicht  kuublanien,  Slei- 

ck  fl<ii*'  gerung  begriffen;  aber  es  ist  nicht  zu  konstatircn,  inwieweit  dieser 

Umstand  zu  Lasten  des  Wacbsihums  der  Armemsahl,  inwieweit 
f^i>'  er  zu  Lasten  der  Steigerung  der  Verpfiegungspreise  kommt 

'0^^'-  Den  besten  Maasstab  für  die  ^nrtheilung  der  Wirksamkeit 

der  hellsehen  Armengesetzgebnng  werden  die  bureaux  de  bien- 
jjfjiJe'*  faisance  abgeben,  welche  gleiehm&ssig  über  das  Land  verthoilt 

jjjjjji?  sind.   Theilt  man  die  Periode  von  1844—1858  in  di-ei  fünfjährige 

\a^'  'T'« rinden,  ßo  zeigt  sidi  folgendes  Bild  der  Wirksamkeit  jener 

i  _  Institute : 

'     ^  Es  wurden  von  jenen  Instituten  verpüegt  und  bezüglich  un- 

terstützt: 

fr  Yon  Id^lÖ^  durchs.  700626  Pen.  mit  einem  Aufwand  von  7,6107ö5  fr.  oder 

.  *  10,72  fr.  pr.Koiif. 

.  1849—1858     ,     698092    ,     •     .         «      .  9,302182  fr.  oder 
^,  13,s.-H  fr.  pr,Kopf. 

^i.  .1864-1858    ,    709046    »    »     ,        •      ,  10,5rjä22  fr.  oder 

ji.  14^£c.pr.Ko|>£ 

'^'^  Die  erheblich  steigenden  Ausgaben  haben  nicht  eine  gleiche 

-•i).  Steigerung  des  Zudrangcs  zu  den  Anstalten  hervorgerufen,  sind 

""^ '  also  wohl  nicht  der  Ausdruck  für  eine  reichlicher  werdende  Unter- 

i''-^-  stülziin<r  des  Einzelnen,  sondern  nur  der  A?isdrnck  für  die  stei- 

^i^:  genden  rrpi^r«  der  Lebensmittel,  der  äxztlichen  B Ulfsleistungen, 

iiii-'l*'^'^  der  Medikamente  u.  w. 
■0.  Ey  betrug  im  Jahre  1856 : 

US 
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Die  Zahl  der  von  den  Bur.  de  bieof.  dauernd  UnterstQtztea   .  .  4Ö6701 
Der  vierte  Thril  clpr  Zahl  der  Torübergchend  Unterstützten    .  .  MISS 
(Es  wird  augenümmca,  dass  vier  vorübergebende  ünterstütsiin« 
gen  gleich  einer  danerndea  Bind.) 
Die  Durchschnittszahl  der  in  den  Depots  Terwahrfen  Bettler  .  .  4406 
Dazn  flas  Dreifache  als  Scbätzungszahl  der  ausserhalb  der  Dttpotl 
befindlichen,  von  den  üemcinden  unterstützten  Bettler     .  .  .  13215 

Die  Zahl  der  Findlinge  und  veriaseenen  Kinder   7627 

,     w    „  nntersMUiten  Tanbttonimen  und  Blinden  ....  988 
Pfleglinge  der  Hospize  und  HoepitUer,  jede  der  174  ioieher  An- 
stalten stt  100  PflegUngen  angenommen  .  .  .  ■  ■  17400 

Zasammen  573367 

Sind  die  vorstehenden  Angaben  richtig,  so  lebten  in  BelgicQ 
im  Jahre  1856:  573367  Personen  von  öfl'entlicher  Unterstützung. 
Belgien  hatte  nach  der  Zählung  vom  15.  Oktbr.  1856:  4^29461 
Smvoluier.  Also  waren  damals  13^«/o  der  BelgiscfaeD  Berölk»- 
niiig  OffenfUeli  untersMtet  worden.  Allerdings  ein 'starker  Fio- 
zentsats,  aber  doch  noch  weit  nnfcer  der  landlftnflgen  Amuhme. 
Dass  es  indess  nieht  das  Verdienst  der  in'  vielen  Stfieken  «afp 
schieden  mangelhaften  Belgischen  Armengesetsgebong  ist,  wenn 
jener  starke  Prozentsatz  —  wie  wohl  angenommen  werden  darf  — 
nicht  erheblieh  steigt,  wird  aus  einer  Vergleichung  der  die  bel- 
gische Gesetzgebung  beherrschenden  Grundsätze  mit  den  in  der 
JEinleitung  zu  diesem  AVerke  aufgestellten  Grundsätzen  erhellen. 

Zum  Schlüsse  mnp^e  folgende  Bemerkung  des  Quellenwcrkes, 
aus  welchem  die  obige  Darstellung  geschöpft  ist,  Platz  tiuden: 
Es  heisst  da  auf  Seite  70:  ,Die  mittlere  Jahresansgabe  der  bu- 
reaux  de  bienfaisance  beträgt  7,105456  fr.,  die  Ausgabe  der  Ge- 
meinden fBr  das  Armenwesen  durehsehnittlich  1,527098;  maa 
kann  die  Jahresgesammtansgabe  der  Hospize  auf  5,000000  fr. 
anschlagen;  so  dass  in  mnder  Snmme  13,700000  ft,  jlbrliek  is 
Belgien  fOx  die  ölfentlidie  Armenunterstfltznng  yeransgtbt  waidoi» 
also  noch  nicht  ganz  2,70  fr.  pro  Kopf  der  BeTölkerang.  Es  gisbt 
wenig  Länder,  wo  dieses  Kopfbetreffniss  so  genau  ermittelt  wer- 
den kann,  und,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  meisten  öffentlichen 
Woblthätigkcitsanstalten  reich  begüterf  sind,  und  dass,  wenn  ihre 
Mittel  nicht  zurriLiien,  die  Gemeinden  Zuschüsse  gewähren  müssen, 
so  wird  PS  einleuchten,  dass  nur  ein  sehr  begrenztes  Qpbiet  für 
die  Leistungen  der  Privatwohlthätigkeit  übrig  bleibt,  welche  uoch 
dazu  völlig  freie  Hand  hat,  in  Gemeinschaft  mit  öffentlichen  In- 
stituten zu  handeln  und  so  deren  Leistungen  zu  ergäuzeu." 


Abs  .  .f' 

Etile,  ' 

kr  ...2 

j  .  . .  * 
^.berilr 
 I» 


Ktfnigreicli  der  Niederlande. 


Von 


berCitB^ 

,     ^  Dr.  M.  M.    Baumhauer  im  Haag. 

^  Historisohe  Skizze.  Wiewohl  Karl  der  Grosse  schon  in  seinen 

Uiü^^  im  Jahre  HOß  in  Nymwegen  erechieiienen  Eapitnlarien  seine  nüssi 

eltt^^  Donunid  Teipfliditete,  illr  ibre  Armen  zu  sorgen,  nnd,  obwohl  die 

^  *  Kloster,  wie  anderwärts,  so  auch  bei  uns,  im  Mittelalter  den  Armen 

KBiB^^'  einett  Zoflochtsort  gewUhrten,  so  datirt  doeh  eine  einigermaaaen 

ba^^^^  geregelte  Armenpfl^  in  den  Niederlanden  erst  ans  dem  vittnehn* 

jBBtls-'  ten  Jahrhundert,  wo  zuerst  zahlreichere  Stiftungen  zu  Armenunter- 

ü-y^  *  "^tiitzungszweeken  errichtet  wurden.    In  diesem  und  den  folgenden 

ia^^-'"''  Jahrbiinderteii  wurden   in  den  meisten  Städten  Krankenhäuser 

ist  F>^  (gasthuizen)  und  GottoHhäu'^R*  für  Waisen  gestiftet,  während  arme 

,j _.,•]:<•'  Familien  und  erwachsene  einzelne  Arme  in  ihren  Wohnungen 

j^^.'i'-if"  unterstützt  wurden  (hulHzitten-anncni.    Die  stadtischen  Verwal- 

'  tuugen  ernanni^jn  achun  damaln  Armen  Verwalter  (Heiligengeist- 

.f  , Villi:"  meesteren);  indessen  vormisst  man  noch  Plan-  mid  Prinzipmässig- 

, , .  keit  in  der  Yertheilung  der  Gaben. 

,  Erst  Im  sechszehnten  Jahrhundert  gewahrt  man  audi  in  dieser 

M  ^-  letzteren  Beziehnng  erhebliche  Fortscfaritte.  Die  erste  Anregung 

^  zu  einer  gnmdsfttzlicfaen  Organisation  des  Armenwesens  gab  die 

■■■i^'!^  Schrift  des  bekannten,  in  den  Niederlanden  wohnenden  Spaniers 

^''^Kti  Johannes  Ludovicus  Vives,  betitelt  ,de  subventione  pauperum*. 

^  '^00'^  Diese  berühmte  Schrift  ward  verfasst  und  zum  ersten  Male  im 

'  Jahre  1526  gedruckt  auf  Veranlassung  der  Verwaltung  der  Stadt 
^rögge;  sie  erschien  in  späteren  Auflagi»n  zu  Paris  (1530),  zu 

'''^fc^j  Leyden  (1532),  dann  in  einer  holländischen  Uebersttziuig,  im  Jahr 
15^)6  in  Antwerpen,  in  einer  französischjeu  Uebersetzung  im  Jahr 
lööÜ  zu  Lyon  und  wurde  auch  in  Spanien  verbreitet. 

Die  nächste  Veranlassung  zu  seinem  Buche  hat  dem  Verfasser 
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die  bekannte  Armen  Verordnung  der  Stadt  Ypcrn  (vom  Jahr  1525) 
—  Onlonnaiitiü  van  Yperen,  gemaect  op  bot  onderboiidcu  der 
armen  luyden  —  geißelten.  Diese  Verordnung  wurde  die  Gruiillage 
der  späteren  ArnicnonlnunLrt  n  in  den  Hauptstädten  der  Niederlande. 
Für  Holland  wurde  sie  iiis  all''t!nit'int'  ViTordnUHLr  den  Stadien 
und  DOrtiiu  anempfolileii  in  der  Stiiudcvcrsammlimg  vom  U.Ja- 
nuar 1528. 

Es  scheint,  dass  diese  ersten  Schritte  die  Veranlassung  zu 
dem  bekannten  Plakate  Karls  Y.  vom  7.  Oktober  1531  gewordea 
sind,  dessen  Entwurf  erst  den  Ständen  von  Holland  vorgelegt 
wurde  und  welches  die  Verhfitung  und  Bestrafim^  der  Bettelei 
und  die  Errichtung  allgemeiner  Kassen  fnr  jede  Stadt,  Faiecine 
oder  Dorfgemeinde  zu  jeglicher  Unterstützung  der  Armen  ebne 
ünterscliied  zum  Gegenstand  hatte. 

Benierkenswcrtli  i>t,  dass  schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert 
in  den  meisten  Verordnungen  der  Städte  der  nördlichen  Nieder- 
hmde  die  bürgerliche  Annenpflege  zum  Prinzip  erhoben  ist; 
sogar  in  der  bischOfliclicn  Stadt  Utrecht  (Verordnung  vom  Jahre 
1413).  Das  l'lakat  Karls  V.  fand  daher  viel  weniger  ^Viderstand 
in  den  nördliclien,  als  in  den  südlichen  Niederlanden.  Durch  das 
Plakat  der  Stände  von  Holland  vom  2.  Mär/.  1575  wurde  dun 
jenes  Prinzip  vollkommen  sanktionirt.  Stimmte  es  doch  auch 
durchaus  m  den  Grundsätzen  der  Beformatlon,  welche  hizwiscfaeD 
festen  JBoden  im  lande  gewonnen  hatte!  Ifit  dem  Begiiuw  ^ 
siebzehnten  Jahrhunderts  dagegen  stellt  sich  die,  hier  also  nevete, 
kirdilicho  Armenpflege,  welche  durch  Diakone  geübt  wurde,  der 
bürgerlichen  an  die  Seite. 

Dass  übrigens  der  Zustand  des  Armenwesens  im  siebenzehnteu 
.hihrlnmdert  niangelbaft  gewesen  sein  muss,  ergiebt  sich  aus  der 
grossen  Sterblichkeit  in  einzelnen  Jahren,  wie  z.  D.  im  Jahre  1G<K). 
1602,  1017,  1G24,  lG2o,  IGof),  1Ü5G,  lÜUG,  ferner  aus  der  groSM'ii 
Zahl  der  liesttdienden  Kranken-  und  Posthäuser,  endlich  aus  dou 
häniigcu  Ivlageu  über  Bettelei  und  Landstreicherei,  über  Zunahme 
der  Zahl  der  Findlinge.  Gegen  Ende  des  siobenzehnten  und  in  der 
ersten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  besserte  sieh  der  Zu- 
stand. Dies  war  die  Zeit  der  Stiftung  und  Ausdehnung  der  Qottei- 
häuser,  welche  durch  Legate  und  Erbschaften  reich  ausgcststtet 
wurdw.  Insbesondere  die  sogenannten  Hof j  es  (freie  Wohmmgen 
für  Arme)  entstammen  grösstentheils  dieser  Zeit  Auch  fing  man 
an,  die  Armen  in  industriellen  Unternehmungen  und  in  Arheits- 
brmsorn  zu  beschäftigen,  freiUeb  jedoch  meist  ohne  sonderiicliea 
£*rfolg. 
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'  Gegen  Ende  de«;  aclitzehnteri  Jahrluinderts  ist  durch  die  Be- 

t  «iltei  tbeiliguug  der  StaatscjewiiU,  an  diMu  Ariueawcseu  für  die  Entr- 

■nife'^  wickeluiig  des  letzteren  ein  neuer  Schritt  getlian  worden. 

^k'Siti  der  Konstitution  von  1798  sollte  die  Armenverwaltnng 

kaiii  ^  in  der  ganzen  BepabUk  nadi  einheitUchrai  Plane  geaetelich  ge- 

:>Ici|Ri]u  regelt  werden.  Die  VolksreprSsentanten  verlangten  Angaben  Qber 

die  Art  und  den  Zustand  aller  Eapitalien,  Verwaltungen  und 
e  rsnSts:  Stiftungen,  welche  aicb  auf  den  Unterhalt  der  Armen  und  das 

liei^f-  Armenvreseir  fiberhaupt  bedefaen.  Man  entwarf  ein  iillgemeines 

Eiijäji«^  Gesetz  für  die  Annenpflege,  welches  zwar  am  15.  Juli  1800  ver- 

iiao^  k'i'  kündigt  wurde,  jedoch  nie  in  Kraft  getreten  ist. 

itSUij.?»*-  St^it  nsi  und  besonders  seit  1795  hatten  sich  die  wirth- 

scliaftliclicii  Ver!i;iltnis-ie  des  Landes  erheblich  ViTschh-chtert;  die 
Zunahmt'  der  .Schtiuit-ula^^t  (von  1795  bis  1H04  .stirtr  staats- 
•rvi^HLy'  schukl  um  3:>9  Millionen  (iiilden),  die  81(Hkniii,f  d'-r  Ge.scliälle  in 

v-I-iiJ*^  Folge  der  fian/.üüischen  (iewallherrichai'L  sowie  zalilreiehe  Aus- 

iuEji  s'j--  Wanderungen  wareu  theils  ürsaclien,  theils  Symptome  jeuer  Br- 


,  Lkr 
villi  «i^- 


THe  heutigen  gesetslidhen  und  fiiatsSohlioben  Zustinde. 
Das  f  undamentalgesetz  Tom  Jahie  1815  Art  220  legte  der  Ke- 


.  ^yjic  gienmg  die  Verpflichtung  auf,  för  die  Wohlthfitigkeitsanstalten  und 

die  Er/.iehung  der  Armen  zu  sorgen  und  jährlich  den  Ständen  (Stiten 


generaal)  einen  Bericht  zu  erstatten.    Seit  1816  sind  diese  Be- 
pichte  jährlich  erslattei  und  im  Druck  erschienen,  und  zwar  seit 
^  1847  in  sehr  voluminöser  (iestall.    I)as  Gesetz  vcini  2S.  Novhr. 


1S18,  weh  lies  in  Belgien  bis  zur  Einführung;  des  Gesetzes  vom 
18.  Febr.  islf),  in  tlen  Niederlanden  bis  zum  28.  J\mi  1804  in 
".i^:            Kraft  blieb,  beschränkte  sicli  auf  die  Bestimmung  des  Ortes,  wo 
''^'^V                 Dürftigen  Unterstützung  verlaugeu  köimten.    Dieses  Gesetz 
^i"^,  ^           nahm  zwar  als  Begel  den  Ort  der  Geburt  als  Unterstütsungs- 
•r^'  -             wohnsitK  an,  bestimmte  aber  gldchzeitig,  dass  dieses  Domizil  ver- 
ii'^'^'             loren  werde  durch  vierjährige  ununterbrochene  Anwesenheit  an 
3. ■''^7^.           einem  anderen  Orte,  und  hinsichtlich  der  Frauen,  durch  Verehe- 
tiat'ü  -'V            lichnng  der  frau;  bei  Kindern  sollte  sich  bis  zur  Qrossjäbrigkeit 
fi^ "^^            der  ünterstützungswohnsitz  nach  dem  der  Eltern  richten;  Fremde 
sollten  durch  sechsjährigen  Aufenthalt  am  nämlichen  Orte  ein 
jfiiJti-^             TJnterstützuugs-Domi/'.il  erwerben.    Dieses  Gesetz  bewährte  sich 
anfänglich  gut,  wurde  aber  aUmälig  verschlechtert  durch  eine 
S^^t   


*)  Vergl.  J.  de  ikisch  Kemper,  geschiedkiuidig  ondenoek  naar  de 
annoede  in  oos  VaUcrlaud.  llarlem  1Ö61. 
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Beihe  von  königlichen  Beschlüssen,  in  denen  die  Tendenz  maai- 
gebend  war,  die  Verwaltung  der  Wohlthätigkeits-Anstatteft  Wr 
sentlich  zu  beeinflussen  und  die  fakultativen  Bestiramungen  des 
Gesetzes  iu  oblio:alorische  umzuwandeln.  Die  kirchliclien  Verwal- 
tungen fühlten  sich  in  ihrer  Unabhängigkeit  angegriffen.  Es  eat- 
stand  eine  Keihe  von  Prozessen  über  den  Ersatz  geleisteter  Vor- 
schüsse; einige  Gerichtshöfe  entschieden  zu  Guusion,  andere,  wie 
auch  der  Kassationshof,  zu  Ungunsten  der  Ünaldiäugigkeit  der 
kirchlichen  Arpicnpflege,  nalunen  also  an ,  dass  auch  die  letztere 
dem  AimengeBeftat  unterworfen  sei.  Nach  Art  9.  aoEten  die  Be- 
stimnwngett  des  Oesetn»  keinesweges  den  bestehenden  reglemen- 
taiien  Veroidnmigen  Aber  Unterhalt  ond  ünterstAtnmg,  wdche 
dmch  Diakonien  und  andere  lircfaliche  Verwaltongen  an  dürftige 
Einwohner  verliehen  werden,  derogireu,  während  der  Art.  12  dem 
König,  der  Deputirten-Kammer  und  den  Gemeinden  das  Schieds- 
riditeramt  übertrug  in  Streitigkeiten  zwisohoa  den  kirchUchen 
Arraenverwaltnngen.  Lftztero  Rt^stimmmig  war  es  eben,  welche 
aeit  1H30  zur  Beschränkung  der  Unabhängigkeit  der  Diakonien 
und  zu  ihrer  Unterwerfung  unter  königliche  Beschlüsse  benutzt 
wurde.  Das  Rückforderungsrecht  von  der  einen  an  die  andere 
Armenverwaltung,  anerkannt  im  Art.  13,  führte  allmälig  zu  einer 
streng  gesetzlichen  Organisation  des  Armenweaens  und  zur  Pro- 
klamirung  der  Unterstfltzungspflichi 

Der  Art  195  des  Fundamentslgesetses  vom  Jahn  1840  «ot* 
halt  die  ansdrttcUiche  Beeümmnng,  dass  die  Annenvenrattuig 
fortan  einen  Gegenstand  der  BegierangsttdUigkeit  büden  soUe. 
Naeh  einem  Gesetzentwürfe  Ton  1851  sollte  die  kircUidie  AmNn> 
pflege  beschränkt  und  der  bürgerlichen  ein  grOsaeter  Spielraum 
gegeben  werden.  Dieser  Entwurf  rief  einen  Storm  Ton  Petitionen 
hervor,  welche  an^  allen  Gegenden  des  Landes  an  den  König  und 
die  Kammern  gerichtet  wurden.  Diese  Petitionen  waren  die  Vor- 
läuf(!r  der  Krisis,  welche  im  April  1853  mit  dem  Sturze  des  Mi- 
nisteriums endete. 

Von  den  3506  Verwaltungen  zur  Unterstützung  von  Haus- 
armen  waren  am  31.  Dezember  1850  2230  rein  kiiclüiclie  Ver- 
waltungen, 1179  aUgemeine  aber  bürgerliche,  79  zugldeh  kirdi- 
liche  und  borgarliehe.  Ton  den  Verwaltongen  der  entea  Slsaae 
erhielten  nar  454,  von  denen  der  zwdteii  aber  779,  mid  m 
denen  der  dritten  Klasse  61  Beiträge  aus  Gemeindemitteln. 

Zwei  Drittel  also  sämmtlicher  Verwaltungen  waren  damals 
kirchliche  und  beinahe  zwei  Drittel  von  ihntti  erhielten  sich  te- 
digUcb  dorch  freiwillige  Beiträge. 
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Das  neue  Armengeset/,  vom  20,  Juni  1854  vertritt  den^Grund- 
iö-itüi'  ^'^^^^  ^'^^^        Kirche  sich  so  frei  als  niöglieli  bewegen  müsse, 

r;...r..  insoweit  dadurch  die  Rechte  und  Verptlichtungeu  des  Staatüij  nicht 

^,  ^  >  beeintai&cbiigt  werden.  Die  Kirche  allein  soll  ihren  Einfluss  ans- 

]  .•nff.  i  ^  ^  Sammlung  der  Mittel  zur  kirchlichen  Armenpflege, 

r'   Jft  welche  ganz  freiwillig  ist  und  wozu  der  Staat  Niemanden  verpflich- 

^  f  ten  kann.    Es  lag  in  der  Tendenz  des  Gesetzes,  die  Armenpflege 

alliuälig  ganz  wieder  in  die  Hände  der  Kirche  zu  bringen  und 
vik'f       ^  lediglich  auf  den  freien  Wohlthätagkeitssinn  der  Privaten  zu  be- 
i  äfoft^  gründen. 

Da  die  Regierung  das  ihr  vorbehaltene  übcraufsichtsrecht 
nicht  ausziiübe!!  vermag,  wenn  sie  nicht  in  steter  Keuntniss  von 
der  Kxistt'iiz  und  di'ii  Li  isliiiiiri'ii  der  kirchliolioii  Anuenanstalten 
id  teJbtJ^'  erhak<'n  bleibt,  so  wurden  im  Gesetz  die  folgenden  JJeätimmungen 

getroffen: 

■  ^    t  1.  Alle  jene  Anstalwu  sollen  über  ihre  Einrichtungen  und 

^  "  ^  Aber  ihre  Verwaltung  regelmfissige  MitUieilungen  an  die  Regierung 

f ,**r|^,  gelangen  lassen.   (Art  7.) 

''^  ,  2.  Sie  sollen  verpflichtet  sein,  dann,  wenn  der  Zweck  der 

^  t  ^  Anstalt  sich  erledigt  hat^  alle  Besitasungen  und  Einkfinfte  der- 

selben  zu  einer  diesem  Zwecke  möglichst  ähnlichen  Bestimmung 

zu  verwenden.   (Art.  9.) 

^3.  Sie  sollen  verpflichtet  sein  zur  Erstattung  genauer  Jahrea- 

rechenschaftsberichte. 
bJ''^' „  4.  In  diesen  Bericht^'u  soll  die  Zahl  der  untei'ätützteu  Per- 

sonen  angegeben  werdt'ii.    (  \rt.  12.) 

5.  Auss  er  für  iSauiniluiig<  ;i  in  den   Ivircbpn  wälueiid  des 
■-•i'tiiA^            (TMltesilienslos  und  t'iir  .Saniniliiii'.;!'!! ,  weicht'  in  den  Häusern  der 

^  Genleindeglieder  zu  Gunsten  der  Auslallen  eben  dieser  Geineiude 

jjUidi^  angestellt  werden,  soll  für  alle  Sammlungen  die  Genehmigung 

isda^,^  der  Regierung  eingeholt  werden.   (Art.  13.) 

6.  Die  Verwaltungen  sollen  den  Bedarf  nachweiaen,  wenn 
sie  Beiträge  aus  den  bürgerlichen  Kassen  verlangen.  (Art  19  u.  äO.) 

Die  kirchlichen  wie  die  bürgerlichen  Verwaltungen  haben  ein 
Bfickforderungsreeht  für  geleislete  Unterstützungen  an  die  Unter- 
stützten, an  ihre  Bluts-  und  Anverwandten  und  an  ihre  Verlassen- 
•jji^''*  schart  (Art.  49  bis  ö3);  dag^en  besteht  kein  Hecht  inolir  zur 

jglH0^-  Rückforderung  von  Pfieg'eknst^'n ,  aneli  kein  Erbredit  der  Anstalt 

^jH^*^  dem  f'nterstülzten  ge;L,''eniiber.    (Art,  04.) 

.  yit;^  Dil'  Aiineiiptlege  wird  den  kir(  hliehL-n  wie  den  Trivatwohl' 

^\,ri-  ^  thatigkeits-Anstalten  völlig  überlassen.    (Art,  20.) 

j^'  Cmmingbau «,  Ariueupfleg«.  ^ 


Digitized  by  Google 


I 


866 

Wftbrend  dita  Geseti  von  1818  die  l'ragiB  von  dem  Bedit  d« 

Armen  auf  Unterstützung  unentschieden  liess,  entBcbeidet  das  neue 
Gesetz  dieselbe  wenigstens  nüttelbar  dureli  die  ausdrückliche  Be- 
stimmung, dass  die  Unterstützung  der  Armen,  einzelne  Fälle  aus- 
genommen ,  kirchlichen  und  Privat-Wohlthätigkeits-Anstalten  zu 
überlassen  sei,  dass  eine  bürgerliche  Verwaltung  den  Armen  nur 
unterstützen  darf,  nachdem  sie  sich  überzeugt  hat,  dass  der  Arme 
keine  Unterslüi/.ung  von  kirchlichen  oder  Privatanstalten  erlangen 
kann  und  dennoch  die  äusserste  Noth wendigkeit  vorliegt  (Art.  20 
und  21).  Die  bürgerliche  Armenverwaltung  oder,  wenn  eine  solche 
maugelt,  die  Gemeinde-Verwaltung,  entscheidet  in  erster  und  letzter 
Instanz  auf  das  Untetstütsuogs-Qesueh.  (Art  22.)  An  die  Untn<- 
stützQDg  können  solche  Bedingungen  gelmfipft  werden,  welche  dm 
Gesetze,  den  guten  Sitten  und  der  OffaitUchen  Ordnung  nidit 
widerstreiten.  (Art.  23.)  Der  Gcraeinderath  bestimmt  im  Monate 
Dezember  jedes  Jahres  das  Maximum  der  Unterstützung,  welche 
im  n&cbäten  Jahre  nach  der  Jahreszeit,  der  GrOsse  der  Familie, 
dem  Alter  und  den  Körperkräften,  den  Armen  gewährt  werden 
kann.  Pi*'  nutor>tnt7,itnijf  soll  so  wenig  als  möglich  in  baarem 
Oelde,  viL-liiK'iir  in  der  Kegel  in  Speisen,  Brennmaterialien,  Klei- 
duni^,  l)»4tiuig  und  Wohnung  gewalirt  werden.  Der  Gemeimii^rath 
kaim  bei  ausserordenllicht'n  Anlassen  im  Laufe  des  Jahres  das 
festgesetzte  Maximum  für  eine  bestimmte  Zeit  mödifiziren.  (Art.  26.) 
Kosten  der  Ueberbringung  von  Geisteskranken  in  InreiiiiiiBtattai, 
von  Bettlern  und  Landstreichern  in  die  BetUer-Koloiuen,  <lie 
Kosten  der  Verpflegung  von  Kindeni,  deren  Mütter  in  GeftagnisNA 
sind,  und  die  von  ihren  Müttern  nicht  getrennt  werden  kfimien, 
werden  aus  der  Kasse  derjenigen  Gemeinde  bestritten,  in  welehft 
diese  Personen  ihr  Uuterstütznngsdomizil  haben,  sonst  ans  der 
Staatskasse.   (Art.  26.) 

Das  T'nterstützungsdomizil  ist  die  bürgerliche  Gemeinde,  wo 
der  Arme  geboren  ist.  (Art.  27.)  Von  dieser  Regel  sind  verschie- 
dene Ausnahmen  ßtatuirt.  So  \<t  der  "Wohnort  der  Kliern  das 
ünterstützungs- Domizil ,  wenn  KiniJi'i  jreborcn  sind  in  oiner  Ge- 
meinde, wo  die  Eltern  ihren  gewöhnlicheu  Aufenthalt  niiht  Lutten, 
z.  13.  bei  Geburt  in  Kranken-  imd  Gebähr-Anstalten,  Gefängnissen, 
Bettlerkolonien.  Wenn  die  Gemeinde^  wo  die  Eltern  ihren  Wolm- 
sitz  gehabt  haben,  nicht  bekannt  ist,  wird  der  Geburtsort  als 
Unterstützungswohnsitz  angenommen.  Findlinge  und  Teriasasiie 
Kinder  werden  angesehen  als  in  der  Gemeinde  geboren,  wo  v» 
der  öffentlichen  Armenpflege  anheimgefallen  sind  (Art.  28).  Fremde 
haben  ihr  Unterstätzungsdomizil  in  der  Gemeinde,  wo  m  sechs 
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T.^  isic'..  Jahre  hiuter  einander  gewokuL  habeu,  ohne  der  Armenkasse  zur 

^^ii  Last  ge&Uen  zu  sein.  (.Vrt.  30.)  Die  yerhciratheto  Fran  ist  naeh 

tvaHati-  AtiflOaung  der  Ehe  am  ÜDterstützungsdoinM  des  Mannes  unter- 

Bok^i  stfitzangsberechtigt;  ehelieh  geborene  oder  dureb  den  Vater  an- 

ftäl-Jiä  erkannte  mindeijfthpge  Kinder  an  dem  des  Vaters,  nnehdiche, 

]9  jsiia:  nicht  durch  den  Vater  anerkannte  an  dem  der  Mutter.  Sind  beide 

^^ks  Eltern  todt,  so  tritt  wieder  der  Gebartsort  an  die  Stelle  des 

üoä^^  eigentlichen  Unterstutzungäwolmsitzes*  Arme,  deren  Unierstützui^^ 

itTiiräc^'  domizil  nicht  zu  ermitteln  ist,  können  sich  wegeu  ünterritützungeu 

faaiii;  an  die  Staal.skasse  wenden.    Die  Req-iernnir  kann  ^ie  in  Arraen- 

kaSS^^  kolouieu  oder  in  anderen  An^talieii,  'isclciie  zur  Arbeitvorschaffung 

u^i'  oder  zur  Versorgung  der  Arnien  bestimmt  sind,  verweisen. 

xArih^-i  Hauptuuingel  des  Gesetzes  liegt  jedenfalls  in  den  JL3e- 

Stimmungen  über  den  Unterstuizungswohnsitz.    Die  allgemeine 
•„,-.  ^ib.  reformirte  Kirchenorduung  vom  23.  Juli  1852  enthält  die  Vor- 

^^.-^•^  Schrift,  dass  der  Anne  nnteratfitzt  werden  solle  an  dem  Orte,  wo 

'.'l'/Ji'  ^        befindet.  Die  2lrmeren  Diakonie-Verwaltungen  benutseen 

nun  erU&rlieher  Weise  mit  Vorliebe  die  mit  der  kirchlichen  nicht 
fibereinstimmende  bürgerliche  Vor^hrift  als  Vorwand,  um  die  Last 
der  Armenpflege  den  Gemeindeverwaltungen  aufzubfirden. 

Die  Annahme  des  Geburtsortes  ab  Unterstützungswohnsits 
liegt  im  Interesse  grosser  Gemeinden,  und  namentlich  solcher, 
.  deren  Bevölkerung  durch  Zuwandirung  von  Aussen  iiihrlich  er- 

'^^^^^  heblich  wächst.  Sie  hat  den  Druck  der  ArmenpH*  iro  sehr  «Tschwert 

t  für  kleine  und  bodürfiitfe  Genieinden,  welche  "weiien  Mauj-els  au 

.  Handel  und  Verkehr  von  ihren  Angehörigen  in  den  kräftigsten 

.  ^  Jahren  viellach  verlassen  werden.     l>ie.«i*'  wandern  niei<t  nach 

^■f,"  grossen  Städten  und  gerathen  oft,  uaciidt  in  sie  die  l^iulachheiL 


^^^^ 


der  Sitten  und  der  Lebensart  abgelegt  haben,  in  späteren  Lebens- 
jahren in  Noth.  Dann  fallen  sie  der  annen  Gcburts^Gemeinde 
zur  Last.  Aua  einer  Vergleichnng  der  Volkszählungen  der  Jahie 
k  1849  und  1859  ergiebt  sich,  dass  in  diesen  zehn  Jahren  auf  dem 

Lande  25818  Männer  und  20604  Frauen  mehr  aus-  als  eingewan- 
i'^  ^  dert  sind.   Vom  üebeischuss  der  Männer  wanderton  1385,  von 

iii»^  dem  der  Weiber  197i'8  nach  den  37  Städten,  während  die  üebri- 

iil:!''*^  gen  vermuthüch  iu's  Ausland  gegangen  sind.   Auf  lOüÖO  £in- 

«l'/^  wohner  waren  in  der  Genu  indt-  wo  sie  gezählt  wurden,  geboren: 

id  'i'^  ,  im  Jahre  1849:  6909,  im  Jahre  1859:  68G0. 

(r^'^^  Uni  den  Zustand  des  Arnienwesens  in  den  Niederlanden  richtig 

-d^^^  zu  beurtheiUni,  muss  mau  das  Verhältniss  und  den  Zustand  der 

vKffl  f^  beiden  herrscliruden  Konfessionen  kennen.    Ks  kommen  hier  auf 

dreidsig  Einwohuer  ungefähr  achtzehnt  Protestanten  und  zwölJ 
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Katholikon,  Die  Protestauten  bilden,  wie  den  zahlreicheren,  so 
auch  den  wohlbabeuderen  ßestandtlieil  der  BevölkeriiDg.  "Wäh- 
rend die  meisten  protestantischen  kirchlichen  Verwaltungen  wegiu 
reichlicher  Beiträge  von  MitgliediM-n  der  Kirchgemeimie  ilio  Hülfs- 
gelder  aus  Oemeinde-Kasseii  entbehren  können,  zieht  iu  den  ka- 
tholischen Provinzen,  Kord-Brabant  und  Limburg,  alle  Axm&n- 
pfiege  bd  Weitem  am  nieisteii  ans  den  bfirgerlicheD  AimeBfer-< 
waltnngeii. 

Die  Statistik  des  Armenwesens  hat,  insoweit  sie  fiOr  die 
Niederlande  bescliafft  werden  kann,  doch  nur  einen  sehr  rehttim 
Werth.  Die  Zahl  der  unterstätzten  Personen  wird  sehr  wilMhr- 
lich  bnstinnnt,  da  mau  die  unterstützten  Familien-Hftapter  iftUt, 
nnd  diese  Zalü,  um  die  Zahl  der  unt^^rstützti'U  Personen  zu  pmiit- 
teln,  mit  vier  oder  fünf  multiplizirt.  Auch  hat  die  Keniitaiss 
dieser  Zahl  wenig  zu  bedeuten,  w^uu  man  die  Art  der  Unter- 
stützung (ob  vorübi  ri^cht'nd  oder  dauernd?)  nicht  genau  bestim- 
men kann  und  uiclii  wi-iss,  nb  das  nämliche  Individuum  von  einer, 
oder  mehreren  Armenverwultuugen  Unterstützung  erhfilt.  Dazu 
kommt,  dass  die  kirchlichen  Verwaltungen  gesetzlich  verpflichtet 
sind,  den  ganzen  Betrag  ihnff  Ausgaben  der  Begi^Qg  iDitai- 
theilen,  wSbrend  sie  ihre  Einnahmen  nur  insoweit  anzugeben  inbeo, 
ab  sie  ans  milden  Gaben  bestehen.  Die  Haupt-Einnahmen  dies^ 
Verwaltungen,  di^enigen,  welche  aus  eigenen  Fonds  fliessen,  blei- 
ben also  der  Regierung  völlig  unbekannt 

Vor  1854  erhielt  die  Regierung  überhaupt  keine  regehuäs- 
sigen  Berichte  von  den  verschiedenen  Verwaltungen.  E>  ergiebt 
sich  aus  dem  Berichte  von  1854,  dass  von  49(jO  Verwaltungen 
1054  in  früheren  Jahren  keinen  Bericht  erstatteten.  Seitdem  ist 
nach  Art.  10  des  Gesetzes  jede  VerwaUung  zur  Berichterstattung 
verpflichtet.  Statistische  Vergleichungen  zwischen  früheren  Jahren 
und  der  Jahreiin-ilie  seit  1854  sind  also  unmöglich. 

^Vir  geben  jetzt  die  Zahl  der  Verwaltungen,  üenosseuschaften, 
Kommisstonen  und  Stiftungen,  welche  die  Unterstützung  der  Amen 
zom  Zweck  haben,  von  drei  za  drei  Jahren  nach  Nummern  ge- 
ordnet an,  damit  die  Bezeichnung^  der  Terschiedeuen  Bolvi- 
ken  in  den  folgenden  Tabellen  nicht  wiederholt  zu  werden 
brauchen: 
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1£» 

iA  .  j. 
et 


■Die 


II. 
III. 

IV. 


L  Anatalten  xnr  Untentfttziuig  der 
HatnaniMi  

Anstalten  zur  ITiitorstfltniog  von 

ver«chiiraten  Armen  

Anstalten  zur  Austhcilasg  von 
Lebensmitteln  im  Winter  .  .  . 
Anstillten  zur  T'nt('r.stützung  von 
dürftigen  "Woclinerinneti    .    .  . 

V.  Gotteshäuser,  entweder  fOr  Pflege, 
ünterriebt  nnd  Wobnong,  oder 
Mos  far  Wohnung  (HoQes)  .  . 

VI.  Krankenhäuser  

yn.  brenanstalien,  insofem  Arme  da- 
rin aufgenommen  werden  ,  .  . 

VIII.  Arbeitshäuser  

K.  Verwaltungen  ohne  Arbeitshäuser 
zur  Beschaffung  von  Arbeit  für 
Arbeitdoie  


1864. 

18B7. 

18G0. 

1868. 

1866. 

aTill 

145 

146 

15a 

164 

172 

155 

l.'}3 

127 

122 

121 

49 

49 

51 

68 

53 

687 

682 

695 

707 

705 

57 

52 

55 

58 

60 

11 

11 

11 

11 

41 

40 

42 

37 

36 

78 

68 

1  «. 

61 

59 

4iKX) 

4922 

4980 

5074 

5111 

Zusammen 

Von  diesen  Anstalten  wurden  in  jedem  der  genannten  Jahre 
verwaltet  durch: 

1854:  1857:  1860:  1868:  1866: 

Die  Gemcinrlen  nnd  (lureh  die  Oeioein- 

den  und  die  Kirche   1506     1469     1481     1488  1489 

Die  Kirche   2777    2865    2912    2993  9084 

Privat-Personen  und  Genossensehaften     617      588     587      593  588 

Für  die  Kommissionen  zur  Austheilung  von  Lebensmitteln, 
ist,  sofern  die  Austheilung  in  Portionen  stattfindet,  die  Zahl  der 
rnterstützten  unbekannt.  Die  Zahl  der  Personen,  welche  von  den 
übrigen  Arten  \ön  Verwaltungen  und  Anstalten  unterstützt  und 
verpflegt  wurden,  erhellt  aus  Folgendem: 


1854. 

1857. 

1860. 

1868. 

1866. 

I. 

494858 

437543 

431125 

430267 

432886 

II. 

25043 

28002 

29943 

32818 

89752 

IV. 

4018 

4294 

3733 

■1420 

3874 

V. 

26737 

26160 

26426 

25783 

25756 

VI. 

19233 

20507 

18305 

16800 

18604 

VII. 

1443 

1987 

2187 

2519 

8107 

vm. 

6988 

6078 

5873 

4861 

8218 

IX, 

7073 

7045 

6439 

5064 

4787 

Znsamm. 

585898 

581611 

688381 

583^ 

531919 

Von  diesen  wurden  unterstützt  und  verpflegt  durch: 

1854:  1857:  186U:  1863;  1866: 

Gemeinde*  und  gemiedite 

Verwaltungen       .    .    .  254690  22^051  224121  224613  222762 

Kirchliche  VtrwaJtungen  .  297218  26L);)ÜO  267^55  2Gai73  277724 
PTnat-Penonen  und  ver^ 

waltiingen   83485  38630  31905  31886  31438 
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Die  YenrftUrDDgeii  «ab  Nr.  I.  und  II.  unterstötzen  die  Aimoi 
theils  in  baarem  Gdde,  tbeils  durch  Lebenamittd,  Kletdnog, 
Arzneimittel,  iheilweise  oder  ganze  Zahlung  der  Miethe  far  ihre 
Wohnung.  Es  wurden  Ton  diesen  Verwaltongeo  untentflttt  die 
folgende  Zahl; 

1854:     1857:      1860:     1868:  186S: 

Fortwiihrond  oder  wenig- 
stens näbreod  des  gan- 
zen Jahres   213175     182250     177007     188163  186426 

Torübergehena   ....    307726    283418    284061    274928  288«« 

Eine  vonibergchfinlo  Unterstnt7,iin<r  erhalten  "WörliiieriRnen, 
Kranke  und  Arbeitslose,  waiiieml  die  iji  Gottes-  und  Ineiihauseni 
Aufgenommenen,  die  letzteren  wenigstens  grössteu theils,  zu  dei 
während  des  ganzen  Jahres  Unterstfitzten  gerechnet  werden  mfiasen. 

Eine  Klassifikation  nach  Geschlecht  nnd  Alter  ist  für  allo 
Arten  von  Unterstützten  nicht  möglich;  höchstens  die  Bevl^lkenng 
der  Gotteshäuser  kann  man  in  besondere  Gruppen  hriogen.  Sie 
bestand  von  drei  su  drei  Jahren  aus: 

18,54:  1857:  18G0:  1863:  1866: 

Alten  Leuten ....     11499  11406  11366  11642  11770 

Gebrechlichen    .  .  .      2061  1937  1618  1608  1440 

Kindern                      13177  12837  13443  12688  1S546 

In  den  jährlichen  Berichten  Uber  die  Annenpflege  wird  Idn- 
sichUich  der  Gotteshäuser  emgehenderes  Detail  nicht  dargeboten. 
Bei  der  letzten  Volkszählung  (31.  Dezbr.  1859)  wurden  von  allen 
öffentlichen  Armenanstalten  nnd  Stiftimtrin  Aufgaben  Terlangt. 
Es  ergab  sich,  dass,  die  Kolonien  der  \\'olilthätigkeitsgesel]8chaft 
nicht  niitgei'  chni'f ,  ^\'aisen  verpflcfjt  wurden  in  234  Stiftungen, 
wovon  0  vi'i liuiHicn  mit  geistlichen  .Stiftungen,  84  mit  Gottes- 
nnd  Arnienhaiisern  für  Erwachsene,  2(5  mit  Stiftungen  für  alte 
Leute,  2  mit  Krankenhäusern,  während  die  übrigen  116  aus- 
schliesslich für  Waisen  bestiniinl  wan-n.  Die  Zald  der  Waisen 
betrug,  unter  Zurechnung  von  11648  Knaben  und  07  Mädchen,  in 
den  Kolonien:  10227  (6260  Knaben  und  4967  Mädchen),  wovon 
reformirt  6539,  lutherisch  657,  rdmisch-katiiolisch  2920,  inteli- 
tisch  III.  Man  zählte  nach  dem  Alter: 

Bis  m    Von  Von         Yon  Von 

10 J.   10— IIJ.    12-16 J.    16-23  J.   23.1.  u  Mter.  ünbefc 

Knaben    .  825        5d7        1533         2206  85  9 

UldcheD  .  148        603        1482        8128  148  8 

Ausserdem  waren  TOiluuiden:  fünf  Anstalten  für  Terwahrloate 
und  anne  Kinder,  mit  173  Knaben  und  195  Mfiddien.  Unter 
diesen  die  berfihmte  protestantische  Anstalt  Kiederländisch-tfettni 
mit  143  Knaben. 


I 
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Nach  dem  AUcr  von: 

(^-10  Jalm.  10-11  J.   12—16  J.  16— SS  J.  8S  J.  n.  Ilter. 

,  „    .  Knaben   .   .      5  12  95  56  5 

krfcX'::  Mädchen.  .22  29  74  68  2 

Zwölf  Erziehungsanstalten  für  arme  und  verla?!sene  Kinder 

mit  318  Knaben  und  312  Mädchen,  wovon  zwei  mit  9  Knaben 

):  K  >  und  14  Mädchen  reformirt,  die  übrigen  römisch-katholisch. 

Nach  dem  Alter  vou: 

C  0-10  Jahren.  10-U  J.  12-16  J.  16-83  J.  28  J.  n.  Uter. 

Jl  Si^  i-  Knaben  .  .    42  41  116  118  1 

Mädchen.   .73  49  86  103  1 

Z^ei  Stiftungen  mit  23  entlassenen  jugendlichen  Ge£angenen 

»:-2tiul=.2-  und  zwei  mit  <)3  gefallenen  Mädchen. 

^>ir-!l-:tr  Der  Anstalten,  worin  Arme  ohne  Altersunterschied  die  Ptlege 

j'.,.  ganz  oder  theilwei?e  erlialten,  gab  es  (Jso,   darunter  zur  voU- 

ni'^h^'  ständigen    Pflege   414;    Gottes-  und   Armeuhau.-ier   für  Arme 

..uvi  ohne  Altersunterscliied  83.  für  alte  Leute,  zur  Gewähning  von 

Unterhalt  und  Wohnung  mit  Arbeit  39,  zu  freier  Wohnung  mit 
5  oder  ohne  weitere  Unterstützung  (Hojje.^)  147. 

f  Von  den  Gottes-  nnd  Aimenhftusem  waren  26  zugleich  geist- 

i>  ^  liehe  Stiftungen,  3  Keetschnlen,  2  Anstalten  filr  verwahrloste 

^  Kinder,  16  zugleich  bestimmt  fitar  die  Krankenpflege;  Ton  den 

i^ki^-'^  Ansialten  filr  alte  Leute  zwei  geistliche  Stiftungen,  25  Waisen- 

pi^f£t  ''  häuser,  2  zur  Pflege  von  armen  und  verlassenen  Kindern,  4  zur 

,  nri<  f^-  Pflege  von  Kranken,  1  zur  Pflege  von  Irren.  Die  21ahl  der  Ver- 

pflegten  vertheUte  sich  foJgendeimaasen: 

•  Männer.  "Weiber. 


In  Gottes- und  Armenhäusern  3744  6CK)4 

^'^     .  In  AnstaHen  fQr  alte  Leute  Ilfl9  2197 

,  SS-'"'^'  In  Armr-r.-  <!7id  Arbcitshatisr.rn   707  774 

.-..jjtß'  Zar  W'üiiüung  u.  s.  w.  (.liotjes)  _^  ^315  23^ 

^irr;  Znsammen    5966  11317 

j^jij (}?*•'  Oder  nach  der  Konfession: 

\^('^^^'  Reformirt    Lutherisch.    Katbohsch.    Israelitisch.  Unbek. 


maner  .  .  4S4S  242  137»  98  8 

Weiber  .  .  7728  &8B  28ö0  105  15 

Nacsb  dem  Zivil-Stande  in: 


Ledige.  Ycrboiratbetew  Yerwittwete.  Tor  der  Ehn  geborene.  Unh. 

V^«^  :?             M&nnex  2737         1037           2174  16  1 

J.»^  !              Weiber  6515         1016           4775  U 

lif    '  Nach  dem  Alter  in: 

s.'^  Bism      Von        Yon        Ton  Ten 

^'^  10/niir.  16-28 J.  28-50J:  80-70 J.  TOJ.ttAeltere.  Unb. 

M&nner  1040    .    897         796          1086  1741  5 

Weiber  1028        411        1600         44ti5  37i»8  15 
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Aus  diesen,  durcli  persönliche  Zählung  erhaltenen  Aufgaben 
ergiel)t  sich,  dass  die  Aiii^aben  in  den  jährlichen  Reo[ierung:s-Be- 
richien  nicht,  s^olir  zuverlässiof  sind.  Die  Aufgaben  für  dio  Kran- 
Venhäiiser  haben  wenig  zw  bclinitcii.  da  dio  rflog-ftaire  iiiiliokannt  | 
siind:  noch  weniger  die  der  Irrenan^^talten ,  da  die  aus  Armeu- 
kasscn  Untorstütztnn  selbst  niidit  von  den  Uebrigen  getrenut  mA. 
Die  vornbt'rgi.lii'iide  Unterstnt/ung  giebt  überhaupt  einen  sehr 
schlechten  Maastab  zur  Beurtheiluug  der  Ab-  und  Zunahme  der 
Armnih.  Von  den  vorfibergebend  Untentfltzten  erhalten  numcbe 
Unterstatzung  von  mehr  wie  einer  Anstalt  und  werden  doppelt, 
ja  dreifoch  u.  s.  w.  gezählt.  Es  giebt  Verwaltungen,  welche  die 
swei  und  mehrmals  im  Jahre  wiederkehrenden  UnterstfitnuigB- 
Perioden  mit  der  Zahl  der  Personen ,  welche  zwei  ocler  mehnuak  j 
während  des  Jahres  unterstützt  werden,  verwechseln. 

Die  Verhältnisszahl  der  fortwährend  unterstützten  Armen  zu  , 
Bevöll-prnng  i^^t  also  das  zuverlässigste  Mittel  zur  Benrt]if>ilung  ■ 
der  W  irksamkeit  der  ArmenjiMege.    Als  fortwährend  Unterstützte  I 
können  von  den  früher  angclTilirtt'n  Klassen  nur  die  in  den  Got- 
teshäusern \er]>fiegten  angenomnnii  werden.    Man  erhält  so: 

mA\        1857:       1860:       1863:  1866: 
Fortwährend  Untentfltste     ^919    908410    S0S433    213946  212187 

Aof  10000  Einwohner  7<)l         635         610        620  597 

Dir-  Zrth!  der  lortwährend  Unterstutzten  hat  also  im  Vc^ 
hältniss  zur  lii'vülkeningszahl  bedeutend  abgenommen. 

Die  Ausgaben  sind  vollständig  bekannt  für  jede  der  drei 
Hauptkalegtirien,  dio  Kimiahrnen  nur  für  d ie  An.stalten  oder  Stif- 
tungen, welche  ganz  oder  theil weist?  unter  Oemeinde-Verwaltiing  j 
.stehen.    Von  den  Uebrigen  sind  die  J]in]ialim«  n  au.s  ihren  Be-  I 
Sitzungen,  (Häuser,  Land,  Kapitalien)  völlig  unbekannt. 


1851. 

1857.  - 

186Q. 

1868. 

Einnahmon  in  holl.  Gulden: 
Gemeinde- Verwaltungen 
Kirchliche  Vorw.nltnntjen 
Pvirst'yenral 

5,n-?4:Uo 
:!.-j-jr>-!26 

5,2'if>13(; 

5.K?7:]62 
,1,151254 

;M:i7ii.i 

6,058.^)2<) 
.'?,oi-i:V-'« 

6,67»;220 
:].o91t?42 

'  1  ^ i  ' 

Zraammen  1 9,438800 , 8,914841 1 9,838319 1 9,579727|10|a8»G2 


Ausgai/en  in  holl.  Gulden :  Ii 

Ctemehide-Verwaltunffen  5.2S0665!  4,7679921  5,19482215/534186  6,1791» 

Kirchliche  Vrrw.iltuntren  3,803940(  ^544416  4,54o.3L'H  4,.'iC2a5n  4,715089 

PriTal-VenvaltunLM.'ti  1.015.501'    98131L'  1,01:1242  I,Cr2512f»  1,111809 


Ziiviii  Tji,  n  lU.I.'UHKG  10,2l);J72ii  10,751392 11122174 12,00öt>8ü 

Die  durchschnittlichen  Ausgaben  auf  jeden  Armen  sind  jftbr- 
lich  gewachsen  und  betrugen  in  boU.  Gulden  in: 


j 
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.^:rCfi  Ii- 
•* 

i  'ikr  eis 

«>• 

nr  ^■>•■'-'-' 


■  'S- 


15 


1R54:        1857:       1860:       18C3:  1866: 
ID.Oir.        18,75  19,79        21,2a5  -'-^.^7 

Die  durchschnittlichen  Ausgaben  sind  am  grössten  in  den 
Promxeii  mit  den  gr&ssten  Stftdten:  Sie  betragen  nftmlich  in 
SadhoUand  26,3i^  23,73^  25,29.  27,S3.  28,93.  In  Nordbolland 
21,S8&.  29,80^  25^.  26^k  26,82^  Am  kleinsten  sind 
die  Ausgaben  in  den  meist  Iftndliehen  Provinzen,  in  Limburg 
7,81.  7,14».  10,28-  9,75.  12,60»,  in  Nordbrabant  13,58»,  11,70 
ll,8rP.    15,(U.    l-'\3;'>  in  lioll.  (Uildcn. 

Die  Arnienhist  ist  sehr  ungleicliinä^si«,^  unter  die  FVovinien 
verthfill.  Die  Histimrnunfron  dv's  G«'-t't/i's  ülur  das  riitcrstützniigs- 
donii/il  di  r  (loluirt  und  über  die  I{i'.-itituti"ii  der         hn-<t'  Tiiaeiion 

(genaue  Trennung,"-  nach  den  l*ro\iti/rii  uiiiur.-lirli.  Die  lol- 
gendi'  Tafel,  wofür  ^vjr  das  Aiilaii^;'^-  und  Kiuljalir  d  r  l'^-riode 
(1854  und  l?>i!t);  jjewiUiil  ir.iln'Uj  giebt  jedoch  eine  aniiulienide 
üebersicht.  • 


luo  Personen 

Ziihl  der  Uütei- 

unterstützt 

.AnsL'ahi'n  lu 

Provinzen. 

t-tützteu  j 

(•der  Art. 

anf 

Einwohner. 

holhmd. 

Gulden. 

1866 

1854 

1866 

1854  1 

1 

1866 

Nordholland  .  . 

10795S 

m 

529 

2,SU892' 

2,896550 

Geldern    .   .  . 

7«5<tö 

77321 

m 

556 

1,062365 1 

1,341012 

Friesland  .  .  . 

51781 

5'i4.32 

5(»6 

668 

1,140129 1 

1,242594 

Utrecht.    .    .  . 

1'716!) 

öl  l 

G;;.') 

-ICH  174  1 

54«5"»07 

SüUhülknd    .  . 

l(M»!tn7 

1  r)4s 

2>7;M<>i 

2,920226 

Limhurg    .    .  . 

:}sr,u; 

:,-j:U>(» 

1  517 

•jSl  ItiS 

407215 

Nordbrab.int  .  . 

miH2 

1  t;r2 

7n-2 

919099 , 

931904 

Groningen     .  . 

2«k9Hl 

l>2t 

83S 

4304251 

475781 

Seeland.    .   .  . 

2(>;i77 

H15 

S>.') 

r.-j;):i2-4 

G14»;U) 

Overissel  .  .  . 

21285 

964 

1189 

520137 1 

546583 

DrenChe   .  .  . 

4777 

4584 

1873 

2290 

86715 1 

82908 

Im  Kouigreidi  . 

531919 

553  ;  668  j 

11.130197  1 

12,005980 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass,  w&hrend  die  Gesammtzahl  der 
Unterstützten  um  63474  oder  lf),66''/o  abgenommen  hat,  die  Ge- 

sanimtausgahcn  für  das  Arraenwcr  n  um  875783  Gulden  oder 
7,87  "  0  gestiegen  sind.  Dics^e  befremdende  Thatsache  erkliii  t  i  h 
aus  den  folgenden  Gründen:  1)  Die  Abnabnie  der  V/dhl  LUler- 
stützter  ist  nicht  sowohl  gleich  zu  acbten  einer  Abnahme  der  Zahl 
der  Armen,  nh  einer  Desehränkung  der  rnterstützimg  auf  solche 
Armen,  welche  sie  wirklich  nicht  entb^lireu  können;  woraus  sieh 
erklärt,  dass  das  Quantum  der  Unterstützung  auf  jeden  einzelnen 
Armen  gestiegen  ist.  2)  Die  Preise  der  Lebeusmitlei  sind  seit 
1854  gestiegen.  3)  Die  ge;jet2liche  Bestitution  hat  eine  schädliche 
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Wirkung.  Denn,  wo  ein  Vorscliuss  als  ünterstützuDg  gegeben, 
oder  ein  Armer  unter.stützt  wird,  der  nach  dem  Gesetze  seinen 
Unterstützungswohnsitz  in  einer  anderen  Gemeinde  hat,  wiiduiidlt 
immer  die  nüthig^e  Sparsamkeit  beobachtet. 

Um  die  Wirltung  der  Vorschriften  des  Gesetzes  und  den 
Driiek  der  Armenlast  auf  die  Gesarnmtbevölkerung  (wenigstens 
soweit  die  oftiziellen  Aulgaben  reichen)  kennen  zu  lernen,  musä 
mau  von  den  Einnahmen  diejenigen  iu  Anrechnung  bringen,  welche 
am  den  indmdnellsn  finawilligen  oder  obligatoriscben  Beiträgea 
herrfihren.  Es  sind  dies  nieht  blos  die  Liebesgaben,  Kolleirteii 
nod  Einaehreibangen,  sondern  auch  die  Beitrftga  aus  den  Gemdnd»-, 
Staate-  und  FroTinzialkassen.  Wir  geben  von  diesen  BinnaluDen 
für  jede  Provins  eine  Tergleichende  üebersidit  des  Jahres  1855, 
dem  ersten,  wo  das  neue  Ge>oiz  seine  volle  Wirkung  betbttigte^ 
und  von  1866.    (s.  pag.  675.) 

Die  Gemeinde- Ausgaben  für  die  Armenpflege  bescbränken 
sich  jedoch  nicht  auf  nfitnlire  an  Wobltlmtigkeits-Anstalten  Es 
wurden  aus^^erdem  aus  den  (ienieinde-Kassen  jährlich  bedeut<;inle 
Summen  ausgegeben  für  die  Armenpraxis  oder  die  Pflege  von 
armen  Kranken,  für  die  Pflege  von  bedürftigen  Geisteskranken 
in  Irren-Anstalten,  für  den  Transport  von  Bettlern  und  Laad- 
streichem  nach,  und  für  den  Unterhalt  in  den  BettJerkoknia 
und  als  Yorschfisse  fdr  Arme,  weldie  in  einer  anderen  GemeiBile 
ihr  ünterstfltsungs-DomizU  haben.  Da  jedoch  nur  die  Brutto? 
Ausgaben  bekannt  sind,  oder  Ton  den  Ausgaben  die  restitnirteD 
Pos^  nicht  abgezogen  werden  können,  so  dass  bei  einer  As^ 
^hlung  des  Gesammtbudgets  der  Grni  inrlo  die  nlmliehea  Aus* 
gaben  oft  zweimal  vorkommen,  haben  diese  Summen  nur  einen 
sehr  geringen  Werth.  Unter  diesem  Vorbehalt  geben  wir  für 
ISnn  (für  l.'^54  nnd  1855  sind  die  Summen  unbekannt)  die  Ge- 
sammuiu?t,Mb i  n  der  Gemeinden  für  die  Armenpflege  nach  den  ab- 
geschlosäenen  Gemeinde-Beclmungen:  (a.  pag.  676.) 
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Provinzen. 

Rück- 
erstattung 

schössen. 

xrctuopur* 

u.  Unternalt 

von  BetUcrn 
u.  Land- 

Sil  i-  icii  crii . 

Irren- 
Pflecre 

[ 
1 

Kran- 

ken-  ' 
Pflege,  i 

11. 

tl. 

fl. 

tl- 

ri  uTuDTn  DSD« 

Q91AI 

9Zof  I 

'.lOlQtlll  • 

9i1  f  Q-^ 
ZI '  loZ 

.»n.J  1  Ii 

Sütlbollaud  . 

75308 

lUlf.L'l 

1 1(;3S7 

Jfordholland 

r)(;:j;;3 

81000 

100600 

70736 

Seeland  .  . 

18!»  13 

4641 

l>(tfi.3 

16430 

I'trocht  .  . 

19279 

3Ö(X>1 

10498  1 

Ftie>Iand  . 

{i-2-2V2 

m:ü 

15118 

11877 

Overissel 

iy7o2 

16202  , 

17276 , 

14161 , 
23158! 

Groningen  . 

4497S 

19761  1 

8348 

Ihenihe .  . 

9023 

2376 

2937 

Limbarg 

U4U9 

1671  1 

1.S7U5) . 

1884  1 

Beiträge  an 
Wohlthätig- 
keits-  I 
Anstalten  u. 

s  mstigc 
Ausj^;ilien. 

Ü. 


Zu- 
sanmen. 


87680 

l,<H.Mj2u7 
104212 

f)r)2io 

395694 
75217 
184954 

36837 
9010 


865416 

25^77 

832638 
1632Ö9 
iaS384 
51565H 
144606 
S8ie68 
5343S 
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Es  eutfullen  .so  an  GcnK'iiulpbeiträgen  auf  die  Bevölkeniog 
vom  Dezember  ISGfJ  folgemle  Beträge: 


Beröl- 
kerong. 

Beiträge  ' 
in  hoH.  (t. 
auf  jeden  , 
Ein-  1 
wobner.  | 

* 

BevSl- 
kerang. 

Beitrig« 

uihoU.G 
auf jeden 

Ein- 
vohner. 

SfidboUand  . 

673761 

t 

:  Seeland  .  .  . 

177832 

0.» 

Frirsl  Ulli  .  . 

292r.03 

1,76  j 

Nordbraliant 

42ß573 

>ordljuliand 

571347 

Geldern  .  .  . 

430286 

0^ 

Groningen  .  . 

1,«  .1 

f)veri8sel.  .  . 

253 1&3 

0.57 

D.Königreich 

1,14 

Drenthe  .  .  . 

104956 

Utrecht  .  .  . 

172487 

1,«  I 

>  Limburg .  .  . 

223528 

0,n 

Wfihroiid  man  in  den  Städten  oder  in  den  Gemeinden,  deren 
Bevölkernii^'  durch  Kiü\vundr'nin<.(  /unimmt.  mit  der  Wirkung  der 
Vorschriften  d*'s  (h^;iiz''s  sehr  zul'riedcji  ist,  da  die  Cicmeinde- 
beiträge  an  Wühlt  ha  tiLikeitsan.stalten  nnd  die  Kückerstattungea 
bedeutend  at)genomiiieu  haben,  so  herrscht  auf  dem  Lande  die 
allgemeine  Klage  über  den  Druck  des  Rückersatz- Systems,  da 
die  Sunmien,  welche  man  erstatte  nrass,  diejenigen,  wdche  nuui 
zurück  SU  fordern  hat,  bei  Weitem  fibertreffen.  Fflr  Kordbrabant, 
welche  Pro?inz  nur  drei  Gemeinden  yon  mehr  als  20000  Ebwob- 
nem  zfthlt,  erhob  sich  die  Differenz  im  Jahre  1866  auf  den  be- 
deutenden Betrag  von  76000  holl.  Gulden.  In  der  FlroTinz  ütrecht 
gaben  die  kleineren  Gemeinden  in  186.5  für  den  Unterhalt  ihrer 
Armen  aus:  .31G91  tl.  gegen  68ÖG  im  Jahre  1854,  die  zwei 
Hauptgemeinden  hingegen,  Utrecht  und  Amersfoord,  nur  fl. 
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gegen  4691  ü,  in  1854.  In  den  kkintieu  Gemeinden  botrug-eu 
die  Beiträge  au  Wobltbäti^'keiisanstalten  in  1865  fl.  3080  gegen 
fl.  6856  in  1854,  in  den  grösseren  aber  fl.  35683  gegon  fl.  41493 
in  1854,  so  dass  in  den  Landgemeinden  dieser  Provinz  die  Ge- 
meindeauqgaben  für  Unierbalt  und  Beitiflge  seit  1854  von  fl.  13150 
anf  fl.  34771  gesti^en  sind,  wfthrend  sie  in  den  zwei  fianpt- 
gemeinden  von  46184  auf  361305  holl.  Gulden  zurückgebracht  wur- 
den. Die  Summe  der  Gemeindeaiisgaben  für  die  Armenpflege  be- 
trug in  dieser  Provinz  in  den  Städten  in  185:")  94772,  in  1866 
19768  fl.,  in  d^n  übrigen  Gemeinden  nhor  bezüglich  1(X»487  und 
r>%91  fl.  Südholland  gab  an  Gemeindt'ljt'iträgen  an  Wohlthätig- 
keitsanstulieu  in  den  Städten  im  Jährt-  l-^ri.")  ;j'j37()(t  11.  in  1806 
506664  fl.  aus,  in  den  übricfen  Gemeindt-n  itber  18150Ü  bezüglich 
194731  fl.  Leider  fehlen  ähnliche  Angaben  für  die  übrigen  Pro- 
vinzen. 

'  Die  Bfickerstattong  der  Krankengelder  ist  eine  schwere  Last 
för  die  Kassen  der  Ueineren  Gemeinden,  deren  Annen  kostspielig 
in  den  Krankenhansem  der  grossen  Gemeinden  verpflegt  werden. 
Ueber  diese  Last  klagen  am  meisten  die  Gemeinden,  welche  viele 

Seeleute  zu  Gemeindegenossen  haben.  Um  diesem  Uebelstande 
teilweise  abzuhelfen,  haben  die  Gemeinden  der  Provinz  Groningen, 
wo  die  Schiffsleute  sehr  zaulreich  sind,  zusammen  einen  Vertrag 
abgeschlossen,  welcher  seit  dem  1.  Januar  1867  in  Wirksamkeit 
ist,  und  WDiiacli  sie  i^ef^eiiseitig'  auf  die  liückerätaUuug  der  Kosten 
für  die  Krankenpflege  verzicliten,  — 

Der  Bettel  und  die  Lan  ds  t  rcichi'rei  und  ihre  Bestrafung 
veranlassten  m  Irühereu  .lahrhunderten  mehrere  strenge  Verord- 
uungen,  worunter  die  Karls  V.  vom  22.  Dezember  1515  und  die 
Plakate  der  Stände  von  Utrecht^  Holland  und  Westfriesland  gegen 
Zigeuner  (Heydens),  Landstreicher,  Bettler  und  Diebe.  Der  fran- 
zösische Code  penal,  der  im  Jahre  1810  in  unserem  Lande  ein- 
geführt ward,  verlangt  in  Art  274  die  Errichtung  von  Bettler- 
anstalten (d^pdts  de  mendicite).  Solche  Anstalten  haben  hier  nie 
bestanden.  Es  wurden  aber  im  Jahre  1818  durch  die  Wohl- 
thätigkeitsgesellschaft  Bettlerkolonien  für  die  damalige  südliche 
Provinz  in  der  Caniiiiiie  (Provinz  Antwerpen),  für  die  nördliche 
in  Friesland,  Uverisstd  und  Dreiuhe  errichtet.  Auf  llaiilfhuden 
gestiftet,  sollten  diese  Kulouien  dazu  dienen,  um  durcli  Bettier 
den  Boden  fruchtbar  zu  machen  und  diese  Art  Bevölkerung  an 
Arbeit  zu  gewöhnen.  Die  Kolonien  sollten  .sogar  eine  ergiebige  Spe- 
kulation werden.  Sie  haben  sich  über  die  nördlichen  Provinzen  nicht 
ausgebreitet,  und  sind  jetst  Arbeiisanstalten,  in  denen  Spinnerei 
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und  Weberei,  theils  für  Kolonialzwecke,  theils  für  ilas  Heer  und 
die  Marine,  getneben  wird.  Dass  man  sich  fibor  die  Möglidikeit 
der  l'irbaltung  solcher  Anstalten  getäuscht  hatte,  ging  schon  au3 
dem  königlichen  lieschltisse  vom  12.  Oktober  1825  hervor,  welcher 
die  Pflegekosten  <ler  Bettler  den  Gemeinden  auferlej^te.  Im  Jahre 
li<bd  war  der  finair/ielle  Zustan<l  der  Wohlthätigkt'itsifost'llschaft, 
welciir  sclioii  ül'ter  Zuschüsse  aus  der  Staatska^se  t.'rb.iUeii  hatte, 
so  bedenklich,  dass  durch  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1859  eiu  Ueber- 
einkommen  zwischen  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  sanktiouirt 
wurde,  wodorch  ersteror  sich  verpflichtete,  die  Eolonieft  Ommov 
sehans  and  Veenhinzen  zu  fibemehmen  gegen  Zahlung  «iaer  Samme 
TOB  3,650000  fl.,  vfthrend  die  Gesellschaft  die  Kolonien  Fiederib' 
oord  ond  Willemsoord,  Klein*  und  Grosswaiem  und  Yledder  lär 
eigrae  BechnuDg  behielt. 

Nach  der  Volkszählung  vom  31.  Dezember  1859  bestand  die 
Bevölkerung,  welche  der  Gesellschaft  verblieb,  aas  1552  Personen 
männlichen  nnd  1502  weiblichen  Geschlechts,  wovon  1290  iind 
bezügl.  1318  Kolonisten,  81  und  bezügl.  8  Kostgängir ,  48  und 
bL'ZÜsjl.  <57  \Vai<en,  24  und  Ite/figl.  11  vorüberi^eliend  auwcsend. 
IM'J  und  bezügl.  98  bei  der  Verwaltuug  bescüäl'tigte  Personen 
wai'eu.    Unter  dieser  Bevölkerung  waren: 

Rcformirte.  Evungl.  u.  Lutherische.  Katholiken.  Israeliten. 

lOnii].  Fers.     1113  37                   330  Q 

WeibL    „       10ü2  47                  336  67 

im  Aitvr  von. 

0—10  Jahren.  10— 16  J.   16— 28  J.  23— SO  J.  90u.ndirJ. 

Mannl.  PerS.     413  2G8            277            352  242 

WdW.    „       368  25»;           2.->0           30(1  MS 

Unverheiruthet«.  Yerheiratbcte.  Yorwittwetd. 
Männ?.  Pen.   1083  427  43 

Wribl.     .,        ;•«;)  i22  i)l 

Der  Vicbstand  bestand  am  M.  De  zember  1867  aus  310  Stück 
Rindvieh,  252  Schalen,  34  Pferden  und  64  Schweinen.  Der  Worth 
der  Besitzungen  wurden  ge-jcbälzt  auf  959189  fl.,  wogegen 
Fassivvermögen  105301  Ii.  I)etrng. 

Die  Bevölkerung  der  Bettlerkolonien,  welche  sich  in  den  J*ro- 
vinzeu  Uverissel  und  Drenthe  befanden,  ])estand  am  31,  Dezem- 
ber 1850  aus  4098  Personen  münnlichen  und  2091  Personen  weib- 
lichen Geächlecbts,  wotob  426  ond  bezügl.  474  Beamtenperaooal» 
135  und  bezügl.  184  lülit&rs  oder  Veteranen  mit  ihren  FamflieDi 
52  und  bezügl.  52  Arbeiter,  22  und  bezügl  22  Gftrtiier,  3870 
und  bezügl.  1838  Bettler,  85  und  bezügl.  121  aus  andeien 
Gründen  Aafgenonunene  waten.  Unter  der  GesammtbeTOlkening 
waren: 
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Reformirie.   Kvaugl.  u.  Lutherische.  Katholiken.  Israeliten. 
Mimnl.  Pen.     25G0                   173                  1251  114 
WeiW,    „       1747                   85                   700  78 

Im  Alter  von 

0— lOJ.  10^16  J.  1&~S8J.  23-50  X  50 a.  mehr  J.  Unbek. 

Männl.  Pen.  289          256          341         1544  1267  5 

Weibl.     „      268          175          32fi         1002  379  7 

Unvei  heiratbete.   Verheiratbete.  Verwittwete. 

Mftnnl.  Pen.  2713  5d5  864 

Weibl.    „      1629  403  185 

Eis  beschäftigten  sich  mit  Landbau  und  Viehzucht:  683  Per- 
sonen männlichi'u ,  112  Personen  weiblichen  Geschlechts,  mit  ge- 
werklicher  Arbeit:  1002  M.  und  761  W.,  mit  Handel:  110  M.  und 
13  W.,  wäliri'Tid  9Sl  M.  und  1331  W.  keinen  Beruf  ausübten. 
Die  Bevölk  riini:  der  Bettlerkolonien  war  am  31.  Dezember  der 
folgenden  Jalire  die  nachstellende: 

im:  1861:  1Ö62:  1863:  1864:  1865:  1866: 
6089     5889     «063     5887     5666     5124  5475 

Am  31.  Dezember  1866  bestand  die  BeT5llEerimg  ans  4686 
Bettlern,  310  YeteraneD,  190  Waisen,  Findlingen  nnd  verlassenen 
Kindern,  290  sonstigen  Verpflegten.  Von  diesen  befanden  sich 
in  der  Strafkolonie  Ommersehans  J849,  in  den  drei  Stiftungen 
zu  Veenhuizen  beziehungsweise  995,  1206  und  1 152,  im  Waisen- 
Institut  zu  Veenhuizen  273. 

Zur  Beurthcilung  des  moralischen  und  physischen  ZAistandes 
dipper  Bevölkerung  geben  wir  die  Zahl  der  Desertirten  und  Ge- 
storbenen für  die  folgenden  Jahre: 


1800: 

1861: 

1802: 

1803: 

1864: 

1866 

Desertirt  .... 

139 

140 

107 

102 

83 

68 

84 

Gestorben  •  .    .  . 

29S 

282 

860 

188 

208 

197 

177 

Prozentsatz  der 

Gettorbenen 

5y» 

Sfit 

8^ 

8,8S 

8,» 

Der  Viefastand  am  31.  Dezember  1866  betrug:  835  Stfick 
BittdTieb,  134  Pferde,  1278  Scbafe,  113  Schweine;  an  Bauland 
waren  843,  an  Wiesenland  685,  an  Obst-  und  Qemüseland  20,5 
Hektaren  Torhanden. 


Die  Verpflegten  verfertigen  ihre  Kleidung  und  ihre  Geräthe 
selbst,  und  werden  sonst  mit  Weberei  nnd  Spinnen  beschäftigt. 
Es  werden  jährlich  mehr  wie  4<XKM)  Kaffee-f^acke  und  600000 
Meter  Leinwand  und  Tuch  an  die  Üstindiäche  HandelsgeseUschaft 
abgeliefert. 

Hingesehen  auf  die  Praventivmittel  gegen  die  Arniuth, 
80  hat  sich  die  gemeinnützige  Gesellschal't,  die  im  Jahre 
178Ö  errichtet  wurde,  sehr  verdient  gemacht  durch  die  Gründung 
von  Sefanlen  jeder  Art,  Ton  Sparbankeu,  Spar-  und  Krankenkassen, 
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Volksbibliotbeken.  Volksvorlesunfjen  u.  s.  w.  Bei  den  reformirten 
Diakouien  besteht  dt-r  Griindsat/.,  dass  die  Armen  keine  Unter- 
stützung orbalten,  wenn  die  Kinder  die  S^-hnle  nicht  hesuclira. 
In  den  niederen  Si-hulen  geniesst  naliezu  die  Hälfte  der  Kinder 
unenig<-U]irhi  it  rntcrrickt,  wie  sich  aus  der  folgenden  zehojäbhgeD 
ü übersieht  ergiebt: 


Zahlendo 

Nicht  ;| 

1 

Zahlende 

Nicht 

Schaler. 

Zahlende.  j| 

Scbfller. 

Ziüileode. 

1858 

258875 

1] 

140016  !; 

1863 

232955 

220880 

1859 

is(;4 

2:33278 

21675') 

18G0 

150016 

löGi'i 

2347Ö2 

1861 

184269 

206318  i 

1866 

236587 

228186 

1862 

23:2619 

208983 

18G7 

235063 

Theilweise  als  AVohlthätigkeit^anstalten  können  betrachtet 
werden  die  Anstalten  für  Taubstnnime  und  für  Bliiiile. 
Die  iilteste  Anstalt  dieser  Art  ist  das  'Jaubstunimen-luslitut  m 
Groningen,  woU-hes  im  Jahre  1790  errichtet  wurde.  Am  liitw 
Anstalt  wurden  im  \  erlaufe  von  77  .lahrt-n  1027  Zöglinge  eut- 
hissen,  wovon  82  gestorben,  812  für  liihig  erklärt  sind,  sich  in 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  zu  eruähieu  otler  sonst  zu  helfen. 
Die  Anstalt  z&hlte  in  1866/67  77  männliche  und  75  weiUidie 
Zdglinge,  wovon  123  ganz  auf  ihre  Kosten  \er|<lkgi  wardeo.  b 
dieser  Anstalt,  wie  in  der  zo  St.  Michels-Oestel  in  NordbialMiit, 
welche  seit  1843  besteht  und  im  Jahre  1866  59  mfinniicbe,  43 
weibliche  Zöglinge  zählte,  wird  die  Zeichensprache  benutzt;  wäh- 
rend in  d.'r  dritten  solchen  Anstalt,  der  zu  Rotterdam,  welche  im 
Jahre  l^^iUi  iil  Knaben  und  4i>  M  i  lclicii  zählte,  wovon  03  un- 
entgeldlieb  vorpHegt  wurden,  die  8i»railiniethode  angewandt  wird. 
In  Ainstt'rdani  bestellt  seit  1808  eine  Krziebungsanstalt  ffir  blinde 
Kinder,  im  Jabre  ]8G()  ()7  mit  :\2  Knaben  und  18  Mädchen,  und 
seil  1^^4:5  ein  »  Anstalt  für  erwachsene  Blinde,  im  Jahre  löü<i(j7 
mit  Iti  .M.iuneru  und  2o  Weibern. 

Vereine  zuui  Patrouate  der  Armen  giebt  es  iu  deü 
meisten  Städten,  meist  unter  der  Leitung  von  Frauen.  Ihr  Zweck 
ist  Besuch  der  Armen  in  ihren  Wohnungen,  Anregung  zor  Bon- 
licbkeit  und  Ordnung,  zum  Besuch  des  Gottesdienstes,  zum  Sehol- 
beeuch  der  Kinder;  es  werden  Mädchen  zur  Brlemong  von  And- 
werken  angehalten,  und  es  wird  Frauen  geeignete  Arbeit  nach* 
gewiesen. 

Verschiedene  reformirte  Diakonien  rerfügen  über  Wohnungen, 
welche  sie  unentgeldlich  oder  gegen  eine  sehr  niedrige  iiiethe  an 
Anne  abgeben.  Auch  haben  sich  allmäüg  in  den  Hauptstädten 
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ßeltepir.  Vereine  gebildet  zur  Erbauung  von  wohlfeileü  und  zweck- 

mässigen Wohnungen  für  die  imbemitteltercn  Klassen. 

Es  bestanden  im  Jahre  1866  399  Kranken-  und  Begräb- 
k3  nisskaBsen,  mit  471630  TheflnehmerQ,  welche  in  1866,  gegen 

u'u^A'^A  einen  kleinen  woclientliehen  oder  monaüicben  Beitrag,  60646  Per- 

_  flonen  nnterstfliKten. 

"f  Leihh ä n ser ,  welche  bekanntlich  im  Onmde  mehr  den  Leicht- 

-.^  2^  sinn  befördern  wie  der  Armutb  steuern,  bestanden  78  im  Lande. 

Im  Jahre  1866  beliehen  sie  Pfänder  in  3,009729  Fallen.  Von 
den  Pföndem  wurden  2,835688  eingelöst  und  61dd3  verkauft. 
Auf  die  Pfänder  wurden  8,322740  fl.  geliehen. 

Von  dr-n  vSparbanken,  171  an  der  Zahl,  sind  143  durch 
die  gemeiiiiiül/.igp  Gesellschiifi  erriclilfi.   Da  die  Gelder  meist  von 
Dienstboten  und  von  wohlliabenden  Leuten,  z.  B.  als  Sparpfcunig 
:Liiij:-'  für  ihre  Kinder,  eingezahlt  werden,  kann  die  Ausdehnung  ihres 

•jjO'^'  Wirkungskreises  nicht  als  Beweia  für  ihre  günstige  Wirkuug  zur 

;ri?.  i'-  Vorbeugung  der  Armuth  betrachtet  werden. 

.1        I      -       ■  » 

^^"^ 


Bamlughaut,  Aroenpfltge.  44 
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Italien. 

Von 

Laigi  Bodioi  Professor  der  Suitistik  au  der  höheren  H&udel&Bchale 

in  Venedig. 

Das  Armenwesen  wird  iu  Italien  durch  das  Gesetz  vom 
3.  August  1862  (legge  delle  opere  pie)  und  durch  die 
Vororduuug  vom  27.  September  desselben  Jahres  geretjelt. 

Dieses  Gesotz  und  die  dasselbe  erläuternde  Veroidiiimg  be- 
ziehen aich  aul"  die  Armen-,  Kranken-  und  Irrenhäuser,  auf  die 
Spitäler  für  Greise,  Unheilbare,  Findelkinder  und  Säuglinge,  auf 
die  Waiseoh&iuer,  Taubatcimmen-  und  Blinctenisttltntet  auf  die 
Bessenrngsanstaltoi  für  junge  Knaben,  und  die  ZnflaehlsBtAllai 
für  gefallene  Mftdcben,  auf  die  Anstalten  fOr  die  anter  Aofeielit 
stehenden,  entlassenen  Qefimgenen,  und  die  Stiftungen,  ans  dares 
Ertragen  üntersfcfltznngen  an  ärmere  Leute  bei  Gelegenheit  ihrer 
Verhcirathung  gegeben  werden;  ferner  bezieheu  sie  sich  auf  die 
Kleinkinderbewahranstalten  and  die  Elenicntar-Freiscbiilen  (wenn 
sie  nicht  von  der  riemoinde  unterbalti'n  werden).  Auch  mit  den 
Leihhäusern  und  Sparkassen  (vorausgesetzt,  dass  solche  von  Wohl- 
thäticfkeitsanstaltcn  verwaltet  werden,  und  dass  der  Geldverkehr 
bei  denselben  nicht  eine  solche  Höhe  erreicht,  dass  sie  zu  förm- 
lichen Kreditanstalten  werden),  sowie  noch  uiuiiclien  anderen  ähn- 
lichen Instituten  beschäftigt  sich  jenes  Gesetz.  Mit  einem  Wort: 
dasselbe  regelt  alle  diejenigen  Einiiehtungen  und  Stiftungen,  wdebe 
den  Zweck  haben,  dem  Elend  doroh  iigend  weklte  Mittel  der 
öffentlichen  Armenpflege  zu  Stenern. 

Jedes  dieser  Terschiedenen  Institute  hat  die  Bechte  der  juri- 
stisohen  Person,  und  kann  also  vor  Gericht  klagen  und  TeiUsgt 
werden.   Die  Verwaltung  li^  entweder  in  den  Eindsn  tanu 
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Kolle^iuins  oder  in  denon  oinoa  Kinzelboaniton,  je  nachdem  das 
Eine  oder  Andere  in  den  Stiftunir-Hrkunden  vorgeschrieben  iät. 
Der  Wille  des  Stifters  niuss  in  dic-er  Beziehung  so  genau  als 
möglich  vollzogen  werden.  Fehlt  es  au  einer  schriftlichen  Bestim- 
mung, so  entscheidet  das  Herkommen. 

Dk  nJUteii  Stiftungen,  welche  nebenbei  auch  d«r  Eirdie  nnd 
dem  Knltas  dienen,  mflssen  genan  getrennte  Verwaltungen  haben, 
d.  h.  ihre  Verwalter  müssen  zwei  getrennte  Beehnungen  ffihren, 
die  eine  fiber  die  der  Kirche  nnd  dem  Evitas  bestimmten  Ein- 
künfte, die  andere  über  diejenigen  EiniEünfte,  welche  Wohltbätig- 
keitszweolrai  gewidmet  sind.  Die  Rechnungsführung  ist  stets  in 
der  angegebenen  Weise  getrennt,  einerlei,  ob  die  Verwalter  Geist- 
liche oder  Laien  sind. 

Wit'  die  Art  der  Verwaltun;o^  und  der  Verwendung  der  Fonds, 
so  hat  auch  die  Vervollständigung  oder  Erneuerung  der  Verwal- 
tungsbt4iurdeu  lediglich  nach  Maasgabc  der  Statuten  zu  geschehen. 
Letztere  sind  auch  maasgebend  für  die  Frage  der  Gültigkeit  der 
gefassten  Beschlüsse.  • 

Nur  gilt  es  als  unzulässig,  dass  in  ein  und  demselben  Verwal- 
tnngsrathe  Vater  nnd  Sohn,  Gressvater  und  Enkel,  Sehwiegervater 
nnd  Schwiegersohn,  oder  zwei  BrMer  fungiren.  Ebenso  dürfen 
Diejenigen,  welche  der  Stiftung,  um  die  es  sich  handelt,  Bechen- 
sdiaft  Aber  ihre  Mhere  Verwaltung  abKulegen  haben,  nnd  Die- 
3  i.i  en,  welche  mit  derselben  in  einen  Prozess  verwickelt  sind, 
nicht  als  Mitglieder  der  Verwaltung  fungiren.  Es  ist  femer  vor- 
geschrieben,  dass  ein  Inventar  über  alle  Register  und  Papiere  der 
Verwaltung,  übfr  alle  Mobilion  und  Immobilien,  über  alle  damit 
-■"'l^  vorirehenden  Veränderungen  [rcführt  werden  soll,  welches  stfts  ein 

genaues  Bild  über  den  jeweiligen  Stand  des  Stiftungsvermögens 
,  ^  gewähren  muss.   Dieses  Inventar  ist  imnvr  zu  beglaubigen,  wenn 

die  Verwaltung  ganz  oder  theilweise  erneuert  wird. 
).  ^  ^  Gesondert  wird  ferner  die  alljährliche  Aufstellung  eines  Bud- 

^Üi^  ^  ^  folgende  und  bd  Al^bliessung  der  Beehnungen  des 

Torhergehenden  Jahres.  Aus  dieser  Abrechnung  müssen  die  Ein- 
nahmen nnd  Ausgaben,  die  aussiehenden  Forderungen,  die  Passi- 
yen  und  der  Stand  der  Easse  genau  ersichtlich  sein. 
^.     ^  Die  Stiftungen  mit  regelmässigen ,  festen  Einnahmen  müssen 

^ti:'t!^^***^  einen  Schatzmeister  haben,  der  für  seine  Amtsführung  Kaution  zn 

i^^^  stellen  hat.    Der  Einzug  der  Einkünfte  der  milden  Stiftungen 

findet  in  derselben  Weise  statt,  wie  der  Einzug  der  kommunalen 
0t^^  Einnahmen.   In  diesem  Punkte  aber  ist  noch  keineswegs  das 
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gleiche  Yedüam  durch  das  ganze  ESnigreidi  eiogeführt;  vid- 
mehr  ist  die  Yeranlagung  und  Erhebnng  der  diiekten  Konmnuul- 
abgaben  noch  heute  ebenso  mannigfaltig,  wie  de  es  vor  der  An- 
nexion der  frühere  italienischen  Kldnstaaien  war. 

Für  alle  Arten  Yen  Veräiisscniiigen.  V)'r]>:irliiimgen,  Liefe- 
rungskontrakteu  u.  s.  w.  ist  der  VS'^eg  des  öfteutlicheu  Ausgebotes 
Törgeschrieben,  wenn  es  sieb  um  Wcrtlie  von  mehr  als  500  fr. 
handelt.  Indessen  kann  die  Provinzialdepiitation  (welche  in  un- 
serer territorialen  Verfassung  dem  Provinzialrath  gegenüiier  tiie 
Stellung  einnimmt,  wie  die  Junta  der  Gemeinde  gegenüber  dem 
Qemeinderath,  welche  also  die  Bescblüsse  des  hcrathenden  Körpers 
lediglich  auszufahren  hat)  in  Ausnahme^len  ge^tatteu,  im  der 
Weg  der  öffentlichen  Versteigerung  verlassen  wird. 

Die  FroTinzialdeputation  fBhrt  die  Än&tcht  fiber  die  Ver- 
waltung der  in  den  Gemeinden  ihres  Spreugds  befindlichen  AnneiH 
Institute.  Es  können  daher  auch  niemals  solche  Personen,  welche 
irgend  vel  hr  Vortbeile  aus  den  in  der  fraglichen  Provioz  m 
Gunsten  des  Armenwesens  oder  des  Kultus  bestehenden  Stifknogen 
beziehen,  Mitglieder  ^ler  Deputation  werden. 

Der  Deputation  lirgt  rs  ol».  die  Kc^jlcnients  der  Verwaltung 
des  Armeninstitutes  zu  {lütiii  und  fventueil  zu  genehmigen,  so- 
wie die  Abhör  der  lieclinungeu  aller  Stiftungen  zu  besurgen. 
Ausserdem  muss  der  Voranschlag  von  der  Deputation  genehmigt 
werden,  wenn  die  Anstalt  zum  Tbeil  von  der  Provinz  unterstützt 
wild.  Wenn  ein  Theil  der  ordentlichen  Ausgaben  der  instalt 
der  Staatskasse  zur  Last  ftllt,  so  muss  der  Yoranschlag  der  Aus» 
gaben  und  Einnahmen  flberdiess  dem  Minister  des  Innern  rar  Ge- 
nehmigung vorgelegt  werden. 

Der  Genehmigung  der  Provinzial- Deputation  ist  der  Ankauf 
Ton  liegenden  Gütern,  die  Annahme  oder  Verweigerung  v<m  le- 
gaten  und  Schenkungen,  welche  zu  Gunsten  der  Arnienanstalten 
gemacht  werden,  vorbehalten.  DaV>ei  ist  jedoch  auf  die  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1  >'."><)  zu  ii<ht>^n.  Dieses 
Gesetz,  welches  nach  dem  Namen  des  Ministers,  der  es  von  dein 
»Subalpinischen  Parlami-nt  erwirkte  und  unterzeichnete,  stets  .das 
Gesetz  Siccardi''  genannt  wiid,  lautet  folgendennaasen  (einzi- 
ger Art.): 

,Dle  Stiftungen  und  moralischen  Personen,  emedn  ob 
kirchlich  oder  weltlich,  dürfen  niemals  unbeweglidie  Gflter 
kaufen,  ohne  dazu  durch  ein  kOnigl.  Dekret  eunKchtigt  so 
sein,  und  bevor  der  Staaistath  darüber  gehArt  werden  ist^ 
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Schenkungen  zwischen  Lebenden,  und  testamentarische  Ver- 
fügungen zu  ihren  Gunsten  treten  erst  in  Kraft,  wenn  sie 
eben&lls  in  d€r  vorgeschriebenen  Weise  bestätigt  sind*. 
Es  mögen  nun  weiter  im  Einzelnen  die  Verpflichtungen  auf- 
gezählt werden,  wdche  der  Frovinzialdepotation,  als  der  mit  der 
Beaofiaiditigang  des  Armenwesens  betrant<m  Stelle,  obliegen.  Ihr 
steht  es  zu,  die  Beschlüsse  zu  annuHiren  oder  rechtskräftig  zu 
machen,  welche  auf  eine  "\'<>iruiderung  oder  Veningerung  des  Ar- 
mei^tes  abzielen,  oder  welche  die  Armenanstalten  in  andere  Pro- 
zesse, als  welche  die  Beitreüjung  ihrer  Einkünfte  betreifen,  ver- 
wickeln würden,  niciit  minder  solche  Beschlüsse,  welche  qs  auf 
eine  Vereinigung  nn'hrerer  Sültungen  mit  dem  nriniliclieii  Zwecke 
absehen,  selbst  wenn  Jede  dieser  Stiftungen  über  ihr  Vermögen 
auch  ft.-rner  gesonderte  Ifeclinung  führen  wurde.  Wenn  die  Pro- 
vin^ialdel>utatiun  ihre  ZLJ^timmul)g  verueigert  (in  welchem  Falle 
die  Entscheidung  begründet  werden  muss),  so  steht  ea  der  Ver- 
waltung zu,  an  den  Kütäg  zu  appelüren,  welcher  dann  über  die 
Ton  dem  Minister  des  Innern  zu  machende  Vorlage  zo  emtschei« 
den  hat 

Der  Minister  des  Innern  hat  die  Oberaufsicht  über  die  Ycor^ 
waltung  der  Annenanstalten.  Er  lässt  bisweilen  durch  besonders 
beauftragte  Beamte  untersuchen,  ob  die  Gesetze,  Statuten  und 

Verordnungen  überall  beobachtet  werden.  Finden  sich  Unregel- 
mässigkeiten, 80  kann  die  betroffene  Verwaltung  durch  Königl. 
Dekret  aufgelöst  werdfu.  nachdem  vorher  die  Proviuzialdeputation 
vernommen  und  das  (Jlutactiteu  des  ätaatsrdthes  eingeholt  wor- 
den ist. 

Die  Frufekteii  und  l'nterpraft  ktcn  können  stets  die  Kassen- 
uud  Rechnungsführung  der  Armenaubtaiteu  in  ihrer  Provinz  oder 
ihrem  Kreise  revidiren  lassen. 

Wenn  die  Mittel  einer  Armraatiftuug  zu  dem  stiftungsmässi- 
gen  Zwecke  nicht  m^  verwendet  werden  kdnnen,  oder  wenn  die 
Statuten,  die  Verwaltung  oder  die  Direktion  nicht  mehr  ihrem 
Zweck  entsprechen,  so  kann  die  Anstalt  umgestaltet,  oder  es  ken- 
nen mit  den  Statuten,  der  Verwaltung  oder  der  Direktion  Aende- 
rongen  TorgenommeD  werden,  selbstverständllLh  aber  nur  so,  dass 
man  sich  so  wenig  wie  möglicli  v<  n  I  n  Absichten  das  Stifters 
entfernt.  Der  Antrag  auf  eine  solche  lü  f  iim  muss  von  dem  Go« 
meinderath  oder  dem  Provinzialrath  (je  nachdem  die  Stiftung  zu 
Gunsten  d*'r  Einwohner  der  riejueinde  oder  der  Provinz  erriclitet 
ist)  ausgehen.  Er  muss  in  diesen  Kollegien  mit  ab.soluter  Mehr- 
heit der  Stimmen  beschlossen  sein.   Der  Präfekt  hat  dann  Sorge 
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zu  tragen,  dass  die  Bemerkungen  und  ISinweiidiingen  aller  dabei 
Betheiligten  gehörig  zu  Protokoll  genommen  werden.  Antrag  und 
Eiiiwpndunsren  sind,  nebst  dem  Votum  der  Provinzialdeputation, 
dem  Staatsrath  vorzulogrii.  iSur  wenn  das  Gutachten  des  Staats- 
rathes  dem  Antrage  günstig  lautet,  kann  demselben  Seitens  des 
Königs,  auf  deslallsigen  Vortrag  des  Ministers  des  Innern,  durch 
lörmliches  Dekret  euisprof-hen  werden. 

Dii'd  ist  ein  System  von  sehr  überaluii  und  sehr  weisen  Be- 
stimmungen, welche  jeder  üdtentfirzang  vorbeugen,  und  wddie 
gleichz^lag  eine  ümgestalluDg  veralteter  Biiirichtimgen  nach  dei 
Anschannngen  ansefer  Zeit  ermöglichen,  eine  Umgestaltung,  wddie 
es  darauf  absehen  kann,  dem  Elend  vorzubeugen,  anstatt  dm 
schon  Verarmten,  schon  arbeitsunfthig  Gewordenen  beiznapringen, 
wenn  es  zu  wirklicher  gründlicher  Abhülfe  der  Noth  zu  spftt  isi 

Neue  Armcnanstalten,  welche  eine  besondere  Venvaltung  haben, 
erhalten  ihre  Verfassung  durch  Königliches  Dekret  nach  Verneh- 
mung des  Staatsratlis  selbst  in  dem  Falle,  dass  die  erforderhchen 
Gelder  durch  freiwillige  Beiträge  von  Privatpersonen  geaanuaelt 
sind,  oder  gesammelt  werden  sollen. 

Ausser  den  Itesonderen  Verwaltungen  der  Armenanst;ilten  und 
milden  Stiftungen  giebt  es  noch  iu  jeder  Gemeinde  bestimmte  Or- 
gane, denen  die  Verwaltung  solcher  Gaben  obliegt,  die  ganz  all- 
gemein zu  Armenzwecken  gespendet  werden,  und  für  welche  dar 
Geber  k^e  besondere  Verwaltung  bestellt,  hinsicfatiich  detoi  er 
anch  nicht  bestimmt  hat,  dass  sie  einer  der  etwa  bereits  bestehen- 
den Stiftungen  überwiesen  werden  sollen.  Diese  Organe  fib»* 
nehmen  anch  die  Verwaltung  solcher  durch  letztwUlige  VeriBgioig 
dem  Armenwesen  zugewendeten  Fonds,  mit  deren  Vemaltmig 
die  eigens  hierzu  von  dem  fOrblasser  bestimmten  Persomn  sioh 
nicht  befassen  können  oder  wollen.  In  solchem  Falle  kann  jedoch 
der  Gemeinderath  der  Regierung  die  Einrichtung  einer  besondena 
Verwaltung  vorschlagen.  • 

Die  im  Vorstehenden  erwähnte  Behörde  besteht  aus  vier  bis 
acht  Mitgliedein ,  ausser  dem  Präsidenten,  je  nachdem  die  Ge- 
meinde aus  mehr  oder  weniger  als  10000  Einwohnern  besteht 

Der  Präsident  wird  ebenso  wie  die  anderen  Mitglieder  tibi 
dem  Gemeinderath  erwfthlt,  und  zwar  entweder  ans  deflsn  Hitt«) 
oder  aus  dem  Kreise  der  anderen  Bfirger.  Die  Amtsdaaer  d« 
Präsidenten  ist  eine  vieqfthrige;  von  den  anderen  Mügliedeni 
schadet  al^fthriich  der  vierte  Theil  aus,  und  zwar  in  den  dni 
ersten  Jahren  durch  das  Looe,  S]»fttar  nach  der  Anciennetit.  8» 
sind  stets  wiederwfthlbiff.  — 


6g7 


Hubin  wir  im  Vorstehendon  versucht,  zu  schildern,  wie  die 
öffentlichen  Einrichtungen  für  Armenzwecke,  auf  welche  sich  das 
Q«0etz  Tom  3.  Avgost  1862  bezieht,  verwaltet  werden,  so  li^ 
uns  nun  ol),  den  WirkongskreU  dieser  Anstalten  2a  begrenzen. 
Es  wird  gut  mm,  zuvdrderst  anzugeben,  welche  andere  Anstalten 
ra  den  nach  Maasgabe  dieses  Gesetzes  zu  verwaltenden  Öffentlichen 
Armenanstalten  nicht  gehören. 

Unter  diese  öffentlichen  Anstalten  können  nämlich  nicht  ge- 
rechnetwerden: die  Hülfsvereine,  die  anderen,  durch  zeitweilige  Bei- 
steuern von  Privatleuten  unterhaltenen  Anstalten,  ferner  die  lediglich 
unter  einer  Privat  Verwaltung  stehenden  Stiltungen,  welche  von 
Privatpersonen  oder  durch  die  Familie  des  Stifters  verwaltet  werden, 
und  deren  Erträge  einer  oder  mehreren,  durch  den  Stifter  bezeich- 
neten Familien  zu  Gute  kommen.  Freilieh  aher  stehen  auch  dic^e 
Stiftungen  unter  der  Aufsicht  des  Ministers  des  Innern,  welcher 
daffir  zu  sorgen  hat,  dass  die  Ertrftge  nicht  eine  missbüftucfalidie 
Verwendong  finden. 

Weiter  mfissen  wir  hier  einige  Bestimmungen  des  Gemeinde- 
nnd  ProvinzialgesetzeB  nnd  des  Gesetzes  öber  die  Öffentliche  Sicher- 
heit anführen,  da  dieselben  ganz  wesentliche  Bestandtfaeüe  unserer 
Armengesetzgebung  bilden.  Nach  Art.  82  des  Gemeinde-  und 
Provinzial-Gesetzes  stehen  unter  der  amtlichen  Verwaltung 
des  Gemeinderatlu'S  alle  diejenigen  Anstalten,  welche  zum  allge- 
meinen Benlfn  <ler  Kinwolmer  der  Gemeinde  oder  gewisser  Theile 
derselben  gegrü/idet.  und  a'if  wt-li  lt»'  die  für  die  eigentliehen  öllent^ 
liehen  Armenanstalten  maasgebenden  (irund.süt/.e  nicht  anwendbar 
sind.  Dem  Gemeinderath  liegt  auch  die  Aufsicht  der  Verwaltung 
gewisser  kirchlicher  Fonds  ob,  wenn  darau.s  nach  Maasgabe  des 
Gesetzes  Anuenausgaben  zu  bestreiten  sind. 

Um  diesen  letzteren  Satz  verständlich  zu  machen,  müssen  wir 
aof  den  Art.  237  des  Kommunal-  und  Provinzialgesefezes  ver^ 
weisen,  wo  eine  der  dort  enthaltenen  transitoriBdien  BestuDunon- 
gen  folgendArmaasen  lautet:  «Bis  zum  Erlass  eines  besonderen 
Gesetzes,  betreffend  die  Ausgaben  zu  KiiltiJ>zwecken,  sind  die  Ge- 
meinden verpflichtet,  die  dem  Kultus  dienenden  Gebäude  in  gutem 
Stand  zu  erhalten,  sofern  anderweite  Mittel  zu  diesem  Zwecke  nicht 
vorhanden  sind,  oder  nicht  ausreichen".  Der  Pflicht  der  Gemeinde 
zur  eventuellen  Bestreitung  der  Kultusausgaben  entspricht  das 
Recht  des  Gemcinderathes  zur  Beaufsichtigung  der  Verwallung 
des  Kirchengutes. 

Der  Aufsicht  des  Gemeinderathes  sind  alle  in  der  Gemeinde 


bestehenden  Armenanstalten  unterworfen;  «r  kann  jeder  Zeit  den 
Stand  derselben  prüfen  und  die  Rechnungen  revidiren  (Art.  82  cit). 

Die  Oenieinde  i^t  verpflichtet,  den  Armen  unenttreltlicbe  Dienst- 
leistunfjeri  Seitens  der  Aer/te,  Cliiriirgen  und  Hebammen  zu  ver- 
schaffen, so  weit  nicht  besondere  Stiftungen  zu  solchem  Zwwke 
vorhanden  sind.  Auch  fiir  unentgeltliche?  Begräbniss  hat  die  Ge- 
meinde zu  sorgen.  Ferner  soll  sie  unentgeltlichen  Kleineutar- 
unterricht  für  Kinder  beiderlei  Geschlechts  ertheileo  hsm. 
(Art.  116.) 

Die  Fmdelh&aBer  fiiUen  zum  Theil  dem  Budget  der  Frovii», 
zum  Theil  dem  der  Gemeinde  zur  Last  (Ari  2S7). 

Die  ProTinz  ihrerseits  flbemimmt  den  Unterhalt  anner  Mtn- 
kranker  (Art  174). 

Das  Gesetz  über  die  OfTentlichc  Sicherheit  TeifiBgt  im  Ari  07 
Folgendes:  In  den  Gemeinden,  denen  nicht  genügend  geräumige 
Verwahranstalten  für  Bettler  zur  Verfügung  stehen,  erhalten  Ar- 
beiisunföliige,  falls  ^^ie  vi  -n  riiterhaltsmitteln  entblösst,  und  falls  Ver- 
wandte, die  gesetzlich  verpllichtet  sind  für  ihren  Unterhalt  zu  sor- 
gen, nicht  vorhanden  sind,  von  der  Munizipalbehörde  eine  Be- 
scheinigung über  ihre  Armuth  und  Arbeitsunfähigkeit.  Dieses 
Zeugniss  wird  \on  der  |tolitischen  Behörde  des  Kreises  visirt,  und 
giebt  dann  dein  Bedürftigen  die  Befugniss,  in  dem  betreffendea 
Kreise  oder  vielmehr  in  denjenigen  Gemeinden  des  Kreises,  weksho 
ffir  die  einheimischen  Armen  keine  genügenden  BetUerrerwalu^ 
aostalten  hahen,  zu  betteln. 

In  jedem  anderen  Falle  ist  das  Betteln  Terboten.  Verbo- 
ten ist  aberhaupt  und  nnter  allen  Umständen  das  Bettdn  nr 
Nachtzeit. 

Wer  olnie  amtlichen  Bettelbrief  beim  Betteln  betroffen  wüd, 
wird  von  der  Polizei  festgenommen  und  an  das  zuständige  Ge- 
richt abgeliefert.  Ist  der  Betroffene  unfähig  zur  Arbeit,  und  be- 
sitzt die  Gemeinde,  der  er  angehört,  eine  Bettlerverwahranstalt, 
so  wird  er  dort  eingeschlossen,  bis  er  nachweist,  dass  er  feraer- 
weit  selber  für  seinen  Lebensunterhalt  sorgen  könne,  oder  bis 
ii-gend  Jemand  die  Sorge  für  seine  Existenz  übernimmt. 

Soviel  über  die  italienische  Gesetzgebung  im  Betreff  der 
Bedürftigen  und  die  Öffentliche  Armenpflege. 

Anlangend  die  Armenstatistik,  so  mnss  bevonrortet  wo^ 
den,  dass  es  in  Italien  fiusserst  sehvierig  ist,  das  Axammm 
betreffende  Zahlenangaben  zu  beschaffen. 

Vor  allen  Dingen  fragt  es  sich;  was  ist  ein  Armer?  Jedenfalls 
ist  der  Begriff  nicht  gleichbedeutend  mit  dem  des  Bettlas.  Und 
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wie  Viele  l)etteln  thatsächlich ,  abor  ohne  mit  besondfror  behörd- 
licher Konzession  ausgestattet  zu  sein!  Dio  autorisirten  Bettler 
könnten  allerdings  wohl  genau  gezählt  sein;  alo  r  soviel  wir  wissen, 
hat  sieb  noch  Niemand  an  die  Bürgermeister  gewandt,  um  die 
Beitfeebiatistik  der  8562  Gemeinden  des  Eönigreicbes  zu  erfUiren. 

Die  allgemeine  Tolkszfthliuig  vom  Jahre  1861  lieferte  die 
ZaM  TOD  d06000  BedfbrflageD;  ^  eine  Zahl,  die  man  ein&oh  als 
geeetxliehes  Minimum  betrachten  darf.  Selbstverständlich  wer- 
den die  meisten  Bedfirftigen,  wenn  sie  bei  Gelegenheit  der  Volks- 
zählung nach  ihrem  Stand  und  ihrem  Gewerbe  gefragt  werden, 
sich  den  Zählungsbeamten  schwerlich  als  Bettler  deklariren;  es 
wird  sie  daran  die  sehr  erklärliche  Resorgnijis  vor  der  ihnen  dann 
drohenden  polizeilichen  Aulsiclit  hin'i''rii.  Ccberdies,  da  es  sich 
hier  um  Pors<»nen  handelt,  die  biiuli<,'  uiiti'r  tr"iem  Himmel  ohne 
feste  Wohiiiinu''  leben  und  die  häutig  geuui;  keine  glaubwürdigen 
Angaben  über  ihren  ZiviLstand  zu  machen  verniöchten,  so  kann  es 
leicht  vorkommen,  dass  viele  derselben  der  offiziellen  Zählung  ganz 
entjgfdieD. 

Herr  Jano,  Mitglied  des  italienischen  Parlaments,  hat  körz- 
lich  ein  sehr  ausfBhiliohes  Werk:  »Deila  caritä  preTentiva 
e  deir  ordinamento  delle  societä  di  mutno  soccorso* 
veröffentlicht,  in  wdchem  er  gelegentlich  die  Zahl  der  Bedürftigen 

in  Italien  zu  1,365341  angiebt.  Diese  Zahl  hat  in  unseren  Augen 
nichts  Unwahrscheinlidiee,  obgleich  wir  uns  gar  nicht  erkläre 
können,  wie  der  Verfa!<^!f'r  zu  derselben  gekommen  sein  kann. 

Wir  meinen,  eine  genaue  Angabe  der  Zahl  der  Arm^n  ist  in 
Italien,  und  auch  anderwärts,  unmöglich.  Sie  liän<,4  nesentlich 
mit  von  den  Mitteln  ab,  über  welche  die  öfl'entliche  und  Privat- 
wohlthätigkeit  verfügt;  sie  findet  ihre  Grenze  in  der  Wohlthätig- 
keit.  Wächst  letztere  au  Hülfsmitteln  und  an  Wirksamkeit,  so 
ist  die  Zahl  der  unterstfitzten  Personen  grösser.  Die  Zahl  Derer, 
deren  Dfirftigkeit  konstatirt  werden  könnte,  wSehst  in  demselben 
VeihftltniBS  wie  die  Mittel,  die  zu  ihrer  UnterstQtzang  angewendet 
werden. 

.  Da  dem  so  ist,  so  könnte  man  versuchen,  sich  eine  Vorstel- 
lung von  der  Zahl  der  Armen  auf  dem  Wege  zu  verschaffen,  dass 
man  die  Kräfte  der  öffoitliclieii  Armenpflege  ermittelte.  Dabei 

müsste  aber  fi-eilich  immer  noeli  wohl  beachtet  wenleii,  dass  Vieles, 
was  Armen  gespendet  wird,  gar  nicht  berechnet  wenien  kann,  so 
das  auf  den  Strassen  gespendete  Almosen,  so  alle  jene  Uuter- 
stützungeu,  welche  in  der  feinsten  und  verständigsten  Weise  von 
Privaten  geleistet  werden,  überhaupt  alleä  Daä,  was  die  Privat- 
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müdfb&tigknt  in  allen  ihren  Formen  spendet.  Ihn  könnte  fenier 
ZQ  emem  genaneinii .  ürtheile  öber  die  Ausdehnung  des  Elendae 
gelangen,  wenn  man  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  ländlidM 
und  der  .städtischen  Lohnarbeiter,  die  Höhe  der  Löhne  in  den  ver- 
schiedenen Industriezweigen  der  versehiedenpu  Gebenden  des  Lan- 
des in  Kücksicht  zöge,  wenn  man  die  ökonomische  Lage  der  ver- 
schiedenen Zweige  d<'r  Grossindustrie  erforschte,  um  zu  erfahren, 
üb  häufig  Krisen  eintreten ,  ob  die  gezwungenen  Ruhetage  für 
eine  grosse  Anzahl  von  Familien  verhängnissvoll  werden  et<'.  etc. 
Aber  so  viel  auch  geschehen  ist,  um  in  die  wirthschaftliche  LajE^e 
der  landbewoluufr  in  einigen  Ackerbandlsliriktflii  ItaEens  einigem 
Lißhi  zu  Terbreiten  —  man  ist  filier  das  Leben  der  Arbeiter  in 
den  Fabriken  völlig  annnterrichtet.  Die  Monc^phien  dei  Herrn 
Jacini  ,snlla  proprietä  fondiaria  in  Lombardia'  wü 
«sulie  condizioni  della  Yaltellina*;  femer  des  Hem 
E.  Ferrario  ^intorno  allo  State  materiale,  morale  ed  intel- 
lettuale  dei  eontadini  di  una  ])arte  di  Lombardia',  der 
Herren  Cardani  und  Massara  über  die  Löhne  der  ländlichen  Ar- 
beiter des  Unteren  Mailündischen  Gebietes,  des  Herrn  Cuppari  (in 
dem  Giornale  agrario  Tnscano)  über  den  Charakter  der 
Tiandwirthschatt  in  den  Distrikten  von  Novara,  Vercelli,  Lomel- 
lina,  Pavia,  Briauza,  .Uodena,  Bologna,  Siciia,  Pisa,  Lucca,  Ma- 
remraa  (Grosseto)  u.  s.  w,  haben  ihres  Gleichen  im  Gebiete  der 
gewerklicheu  Industrie  nicht.  Die  soeben  genannten  Schriftsteller 
verbreiten  sich  fiber  die  Lohne  der  IftndUehen  Arbeiter,  sie  geben 
bis  auf  Heller  und  Pfennig  an,  was  jene  Arbeiter  in  Geld  imd 
Natoralien  verdienen,  und  die  Resultate  ihrer  Untersucibungen  be- 
leuchten die  Fragen,  mit  denen  sie  sich  beschäftigen,  voUkemiDfla 
und  von  allen  Seiten.  Die  genannten  Werke  dflrfen  seit  Jahren 
als  wahre  Muster  Dessen  gelten,  was  auf  dem  nämlichen  Gebiete 
im  ganzen  Königreich  ausgeführt  werden  sollte.  Es  sind  durch 
diese  Werke  die  Beziehimgen  zwischen  den  Grundbesitzern  und 
den  ländlichen  Arbeitern  in  «  iner  ziemlichen  Anzahl  von  Provia- 
zen  bekannt  geworden  und  man  wird  dafür  sorgen,  dass  sie  aiieli 
iu  den  übrigen  bekannt  werden.  Nach  der  von  Herrn  Cni^pan 
empfohlenen  Methode  wird  demnächst  das  Land  in  entspiedieude 
landwirthächaftlicbe  Zonen  eingetheilt  und  für  jede  eine  besondere 
statistische  üntersuehnng  angestellt  werden. 

Im  Betreff  der  Fftbrikindustrie  fehlen  solche  UntersnohoageD. 
Wir  haben  keine  scharf  begrenzte  Iheilung  der  Arbeit;  wir  hahea 
keine  grossartigen  Industriezentren.  Bei  uns  ist  in  den  Gewerkea 
der  Kleinbetrieb  die  Begel,  der  Groasbetrieb  die  Ausnahns.  Be 
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wäre  daher  allzu  f^ewagt,  Das  für  die  ganze  Gegend  zu  generali- 
siren,  was  man  von  einigen  darin  belegenen  wichtigen  Mittel- 
punkten der  Groäsindustrie,  was  mau  z.  B.  von  einigen  grossen 
Etablissements  für  Weberei  oder  für  metallurgische  Arbeiten  in 
Er&hnmg  gebracht  bat 

So  wichtig  es  auch  für  den  hier  ans  bescbaftigendea  Gegen- 
stand w&rQf  konnten  wir  uns  dnen  ganz  genauen  Einblick  in  das 
indintrifllle  Leben  der  Nation  verschaffen:  es  bleibt  nns  doch 
nichts  übrig,  als  uns  gewissermaasen  mit  den  Symptomen  des 
industriellen  Reiditliums  dieses  Landes  und  seiner  Vertheilung 
unter  die  Betheiligten  zu  begnügen,  und  auf  eine  exakte  ürkennt- 
laan  zu  verzichten. 

Abfr  aus  allt-ji  diesen  Symptomen  orgieljt  sich,  dass  Italien 
auf  allen  Gebieten  des  \\'irthsiebaft>leben.s  und  so  auch  in  der 
Grossindustrie  zu  nenem  Leben  zu  erwachen  beginnt.  Freilich 
mancher  Orten  ist  man  ijolIi  unglaublich  weit  von  dem  Ziele  einer 
rationellen  Entwickelung  der  industriellen  Kräfte  entfernt. 

Uan  denke  nur,  dass  in  16  von  den  68  Provinien  des  Landes 
noch  nicht  100  Meter  Wege  (Jeglicher  Art)  auf  den  Quadrat- 
kilometer Uftche  kommen;  man  denke  nur,  dass  in  Q^[gio  di 
Calabria  dieses  Betreifoiss  nicht  Aber  37  Meter  hinausgeht.  Wie 
soll  es  da  dem  Handel  gelingen,  den  Landbau  durch  die  Zufuhr 
industrieller  Erzeugnisse  und  die  Industrie  durdi  die  Zufuhr  von 
Landbauprodukten  zu  beleben?  Man  bedenke  nur.  dass  die  all- 
gemeine Volkszählung  vom  Jaiire  1861  ermittelte,  dass  auf  1000 
Seeleu  durchchnittlich  TSfJ  kommen,  die  weder  lesen  noch  schrei- 
ben können,  ja  dass  in  den  Pn>vin'/en  Joggia,  Siracusa,  6a.ssari, 
Benevento,  Campobasso.  TeraniM,  l'nt.'uza,  .\quila,  Chieti,  Catania, 
Cagliari,  Trani,  CaUanisst  Keggio  di  Calabria  jene  Zahl  sogar 
bis  auf  900  und  928  steiLr( !  M    Fürwahr  —  bei  solchem  Stande 

*)  In  eiurni  Zirkular,  welches  der  Minister  des  Knnipreiclios  beider 
Sizüiea  am  7.  April  1858  an  die  Scbulbeburdeu  der  Pruviozen  diesBeits 
der  SteMw  ron  Menina  richtete,  heiwt  es  wie  folgt:  .Unter  mildOfttiger 
und  gn&diger  König  und  Heir,  der  immer  darauf  bedacht  ist,  das  Loob 
seiner  Unterlhanen  zu  verbeBsern,  hat  verorduct,  dii.s8  für  den  Elenr  ntiir- 
imtenricbt  durch  Eroennuiig  von  Schullebrera  und  Lebreriuuen,  nameutiich 
tum  Besten  der  armen  Iieute,  Toricehmngsii  au  treffen  seien.  SoUttn  sieh 
zu  diesem  Zwecke  durch  Zufall  in  einigen  Gemeinden  keine  Priester 
finden,  die  den  Vorzug  erhalten  kannten,  so  haben  Se  Majestät gn&digst 
gestattet,  auch  Laien  vorzuschlagen.  Für  die  jungen  Mädchen  ist 
es  erlaubt,  als  Lehrerinnen  sogar  Personen,  welche  weder 
lesen  noch  schreiben kdaaen,  Torsasohlagen,  vorausgesetit,  dass 
sieb  dieselben  von  Frauen  antecstotzcn  lassen,  die  fiüug  und  von  dem 
Bischof  der  Düteese  gut  gehefiaen  sind." 


der  Dinge  kann  es  nur  Wunder  nehmen,  daes  das  Laad  mit  n 
grossem  Eifer  uid  mit  so  eicherem  Vertrauen  in  seine  glückliche 
Bestimmung  an  seiner  Umge.staltun«^  fortarbeitet,  und  augenschein- 
lich mit  so  sicherem  Erfolge  den  Nationen  nacheifert^  die  es  üb(V^ 

holt  haben. 

Geiiu«^  inih'ss  der  alli^'Miioinpn  Rftrachtuni^^on!  Versuchen 
wir.  ;i\is  den  anitlieheii  l'ublikiiiiuiicn  des  Königreichs  über  die 
ütlentliihe  Arnienjttlfge  das  Wesentliche  mitzutheilen.  Dabei 
mögen  diejenigen  Mitlheilungen,  welche  sich  auf  die  Verhält- 
uisi^e  des  Armeuvvcäeus  in  der  oder  jeuer  eiuzelneu  Stadt  bezieheo, 
ausser  Acht  bleiben.  IMe  Literatmr  des  Aimenresens  ta  lialiea 
ist  sehr  reich;  alle  Stiftungen,  die  dort  eiistirent  sind  besebriebeot 
man  konnte  mit  derartigen  Beschreibungen  eine  Bibliothek  um 
mehrere  tausend  Bände  bereichem.  WoUte  man  aber  auf 
diese  FAlle  von  Spezial  -  Darstellungeii  eingehen,  so  wMe 
man  riskiren,  Aber  den  Details  die  Klarheit  des  Blickes  zu  ver- 
lieren. 

Als  Quelle  für  unsere  Mittheilungen  wollen  wir  ledigHch  die- 
jenigen Publikationen  benutzen,  welche  im  Auftrage  des  Ministers 
des  Innern  von  dem  statistiäcbeu  Bureau  bearbeitet,  und  so  eben 
erschienen  sind. 

Da  diese  Pul»likationen  aber  nur  bis  zu  Ende  des  Jahre?  1861 
reichen,  so  fohlen  darin  natürlich  Angaben  über  die  Tenetianischeü 
Provinzen. 

Es  hat  viel  Zeit  fordert,  bis  alle  Antvrorten  auf  die  in  den 
Fragebogen  enthaltenen  Anfragen  und  die  Belege  eingegangoi 
waren.  Als  nun  die  Materialien  gesichtet  waren,  man  aber  mit 
der  Publikation  eben  erst  beginnen  wollte,  wurde  die  Zentnl- 
direktion  der  Statistik  um  einen  fibersichtlichen  Auszug  daians 
fte  die  Zwecke  der  Pariser  Weltausstellung  von  1867  angegaugiu. 
Dieser  Auszug  ward  gefertigt  und  fand  in  dem  Werke,  be- 
titelt „LItalie  econoraiciue"  Aufnahme,  welches,  fast  vollständig 
von  Herrn  Maestri  bearbeitet,  zur  Mittheilung  der  wichtigsten  Er- 
gebnisse der  in  Italien  gemachten  statistischen  Erhebungen  be- 
stimmt war.  hn  Petreff  des  Armenwesens  mussten  die  Aiiszflgt' 
aus  den  sehr  weiiläuhgen  Tabellen  leider  etwas  zu  hastig  gemacht 
werden,  so  dass  sich  später  einige  Differenzen  ergeben  haben. 

Hier  mögen  nun  einige  Mitlheilungen  aus  Jenen  Materiahen 
Phitc  finden: 
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Provinzen. 


Zahl 
der 
Armen- 
anstalten. 


Einkünfte 
„  ordentlichen 
Vcmiugen  j^ug^gronient- 
licbe 


Millionen  n.  Tausende 
von  Frcs. 


Es  kommen  von 
den  Einkimftcn 


auf 
IfK)  Einw 


auf  jeden 
Quadrat- 
kilometer. 


Piemont 

Ligurien 

Lombardei 

Emilia 

Marken  . 

Umbrien 

Toskana . 

Abruzzen  u 

Campanien 

Apulien  . 

Basilicata 

Calabrien 

Sicilien  . 

Sardinien 


Molise 


1825 
31 G 
2;»ö2 
768 
BSQ 
550 
■575 
232;{ 
3G21> 
1207 
176 
374 
22r>8 

m. 


l.')1J63 
■5t,'.i90 

275,865 

105,1139 
25,015 
20,4?>4 

122.712 
15,3S0 

1 10.035 
25,992 
5,236 

3,798 


12.103 

um 

9,207 

1.656 
7,011 
1,262 
7,651 
1,995 
:i".l 
397 
4.553 


437 
469 
568 
45!) 
43S 
187 
356 
104 

151 
67 
Ü8 

190 


MI 

680 
792 
448 
233 
Hü 
291 

12. 
425 

90 

ai 

2a 

155 

12. 


Total 


17718 


981309 
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321    I  2ia 
981  Millionen  Fr. 


Die  Gesararatsiimme  des  Vermögens  von 
entziffert  sich  folgenderweise: 

145  Mill.  Fr.  an  städtischen  Immobilien, 
348    „     „    an  Irindlichen  Immobilien, 
101    „     »an  Staatsrenten  (Nomiualwerth), 
249    ,     »an  anderen  beweglichen  Kapitalien, 
III    „     „an  verschiedenen  Forderungen, 
IQ_  n     »an  Mobilien. 
Auf  diese  allgemeine  summarische  Mittheilung  für  den  Zweck 
des  obengenannten  Werkes  folgte  nun  die  Veröflfentlichung  der 
speziellen  Angaben  der  Verwaltungen  der  Armeninstitute.  Bis 
jetzt  sind  davon  5^  Bände  Tabellen  erschienen,  deren  jeder  mit 
einer  historischen  Einleitung  beginnt,  und  welche  folgende  Gruppen 
umfassen:  Piemont,  Ligurien,  Lombardei,  Emilia,  Insel  Sardinien. 
Es  fehlen  also  noch  immer  die  Theile,  welche  Toskana,  Umbrien, 
die  Marken  und  das  alte  Königreich  beider  Sicilien  behandeln. 

Für  Piemont,  Ligurien  und  die  Lombardei  bleiben  die  Zahlen 
unverändert,  für  die  Emilia  und  Sardinien  dagegen  änderten  sich 
die  Angaben  der  obigen  Tabelle  folgendermaaseu: 


Zahl  der 
Anstalten. 

Vermögen 

Ordentl.  und  ausser- 
ordentliche Einnahmen 

Millionen  und  Tausende  von  Frcs. 

Emilia   .  . 
Sardinien  . 

780 
158 

116,676 
4,032 

9,299 

1  m 
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Wir  machen  auf  diese  Differenzen  nicht  etwa  um  deswillen 
aufmerksam,  um  die  Arbeit,  welche  im  Jahre  1867  Auskunft  über 
den  Bestand  des  Vennögeus  und  den  Betrag  der  Einkünfte  der 
Armeniuatitute  in  Italien  geben  sollte,  und,  wenn  man  bedenkt, 
dass  die  Hülfsmaterialien  noch  nicht  genügend  gesichtet  waren, 
diese  Auskunft  sehr  annähernd  richtig  gab,  zu  kritisiren,  sondern 
um  unsere  Leser  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  zwischen 
den  Zahlen  der  Tabelle  in  dem  Werke  ,L'Italie  economique"  und 
den  entsprechenden  Schlussergebnissen  der  Bände  der  itahenischen 
Armeustatistik,  welche  noch  erscheinen  werden,  sich  eine  ähnliche 
Differenz  ergeben  könnte.  Es  mögen  nun  einige  der  interessan- 
testen, und,  so  zu  sagen,  durchsichtigsten  Daten  für  jede  der  fünf 
Gruppen  von  Provinzen,  welche  wir  weiter  obengenannt  haben,  folgen. 

Die  Schwierigkeit,  die  Armeninstitute  nach  ihren  Zwecken 
einzutheilen,  ist  namentlich  deshalb  so  gross,  weil  viele  dieser  An- 
stalten gleichzeitig  die  manuigfalligston  Zwecke  verfolgen,  so  dass 
man  sich  nicht  anders  zu  helfen  wusste,  als  indem  man  sehr 
lange  und  zuweilen  nicht  ganz  deutliche  Verzeichnisse  der  Gat- 
tungen von  Stiftungen,  welche  sich  im  Wesentlichen  mit  den 
gleichen  Aufgaben  beschäftigen,  anfertigte.  Es  sollen  nun  hier 
für  jede  der  fünf  Gruppen  übersichtliche  Auszüge  aus  jenen  Verzeich- 
nissen Platz  finden.    (S.  pag.  095  u.  ff.) 

Die  unterstützten  Personen,  und  die  gewährten  Unterstützun- 
gen (Spalte  u.  6)^  sind  unter  zwei  verschiedenen  Rubriken  auf- 
geführt, weil  einzelne  .\nstalten  neben  den  ihrer  eigentlichen  Be- 
stimmung entsprechenden  Unterstützungen  auch  noch  andere,  aus- 
serhalb ihres  ursprünglichen  Wirkungskreises  liegende  gewährten. 
So  z.  B.  wurden  in  Hospitälern  53624  Kranke  verpflegt,  gleich- 
zeitig aber  anderen  Personen  Medikamente  etc.  verabreicht. 

In  der  Spalte:  «Ausgaben  für  Unterstützunj,^en'  findet  man 
in  der  2^  Tab.  die  Zahl  1,547  (fr.  1,547513)  bei  der  Rubrik  , Leih- 
häuser" aufgeführt;  das  sind  strenggenommen  nicht  Unterstützun- 
gen, sondern  grösstensheils  verzinsliche  Darlehen  auf  Pfönder. 
Die  Zahl  der  unterstützten  Personen  oder  der  einzelnen  Unter- 
stützungsfölle  beträgt  (Summe  der  Spalte  5^  u.  6^  772944:  aber 
wenn  man  von  dieser  Summe  371475  Darlehen  auf  Pfänder  der 
Leihhäuser  und  der  monti  frumentarii  abzieht,  so  bleiben  nur 
401814  wirklich  unterstützte  Personen  oder  UnterstützungsMe  übrig. 

Die  Steigerung  der  ordentlichen  Einnahmen  in  den  Arnien- 
instituteu  Piemouts  seit  1845  wird  aus  Folgendem  ersichtlich: 

Jabr.     Zahl  der  Anstalten.     Ordentliche  Einnahmen. 
1845  1167  6,242875  fr. 

1852  134Ö  7,185703  , 

1861  1826  i%mm , 


695 


Piemont.    (Provinzen:  Turin,  Novara,  AUesaandria  u.  Cuneo) 
2,764000  Einwohner,  2,900000  Hektaren  Flächengehalt. 


Bezeichntmg  der 
Anstalten 
nach  ihrem  Zwecke. 


Zahl 
der- 
sel- 
ben. 


£iD- 


Vennö- 
gen 


Aus- 

küDfte  :  g^'j^aJ" 

ordentl.  ]  Uuter- 
u.  ausser-  g^Q^. 
ordentl.  zungen 


Millionen  und  Tausende 
von  Frcs. 


Zahl  der  unter- 
stützten Personen 
oder  der  ausgetheil- 
ten  UnterstatzuDgen 

inncrbalbi  nicht  zu 
d.  eigentl  d.  eigentl. 
Wirtungs-  Wirkungs- 
kreises d.  kreis  a. 

Anstalt   Anst.  geh. 


Hospitäler  .   .  . 

Entoiadungshäuser 

Krippen    .    .  . 

Irrenhäuser   .  . 

Blindeninstitute  . 

Taubstummen- 
Institute     .  . 

Findelhüuser .  . 

Bettlerverwahr- 
anstalten   .  . 

Waisenhäuser    .  . 

Besserungsanstalten 
für  verwahrloste 
Knaben,  und  Zu- 
fluchtsst&ttt^n  für 
eutlass.  Gefangene 

Versorgungsaustal- 
ten ,  Schulen  und 
^  Zufluchtsstätten  . 

Kleiukinderbewahr- 
anstalten    .    .  . 

Schulen  und  Stipen- 
dien f.  Sfudirende 

Monti  frumentarii 
(Darlehen  auf  Na- 
turalien u.  Gelil- 
vorscbüsse  auf 
Waarcn,  wie  Ge- 
treide, Oel  etc.  . 

Leihhäuser    .    .  . 

Stiftungen  für  Aus- 
steuern .    .    .  . 

Stiftungen  f.  Almosen 
n  Geld- 
untersttttzungen  . 

Stiftungen  für  Kran- 
kenunterstützung 

Stiftung,  f.  Niitural- 
unterstotzungen  . 

Stiftungen  für  Kul- 
tuszwL'cke  .    .  . 

Stiftungen  f.  Zwecke 
des  Kultus  u.  der 
Armenpflege.  .  . 

Verschiedene  Ar- 
menanstAlten  .  . 

Summa 

Aamerk.  i.  p.  696.  u.  697. 


149 

2 
1 

2 

66,746 
028 
19 
3,563 

3,829 
115 
2 

ülü 

1,910 

m. 

53624 
1355 
7 

940 

1 

la 

238 
770 

30 
1,176 

22 
1,084 

M 
15693 

51 

5£ 

10,415 
10,294 

881 
577 

593 
Ml 

174:^5 
1176 

2. 

28 

21 

118 

17 

4  902 

78 

2,698 

a23 

129 

11118 

86 

6,891 

611 

mL 

8122 

7 

47_ 

12 
5,041 

1 

409 

& 

1,547 

360272 

131 
~37 

2,570 
1,144 

129 
~1E 

89 

m 

1009 
95.53 

63G 

10,095 

555 

348 

108938 

374 

9,874 

572 

339 

64355 

908 

il 

31 

17551 

a 

284 

13 

7 

194 

24 

1,478 

80 

ai 

3052 

77 

16,192  1 

1,613 

682 

40159 

1825 

154,783*) 

12,103**),8,257"* 

716923 

3JK)40 
1^ 


222 


i2a 


11203 
2294 

2 
321 

818 


_  634 
56021 
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Provinzen:    Genua  und  Porto  Maurizio. 
771000  Einwohner.    532400  Hektaren  Flächengehalt. 


f 

Ein- 

Aus- 

Zahl der  unter- 

gaben 

für 

stützten  Personen 

Zahl 
der- 

Vermö- 

künfte 

und  der  \ 

ertheilten 

Bezeichnung  der 

gen. 

ordentl. 

Unter- 

Unterstützungen 

u.  .iTisser-, 

stüt- 

Anstalten 
nach  ihrem  Zwecke. 

sel- 

ordentl.  ; 

zungen 

innerhalb  nicht  zu 
d.  eigcnlL  d.  eigentL 

ben. 

Millionen  und  Tausende 

Wirkungs-  Wirimugs- 
creises  d.  kreiws  d. 

von  Frcs. 

Anstalt.  jAnst  geh. 

Hospitäler  .... 

4ß 

1 

904 

IC)! 

13819 

512 

Irrenhäuser    .    .  . 

1 

2,ür)3  ' 

315 

199 

Taubstummen- 

1 

29 

Institute  .... 

2 

470 

106 

i5 

— 

Findelluiiiscr  .    .  . 

6 

m 

350 

3571 

— 

"Wais-eiihiinsor    .  , 

1 

lila 

2a 

gl 

— 

Beltlerverwahr- 

3589 

anstalten     .    .  . 

Iii 

15736 

771 

567 

— 

Verßorgurigsanstal- 

trn,  Schulen  und 

706 

Zuttuchts>t;itten  . 

Ii 

6,380 

309 

las 

Kleinkinderbcwahr- 

2253 

anstalten    .  . 

9 

393 

2i 

Schulen  u.  Stipend. 

M 

4% 

681 

M 

für  Studirende  . 

r.98 

Leihhäuser    .    .  . 

a 

3,754 

190 

901 

122433 

Stiltungen  für  Aus- 

251 

151 

steuera  .... 

38 

1,332 

4& 

Stiftungen   für  Al- 

Vk 

m 

mosen  .... 

ü 

56 

Stiftungen  für  Geld- 

5348 

lö 

unterfitützungen  . 

CO 

1,089 

37 

Stiftuugf n  für  Kran- 

22 

3987 

unterstützung  .  . 

Di 

829 

11 

Stiftungen  für  Na- 

2852 

102 

turaluntcrstützung 

9 

319 

16 

10 

Stiftungen  für  Kul- 

tuszwecke .    .  . 

2 

24 

1 

Stiftungen  f.  Zwecke 

des  Kultus  u.  der 

2870 

Armenpflege  .  • 

467 

2a 

7 

Verschiedene  Ar- 

8688 

1      ^  ^ 

menanstalten  .  . 

,^ 

7,008 

;  m 

Ifil 

Summa 

1  316 

&4,989') 

3,624 

1 8,166«) 

173032 1  «8 

«)  Das  Vermögen  besteht  zu  27";^o  in  Immobilien  und  zu  18%  Staats 
reuten. 

**)  In  dieser  Summe  sind  901000  fr.  Darlehen  auf  Pf&nder,  welche  die 
Leihhäuser  gegeben  haben,  enthalten. 

(Anmerkungen  zu  pag.  695.) 

*)  Das  Vermögen  besteht  zu  &6"/o  m  Immobilien  und  ru  '^^o 
Staatsrenten. 

*»)  In  dieser  Summe  von  12,103000  fr.  EinkQnflen  sind  enthalten  r 
fr.  1,043710  Einnahmen  für  PenBionen  von  wiedergenesenen  nicht  uncnt- 
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Insel  Sardinien.    {Provinzen  Caf?li:»ri  und  Sassari.) 
5880(X~)  Einwohner.    2,420000  Hektaren  Flächengebalt. 


BezeiclinuDg  der 
Anstalten 
nach  ihrem  Zwecke. 


Zahl 
der- 
sel- 
ben. 


Verrau- 
gen. 


Ein- 
künfte 

ordontl. 

u.auüsier- 


. Aus- 
gaben 

für 

ünter- 
8tnt- 


ordentl.  j-ungen 


Millionen  und  Tansende 
von  Frc8. 


Zahl  der  unter- 
stützten Personen 
und  der  vertlieilten 

Uuterstiitzungen 

innerhalb!  nicht  zu 
d.  eigcnt).  d.  eigentl. 
\Virkun«rs-  Wirklings- 
kreises d.  kreis  der 
Anstalt.  lAnst.  geh. 


Hospit&lcr  .... 

Findelhiuser  .    .  . 

Waisenhäuser    .  . 

Bettlerverwahr- 
anstalten   .    .  . 

Schulen  und  Stipen- 
dien .... 

Monti  frumentarii 

Leihhäuser    .    .  • 

Stiftungen  für  Aus- 
steuern .... 

Stiftungen  für  Al- 
mosen .... 

Stiftungen  für  Geld- 
unterstützungen . 

Stiftungen  für  Kran- 
kenunterstützung 

Stiftungen  für  Na- 
tural Unterstützung 

Stiftungen  für  Kul- 
tuszwecke  .   .  . 

Stifiungeu  f.  Zwecke 
des  Kultus  und  d. 
Armenpflege   .  . 

Verschieaene  Ar- 
menanstalten  .  . 


6 
1 

3 

2 

10 
1 
1 

Ol 

09 


3 
11 

2 


1752 

5G 

im 

m 
in 
jn 

24a 

(iS 


13 
134 

54<J 


m. 

H 
10 

a 
Ii 

3 
1 

8»4 
1 

*A 

2« 


51 

3'!*  2 

13'; 


10«3 


3 
l 

3 


2006  '  — 

— 3&  I  — 

Iii  1  M 

106 


203 
3ft> 
18i»ü 

m 

340 
92 

280 


60 


m 


Summa  15« 


4032 


2m 


239 


6G3o 


III 


Die  Monti  frumentarii  sind  in  obenstebender  Tabelle  mit 
der  Zahl  4  angegeben.  Möglicherweise  hat  man  spezielle  Gründe 
gehabt,  nur  eine  so  geringe  Zahl  den  Arnieninstituten  beizuzählen. 
In  Wirklichkeit  giebt  es  gerade  in  Sardinien  am  meisten  solche 

geltlich  verpflegten  Personen  und  1820m  fr.  Verkaufswerth  der  von  den 
Wiedergenescnen  gefertigten  Arbeiten.  Letztere  Summe  ist  offenbar  sehr 
klein.  Man  hätte  aus  dieser  Quelle  eine  viel  grössere  Einnahme  gewinnen 
müssen. 

(Zu  p.  695.)  Diese  Summe  bezieht  sich  nur  auf  Unterstützungen.  Aus- 
geschlossen sind  die  Verwaltangskostcn,  Abgaben  u.  s.  w.  Von  der  für  Un- 
terstützungen verausgabten  Summe  kommen  zwei  Drittheile  auf  städtische, 
ein  Drittheil  auf  ländliche  Gcuieiuden. 


KunniiigliBUii,  Arme npfl (■({«. 
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Lombardei.   (Prov.  Mailand,  Pavia,  Brescia,  Bergamo,  Cremona, 
Como  und  Sondrio.)  3,105000  E.  2,228600  Hekt.  Flächeninh.*) 


Bezeichnung  der 
Anstalten 
nach  ihrem  Zwecke. 


Zahl 
der- 
sel- 
ben. 


Vermö- 
gen. 


Ein- 
künfte 

ordentl. 
u.  ausser 
ordentl. 


;  Aus- 
gaben 

für 

I  Unter- 

BtUt- 

zungen 


Millionen  und  Tauseude 
von  Frcs. 


Zahl  der  unter- 
sttltzten  Personen 
und  der  rertheilten 

Unterstützungen 

innerhalb  nicht  rn 
d  eigenil  d.  eigeutl. 
Wirkunps-  Wirkungs- 
kreises d.  kreis  der 
AnsUlt.  Anst  geh. 


Hospitäler  .... 

Entbindungs-Anst. 

Krippen  .... 

Irrenhäuser    .    .  . 

Blindenanstalten 

Taubstummen  -Anst 

Finilflhiiuser  .    .  . 

Bettlerbewahr-Anst. 

Besserungsanstalten 
für  verwahrloste 
Knaben  und  Zu- 
fluchtsstätten für 
entlass.  Gefangene 

Waisenhauser     .  . 

Versorgungsanstal- 
tcn,  Schulen  und 
Zufluchtsstätten  . 

Kleinkinderbewahi- 
an&talten     .    .  • 

Schulen  und  Stipen- 
dien f.  Studirende 

Monti  frumen- 
tarii  (Darlehen 
auf  Naturalien  u. 
Vorschüsse  anGcld 
auf  Waaren,  wie 
Getreide,  Gel  etc. 

Leihhiiuser    .   •  • 

Stiftungen  fOr  Aus- 
Bteucrn  .... 

Stiftungen  für  Al- 
mosen   .    .   .  • 

Stiftungen  für  Geld- 
unterstOtzungen  . 

Stiftungen  für  Kran- 
kenunterstützungen 

Stiftungen  fUr  Natu- 
ralunterstützungen 

Stiftungen  für  Kul- 
tuszwecke .    .  • 

Stiftungen  f.  Zwecke 
des  Kultus  und  d. 
Armenpflege   •  . 

Yerschieuone  Ar- 
juenanstalten  .  . 


8 
6 

r 

4 

Iii 

III  7"vl 

2^)0 

130 
2,136 

m 

390 
4,047 

292 
41 
bQ 

531 

I|0(0 

3  187 
13 
5^ 
574 

4a 

1,468 

97ß.'i6 

M 

m. 

1364 

59 
IM 
27826 
4'288 

28140 
21 

11 

2803 

i 

QU 

OO 

1617 

132 

1  1RJ. 

88 

DU! 

m 

_ 

XU. 

23 

8,525 

723 

272 

1014 

i 

Q7 
äl 

■4,010 

L'iO 

%2 

83 
4Ü 

aM 

5,133 

lü 

413 

109 
3,369 

5150 
304937 

90 

479 

4,409 

221 

Iii 

2555 

4326 

312 

5,244 

201 

179 

46995 

M 

544 

17,956 

854 

399 

64582 

824 

309 

0,159 

494 

257 

67773 

%3 

370 

2,032 

lül 

Ii 

36794 

M5 

32 

238 

11 

213 

14,340 

84D 

380 

116139 

252 

183 

40,081 

2,474 

1,112 

61323 

97y 

Summa 
Ajoaerk.  i.  9*4- 


2902  1  275,864     17,641  13,408  947001 
♦*)     I     *♦•)    !    t)     I  I 


40898 
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ff;' '-' 


iß  ; 
1»  • 


0  ' 

ff] 


0  f 

0  ' 
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Die  Emilia.  (Parma,  Piacenza,  Modena,  Reggio,  Massa,  Carrara, 
Bologna,  FeiTara,  Pavenna,  Forli.) 
2,146567  Einwohner.    2,528600  Hektaren  Flächengebalt. 


Bezeichnung  der 
Anstalten 
nach  ihrem  Zwecke. 


Hoßpitäler  .... 

Krippen  .... 

Irrenhäuser    .   .  . 

Taubstummen-Inst. 

Findelhauser  •   .  . 

Waisenhäuser 

Beltlerver  wahr-  A  nst. 

Versorgungsanstal- 
ten,  Schulen  und 
Zufluchtsstätten  . 

Kleinkinderbewahr- 
anstalten    .    •  • 

Schulen  und  Stipen- 
dien f.  Siudirende 

Monti  frunientarii 

Leihhäuser  *)    •  • 

Stiftungen  für  Aus- 
steuern .   •    •  • 

Stiftungen  für  Al- 
mosen .... 

Stiftungen  für  Geld- 
unterstützungen . 

Stiftungen  für  Kran- 
kenunter6tut2ung 

Stiftungen  für  Natu- 
ralunterstützungcn 

Stiftungen  für  Kul- 
tuszwecke  .    .  . 

Stiftungen  f.  Zwecke 
des  Kultus  und  d. 
Armenpflege   .  . 

Verschiedene  Ar- 
menanetalten  .  . 


Zahl 
der- 
sel- 
ben. 


Ii 

Ü 
2 

lü 
54 
21 


3<> 

m 

III 

45 
M 
i2. 
13 
3 

58 


Summa   |  780 


Vermö- 
gen. 


I  Ein- 
i  künfte 

i  urdeiitl. 
u.  ausser- 
,  ordcotl 


Aus- 
gaben 

für 

Unter- 
stüt- 
zungen 


Millionen  und  Tausende 
von  Frcs. 


Zahl  der  unter- 
stützten Personen 
und  der  vertheiltcn 

Unterstiitziingen 

innerhalb'  nicht  zu 
d.  eigontl  |d.  eigentl. 
Wirkungs-i  Wirkungs- 
kreises d.  kreis  der 
Anstalt.  Anst.geh. 


4,35t>2  3,481 
IM 

1.669  ! 
343  I 

11.637 

n,03'J 


6 
438 

m 


1,321 
—22 

m 

833 


9,1  r)4 

2,662 

7,383 
3,017 
1,049 
6,148 
1.518 
159 


10,578 
8,039 


742 

00 

183 

8% 
462~ 

M 
370 
2Ü 

1 

694 


495 
48 

m. 
9a 

3,231 
118 
Iii 
199 
52 
I 


309 


200 


116,676"j;  9,2iK»  8,482 


35,2<»3 

— 2m- 

2,976 
il 
9.805 

i,5<;v_> 

2^ 


1,232 

2,022 

3.794 
435,989 


870 
8,066 
25,991 
15,586 
3,918 

L 


12,.545 
1,3918 


6,509 


384 


880 
81 

41 

133 
2,286 

■301 
3 

114 
15ä 


10 
1 


577,994  I  10,942 


*)  Die  Gruppe  der  Emilia  (namentlich  die  Provinzen  R;iTenna,  Ferrara 
und  Forli)  ist  besonders  reich  mit  Leihhausern  versehen.  Die  öffentliche 
Meinung  ist  zur  Zeit  der  Errichtung  derartiger  Anstalten  nicht  mehr 
günstig. 

•*)  Das  Vermögen  besteht  zu  11%  aus  Immobilien  und  zu  4"  ö  auB 
Staatsrenten.  — — 

Anmerkungen  zu  pag.  698. 
•)  Diese  Daten  Ober  die  Finwohnerzahl  und  Grösse  entstammen  der 
Zahlung  vom  Jahre  1861,   Die  Provinzen  Mantova  und  Peschiera  waren 

45* 


d  by  Google 
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Anstaltdii.  Eine  tob  dem  Departement  ffir  Aekerbtn  erhobane 

Statistik,  die  im  Jabre  1864  in  dem  zweiten  Bande  des  Jahrbuches 

des  Minist-eriums  für  Ackerbau  unci  Handel  Veröffentlichtist,  gab 
die  Zahl  282  für  derartige  Institute  auf  der  Insel  Sardinien  au.  Der 
Umsatz  dieser  Anstalten  war  hiernach  für  das  Jahr  18G<)  (für 
einige  valedireu  die  Zahlen  für  186  i  und  liir  18G2)  der  folgende: 

Eingang.  Ausgang. 
Getreide   (Hektoliter)         19.876  167135 
Silber  (Francs)  «>8;}7i»9  mS93 

Neben  den  Arnienanstalten,  ja  ei<(entlich  vor  denselben  ver- 
dienen die  Institntt'  dor  Selb  st  hülfe  genannt  zu  werden. 
Wir  wollen  daher  vor  allen  Dingen  den  auf  Ge<(enseitigkeit  be- 
ruhenden Hülfsgo.sellscbaften,  den  Sparkassen  und  den  andereu 
derartigen  Schöpfungen  des  genos^cuschuftlicheu  Geistes  einige 
Bemerkungen  widmen. 

Seit  Ende  des  Jahres  1862  sind  in  Italien  keine  aUgemoiMi 
statistischen  Erhebungen  über  die  gegenseitigen  Häl&aDstalten 
pnblizirt,  noch  aueh  sme  angestellt  worden.  Ans  jenem  Jahr» 
aber  datirt  eine  solche  Publikation  der  Zentral-Direktion  der  Ska- 
tistik.  Damals  wurden  143  derartige  Anstalten  für  säramtüclie 
Provinzen  (selbstverständlich  mit  Ansschluss  der  venetianisehen) 
gezählt,  und  zwar  be^^t;^^b'tl  iJO  iluvon  vor  1848;  108  sind  in  den 
Jahren  1H48  — 1800  ge;.(rüiui<'t,  und  209  ent<tand''n  in  den  Jaluen 
1860 — 18G2.  wohl  als  eine  d»^r  Früchte  der  nun  erst  f^arantirten 
\virthscbafilit  In  n  Freiheit.  Von  l^Üo  an  können  wir  die  Fort- 
schritte  diorr  Anstalten  nicht  mehr  genau  verfolgen;  aber  ehue 
Zweifel  sind  sie  in  allen  Theilen  Italiens  bedeutend  gewesen. 

Die  GeseUschaften  zur  gegeni^eitigen  Uüt43rätützuug  eutätehea 
frei,  und  vermehren  sich,  ohne  irgend  welchen  Anstoss  oderiigeed 
welche  Beihülfe  von  Seiten  der  Begierungsorgane  zu  erwaitni. 
Es  ist  anerkannt,  dass  sie  anter  dem  Schutze  des  Artikels  83  des 
Yerein^esetzes  stehen,  wdcher  allen  Bürgern  das  freie  Tetdis- 
recht  gewährleistet 

damals  bereits  von  der  Lombardei  abgctrcnut  worden;  die  Provinz  Pana 
var  ¥011  Seiten  Pfemonts  ledigKch  am  adniaiBtratiTes  Gifladflo  TergrOnert 
worden. 

Das  Vcrmögeu  besteht  zu  fast  nrei  Dritteln  ans  ImmobUieo  nnd 
itt  B^/»  aus  StaatsreutcD. 

***)  la  den  Einkünften  ist  der  Ertrag  der  vencU«4enCB  von  des 
Wiedergeneseaen  angefertigten  Arbeiten  (mit  fr.  159000)  enthalten,  und 
fr.  l.49fKMX),  welche  von  den  nicht  onentgeHMoh  verpflegten  Kranh^  in 
den  Hospitülern  gexablt  wurden. 

f )  In  dieser  Rubrik  sind  3,369000  fr.  euthaiten,  welche  vuo  Leiiihauaera 
all  versiinliehe  Dailehen  aoigesaUfc  worden  sind. 
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Die  Zahl  der  Gesellschafter  aller  Toreine  war  auch  im  Jahre 
1862  nicht  bekannt.  4ÜH  Vereine  hatten  insgesammt  121635  Mit- 
glieder, so  dass  auf  jeden  von  ihnen  l)einahü  300  Mitglieder 
kommen.  Unter  den  Mitgliedern  waren  lOOOO  Ehrenmitglieder, 
welche  gaben  ohne  zu  empfangen,  während  die  anderen  111000 
wirUidie  Thennebmer  wann.  91%  <l«r  Zahl  der  Genossen  waren 
Mftimer,  nur  9^/o  jener  Zahl  kommen  auf  Frauen« 

In  der  ackerbantrobenden  Berölkenisg  bestanden  27  GeseQ- 
schaften,  mit  nuammen  3126  Qenoesen. 

Nic^t  alle  Vereine  erheben  ein  Eintrittegeld;  bei  denen, 
welche  ein  solches  fordern,  variirt  der  Betrag  von  3  fr.  2  c.  bis 
auf  14  fr.  58  c.  In  einigen  Vereinen  ist  der  Betrag  für  Alle 
gleich,  bei  anderen  richtet  er  sich  nach  dem  Alter  des  sich  zur 
Aufnahme  meldenden  Oonosseu,  und  nach  den  Vortheilen,  die  er 
beansj^rucht.  Bei  einigen  Vereiiioii  ist  der  I'ebergang  von  einer 
KlaHäe  zur  auderen  zulibsig;  qh  wird  duuu  die  Dül'ereuz  nach- 
bezahlt. 

Die  jährlichen  Beitrage  schwaukeu  zwischen  7  fr.  IG  c.  uud 
10  fr.  70  e.  im  Ganzen.  Die  Zahl  der  Unterstfitzten  betrug  im 
Jahre  1862  29,63  der  Zahl  der  wirklichen  Theilnehmer  (alao 
mit  Ausnahme  der  Ehreomitiglieder).  Bei  den  Yerdnen  zur  ge- 
gensatigen  Srankenunterstfitzung  kommen  im  Durchschnitt  16^ 
Erankheitstage  auf  jeden  einzelnen  Gesellschafter;  der  ünter- 
stützungsbetrag  schwankte  zwischen  G4  c.  im  Minimum  und 
1  fr.  12  c.  im  Maximum  fiir  je.len  Arbeitstag.  Währt  die 
Krnnkhi.'it  länger  als  eine  bj;stininite  Frij;t,  so  pflegen  die  Unter- 
ütüt/ungsbetrüge  sich  zu  verringern;  sie  pflegen  ganz  aufzuhören, 
wemi  es  sich  herausstellt,  dass  ein  chronisches  Leiden  vorliegt. 

Die  an  Kranke  gewährte  Unterstiitzimgssmnmc  ergab  den 
mittleren  Betrag  von  46  St,  Ö5  c.  per  Kopf  jedes  wirklichen  Theil- 
nehmers. 

Aus  den  vorliegenden  Daten  lässt  sich  ermittelu,  dass  der  Preis 
iör  die  Sicherstellung  einer  Krankeuunterstützung  zu  stehen  kam : 


Auf  Fr. 


fi«i  Iheilnehmcrn  im  Alter  Ton 
0-15  Jahren. 


\ 


41-50  * 


9ti9 


Nur  wenige  Gesellschaften  unterstützen  Wittweu  und  Waisen. 
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Mefarere  Vereine  lassen  den  Eindem  der  Miii^eder  Eleineiito- 
untenieht  eitheilen,  und  unterhalten  Sonntags-  and  Fortbfldimg»* 
schulen  für  Erwachsene.  In  solchen  FftUen  stellt  die  Gemeiode 

gewöhnlich  das  Lokal. 

Die  ordentlichtMi  und  ausserordentlichen  Einnahmen  waren  im 
Jahre  1^02  bei  r)74  Gosellseliiiflon  bekannt;  sie  betrugen  damals 
zusammen  1,4110(J0  fr.    Von  diesen  Einkünften  stammten: 

14t* /2^  o  aus  Utiter&tutzuQgcn  und  Pnratverm&chtoiaa«!!, 

5  „    „  Beitr&gen  der  Ehrenmitglieder« 

«  «        „       „  wirUidien  K^lieder, 

6  n  n  Eintrittbgeltlem, 
8    n  n  Kapitalzinscn, 

4     ,  „  anderen  Quellen. 

In  denselben  VtM-pfn<'n  nahmen  die  Ausgabe  zwei  Drittel  dar 
Einkünfte  in  Anspruch  und  zwar  betrugen: 

die  YerwaltoogsIcoBtcn   20  '^/o 

„  Oeld'0ntentfltzungcn  an  &anke  ....  54  „ 

.  Kosten  für  Arzneien  und  ärBtliehe  Hfllfe  .  3^3  „ 

„   Altcrspensionen                                ,  ,  6*Ä, 

„  Uutetstatzungeu  an  Wittven  und  Waisen  äVsi» 

Verschiedene  Ausg  iben   11  „ 

Die  Verwaltungsunkosten  sind  nicht  unbeträchtlich;  sie  be- 
tragen, wie  oben  angezeigt,  20*^/o  der  Gesammtausgaben  undll^*'/« 
der  Gesammteinnahme, 

Auf  die  geographische  Vertbeilung  der  gegenseitigen  Unter- 
stützungsvereine  näher  einzugehen,  würde  hier  nicht  am  Platze 
sein*). 

Nur  kurz  möge  erwähnt  sein,  dass  die  Volksbankeu  uod 
die  Kooperativ -Assoziationen  in  It^ien  ihren  wahren  Schübe- 
Delitzsch  in  dem  Professor  L.  Luzzati  gefunden  haben,  welehff, 
so  jung  er  auch  ist  (er  hat  noch  nicht  das  Alter,  welches  erforda^ 
lieh  ist,  nm  als  Parlamentsabgeordneter  gewflhlt  ra  werden),  die 
Stelle  eines  Generalsekretärs  im  Ministerium  für  A<Awrban  tmd 
Handel  versieht.  Diese  Institute  schreiten  wacker  vorwärts  und 
schaffen  auch  bei  uns  Segen  die  Fülle.  Genaue  statistische  Mit- 
theilungen  über  ihre  Entwickelung  zu  machen,  ist  zur  2eit  ua- 
möglich. 

Solrlif  Angaben  hissen  sich  dagegen  beibringen  für  die  Spar- 
kassen. Dil'  Zeutrablirektion  für  Statistik  hat  kürzlich  eine  ganz 
neue  Statistik  derselben,  welche  bis  Ende  des  Jahren  löüU  reicht, 

•)  Hüne  Daratellitng  der  auf  Gegenseitigkeit  benihenden  Untentfll* 

zungpvpreine  und  genossenschaftlichen  Instftntc  in  Venotien  findet  man  in 
dorn  ticisuigen  Werke  von  A.  Krrera,  hotitelt:  „Annuario  industriale  e 
delle  istituzioDi  popolari",  eine  Fortsetzung  des  „Un  primo  auuo  di  libeitili* 
betüelten  Werlces  desselben  Verihsiwi. 
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bearbeitet.  Daraus  mögon  hior  einige  Mittheilungen  folgen.  Hier 
eine  Angabe  über  die  Zalil  der  Kassen  in  jeder  der  Provin- 
zen, und  über  die  Eiowohuerzahl ,  für  welche  jede  der  Kassen 
valedirt: 


ProTinsen: 

7oVil  t\oT' 

Einwohner  auf 

Kasspn. 

oine  KaPso. 

14 

1Ü71J<  10 

6 

128000 

40 

Brno 

8 

293000 

94 

83000 

12 

42000 

2Ö 

86000 

41 

43000 

1 

1,212000 

4 

8 

438000 

1 

1 

1.140000 

Sicilien  

0 

Sardinien  

1 

'  1'  H  II  i 

184 

laaooo 

Mit  Kücksicht  auf  ihren  Ursprung  finden  wir  unter  diesen 
Sparkassen  folgend«  Rubriken: 

El  Cilld  gegrflndet  durch  milde  Stiftungen  ....  40 

„  ,     die  Gemeindeverwaltung  .  8 

I,  ,     die  ProvinzialverwalttUig  .  3 

I,  „     Privatgesellschaften     .   .  (>3 

„  I,     anonvine  Gesellschaften  .  32 

„  I,     Leihftäuser  ......  21 

ff         „    Kreditanstalten  ....  3 

Auf  •äderen  Wege   .  14 

Samma:  IM 

Der  aOgflineine  Stand  der  Spaikaeseii  war  am  SI.  Desembar 
1866  folgender  (s.  Tab.  A.,  pag.  704). 

Aus  dem  Nachstehenden  ist  ersichtlich,  wie,  nach  Prozenten, 

die  deponirten  Gelder  von  den  Sparkassen  der  verschiedenen  Pro- 
vinzen im  Jahre  I8ö6  angelegt  waren  (s.  Tab.  i>ag.  705). 

Weitere  interessante  Daten  enthalten  die  folgenden  Tabelton 
(8.  Tab.  B.  u.  C,  pag.  704). 

Man  muss  dabei  bemerken ,  dass  diese  Angaben  nur  für  die- 
jougen  158807  Einlagen  (im  Betrage  von  zusammen  56,7111166  fr.) 
valediren,  für  welche  man  die  Einleger  kannte,  während  noch 
269023  Einlagen  im  Betrage  von  167,921686  fr.  hinzukommen, 
wilflhA  noch  Dieht  Uaeeifiait  werden  konnten.  Das  Verhtttnias 
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A. 


Provinzen; 


Pieniont  

Ligurieii  

Lombardei  .... 

Venctien  

Emilia  

Umbrien  

Die  Marken     .    .  . 

ToBcana  

Abbiiizzen  nnd  Mulise 
Cainpanieu  .... 

Apulien  

Basilicuta  .... 
CalabricK  .... 

Sicilien  

Saidinien  


Kredit 


Debet 


Vermögen. 


Millionen  und  Tauscndo  von  Francs. 


10^ 
3,724 
138,672 
10,208 
36,8G9 
3,767 
4,978 
48,881 
37 
1,634 
36 
2 
1«9 
1,18.5 
8r>8 


9,830 
3,599 
131,225 
9,449 
31,796 
3,397 
4,356 
46,076 
35 
1,632 
34 
2 
98 
1,113 
319 


555 
126 
7,447 
758 
5,068 
370 
622 
2,804 
2 
3 
S 

71 
89 


Königreich  . 


I    260,905     I  212,907 


17,937 


Provinzen: 


Eine  Spareinlage 
kommt  auf  Ein- 
wohner. 


Piemont  

Liguiien  •  •  •  •  ' 
Lombardei  .   .   .   .  . 

Venetien  

Emilia  

Umbrien  

Marken  

Toskana  

Abbruxzen  und  Molise 

Campanien  

Apulien  

Basilicata  

Calabrien  

Sicilien  

Sardinien    .   .   .   •  • 

Königreich 


Durchschoittlichei 

Guthaben  eines 
Einlegers. 


129 
118 
21 
188 
22 
39 
38 
22 
583 
423 
2897 
15902 
44013 
1095 
1827 


67 


455,0) 
547,40 
816,31 
742^ 
320,as 
217,M 
179,M 
365m 
76,90 
259,08 
66,ST 
75^ 
334,«s 
243,00 
694,98 


525^ 


C      Stand  oder  Gewerbe  der 
Deponenten. 


Landwirthe  

Künstler  und  Handwerker  .   .   .  . 

Dienstbuten  

Beamte  

Solduten  und  Seeleute  

Verschiedene  Gewerbe  

Waisen  und  Minderjährige     .    .  . 
Geselhchaften  zur  gegenseitigen  Un- 
terstützung  .  . 


Auf  100  Ein- 
lagen. 


Auf  100  fr.  Ein- 
lagen. 


12,37 
25,78 
16,59 
4,09 
1>95 

29,4$ 

8,95 

0^ 


100,ou 


13,»7 
21,49 
14,3» 
8,71 

7.« 

0,Ss 


100,00 


( 
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Surdmieti. 

1 ^ 1 i||  III 

8 

8 

«cilfoii. 

S                fi                SS  ^ 

1  11  1  <^  1    \i\    co-^'  1 

s 
8 

Cftlabrien. 

%  9  3  JB 

1  1  S  53     1      1  S  1  II*»' 

I 

1 ) 1 1 M   Iii     II  1 

1 

ApnlNiu 

oo  ^ 
A    m                     .     i«  ■ 

1  1  ^wgf  1     f  ^  1       1  5  1 

8" 

r-t 

Campftniea. 

O 
O 
*. 

s 

Abbruzzen 
0.  Molise. 

S          SS  S           8  SS 

1  #  M  «rsf    1  1  1       1  ^  1 

o 
5 

8 
.-1 

Toteana. 

00  g"  2J  ^     o      e«               ©  o  CS 

S 

MariBUi» 

ö 

8 

« 

Sndlift. 

8 

•-4 

Temtiaji. 

s  2?  -t  »                                ZI  SR 

1  ^-^x  ;2f^  1      1     1        1  er  cT 

5 

1 

Lombardei 

-i    •-   4;  rfi                   1-  = 

o 

Ligarien. 

7!  S  S  8           S9  S 
1    1  ogO-<5  9f       1  «i«f          II  1 

1 

Pienumt. 

J 

Ausgeliehene  Gelder  .  . 
an  Königl.  Verwaltungen 
an  Provinzen  u.  Gemeinden 
an  andere  Korporationen 
auf  Hypotheken .... 

auf  Effekton  

auf  Faustpfand  .... 

Bestand  des  Portofeuille's 
Konto  Kourant-Guthaben  < 
öflVntliche  Fonds  .   .   .  | 
Schatzscheioe    .    .    .    .  j 
Aktien  von  kommerziel-  | 
len   und   industriellen  i 
Gesellschaften    .   .   .  j 

Verschiedene  Forderun- 
gen   
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zwischen  der  Samme  der  Spareinlagen  und  der  Zahl  der  Bevölke- 
rang  einer  Provinz  oder  eines  Ereises  hat  keineswegs  immer 
grosse  Bedeutimg,  welche  man  demselben  beizulegen  geneigt  iiL 
So  mögen  z.  B.  die  Fiemoniesen  geringere  Summen  in  den  Spu- 
kassen stehen  haben,  als  die  Bewohner  der  Lombardei,  ohne  dais 
maa  deshalb  zu  dem  Schlüsse  berechtigt  wäre,  dass  die  %ar- 
samkeit  weniger  bei  den  ersteren  wie  bei  den  letiteran  n 
Hause  sei. 

Die  Bewohner  der  alten  Provinzen  des  Kontinents  sinJ  eben 
mehr  daran  gewölint,  ihre  Ki-siiariiisge,  mögen  sie  gross  oder  klein 
jiein,  in  Staatsrenten  auzuh-gfii,  und  diese  jeder  anderen  Art  der 
Anhige  vorzuziehen.  In  den  neapolitanischen  Provinzen  t^'eniosst 
wiederum  der  ,  Hauco  di  Napoli"  ein  ausserordenlhch  grosses 
Vertrauen,  so  dass  derselbe  eine  grosse  Masse  Depositen  erhält, 
selbst  häufig  genug,  ohne  diese  verzinsen  zu  müssen.  Au  den 
ligurischen  Efisten  ferner  bieten  die  SchilTsbaugesellachaftea  ein  be- 
quemes Mittel  zur  Anlage  kleiner  Kapitalien  dar  u.  s.  w.  Auch 
darf  man  nicht  Tergessen,  dass  gerade  in  dieser  Zeit  ui  Italm 
genossenschaftliche  Institute  aller  Art,  und  alle  Terbonden  mit 
kleinen  oder  grösseren  Kapitalanlagen  Seitens  der  Genossen,  m 
Masse  entstehen,  und  dass  eben  auch  solchen  Instituten  der  Spar- 
sinn d<  r  Bevölkerung  sich  hier  starker,  dort  weniger  stark  zu- 
wendet. 

Im  Allgemeinen  dehnen  die  Sparkassen  ihre  Thätigkeit  nicht 
über  den  Kreis  der  Gemeinde  ain.  wo  sie  ihren  Sitz  haben;  aus- 
nalll^^\veise  natürlich  haben  sie  einen  grösseren  Wirkungskreis. 
So  hat  die  Kasse  von  Mailand  B.  Zweiggeschäfte  in  allen  loni- 
bardischen  Städten,  ja  sogar  in  den  venetianischen  Provinzen,  in 
Udine  und  in  Mantua.  IKe  von  Florenz  und  Siena  haben  in  den 
anderen  toskanischen  Provinzen  Filialkassen,  ebenso  wie  die  Eanan 
von  Neapel  und  Palermo  in  den  anderen  sfidliehm  PrevkuMi 
Nebengeechflfte  haben. 

Mit  Ausnahme  der  lombardisehen  und  sardinlaefaen  Anstalten 
nehmen  die  italienischen  Sparkassen  meist  auch  ganz  kleine  Ein- 
lagen, solche  von  unter  1  fr.,  an;  bei  den  toskanischen  Kassen 
beträgt  sogar  das  Minimum  nur  10  ct. 

Die  Zinsen  für  die  Einlnc^en  wer(lt">n  gewöhnlich  von  jeder 
einzelnen  Post  besonders  berechnet  und  laufen  von  dem  Tajre  nach 
der  ejfolgten  Einzahlung;  höchstens  verschiebt  man  den  Beginn 
des  Zinsenlaufs  um  8  Tage  nach  der  Einzahlung. 

Der  Zinsfuss  betrügt  fast  stets  4V<\  doch  geben  einige  Kasäen 
4^70,  und  einige  sogar  ö^/o;  Letzteres  ist  jedoch  selten. 
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Die  lombardisclio  Sparkasse,  welche  iliren  Hauptsitz  in 
Mailand  hat,  und  welche  (nebenbei  gesagt)  am  1.  Januar  1S66 
130  I\Iillionen  Francs  Depositen  hatte,  stellt  jcduth  keine  (Irenze 
alsMa  xiniuMi  für  die  Einzahlungen  der  Deponenten.  Die  meisten 
anderen  Kassen  dagegen  nehmen  von  einem  einzelnen  Deponenten 
nicht  mehr  als  du  besUmmtes  statotemnSssig  fliirtes  Maximom 
an;  doeh  sind  dergleichen  Einschränkungen  bekanntlich  ohne  prak- 
tische Bedentnng. 

Die  lombardische  Sparkasse  hat  auch  seit  einigen  Jahren 
dch  das  Verdienst  erworben,  eine  Art  TOn  Enqa§te  nber  die  gegen- 
seitigen Hülfsgesellschaften  anzustellen.  Sie  setzt  Preise  aus  für 
diejenigen  unter  diesen  Ge.sellschaften,  welche  sich  durch  gute  Ein- 
richtungen und  tüchtige  VerwaUunL'"  auszeichncr.  Alle  Gesell- 
schaften des  Landes  können  sich  an  der  Konkurrenz  he; heiligen. 
Da  nur  die  zuju  /weeke  der  Konkurrenz  der  genannten  Sparkasse 
zufliessenden  Ausweise  publiziri  werden,  so  trägt  sie  in  der  That 
sehr  wesentlich  dazu  bei,  die  Kenntniss  der  E'iiiriciitungen,  Ver- 
waltungsgruudsätze  und  Erfolge  jener  Anstalten  zu  vermitteln. 
Andi  enthalten  ihre  Publikationen  sehr  werthvolles  Material  zur 
Aufstellung  wichtiger  Sterblichkeits-  und  Erkrankungs-Listen. 


in  s; 
Süd 
r«glf 


Nachträge. 


I.  Za  Seite  216  (Braonschweig). 

Itenndlielie  Mitllieilungen,  di«  mir  nachträglich  von  Sdten  dei  Htm 
Kreisdirektorfi  a.  D.  F.  Bussius  in  Braonsdiweig  sngigangan  nnd,  Mm 

niicli  in  ili  ii  St  m  l.  (!!•■  Ufirliti^'r..  ;uif  Seite  IM*',  ^>10  mtbaltono  Paistdhing 
der  Gesetzgebung  und  Organisation  des  Armenwesens  im  Herzogfliam  Brawh 
schweig      ergänzen,  wie  aus  dem  ^iticliiiiebeaden  ersichtlich. 

Der  HmofelNr. 

In  sftmmüieheii,  ziemlich  glddilautenden  altenn  Verordiiiiiiigai 
ttnd  BeglemeDts  fiber  das  Armenwesen  spiegeln  adi  höchst  trfib- 
Belige  Zustünde  ab,  Zustnnde,  wie  sie  sich  schon  vor  dem  draisig- 
jährigen  Kriege  und  mehr  noch  nach  diesem  Kriege  Über  gim 
Deutschland  gelagert  hatten.  Daher  sind  die  in  ihnen  gegebeoen 
Bestimmungen  vorzugsweise  auf  Abstellung  und  Abwehr  der  über- 
hand genommen»'!!  Hassen-  und  Hausbettelei,  gegen  das  Betteln 
auf  Brand.  freir''M  'his  Kindringen  von  Laudsireioliern  und  lieder- 
lichen Ge.^iudels  (sugeiiannte  italienische  Bettler.  Ju'li'ii  u.  ?.  w.), 
namentlich  aber  auch  gegen  das  gern  geübte  heimliche  Eiuschkppen 
armer  Kranker  und  sonstige  her/.luäe  Behandlung  Hülfäbedärftigd' 
gerichtet. 

Zor  Abwehr  aller  derartigen  Uebelet&nde  aoUten  die  strengsten, 
ja  zum  Theil  rigorOse  Maasregeln  in  Anwendimg  kommen.  Zu* 
gleieh  aber  spricht  sich  in  jenen  Verordnungen  ein  eben  so  eifriges, 
wie  humanes  Bestreben  aus,  der  Noth  durch  eine  zweckmAsdge 

Annenpflege  Abhülfe  zu  verschaffen.  Ihre  Grundlage  sollte  die 
Armwpflege  in  der  Bestimmung  finden:  „Jeder  Ort  hat  seine 
Armen  selbst  zu  unterhalten".  Schon  in  einer  Verordiinng  vom 
11,  Juni  1595  bildet  sie  den  Ausgangspunkt  für  alle  in  derselben 
eutlial teilen  Eiiizelbestimniungen  und  wiederholt  sich  in  späteren 
Land&igesetzen,  wie  in  der  Aligemeiuea  Landesordnung  vom 
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7.  März  1647,  der  Amtskamnierordnung  vom  1.  Juli  1688  und 
in  .säniintlichen ,  in  den  .laliien  1742.  1743  und  1744  für  die 
Städte,  bezüglich  für  das  gesararate  platte  Land  erlassenen  Armen- 
reglements; der  vielfadh  ergangenen  sogenannten  Bettelordnnngen 
Bifiht  SU  gedenken. 

SelbsiTentftndßcli  konnten  rlie  fttr  die  Armenpflege  gegebenen 
Vorschriften  nur  aof  einen  sehr  mangelhalten  Ausfährungaapparat 
berechnet  sein.  Daher  findet  man  sowohl  in  den  StAdten,  als 
mehr  noch  auf  dem  platten  Lande,  die  ganze  T.  der  Ausfühnmg 
auf  die  Schultern  der  Ortsprediger  gelegt  und  den  Konimunal- 
beburden,  besonders  auf  <lem  platten  Land**,  wo  das  Institut  der 
Ortsvoivtoher  und  UrtsgesclnvorfUfii  längst  Bchon  bestand,  einen 
l^aum  erkeunbareu  Antheil  au  der  Handhabung  der  ArmenpÜ^e 
zugewiesen. 

Dem  Ortrfprcdiger  lag  vor  Allem  die  Fürsorge  für  Herbei- 
Bchaffung  der  Unterstützungsmittel  ob.  Zu  dem  Ende  sollte  er  keine 
Gelegenheit  anbenatzt  lassen,  zur  Mildthätigkeit  zo  ermahnen,  bei 
allen  firOUidiett  Gelegenheiten,  YerlObnissen,  Hochzeiten,  Kind- 
taufen, Hausrichtungen,  Volksbelustigungen,  auch  da,  wo  eine  »feine* 
Erbschaft  oder  ein  guter  Lottoriegewinn  gemacht  war,  sich  mit 
ermahnender  Ansprache  einfinden  und  die  Arinenbücbse  zur  Bei- 
steuer darreichen.  Seibat  das  wöchentliche  Umgehen  mit  der 
Anneubüchse  von  Haus  zu  Haus  ward  Anfangs  ihm  zugemuthet. 
Weiterbin  aber  durfte  er  hiermit  seineji  Custos  beauftragen  und 
noch  später  —  (nacli  den  Koglements  der  Jahre  1742  bis  1744) 
—  ward  das  wöcbenlliche  Einsammeln  in  saramtlicben  Land- 
gemeinden, wie  auch  in  den  Städten,  nach  Anleitung  präziser 
Vor.schiiftcu ,  den  Hausbewohuern  auferlegt.  Dem  Prediger  lag 
ferner  die  Ermittelung  der  Unterstützungsbedürftigen,  unter  Assi- 
stenz des  OrtsTorstehers  die  Prüfung  der  Bedntitigkeit,  die  Äl- 
mmenTertbeiluttg  und  die  BecbnungsfShrDng  ob. 

UuBoittelbarer  Vorgesetzter  im  Armenwesen  war  ein  «Pirektor*, 
welchen  der  Landesherr  üBr  je  einenBezirk  in  der  Person  eines  bftheren 
Staatsdieners  speziell  ernannte.  Den  Anweisungen,  welche  dieser  dem 
Prediger,  als  dem  „Inspektor*  ertheilte,  hatte  er  Folge  ZU  leisten, 
ihm  periodisch  über  den  Stand  der  Armenpflege,  ausserdem  auch 
auf  Veranlassung  besonderer  Vorkommnisse  zu  berieliten  und  Hech- 
nung  abzulegen.  In  solatiuui  für  ihre  Mühwaltung  war  den  Pre- 
digern auf  dem  Laude,  zur  \  ermehruug  ihres  Eiukommens ,  aus 
den  Aufkünften  der  Kirchen  so  viel  zugebilligt,  als  der  zwan- 
zigste Theil  der  in  jeder  Gemeinde  in  jeglichem  Jahre  gesammel- 
ten Armengelder  ausmachte  (1748).  Später,  seit  dem  Jahre  1771, 
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mussten  die  neuanzuateUenden  Prediger  auf  dieses  kleine  Emoln- 

ment  verzichten  und  die  Änneurechnungen  unentgeltlich  fähren. 

Die  westfälische  Usnrpationsperiü de  hatte  die  Armenanstalteo 
des  Landes  in  mehr  und  minder  zerrütteten  Zuständen  zurfick- 
gelassen.  Besonders  war  die  Stadt  Braunschweig  von  der  fran- 
zösischen Habsucht  hart  betroffen.  Zwei  Drittthoile  ihres  Kapital- 
vermögens hatte  man  fih  gute  l'rise  l)etraohtet;  man  hatte  der 
Armen  Viele  gesehaffeu.  ihnen  aber  statt  des  Bredes  Steine  ge- 
reicht. Die  \\  it'dei  herstell ung  eines  gedeihlichen  Arnieuwesens 
war  daher  eine  der  ersten  Sorgen  der  wieder  eingetreteneu  rcciit- 
xnftsaigeii  Regierung.  Schon  der  24.  Iftn  181 4  brachte  eine  aof 
Stadt  und  land  sich  erstreckende  Verordnung,  die  UnterstAtiaBg 
der  Armen  betreffend. 

Mit  dem  Grundsätze  an  der  Spitze,  dass  die  «den  unentbelv- 
lichsten  Lebensunterhalt'  bedingende  Unterstfitnmg  der  Orts- 
armen den  Ortsarmenaustalten  obliege  und  das  den  Arraenfonds 
Fehlende  von  der  Gemeinde  »nach  einem  der  Beschaffenheit  des 
Ortes  nach  gerechten  Verhältniss"  zusammenzubringen  sei,  jedoch 
auch  unter  Zusage  eventueller  Beihilfe  aus  Staatsmitteln,  macht 
jene  Verordnnng  den  Kommunal-  wie  den  Rtriatsbehi'rdeu  zur 
PHicht,  sieh  die  sofortige  Einrichtung  zwet  kiiiit^siger  Arnienanstal- 
ten  in  siimmtliclieii  Ortschaften  angelegen  sein  zu  lassen,  dieArmen- 
austülten  zu  den  erforderlichen  Ausgaben  durch  die  ihnen  zusttLeu- 
den  Fonds  und  sonst  angewiesenen,  stehenden  und  zufälligen 
Einnahmen  in  Stand  zu  setzen,  das  UnterstfttsungsbedflrftuBB  ge- 
irissenhaft  zu  prfifen  und  Torzüglich  auf  rechtzeitige  Unterstfltnug 
williger,  aber  unzureidiender  Arbeitskrftfte,  mithin  auf  YerhiDdenug 
der  Verarmung,  Bedacht  zu  nehmen,  su  dem  Ibde  durch  Natural* 
Unterstfitzung,  besonders  durch  Arbeitgeben,  die  Quellen  der  Ver- 
armung zu  verstopfen,  das  Almosenspenden  aber  auf  Diejenigeo  zu 
beschränken,  denen  die  Selbsthilfe  fehle.  Auch  die  Fürsorge  für 
schulptlichtige  Kinder,  nicht  nur  während  der  Schulpflichtigkeit, 
sondern  auch  nach  dem  Austritt  aus  der  Schule,  ebenso  die  Für- 
sorge für  arme  Kranke,  wird  den  Ort^ibehörden  eindringlich  em- 
pfohlen und  zugleich  eine  geordnete  Rechnungsführung  nach  dem 
Vorbilde  der  Gemeinde -Ileebnungsführuug  vorgeschrieben.  Wie 
die  Gemeinde-Rechnungen,  unterlagen  auch  die  Armen-Rechnungen 
der  Momtur  und  Abnahme  durch  die  damals  eingesetiteiL  Kmsr 
gerichte  (Gerichts-,  Yerwalinngs-  und  Polizeibehörden  zugleich) 
und  den  OberhaupUeaten**}  lag  ob,  die  Qrdnupg  im  BeGhnaDg»< 
weeen  zu  überwachen. 

•)  Siner  hi  nlatiiuii  lllr  die  un  Jahre  lUi  nioht  wieder  hergeilBllti 
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Dieser  Verordnung  reiht  sich  eine  fernere  vom  6.  Februar 
1815  an,  welche  sich  /war  nur  auf  die  Stadl  Braundchweifi:  er- 
streckt und  vorzugsweise  die  Heilung  der  durch  die  westfiUisjche 
Wirthschaft  den  Armenanstalten  der  Stadt  geschlagenen  Wunden 
sum  Gegenstände  hat,  aber  besonders  desbalb  bemerkenswerth 
erscbeiDt,  weil  sie,  indem  de  regelmftssige  vOchentliebe  Samm- 
lungen wieder  herstdlt,  die  von  den  Ortsbewobnern  zu  leistenden 
Beiträge  als  freiwillige  Gaben  betrachtet  nnd  keinen  FaUs  unter 
den  Gesichtspunkt  einer  Armensteuer  gebracht  wissen  will. 

Durch  ein  Kammer- Reskript  vom  9.  April  1818  ward  die 
—  unter  Mitwirkimcf  der  Ürlsvorsteher  —  unentgeltlich  auszu- 
übende Administration  der  Ortsarnienkasse  auf  dem  Lande  wie- 
derum den  Fl  edigeru,  die  iiechnungs-  und  Kassenführuug  ihnen 
allein  übertragen. 

In  den  Städten  traten  statt  der  westfalisclien  Mairieen  die 
früher  bestandenen  Magistrate  als  Ortsverwaltungsbehördeu  wieder 
ein  und  nbemahmen  damit  aneh  die  Administration  des  Armen- 
wesens. Bechnnnga-  nnd  EassenfiibiQng  sollte  in  der  Kegel  einem 
Kämmerer  zufallen.  Anftichtsbehdrde  war  die  damalige  Finani- 
Eammer. 

Die  Einnahmequellen,  sowohl  der  ländlichen  als  der  städti- 
schen Armenkassen,  blieben  im  Wesentlichen  die  der  alteren  Zeit. 
Abgesdieo  Ton  den  aus  Fundationen  erfolgenden  Aufkünften  ward 
ein  besonderes  Gewicht  auf  die  Erträge  aus  wöchentlichen,  von 
den  Familienhäuptern  der  Reihe  nach  zu  beschaffenden  Haus- 
sammlungen  gelegt.  Ausserdem  flössen  in  die  Ortsarmenkasse  alle 
schon  oben  erwähnte  Einnahmen  aus  Saiuiulungen  bei  fröh- 
lichen Gelegenheiten,  aus  den  Kliugebeuteln,  Becken  und  Armen- 
st5cken  in  den  Kirchen  etc.,  aus  Ehestiftungen,  Testamenten  und 
allen  Kontrakten,  welche  Uebertragung  des  Eigenthums  an  Grund- 
stöcken sum  Gegenstande  hatten.  Auch  wurde  die  i^er  bestan- 
dene Befreiung  der  sogenannten  exemten  Grunddgenthflmer  (Bitter- 
gntsbesitser  etc.)  von  dieser  letzteren  Abgabe  aufgehoben.  Alle 
Stra^elder  dagegen  sollten  in  herrschaftliche  Kassen  fliessen. 

Hinsichtlich  der  durch  wöchentliche  Sanunlungen  aufzubrin- 
genden Hilfsbeiträge  ward  bestimmt,  dass  es,  sofern  das  Beitrags- 
verhältniss  nicht  etwa  schon  durch  besundere  Reglements  geordnet 
worden,  bei  dem  Herkommen  belassen,  wo  es  aber  an  einem  solchen 

Fatrimonial- Gerichtsbarkeit  gegründete ,  iu  praxi  für  ziemlich  entbebriicli 
gehaltene  Mittelinstaat  swischeA  den  Krcisgerichten  und  der  damaligen 
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Herkommen  fehle  und  der  Vmucb,  das  Fehlende  durch  Erhittnng 
der  freiwilligen  Beiträge  m  decken,  fehlaehlagen  sollte,  du  Feh- 
lende «auf  gezwungene  Weise  und  nach  einem  regalirten  Fusae* 
aufgebracht,  erforderlichen  Falls  aber  aus  den  Gemeiudekassen 
Zuschüsse  geleistt^t  werden  solle.  Schwer  indess  möchte  sich  nach- 
woLsoji  lassen,  dass  irc^ondwo  /u  einer  zwangsweisen  Reguliruog 
der  freiwillig^rn  wöcbi'iil liehen  BfiträLT»'  vuri^egangen  sei. 

Neben  den  Ort— Armenkassen  wurde  zufolge  höchsten  Ke- 
skripts  vom  2.  De/,br.  18IG  für  jecbjs  Kreiagericht  eine  von  dem- 
selben unter  Aufsicht  der  Obi  iliaupLleute  separat  zu  verwaltende 
Kreis-Armenkasse  gegründet  und  wurden  diesen  Kassen  ausser 
anderen  Einnahmen  auch  die  Torerw&hnten  Aofkünfie  aus  £he- 
stiftangen,  Testamenten  nnd  Kontrakten  fiherwiesen.  Aucft  die 
üeberscbfisse  von  den  dnrcb  die  Gesindeordnung  yom  15.  Oktbr. 
1832  eingeführten  Dienstbüchern,  welche  in  den  Stftdten  den 
Kämmerei-,  in  den  Landgemeinden  aber  den  Kreifr-Armankassen 
fiberwiesen  waren,  sind  im  Jahre  1834  den  lindlicfaen  Orti- 
Arinenkassen  xu  ihrem  Antheile  zugewiesen.  Sodann  aber  ver- 
zichtete der  Staat  auf  sämmtlicbe  Folizeistrafgelder  und  überwies 
dieselben,  je  nachdem  sie  in  Städten  oder  in  Landgemeinden  ver- 
wirkt waren,  den  Kämmerei-  resp.  den  Kreis- Annenkassen.  Fiurte, 
regelmiissiL,fe  Unterstützungen  aus  den  Kreis-Armenkassen  waren 
von  F.  Kammer  auf  Grund  periodisch  vorzulegender  ü ntcr stütz ungs- 
yAüia  zu  verwilligen.  Nur  in  dringenden  Fallen  durften  auch  die 
Lükalbehörden,  vorbelialtlicli  späterer  Motivirung,  ünteratütziuigeji 
bewilligen. 

Eine  nidit  nnwesentliche  Erldchterung  erwachs  den  Qrts- 
Armenkassen  auch  durch  Brodkom-,  Brennholx-  und  Geld^Uater- 
stfltsungen,  welche  der  Staat  aus  dem  Domininm  und  demEloster- 
fond  anwies.  Sowohl  diese,  wie  auch  die  üntersttttsungm  aus  den 

Kreis-Armenkassen  bezweckten  Unterstütsung  soldier  HüUMfirf- 
tigen,  welche  fäglich  nicht  auf  die  Orts-Arraenkassen  angcwiesae, 
oder  docli  aus  dieser  nicht  hinlänglich  unterstützt  werden  konnten, 
als  z.  H.  hülfsbedürftige  emerittirte  Staatsdiener,  herrschaftliche 
Waldarbeiter,  Dienstboten  der  Domänen,  deren  Wittwea  and 
Kinder  etc. 

Diese  subsidiäre  Unterstützung  aus  Staatsmitteln  ist  bis  jctrt 
fortgesetzt  und  keiuesweges  unbeträchtlich.*)  Die  \  eiwiUiguugen 
geschehen  auf  etatamässige  Vorschläge  von  der  Laudesregierung. 

*)  Die  jährlichen  BrcDuholz-Unterstützungen  lnr  das  ganze  Land  sind 
snm  Wertbe  von  lOOOü  Thlr  etatisirt.  Die  Brodkom- Unterstützungen  wur- 
den mi  das  von  den  BonuuBenpachteni  au  «ffbebende  Zfodutn  söge* 
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Mit  den  Orts-Armeukasscu  konkumrten  aucli  da,  wo  die  Ein- 
nahmen der  Kirchen  die  Mittel  darboten,  herkömmlich  kirchliche 
Armenkassen.  Ds  sie  in  der  gesetzlichen  Organisation  des  Ännen- 
weaens  keinen  Platz  aügewiosen  erhalten  hatten,  nfid  ea  nnzntrSg- 
lich  erscheinen  musste,  die  Ortsannenpflege  von  zwei,  ausser  aller 
Verbindung  stehenden  Stationen  ansähen  sn  hissen,  so  war  —  in 
den  vierziger  Jahren  —  das  Bestrehen  der  weltlichen  Yerwaltmigs- 
behörden  auf  Beseitiguni:  jener  Kassen  gerichtet.  Auch  sind  sie 
durch  die  nenore  Gesetzgebung  nicht  ausdrücklich  hergestellt. 
Weni)  indess  nach  §,  .")'.)  des  Gesetzes  vom  30.  November  isül, 
die  Errichtung  vou  Kirchen\orstiin«len  in  den  evangelisch-luthe- 
rischeu  Kirchengeineinden  betr.,  den  Kirchenvorstündcn,  denen 
die  ordentlichen  Geistlichen  und  Diakonen  der  Genieinden  und 
deren  Stellvertreter  in  Vakanzfiillen  ,ingeli<iren,  die  Verwaltung  \ind 
Verrechnung  der  ,zuni  Besten  der  Armen"  etc.  bestimmten  Auf- 
kfinfle  der  kirehficfaen  Sammlungen  in  der  Gemeinde  obliegt,  und  der 
Geistliche  auch  bei  Terwendung  der  von  der  Privatmildthätigkeit 
geleisteten  Gaben  ,för  Arme  nnd  Kranke"  thunlichst  hälfreiche 
Hand  bieten  soll,  ftberdies  auch  die  Frage,  ob  diö  Klingelbeutel- 
(jetzt  Becken-)  gelder  den  Ortsarmenkassen  oder  den  Kurchen  zu- 
stehen, dahin  entschieden  ist,  das8  ersteren,  wenn  nicht  ex  speciaii 
titulo,  ein  ius  qnaesitum  darauf  nicht  zustehe,  dieselben  viebuehr 
zunächst  der  Kirche  zur  Bestreitung  ihrer  eigenen  dringenden  Aus- 
gaben gebühren;  sn  liisst  sirli  den  kirchlichen  Anuenkj^en  eine 
gesetzliche  Grundlage  nicht  absprechen. 

So  ist  denn  seit  dem  Jalire  l><b2  die  Ausbildung  der  kirch- 
lichen Armenkassen,  unter  Anweisung  und  Ueberwachuiig  des 
h.  Konsistoriums,  in  Stadt  und  Land  dergestalt  vorgeschritten, 
dass  schon  im  Jahre  1860  nur  noch  einige  wenige  Kirchen* 
gemeinden  auf  dem  Lande  vorkamen,  in  denen  larchüche  Armen- 
kassen nicht  in  Wirksamkeit  getreten  w&ren. 

In  den  dzm  Jahren  1857,  1858  und  1859  betrug  die  Zahl 
der  aus  kirchlichen  Armenkassen  unterstützten  Personen  zusammen 
6740,  und  die  Totalsumme  der  in  diesen  drei  Jahren  gewährten 
ünterstützungen  rund  10400  Thlr.  Die  verabreichten  Gaben  bestan- 
den ebensowohl  in  baarem  Gelde,  als  in  Schulbüchern  (Bibeln, 

iriesen.  Nach  Abl&sang  der  Domamalgefällc  wd  das  Unterstatzuugskora 
▼on  den  Ereisdlrektloiiea  auf  den  DomlDen  gegen  BawBahliing  aagekaiift. 

Der  jillirlichc  Gesammtbptrag  hat  bisher  li'O  Wispel  betragen,  welche  auf 
die  sechs  Kreisdirektionsbezirkc,  je  uach  deren  Umfang  und  UnterstbUusgs- 
bedürfuisB,  repartirt  Verden. 
BmalKf  hin«,  JüfMBfiatt«  46 
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Katechismen  etc.)  und  Kleiduncfsstücken  für  Konfirmanden  und 
Schulkinder.  Ob  das  thunlichste  Einvernehmen  mit  den  Ortsarnieii- 
behörden,  worauf  die  Kirchenvorstände  hingewiesen  sind,  überall 
angestrebt  wird,  mnss  dahin  gestellt  sein,  bet^ionders  da,  wo  es 
sich  um  Unterstützungen  handelt,  deren  Vcrwillii^'unq'  aus  Um 
dazu  bestimmten  Kircheumillelu  ausachliesslich  vun  dem  Prediger 
abhängt. 

Mit  dem  üebergange  der  Landespoliza-Venniltiuig  auf  die 
—  im  Jahre  1832  eingeseizlien  —  sechs  Ereisdirektioiiai  tnteo 
diese,  an  Stelle  der  Tormaligen  förstlichen  Kammer,  als  AuföcUi- 
behOrde  im  Armenwesen  ein.  Ihre  Einwirkang  erstreckte  sidi 
indess  weniger  auf  die  Armenpflege,  als  auf  das  Armoiredmimgs- 
wesen,  insofern  die  Armenkassen -Rechnungsführung  ein  anneiniB 
der  Gemeindekassen- Rechnungsführung  bildete.  Die  Insuffizienz 
der  Armenkassen  Mar  nämlich  durch  Zuschuss  aus  den  Gemeinde- 
kassen m  decken  und  dieser  ZU  dem  Ende  in  den  GemeindekaaseB- 
Etat  mit  aufzunehmen. 

Die  neueste  gesetzliche  Grundlage  des  Gemeinde-Armenweieiii 
bilden  die  revidirte  Stüdteordnung  und  die  allgemeine  Landgemeinde- 
ordüung,  beide  vom  19.  März  1850. 

Von  der  in  ihnen  vorgeschriebenen  Organisation  des  Armem- 
wesens  weichen  nur  diejenigen  Gemdndea  ab,  in  denen  eine  la 
geringe  Einwohnerzahl  dne  Abweichtutg  nicht  umgehen  Bssa.  Hb 
sind  dies  einige  Gemeindeii,  in  denen  sich  grosse  landwirthsehaft- 
liehe  Oflter  befinden  und  deren  Besitzer  resp.  Vertreter  (Fftehter 
oder  Administratoren)  und  das  zugehGiige  WirtiuchaflspenoDil 
allein  die  Gutsgemeinde  bilden.  Hier  ist  die  Gemeinde-  und 
Ortspolizei -Verwaltung  ausschliesslich  in  die  Hand  des  Gutsvor- 
standes gelegt,  von  diesem  dagegen  auch  die  Verpflichtung  zur 
Bestreitung  sämmtlicher  Gemeindelasten  und  zur  Unterhaltung  äcr 
Armen  übernommen.  Auch  sei  hier  bemerkt,  dass  die  gesetzlich 
freigelassene  Vereinigung  mehrerer  Gemeinden  zu  Annenverbäadea 
nirgends  in's  Leben  getreten  ist. 

Die  in  den  obgedachten  beiden  Gemeinde-Ordnungen  für  das 
Armenwesen  gegebenen  organisatorischen  Bestinmiungeu  smd  — 
im  Wesentlichen  itir  Stadt  und  Land  üb^einstimmend  ~  folgende: 

Zur  Leitung  und  Besorgung  des  Aimenwesens  smd  in  des 
StSdten  von  den  StadtTerordneten,  in  den  landgemehiden  Toa  den 
Gemeinderfttben,  Armendeiputationen  zu  wShlen.  Die  stidtisehea 
stehen  unter  Au&icht  und  Leitung  des  Stadtmagistrates,  aus  dessen 
Mitgliedern  eines  den  Vorsitz  fBhit,  die  Ifindliehen  unter  den 
Gemeinderftthen. 
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Die  Deputationen  haben  die  Armeniifleqe  —  in  den  StädhMi 
unter  Assistenz  einer  dem  Bedarfe  entspreclienden  Anzahl  von 
Armenpflegeru  und  Armeuäiv.teu  —  die  Armenpflege  im  ganzen 
Umfimge  zn  leiten  *  ünterstatzuogen  zu  bewilligen  und  die  Art 
deraelbeD  zu  bestimmen.  Nur  in  EilMen  ist,  in  den  Städten  der 
YoTsitsende  des  Magistrates  oder  der  yorsitzende  der  Armen-De- 
pntation,  in  den  Landgemeinden  letzterer,  befbgt  und  verpfliebtet, 
Anordnungm  zu  treffen  und  Unterstfitzungen  zu  bewilligen.  Falls 
Letzterer,  gegen  die  R?gel,  nicht  zugleicl]  der  Gemeindevorsteher 
ist,  hat  der  Vorsitzende  der  Deputation  die  Zustimmung  des  Vor^ 
Stehers  einzuholen. 

Unter  Anweisung  und  Uehorwaeliung  der  Armendeputation 
besorgt  in  den  Stildten  riu  Kaniiiit  rcr  oder  ein  betionders  anj^e- 
nommener  Geschäftsmann,  in  den  Landt^omoindcn  gcwöhnlieh  der 
Vorsteher  oder  der  Vorstehergehülle,  die  liecimungs-  und  k'assen- 
fuhrung  im  Anschluss  au  das  Gemeiudekassen-Kechnungsweseu. 
Für  Bertsion  und  Abnabme  der  Armen-Itedmong  gelten  die  des- 
halb fBr  die  Gemeinde-Beebnangeu  gegebenen  VorBchrifben. 

Im  Monat  Septemb^  ist  vom  Stadt-Magistrate  resp.  Oe- 
meuderorsteher,  unter  Zuziehung  der  Armen-Deputation,  ein  Vor- 
anschlag der  muthmaaslichen  Einnahmen  und  Ausgaben  aufzu- 
stellen und  der  erforderlichen  Falls  aus  der  Stadt-  rc-p.  OLineinde- 
Kasse  zu  beanspruchende  Zuschuss  in  den  Voranschlag  für  letztere 
aufzunehmen.  Die  Feststellung  des  Armenkassen- Voranschlags 
findet  demnach  in  dem  ifir  die  Feststellung  des  Genieindekaasen- 
Voranschlags  vorgesehriebeuen  Verfahren  seine  Erledigung.  In 
keiner  Stadt  wird  eine  ADuensteuer  separat  veranlagt,  diese  viel- 
mehr unter  der  Kommimalsteiier  mit  erhoben.  Auch  auf  dem 
platten  Lande  bildet  dies  Verfahren  weitaus  die  Regel  und  dürfte 
das  Einsanunehi  wöchentlicher,  freiwilliger  Beiträge  nur  notk  ver- 
einzelt Torkommen. 

Nach  den  Worten  des  Gesetzes  sind  die  Gemeinden  Terpflichtet, 
ihre  Armen  zu  unterstützen  und  obdachlosen  Gemeindegenossen 
ein  Unterkommen  zu  Terschaffen,  auch  armen  Kranken  und  frem- 
den Hülfshi  dürftigen,  welche  während  eines  zeitweiligen  Aufent- 
halts erkranken  oder  aus  sonstig(!n  Gründen  nicht  entfernt  werden 
können,  Hülfe  augedeihen  zu  lassen.  Heimathgemeiuden  des  In- 
landes haben  in  letzterem  Falle  die  aulgcwaudten  Kosten  zu  er- 
statten. 

Die  Unterstützten  niü.sseii  sich  den  Anordnungen  der  Annen- 
deputalioueu  unterwerfen  und  Stadt-Magistrat  und  Gemeiudevor- 
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Steher  sind  berechtigt,  semen  Anoribraiigeii  durch  geetgnete  Zwaogs- 
maasregeln  Folgeleistnng  zu  Teracfaaffen. 

Geleistete  ünteistützungen  sind  nur  als  Vorschusse  zu  be- 
tracLten  und,  wenn  tlmnlich,  zu  erstatten.  Für  die  Wiedereiutat^ 
tung  hattet  auch  der  etwaige  Nachlass  desi  Unterstütz tou .  des-^en 
Ueberschuss  aber  den  Erben,  sofern  sie  sich  binnen  Jahresfrist 
melden,  lierauszugeben  ist. 

Hiernüebst  ist  der  durch  die  Gesetze  vom  8.  Dezbr.  Isöl  über 
die  rit'iueindeschulen  und  vom  23.  April  184<).  die  Schnlpflichtig- 
keit  und  das  Schulgeld  in  den  Laüdgenieiudi'n  betrelVend,  vorge- 
sehenen Unterstützung  armer  Eltem  schulpüichtiger  Kinder  Er* 
wfthnung  zu  thnn.  Sie  erfolgt  entweder  (in  den  St&dten)  dorob 
Aufnahme  schulpflichtiger  Kinder  in  Freischulen,  oder  durch  gänz- 
lichen oder  theilweisen  Erlass  des  Schulgeldes. 

Für  jede  Schule  besteht  eine  Schulkasse,  deren  etvn^ge  Xh- 
znl&nglichkeit  aus  der  Qemdnde-  resp.  Ortfr-Aimenkasse  zu  er- 
gftnzen  ist. 

Ueber  Anträge  auf  Schulgelderlass  entscheidet  in  den  Land- 
gemeinden, auf  Antrag  des  Vorsteherä,  die  Verwaltung  des  Ortä- 
aniK'M Wesens:  in  dm  Städten  sind  solche  Anträge  direkt  an  die 
AruK'U Verwaltung  zu  richten,  und  von  diesiT  zu  erledigen,  Daniber 
aber,  ob  aus  besonderen  Gründen  ein  Kind  mit  Erlass  des 
Schulgeldes  aus  einer  Kreischule  in  ein»^  andere  städtische 
Schule  aufzunehmen  sei,  steht  dem  Schulvorstande  die  Entschei- 
dung zu.  Die  sonstige  Unterstützung  durch  Sdiulbücher  und 
SchulutmsiHeQ  fällt  der  Ortsarmoilgsssen-yerwaltung  anheim  und 
beschränkt  sie  sich  in  den  Städten  auf  Kinder  und  Frosehideit 

Den  kommunalen  Anneoaastalten  zur  Seite  stehen  die  in 
mehreren  Städten  eingerichteten,  sehr  wohlthätig  wirkenden  Klem- 
kinderbewahranstalten  und  eine  grosse  Anzahl  ttmnuBX  Stifinageu 
zur  Aufnalime  und  Verpflegung  hülfsbedürftiger,  insbesonden 
altersschwacher  Personen.  Auch  in  manchen  nichtstädtischen  Ge- 
meinden, z.  B.  Bevern,  Hehlen,  Heinibnrg,  Walkenried  etc.  hetinden 
sich  solche  Stiftimgen.  Ausserdem  fehlt  es  in  den  grösseren  Land- 
gemeinden selten  an  soe-nannten  Gemeindehäusern,  vorzugsweise 
zur  Aufnahme  obdachloser  Armen  beslimrat. 

Die  durch  die  revidirte  Städteordnung  und  durch  die  allge- 
meine Landgemeinde- Ordnung  vorgezeichnete  OrgaiiisaUuu  des 
Armeuwesens  ist  überall  zu  praktischer  Durchfüiiruug  gekommen 
und  es  fehlt  an  Grfinden,  anzunehmen,  dass  im  AUgemeioen  die 
Wirksamkeit  der  Armenpflege  dem  Geiste  der  Gesetzgebung  mcU 
entspreche.  Besonders  darf  dies  von  den  städtischen  Armenve^ 
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waltungen  um]  denen  grösserer  Flecken-  und  Landgemeinden  ge- 
sagt werden,  indem  in  ihnen  das  lumiane  und  iutelligeute  Element 
leichter,  als  in  kleineren  Gemeinden,  seine  Vertretung  findet.  Die 
gMdtischeD  Anoen-BegleiiMiits  besebr&nkeii  zwar  piinripiell  die 
UnterstfttKimgeii  auf  den  nnentbebrlichBten  Bedarf,  wollen  aber 
durchweg  das  erkannte  wirkliche  Untorstatinings-Bedilifiiifle  nir- 
gends nnbefriedigt  lassen  und  verdienen  besonders  darin  Aner- 
kennung, dass  sie  den  Armenverwaltungen  Torzngsweise  mr  Pflicht 
machen,  auf  Abweivlnn'jf  drohender  Verarmung  bedacht  zu  sein. 

Ob  in  den  Landgemeinden  begründeten  Unterstützungs-An- 
sprüchen überall  genügt  wird,  darüber  fehlt  es  an  einigormaason 
zuverlässigen  Nachrichten,  um  so  mehr,  als  es  sdTist  den  Aufsichts- 
behörden, den  Kreis -Direktionen,  an  zureichender  Gelegenheit 
zur  Kenntnissnahme  fehlen  dürfte.  Die  Untersuehung  der  bei 
ihnen  etwa  vorgebrachten  Beschwerden  über  verweigerte  Unter- 
stützung wird  in  den  wenigsten  Fällen  zu  einer  hiiüänglichen 
ElantelluDg  des  Baschwerdograndes  f&hren,  da  die  Behörden,  gegen 
welche  die  Beschwerden  gerichtel  sind,  selten  um  Beohtfertigungs- 
grOnde  in  Verlegenheit  sein  werden,  ausserdem  aber  nicht  die 
Kreis-Direktionen,  sondern  die  Gemeinderäthe  die  Beschwerde- 
instanz bilden  und  es  bei  den  Beschlüssen  dieser,  wie  in  den 
Städten  bei  den  Beschlüssen  der  Stadtverordneten,  sein  Bewenden 
hat.  Die  Aushülfe,  welche  die  Kreis -Direktionen  zu  leisten 
vermögen,  beschränkt  sich  auf  Verwilligung  einer  Unterstützung 
aus  der  unter  ihrer  Verwaltung  stehenden  Kreis-Arnienkasse.  *) 

Ferner  hat  es  nicht  gelingen  wollen ,  darüber  einigermaaseu 
befriedigende  Auskunft  zu  erlangen,  ob  sieh  in  neuerer  Zeit  das 
Unterstützungsbedürfniss,  die  Zahl  der  zu  Unterstützenden,  wie  das 
Haas  der  geleisteten  Unterstützungen,  gesteigert  oder  vermindert 
habe.  Proportioneil  muss  sowohl  in  den  Landgemeinden,  wie 
in  den  St&dten,  nicht  nur  die  Zahl  der  Unterst&tzungsbedflrftigen, 
sondern 'auch  der  auf  die  Armenpflege  m  machende  Kostenauf- 
wand abgenommen  haben,  da  es  nirgends  an  Gelegenheit  zum 
Erwerbe  fehlt,  ja  die  Klage  über  Mangel  an  physischen  Arbeits- 
Jträften,  besonders  für  den  Landbau,  allgwnein  ist. 

Eine  für  die  Armenptiege  schwer  zu  lösende  Aufgabe  ist  ein 
wirksames  Verfahren  gegen  erwerbsfähige,  aber  dissolute  Familien- 


Tor  1860  befiuid  tick  bei  Jedem  Amte  im  Ereisdirektiooabesfaftce  eine 

solche  Kn.?fic  'Amts-,  früher  Kreis-. \rmcnliasse).  Mit  der  Aufhcbnng  der 
Aemter  sind  diese  Kassen  7.n  j>  einer  £rei8kM8e  in  der  Uaad  der  be- 
treffenden Kreie-Direktioa  vereinigt. 
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Täter,  welche  ihren  Erwerb  verprassen  und  ihre  S'^unilie  der  Noth 
preisgeben.  Die  revidirte  Städte-  wie  die  Landgemeinde^rdnimg 
geben  zwar  den  Eommunalbehörden  die  Befugnisd,  den  AnonL 
nnngei)  der  Vriuen-Depntationen  dorcli  «geeignete  Zwangsmaas- 
regelu"  Xadulnuk  za  geben;  um  solche  Maasr^ehi  sieht  es 
aber  übel  aus,  da  die  nücbstliegendc  üebf^rweiaung  an  ein  Arbeits- 
haus, deren  ohiu'bin  sieb  nur  wenige  tii]il''n.  gegen  Donjenigen,  der 
seiner  täglicbeu  Ar])oit  nacbgclit,  niclit  in  Anwendung  zu  bringen 
siebt  und  Arre^^tirnng  des  A^beit^vt'rdien3te^,  zur  Deckung  der  der 
Frau  und  den  Kindern  geleisteten  Unterstützungen,  nur  zu  leicht 
vereitelt  werden  kann,  und  sonach  deu  Erfolg  vertagt.  Zur  Ueber- 
weisung  an  die  Korrektions-  und  Arbeits-Anstalt  in  Bevern  aber 
wird  von  den  Gerichten,  welche  über  darauf  gerichtete  Anirfge 
zu  erkennen  haben,  der  Umstand,  dass  ein  Fanulienvater  sdner 
Verpflichtung  zur  Unterhaltung  seiner  Familie  nicht  nachkomme, 
allein  und  ohne  fiinzutritt  anderer  Grdnde  (Öffentliches  Aergeniiss 
etc.)  nicht  für  ausreichend  erachtet  werden.  Es  könnte  daher  den 
Armcnverwaltnngen  nur  erwGnsebt  sein,  wenn  sie  durch  die  Gesetz- 
gebung zur  Anwendung  nambafter,  praktisch  ausfährbarer  Maas- 
regeln in  den  Stand  gesetzt  würden. 

Was  die  oben  erwähnten  Geiueindebäuser  in  den  Landgemein- 
den betrifft,  so  knüjifen  sich  an  dieselben  ert'ahrungsmässig  Uebel- 
stände,  die  deren  Werth  vielfach  sehr  problematisch  erscheinen 
lassen.  Es  ist  nfimlich  unauslilidldicb ,  dass  man  in  diese,  in 
der  Regel  räumlich  sehr  be^chranktcn,  Häuser  auch  Subjekte  weist, 
die  nirgends  in  der  Gemeinde  Aufnahme  fiaduu  köuuen  und  f3r 
welche  Miethzins  ans  der  Armenkasse  zu  zahlen  niofat  koiiTeiiiii 
Häufig  sind  dies  arme,  altersschwache,  flbrigens  nnheecholteoe 
Personen  und  diesen  würden  sich  solche  Häuser  sehr  woUthätig 
erweisen,  wenn  de  eines  ungestörten  Aufenthaltes  in  denselben 
versichert  wären.  Ofb  aber  sind  dort  zugleich  aus  den  Strafiustnlten 
entlassene  Verbrecher  und  sonstiges  vagii  eudes,  liederliches  Gesindel 
und  so  kommen  Erstere  nicht  selten  in  den  Fall,  mit  Subjekten 
der  letzteren  Ali  längere  oder  kürzere  Zeit  ihren  Wohnort  theilen 
und  sogar  deren  Ueberwachuiig  übernehmen  zu  müssen.  Es  fehlt 
daher  nicht  an  Beispielen,  dass  Erstere  unter  solchen  ümstandeii 
das  Maus  auf  jede  Eventualität  bin  räumten.  Dann  blieben  die 
gefährlichou  Subjekte  ganz  aufsichtslos  und  waren  deren  gleich- 
zeitig Mehrere  unter  einem  Dache  beisammen,  so  gestalteten  sich 
solche  Häuser  zu  Herbergen  der  Verbrechen  und  sittlichen  Va- 
sunkenheit.  Wo  daher  solche  Häuser  ni^t  genügend  linmlicb 
hergestellt  werden  können  und  in  denselben  nicht  eine  stnog« 
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Hausordnung'  und  T)iszi{*lin  durchzutühren  stellt,  da  sollte  man 
sie  lieber  weglas8en  uud  andorweite  Aushülfe  sik  Ikmi.  Bei  den 
in  neuerer  Zeit  eiDgcrichteten  üemeiudehäusem  hat  man  auf 
Entfernung  der  erwähnten  Uebelstände  thunliclist  Bedacht  ge- 
nommen und  cUlifte  der  Zweck  dsnelben  am  leichtesten  dadm:ch 
SU  erreichen  sem,  dass,  wie  es  in  neuerer  Zeit  schon  vorgekommen 
ist,  sich  mehrere  Gemeinden  som  Bau  und  zur  üntedialtnng  eines 
in  grOeserem  Maasstabe  einzoricbtenden  Gemeinde-Armenhauses 
Tendnigen. 


2. 

Znr  Statistik  des  eoropftisclien  ArmenwesenB. 

Vom  Uerausgeber. 


Es  sollt«?  auf  Grund  der  in  den  Spezialdarstellungen  dieses 
Werkes,  und  zwar  an  der  Hand  der  zahlreich  dort  angeführten 
statistischen  Daten,  also  auf" exaktem  Wege,  müglirh  9m.  das 
bewilhrteste  unter  den  geltenden  Systemen  der  Armoniitlego  zu 
ermitteln.  Aber  an  einer  zu  diesem  Zwecke  tauglichen  ArniPn- 
statistik  fehlt  es  uns.  wie  schon  an  anderer  Stelle  (Einleit.  S.  21) 
ausgetulut,  zur  Zeit  noch  vollkommen.  Ks  ist  eine  Riesenaiifgabe, 
vielleicht  eine  unlösbare,  ein  Schema  zu  finden,  welches  alle  offi- 
ziellen Bureau^s  braochen  könnten,  und  dessen  Rubriken,  von  allea 
ausgefällt,  uns  über  das  Wissenswerthe  fftr  alle  Tenitorien  exakt 
und  zuTcrlässig  unterrichten  werden.  Es  feUt  dm,  andorer 
Schwierigkeiten  ganz  zu  geschweigen,  schon  an  glsichmSssign 
Begriffs-Feststellungen.  Die  reichhaltigen  statistigchen  Notizen  in 
den  Spezialdarstellungen  des  gegenwärtigen  Werkes  haben  an 
ihrer  SttH '  iliren  Werth,  aber  nur,  insofern  sie  jede  Einrirhtiing 
je  für  sich  bewähren  oder  verurtheilen.  An  dieser  Stelle  soll  es 
nun  auch  versucht  werden,  aus  diesen  Notizen  alJenfall.s  vergleich- 
bare .Morncntc  zusammenzustellen.  Aber  es  geschieht  dies  im 
Bewusstseiu  völliger  Unzulänglichkeit. 

Im  Kaililblgcnden  ist  der  Versuch  gemacht,  die  Einflüsse 
verschiedenartiger  Kinrichtuugen  auf  die  Veränderungen  in  der 
Zahl  der  Unterstfitzten ,  in  der  Armeulast,  in  den  Kosten  der 
Armenpflege  zn  ermitteln.  Während  in  der  TabeOe  A.  die  Bflob- 
achtungsgebiete,  so  gut  als  es  anging,  nach  der  Art  der  Auf- 
bringung der  Mittel  för  die  Armenpflege  gruppirt  sind,  ist 
lür  die  Gruppirung  in  der  Tabe^e  B.  die  Yerwaltungsorga- 
nisation  maas^hend  gewesen. 


Digitized  by  Google 


I 


TAbeUe  A, 


'  1. 


ßeobacblungä- 
gebiet 


Hftt  sieh  di«  Za^l  der 

(iftentlich  Uiiterstiitzten 
so  vcriindort,  da^^>  »mh 
Unterstiitztor  kam: 

(Spako<i<^r  (Sj)alteiler 
Steigerung )  Venninder.) 


S  - 

7B 


clor  rtriode  der  Periode 
anfEinv.  anfEiov. 


Cel(i»to  mit  Arruen.vtfriern. 
1.  Grossh.Oldpnburg  (d.g.T.d, 
Ikrzth  <*]f]fj)injrg(f.8ich) 
3.  Giossbritaiinieii .    .    .  . 
II. 

(i«bie(t)  in.  ßestreitnug  d.  kosttn 
tin*(  d«*m  rIIr.  BlBnahmfifoiMjs 

M.  i'lirch  ziiljilli.i,'  tTir 

»i«seiJcKlinialiii)eu(z.H.Lii.\us- 
steaera,  Straf-,  Kojjfiska- 

tions-  etc.  (ieldci  ). 
•1  Prciissen  (Bestand  T.186t;) 

5.  Stallt  Elberfeld  .  .   .  . 

6.  Herzogthum  SeUeswig  . 

7.  n         Holstein  . 

8.  .,         Lauetibui'g  . 

9.  Vorm.Hrizo[,'t}iuillNas«a(j 
10.  Königreich  Sachsen   .  . 

U,       „  Württeuibcrtr 

12 

13.  Oestoneich  

J4.  Fraukreich  

15.  Belgien  

m. 

Cfbipte  m.  Bpslreitinii?  d.  Kosten 
lediKl.  ans  d.  hIIi;.  (iem.-Budset. 

16.  Vorm.  Konigr.  Hannover 

17.  Stadt  Harburg  ... 

18.  Königreich  Bayern    .  . 

^'         '    IV.    -        *  * 

fifbiete  ni.  halb-  ii.  ganzlreiw  ill. 
ßestruerung  xa  Sweckp»  der 

5ffeDtlleh«B  AniMO|i liege. 
20.  Hamburg  

22.  Brcnion  

2ö.  ^■iede^lande  

24.  Norwegen  

V. 

fieblete,  welche  die  Kosten  des 
Ariieune^iens  vorzugsweise  ans 
iitiftuttKeD  bestreiten. 

25.  Vonn.Fr.8tjMltFrankfui-t 
M.3|«i.8tadt  


istKi  IS*;: 
is,")7 

16Ö5  IbtiH 


is.v.  is»;7 

IN"'.")  ist;i 

1853180)1 
18441858 


1861 18661 


18.'')0  isi; 

16611866 

iisr)4  IS»;«; 
1  B5i  lÖOi 


18881  lb67 


7,w 


Wurde  fDr  öffentUche 

Armenpflege  auf- 
gevendot 

jiro  Kopf     pro  uft'oiit- 
dei  Bevol-  j  lichUuler- 
rasg  statzten 


■s  .  ? 


3 


n  3 


dei  Ttriodt  der  Periode 


21,74,  2J,7, 
21,7«  22,78 
20,83  22,32 


l:J,iO[  4L'.:- 
•n:i  TS,,; 


? 

54,31 


? 

."it  (.  l: 


V 


-  I      .^.Sji  1.",), 

?    ;    V    I  V 

—  I 


10,8 


? 
? 

8,M 


-  -     I  lO.ii'ii  l-'.oi 


8,90 


i 

1,30 
V 

? 
0,5i 

2.U0 


? 

1,44 

9 

0^71 


J.,7 


V 
? 
l,£in 
V 

0,3« 

2,11 


1,!)7 

? 

0,9T 


V  ? 
.'i,u7  I  2, Iii 
0,7!  I  Ö,lfi 


tu 


it. 


175,50  10^1,2-^ 


27.10 

> 

? 
? 
V 
? 

2f),> 
12,.,^ 

14,17 


V 


37.:; 

11,; 
14,ö 


Bemer- 
kungen. 


? 

82,oi> 
? 

49^6 


? 

128,4« 

? 

73,57 


149,00 186, 


»00 


A.i     [>.  All 

■:  ilii  hl'.-.;,!  - 
lic  ii  ; '  ii  nur 
;>n  I  i|  !■■  .s<}g. 

,\  .1  ii»r- 

ni  •■(), 
A.I  IV.Vn- 

Iti-n  »ich  «uf 
<1.  HOK.  .Ar- 

Tli   ::m  -li  - 
tut'  iu  dtio 

vUchenPro- 
\  inf««  (Tgl. 
s  HT). 

V  I  l4.J>le** 

in>h'*n  sich 
tr.ir  auf  die 
S\'  1 1  k  -;itak. 

<li  luv-nf»l- 

A  l.li».d«Bgl. 
A  !  W.U-tl. 

I'.  Vii'^nhen 
I.V. .Irl)  nur 
»ui  iJ  Ittmb. 

Ad, 22.  D.An- 

mIi.ii  I'.v.. 
h  li   nur  II. 
1.  M;i.;tl.r- 
Ar- 
iti;l. 

All.  va.  In  «1. 
.Si.  ;1.  rl;iii 

...iiiil  ti(- 
fi  iili.ir  lit 
Iii.'  l\iii'>- 
ui'ii  iIiT  I' n- 
l.'r.tüUi'ii. 

r>:'ll<li  rii  i1ii' 

r  Ii!,  rstiit  ■ 
ohUwer- 

AdJCD-Aa- 
g»b«D  d«r 
araua  «Wal 

livbtA 


rill  - 


Digitized  by  Google 


1 


Tabelle  B. 


B  e  o  b  ;i  c  h  t  u  1)  g  8  - 
Gebiet. 


In  dt'n 
Jabren 

von  bis 


ll.it  sich  die  Zahl  der 
öffentlich  Unterstützten 
so  verändert,  dass  ein 

Unterstützter  kam: 
(Spalte  der  (Spalte  der 
Steigerung.)  Vcnninder.) 


=  B 


5"  5 


der  Periode  der  Periode 
auf  Einw.  auf  Einw. 


Wurde  für  die  öffent- 
liche Armenpflege 
aufgewendet: 

pro  Kopf  I  pro  Offent- 
der  Bevöl-  |  lieh  Unter- 
kerung  stOtzten 


I  X 

1 


> 


*■  n 


c  a  I  £  8 


V 


der  Periode  der  Periode 

fr.    1    fr.        fr.  U. 


Beotr- 
kaogea- 


(;pltietP  tn.  st«rk  niisKcpr.  ^taatl. 
Ort^auis.  d.  Armenwpsrns  u.  tief 
ciimreilender  staatl.  Mitwirkung. 
1.  Cirossbritinnion .... 
II. 

lirlilPtf  mit  cros-spr  Freilieil  der 
lokalisirteD  kDininiinalcii  Arnieu- 
pllf^e. 

-2.  Vorm.  freio  St.  Frankfurt 

3,  Hamburg  

4.  r  »> 

.*).  Bremen  

Basel -Stadt  


7.  Nnrwegen 

in 

GcbiPte  ni.  Hinri(  htiini?en,  welche 

iwlM-hfn  i.  u.  II.  lieppn. 
S.  Prcusson  (Best,  vor  186G.) 
\).  Stadt  Elberfeld  .... 

Vorm.  Kunigr.  ll.inuovcr 
Stadt  Harburg  .... 
Herzogth.  Scliloswig  .  . 
^    „      Holstein    .  . 
.    ^  Laueuburg 
Vomi.  Herzogth.  Nassau 
Ki>nigreich  Sachsen  .  . 
Grossherzogth.  Oldenlnirg 
(das  ganze  Land) 
Hcrztb.  tHdouburg  (f.  sich) 
Königreich  Bayern 


10. 

11. 
l-J. 

14. 

1.^ 

IG. 
17. 

IS. 
li>. 
'20. 
L'l. 
'2'2. 

24  Frankreich  

25.  Belgien  

2(J.  Niederlande  

rv. 

CebU'le  mit  vorzuKSwelse  (aus- 
serllrl«)  kirchlicher  Or^'anisatiou 

der  Armenpflege. 
27.  Niederlande  :   .   .   .  . 


isr)r> 

18Ü8 

18'».'» 

i8«;i 

1867 

isr.« 

IStJS 

l.SGl 

18<W 

1828 

ISfjl 

1867 

184i>  1861 
18:>:i|l867 


n 
»» 


Württemberg 


Oesterreich 


20,83 


10,9» 
8,80 

? 


18;V)  1867 
1S;Y.  18f;7 
1S55  1867 
185:»  18»iO 
1806  I86r> 
185r»18()4 

186(^186:) 

18.^)7,  ISÖT) 
18.^.'»  1867 
1861;  1866 
1855:1864 
1850;  1850 

1855  1866 

I 

1853  1860 
1844  1K58 

1854  1866 


18541866 


—      —    1 51,1» 


10,1.  7,7 
22,45  20,ai 


—  20,6« 

12,50 

? 

57,si 

;  43,50 
I  44,4« 

149,25 

? 

54,94 


22,a 


12,01 

15,40 

? 

52,9« 


? 
? 

35,00 
7,ofi 


? 

? 

30,14 

6,94 


21,74 

21,74 
38,91 
? 

29,94 

? 
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5,53 


6,55 


8,58 


? 
? 

3,(w 

0,71 

? 

2,V7 


I 


8,90 


? 
? 

2,63 

0,16 

? 

3,ia 


56,05 
42,s»i 

? 

93,85 
58,82 

78,ia 

188,68 

•i 

56,18 

22,72 
22.72 

56,18 
? 

52,01 
? 
? 


6,68 


6,68 


2,10 

3,51 

? 

1,44 

? 
? 
? 

1,90 
9 


? 

? 
0,71 

? 
0,M 

? 

0,34 
2,00 
3,8S 


3,85 


175,50 184,a 


? 

? 
1,37 
? 
? 
? 


? 
? 

0,« 

? 

1,00 

? 

0,36 

2,n 

3^81 


8,33 


? 
? 

51,86 
2i90 


? 

? 

63,49] 


25)01  6.B«»>-T. 


27,,o  ? 
44,»  68,« 

? 

82,06  UM 
? 

? 

? 

? 

? 


? 
? 
? 
? 
? 


? 
? 

49,4« 

? 

89,65 
29,38 


73,51 
? 

45,01 
37,81  & 


12,06  11,» 
14,17 
40,71 


40,71 


iM.i.ni 


14,H 

48,30 


au«.* 


48,30  Wie»»'* 
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Zur  richtigen  Würdigung  dieser  Tabellen  mag  man  beachten, 
dass  die  Zusammcnstelluug  koinor^wcgs  brauchbar  ist  zur  V'erglei- 
chung  der  absoluten  Zahlen,  welche  untereinander  stehen,  sondern 
höchstens  zur  Vergleicliuiig  der  Stufen  der  Veränderungen,  Mit 
anderen  Worten:  Es  beweist  nichts'  und  soll  nichts  danut  bewiesen 
werden,  daas  für  Treussen  ein  Oll'entlich  UnLer.stütxter  auf  56,05 
Einwohner  und  für  Frankfurt  einer  auf  12,oi  Einwohner  fiir  das 
Jalir  1861  angegeben  ist,  denn  weder  ist  der  Begriff  „öffentlich 
Unteratatzter*  überall  der  gleiche,  noch  Iconnte  ewiachen  vorfiber- 
gehend  nnd  däuerod  ünterstQtzten  unterschieden  werden.  Dagegen 
soll  die  Anfinerhsamkeit  z.  B.  der  Thatsache  zugdenkt  werden, 
dass  sich  in  Elberfeld  Ton  1853  bis  1S67  die  Zahl  der  öffentlich 
Unterstützten  im  Verbältniss  zur  Bevölkerung  wie  1  auf  12,50 1 
1  auf  42,91  minderte,  da-^^^  sich  dagegen  in  Belgien  von  1S44  bis 
1858  jene  Zahl  im  V-tIi  iIiihss  zur  Bevölkerung  wie  1  auf  7,o6 : 
1  auf  G.!)4  verniflirte.  Lud  ebenso  soll  das  Augenmerk  auf  die 
Vermehrung  oder  Veriiiindci  ung  in  den  vier  letzten  (den  Geld-) 
Spalten  gelenkt  werden.  Allein  auch  in  diesem  Sinne  müssen  die 
Tabellen  mit  Vorsicht  gelesen  werden.  Denn  zur  Verauschaulichung 
der  Veränderungen  stand  nicht  die  Wahl  gleicher  Anfangs-  und 
Endtermine  frei,  nnd  bei  der  Wahl  dieser  Termine  konnte  nicht 
darauf  Bfit^ieht  genommen  werden,  ob  in  dem  einen  oder  dem 
anderen  besonders  gfinstige  oder  ungfiosttge  Einflüsse  walteten. 
Die  Aniiuigs-  und  Endtermine  mnssten  gewählt  werden,  &a  welche 
sich  Zahlenangaben  vorfanden.  Dass  eine  Vermdirung  der  Armen- 
verhältnisszahl bei  Norwegen  in  186C),  verglichen  mit  1851,  er- 
sichtlich iat,  beruht  ohne  Zweifel  darauf,  dass  bei  der  Wahl  dieser 
beiden  Tennine  auf  solche  Einflasse  nicht  Backsicht  genommen 
wurde. 

Dass  von  dieser  einen  nnd  drei  anderen,  aus  den  Tabellen 
ersichtlichen,  Ausnahmen  abgesehen,  in  den,  fast  siiumitlieh  zwischen 
1850  und  1868  liegenden,  Anfangs-  und  Endterminen  in  allen 
Beobachtungsgebieten  eine,  bisweilen  sehr  beträchtliche,  Vermin- 
derung der  Verhältnisszahl  der  öffentlich  Unterstützten,  in  der 
HftUte  der  Beobacbtungsgebiete  (insoweit  die  fraglichen  Rubriken 
überhaupt  ausgefällt  werden  konnten)  auch  eine  Erleichterung 
der  Armenlast,  in  allen,  mit  einer  einzigen  Ausnahme  (Frank- 
rdeh)  eine  Erhöhung  des  durchschnittliehen  Unter- 
stfitzungsbetrages  Angetreten  ist  —  das  sind  vielleicht  die 
einzigen,  zu  bündigoi  Bfick-  und  Vorschltissen  Anlass  gebenden 
^  Resultate  dieser  Zusammenstellung.  Es  sind  im  Ganzen  erfreu- 
liche Besttitate,  und  man  darf  auf  sie  die  Hoffnung  bauen  i  dass 
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das  schon  mit  imzuieichenden  Mitteln  fast  durchwflg  erfolgreicb 
bek&mpfte  Uebel  gegen  zwcckm&asigere  Maaanahmen  noch  tüI  we- 
niger werde  Stand  halten  können. 

Die  ^roraente,  \<m  denen  bei  der  Gnippirung  iu  Tabelle  A, 
und  H.  aiistrt'Lrancr»  !!  wurde  — -  die  einfachsten,  von  denen  aiisfje- 
gangen  wcrdt-ii  k<niiilL',  und  die  einzigen,  welche  überhaupt  benutz- 
bar waren  —  :>ind  in  ibren  Einflüssen  durchaus  nicht  so  klar 
erkennbar,  wie  erwartet  werden  durfte.  Grossbritannien  mit  »einer 
obljgit!.*<rischen,  büreaukraiischen  Aimeupllege  und  seinen  Armen- 
steuern  zeigt  fihr  die  Jahre  1855 — 1868  eine  Verminderung  der 
Annenzahl,  doe  kleine  Yermebrung  der  Armenlasl,  eine  starke 
Vermehnmg  der  UnterslAtzungskosten,  und  die  lüiedeilaade  mit 
ibren  freien  Beiträgen  und  ihrer  von  der  englischen  himmetwat 
venchiedenen  Organisation  der  Armenpflege  zeigen  eine  migelUr 
gleiche  verbaltnissraiLssige  Verminderung  der  Armenzahl,  allerdings 
eine  Vermindern ni,'^  der  Armenlast,  aber  eine  nur  unbedeutende, 
und  eine  ungefähr  der  englischen  gleiche  Terhältnissmftasige  Steige- 
rung der  Unterstütziingskosteu. 

Ks  mögen  nun  aus  den  Tabellen  A.  und  B.  noch  folgende 
Zusanimenstelliingen  gemacht  werden: 

1.  a.  Berecluiet  man  die  Verminderung  der  Zahl  der 
Unterstütz  Leu  (bezügl.  der  Unterstützungsfällo)  auf  di  ii  Jalu^es- 
durchscbnitt,  so  ergiebt  sich  die  nachstehende  Keiheuldlge: 

Es  wuchs  die  Zahl  der  Einw  obner,  auf  welche  1  Untetstfitzter 
(bczügl.  1  Unterstützungsfall)  kam,  im  Jahreadurchechoitt  der  in 
den  Tabellen  zu  Grunde  gelegten  Perioden: 


In  (Icu  Xiederlaoden  (Rabr.  IV.  d.  T&b.  A.,  Kubr 


Grossbritannifin  ( 

Oldenburg 

(tlcrzogthum)  ( 

Sachsen  .    .    .  ( 

Fraukfurt  .  .  ( 
OldeDbut; 

(d.  ganze  Land)  ( 


Bremen 
Ilamliiirt,'  . 
Schleswig  . 
Baiern  .  . 
ElbcrtVIfl 
Würtemberg 
Holstein  . 
Preussen 
ilarburg 
Laaenburg. 
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m. 

II. 

n. 
ui. 
m. 
m. 
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b.  In  der  Spalte  der  Vermehrnng  der  Vnteretfltzteu 
(bezfigl.  der  TJnteratAtzungsfSüe)  finden  wir  nur  vier  Gebiete.  Es 
minderte  sieb  die  ZaU  der  ESnwobner,  auf  welche  1  UnteEsttbler 
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(bezügl.  1  rnterstiitzunn-sfall)  kam,  im  Jahreadurchflchnitt  der  in 

der  Tabelle  zu  Grunde  geletzten  Perioden: 


In  Belgien    .  (Kubr.  II.  der  Tab.  A.,  ßubr.  III.  der  Tab.  £.)  am  O^i 

«  Basel  Stedt  (  „    V.  „     ,    „     „     II.  „     ^    , )  ,  (Vo» 

„  Norwegen  .  (   „  IV.   „      .     ^      „      II.   „     «    n )   «  O.ig 

,  Frankreich  (    „    IL  „     „       .     III.   „      ,       )    „  0,69 

2.  Die  Veräuderuageii  iu  der  Armenhist  sind  fast  zu  ge- 
ring, um  auch  nur  den  Versuch  zu  machen,  darauf  Argu- 
m«ntadoB  zu  begründen.  In  sechs  von  den  12  Gebieten,  fftr 
welche  die  Tabellen  solche  Veränderungen  nachweisen,  &nd  eine 
Krhöhnng,  in  den  sechs  anderen  eine  Verminderong  dieser  Last 
statt  Auf  den  Jahresdorchachnitt  berechnet,  betrug: 

a.  Die  Erhöhung. 

Auf  den  Kojif  d.  Bevülk. 
0,006  Fr.  in  Fr  ank reich  .  .  (Rubr.lL  d.  Tab.  A.,  finbr.  III.  d.  Tab.  B.) 
O/M  n    »  Wnrtemberif    .   (  „    II.  «   •    n       »    III.  „  «    ,  ) 
0,.wj  „    ,  Belgien  .  .    (    ,     II.  „    .     „        „     III.  „    „    „  ) 

0,020  „  „  Grosfibritauuien  {„  I.  „„„  „  !.,„„) 
0^50  „  ,  Buiern  ....(,  III.  „  ,  »  ,  DI.  «  «  «  ) 
0^  .  ,  Korwegen  .  .  .  (  „   IV.  ,   .  ,     H. ,  ,    ,  ) 

b.  Die  Verminderung. 
Atif  den  Kopf  d.  Bevölk. 

o,oo(;  Fr.  ik  Harburg  .  .  .  (Ruhr.  Hl.  d.  Tab.  A.,  Bnbr.  m.  d.  Tth.  E) 

O/öo  „  „  Kaasau  .  .  .  f  „  H.  «  «  »  „  HI-  „  .  „  ) 
0,(.io  „  „  Hamburg  .  .  ,  (  ,  IV.  „  „  ,  „  ü.  „  „  , ) 
o,aw  ,    ,  d.  Niederlanden  (  „    IV.  ,    .    ,     »    UJ- »  »  ») 

u,«»  ,   »2i;«««A^"  •  •  1  »    ^2'»   •    •     •    »S-*  " 
0,tM  ,    n  Elberfeld  ..•(»    n.«.    .  »HL«,») 

S.  Sehr  beträchtlich  wechsdo  die  duichsehnittlichen  Unter- 
stütznngsbetrftge. 

a.  Kur  in  Frankreich  (Bahr.  II.  der  Tabelle  A.,  Bnbr.  III. 
der  Tal).  B.)  sind  sie  geringer  geworden,  tuid  zwar  dnrch- 
schnittlich  um  0,07  Fr.  pro  Jahr. 

b.  Qestiegen  sind  sie: 

Auf  den  Kopf  der  ÜntenlAtzten  um: 

0,CM>  Fr.  in  Bremen  .  .  .  .  (Rubr.  IV.  d.  Tub.  A.,  Rubr.  IL  d.  Tab.  B. 
0,040  »    ,  Belgien.  .  .  .  (  „    II.  „  „    .      ,    HI.  ,  „  ^ 

0,s9o  ,  „  Würterabcrg  .  (  „  IL  „  »  „  ,  IlL  „  „  „ 
0,630  n    »        >iiederlanden(  ^    I^*  «   »    «      »  »   »  » 

0,<rro  „    „  Grosabritannien  L„»w 

(  «  IL  „  „  „  ,  m. 
(  w  V.  „  „  „  a  n« 
(  „  IV. ,  .  ,    -  g. 


0,730  n  f>  Oeslerreich 

0.  950  „  n  Basel-Stadt 

f,  „Hanl  Ii  ur^;  . 

1,450  9  a  Norwegen  . 

1,  Geo  f,  »Elb  I  rfeld  . 
3,8r;()  „  „  Harb  arg 
4,8a»  „  „  Bayern  .  . 


»     n  n 

n     »  n 


3»  »   •    »       »    J^'  m    »  m 

a 


H-  «    »     w       n     III«  w    »  » 

(    )>    III-    )i    »     »       )>  >f    >»     »>  ' 

(      1?      IIL      M       1?        '»  J»         IIL     T|        )5      ,}  ) 


Was  leliren  uns  uuu  diese  Zusauimeustellungeu't'  Vor  alleu 
Dingen,  dass  das  zu  unseren  Tabellen  verarbeitete  Material  mit 
einiger  Sicherheit  nichts  beweisen  hilft,  als  worüber  schon  ein 
flfichtiger  Blick  auf  die  Tabellen  selbst  nntenichtet,  dass  uSmlieh 
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fiast  überall  in  Europa,  für  die  Armenpflege  mag  welches  System  i 
iniiiK'r  gewSJili  sein,  die  Zahl  der  öffentlich  IJnterstfitzten  Id  den 
letzten  zwanzig  Jahren  abjgenomraen  hat;  dass  die  Arraenlaat  theil- 
weise  gesteigert,  theil weise  erleichtert  worden  ist:  dass  die  öffent- 
liche riilcrstüt/uiiir  l'ür  jcilen  einzelnen  Armen  eine  dein  Geldbetrage 
nach  reichli<-li<-rr  geworden  ist. 

Wäre  es  inr.glich.  einen  Kausalzusainnienlumg  zwischen  den 
verschiedenen  Prinzipien  der  Arinengesetze  und  den  Zustüudcii  des 
Arnjcnweseus  auf  Grund  unserer  —  allerdings  sehr  dürftigeü  — 
Materialien  und  für  unsere  Beobachtnngsgebiete  zu  erreidien,  a> 
mfiaste  derselbe  ans  den  obigen  ZusammenstellungeD  (sub.  1—3) 
klar  hervorleuchten. 

Aber  nach  diesen  Zusanunenstellungen  hat  sich  die  Armen- 
%M  am  wenigsten  gemindert  in  einem  Gebiete  mit  frei- 
williger Besteuerung  zu  Zwecken  der  öffentlichen  Aimenpfl^ge, 
grosser  Dezentralisation  und  halb  kommunalem ,  halb  kircUichnn 
Charakter  der  Armen  Institute;  sie  hat  sich  am  stärksten  ver- 
mindert in  einem  Gebiete,  wo  die  Kosten  der  öffentlichen  Armen- 
pflege ans  dem  allgemeinen  Einuahniefondg  der  Gemeinden  und 
durch  zufällig  für  Arnienzwecke  angewiesene  Einnahmen  bestrit- 
ten werden,  und  die  Verras>ung  des  Armeuweseus  weder  stark 
ausgeprägte  staatliclie  Organisation  und  tief  eingreifende  stautlicbe 
Mitwirkung,  noch  völlige  Freiheit  der  lokaliäirteu  kommuaaleu 
Armenpllege  zeigt. 

Vermehrt  hat  sich  die  Armensahl  am  wenigsten  u&d  am 
stärksten  in  zwei  Gebieten,  in  denen  die  Organisation  der  Aimen- 
pflege  nach  beiden  Richtungen  hin  (Tab.  A.  und  Tab.  B.);  in 
dieselben  Eategorieen  gehört,  wie  in  denjenigen  Staate,  wo 
Yerminderung  die  stärkste  war  (S.  1.,  &  und  b.  oben). 

Anlangend  die  Veränderungen  in  der  Armenlast,  so 
liat  sich  dieselbe  am  mindesten  erhöht  und  am  meisten  vermin- 
dert in  zwei  ebenfalls  den  nämlichen  Kubriken  (II.  der  Tab.  A. 
und  in.  der  Tab.  B.)  angehörigen  Gebieten;  am  meisten  erhöht 
in  einem  Gebiet  mit  freiwilliger  Besteuerung  und  grosser  Freiheil 
der  lokali.sirten  komniunalen  Armenpflege,  und  am  wenig.steu  ver- 
,*  mindert  in  einem  Gebiete,  wo  die  Mitttd  beschafft  werden  aus  dem 
allgemeinen  Kommunal-Etat  und  die  Verfa.ssung  des  Armemvesens 
sich  zmachen  den  Extremen,  der  staatlichen  Kinmiiichung  und  dar 
TftUigen  Gemeinde-Antonomie  bewegt  (2.,  a.  und  b.  oben). 

Und  ebenso  Ist  zwischen  den  Einrichtungen  des  Armenwflsens 
nnd  den  Veränderungen  der  Unterstfttsnngsbeträge 
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(3.,  a.  und  b.  oben)  ein  bestimmter  ursächlicher  Zusammenhang 
nicht  ta  flilmuieD. 

Ans  der  Geringfügiglceit  der  exalcften  Resultate  unserer,  mit 
unnlängüchen  Mitteln  TerBoehten,  ZnaarnmeDstelliingai  muss  selbst- 
Yerstfindfich  eher  auf  die  Nothwendigkeit,  der  Darbietnng  vergleicli- 
baren  armenstatistischen  Matt^rials  künftig  grössere  Anftnerksamkeit, 
ak  bi-litr.  zuzuwenden,  als  darauf  geschlossen  \v(m  l.  n,  dass  der 
Stoff  überhaupt  der  fruchtbaren  statistische  Behandlung  wider- 
strebe. 

Dass  iiuirrhalb  des  n  am  liehen  Gesetzgebunc^sgebie- 
tes  die  für  eine  längere  E]>ociie  fortgeführte  Annenstatistik  die 
Vorzüge  oder  Mängel  ein/einer  gesetzlicher  Bestimmungen,  die 
Folgen  gesetzlicher  Aonderungen,  bis  in's  Ein/eine  widerspiegelt 
—  dafür  enthält  das  vorliegende  Werk  fast  in  jedem  seiner  Ab- 
sdinitte  Iiinreichende  Belege. 
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„    337  „  IG  „  u.  ist:  „in"  zu  streichen. 
^    'SiS  „  12      u.  i^t:  „letzten"  zu  streichen. 
M    340  „  lU  „  u.  soll  es  heissen:  „verminderte''  statt  „ver' 
mindert". 

^   346     7  u.  8  T.  tt.  BoU  es  heiaaen:  „desselben**  statt  „deraetben". 
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